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Wissenschaft, Forschung und Entwicklung in der Bundesrepublik Deutschland 
1981 bis 1989/90 


1. Werterfiin hohe Steigerung der FuE-Ausgaben In 
den 80er Jahren 

— Das Forschungsbudget der Bundesrepublik 
Deutschland wuchs im Zeitraum 1981 bis 1989 von 
39,9 Mrd DM auf 66,7 Mrd DM; der Anstieg um 
nominal 6? % und real gut 35 % entspricht duicb- 
schnitUichen lahrlichen Steigerungsraten von no- 
minal 6,6 % und real 3,9 %. 

— Die Prognose für 1990 ergibt eine weitere Expan- 
sion des FuE-Budgets auf über 70 Mrd DM. Die 
FuE-Ausgaben steigen damit gegenüber 1981 um 
fast 77 %. 

— Der FuE- An teil am Bruttosozialprodukt (BSP) stieg 
von 2,6 % (1981) auf 2,9 % (1989): auch für 1990 
wird ein Anteil von 2,9 % erwartet. 


2. Die Finanzierung von FuE; hohe Dynamik 
der Wirtschaft 

— Die Wirtschaft baute ihren Finanzierungsanteil am 
FuE-Budget 1989 von 55.4 % im Jahre 1981 auf 
63,5 % aus, 

— Die Anteile von Bund und Ländern waren dement- 
sprechend rückläufig. 


3, Die Durchführung von FuE; Position 
der Hochschulen besser behauptet 

— Noch stärker ist die Position der Wirtschaft bei der 
Durchführung von FuE: hier liegt ihr Anteil 1989 
bei 71 % im Vergleich zu 66,7 % im Jahre 1981. 
Dabei hat sich die Eigenfinanzierungsquote der 
Wirtschaft 1989 mit 86,8 % weiter erhöht (1981: 
80,4 %). 

— Entsprechend dem überdurchschnittlichen Zu- 
wac^ des Wirtschaftssektors blieben — nach einer 
Phase paralleler Entwicklung zwischen 1985 und 
1987 — die Anteile der Hochschulen und der au- 
ßeruniversitären Einrichtungen 1989 zurück. Im 
Vergleich zu den außeruniversitären Einrichtun- 
gen haben die Hochschulen ihre Position in den 
letzten Jahren des Zeitraumes 1981 bis 1989 je- 
doch leicht verbessert. 

— Anteil der Grundlagenforschung am Gesaml- 
budget Forschung mit 1987 19 % weit vor Japan 
(13 %, 1986) und den USA (12 %, 1986). 


4p FuE-Personal wächst mh den Ausgaben 

— 1987 waren rd. 420 000 Menschen in Forschung 
und Entwicklung beschäftigt (VoUzeiläquiva- 
lente), das entspricht einem Anstieg gegenüber 
1985 um rd. 28 000 (+ 7,1 %); dabei besonders 
deutlicher Anstieg bei den Forschem um 18 000 
(-H 12,2 %) auf 166 000, 

— Die Zunahme der Forscher war im Wirtschaftssek- 
tor mit über 13 500 (4- 14,5 %) besonders ausge- 
prägt 

— Die positive Entwicklung beim Forschungsperso- 
nal unterstreicht die Entwicklung bei den FuE- 
Ausgaben: Der Anteil der Wirtschaft beträgt auch 
beim FuE-Personal über 70 %. 


5, Frauenanteile unterschiedlich 

— Offenbar begünstigt durch das breite Fächerspek- 
trum in den Hochschulen ist die Entwicklung des 
Frauenanteils dort weiter positiv. 

— Keine merkliche Ausweitung des Frauenanteils im 
stark naturwissenschaftlich geprägten außeruni- 
versilären Bereich; bei Neueinstellungen jedoch 
positive Tendenz auch hier. 


6. Wissenschaftsausgaben mh ähnlicher Dynamik 
wie FuE-Ausgaben 

— Die Ausgaben für Forschung, Entwicklung, akade- 
mische Lehre und FuE-verwandle Tätigkeiten 
wuchsen 1989 auf 89,4 Mrd DM, was einem An- 
stieg der Wissenschaftsausgaben gegenüber 1981 
um 63,5 % entspricht. 


7. Dynamik der FuE-Ausgaben bei Bund 
und Ländern vergleichbar 

— Der Bund steigerte seine FuE-Ausgaben 1989 auf 
13,9 Mrd DM; das Wachstum gegenüber 1981 be- 
tragt damit 34 %. Die durchschnittliche jährliche 
Steigerungsrate liegt bei 3,7 %. 1990 werden 
14,8 Mrd DM erreicht, das ist eine Steigerung um 
42 % gegenüber 1981, 

— Die Länder erhöhten ihre FuE-Ausgaben im Zeit- 
raum 1981 bis 1989 um ca. 32 %, das entspricht 
einer durchschnittlichen jährlichen Steigerungs- 
rate von 3,5 % } fast drei Viertel der Ländenuittel 
fließen in die Hochschulen. 
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8. Entwicklung der Ressortanteile (Bund) 
unterschiedlich 

— Wesentlich gestiegen sind die FuE-Ausgaben des 
BMFT und des BMVg. 

— FuE-Ausgaben des BMFT wuchsen zwischen 1981 
und 1990 von 5.9 fvlrd DM auf 7.9 Mrd DM, BM Vg 
verdoppelte seine FuE-Ausgaben im gleichen 
Zeitraum von 1,6 Mrd DM aul 3,4 Mrd DM. 

— Anteil des BMVg an FuE-Ausgaben des Bundes 
stieg damit im Betrachtungszeilraum von 15 % auf 
23 %: im internationalen Vergleich mit 13 % 
(1988) dennoch weit geringerer Anteil der Vertei- 
digungsforschung an den gesamten öffentlich 
finanzierten FuE-Ausgaben als etwa Frankreich 
(38 %, 1988) oder USA (68 %, 1988). 


9, Konzentration auf staatliche Aufgaben 
bei der Förderung durch den Bund 

— Deutlicher Rückgang der Technologie- und Inno- 
vationsförderung insgesamt zwischen 1982 und 
1990, jedoch erheblicher Ausbau bei den moder- 
nen Schlüsseltechnologien: 

O Förderung der Biotechnologie und der Fer- 
tigung stechrük weit mehr als verdoppelt 
(+ 121 % bzw. 133 %}■ 

O Ausbau der Förderung der LuftfahrLforschung 
und Hyperschalltechnologie auf das Doppeltej 

O Förderung der Materialforschung um 76 % ge- 
steigert. 

— Im Rahmen der Förderung durch den BMFT auch 
erheblicher Ausbau der Förderung von kleinen 
und mittleren Unternehmen von 340 Mio DM 
(1982) auf 550 Mio DM (1990). 

— Überdurchschnittlicher Anstieg im Aufgabenbe- 
reich Programmübergreifende Grundlagenfor- 
schung bis 1986, danach Abflachen des Anstiegs 
aufgrund der auslaufenden Investition sw eile bei 
neuen Großgeräten. 

— FuE-Ausgaben bei Staatlichen Langzeitprogram- 
men nahezu verdoppelt, Ausweitung insbeson- 
dere in der Weltraumforschung aber auch in der 
Meeres- und Polarforschung. 

— Vorsorgeforschung um über 50 % gesteigert {im 
Bereich des BMFT nahezu verdoppelt): 

O Förderung der Klimaforschung seit 1982 ver- 
fünffacht; 

O Forschungsförderung in den Bereichen Umwelt 
und Gesundheit nimmt seit 1982 um mehr als 
die Hälfte zu; 

O Förderung der Geistes- und Sozialwissenschaf- 
ten wächst um 50 %. 

— Insgesamt stieg der Anteil der Grundlagenfor- 
schung an den FuE-Ausgaben des Bundes im Zeit- 
raum 1982 bis 1908 von 23,3 % auf 29 %, beim 
BK'IFT von 26,5 % auf 38,9 %* 


10. Empfängergruppen; Hochschulen bevorzugt, 
Wirtschaft erhält weniger 

— Zunehmendes Engagement des Bundes für die 
Hochschulen: 

O im Hochschulbau 

O bei der DFG 

O bei der Projektfördenmg in Hochschulen: Dritt- 
mittel von 365 Mio DM (1982) auf 795 Mio DM 
(1989) verdoppelt (BMFT von 312 Mio DM auf 
644 Mio DM). 

— Deutlicher Rückgang der Mittel an die Wirtschaft, 
Anteil an den FuE-Ausgaben des Bundes insge- 
samt von über 47 % in 1982 auf weniger als 37 % in 
1989 zurückgeführt; Rückführung im Bereich des 
BMFT von 47 auf 24 % des Haushalts. 


11, Gemeinsame Forschungsförderung durch Bund 
und Länder weiterhin positiv 

— Überdurchschnittliche Mittelsteigerungen bei der 
Deutschen Forschungsgemeinschaft (DFG) und 
den Trägerorganisationen 1989 gegenüber 1987: 

O DFG und MPG ( 4 - 8.4 %) 

O FhG (+ 12,2%). 


12. Bundesrepublik Deutschland im internationalen 
Vergleich weiterhin In der Spitzengruppe 

— Anteile der FuE-Ausgaben der USA, Japans und 
der Bundesrepublik Deutschland am jeweiligen 
Brultoinlandsprodukt 1987 (letzte verfügbare Ver- 
gleichsdaten) bei 2,9 %. 

— Frankreich holt auf: BIP- An teil mit 2,3 % jetzt auf 
gleichem Niveau wie Großbritannien (1987], 1975 
mit 1.8 % noch deutlich niedriger. 

— Dynamik der Forschungsausgaben in Japan be- 
sonders ausgeprägt: Ausgaben seit 1975 fast ver- 
fünffacht. USA, Frankreich und Bundesrepublik 
Deutschland verdreifachen ihre Forschungsausga- 
ben im gleichen Zeitraum (1975 bis 1987). 

— Dabei Finanzierungsanteil der Wirtschaft in Japan 
mit 69 % noch höher als in der Bundesrepublik 
Deutschland mit 64 % (1907. OECD- Statistik). 

— Hohes Niveau der Pro -Kopf -Ausgaben für For- 
schung und Entwicklung 1987; USA mit 533 US-$ 
vor der Bundesrepublik Deutschland (380 US-$) 
und Japan (378 US-S). 


13. Hohe Ausgaben für FuE haben sich gelohnt 

— Entgegen skeptischen Erwartungen von Anfang 
der 80er Jahre hervorragende Position der deut- 
schen Unternehmen Lm internationalen Wettbe- 
werb: 1988 war die Bundesrepublik Deutschland 
mit 11,4% Welthandelsanteü größter Exporteur; 
auch Spitzenposition beim Export forschungsin- 
lensiver Waren (1987) mit 20,6%, vor Japan 
(19,9 %) und den USA (15,5 %). 
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— Außerdem erhebliche Erfolge auf dem Umweltsek- 
tor: Schwefeldioxid-Ausstoß seit 1982 u. a. durch 
vorausgegangene Entwicklung neuer Verfahren 
mehr als halbierti etwa 80 % der Kläranlagen mit 
biologischer Reinigungsstufe^ z, T. mit weiterent- 
wickelten biologischen und chemischen Verfah- 
ren; Schwermetalle im Rhein, wie z. B- Cadmium 
und Quecksilber» erheblich reduziert durch Ent- 
wicklung emissionsarmer Produktionsverfahren, 
wie Rückgewinnung von Metallionen aus Abwäs- 
sern und Wasserkreislaufführung* 


14, Förderung von FuE in der Wirtschaft 
mit bewährtem Konzept 

— Schwerpunkt der Förderung auf Rahmenbedin- 
gungen für FuE, insbesondere Verbund Wissen- 
schaft/Wirtschaft, Anreize und Hilfen zur interna- 
tionalen besonders europäischen Kooperation» für 
Technologie-Transfer, zur schnelleren Diffusion 
und Anwendung von Basistechnologien sowie ge- 
nerell zur Stärkung des FuE- und Inno vations- Po- 
tentials kleiner und mittlerer Unternehmen* 

— Die Wirtschaft hat positiv reagiert: durch Steige- 
rung der Eigenaufwendungen um 92 % von 1981 
auf 1989, durch intensiven Verbund mit Wissen- 
schaft, Hochschulen imd ausländischen Partnern, 
durch Auf- und Ausbau der Forschung in KMU. 
Immer mehr Unternehmen führen Neuentwicklun- 
gen durch: 198? bereits 53 % der Unternehmen 
gegenüber 41 % ün Jahre 197? (mehr als 500 Be- 
schäftigte)* 


15. Polentialorientierte, indirekte Förderung hatte 
wichtige Anschubwirkung 

— FuE-Personalkostenzuschuß (BMWi) und For- 
schungspersonalzuwachsförderung (BMFT) hat- 
ten wichtige Anschubfunktion beim Aufbau von 
FuE in kleinen und mittleren Unternehmen: Heute 
forschen davon mindestens 25 000, d* h* etwa jede 
dritte Firma im produzierenden Gewerbe. 

— Die dreistufige Steuerreform hat mit einem Entla- 
stungsvolumen von 53 Mrd DM die Leistungsan- 
reize u* a. über die Stärkung der Binnenmarktfrage 
erhöht imd zusätzliche Impulse für FuE ausgelöst. 
Im Zuge der Steuerreform wurden daher die FuE- 
Investitionszulage und die Sonderabschreibungen 
für FuE abgebaut. 

— Die von vornherein befristeten am FuE- Personal 
ansetzenden Programme laufen ebenfalls — mit 
Restabwicklung in 1990/91 ~ aus* 

15. Indirekt-spezifische Förderung erfolgreich 

— Als Hilfe bei der breiten Anwendung und Diffusion 
neuer Basistechnologien hat sich die indirekt-spe- 
zifische Förderung hervorragend bewährt* 

“ Für Fertigungstechnik (CIM), Mikroperipherik/ 
Mikrosystemtechnik, Bio Verfahrenstechnik und 
100 MW- Wind- Programm sind 1990 124 Mio DM 
eingepiant. 


17. Verbundforschung dominiert in der 
Projektförderung 

— Das Konzept der Verbundprojekte hat sich als na- 
hezu idealer Weg erwiesen, um die Kooperation 
von Wissenschaft und Wirtschaft, den unmittelba- 
ren Wissens- und Technologietransfer sowie die 
Einbeziehung auch kleiner und mittlerer Unter- 
nehmen zu befördern. 

— Verbundforschung wird zunehmend zum Stan- 
dard: lag beispielsweise ihr Anteil in den BMFT- 
Programmbereichen Fertigungstechnik, Informa- 
tionstechnik und Materialforschung 1984 noch 
zwischen 15 % und 21 %, so liegen diese Werte 
1988 bereits zwischen 74 % und iOO %. 


18, EUREKA auf Erfolgskurs 

— Das EUREKA- Konzept bringt Wissenschaft und 
Wirtschaft Europas auf Projektebene erfolgreich 
zusammen, weil es gemeinsamen Projektinitiatj- 
ven einen Kooperationsrahmen bietet. 

— Das wichtigste und auch größte derzeit anlaufende 
Projekt ist JESSI, mit dem Wirtschaft und Wissen- 
schaft Europas Anschluß an die weltweite Ent- 
wicklung in der Schlüsseltechnologie Mikroelek- 
tronik halten wollen. Andere wichtige Projekte 
sind FAMOS (Montageautomatisierung), EURO- 
TRAC (Luftverschmutzung) und EUROM/^ (Mee- 
resbelastung). Von 104 Vorhaben mit deutscher 
Beteiligung werden 55 mit rd. 800 Mio DM vom 
BMFT gefördert* 


19, Die Stärkung von Forschung und Innovation 
in kleinen und mittleren Unternehmen bleibt ein 
Schwerpunkt 

— Die Diffusion neuer Basistechnologien und die zu- 
nehmende Bedeutung von Forschung und Techno- 
logie in allen Bereichen stellen die kleinen und 
mittleren Unternehmen vor besondere Herausfor- 
derungen. 198? haben Unternehmen mit weniger 
als 1 000 Beschäftigen rd* 8 Mrd DM für FuE auf- 
gewendet, das sind 18 % der Gesamtaufwendun- 
gen der Wirtschaft. Soweit sie eigene Forschung 
und Entwicklung treiben, liegt der Aufwand bezo- 
gen auf Umsatz oder Beschäftigimg höher als in 
Großunternehmen* 

— Die Bundesregierung hat daher 1989 ein neues 
Gesamtkonzept zur Forschungsförderung für 
kleine und mittlere Unternehmen vorgelegt, das 
eine verläßliche Grundlage und Leitlinie für die 
mittelständische Wirtschaft darstellt. Die Förde- 
rung liegt 1989 und 1990 (SoU) in einer Größenord- 
nung von 700 Mio DM, Die wesentlichen Maßnah- 
men sind: 

Projektförderung (insbesondere Verbundprojekte) 
aus Fachprogrammen des BMFT; 

Indirekt-spezifische Maßnahmen des BMFT (vgl* 
Punkt 16): 

Neuer Ansatz zur Förderung von technologie- 
orientierten Untemehmensgründungen (BMFT); 
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Fortführung der Aulliagsforschung und -entwick- 
lung (nüt neuer KonzeptioD) und der Forschungs- 
kooperation zwischen Wirtschaft und Wissenschaft 
(BMFT); 

Ausbau der industriellen Gemeinschaftsforschung 
(BMWi): 

Unterstützung von Zentren für Information und 
Beratung in neuen Technologiefeldem durch den 
BMFT; 

Spezielle Fördermaßnahraen in Berlin und Modell- 
vorhaben zum Technologietransfer (BMWi); 

Die weitere Stärkung der Fraunhofer- Gesellschaft 
durch den BMFT; 

Gezielte Heranführung des Handwerks an neue 
Technologien* 

— Es wird im Zusammenhang mit der Reform der 
Untemehmensbesteuerung der nächsten Legisla- 
turperiode zu prüfen sein, ob die Dynamik von FuE 
vor allem in technologieintensiven mittelständi- 
schen Unternehmen weiter verstärkt werden 
sollte. 


20. Neue Forschungsprogramme des Bundes 

— ln Teil U des Berichts werden die Förderimgsmaß- 
nahmen des Bundes in der Gliederung der Lei- 
stungsplansystemaük des Bundes im einzelnen 
aktualisiert und vorgestellt. Hierauf sowie auf die 
vorangestellte Zusammenfassung nüt den wichtig- 
sten programmatischen Weichenstellungen im Be- 
richtszeitraum wird verwiesen. 

— Folgende neue Förderungsprogramme wurden im 
Berichtszeitraum vorgestellt: 

3. Programm Energieforschung und Energietech- 
nologien (Februar 1990, BMFT); 

Umweltforschung und Umwelttechnologie (1989, 
BMFT); 

Arbeit und Technik (1989, gemeinsam von BMFT, 
BMA und BMBW); 

Zukunftskonzept Informationstechnik (1989, ge- 

meinsarn von BMFT und BMWi), 


21. Zunehmende Intematlonalislerung von FuE 

— Der Prozeß der Intemationalisierung von FuE, d. h, 
die Kooperation auf der staatlichen, der wissen- 
schaftlichen wie auf der Untemehmensebene, und 
dieser Ebenen untereinander, ist weiter fortge- 
schritten und ebenso die Integration von nationaler 
und EG -Forschungsförderung. Auf die gesonderte 
Darstellung hierzu in Teü IV soMde auf Punkt 18 
dieser Zusammenfassung (EUREKA) wird verwie- 
sen, Im einzelnen ist hervorzuheben: 

— Der EG-Rat (Forschung) hat im Dezember 1989 
einem Vorschlag der Kommission für ein 3. Rah- 
menprogramm für den Zeitraum 1990-1994 mit ei- 
nem Mittelvoluroen von 5.7 Mrd ECU zuge- 
stimmt. 


— Das herausragende Ereignis des Berichtszeitraums 
ist die mit dem raschen Fortschreiten des Refonn- 
prozesses in Mittel- und Osteuropa möglich ge- 
wordene und von der Bundesregierung mit Nach- 
druck auch in Gang gesetzte neue Dimension der 
Zusammenarbeit auf dem Gebiet von Forschung 
und Technologie mit diesen Ländern. 

— Das für uns Deutsche beherrschende politische Er- 
eignis ist dabei die Chance zur WiederhersteUung 
der deutschen Einheit. Auch im Bereich von For- 
schung und Technologie bewegen sich hier die 
Dinge sehr schnell und befinden sich bei Redak- 
tionsschluß dieses Berichtes noch voU im Ruß. 


22. Zur Funktion und zur Anlage des Berichts 

— Der Föktenbericht ist, wie die Bundesforschujigs- 
bericbte, zugleich Lagebericht über die Forschung 
und Rechenschaftsbericht über das Handeln des 
Staates. Dies erklärt auch, warum nicht alle Berei- 
che der Forschung mit gleicher Intensität aufschei- 
nen und kommentiert werden. Vor allem die Gei- 
stes wissen schäften kommen daher, soweit sie 
nicht unmittelbar vom Bund gefördert werden oder 
die Länder aus ihrer Sicht über besondere Förder- 
maßnahmen berichten, in der Dar Stellung regel- 
mäßig zu kurz. Immerhin wurden die Ausgaben 
des BMFT für die Geistes-, Wirtschafts- und Sozi- 
alwissenschaften von 1982 (55 Mio DM) bis 1989 
(110 Mio DM) verdoppelt. Die Bundesregierung 
hofft, auch diesen Bereich nach Vorliegen des in 
Auftrag gegebenen Statusberichts Geisteswissen- 
schaften, im nächsten Bundesforschimgsbericht 
ausführlicher ko mm entieren zu können. 

— Eine wichtige Ergänzung der Darstellung aus Bun- 
dessicht ist daher Teil QI dieses Berichts, in dem 
die Länder ihre Forschungspolitik jeweils geson- 
dert darstellen. Daraus werden nicht nur die pro- 
grammatische Komplementarität zur Förderung 
des Bundes, sondern auch aktuelle Schwerpunkt- 
setzungen und Weichensteilungen in der Hoch- 
schulforschung deutlich. 


23. Perspektiven 

Der vorliegende Faktenbericht ist vor allem Ergän- 
zung des Bundesforschungsberichts 1988 um die seit- 
herige Entwicklung. Dennoch ergeben sich aus dem 
Bericht Perspektiven, die bisherige Entwicklungen 
weiter verdeutlichen und sich wie folgt zusamraenfas- 
sen lassen: 

— In der kommenden Dekade, wird das Entwick- 
lungstempo in Forschung und Technik nicht nach- 
lassen, sondern sich eher noch beschleunigen. Die 
modernen Schlüsseltechnologien, wie z. B. die In- 
formations- oder Biotechnik, aber auch neue Mate- 
rialien werden weiter an Bedeutung gewinnen und 
erhebliche FuE-Aufwendungen in der Wirtschaft 
erforderlich machen. 

“ Die drängenden globalen wie regionalen ökologi- 
schen Fragen verlangen in den kommenden Jah- 
ren weitere technologische Antworten. Das Inno- 
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vatiorispotential der Wirtschaft muß noch stäirker 
eingesetzt werden, um die wachsenden Urawelt- 
probleme z. B. durch Umweltschäden vermei- 
dende Produktionsverfahren und umweltfreundli- 
chere Produkte sowie umweltscbonende Energie- 
träger und Verkehrsmittel zu bewältigen- 

— Die QualifikationsarLforderüngen werden durch 
das hohe Tempo des technischen Fortschritts wei- 
ter zunehmen. Fehlende Qualifikationen können 
den Innovationsprozeß erheblich behin dem. Da- 
her ist ein differenziertes, leistungsfähiges, alle Be- 
gabungen erschließendes Büdungssystem sowie 
die ständige Weiterbildung von Mitarbeitern in 
den Unternehmen unerläßlich. Hinzu kommt, daß 
Verschiebungen im Altersaufbau der Bevölkerung 
besondere Anstrengungen bei der Weiterbildung 
notwendig machen. 

— Die IntemaUonalisierung der Wirtschaft wie der 
Forschungsbeziehungen wird in den 90er Jahren 
weiter zunehmen. Der Ausbau und die Vollendung 
des europäischen Binnenmarktes mit 320 Mülio- 


oen Einwohnern bietet Chancen für zusätzliches 
Wachstum- Durch freien Waren- und DiensUei- 
stungsverkehr, Niederlassungsfreiheit, Liberali- 
sierung des Kapitaiverkehrs und des öffentlichen 
Auftragswesens entstehen Absatzmöglichkeiten 
für neue Produkte und Verfahren. Eine attraktive 
Forschungslandschaft und ein hoher Ausbildungs- 
stand werden immer wichtiger. Die erforderliche 
Kombination unterschiedlichster Wissens- und 
Technologiebereiche wird die internationale Ko- 
operation in Forschung und Technologie weiter 
intensivieren. 

— Der Reformprozeß in Mittel- und Osteuropa hat 
eine neue Dimension der wirtschaftlichen und 
technologischen Kooperation eröffnet- Die darin 
liegenden Chancen für eine weitere friedliche Ent- 
wicklung in der Well sind für uns zugleich eine 
Verpflichtung, diese Chancen auch im Bereich von 
Forschung und Technologie zu ergreifen. Dies gilt 
erst recht für die wissenschaftlich-technische Zu- 
sammenarbeit mit der DDR, die wir jetzt ausbauen 
mit der Perspektive eines vereinten Deutschland, 
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Teil I 

Die Ressourcen für Wissenschaft, Forschung und Entwicklung in der Bundesre- 
publik Deutschland 


Der Leistungsstand der wissenschaftlichen Forschung 
und die Wettbewerbsfähigkeit eines Landes werden 
in zunehmendem Maße mit Hilfe quantitativer Indika- 
toren beurteilt. 

Die Forschungspolitik bedient sich dabei einet wach- 
senden Zahl international anerkannter Wissenschafts- 
und Technologieindikatoren, die vor allem im Rah- 
men der Arbeit der Organisation für wirtschaftliche 
Zusammenarbeit und Entwicklung (OECD) entwik- 
kelt und diskutiert werden. Sie haben in den letzten 
Jahren deuUich an Zuverlässigkeit und Aussagefähig- 
keit gewonnen (vgl, auch Kapitel 10). 

Die traditionellen input- Statistiken, die sich im we- 
sentlichen auf finanzielle und personeOe Ressourcen 
beziehen und die in diesem Bericht im Vordergrund 
stehen, werden ergänzt durch output- Statistiken, mit 
denen versucht wird, die Strukturen der Forschungs- 
landschaft und die Leistungsfähigkeit von Forschung 
und Forschungspohtik — insbesondere auch im inter- 
nationalen Vergleich — sichtbar zu machen. Ein Bei- 
spiel dafür ist die Technologische Zahlungsbilanz ei- 
nes Landes (vgl Kapitel 11). 

National wie international unterstützt die Bundesre- 
gierung die Methodenentwicklung bei den Wissen- 
schafts- und Technologieindikatoren: Die Verbesse- 
rung des forschungsstatistischen Instrumentariums 
und die entsprechende Ergänzung und Vertiefung der 
Forschungsberichterstattung dienen der sachlichen 
Auseinandersetzung im Bereich von Wissenschaft 
und Forschimg. 


1. Die Wissenschaftsäusgaben 

Die Wissenschaftsausgaben der Bundesrepublik 
Deutschland betrugen 1987, dem letzten Jahr, für 
das für alle Sektoren Ist- Angaben verfügbar sind, 
80,4 MrdDM* Gegenüber 1981 (54,7 Mrd DM) stiegen 
sie damit um fast die Hälfte (47 %) an. Das entspricht 
einer durchschnittlichen jährlichen Steigerungsrate 
von über 6,6%, Nach den für 1988 und 1989 vorlie- 
genden Daten, die zum Teil auf Schätzimgen basie- 
ren, erhöhten sich die Wissenschafts aus gaben in die- 
sen Jahren um weitere 4,0% bzw. 7,0%, so daß sie 
1989 eine Hohe von 89,4 Mrd DM erreichen und ge- 
genüber 1981 einen Zuwachs um 63,5% verzeichnen 
(vgl, TabeUe I/l und Schaubüd I/l). 

per Anteil der Wissenschaftsausgaben am Bruttosozi- 
alprodukt stieg im Zeitraum 1981 bis 1989 von 3,5% 
auf 4.0% (vgl TabeUe VT/l). 

Den überwiegenden Anteil an der Finanzierung der 
Wissenschafts ausgaben tragen die öffentlichen Haus- 
halte, d. h. der Bund (einschl, „European Recovery 
Program ** [ERP] -Sondervermögen), die Länder und 
Gemeinden sowie die wissenschaftlichen Organisa- 
tionen ohne Erwerbszweck (soweit sie überwiegend 
vom Staat fina nz iert werden). Dar Anteil ging im be- 
trachteten Zeitraum jedoch deutlich zurück und zwar 
von 58,9% (1981) auf 52,0% (1989). 

Aufgrund des im Vergleich zu den öffentlichen Haus- 
halten tm Wirtschaftssektor mehr als doppelt so gro- 
ßen Ausgabenzuwachses (90,8% gegenüber 44,4%) 


Tabelle 1/1 
(vgl auch Tabelle VI/1) 

Wissenschaftsausgaben der Bundesrepublik Deutschland nach Finanzierungsquellen 

— Anteile in % — 



igBi 

1983 

1985 

1987 

1988 

1989 

1, öffentliche Haushalte 

58,9 

57,8 

55,7 

53,5 

53,0 

52,0 

1.1 Bund (einschheßlich ERP) 

21,6 

21,6 

20,4 

18,7 

18,1 

18,2 

1.2 Länder und Gemeinden 

36,5 

35,1 

33,9 

33,3 

33,3 

32,4 

1.3 Wissenschaftliche Organisationen 

ohne Erwerbszweck 

0,8 

1,2 

1,4 

1,6 

P5 

1,4 

2, Wirtschaftssektor 

41,1 

42,2 

44,3 

46,5 

47,0 

48,0 

Insgesamt 

100,0 

100,0 

100,0 

100,0 

100,0 

100,0 

Nachrichtlich in Mio DM 

54 718 

61 416 

71 212 

80 421 

83 625 

89 440 


Quelle; BMFT Rundungsdifferenzen 
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Schaubild I/l (vgl. Tabelle I/l) 


Wissenschaftsausgaben nach Finanzierungsquellen 
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erhöhte sich der Anteil der Wirtschaft an den Wissen- 
schaftsausgaben insgesamt zwischen 1981 und 1989 
von 41,1% auf 48,0%. Die Wissenschaftsausgaben 
der Wirtschaft umfassen dabei die Aufwendungen für 
Forschung und Entwicklung (FuE) der Unternehmen 
und der Institudonen für Gemeinschaftsforschung 
und experiruenteUe -enfwicklung (IfG) sowie die ent- 
sprechenden Mittel aus Stiftungen der Wirtschaft (vgl. 
TabeUe Vl/1). 

Betrachtet man die öffentlichen Haushalte, so über- 
wiegt der Anteil der Länder und Gemeinden an den 
WissenschaEtsausgaben den des Bundes. Die Länder 
konnten ihren Anteil dem Bund gegenüber in den 
Jahren 1981 bis 1987 noch ausbauen. Während die 
Wissenschaftsausgaben des Bundes in diesem Zeit- 
raum um rund 27 % stiegen, betrug der Zuwachs bei 
Ländern und Gemeinden fast 34 %. Dabei ist jedoch 
zu berücksichtigen, daß die Ausgaben der Länder, die 
ganz überwiegend zur Finanzierung der Hochschulen 
und Hocbschulkliniken dienen, auch Mittel einschlie- 
ßen, die durch Einnahmen der Länder, insbesondere 
Pflegesatzeinnahmen für die Krankenversorgung an 
Hoch sch uikliniken, refinanziert werden. Bei der Er- 
mittlung der FuE-Ausgaben der Länder wird dieses 
Problem allerdings durch eine weitgehende Flimini e- 
rung der Ausgaben für die Krankenversorgung aus- 
geräumt (vgl. Teil VT). 

Die Wissenschaftsausgaben des Bundes, die nur zu 
einem kleinen — jedoch zunehmenden — Anteü in 
die Hochschulen füeßen. kommen überwiegend dem 
auJBeruniversitären Bereich zugute. Eine detaillierte 
Darstellung der Mittelflüsse bzw. der Verflechtungen 
zwischen den einzelnen Sektoren wird in den folgen- 
den Abschnitten gegeben. 


2. Die Ausgaben für Forschung und 
Entwicklung 

Die FuE-Ausgaben der Bundesrepublik Deutschland 
betrugen 1987, dem letzten Jahr, für das für alle Sek- 
toren Ist-Daten zur Verfügung stehen, 59,5 Mrd DM, 
das entspricht gegenüber 1981 (39,9 Mrd DM) einem 
Anstieg um nominal 49,3% und (bei Deflationierung 
mit dem Preisindex des Bruttosozialprodukts) um real 
26,3%, Die durchschnittliche jährliche, reale Wachs- 
tumsrate beträgt damit knapp 4 % . 

Für 1988 wird das Gesamtbudgel Forschung auf rund 
62 Mrd DM, für 1989 auf 66,7 Mrd DM geschätzt* 
Damit ergeben sich Veränderungen gegenüber dem 
jeweiligen Vorjahr um 4,1% bzw. 7.7%. Nach Pro- 


gnosen erreichen die FuE-Ausgaben 1990 eine Hohe 
von rd 70.5 Mrd DM. Der Zuwachs des Forschungs- 
budgets 1990 gegenüber 1981 — der betrachtete Zeit- 
raum umspannt in diesem Bericht erstmals fast ein 
ganzes Jahrzehnt — beträgt demzufolge fast 77% 
(vgl. Tabelle Vl/2). 

Einen mehijährigen Überblick über die BeteÜigimg 
der einzelnen Sektoren an der Finanzierung bzw. an 
der Durchführung von Forschung und Entwicklung 
geben die Tabellen 1/2 bzw. 1/3 (zur Finanzierungs- 
Verflechtung vgl. Schaubüd T/4), 

Auf der Finanzierungsseite hat die Wirtschaft ihren 
Anteil am Forschungsbudget der Bundesrepublik 
Deutschland, der 1981 bereits bei 55,4% lag, weiter 
ausbauen können. Er belief sich 1987 auf 61,9% und 
erhöht sich nach den vorliegenden Daten 1988 auf 
62.6 %r 1989 liegt er schätzungsweise bei 63.5% (vgl. 
TabeUe 1/2). 

Mit Mittelzuwächsen in den Jahren 1981 bis 1987 um 
rd 6? % steigerte die Wirtschaft ihre FuE-Ausgaben 
von 22,1 Mrd DM auf 36,8 Mrd DM, Diese im Ver- 
gleich zu Bund und Ländern deutlich größere Ausga- 
bendynamlk hat zur Folge, daß die Anteile der aus 
öffentlichen Mitteln finanzierten Forschimg und Ent- 
wicklung im Zeitverlauf sanken^ Der AnteU des Bun- 
des am Gesamtbudget Forschung betrug 1987 22,1 % 
gegenüber 26,0% im Jahre 1981. Eine ähnliche Ent- 
wicklung nahm der Landeranteil; er sank im gleichen 
Zeitraum von 17,3% auf 14,4%. Für 1988 und 1989 
weisen die vorUegenden Daten auf weitere Rück- 
gänge dieser Anteile auf 20,8% bzw, 13,6% hin. 

Die privaten Institutionen ohne Erwerbszweck sowie 
der Sektor Ausland trugen im Zeitverlauf 1981 bis 
1987 in wachsendem Maße zu den FuE-Ausgaben der 
Bundesrepublik Deutschland bei, Ihre Anteile lagen 
1987 bei 0,4% bzw* 1,2% und nehmen nach den 
Schätzungen für 1988 und 1989 weiter zu {vgL Schau- 
büd T/2}. 

Die tendenzieU wachsende Bedeutung der Mittel des 
Auslandes spiegelt sich in der Entwicklung des vom 
Inland insgesamt fmanzierten Anteils am Forschungs- 
budget* Er ging im Zeitverlauf von 99,1 % (1981) auf 
98,6% (1989) zurück* Setzt man die von Itüändern 
finanzierten Ausgaben für Forschung und Entwick- 
lung in Beziehung zum Bruttosoziaiprodukt [BSP: die 
von Inländern erbrachte wirtschaftliche Leistung der 
Bundesrepublik Deutschland), so zeigt sich, daß die 
resultierende Kennzahl zwischen 1981 und 1987 von 
2,6% auf 2,9 % angestiegen ist Nach den verfügbaren 
Daten betragt diese Kennzahl 1988 und 1989 ebenfalls 
2,9% (vgl. TabeUe 1/2 sowie VU2). 
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Tabelle 1/2 
(vgl. Tabelle Vl/2) 


Gesamtbudget Forschung der Bundesrepublik Deutschland 
FuF-Ausgaben der Bundesrepublik Deutschland nach finanzierenden Sektoren 
sowie Im Verhältnis zum BSP — 


Finanzierende Sektoren^) 

1981 

1985 

1986 

1987 

1968 

1989 

I. Bund 3) - Mio DM 

10 363 

12 767 

12 898 

13 144 

13 255 

13 900 

Index 1981 = 100 

100 

123 

124 

127 

128 

134 

in % der FuE-Gesamtausgaben 

26,0 

24,4 

23,3 

22,1 

21,4 

20,8 

II. Länder 3)^) - Mio DM 

6 9003} 

7 706 

8 072 

8 550 

8 745 

9 100 

Index 1981 = 100 

100 

112 

117 

124 

12? 

132 

in % der PuE-Gesamtausgaben 

17,3 

14,7 

14,6 

14,4 

14,1 

13,6 

m. Wirtschaft — Mio DM 

22 082 

31 090 

33 610 

36 831 

38 780 

42 360 

Index 1981 = 100 

100 

141 

152 

167 

176 

192 

in % der FuE-Gesamlausgoben 

55,4 

59,5 

60,7 

6J,9 

62,6 

63,5 

TV. Private Institutionen ohne Erwerbs- 
zweck (PNP) — Mio DM 

155 

133 

175 

238 

320 

390 

Index 1981 = 100 

100 

86 

113 

154 

206 

252 

in % der fuE-Gesamiousgaben 

0,4 

0,3 

0,3 

0,4 

0,5 

0,6 

Von inländischen Sektoren finanzierte 
FuE-Ausgaben insgesamt — Mio DM 

39 500 5) 

51 696 

54 755 

58 763 

6 t 100 

65 750 

Index 1981 = 100 

100 

131 

139 

149 

155 

166 

in % der FuE-Gesamlausgaben 

99,1 

98,9 

98, Ö 

98,8 

98,6 

98,6 

in % des BSP >) 

2,6 

2,8 

2,8 

2,9 

2,9 

2,9 

V, Ausland — Mio DM 

363 

584 

640 

738 

850 

950 

Index 1981 = 100 

100 

161 

176 

203 

234 

262 

in % der FuE-Gesamtausgaben 

0,9 

11 

1,2 

1,2 

1,4 

lr4 

FuE-Gesamtausgaben — Mio DM . . . 

39 8633) 

52 280 

55 395 

59 501 

61 950 

66 700 

Index 1981 = 100 

100 

131 

139 

149 

155 

167 


Bruttosozialprodukt (BSP). 

2) Teilweise geschätzt, bis 1987 auJ Ist-Basis. 

3) Forschung seinrich tun gen des Bundes nur mit FoE- Anteilen. Forschungseinrichtungen der Länder ab 1985 nur mit FuE- Antei- 
len. 

*] Im Hochschulseklor wurde mit der Erhebung 1987 ein neues Berechnungsverfabren für Forschung und Entwicklung (mit Wir- 
kung auf die FuB-Ausgaben der Länder) eingeführt; die Daten trOherer Jahre wurden hier entsprechend revidiert, so daJ3 die 
FuE -Ausgaben der Lander von denen früherer Veröffentlichungen ab weichen. 

5) Revidiert (vorläufig). 

Quelle: BMFT Rundungsdiffereiizen 


Die ßetrachtujig des Gesamtbudgets Forschung in der 
Gliederung nadi durchführenden Sektoren (vgh Ta- 
belle 1/3 und Schaubüd 1/3) macht ebenfalls die domi- 
nierende Wirkung der Aus gaben dyn amik der Wirt- 
schaft deutlich, Ihr Anteil an den gesamten Fu£-Aus- 
gaben erhöhte sich zwischen 1981 und 1987 von 
66,7% auf 704%- Für 1988 wird ein Anstieg auf 
70,4%, für 1989 ein Anteil von 71,0% geschätzt. 

Eine für den Wirtschaftssektor charakteristische 
Kennzahl ist die Eigenfmanzierungsquole. Sie gibt an, 
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welchen Anteil der im Wirtschaftssektor durebgeführ- 
ten Forschung und Entwicklung die Wirtschaft selbst 
finanziert hat. Diese Kennzahl beträgt 198? 85,7% 
gegenüber 80,4% Lm Jahre 1981. Für 1989 wird ihr 
Wert auf 86,8% geschätzt. Die Entwicklung zeigt, daß 
die Wirtschaft ihre Forsch ungs an strengungen nicht 
nur überdurchschnittlich gesteigert, sondern sie auch 
LQ zunehmendem Maße selbst finanziert hat. 

Dem wachsenden Anteil des Wirtschaftssektors an der 
Durchführung von Forschung und Entwicklung im 
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SchaubUd 1/2 (vgl. TabeUe 1/2) 


Gesamtbudget Forschung 
— FuE-Ausgaben der Bundesrepublik Deutschland 
nach finanzierenden Sektoren — 


Mrd DM 



{geschaut) 

•Forschungseinrichtungen des Bundes nur mit FuE-Anteüen, 

Forschungsei nHchtungen der Länder ab 1983 nur mit FuE‘Antei!en. 


Quelle: BMFT 
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betrachteten Zeitabschnitt stehen rückläufige Anteüe 
der Hochschulen sowie des Sektors Staat und private 
Institutionen ohne Erwerbs zweck (außeruniversitäre 
Forschungseinrichtungen) gegenüber* Dabei ist auch 
auf das neue Berechnungsverfahren für Forschung 
und Entwicklung im Hochschulsektor hinzuweisen, 
das in den vorliegenden Daten erstmals berücksich- 
tigt wild (dieses Verfahren wurde mit der Erhebung 
für 1987 eingeführt; die Daten der hier zum Vergleich 
herangezogenen Jahre wurden entsprechend revi- 
diert) und das zu einer Niveau- bzw. Anteilserhöhung 
der FuE-Ausgaben des Hochschulsektors im Ver- 
gleich zu früheren Berichten geführt hat (vgl* auch 
Teil VT). 


Ein Vergleich der beiden Sektoren zeigt zu Beginn 
des betrachteten Zeitraums etwas stärkere Ausgaben- 
zuwächse im Bereich der außeruniversitäreD For- 
schung seinjichtungen, in den letzten Jahren — nach 
einer Phase mit relativ stabilen Anteüen dieser beiden 
Sektoren — leicht höhere Steigerungsraten bei den 
Hochschulen. Auf den Hochschulsektor entfallen 
1987 14 % des Forschungsbudgets, auf den Sektor der 
außeruniversitären Forschungseinrichtuogea 13% 
gegenüber 16,1% bzw. 14,5% im Jahre 1981. Die 
Daten für 1988 und 1989 weisen erneute Rückgänge 
dieser Anteüe auf 13,6 % bzw. 12,6 % aus (vgl. Tabelle 
1/3 sowie VT/3). 


Tabelle 1/3 
(vgl, TabeUe Vl/3) 


Gesamtbudget Forschung der Bundesrepublik Deutschland 
— FuE-Ausgaben der Bundesrepublik Deutschland nach durchfuhren den Sektoren 
sowie Im Verhältnis zum BIP *) — 


Duichführende Sektoren 

1981 

1985 

1986 

1987 

1968 

1989 

I. Hochschulen^) — Mio DM 

6 400^) 

7 289 

7 760 

8 339 

8 620 

9 090 

Index 1981 = 100 

100 

114 

121 

130 

135 

142 

in % der FuE-Gesamtausgaben 

16,1 

13,9 

J4,0 

14,0 

13,9 

13,6 

11. Staat und private Institutionen 







ohne Erwerbszweck — Mio DM * , . 

5 794 

6 880 

7 291 

7 714 

8 008 

8 405 

Index 1981 = 100 

100 

119 

126 

133 

138 

145 

in % der PuE-Gesaintausgoben 

14,5 

;3,2 

13,2 

f3,0 

i2,9 

12,6 

m. Wirtschaft — Mio DM 

26 610 

36 638 

38 850 

41 715 

43 600 

47 325 

Index 1981 = 100 

100 

138 

146 

157 

164 

178 

in % der FuB-Gesamtausgaben 

66,7 

70, J 

70,1 

70J 

70,4 

7/,Ö 

FuE-Ausgaben für im Inland durchge- 







führte FuE insgesamt — Mio DM .... 

38 804 

50 80? 

53 901 

57 768 

60 228 

64 820 

Index 1981 = 100 

100 

131 

139 

149 

155 

167 

in % der FuE-Gesamtausgaben 

97,3 

97,2 

97,3 

97, J 

97,2 

97,2 

in % des BIP 

2,5 

2,8 

2,8 

2,9 

2,9 

2,9 

rv. Ausland Mio DM 

1 066 

1 472 

1 494 

1 733 

1 722 

1 880 

Index 1981 = 100 

100 

138 

140 

163 

162 

176 

in % der Pu£-GesazniQusgaben 

2,7 

2,8 

2,7 

2,9 

2,8 

2,8 

FuE-Gesamtausgaben — Mio DM . * . 

39 870^) 

52 280 

55 395 

59 501 

61 950 

66 700 

Index 1981 - 100 

100 

131 

139 

149 

155 

167 


Bmttoinlandsprodukt (BIP). 

Teilweise geschätzt, bis 1967 auf Ist-Basis. 

3) Im Hoc±i£chülsektor wurde mit der Erhebung 1967 ein neues Berechn ungsverfahren für Forschung und EnrwickJung eingeführt ; 
die Daten früherer Jahre wurden hier entsprechend revidiert, so daß sie von Angaben in früheren VeröffenUichungen ab wei- 
chen. 

Revidiert (vorläufig). 

Forechungseüuichtungen des Bundes nur ncut FuE- An teilen, Forsch ungseinrichtungeu der Länder ab 1985 nur mit PuE- 
Anteüen. 

Quelle: BMFT Rondungsdifferenzen 
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Schaubild 1/3 (vgl, TabeUe 1/3) 


Gesamtbudget Forschung 
— FuE’Ausgaben der Bundesrepublik Deutschland 
nach durchführenden Sektoren — 


Mid DM 



• StaatUcho Elnriditungen tmd private CN^isatlcmen ohne Erwert)«weck (Forschungsotfirichtungen des Bundes nur mll FuE-Antellan. 
ForSchunoselhdchtungen der Lär^der ab t9©S nur mti FuE'Ant^len). 


BMFT 

Faktenbericht 1 990 
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SchaubUd 1/4 (vgl. TabeUe VI/3) 


Gesamtbudget Forschung 1989 

- in Mrd DM (Schätzung) - 


Finanzlemng 



* BgeomUtei der privaten institutionen ohne Erwerbszweck und Ausland. Rundungsdifferenzen 

^ Staatliche Einrichtungen und private Institutkmen ohne Erwerbszweck 
^ Einschlledilch intemationaie Organisationen. 


BMFr 

Faktenbericht 1 990 
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Schaubild 1/5 (vgl. Tabelle VI/20) 


Ausgaben der wissenschaftlichen Einrichtungen 
außerhalb der Hochschulen 


UrdDM 



1981 1862 1963 1984 1985 1988 1887 1968 1889 

SoÜ geschätzt 


Qualle: Ststlstlaches Bundesamt 


BMFT 

Faktenbericht 1 990 
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Schaubitd 1/6 (vgl. TabeUe VI/34) 


Personal der wissenschaftlichen Einrichtungen 
außerhalb der Hochschulen 
— auf Vollzeit umgerechnet — 


Qesemt 

72669 Personen 



t 


SlaalS' 
Inst Hule 


■■■GroSfcvschungs 

^^^eJnrtchtungen 
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3. Das in Forschung und Entwicklung tätige 
Personal 

Zur Beurteilung der Forschungsanstrengungen eines 
Landes sind neben den fmanzielJen auch die perso- 
nellen Ressourcen und ihre Entwicklung im Zeitver- 
lauJ von Bedeutung. 

ln der Bundesrepublik Deutschland waren 1987 — 
umgerechnet auf VoUzeit beschäftigte — insgesamt 
419 205 Personen in Forschung und Entwicklung tä- 
tig. Davon waren 39,5% (165 614) Forscher, der Anteil 
des technischen Personals betrug 29,2%, der des son- 
stigen Personals 31,3% (vgl. Tabelle VT/29 sowie 
Schaubild 1/7). Gegenüber 1985 hat das FuE-Personal 
damit insgesamt um 7.1% zugenommen, dabei war 
der Anstieg bei der Gruppe der Forscher mit 12,2% 
am größten, beim sonstigen Personal (+ 2,8 %) am ge- 
ringsten. 

Hinsichtlich der Entwicklung der personellen Res- 
sourcen in den einzelnen Sektoren ist auf zwei Beson- 
derheiten hinzu weisen. Zum einen hat 1987 der Über- 
gang zu einem neuen B e re chnungs verfahren von For- 
schung und Entwicklung im Hochschulsektor stattge- 
funden (vgl dazu auch Teil VI), der einen Zeitreihen- 
bruch zur Folge hat und damit die Vergleichbarkeit 
mit den Vorjahren einschiänkt. Die Daten für 1985 
sind gegenüber derren aus früheren Berichten revi- 
diert. Zum anderen wurde 1987 erstmals eine (einma- 
lige) Erhebung im Sektor der privaten Organisationen 
ohne Erwerbszweck durchgeführt, so daß hier die 
Vergleichbarkeit mit den Daten der Vorjahre “ die 
überwiegend auf Schätzungen basieren — nur be- 
dingt gegeben ist. 

Der Wirtschaftssektor hat — den finanziellen Ressour- 
cen entsprechend — den größten Anteil an dein in 
Forschung und Entwicklung tätigen Personal. Auf ihn 
entfallen 1987 70,5% des FuE- Personals insgesamt, 
der Anteil ist damit gegenüber t985 (70,3%) leicht 
angestiegen. Dies gilt auch für den Anteil der im Wirt- 
schaftssektor tätigen Forscher, der 1987 64,7 7o ge- 
genüber 63,4% im Jahre 1985 beträgt. 

Betrachtet man nur das FuE-Personal des Wirtschafts- 
sektors, so entfallen auf die Gruppe der Forscher 
36,3%, auf das technische Personal 30,7% und das 
sonstige Personal 33,0%. Gegenüber 1985 bat sich 
damit der Anteil der Forscher gegenüber dem techni- 
schen bzw. dem sonstigen Personal vergrößert. Hin- 
sichtlich der Veränderungs raten des FuE- Personals 
1987 gegenüber 1985 liegt die ln der Gruppe der For- 
scher hn Wirtschaftssektor mit 14,5% deuüich über 
dem Durchschnitt der Forscher insgesamt (-1-12,2%). 
Beim FuE-Personal insgesamt im Wirtschaftssektor ist 
die Veränderung mit + 7,4 % leicht überdurchschnitt- 
lich. 

Den zweitgrößten Anteil am FuE-Personal insgesamt 
— wie auch in den einzelnen Personalgruppen — slelR 
der Hochschulseklor. Mit 16,0% am FuE-Persono) Ins- 
gesamt liegt sein Anteil 1987 geringfügig über dem 
des Jahres 1985 (15,9%). ln der Gruppe der Forscher 
ging der Anteil des Hochschulsektors allerdings 198? 
gegenüber 1985 etwas zurück (von 22,7% auf 
22,1 %). 


Die Gliederung des FuE-PersonaJs des Hochscbulsek- 
lors nach Personalgruppen zeigt, daß mit 54,5% der 
größte Anteil auf die Forscher entfällt; 1985 lag dieser 
Anteil noch bei 53,8%. Auf das technische Personal 
entfallen 1987 20,0%, auf das sonstige Personal 
25,5 %; während der AnleÜ des technischen Personals 
damit gegenüber 1985 unverändert blieb, ist der An- 
teil des sonstigen Personals zwischen 1985 und 1987 
leicht rückläufig (1985 betrug er 26,2%). Bezogen auf 
die Veränderungsraten 1987 gegenüber 1985 entwik- 
kelte sich das FuE-Personal im Hoch sch ulsektor ins- 
gesamt überdurchschnittlich (4-8,0%); in der Gruppe 
der Forscher ist jedoch mit 4-9,5% im Vergleich zu 
den Forschem insgesamt (4-12,2%) eine unlerdurch- 
schnitÜiche Veränderung zu verzeichnen. 

Der Anten des Staalsseklors am FuE-Personal insge- 
samt beträgt 1987 12,9% gegenüber 13,2% im Jahre 
1985. Sein Anteil an den Forschem insgesamt ging mit 
12,4% im Jahre 1987 gegenüber 1985 (13,0%) ehvas 
zurück. Nahezu unverändert sind die Anteile der übri- 
gen beiden Personalgruppen. Auch im Staalsseklor 
stellen die Forscher die stärkste Gruppe des FuE-Per- 
sonals. Ehr Anteil liegt mit 37,9 % 1987 leicht über dem 
des Jahres 1985 (37,2%). Die Anteile des technischen 
Personals bz^v. des sonstigen Personals liegen mit 
32,7% bzw. 29,4 % im Jahre 1987 nur wenig über bzw. 
unter denen des Jahres 1985 (32,6% bzw. 30,2%). 

Die Verändern ngsrale des FuE-Personals des Staats- 
sektors 1987 gegenüber 1985 war in sämtlichen Per- 
sonal gruppen unlerdurchschnitüich. 

Für die beiden zuletzt genannten Sektoren liegen zu- 
sälzhche Informationen über den Anteil des weibli- 
chen FuE-Personals vor, iui Fall des Hochschulsektors 
allerdings nur bezogen auf die Gruppe der Forscher. 
Hier zeigt sich, daß die Zahl der Frauen unter den 
Forschem, wie schon zwischen 1981 und 1983, im 
Vergleich zu den weiblichen und männlichen For- 
schem insgesamt überdurchschniltlich gestiegen ist. 
Im Staatssektor dagegen hat die Zahl der Frauen in 
dieser Personalgruppe in den letzten Jahren nur un- 
terdurchschnittlich zugenommen. Hinsichtlich der 
Entwicklung zwischen 1 985 und 1 987 gilt dies auch in 
der Gruppe des technischen Personals, in den Jahren 
davor war in dieser Gruppe die Zahl der Frauen noch 
überdurchschnitthch gesöegen. B eim sonstigen Per- 
sonal zeigt sich eine in den Jahren 1981 bis 1987 
durchgängig über dem Durchschnitt Liegende Zu- 
nahme der Zahl der Frauen. 

Betrachtet man die in Forschung und Entwicklung im 
Staatssektor insgesamt beschäftigten Frauen, so zeigt 
sich eine Strukturverschiebung bei den drei Personal- 
gruppen zwischen 1985 und 1987: Während die An- 
teile der Gruppen „Forscher*' sowie „Technisches 
Personal" abnahmen, stieg der Anteil der Gruppe 
„Sonstige". 

Bei der Interpretation der Daten ist zu berücksichti- 
gen, daß die hier gemachten Angaben unterschiedli- 
chen Erhebungen entstammen, die z.T. für Zwecke 
der FuE-Siatistik durch Sonderaufbereihmgen und 
Schätzungen ergänzt wurden. Hinzu kommt, daß die 
Umrechnung auf VoUzeiläquivalente nur begrenzte 
Rückschlüsse auf die tatsächliche Zahl der in For- 
schung und Entwicklung beschäftigten Frauen zu- 
läßt. 
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Schaubild 1/7 (vgl. Tabelle VL/29) 


FuE-Personal nach Personalgruppen und Sektoren 

— auf Vollzeit umgerechnet — 
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Weitere InionnationGn zum FuE-Personal können den 
Tabellen ixn Teü VI entnommen werden. So enthalten 
die Tabellen Vl/30— VI/32 eine Aufgliederung des 
FuE-Personals des Wirtschaftssektors nach Wiit- 
schafts zwei gen, die Tabelle VI/33 Angaben zum 
Hochsch ul personal in den verschiedenen Wissen- 
schaftszweigen und die Tabellen Vl/34— VT/36 wei- 
tere Angaben über das Personal in Einrichtungen au- 
ßerhalb der Hochschulen (vgl, auch Schaubild 1/6), 


4. Die Bundesausgaben für Forschung und 
Entwicklung 1982—1990 

Die Ausgaben des Bundes für Forschung und Ent- 
wicklung betrugen 1986 13,3 Mrd DM. das entspricht 
einem Zuwachs um 0,8 % gegenüber 1987. Betrachtet 
man die Entwicklung im Vergleich zum Jahr 1982 
(11,6 Mrd DM), so sind die FuE- Ausgaben des Bundes 
damit insgesamt um 14,7 % gestiegen, was einer 
durchschnittlichen jährlichen Steigerungsrate von 
2,3% gleicbkommt. Für 1989 sieht der Bundeshaus- 
haitsplan rd, 14,2 Mrd DM für Forschung und Ent- 
wicklung vor, dies bedeutet gegenüber dem Ist 1988 
einen Anstieg um 6,8%; nach dem Regierungsent- 
wuif des Bundeshaushaltspianes sieben für 1990 
15,0 Mrd DM für Forschung imd Entwicklung zur Ver- 
fügung; dies entspricht einem Aus gab enzu wachs um 
6 , 1 %. 

Betrachtet man den Zeitraum t981 bis 1990 (womit 
der Basiseffekl des Nachtragshaushalts 1982 aasge- 


schaltet wird), so steigerte der Bund seine FuE- Ausga- 
ben sogar um knapp 45 %. Die durchschnittliche jähr- 
liche Steigerungsrate beträgt dabei 4,2%. 

Die einzelnen Bundesressorts sind an der Finanzie- 
rung der FuE- Atisgaben des Bundes sehr unterschied- 
lich beteiligt (vgl. Tabelle Vl/7). Weit über die Hälfte 
der Ausgaben trägt das Bundesministerium für For- 
schung und Technologie (BMFT); wesentlichen Anteil 
haben daneben das Bundesministerium der Verteidi- 
gung fBMVg) und die Bundesminislerien für BUdung 
und Wissenschaft (BMBW) sowie für WLrtschaft 
(BMWi). Auf die genannten vier Ressorts entfielen in 
den letzten Jahren rd, 90 % der Ausgaben des Bundes 
für Forschung und Entwicklung (vgl. Tabelle )/4 und 
Schaubild 1/8), 

Die Darstellung der Ausgaben unter forschungsthe- 
matischen Gesichtspunkten erfolgt seit einigen Jah- 
ren mit Hilfe der FuE-LeisbingsplansystematLk des 
Bundes. Dabei werden Lm Fall des BundesministerL- 
ums für Forschung und Technologie die einzelnen 
Vorhaben oder institutioneUen Förderungen bzw. im 
Fall der übrigen Ressorts die Haushaltstitel den För- 
derbereichen und FörderschwerpurLklen der Syste- 
matik zugeordnet (vgl. Tabelle Vl/8). Ausnahmen bil- 
den die Ausgaben für die institutionelle Förderung 
der Deutschen Forschungsgemeinschaft (DFG), der 
Max-Planck-Gesellschaft (MPG) und der Frannhofer- 
GeseUschaft (FhG) sowie für den Aus- und Neubau 
von Hochschulen; diese werden jeweils als einzelne 
Ford er schwer punkte betrachtet und zu einem Förder- 
bereich zusammengefaßt. Die Ausgaben für die insti- 


Tabelle 1/4 
(vgLTöbeUe VI/7) 

Anteile der Ressorts an den FuE-Ausgaben des Bundes 
— in Mio DM — 


Ressort 

1982 

1985 

1986 

1987 

1988 

1989 

1990 

Ist 

SoU 

Reg.-Entw. 

BMFT 

6 872,4 

6 965,8 

7 080,3 

7 227,6 

7 282,7 

? 695,3 M 

7 901,0!) 

BMBW 

939,0 

987,8 

1 031,7 

l 022,5 

1 041,8 

1 120,1 

1 193,7 

BMWi 

1 038,5 

1 174.8 

1 112,7 

913,8 

897,7 

991,8 

997,8 

BMVg 

1 695,5 

2 553,9 

2 591,4 

2 902,1 

2 845,4 

3 051,7 

3 432,4 

Übrige Ressorts 

1 006,5 

1 084.6 

1 081,5 

1 078,3 

1 187,0 

1 302,7 

1 496,4 

Insgesamt 

11 551,9 

12 767,0 

12 897,8 

13 144,2 

13 254,8 

M 161,6 

15 022,0 

- in % - 

BMFT 

59,5 

54,6 

54,9 

55,0 

54,9 

54,3 

52,6 

BMBW 

8,1 

IJ 

6,0 

h8 

7,9 

7,9 

7,9 

BMWi 

9,0 

9,2 

8,6 

7.0 

6,8 

7,0 

6,6 

BMVg 

14,7 


20,1 

22,1 

21,5 

21,5 

22,8 

übrige Ressorts 2) 

8,7 

8,5 

8,4 

8,2 

9,0 

9,2 

10,0 

Insgesamt 

1ÖÖ,Ö 

100,0 

WÖ,0 

W0,0 

100,0 

100,0 

100,0 


Ohne BerQcksichtigiiiig der globalen Minderausgabe (1989 190 Mio DM, 1990 300 Mio DM), 

Die einzelnen Re ssorian teile sind in Tabelle Vl/7 dargestelli, Rundungsdülfsrenzea 

Quelle: BMFT 
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Schaubild 1/8 (vgl. Tabelle 1/4) 


Anteile der Ressorts an den FuE-Ausgaben des Bundes 
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(21.5%) 


11.7 


(8.5%) 


11.6 


BMVg 


11.4 


^ ■^8 
Z6^B(2Z1%)M(2 1 .5%) 
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(8.8%) 


( 20 . 0 %) 


(93%) 


(17.4%) 


(14.7%) 
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(163%) 


1.0 

(6.6%) 


1.0 

(7.0%) 


0.9 

(6.8%) 


0.9 

(7.0%) 


BMBW 


U 

(7.9%) 


( 8 . 6 %) 


(9.2%) 


1.1 

(7.9%) 


(9.0%) 


( 8 . 2 %) 


1.0 

(7.9%) 


1.0 

(7.8%) 


(a4%) 


7.9 

(5Z6%) 


( 8 . 0 % 


7.7 

(54.3%) 


0^.7% 


(8.1%) 


(8.7%) 
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(543%) 
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7.1 
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TabeUe i/5 
(vgl, TabeUe VI/8) 


FuE -Ausgaben des Bundes nacb Ford erb er eichen und Forderschwerpunkten 

— in Mio DM — 


Förderbereich 

1987 

1988 

1989 

1990 

Fördersch w e rpu n k i 

Ist 

SoU 

Reg*-Entw, 

A Ttägerorganlsationen; 

Aus- und Neubau von Hochschulen 

1 474,6 

1 509,7 

1 602,1 

1 689,1 

Al Grundliiianzierung MPG 

4304 

440.9 

457.4 

472,3 

A2 Gniudfinanzierung DFG 

566,0 

589,9 

609,7 

639,9 

A3 Gmndhnünzierung FhG 

135,7 

144,1 

154,6 

1664 

A5 Aus- und Neubau von Hochschulen 

342,0 

334,8 

380,4 

410.8 

B Großgeräte der GrundJagenforschung . . , . 

1 001^5 

934,6 

9854 

918,7 

C Meeresforschung und MeerestechnJh; 

Polarforschung 

201,7 

212,5 

232,4 

257,5 

CI Meeresforschung 

734 

97,4 

103,7 

114.5 

C2 Meerestechnik 

69,9 

59,5 

64*2 

67,2 

C3 Polarforschung 

58,6 

55.6 

64,5 

75,9 

D Weltraumforschung und Weihraumtechnik . 

1 0584 

t t06,5 

1 290,8 

1 462,5 

E Euergleforschung und Energietechnologle 

1 403,0 

1 339,5 

1 343^ 

1 272,0 

El Kohle und andere fossile Energieträger .... 

237.5 

200,0 

174,6 

150.7 

E2 Erneuerbaie EnergiequeUen und rationeUe 
Energieverwendung 

196,4 

210.5 

275,7 

284.1 

E3 Nukleare Energieforschung 

(einschl. Reaktorsicherheit) 

774,2 

734,3 

697,6 

641.4 

E4 Kemfusionsforschung 

194,9 

194,8 

195,6 

195,8 

F Umweltforschuug; Klimaiorscbuug 

632,0 

6554 

741,1 

929,6^) 

Fl Ökologische Forschung 

300,6 

337,8 

370,2 

577,4^) 

FZ Umweltfechnologien 

288,8 

272,8 

326,4 

299,3 

F7 Kümaiorschung 

42.5 

44,4 

44,5 

52,8 

G Forschung und Entwicklung im Dienste der 

Gesundheit 

401,2 

484,3 

541,6 

555,5 

H Forschung und Entwicklung zur Verbesse- 
rung der Arbeitsbedingungen 

129,8 

116,1 

127,6 

131,2 

I Iniorma honst echnlk 

(elnschL Fertigimgstechnlk) 

833,8 

778,7 

803,5 

818,8 

11 Informationsverarbeitung 

208.0 

216.7 

236,6 

228.6 

12 Basistechnologien der Lnformationstechnik . 

384.3 

379,8 

376,5 

388,6 

13 Anwendung der Mikrosystem technik 

(einschl, Mikroelektronik/MikroperipberiJk) , 

80.8 

77,6 

74,8 

94,0 

14 Ferügungs technik 

160,7 

104,5 

115,6 

107,6 

K Biotechnologie 

228,4 

266,4 

246,3 

255,9 

L Materialforschung: physikalische und che- 
mische Technologien 

421,3 

473,4 

548,7 

542,23) 

LI Materialforschung 

217,9 

232.4 

241,4 

24?.? 

L2 Physikalische und chemische Technologien 

203,4 

241,0 

307,3 

294,53) 

M Luftfahrtforschung und Hyperschall techno- 
logle 

521,4 

546,8 

776,6 

867,2 

N Forschung und Technologie für bodenge- 

bundenen Transport und Verkehr 
(einschL Verkehrssicherheit) 

249,2 

244,0 

2134 

205,3 

O Geowissenschaften und Roh st off Sicherung , 

1284 

144,7 

134,5 

147,4 

Ol Geowissenschaften 

{insbesondere Tiefbohrungen) 

85,2 

101,0 

93,0 

108,1 

02 Rohstoff Sicherung 

42,9 

43,7 

41,5 

39,3 

P Raumordnung und Städtebau; Baufor- 
schung 

1394 

143,2 

158,4 

163,6 

PI Raumordnung, Städtebau. Wohnungswesen 

39,2 

40,2 

33,0 

33,8 
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noch Tabelle US 
(vgl. Tabelle Vl/8) 



Forcierbereich 

1987 

1988 

1989 

1990 


FÖrd ersch we rp u n k l 

Ist 

SoU 

Reg.-Eutw, 

P2 

Bauforschung und -technik, Straßenbaufor- 
schung 

100,0 

102,9 

125,4 

129,8 

O 

Forschung und Entwicklung im Emährungs- 
bereich 

84,9 

89,5 

90,2 

85,6 

R 

Forschung und Entwicklung in der Land- 
und Forstwirtschaft sowie der Fischerei . . . 

219,0 

223,3 

215,8 

215,2 

s 

BUdungs- und BenifsbiidungsCorscbung . . . 

ni,o 

112,7 

122,6 

125,3 

T 

InnovaUoii und verbesserte Rahmenbedin- 
gungen 

498,0 

465,1 

319,5 

302,8 

TI 

Indirekte Förderung des FuE-Personals in der 
Wirtschaft 

250,7 

206,5 

55.0 

60,0 

T2 

Verbesserung des Technologie- und Wissens- 
transfers 

75,2 

93,8 

88,0 

67,0 

T3 

Förderung technologie orientierter Untemeh- 
mensgründungen 

54,4 

45,9 

50,0 

46,5 

T4 

Übrige indirekte Fördermaßnahmen 
(ohne indirekt-spezifische) 

101,8 

102,0 

109,0 

113,0 

T8 

Rationalisierung und wissenschaftlich-tech- 
nische Ressortdienslieistungen (BMWi) , . . , 

3,3 

3,1 

4,0 

4.0 

T9 

Übrige Fördermaßnahmen (BMWi) 

12,5 

13,9 

13,5 

12,3 

U 

Fachlniormation 

88,1 

88,8 

80,4 

77,8 

V 

Geistes Wissenschaften; Wirtschafts- 
und Sozial Wissenschaften 

279,7 

299,2 

349,5 

349,7 

w 

Übrige, nicht anderen Bereichen zugeord- 
uele Aktlvltäteii 

165,4 

202,8 

215,1 

245,0 

A-’ 

W zivile Förderbereiche zusammen 

10 269,5 

10 436,6 

11 138,2 

11 618,0 

X 

Wehrforschung und -technik 

2 874,7 

2 818,2 

3 023,4 

3 404,0 

Ausgaben insgesamt 

13 144,2 

13 254,8 

14 161,6 

15 022,0 


EmschÜeflIich Uoiversitäten der Bundeswehr und Fachhochschule des Bundes füj öffentliche Verwaltung und dem Programm 
zur Sicherung der Leistungsfähigkeit und zum Offeuhalten der Hochschulen in besonders belasteten Fachrichtungen. 

^ Ausgaben Steigerung überwiegend aufgrund der Errichlimg des Bundesamtes für Strahlen schütz (Kap. 1607); för 1990 veran- 
schlagte Mittel vorläufig scliwerpunktmäßig bei Ford erschwerp unkt Ft erfaßt. 

Ausgabenrückgang aufgrund der Verlagerung von Aufgaben der PTB (Kap. 0903) zum neu errichteten Bundesamt für Strah- 
lenschüte: (Kap. 1607)< dessen Mittel vorläufig schwerpuukUuäßig bei Ford erschwerp unkt Fl erfaßt sind. 

Run d ungsdif f ere uz en 

Quelle: BMFT 


tuöonelle Förderung der Großförschungselnrichtmi- 
gen dagegen werden auf die einzelnen PÖrderberei- 
che und -Schwerpunkte aufgeteüt. 

Betrachtet man die Anteile der einzelnen Förderberei- 
che an den Ausgaben des Bundes für zivile Forschung 
und Entwicklung, so zeigt sich, daß sowohl bei den 
Ist- Ausgaben des Jahres 1987 als auch denen des Jah- 
res 1988 drei Förderbereiche rnit Anteilen von über 
10 % an der Spitze lagen: Den jeweils größten Anteil 
hatte der Förderbereich r, Trägerorganisationen; Aus- 
und Neubau von Hochschulen" mit 14,4% bzw. 
14,5 %r an zweiter Stehe lag der Förderbereich „Ener- 
gieforschung und Energietechnologie" mit 13,7% 
bzw, 12,8%, an dritter Stelle schließlich der Förderbe- 


reich „Wellraumforschungund Weltraumtechnik“ mit 
10,3% bzw. 10,6 7o, Mit einem Anteil von 9.8% im 
Jahre 1987 und 9,0% im Jahre 1988 gehörte der För- 
derbereich ,, Großgeräte der Grundlagenforschung" 
in den beiden Jahren ebenfalls zu den volumenmäßig 
stärksten Förderbereichen bei ziviler Forschung und 
Entwicklung (vgL Tabelle 1/5), Auch bezüglich der 
Daten des Haushaltssolls 1989 bilden die genannten 
vier Bereiche die dominierenden zivilen Förderberei- 
che; während jedoch die Anteile der Förde rbe reiche 
„Trägerorganisationen; Aus- und Neubau von Hoch- 
schulen und „Großgeräte der Grundlagenfor- 
schung“ nahezu unverändert sind, ist der Anteil der 
„Energieforschung und Energietechnologie " rückläu- 
fig und der Anteil der „ Weltraumiorscbung und Weit- 
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raiunteclmik" ansteigend. Im Bereich der Energiefor- 
schung ist darauf hinzuweisen, daß sich auf der Ebene 
der Förderschwerpunkte unterschiedliche Entwick- 
lungen vollziehen: Insbesondere der Anteil des 
Förderschwerpunktes „ Nukleare Energieforschung 
(emschl, Reaktorsicherheil) " nimmt ab, während der 
Anteil des Förderschwerpunktes „Emeuerbare Ener- 
giequellen und rationelle Energieverwendung" deut- 
lich zunimmt. 

Bei den Daten des Regierungsentwurfs 1990 ergeben 
sich Anteilsverschiebungen gegenüber den vorherge- 
henden Jahren. Mit einem Anteil von 14,5% ist der 
Förderbereich „Trägerorganisationen; Aus- und Neu- 
bau von Hochschulen" nach wie vor volumenmäßig 
am stärksten, an zweiter Stelle liegt der Förderbereich 
„Weltraumforschung und Weltraumtechnik" mit ei- 
nem Anteil von 12,6% an den 2 dvilen FuE- Ausgaben 
des Bundes. Nach dem Förderbereich „Energiefor- 
schung und Energie technologie“ mit einem AnteÜ 
von 10,9% folgen nunmehr die Förderbereiche „Um- 
weltforschung; Klimaforschung" und „Großgeräte 
der Grundlagenforschung" mit 8,0% bzw. 7,9%. 

Die Entvricklung der Ist-Ausgaben in den einzelnen 
Förderbereichen zwischen 1987 und 1988 zeigt ein 
weit differenzierteres Bild, als die durchschnittliche 
Zunahme der FuE- Ausgaben des Bundes (+0,8%) 
deuthch machen kann. Zu den Förderbereichen mit 
sehr hohen Zuwächsen gehören „Forschung und Ent- 
wicklung im Dienste der Gesundheit" (+20,7%), 
„ Bioteclmoiogie " (+16,6%), „ Geo wis sen schäften 

rmd Rohstoff Sicherung" (+ l3,0%) und „Materialfor- 
schung; physikalische und chemische Technologien “ 
{+ 12,4 %). Überdurchschnitthch ist jedoch auch der 
Anstieg der Mittel für die „Geistes Wissenschaften; 
Wirtschafts- und Sozial Wissenschaften" (+7,0%). Zu 
den Förderbereichen mit rückläufigen FuE- Ausgaben 
gehören „Forschung und Entwicklung zur Verbesse- 
nmg der Arbeitsbedingungen" {’”10,6%), „Großge- 
räte der Grundlagenforschung" (-6,7%), „Infonna- 
tionstechnik (einschl. Fertigungstechnik)" (-'6,6%) 
sowie „Innovation und verbesserte Rahmenbedin“ 
gimgen " (- 6,6 %). hn Bereich Informationstechnik ist 
dies vor allem auf den Förderschwerpunkt „Ferti- 
gungstechnik" (-35%), im Innovationsbereich auf 
den Förderschwerpunkt „Indirekte Förderung des 
FuE-Personals in der Wirtschaft“ (- 17,6%) zurückzu- 
führen. 

Betrachtet man die Daten des Solls für 1989, so entfal- 
len weit überdurchschnittliche Mittelzuwächse ge- 
genüber den Daten des Ists 1988 vor allem auf den 
Förderbereicb „Luftfahrtforschung und Hyperschall- 
technologie" (+42,0%), jedoch auch auf die Förder- 
bereiche „Geisteswissenschaften; Wirtschafts- und 
Sozialwissenschaf ten “ (+16,8%), „Weltraumfor- 
schung und Weltiaumtechnik" {+ 16,7 %) sowie „Ma- 
terialforschung; physikalische und chemische Tech- 
nologien" {+ 15,9%). Ebenfalls überdurchschnittliche 
Zuwächse entfallen auf die Förderbereiche „Umwelt- 
forschung; Klimaforschung" (+13,1%) und „For- 
schung und Entwicklung im Ebenste der Gesundheit" 
(+11,8%). Zu den Förderbereichen mit rückläufigen 
FuE- Ausgaben gehört zunächst „Innovation und ver- 
besserte Rahmenbedingungen" (—31,3%), wobei 
hier wiederum auf die Entwicklung im Förderschwer- 
punkt „Indirekte Förderung des FuE-Personals in der 


Wirtschaft" hinzuweisen ist (Auslaufen des Personal- 
kostenzuschrißprogramms). Ebenfalls rückläufig sind 
die FuE -Ausgaben der Förderbereiche „Forschung 
und Technologie für bodengebundenen Transport 
und Verkehr (einschl. Verkehrssicherheit)" {- 12,7 %) 
und „Fachinformation“ (-9,5%). Außerdem zu nen- 
nen sind die Förderbereiche „Biotechnologie" sowie 
„ Geowissenschaf ten und Rohstoff Sicherung " mit 
-7,5% bzw. -7,0%. 

Der Ausblick auf die durch den Regierungsentwurf 
zum Bundeshaushaltsplan 1990 vorgesehene Ausga- 
benentwicklung zeigt sehr große Steigerungen der 
Haushaltsmittel im Förderbereich „Umweltforschung; 
Klimaforschung“. Dahinter steht jedoch insbesondere 
eine Sonderentwicklung, die durch die Errichtimg des 
im Haushaltsplan für 1990 vorgesehenen Bundesam- 
tes für Strahlenschutz (und dessen vorläufige schwer- 
punktmäßige Zuordnung) verursacht wird. Zu den 
Förderbereichen mit überdurchschnittlichen Steige- 
rungen gehören gemäß Regierungsentwurf für 1990 
„Weltraumforschung und Weltraumtechnik", „Wehr- 
forschung und -technik", „Luftfahrtforschung und 
Hyperschall technologie" sowie „Meeresforschung 
und Meerestechnik; Polarforschung“. Rückläufige 
FuE- Ausgaben für 1990 sind zn erwarten in den 
Förderbereichen „Großgeräte der Gnmdlagenfor- 
schung", „Energieforschung und Energietechnolo- 
gie", „Innovation und verbesserte Rahmenbedingun- 
gen" sowie „Forschung und Entwicklung im Emäh- 
nmgsbereich“ (vgl. TabeUe 1/5). 

Schränkt man diese Betrachtung auf die FuE-Ausga- 
ben des Bundesministeriums für Forschung imd Tech- 
nologie ein (vgl. Tabelle 1/6), so ergibt sich eine ähn- 
liche Entwicklimg der einzelnen Förderbereiche. Her- 
vorgehoben werden sollen zusätzlich die überdurch- 
schnittlichen Ausgabensteigeningen zwischen 198? 
und 1988 in den Förderbereichen „Geowissenschaf- 
ten und Rohstoff Sicherung " (+39,3%), „Geisteswis- 
senschaften; Sozialwissenschaften“ (+19,3%), „Bau- 
forschung“ (+18,8%) und „Innovation und verbes- 
serte Rahmenbedingungen" (+ 11,2%) sowie im För- 
derschwerpunkt „Meeresforschung" (+33,3%). Hin- 
sichthch der Daten des SoEs 1989 gegenüber dem 
Ist 1988 verzeichnen neben den bereits oben auf ge- 
führten Förderbereichen (mit Ausnahme des Innova- 
tionsbereichs) insbesondere die „Bauforschung" 
(+32,6%) sowie die „Meeresforschung imd Meeres- 
technik; Polarforschung" (+9,6%) überdurchschnitt- 
liche Ausgabensteigerungen. Zu nennen ist hier auch 
der deutliche Zuwachs der Mittel des Förderschwer- 
punktes „Emeuerbare Energiequeüen und rationelle 
Energieverwendung". Mit Blick auf die nach dem Re- 
gierungsenhvurf für 1990 vorgesehene Ausgabenent- 
wicklung gegenüber dem Soll 1989 sind neben den 
meisten der bereits oben erwähnten Förderbereiche 
noch überdurchschnittliche Ausgabensteigerungen 
bei „Materialf orschimgi physikalische und chemische 
Technologien" aufzuführen. Bei der Entwicklung der 
Haushaltsdaten 1989 — wie auch der Daten des Re- 
gierungsentwurfs für 1990 — gegenüber dem Vorjahr 
ist zu beachten, daß hier die globale Mmderansgabe 
des Emzelplans 30 (1989 190 Mio DM, 1990 
200 Mio DM) noch nicht berücksichtigt werden 
konnte. 
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FuE -Ausgaben des BMFT nach Förderbereichen und FörderschAverponkteD 

— in Mio DM — 


Förderbereich 

1987 

1988 

1989 

1990 

Förderschweipunkt 

Ist 

Soll 

Reg.-Eahv. 

A Trägerorganisationen 

564^5 

583,5 

610,4 

636,8 

Al Grundfinanzierung MPG 

430,1 

440.9 

457,4 

472,3 

A3 Grundfinanzierung FhG 

134,2 

142.6 

1534 

164,5 

B Großgeräte der GrundJageniorschung .... 

9837 

916,2 

963,1 

915,7 

C Meeresiorschung und Meerestedmlk; 

Polaiiorschung 

193,6 

204,4 

224,0 

248,8 

CX Meeresforschung 

72,9 

97.2 

103,5 

tl4,3 

C2 Meereslechnik 

62,1 

51,7 

56,0 

58,6 

C3 Polaiforschung 

58,6 

55,6 

64,5 

75,9 

D Weltraum! orschung und Weltraumtechnik . 

1 058^4 

1 106,5 

1 290,8 

1 462,5 

H Energieforschung und Energietechnologie 

1 3667 

1 301,9 

1 305,7 

1 236;3 

El Kohle und andere fossile Energieträger , . . . 

237.0 

199,5 

174.1 

150,2 

E2 Emeuerbaie Energiequellen und rationelle 
Energie Verwendung 

196.4 

210.5 

2757 

284,1 

03 Nukleare Energieforschung 

(einschl, Reaktorsicherheil} 

738.4 

697.2 

660,4 

606,2 

E4 KemfusioDsforschung 

194,9 

194,8 

195,6 

195,8 

F Uxnweltforschung; KUmaforschung 

386,0 

401,2 

447,1 

474^ 

Fl Ökologische Forschung 

1767 

194,3 

206,0 

221,4 

F2 Umwellschutztechnologien 

171.7 

166,5 

200,3 

203,8 

F7 KUmaforschung 

37.6 

40.4 

40,8 

49.1 

G Forschung und Entwicklung bn Dienste der 

Gesundheit 

279^3 

309,0 

327,6 

346,9 

H Forschung und Entwicklung zur Verbesse^ 

rung der Arbeitsbedingungen 

106,4 

93,6 

95,0 

97,5 

I inionnationstechnlk 

(elnschh Fertigungstechnik) 

833,8 

778,7 

803,5 

813,1 

U Informationsverarbeitung 

208,0 

2167 

236,6 

228,6 

12 Basis tecbnologien der Informationstedmik . 

384,3 

379,8 

376.5 

382,8 

13 Anwendung der Mikrosystem technik 

(einschl. Mikroelektronik, Mikroperipherik) 

80,8 

77,6 

74.8 

94,0 

14 Fertigungstechnik 

1607 

104,5 

115,6 

107.6 

K Biotechnologie 

216^ 

254,4 

235,3 

244,6 

L Materlaliorschung: physikalische und che- 
mische Technologien 

327,6 

377,5 

430,6 

476,3 

LI Malerialforschung 

195,7 

208,2 

216,4 

221,2 

L2 Physikalische und chemische Technologien 

131,9 

169,4 

214.2 

255,0 

M Luftiahrtforschung und Hyp erschall lechno- 

logle 

182,1 

170,4 

207,0 

211,6 

N Forschung und Technologie für bodenge- 

bundenen Transport und Verkehr 

2217 

215,5 

183,5 

175,5 

O Geowissenschaften und Rohstoff Sicherung . 

39,5 

55,1 

58,6 

68,8 

Ol Geowlssen schäften 

(insbesondere Tiefbohrungen) 

31,9 

48,8 

50,6 

62.8 

02 Rohstoffsichening 

7,6 

6,3 

8.0 

6,0 

P Bauforschung 

25,6 

30,4 

40,3 

40,0 

P2 Bauforschung und -technik 

25,6 

30,4 

40,3 

40.0 

T Innovation und verbesserte Rahmenbedln- 

gungen 

187,2 

208,2 

188,0 

166,5 

TI Indirekte Förderung des FuE-PersonaJs in der 
Wirtschaft 

57.6 

68,5 

55.0 

60,0 
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noch Tabelle 1/6 



PÖrdex bereich 

1967 

1988 

1989 

1990 


Förderscb we rp un kt 


Soll 

Reg.-Entw. 

T2 

Verbesserung des Technologie- und Wissens- 
Lransfers 

75.2 

93.8 

83,0 

60.0 

T3 

Förderung technologieorientierler Untemeb- 
mensgründungen 

54,4 

45.9 

50,0 

46.5 

U 

FacJbiniormatlon 

77,4 

78,4 

69,5 

67,6 

V 

Geisteswissenscbaileo; Sozialwlssenscbaf- 
ten 

81,7 

97,5 

110,2 

94,8 

w 

Übrige, nicht anderen Bereichen zugeord- 
nete Aktivitäten 

95,7 

100,0 

105,1 

124,4 

Ausgaben insgesamt 

7 227,6 

7 282,7 

7 695,3«) 

7 901,8«) 


Ohne Berücksichtigung der globalen Minderaixsgabe (19Ö9 190 Mio DM, 1990 200 Mio DM). Rujidimgsdifferenzen 

Quelle: BMFT 


Die Aufgabenschwerpunkte der vergangenen Jahre 
sowie aktuelle Priori tatensetzungeo bei der Veran- 
schlagung der Ausgaben für Forschung und Entwick- 
lung werden durch die Profil darsteUung verdeutlicht, 
in der die einzelnen Förderbereiche bzw. Förder- 
schwerpunkte den Aufgabenbereichen staatlicher 
Forschungsforderung zugeordnet sind. 

Die Tabelle 1/7 enthält diese Darstellung für die FuE- 
Aüsgaben des Bundes in den Jahren 1982 bis 1990 
(vgl. Schaubild 1/9). Dabei zeigt sich, daß der Schwer- 
punkt der Ausgaben im gesamten betrachteten Zeit- 
raum auf dem Aufgabenbereich „Technologie- und 
Innovahonsförderung “ liegt, der Anteil dieses Be- 
reichs jedoch inj Zeitverlaui sehr stark zurückging. 
Bei den Ist-Daten verringerte ersieh von 45,6 % ( 1982) 
auf 32,1 % (1988). Nach den vorliegenden Haushalts- 
ansätzen zeichnet sich ein weiterer Rückgang bis auf 
unter 30% ab (Reg.-Entw, 1990). Die Anteile der übri- 
gen zivilen Aufgabenbereiche stiegen im Zeitverlauf 
deutlich an; bezogen auf die Ist-Daten entwickelten 
sich die Aufgabenbereiche „Programm üb er greifen de 
Grundlagenforschimg'' und „ V or sorge iorschung" in 
den vergangenen Jahren etwa gleichmäßig und zwar 
von einem Anteü von jeweils 15,6% (1982) auf einen 
Anteil von 17,4% bzw. 17,5% (1988). Diese positive 
AnteüsentwickJung setzt sich für die „Vorsorgefor- 
schung" auch bezüglich der Daten des Solls 1989 so- 
wie des Regierungsentwurfs 1990 fort. Der Aufgaben- 
bereich „StaaUiche Langzeitprogramme", dessen An- 
teil sich zwischen 1982 und 1988 von 8,7 % auf 1 1,7% 
erhöhte, hat auch bezüghch der Hausbaltsdaten für 
1989 und 1990 steigende Anteüe. Deutlich zugenom- 
men hat der Anteil des Aufgabenbereichs „Wehrfor- 
schung und -technik ^ der sich in den Jahren 1982 bis 
1988 von 14,4% auf 21,3% erhöhte. Während die 
Haushaltsansätze für 1989 einen unveränderten An- 
teil für diesen Aufgabenbereich ausweisen, ist nach 
den Daten des Regierungsentwiirfs 1990 erneut ein 
steigender Anteil zu erwarten. 


Die Tabelle 1/8 zeigt die Profil darsteUung der FuE- 
Ausgaben des Bundesminisleriurns für Forschung und 
Technologie (vgL Schaubüd I/IO). Wie in den Daten 
für den Bund insgesamt zeigen sich auch hier einer- 
seits der deutliche Rückgang des Anteils der „Tech- 
nologie- und InnovatLonsförderung" (von 62,1% im 
Jahre 1982 auf 46.6% im Jahre 1988) und andererseits 
deutliche Anteilsvergrößerungeii für die übrigen Auf- 
gabenbereiche. Während sich der Anteü der FuE- 
Aüsgaben für die „ProgrammübergreiJende Grundla- 
genforschung" Ln den Jahren, für die Ist-Daten vorlie- 
gend von 14,4 % (1982) auf 18,6% (1988) erhöhte, stie- 
gen die Mittel in den Aufgabenbereichen „Staatliche 
Langzeitprogramme" und „ Vorsorgeforschung" in 
dem betrachteten Zeitraum um mehr als 50%. Nach 
den vorliegenden Daten für die Jahre 1989 und 1990 
wird sich dieser positive Trend fortsetzen. Der Aufga- 
benbereich „ Programm üb ergreifende Grundlagen- 
forsebung", dessen Anteil nach den Haushallsdaten 
1989 fast unverändert ist, verzeichnet gemäß Regie- 
rungsentwurf 1990 einen leichten Mittelrückgang, 
Neben den FuE-Ausgaben des Bundesministerijjins 
für Forschung und Technologie für die genannten vier 
Aufgabenbereiche enthält die Tabelle 1/8 auch die auf 
die Grundlagenforschung insgesamt entfallenden 
Mittel dieses Ministeriums. Danach zeigt sich, daß der 
Anteü der Grundlagenforschung insgesamt an den 
FuE-Ausgaben des BMFT zwischen 1982 und 1988 
von 26,5% auf 38,9% angestiegen ist. per Anteü der 
Grundlagenforschung an den FuE-Ausgaben des 
Bundes wird ün Kapitel 5 ausführlich dargesteüt,) 

ln der Gliederung nach Förderungsarten (vgl. Tabeüe 
Vl/9) weisen die FuE-Ausgaben des Bundes im ver- 
gangenen Jahrzehnt deutliche An teils Verschiebun- 
gen auf. Der größte TeU der Mittel entfällt nach wie 
vor auf die Projektförderung. Ehr Anteü ist zwar hin- 
sichtlich der Ist-Daten zwischen 1987 und 1988 von 
33,4% auf 53,9% gestiegen. 1982 lag er jedoch noch 
bei knapp 60 % der Mittel. Bezüglich der für 1989 und 
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Schaubild 1/9 (vgl. Tabelle 1/7) 


Ausgaben des Bundes für Forschung und Entwicklung 

— Profildarstellung — 

- in Mio DM - 

I darunter 

I Grundlagenforschung 

1958 2067 2257 2=M0 2300 2442_ 



1359 1 470 1555 

1005 996 1145 | 



Staatll«^ Langzeltprogramme 


q; 


1748 


1957 


1805 1802 1 821 


1988 2064 


2562 


2801 


Voraorgeforachu ng 



5267 



3404 


2531 2564 


2875 2818 


3023 


2017 



Wehrfbrschung und -tachnik 


1983 

1984 

1985 

1986 

1^7 

1988 

1989 

1990 



Ist 

Insgesamt 



Soll 

Reg.-Entw. 

11440 

11743 

12767 

12898 

13144 

132S5 

14162 

15022 



darunter Grundlagenforschung 




2853 

3129 

3338 

3631 

3713 

3845 

- 

* 


Quelle: BMFT 


BMFT 

Fakteoberichl 1990 
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Tabelle I>7 
(vgl. TabeUe 1/5) 


Ausgaben des Bundes für Forschung und Entwicklung 
— P r o f 1 1 d a r 5 t e 11 u n g — 

— in Mio DM — 


Auigdbenberei ch 
(zugehörige Pörderb ©reiche 
bzw. FörderschwerpunJcie) 

1982 

19S5 

1906 

1987 

1966 

1989 

1990 



Ist 



SoU 

Reg.-Entw* 

1. Programmübergreifende 

Grundlagenforschung 

1 807.2 

2 137.2 

2 256.8 

2 340,3 

2 300,2 

2 432,6 

2 441,7 

(MPG, DFG, Hochschulbau; 
Großgeräte der Grundlagenfor- 
schung)') (Al, A2, A5, B) 

2. Staatliche Langzeitprogramme 

1 005,0 

1 216,0 

1 359,2 

1 470,2 

1 555,2 

1 747,5 

1 956,8 

(CI, C3, D, E4, Ol) 

3. Vorsorgeforschung 

1 804,6 

1 988,1 

2 063,7 

2 162,1 

2 326,0 

2 561,9 

2 800,7 

(Fl, F2, F7. G. H, PI. P2, Q. R, S, 
V, Wl) 

4. Technologie- und Innovations- 
förderung 

5 267,4 

4 894,7 

4 653,9 

4 296,9 

4 255.1 

4 396,3 

4 418,8 

(A3, C2, E1,E2. E3. 11,12, 13, 14, 
K, LI, L2, M, N, 02, TI, T2, T3. 
T4, T8, T9, U) 

5. Wehrforschung und -technik . . 

1 667,7 

2 531,0 

2 564,2 

2 874,7 

2 818.2 

3 023.4 

3 404,0 

(X) 








Insgesamt 

11 551,9 

12 767.0 

12 897,8 

13 144,2 

13 254.8 

14 161,6 

15 022,0 


Abweichend von speziellen Darstellungen der Grundlagenforschung wurden hier der Förderschwerpunkt A5 und der Förder- 
bereich B vollständig der pro grammübergreif enden GrundJagenforscbung zugeordneL 
Quelle: BMFT Rundungsdiüerenzen 


1990 vorliegenden SoU-Daten wird der Anteil der Pro- 
jektförderung wiederum leicht zurückgehen. 

Unterscheidet man bei der Betrachtung ^Direkte Pro- 
jektförderung" und „Indirekte und indirekt-spezifi- 
sche FuE-Förderung der Wirtschaft", so zeigt sich, daß 
binsichüich der letztgenarmten Förderungsart nach 
einem stetigen Anstieg des Anteils auf 5,9% im Jahre 

1986 in den letzten Jahren durchgängig abnehmende 
Anteile zu verzeichnen waren und zwar von 5,1 % im 
Jahre 1982 auf 4.6% bzw. 4,0% in den Jahren 1987 
bzw. 1988i die vorliegenden Haushaltsdaten weisen 
auf einen weiteren Anteilsrückgang hin und zwar auf 
3,0% bezüglich des SoUs 1989 sowie 2,8% beim Re- 
gierungsentwurf 1990. Nach deutlichen Anteilseinbu- 
ßen seit 1982 (54,8%) auf jeweils 40,9 % in den Jahren 

1987 sowie 1988, zeigen sich bei der Förderungsart 
„Direkte Projektförderung" für die Jahre 1989 (Soll) 
und 1990 (Regierungsentwuif) dagegen leichte An- 
teilszuwächse. 

Stetige Zuwächse im Verlauf der vergangenen Jahre 
verzeichnet der Anteil der Ausgaben des Bundes für 
Forschung und Entwicklung, der auf die „Internatio- 
nale Zusammenarbeit" entfällt. Während er 1982 


noch 5,8% betrug, lag er 1987 bei 8,0% und 1980, 
dem letzten Jahr, für das Ist-Daten vorliegen. bei 
8,9%. Nach dem Haushaltssoll für 1989 wird der An- 
teil leicht zurückgehen (auf 8,7%); gemäß Regie- 
rungsentwurf 1990 ist jedoch wieder ein Anstieg die- 
ses Anteils zu erwarten. 

In der Vergangenheit leicht zugenommen hat der An- 
teil der FuE -Ausgaben des Bundes, der auf die „Insti- 
tutionelle Förderung" entfällt. Im Zeitverlauf zwi- 
schen 1982 und 1987 entwickelte er sich von 34,2% 
auf 38,6%; 1988 lag er bei 38,9%. Die vorliegenden 
Haushaltsdalen für 1989 bzw. 1990 deuten auf einen 
leichten Rückgang dieses Anteils hin. 

Die Gliederung der Ausgaben des Bundes für For- 
schung und Entwicklung nach Empfänger gruppen 
(vgl. Tabelle VI/10) gibt — unabhängig von den bisher 
angewandten Systematiken — einen Überblick dar- 
über, wie sich die im Rahmen von Forschung und Ent- 
wicklung durch den Bund verausgabten bzw. vorge- 
sehenen Mittel auf die einzelnen Sektoren der Volks- 
wirtschaft verteilen. Betrachtet man die Ist-Ausgaben 
der Jahre 1982 bis 1988, so zeigt sich eine durchgän- 
gig positive Anteüsentwicklung für die Empfänger- 


37 


Drucksache 11/6886 


Deutscher Bundestag — 11. Wahlperiode 


Tabelle 1/8 
(vgl. TabeUe 1/6} 


Ausgaben des BMFT für Forschung und Entwicklung 
— P r o n ) d a r s t e n u n g — 

— in Mio DM — 


Aufgabenbereich 
(zugehörige Förderbereiche 
bzw. FördterschwerpunXte) 

1902 

1905 

1986 

1987 

1988 

1989 

1990 



Ist 



SoU 

Reg.-EnUv. 

1. Program m übergreifende 

Grundlagenforschung 

986,4 

1 238,4 

1 315,7 

1 413.8 

1 357,1 

1 420,4 

1 388,1 

(MPG; GroSgeräte der Grundla- 
genforschung) (Al, B) 

noc/iricfi flieh: 

in den Aiügabenbereichen 2 bis 

4 enthaJtene Grundiagenior’ 
schung 

831,6 

1 146,9 

J 228.7 

J 315,4 

1 476,2 



Grundlagenforschung insge- 
samt 

J 818,0 

2 385,3 

2 544,4 

2 729,3 

2 333,5 



Anteil an den FuE-Aasgaben 
des BMFT - in % - 

26,5 

34,2 

35,9 

37,8 

38,9 



2. Staatliche Langzeitprogramme 

952,7 

1 163,4 

1 305,9 

1 416,7 

1 502,8 

1 705,0 

1 911,2 

(CL C3. D, E4, Ol) 

3, Vorsorgeforsebung 

667,5 

000,3 

874,4 

974.7 

1 032.0 

1 125,3 

1 177,9 

(Fl, F2, F7, G, H, P2. V, Wl) 

4. Technologie- und Tnnovations- 
förderung 

4 265,9 

3 763,7 

3 584,4 

3 422,4 

3 390,8 

3 444,6 

3 424.6 

{A3, C2, El. E2. E3, 11, 12. 13, 14, 
K, LI, L2, M, N, 02, TI, T2, T3, 
T4, U) 








Insgesamt 

6 872,4 

6 965,8 

7 080,3 

7 227,6 

7 282,7 

7 695,3 1) 

7 901,01) 


>) Objoe Berücksjchtigwig der globalen Mmderausgabe (1989 190 Mio DM. 1990 200 Mio DM). 

Quelle: BMFT Rundungsdilferenzen 


gruppe „GebielskörperschaJften“ (vgl. Tabelle 1/9); 
dabei ist der Anteil der bundeseigenen Einrichtungen 
zwischen 1982 (7,4 %) und 1987 (8.2 %) weniger stark 
gestiegen, als der der Einrichrijmgen der Länder und 
Gemeinden (einschl* Hochschulen), der 1982 8,0% 
betrug und 1987 bei 8,9% lag. Während der Anteil der 
bundeseigenen Einrichtungen 1988 leicht zurück- 
ging, nahm der Anteil der Lände reiniichtungen wei- 
ter zu {auf 9,6%). 

Den Hochschulen und Hochschulküniken flössen — 
unter Einbeziehung der Mittel, die ihnen über die 
DFG zugute koimnen — folgende Ausgaben des Bun- 
des für Forschung und Entwicklung zu: 

1985 (Ist) 1.3 Mrd DM 

1987 (Ist) 1,5 Mrd DM 

1988 (Ist) 1,6 Mrd DM 

1989 (SoU) 1,8 Mrd DM 

1990 (Reg.-Entw.) 1,9 Mrd DM. 

Neben dem im Verlauf der Jahre stetig angeshegenen 
Anteil der Mittel, die von der DFG in die Hochschulen 
fließen, tragen vor allem die im Zeitverlauf deutlich 


erhöhten Drittmittel des Bundes für die Hochschulen 
zur Anteüsaus Weitung dieser Empfängergruppe bei. 
Es ist darauf binzuweisen, daß die Ausgaben des Bun- 
des für den Ausbau und Neubau von Hochschulen nur 
mit ihrem FuE-Anteil (30 %) in den oben aufgeführten 
Beträgen enthalten sind. 

Deutliche Zuwächse verzeichnen auch die Organisa- 
tionen ohne Erwerbszweck in den Jahren seit 1982. 
Ihr Anteil erhöhte sich von 30,0% (1982) auf 35,8% 
(1988). Für 1989 ist jedoch ein leichter Anteilsrück- 
gang zu erwarten. 

Durchgängig negativ entwickelte sich der Anteil der 
Empfänger gruppe „Gesellschaften und UnterDehmen 
der Wirtschaft“; flössen 1982 noch 47,3% der FuE- 
Ausgaben des Bundes in diese Empfängergruppe, so 
waren es 1988 nur noch 36,8%. Für 1989 zeichnet sich 
wiederum ein leichter Anteüsrückgang ab. 

Der Anteil der FuB-Ausgaben des Bundes, der auf die 
Empfängergruppe „Ausland** entfällt, lag 1982 bei 
7,3% und stieg bis zum Jahre 1987 auf 9.9% an. Zwar 
ist 1988 ein leichter Anteilsrückgang auf 9,7 % zu ver- 
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Schaubild I/IO {vgl. Tabelle 1/8) 


Ausgaben des BMFT für Forschung und Entwicklung 

— Profildarstellung — 

in Mio DM - 





4286 



3772 


3764 


3564 


3422 


3391 


3445 


3425 


Technologie- und Innovationsfflrderung 



1982 

1983 

1984 

1985 

1986 

1987 

1988 

1969 

1990 




Ist 

(nsgefiamt 



Soll 

Reg.-Entw. 

8872 

6494 

8693 

6986 

7080 

7228 

7283 

7695 

7902 


1818 1908 


darunter Grundlagenforschung 

2164 2385 2 544 2729 2834 


BMFT 
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Tabelle 1/9 
(vgL TabeUe Vl/10) 


Anteile der Empfängergruppen an den FuE-Ausgaben des Bundes 

— in % — 


Ert) p f an g e cg ru ppe 

1982 

1985 

1986 

19S7 

1988 

1989') 



Ist 



SoU 

Gebietskörperschaften 

15,4 

16,1 

17,0 

17,1 

17,7 

17,8 

davon: 

Bundeseigene Einrichtungen 

7.4 

8,3 

8,2 

8,2 

8.1 

7,9 

Einrichtungen der Länder und Gemeinden 
einschließlich Hochschulen^) 

8,0 

7,8 

8.8 

8,9 

9.6 

9,9 

Organisationen ohne Erwerbszweck 

30,0 

32.0 

33,7 

35,3 

35.8 

35,2 

Gesellschaften und Unternehmen der Wirt- 
schaft 

47,3 

44.0 

41.2 

37.7 

36,8 

36,7 

Ausland 

7,3 

7.9 

8.1 

9.9 

9,7 

10,2 

Insgesamt 

100,0 

100,0 

100,0 

100,0 

100,0 

100,0 

nachrichtlich: in Mio DM 

n 552 

12 767 

12 898 

13 744 

J3 255 

14 162 


Aufteilung geschätzt. 

Ohne Gmndfinanzierung DFG und ohne Sonderforschüngsberei che. 

3) Einschließlicb Gnmdfmanzierung DFG und einschließlich Sonderforschungsbereiche, 

Quelle: BMFT Rundungsdi/ferenzen 


zeichnen gewesen, doch wird sich der Anteil 1989 vor- 
aussichtlich erneut erhöhen. 

Gliedert man die FuE-Ausgaben des Bundes an die 
Wirtschaft zusätzlich nach Wirtschaftszweigen (vgl, 
TabeUe VT/tl), so zeigen sich wie in der Vergangen- 
heit Schwerpunkte der Ausgaben bei den Wirtschafts- 
zweigen n Stahl-, Maschinen- und Fahrzeugbau'' und 
„Elektrotechnik, Feinmechanik und Optik**, Auf diese 
beiden Bereiche entfallen rd. zwei Drittel der Ausga- 
ben des Bundes für Forschung und Entwicklung. 


5. Zum Anteil der Grundlagenforschung an der 
Forschungsfördemng durch den Bund 

Die positive Entwicklung der Ausgaben des Bundes 
für die Gmndlageniorschung hat sich — wie bereits zu 
Beginn der achtziger Jahre — auch in den letzten bei- 
den Jahren fortgesetzt. Während die FuE-Ausgaben 
des Bundes zwischen 1981 und 1988 insgesamt um 
rund 28% stiegen, erhöhten sich die Mittel für die 
Grundlagenforschung um über 50%, 

1988 entfielen damit 29,0% (3,8 Mrd DM) auf die 
Grundlagenforschung im Vergleich zu 28,2 % im 
Jahre 1987, 1981 hatte der Anteil bei 24,6% gelegen 
(vgl. TabeDe I/IO sowie Schaubüd 1/11). Bei der Beur- 
teilung der Entwicklung des Grundlagenforschungs- 
anteils ist zu berücksichtigen, daß dieser im Zeitver- 
lauf gewissen Schwankungen unterliegt, die insbe- 
sondere durch den Einfl uß von Großprojekten und die 
oft damit verbundenen InvestitLonsausgaben hervor- 
gerufen werden. 


Tabelle i/lO 


Anteil der Grundlagenforschung an den 
PuE-Ausgaben des Bandes 


Jahr 

FuE-Ausgaben 
des Bundes 

darunter 

Anteil der Grandlagenforschung 

in Mio DM 

in % 

1981 

10 369,9 

2 553,1 

24,6 

1982 

11 551,9 

2 687,6 

23,3 

1983 

11 440,3 

2 853,2 

24,9 

1984 

11 743.0 

3 129,1 

26,6 

1985 

12 767,0 

3 337,7 

26,1 

1986 

12 897,8 

3 531,2 

27,4 

1987 

13 144,2 

3 713,1 

28,2 

1988 

13 254,8 

3 845,3 

29,0 


Quelle: BMFT 


Die Tabelle I/l 1 zeigt die Anteile der Grundlagenfor- 
schung an den FuE-Ausgaben bezogen auf die einzel- 
nen Förderbereiche. „Großgeräte der Grundlagenfor- 
schung" und „Trägerorganisationen; Aus- und Neu- 
bau von Hochschulen** sind danach fast vollständig 
der Grundlagenforschung zuzurechnen. Ebenfalls 
weit über dem Durchschnitt liegt der Anteil der 
Grundlagenforschung beim Förderbereich ,,Meeres- 
forschung und Meerestechnikj Polarforschung " 
(59,2%), Überdurchschnittlich sind auch die Anteile 
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Schaubild 1/11 (vgl. TabeUe I/IO) 


Anteil der Grundlagenforschung 
an den FuE-Ausgaben des Bundes 
und des BMFT 




FuE-Ausgaben 
des Bundes 



! darunter 
I FuE-Ausgaben 
Idee BMFT 



1981 1982 1883 1884 1935 19B6 1987 1988 


BMFT 

Faktenbericht 1990 
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der Förderbereiche „ G eis t es wisse q schäften; Wirt- 
schafls- und Sozial Wissenschaften " (39,3%), „Geo- 
wissenschaften und Rohstof fsichemng" (39,0%), 
„Biotechnologie" (37,4 %) sowie „Forschung und Ent- 
wicklung im Dienste der Gesundheit" (36,5%). 
Schränkt man die Betrachtung auf die zivilen Förder- 
bereiche ein, so erhöht sich der Anteil der Grundla- 


genforschung auf 36,8%, d. h. mehr als ein Drittel der 
Ausgaben des Bundes für zivile Forschung und Ent- 
wicklung sind der Grundlagenforschung gewidmet. 
[Zum Anteil der Grundlagenforschung an den FuE- 
Ausgaben des Bundes ministen ums für Forschung und 
Technologie vergleiche Tabelle 1/8 sowie Schaubüd 
I/IL) 


Tabelle f/ll 


Anteil der Grundlagenforschung an den FiiB-Ausgaben des Bundes nach Ford erbe reichen 1988 


Förderbereich 

FuE-Ausgaben 

1988 

darunter 

Grundlagen- 

forschung 

jeweiliger Anteil 
der Grundlagen- 
forschung 


in Mio DM 

Ln % 

A Trägerorganisationen; Aus- und Neubau von Hoch- 
schulen 

1 509,7 

1 275,4 

84,5 

B Großgeräte der Grundlagenforschung 

934,6 

916.2 

98,0 

C Meeresforschung und MeerestechniJk: Poiarfor- 
schung 

212,5 

125,8 

59,2 

D Weltraumforschung und Welbraumlechnik 

1 106,5 

351,2 

31,7 

E Energieforschung und Energietechnologie 

1 339,5 

169,1 

12,6 

F Umweltforschung: Kh.maforschung 

655,1 

137,4 

2h0 

G Forschung und Entwicklung im Dienste der Gesund- 
heit 

484,3 

176,9 

36,5 

H Forschung und Entwicklung zur Verbesserung der 
Arbeitsbedingungen 

116,1 

6,7 

5,8 

I InforrnaüonstechjcuLk (einschl. Fertigungslechnik) . . 

778,7 

187,5 

24,1 

K Biotechnologie 

266,4 

99,7 

37,4 

L Materialforschung; physikalische und chemische 

Technologien 

473,4 

106,8 

22,6 

M Luftfahrtforschung und Hyperschalltechnologie * . . 

546,8 

6,8 

L2 

N Forschung und Technologie für bodengebundenen 
Transport und Verkehr (einschl. Verkehrssicher- 
heit) 

244,0 

2.2 

0,9 

O Geowissenschaften und Rohstoffsichenmg 

144,7 

56,4 

39,0 

P RaumordnuJig und Städtebau; Bauforschung , , , , . 

143,2 

3,3 

2,3 

Q Forschung und Entwicklung im Emahrungsbereich 

89,5 

18,5 

20,7 

R Forschung und Entwicklung in der Land und Forst- 
wirtschaft sowie der Fischerei 

223,3 

22,2 

9,9 

S Bildungs- und Berufsbildungsforschung 

112,7 

5,7 

5,1 

T Innovation und verbesserte Rahm enbedingun gen . 

465,1 

1.6 

0,3 

U Fachinfonnation 

88,8 

4,1 

4,6 

V Geistes Wissenschaf len; Wixtschafts- und Sozialwis- 
senschaften 

299,2 

117,6 

39,3 

W Übrige, nicht anderen Bereichen zugeordnele Akü- 
viläten 

202,8 

52,9 

26,1 

A“W zivile Förderbereiche zusammen 

10 436,6 

3 843,9 

36,8 

X Wehrforschung und -technik 

2 618,2 

1,4 

0,0 

FuE-Ausgaben des Bundes insgesamt 

13 254,8 

3 845,3 

29,0 


Quelle: BMFT Rundungsdilferenzen 
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6. Die Ausgaben der Länder für Forschung und 
Entwicklung 

Die Ausgaben der Länder für Forschung und Entwick- 
lung betrugen 1987 rund 8,6 Mrd DM, sie liegen damit 
um knapp 11 % über den entsprechenden Ausgaben 
im Jahre 1985 (7,7 Mrd DM). 

Der Vergleich der FuE-Ausgaben der Lander mit Da- 
ten der Vorjahre ist durch zwei Besonderheiten einge- 
schränkt: Zum einen werden seil 1983 die For- 
sch ung Sans t allen der Länder nur noch mit ihren FuE- 
Anteüen berücksichtigt (dies gilt für die des Bundes 
bereits seil 1979). Zum anderen wurde mit der Erhe- 
bung 1987 ein neues Be re chnungs verfahren für For- 
schung und Entwicklung im Hochscbulseklor einge- 
führt (vgL Teil VI). Die Daten für 1985 wurden hier 
entsprechend revidiert. Der Vergleich mit den Jahren 
vor 1985 ist allerdings nur eingeschränkt möglich. 
Berücksichtigt man die Auswixkungen beider metho- 
discher Änderungen, so sind die FuB-Ausgaben zwi- 
schen 1981 und 1987 um schätzungsweise 25% ge- 
stiegen, das entspricht einer durchschnittlichen jährh“ 
eben Steigerungsrate von ca. 3,8%. Für 1989 ergibt 
sich nach vorliegenden Schätzungen ein Anstieg der 
Mittel gegenüber 1987 um 6.4% auf 9,1 Mrd DM. 

Tabelle 1/12 zeigt die Wisse nschafts ausgab en der 
Lander in der Gliederung nach finanzieren den Län- 


dern. Eine entsprechende Regionalisierung der FuE- 
Ausgabeo bängt ganz wesentlich von der Darstellung 
des Hochschulsektors ab. Diese konnte durch das 
neue Berecbnungsverfahien zur Erfassung von For- 
schung und Entwicklung in den Hochschulen verbes- 
sert werden (vgl. Tabelle Vl/40). 

Die FuE-Ausgaben der Lander kommen ganz über- 
wiegend den Hochschulen zugute, ihr Anleü betrug 
1987 73 % und liegt damit nur unwesentlich über dem 
entsprechenden Anteil im Jahr 1985. Bei den FuE- 
Ausgaben der Länder, die in Einrichtungen außerhalb 
der Hochschulen fließen, handelt es sich zum einen 
um Mittel für die in den Landeshaushalten etatisierten 
Forsch ungseinrich hingen, die zur Durchführung der 
eigenen Forschnngsauigaben von den Ländern voll 
finanziert werden und die hier mit ihren FuE- Anteilen 
berücksichtigt werden. Zum anderen gehören dazu 
die Mittel der Länder, die den gemäß Artikel 91b GG 
gemeinsam von Bund und Ländern geförderten For- 
schungseinrichtungen zukommen (vgL Abschnitt 7). 
Ebenfalls einbezogen sind die FuE-Ausgaben der 
Länder für die Projektfördenmg in den außeruniversi- 
tären Forschungseinrichtungen. Der Anteil der Aus- 
gaben der Länder, der zur Finanzierung von For- 
schung und Entwicklung im Wirtschaftssektor ausge- 
geben wird, betrug 1987 rund 4% und liegt damit 
etwas unter dem Wert von 1985. 


Tabelle 1/12 
(vgl. Tabelle VI/ 15) 


W1 SS enschaitsaus gaben der Lander (einschließlich Gemeinden) ^) 
— Nettoausgaben — 

— in Mio DM — 


Land 

1981 

1983 

1985 

1987 

1989 

Ist 

Soll 

Baden-Württemberg , 

3 

139,0 

3 

520,7 

3 

806,9 

4 

340,1 

4 

834,3 

Bayern 

3 

031,5 

3 

347,5 

3 

748,5 

4 

285,0 

4 

745,2 

Berlin 

1 

714,7 

1 

817,7 

1 

952,1 

2 

241,1 

2 

528,2 

Bremen 


191,0 


209,9 


213,7 


231,0 


250,9 

Hamburg 


833,9 


924,3 

1 

032,0 

1 

160,5 

1 

155,5 

Hessen 

1 

914,6 

2 

093,4 

2 

314,9 

2 

526,1 

2 

709,3 

Niedersachsen 

2 

059,0 

2 

201,0 

2 

417,4 

2 

783,6 

2 

985,1 

Nordrhein-Westfalen 

5 

219,8 

5 

345,0 

6 

296,6 

6 

342,9 

6 

692,6 

Rhein! and -Pfalz 


801,1 


880,9 

1 

014,9 

1 

158,5 

1 

213,9 

Saarland 


344,9 


426,9 


461,7 


563,1 


626,4 

Schleswig -Holste in 


726,0 


785,3 


881,0 

1 

121,9 

1 

273,1 

Insgesamt 

19 975,5 

21 552,1 

24 139,6 

26 753,9 

29 014,1 

doranter FuE-Ausgaben der Länder^) . . 

6 400 

6 500 

7 7003} 

8 550 

9 100 


Ü Einschließlich der Länderemnahmeri, insbesondere Pflegesalzeirmahmen für die Kranken Versorgung an Hochschulkliniken; 
Ausgaben der Gemeinden 1989 geschätzt, 

Teüwaise geschätzt; bis 1987 auf Ist-Basis. Ab 1983 Berücksich agung der Forsch ung sanst alten der Länder nur mit FüE-Antei- 
len, 

3) Daten revisionsbedingt mit denen der Voijahje nur eingeschränkt vergleichbar, da ab 1 987 ein neues Berechnungsverfahren für 
FuE im Hochschulsektor eingefühn wwrde-, die Daten für 1985 wurden entsprechend revidiert. 

Quelle: Statistisches Bundesamt, BMFT Rundungsdifferenzen 
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Schüubild 1/12 (vgl. Tabelle Vl/15) 


Wissenschaftsausgaben der Länder und Gemeinden* 



Faktenberlcht 1 990 
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7, Gemeinsame Forschungsförderung durch 
Bund und Länder 

Die gemeinsame Forschungsförderung durch Bund 
und Länder erstreckt sich auf Einrichtungen bzw. Vor- 
haben von überregionaler Bedeutung und gesamt- 
staatlichem wissenschaftspolitischen Interessei sie 
beruht atif Artikel 91 b GG und wird in der Rahmen- 
vereinbarung Forschungsfördenmg vom 28, Novem- 
ber 1975 geregelt. Derzeit werden die folgenden Ein- 
richtungen und Vorhaben auf dieser Grundlage geför- 
dert: 

— Deutsche Forschungsgemeinschaft (DFG) ein- 
schließlich Sonderforschungsbereiche (SFB) 

— Max -Planck- Geseüschaft (MPG) 

— Fraunhofer-Gesellschaft (FhG) 

— 13 Großforschimgseinrichtungen 

— 48 Forschungseinrichtungen der Blauen Liste 

— Das Akademienprogramm mit 102 Vorhaben 
(Stand 1990). 


Für die finanzielie Forschungsförderung der einzel- 
nen Einrichtimgen wurden Finanzierungsschlüssel 
für die Anteile des Bundes und der Länder vereinbart 
(vgl. dazu im einzelnen Teil V), 

1988 belief sich die institutioneOe Förderung dieser 
Einrichtungen auf insgesamt 5,1 Mrd DM gegenüber 
5,0 Mrd DM im Jahre 1987 (-1-2,3%), für 1989 sind 
nach den Daten des Solls 5,3 Mrd DM vorgesehen, das 
entspricht einem Anstieg um 4,0 % gegenüber dem Ist 
1988. In den letzten Jahren lag die Steigerung des 
Länderanteils etwas über dem des Bundes, Damit 
ging der durchschnittliche Bundesanteil an der ge- 
meinsamen Forschrmgsfördening durch Bund und 
Länder zwischen 1987 und 1988 leicht zurück und 
beträgt nun (1988) 72,1%. Nach den vorliegenden 
Haushaltsdaten ergibt sich für 1989 erneut ein leichter 
Rückgang dieses Anteils (vgL Tabelle 1/13), 

Unter den einzelnen geförderten Emrichtungen neh- 
men die DFG (vgl, Teü V, Abschnitt 2,1 ) und die MPG 
(vgl. Teil V, Abschnitt 3*1) eine Sonderstellung ein, da 
sich neben dem Bund alle Bundesländer an ihrer 
Finanzierung beteiligen. Die institutionelle Förderung 


Tabelle 1/13 


Gemeinsame Forschungsfördening durch Bund und Länder 1987 bis 1989 
(Institutionelle Förderung) 

— in Mio DM — 




1987 Ist 



1986 Ist 



1989 Soll 


Hinrichtungen 

ins- 

gesamt 

Bund 

Länder 

ins- 

gesamt 

Bund 

Länder 

ins- 

gesamt 

Sund 

Länder 

Max-Planck-Gesellschaft 

869,6 

430,2 

439,4 

905,8 

440,9 

464,9 

942,3 

457,4 

484,9 

Deutsche Forschungsge- 
meinschaft 

1005,5 

585,0 

420,5 

1047,0 

611,7 

435,3 

1090,1 

637,7 

452,4 

davon: 

— allgemeine Förderung 

663,8 

331,9 

331,9 

683,1 

341,6 

341,6 

706,3 

353,1 

353,1 

— Sonderforschungsbe- 
reiche 

312,1 

234,1 

78,0 

331,1 

248,3 

82,8 

342,1 

256,5 

85,5 

— Heisenberg-Pro- 
gramm 

13,5 

6,7 

6,7 

11,6 

5.8 

5,8 

14,0 

7,0 

7.0 

— Friedens- imd 

Konfliktforschung * . 

3,1 

2,5 

0,6 

3,1 

2,5 

0,6 

3,7 

3,0 

0,7 

— Spitzenforschung , , . 

13,0 

9,8 

3,3 

18,0 

13,5 

4,5 

24,0 

18,0 

6,0 

Arbeitsstelle Friedens- 
forschung Bonn 

0,5 

0,4 

0,1 

0,5 

0,4 

0,1 

0,5 

0,4 

04 

Fraunhofer-Gesell- 
schaft^) 

177,1 

131,8 

45,3 

173,4 

141,0 

32,4 

198,7 

160,1 

38,6 

Akademienprogramm . 

30,4 

15,2 

15,2 

32,5 

16,2 

16,2 

33,3 

16,7 

16,7 

Großforschungseinrich- 

tungen 

2 492,5 

2227,7 

264,8 

2322,1 

2250,8 

271,2 

2620,0 

2330,4 

289,6 

davon: 

— Alfred-Wegener-Insti- 
tut für Polar- und 
Meeresforschung, 
Bremerhaven (AWI) . 

71,4 

61,6 

9,8 

68,3 

59,7 

8,6 

72,9 

64,4 

8,5 
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noch Tabelle 1/13 




1987 Ist 



1988 Ist 



1989 SoU 


Einrichtungen 

ins- 

gesamt 

Bund 

Läuder 

ins- 

gesamt 

Bund 

Länder 

ins- 

gesamt 

Bund 

Länder 

— Deutsches Elektro- 
neD -Synchrotron, 
Hamburg (DESY) . . . 

343,5 

303,8 

39,7 

315,7 

282,1 

33,6 

281,2 

253,0 

28,2 

— Deutsche Forschungs- 
anstalt für Luft- und 
Raumfahrt e.V., Köln 
(DLR)^) 

322,3 

289,1 

33,3 

334,9 

295,4 

39,5 

386,6 

328,2 

58,4 

— Deutsches Krebsfor- 
schungszentrum, Hei- 
delberg (DKFZ) . . . , 

113,6 

102,2 

11.4 

122,4 

110,1 

12,2 

130,8 

117,7 

13,1 

— Gesellschaft für Bio- 
technologische For- 
schung mbH. Braun- 
schweig-Stöckheim 
(GBF) 

55,4 

49,9 

5,5 

68,7 

61,8 

6,9 

55,5 

49,9 

5,5 

— GKSS — Forschungs- 
zentrum Geesthacht 
GmbH, Geesthacht 
(GKSS) 

88,4 

79,6 

8,8 

90,0 

81,0 

9,0 

96,6 

87,2 

9,4 

— Gesellschaft für Ma- 
thematik und Daten- 
verarbeitung mbH, 

St Augustin bei Bonn 
(GMD) 

80,5 

72,4 

8.1 

102,8 

92,3 

10,5 

111,2 

100.1 

11,1 

— Gesellschaft für 
Strahlen- und Um- 
weltforschung mbH, 
Neuherberg bei Mün- 
chen (GSF) 

128,5 

117,1 

11,4 

129,1 

117,7 

11,4 

132.5 

120,8 

11,7 

— Gesellschaft für 
Schwerionenfor- 
schung mbH, Dann- 
stadt (GSl) 

140,9 

131,6 

9,3 

128,2 

117,1 

11,1 

157.0 

145,1 

11,9 

— Hahn- Meitner- Institut 
Berlin GmbH, Berlin 
(HMl) 

103,8 

93,5 

10,4 

99,9 

89,9 

10,0 

104,9 

94,4 

10,5 

— Max -Planck -Institut 
für Plasmaphysik 
GmbH, Garching bei 
München (IPP) 

93,8 

84,5 

9,4 

99,7 

89,7 

10,0 

94,8 

85,3 

9,5 

— Forschungszentrum 
Jülich GmbH, Jülich 
(KFA) 

451,4 

394,5 

57,0 

471.6 

412,4 

59,2 

495,7 

437,0 

58,6 

— Kemforschungszen- 
trum Karlsruhe 

GmbH, Karlsruhe 
(KfK) 

499,0 

448,2 

50,8 

490,7 

441,5 

49,3 

500,4 

447,3 

53,1 

Einrichtungen der 
,,Blauen Dste" 

451,0 

243,1 

207,9 

460,6^) 

245,43) 

215,2 3} 

460,3 

243,3 

217,1 

1 Insgesamt 

5 026,6 

3633,4 

1393,2 

5141,7 

3706,5 

1 435,3 

5345,2 

3 845,0 

1 409,4 


') Ohne die msütniioneUe Förderung durch das BMVg, da sie nicht der gerneiasamen Bund/Länd er -Finanzierung unierbegtH 

2) Ohne eine Pauschalabgeltung des BMVg in Höhe von 24 Mio DM, da sie nicht der gemeinsamen Bund/Lander- Finanzierung 
untejliegi. 

3) 1988 Soll 

Quelle: Wirtschaftsplänex abgedruckl in den Bundeshaushallsplänen 1938 und 1989; BMFT: BLK Rundungsdiffereozen 
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beider Einrichtungen erfolgt grundsätzlich im Ver- 
hältnis 50:50; die Sond erforschungsbereiche, auf die 
knapp 32% der DFG-Miltei entfallen, bilden dabei 
eine Ausnahme, sie werden im Verhältnis 75:25 von 
Bund und Ländern jönanziert. Der Anteil von DFG und 
MPG an der gemeinsamen Forschungsförderung 
durch Bund und Länder stieg zwischen 1987 und 1988 
von 37,3% auf 38,0%, Dieser Anteil ergibt sich auch 
aus den für 1989 vorliegenden Soll-Daten. 

Die Fraunhofer- Gesellschaft wird vom Bund und den 
7 Sitzländem (ab 1990 von 8 Silzländem) gememsaru 
gefördert {vgl. Teil V, Abschnitt 3.2). Ihr Anteil an der 
gemeinsamen Forschungsförderung insgesamt ging 
1988 gegenüber 1987 leicht zurück und beträgt nun- 
mehr 3,4 %* Nach den Daten des SoUs ist 1989 ein 
Anstieg dieses Anteils auf 3,7% zu verzeichnen. 
Wie die Fraunhofer-Gesellschaft werden auch die 
13 Großforschungseinrichtungen grundsätzlich ne- 
ben dem Bund nur vom jeweiligen Sitzland [bzw. den 
Sitzländem) institutionell gefördert, die Finanzierung 
erfolgt im Verhältnis 90: 10 (vgl. Teil V, Abschnitt 4). 
Mit fast 50% entfällt auf die Großforschungseinrich- 
tungen der größte Anteil an der gesamten institutio- 
nellen Forscbungsförderung durch Bund und Länden 
Ihr Anteil ist nach den vorliegenden Daten jedoch 
leicht rückläufig, im Soli 1989 liegt er bei 49,0%, wäh- 
rend er nach den fst-Daten für 198? bzw. 1988 noch 
bei 49,6% bzw. 49,1 % gelegen hat* 

Zu den kleineren Einrichtungen, die neben den er- 
wähnten großen Forschungseinrichtungen in die ge- 
meinsame Forschungsförderung durch Bund und Län- 
der einbezogen sind, gehören die Forsch ungseinrich- 
tungen der Blauen Liste. Sie umfassen 35 Institutio- 
nen, die vom Bund und dem jeweiligen Sitzland, so- 
vrie 13 Serviceeiorichtungen, die vom Bund und allen 
Bundesländern gefördert werden (vgL Teil V, Kapi- 
tel 5)* Bund und Länder fördern außerdem gemeinsam 
ein von der Konferenz der Akademien der Wissen- 
schaften koordiniertes Programm. Dieses umfaßt ge- 
genwärtig 102 Vorhaben der fünf Akademien der 
Wissenschaften (Göttingen. München, Heidelberg. 
Mainz und Düsseldorf), 


8. Die Fördemng von Forschung und 
Entwicklung in der Wirtschaft 

Die 80er Jahre -- ein Jahrzehnt der 
technoiogischen Durchbrüche 

Obwohl die Zukunftsaussichten Anfang der 80er 
Jahre angesichts sinkender wirtschafüicher Wachs- 
tumsraten eher skeptisch beurteilt wurden, zeigt der 
Rückblick auf die vergangenen Jahre eine positive, 
von neuer Technik getragene und sich in den letzten 
Jahren beschleunigende wirtschaftliche Dynamik. 

Einer Vielzahl von Innovationen gelang der technolo- 
gische Durchbruch. Die neu entstandenen Güter ge- 
hören längst zum gewohnten Erscheinungsbild, Die 
Mikroelektronik hat breiten Einzug Ln die Wirtschaft 
gehalten, nicht zuletzt angeregt durch breitenwirk- 
same Pörderprogramme des BMFT (z. B. das indirekt- 
spezifische Programm zur Anwendung der Mikro- 
elektronik). Durch die Verbreitung der Mikroelektro- 


nik und der darauf aufbauenden fnformations- und 
Kommunikationslediniken sind neue Märkte entstan- 
den. Telefaxgeräte, Personalcomputer, CD-Platten- 
spieler sind z. B, Verbrauchs guter, die sich in den letz- 
ten Jahren immer mehr durchgesetzt haben, insbe- 
sondere im Bereich der Software und der Meß- und 
Regeltechnik gelang auch vielen kleinen Unterneh- 
men der Einstieg in neue Betätigungsfelder 

Die Fertigungstechnik erhielt wichtige Impulse durch 
die vom BMFT unterstützte Einführung von CAD/ 
CAM-Systemen und die Entwicklung von fndustrie- 
robotera. Inzwischen hat der Maschinenbau seine Po- 
sition am Weltmarkt, die Ende der 70er Jahre gefähr- 
det schien, wieder ausbauen können. 

Von der vom BMFT besonders geförderten Vorsorge- 
forschung (Umwelt- und Gesundheitsforschung u. a.) 
gingen wichtige Effekte auf die Wirtschaft aus. Spür- 
bare Fortschritte im Umweltschutz konnten durch 
neue Umwelttechniken erzielt werden. Der Schwefel- 
dioxid- Ausstoß aus Kraftwerken wurde seit 1982 
durch vorausgegangene Entwicklung neuer Verfah- 
ren mehr als halbiert; etwa 80 % der Kläranlagen ver- 
fügen heute über eine biologische Reinigungsstufe, 
zum Teil mit weiter entwickelten biologischen und 
chemischen Verfahren; Schwermetalle im Rhein, wie 
z. ß. Cadmium und Quecksilber, wurden erheblich 
reduziert durch die Entwicklung eroissionsarmer Pro- 
duktionsverfahren, wie Rückgewinnung von Melaü- 
ionen aus Abwässern und Wasserlo'eislauffühnmg. 
Auch in der Medizin technik fanden wichtige Innova- 
tionen statt. Der Kerns p in -Tomograph, bei dem die 
Supraleitung mit Hochleistimgs -Digitaltechnik ge- 
koppelt wird, ermöglicht den detaillierten Blick in den 
menschlichen Körper und verbessert damit die Dia- 
gnosemöglichkeiten. Nierensteinlithotripter schließ- 
lich, ein Spin-off der Raumiahrt, können Nieren- und 
Gallensteine zertrümmern, ohne daß Operationen 
notwendig werden* 

Forschung und Innovationen haben mit dazu beige- 
tragen, daß die internationale Wettbewerbsfähigkeit 
der Bundesrepublik Deutschland gegenwärtig sehr 
gut ist. Nimmt man die WelthandelsanteUe zum Maß- 
stab, dann nahm die Bundesrepublik Deutschland 
1988 mit 11,4% die internationale Spitzenposition vor 
den USA und Japan ein. Noch höher liegt der Welt- 
handelsanleü der Bundesrepublik Deutschland bei 
den forschungsintensiven Waren (Gütergruppen, bei 
denen der FuE-Aufwand im Produzierenden Ge- 
werbe überdurchschnilüich ist). Hier erreichte der 
Wellhandelsanteil der Bundesrepublik Deutschland 
1987 ebenfalls die internationale Spitzenposition mit 
20,6% vor Japan (19.9%) und den USA (15,5%). 

Wirtschaft ertiöht eigene Forschungsaufwendungen 

Forschung und Entwicklung sind die wesentliche 
Grundlage für Innovationen, die ihrerseits von zentra- 
ler Bedeutung für die Bewältigung des Struklurwan- 
deJs und damit für die wirtschaftliche und geseU- 
schaflhche Entwicklung einer Nation und für ihre Po- 
sition in der Weltwirtschaft sind. 

ln der Bundesrepublik Deutschland bringt die Wirt- 
schaft mit über 60% am nationalen FuE-Budget den 
größten Teil der FuE-Aufwendungen auf. Sie hat ihre 
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Forschuugsaufwen düngen ln den letzten Jahren er- 
heblich erhöht: So stiegen die FuE-Gesamlauf^en- 
dungen der Wirtschaft (durch geführte FuE, intern und 
extern), die 1981 2?, 8 Mrd DM ausmachten, bis 1987 
auf 44,9 Mrd DM. also um rund 61 %M - Interessant ist, 
daß sich das Schwergewicht der inlemen FuE-An- 
strengungen der Unternehmen zwischen 1977 und 
1987 verschoben hat. So gaben 53% der Untemeb- 
men mit 500 und mehr BeschaiÖgleD 1937 an. Neu- 
entwicklungen durchgeführt zu haben, während es 
1 97? nur 4 1 % gewesen sind. Demgegenüber sank der 
Anteil der Unternehmen mit Weiterentwicklungen ira 
gleichen Zeitraum von 59% auf 47% (Sonderauswer- 
tung der SV-Wissenschäftsstatislik GmbH). 

Zunehmende Irmovationsdynamik in der Wirtschaft 
stellt auch das Ifo-Institut für Wirtschaftsforschung 
fest. Der Anteil der Industriebetriebe, die InnovaÜO’ 
nen durchgeführt haben, hat sich — nach dem Inno- 
vationstest — zwischen 1982 und 1988 von 66,6% auf 
75,5% erhöht. Diese Entwicklung trifft für alle Be- 
triebs groß enkJassen zu. Selbst bei Kleinbetrieben mit 
weniger als 50 Beschäftigten beträgt der Anteil der 
Unternehmen, die Innovationen realisiert haben, 1988 
48% gegenüber 37,6 % in 1982* Dies verdeuüicbt, daß 
Unteraehmen aller Größenklassen zunehmend zum 
Innovationsprozeß beitragen. 

Den größten Anteil an den FuO-Gesamtaufweodun- 
gen der Wirtschaft haben nach wie vor die drei großen 
Bereiche Chemische Industrie mit rund 21 %, Stahl-, 
Maschinen- und Fahrzeugbau mit rund 36% sowie 
Elektrotechnik, Feinmechanik und OpÜk mit rund 
31%. Auf diese drei Sektoren entfallen 198? zusam- 
men rund 88% der FuE-Gesamt auf Wendungen der 
Wirtschaft. Diese Wirtschaftszweige erwirtschafteten 
1987 rd. 49% der Bmttowertschöpfung des Waren- 
produzierenden Gewerbes und einen Beitrag von 
21% an der Brutto wertscböpfung insgesamt (vgl. 
Schaubild 1/13). 

Die Intensität der Unternehmens eigenen Forschung 
und EnUvicklung lag 1987 bei 3,8% (1981: 2,0%) des 
Umsatzes, Besonders forschungsintensiv sind nach 
der Erhebung des Süf terverbandes die Einzel bereiche 
Elektrotechnik 9,4% (1981: 7.3%). Feinmechanik, 
OpÜk 5,7% (1981: 5,3%), Chemische Industrie 6,1 % 
(1981: 4,6%). Herstellung von Kraitwagen und deren 
Teilen 3,9% (1981: 3,5%) sowie Maschinenbau 3,7% 
(1981: 3,1%)* Diese Wirtschaftszweige beschäftigen 
auch den überwiegenden Teil des FuE- Personals (in 
Vo U z eit äcpn valenten) im Wirtscbaftssektor: Chemi- 
sche Industrie mit ca. 58 000 Forschern und Entwick- 
lern, Stahl-, Maschinen- und Fahrzeugbau mit ca. 
103 000 Forschem und Entwicklern und Elektrotech- 
nik, Feinmechanik und Optik mit ca. 99 OOO Forschem 
und Entwicklern beschäftigten 1987 zusammen 89% 
des FuE-Personals der Wirtschaft. Insgesamt waren 
1987 rd. 291 500 Forscher und Enhvickler an For- 
schungs Stätten von Unternehmen tätig; hinzu kanten 
im Wirtschaftssektor 4 000 Forscher und Entwickler 
bei fnsütutionen für Gemeinschaftsforschung, 

Die für die Beschäftigung des FuE-Personals und die 
gesamtwirtschaftliche Wertschöpfung gewichtigen 


') Quelle: SV-WissenschaftsslatistLk GmbH, vgl. Tabelle 
Vl/16 


Sektoren haben ihre hohen FuE-Gesamtaufwendun- 
gen in hohem Maße aus eigenen Mitteln erbracht. Die 
Eigenanteile schwanken zwischen rd, 98% bei der 
Chemischen Industrie und 89% in der Hektrotechnik. 
Diese Wirtschaftszweige spielten auch ün Außenhan- 
del eine maßgebliche Rolle. Gut zwei Drittel des Aus- 
landsumsatzes im Verarbeitenden Gewerbe und 
Bergbau entfielen 1988 auf die Bereiche Fahrzeugbau 
(21.8%), Elektrotechnik einschließlicb Feinmechanik 
und Optik (13.0%), Chemie (16,6%) und Maschinen- 
bau (16,5%) (vgl. Statistisches Jahrbuch 1989 für die 
Bundesrepublik Deutschland. Umsatz der Betriebe ün 
Bergbau und Verarbeitenden Gewerbe. Seite 173). 


Die 90er Jahre — ein Jahrzehnt zunehmender 
technologischer Herausforderungen 

In der kommenden Dekade wird das Entwicklungs- 
tempo in der Technik nicht nachlossen sondern sich 
eher noch beschleunigen. Die modernen Schlüssel- 
technologien, wie z, B. die Informations- oder Biotech- 
nik, aber auch neue Materialien werden weiter an 
Bedeutung gewinnen und erhebliche FuE-Aufwen- 
dungea in der Wirtschaft erforderlich machen. Die 
Anwendungsmöglichkeiten dieser Schlüsseltechnolo- 
gien sind bei weitem noch nicht erschöpft. Hinzu 
kommt die zunehmende Vernetzung unterschiedli- 
cher Technologien (z. B, Informations- und Ferti- 
gungstechnik). die das einzelne Unternehmen, vor al- 
lem im mittelständischen Bereich, überfordert und da- 
her Kooperationen notwendig machen kann. 

Für die drängenden ökologischen Fragen wird in den 
ko mm enden Jahren nach neuen technologischen 
Antworten gesucht werden müssen. Das Innovaüons- 
potentiai der Wirtschaft muß noch stärker dafür einge- 
setzt werden, um die wachsenden Umweltprobleme 
z. B. durch Umweltschädeo vermeidende Produkti- 
onsverfahren und umweltfreundlichere Produkte so- 
wie umwelLschonende Energieträger und Verkehrs- 
mittel zu bewältigen. 

Die Qualifikationsaufwendungen werden durch das 
hohe Tempo des technischen Fortschritts weiter zu- 
nehmen. Prognosen sozial wissenschaftlich er Institute 
gehen davon aus, daß bis zum Jahre 2000 mindestens 
60% der Arbeitsplätze von dem durch neue Techno- 
logien bedingten Strukturwandel tangiert werden. 
Fehlende Qualifikationen können den Innovations- 
prozeß erheblich behindern. Daher ist eine ständige 
Weiterbildung von Mitarbeitern unerläßlich. Hinzu 
kommt, daß Verschiebungen im Altersaufbau der Be- 
völkerung besondere Anstrengungen bei der Weiter- 
bildung notwendig machen. 

Die Intemationaiisierung der Wirtschaft wird in den 
90er Jahren weiter zunehmen. Der Ausbau und die 
Vollendung des europäischen Binnenmarktes mit 
320 Millionen Einwohnern bietet Chancen für zusätz- 
liches Wachstum. Durch freien Waren- und DiensÜei- 
stungsverkehr, Niederlassungsfreiheit, Liberalisie- 
rung des Kapitalverkehrs und des öffentlichen Auf- 
tragswesens entstehen Absatzmöglichkeiten für neue 
Produkte und Verfahren. Günstige Absatzchancen für 
technologieinlensive Produkte ergeben sich auch 
durch die stärkere Öffnung der osteuropäischen Län- 
der. 
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Schaubild 1/13 


Bruttowertschöpfung (BWS) und FuE-Gesamtaufwendungen 
der Unternehmen nach Wirtschaftszweigen 1987 
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FuE-Gesamtaufwendungen der Unternehmen 
des Warenproduzlerenden Gewerbes: 

48,0 Mrd DM “ 97. 1 % der FuE'Gesa^1lau^ 
Wendungen der Unternehmen 1987 


Ouelle: Stelishsches Bundesamt 

SV-WlassnschaftsstattstEh GmbH 


Beitrag des Warenproduzierenden Gewerbes zur 
Bruttowertschöpfung (BWS): BOS.C] Mfd DM 
= 43,3% der BWS 19B7 (vod. Ergebnis) 
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Faktenbericht 1990 
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Förderziele und FördermaBnahmen 

Ziele der Förderung von Forschung und Entwicklung in 
der Wirtschaft 

Wichtige staatliche Aufgaben in der Forschungs- und 
Technologiepolitik sind die Sicherung einer breiten 
und gleichzeitig qualitativ hochwertigen Grundla- 
genforschung und der weitere Ausbau der Vorsorge- 
forschung (u. a. Umwelt-, Gesundheit- und Klimafor- 
schung) sowie die Wahrung langfristiger Optionen 
(z. B. in der Weltraum- imd Fusionforschung). Demge- 
genüber sind Forschung, Entwicklung imd Innovation 
in der Wirtschaft eine ureigene Aufgabe der Unter- 
nehmen. Diese können selbst am besten entscheiden, 
wo Forschungsanstrengimgen lohnen und in wel- 
chem Ausmaß diese durchgeführt und zu marktfähi- 
gen Produkten weiterentwickelt werden sollen. Folg- 
lich orientiert sich die Bundesregiening bei ihrer För- 
derung von Forschung und Entwicklung in der Wirt- 


schaft am Grundsatz der Subsidiarität, d.h. sie ver- 
steht diese im Wesentlichen als Hilfe zur Selbsthilfe 
für Unternehmen. Staatliche Forschungsförderung 
der Wirtschaft soll dort einsetzen, wo Forschung imd 
Entwicklung aus übergeordneten gesellschaftlichen 
oder gesamtwirtschaftlichen Gründen der Unterstüt- 
zimg bedürfen. 

Maßnahmen zur Förderung von Forschung und 
Entwicklung in der Wirtschaft 

Indirekte Maßnahmen 

Indirekte Maßnahmen haben das Ziel, Forschung und 
Entwicklung bei den Unternehmen breitenwirksam 
anzustoßen, ohne Einfluß auf die Inhalte der For- 
schungs- imd Entwicklungsvorhaben zu nehmen, ln 
Tabelle 1/14 sind die wichtigsten indirekten Förder- 
maßnahmen der Bundesregierung zusammenge- 
stellt. 


Tabelle 1/14 


Indirekte Maßnahmen zur Förderung von Forschung und Entwicklung in der gewerblichen Wirtschaft 

1982 bis 1990 ) 


Maßnahme, zuständige Ressorts in Klammem 

Fördermittel/Steuermindereinnahmen (Mio DM) 

1982 

1985 

1986 

1987 

1988 

1989«) 

1990<) 

Potentialorientierte Maßnahme 








— FuE-Personalkostenzuschuß (BMWi) . . 

390,0 

380,0 

368,0 

193,1 

138,0 

31,9 

— 

— Forschimgspersonal-Zuwachsförde- 
nmg (BMFT) 



1.9 

41,0 

57,6 

68,5 

81,5 

60 

— FuE-Investitionszulage (steuerliche 

Maßnahme nach § 4 InvZulG) 3) 

283,0 

400,0 

433,0 

443,0 

470,3 

449,3 

495 

— FuE-Sonderabschreibungen 

(steuerliche Maßnahme nach § 82 d 

EStD)2),3) 

_ 

215,0 

200,0 

215,0 

225,0 

225,0 


Maßnahmen zur Unterstützung der Zu- 
sammenarbeit zwischen Wirtschaft und 








Wissenschaft 








~ Industrielle Gemeinschaftsforschung 
(BMWi) 

83,5 

94,8 

96,8 

101,8 

102,0 

106,9 

114 

— Auftragsforschung und -entwicklung 
(BMFT) 

13,5 

41,9 

53,0 

52,0 

67,3 

28,0 

39 

— Technologietransfer und Forschungs- 
kooperation (BMFT) 

8,9 

9.8 

17,7 

23,2 

26,5 

22,0 

21 

— Modellvorhaben zum Technologie- 
transfer (einschl. Patentausiegestellen) 
(BMWi) 






0,8 

7 

Förderung von technologleorientierlen 
Untemehmensgründungen (BMFT) 

6.0 

41,9 

48,2 

54,4 

45,9 

53,5 

47 

Insgesamt 

784,9 

1 185,3 

1 257,7 

1 140,1 

1 143,5 

998,9 

783 


*) Voriäufige Ist-Werte. 

^) Geschätzt, z. T. korrigierte Schätzung. 

^) Steuermindereinnahmen von Bund, Ländern und Gemeinden. 

<) SoU. 

Quelle: BMFT Rundungsdifferenzen 


50 


Deutscher Bundestag — 11. Wahlperiode 


Drucksache 11/6886 


Bei den potenbülorientLerlen Fördeim aß nahmen geht 
es darum, das Forschungs- und Entwicklungspoten- 
tial in den UntemehmeD generell zu verstärken, damit 
ausreichend Zukunftsvorsorge betrieben wird. Zu den 
potenbaloiientierten Maßnahmen zählen die steuerli- 
che Förderung von FuE-Lnvestitionen und die FuE- 
Personalförderung, Zentrale Ansatzpunkte der Förde- 
rung sind also die wichtigen Koslenfaktoren FuE-In- 
vestitionen und FuE-Personal. 

Die dreistufige Steuerreform 1986/1988/1990 hat das 
forschungspolitische Umfeld für potenüaJorientierte 
Maßnahmen verändert. Sie bringt ein Nettoentla- 
stimgsvolumen von rd. 53 Mrd DM (einschließlich der 
verbesserten Abschreibungsbedingungen für Wijt- 
schaitgebäude) und dient zugleich einem effiziente^ 
ren Steuersystem sovrie der Steuervereinfachung. Im 
Grundsatz sollen niedrigere Steuersätze steuerliche 
Ausnahmetatbestände erübrigen. Durch die Steuerre- 
fonn werden die Leis tun gsanreize für jeden einzelnen 
erhöht und die gesamtwirtschaftliche Binnennach- 
frage gestärkt. Dies schafft mehr Spielräume und Ge- 
staltungsfreiheit für die Wiitsch^, wodurch auch 
breitenwirksame Impulse für zusätzliche Forschung 
und Entwicklung ausgelösl werden. Eine weitere 
Stärlomg der Innovation s- und In vestitions kraft wird 
die für die nächste Legislaturperiode vorgesehene Re- 
form der Unlemehmensbesleuerung bringen. 

Im Zuge der Steuerreform wurde die bisherige steuer- 
liche Förderung von Forschungs- und Entwicklungs- 
Investitionen über Sonderabschreibungen und Inve- 
stitionszulage. die überwiegend von großen Unter- 
nehmen in Anspruch genommen wurde, abgebaut. 

Die von vornherein befristete Forschungs- und Onl- 
wicklungspersonal- Förderung, der Forschungs- und 
Entwicklungspersonalkostenzüschuß und die For- 
schungspersonalzuwachsförderung, hatte das 21iel, 
Anstöße zum Ausbau der Forschungs- und Entwick- 
lung skapoziläten. insbesondere im personellen Be- 
reich, zu geben und dadurch das Bewußtsein für die 
große Bedeutung von Innovationen in kleinen und 
mittleren Unternehmen zu stärken. Die wissenschaft- 
liche Begleilforschung belegt, daß Forschung und 
Entwicklung in kleinen und mittleren Unternehmen 
seit dem Start dieser Programme erheblich ausgewei- 
tet wurden. Die Programme laufen daher aus und wer- 
den z. ZI. noch abgewickelt. In den Jahren 1990/1991 
werden durch die Abwicklung der Zuwachs! Örderung 
noch erhebliche Fördermittel (ca. HO Mio DM) an 
kleine und mittlere Unternehmen fließen. 

Die wisse nschaJtiicbe Begleitforschung zur Zuwachs- 
förderung hat auch deutlich gemacht, daß eine am 
Zuwachs der Forschungs- und En twicklungs- Kapazi- 
täten ansetzende Forderung vorteilhaft ist, weil sie 
nur die Unleraehnien belohnt, die mehr für Forschung 
und Entwicklung tun. und bei relativ geringem Mittel- 
einsatz große Breitenwirkung erzielt. Es wird in Zu- 
sammenhang mit der Reform der Untemehmensbe- 
steuerung der nächsten Legislaturperiode zu prüfen 
sein, ob die Dynamik von Forschung und Entwicklung 
vor allem in technologieinlensiven mittel ständischen 
Unternehmen weiter verstärkt werden sollte. 

Die Zusammenarbeit zwischen Wirtschaft (insbeson- 
dere kleine und mittlere Unternehmen) und Wissen- 


schaft wurde seil 1982 in erheblichem Umfang durch 
die indirekte Forschungs- und Entwicklungs-Forde- 
rung unterstützt (vgL auch Teil I, Kapitel 9 und Teü D, 
Kapitel 2.19). Die industrielle Gerne ins chaftsfor- 
schung, bei der die gemeinschaftliche Forschung auf 
Branchenebene gefördert wird, wurde erheblich aus- 
gebaut, Die Auftragsforschung und -entwicklung, die 
den Unternehmen Zugang zu externer wissenschaftli- 
cher Forschungs- und En twicklungs- Kapazität er- 
leichtert, wurde bis 1991 verlängert. Der Technologie- 
und Wissenstransfer zwischen Wissenschaft und Wirt- 
schaft wird ab 1985 durch die Förderung von For- 
schungskooperationen zwischen Unternehmen und 
Forsch ungsemrich tim gen über die Entsendung von 
Nachwuchswissenschaftlern zusätzlich beschleunigt. 
Auch dieses Förderprograirun wurde bis 1991 verlän- 
gert. 

Zur Unterstützung von technologieorientierten Unter- 
nehme nsgrün düngen v/urde 1989 — nach erfolgrei- 
chem Abschluß des ersten Modellversuchs „ Techno - 
logieorienüerte Untemebmensgründimgen*' — ein 
neuer Modellversuch „ßeteüigungskapital für junge 
Technologieuntemehmen“ gestartet. In diesem Mo- 
dellversuch geht es insbesondere darum, das Engage- 
ment von privaten Risiko kapitaJgebem bei jungen 
Technologieuntemehmen zu erhöhen (vgl. auch 
Teil I. Kapitel 9 und Teil H, Kapitel 2.19). 


Maßnahmen zur raschen Verbrertung von 
Schl üsseltechno I ogI en 

Zur Beschleunigung der breiten Anwendimg neuer 
SchlüsseltecSnologien in neuen Produkten und Ver- 
fahren ist die vom BMFT entwickelte indirekt-spezifi- 
scbe Förderung besonders geeignet, da mit ihr For- 
schung und Entwicklung in bestimmten Gebieten 
breiten wirksam gefördert werden kann. 

Gegenwärtig werden indirekt-spezifische Maßnah- 
men, die mit ihrem vereinfachten Antrags- und Ab- 
■^vicklungsverfahren vor allem kleinen und mittleren 
Unternehmen zugute kommen (vgl. auch TeÜ I. Kapi- 
tel 9), auf der Angebotsseite auf den Feldern Biotech- 
nologie, Fertigungstechnik, Energieforschung und In- 
fonnatioTistechnik eingesetzt (vgl, Tabelle 1/15 und 
SchaubUdI/14). Seil 1986 wird die Einführung moder- 
ner Technologien bei der biolechnologischen Produk- 
tion (Förderprogramm Biotechnologie) unterstützt 
(vgl. auch Teü n, Kapitel 2.10), Im Bereich der Ferti- 
gungstechnik wurde 1988 mit dem Programm zur An- 
wendung der rechnermtegrierten Fertigung (CIM- 
Computer Integrated Manufacturing) begonnen (vgl. 
auch Teil 0, Kapitel 2.19). Im Bereich Mikroperipherik 
wird die breite Anwendung fortschrittlicher, an die 
Mikroelektronik an gepaßter Mikroperipherik -Kom- 
ponenten (Förderprogramm Mikroperipherik) stimu- 
liert (vgl. auch Teü n, Kapitel 2.9). Zur Förderung der 
Erprobung von WLndenergiearüagen wurde 1989 das 
100 MW Wmdprogramm aufgelegt, bei dem einer grö- 
ßeren Zahl von Demonstrationsanwendem ein Anreiz 
gegeben wurde, an geeigneten Standorten in der 
Bundesrepublik Deutschland Windenergieanlagen zu 
errichten und zu betreiben; hierdurch soU innerhalb 
von 5 Jahren eine installierte Leistung von 100 MW 
erreicht werden (vgl. auch Teil II. Kapitel 2.5), Anfang 
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1990 wurde das neue Programm p^Mikrosystemtech- 
nik", bei dem die Kombination von verschiedenen 
Mikrotechniken wie Mikroelektronik, Mikromecha- 
nik und Mikrooptik im Vordergrund steht, aufgelegt 
(vgL auch Teil H, Kapitel 2.9). 

Auch durch steuerliche Maßnahmen, die auf der 
Nachfrageseite ansetzen, wird die Verbreitung von 
Schlüsseltechnologien gefördert. Es handelt sich hier- 
bei um steuerliche Begünstigungen 

— für bestimmte Investionen im Bereich der Energie- 
erzeugung und -Verteilung gemäß § 4a InvZulG 
(19Ö9: 248,1 Mio DM) 

— für Wirts chaftsgüter, die dem Umweltschutz die- 
nen, gemäß §7d EStG (1989 geschätzt: 
880 Mio DM) 

— für Maßnahmen der EnergieeLnsparung (einschl, 
Einbau von Heizungs- und Warm wasse ranlagen) 
und des Einsatzes von Anlagen zur Nutzung der 
regenerativen Energiequellen gemäß § 82 a EStDV 
(1989 geschätzt: 820 Mio DM). 

Durch diese Maßnahmen wird ausgehend von beson- 
deren poiitiscben Zielsetzungen (wie z, B, Energie- 
einspanmg, Umweltschutz) der Einsatz bestimmter 
neuer Technologien begünstigt und dadurch die Inno- 
vationsfähigkeit in der Wirtschaft gefördert. Die staat- 
lichen Aufwendungen für diese, den strukturellen An- 
pass ungsprozeß der Volkswirtschaft stimulierenden 
Maßnahmen wurden in den letzten Jahren deutlich 
gesteigert, um damit eine Anstoßwirkung für die Ver- 
breitung neuer Technologien von der Nachfrageseite 
her zu erzielen. 

Im Zuge der Steuerreform werden diese steuerlichen 
Maßnahmen auslaufen, weil niedrigere Steuersätze 
steuerliche Ausnahmetatbestände erübrigen sollen 
und von größeren finanziellen Spielräumen zusätzli- 


che Impulse für den Umweltschutz, die rationelle 
Energieverwendung und die Nutzung regenerativer 
Energiequellen erwartet werden. Es wird zu beobach- 
ten sein, ob in diesen Bereichen neue Technologien 
ausreichend und rasch genug zum Einsatz kommen. 


Projöktfördemng des BundesmJnlsteriums für 
Forschung und Technologie (BMFT) 

Das Profil des BMFT zur Förderung von FuE umfaßt 
die Aufgabenbereiche 

— Pr ogrammüb ergreifende Grundlagenforschung (1) 

— Staatliche LangzeÜ Programme (2) 

— Vorsorgeforschung (3) 

— Technologie- und Innovationsfördenmg (4). 

Die direkte Projektförderung des BMPT an die ge- 
werbliche Wirtschaft konzentriert sich auf die Förder- 
schwerpunkle Energie, Meerestechnik, Infonnations- 
technologien, Biotechnologie, Materialforschung, 
Verkehr und Luftfahrtforschung. Insgesamt betrug 
die direkte Technologie- und Irmovationsförderung 
der Wirtschaft, die längerfristig der Stärkung der wirt- 
schaftlichen Leistungsfähigkeit der Unternehmen 
dient, im Jahre 1989 rund 1,2 Mrd DM. Gemessen an 
der gesamten direkten Projektförderung sind dies 
37.4%, bezogen auf den BMFT-Haushalt 15,6%. 

Bei den staatlidien Langzeitprogrammen, wie z. B. 
der Meeres-, der Weltraum- oder der Kemiusionior- 
schung, wie auch bei der Förderung der Vorsorgefor- 
schung, z B. Umwelt-, Sicherheit- oder Gesundheits- 
forschung, sind ebenfalls Unternehmen unter den 
Empfängern der BMFT- Förderung. Hier steht jedoch 


Tabelle 1/15 


iDdlrekt-spezifiscbe Förderung von FuE in der gewerblichen Wirtschaft 1962 bis 1990 durch den BMFT 


Maßuahroe 



FörderralUel (Mio DM) 



1982 

1985 

1988 

1987 

1988 

19891} 

1990^) 

Sonderprograimn Mikroelektronik , . 

87,5 

18,4 

0,1 


— 

— 

— 

Fertigungstechnik 

(CAD/CAM, Robotik, CtM) 



112,8 

119,8 

80,2 

29,6 

21,5 

70 

[nformationstechnik 
(Mikroperipherik, Mikrosystemtech- 
nik) 


L6 

14,0 

21,6 

22,2 

8,4 

31 

Bioverfahienslechnik 

- 

— 

L3 

15,7 

29,8 

35,3 

18 

100 MW- Wind 

- 

” 

- 


— 

- 

5 

Insgesamt 

87,5 

132,8 

135,2 

117,5 

81,6 

65,2 

124 


1) Vorläufige Ist-Werte. 
2} SoU. 

Quelle: BMFT 
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Schaubild 1/14 (vgl. TabeUe 1/15) 


Indirekt-spezifische Förderung von FuE in der gewerblichen 

Wirtschaft durch den BMFT 


Förcferm Ittel 

in 

MtoDM 


00 


so 



19S2 1983 1984 1985 1966 1987 


124 


Fertigungstechnik 
(CAD/CAM, Robotik. QM) 


65,2 


InfoffTiaticMistechnik 


(Mikropertphedk. MlkrosyatemtechniK 


1986 1989 

{vorl. Ist) 


1990 

(Seril) 


1323 


135,2 


117 


161,1 




151,3 


87,5 




Sondefprogramm 

Mikroelektrontk 


Bioverfahrenslechnik 


BMFT 

Faktenber)cht1990 
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Direkte Projektiördenmg des BMFT 19S9t) nach Auig ab en bereichen, 
Förderbereichen bzw, Pörderschwerpunkten 

— Profüdarstellung — 


Aufgaben- Pörderberelch/Förcierschweipunkt 

Insgesamt 

darunter Anteil der Wirtschaft 

bereich 

TDM 

TDM 

% 

1 Programmübergreifende GnindJageniorschimg 
(MPG: Großgeräte der Grundlagenforschung) 

B Großgeräte der Gmndlagenforschimg 

118 946 



Summe 1 

118 946 

- 

- 

2 Staatliche LaAgzeitprogranmie 

CI Meeresforschung 

79 888 

8 883 


C3 Polarforschung 

6 394 

160 

2,5 

D Weltraumforschung und Weltraumlechnik 

353 355 

226 882 

64,2 

Ol Geowissenschaften (insbesondere Tiefbohrungen) 

45 600 

144 

0,3 

Summe 2 

485 236 

236 069 

48,7 

3 Vorsorgeforschung 

Fl ökologische Forschung 

81 086 

5 402 

6,7 

F2 Umwellschutztechnologien 

130 08t 

63 218 

48,6 

F7 Klimaforschung 

21 545 

8 165 

37,9 

G Forschung und Entwicklung im Dienste der Ge- 
sundheit 

155 378 

8 586 

5,5 

H Forschung und Entwicklung zur Verbesserung der 
Arbeitsbedingungen 

90 053 

39 273 

43,6 

P2 Bauforschung und -technik 

38 483 

12 963 

33,7 

V Geisteswissenschaften: Sozialwissenschaf len 

29 466 

— 

— 

WlQuerschnittsaktivitäten (einschließlich Techmkfol- 
genabschälmng) 

43 831 

378 

0,9 

Summe 3 

589 921 

137 985 

23,4 

4 Technologie- und Innovatlonsfördenmg 

C2 Meerestechnik 

29 698 

18 795 

63,3 

El Kohle und andere fossile Energieträger 

147 189 

113 810 

77,3 

E2 Emeuerbare Energiequellen und rationelle Energie- 
Verwendung 

209 068 

120 737 

57,7 

E3 Nukleare Energieforschung (einschl. Reaktorsicher- 
heil) 

430 351 

345 092 

80,2 

11 Info rniatio ns Verarbeitung 

101 237 

59 831 

59,1 

12 Basislechnologien der Informationstechnik 

238 814 

109 415 

45,8 

13 Anwendung der Mikrosystemtechnik (einschl- Mi- 
kroelektronik, Mütroperipherik) 

62 586 

27 953 

44,7 

14 Fertigungstechnik 

48 490 

14 734 

30,4 

K Biotechnologie 

137 068 

24 991 

18,Z 

LI Materialforschung 

121 415 

79 069 

65,1 

L2 Physikalische und chemische Technologien 

122 833 

48 391 

39,4 

M Luftfahitforschung und Hyperschalltechnologien . . 

101 339 

54 461 

53,7 

N Forschung und Technologie für bodengebundenen 
Transport und Verkehr 

178 734 

160 961 

90,1 
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Auigabea- FÖrderbereich/Förderschwerpunkl 

[ns ge samt 

daruater Anteil der Wirtschaft 

bereich 

TDM 

TDM 

% 

02 Rohstof fsicherung 

5 585 

2 622 

47,0 

TI Indirekte Förderung des FuE-Personals m der Wirt- 
schaft 

1 339 





T2 Verbesserung des Technologie- und Wissenstrans- 
fers 

1 032 

. 



T3 Förderung lechnologieorientierter Untemehmens- 
grün düngen 

5 49? 

2 930 

53,3 

U Fachinformation 

42 050 

3 547 

S,4 

Summe 4 

1 984 325 

1 187 340 

59,8 

Insgesamt^) 

3 178 428 

1 561 394 

494 


1) Stand: 31. 12. 1989. 

Niehl enthall^o 6668 TDM nicht aufteilbare Mittel {u. a. Beralungs kosten» Reisekosten etc,). 

Quelle: BMFT Rundungsdifferenzen 


das staatliche Interesse an den Forschungsergebnis- 
sen im Vordergrund (direkte Projektförderung des 
BMFT insgesamt und darunter den Anteil der Wirt- 
schaitsförderung siehe Tabelle 1/16). 

Die Technologie - und Innovationsfördenmg wie auch 
der Gesamtumfang der Projektförderung der gewerb- 
lichen Wirtschaft durch den BMFT ist seit 1982 rück- 
läufig, Einer Abnahme der Mittel für die Energiefor- 
schung (Ausnahme: Emeuerbare EnergiequeUen und 
rationelle Energie Verwendung) stehen Zuwachse in 


den Bereichen moderner Schlüsseltechnologien, hier 
in den letzten Jahren insbesondere bei der der Mate- 
rialforscbung und den physikalischen und chemi- 
schen Technologien gegenüber (siehe Tabelle 1/17). 

Eine Umorientierung der Projektfördenmg der Wirt- 
schaft zeigt sich auch darin, daß nicht mehr die ein- 
zelne Förderung möglichst vieler und breit gestreuter 
Projekte, sondern längerfristige, im vorwettbewerbli- 
chen Bereich liegenden größere Projekte im Vorder- 
grund stehen. 
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Direkte ProlektEörderung des BMFT 1966 bis 1989 — Ausfübrende Stellen gewerbliche Wirtschaft 
nach Aufgabenbereichen, Förderbereichen bzw, Förderschwerpunkten 

— ProfüdarsteUung — 


Auf- 

gaben- Fördejbereich/Förderschwerpunlct 
beieich 

Fördermittel in TDM 

19B6 

1987 

1988 

19891) 

1 Programin Üb ergreif ende 





Grundlagenforschung (MPG; Großge- 





röte der Grundlagenforschung) 





Summe 1 

- 

- 

- 

- 

2 Staatliche Langzeitprogramme 





CI Meeiesforschung 

39 253 

5 676 

8 023 

8 883 

C3 Polarforschung 

- 

- 

46 

160 

D Weltraumforschung und Welt- 





raumtechnik 

177 617 

212 835 

240 674 

226 882 

Ol Geowissenschaften (insbesondere 





Tiefbohrungen) 

37 

— 

249 

144 

Summe 2 

216 908 

218 512 

248 993 

236 069 

3 VorsorgeJorschung 





Fl ökologische Forschung 

2 280 

3 861 

6 407 

5 402 

F2 Umwelttechnologien 

69 983 

66 853 

61 160 

63 218 

F? Klimaforschung 

- 

— 

8 900 

8 165 

G Forschung und Entwicklung im 





Dienste der Gesimdheit 

16 503 

10 786 

13 199 

8 586 

H Forschung und Entwicklung zur 





Verbesserung der Arbeitsbedin- 





gungea 

55 404 

50 414 

41 553 

39 273 

P2 Bauforschung und -technik 

6 714 

5 590 

9 131 

12 963 

W 1 Qu ersehn i ttsakti vi täte n 





(einschließlich Technikfolgenab- 





schätzung) 

795 

1 076 

960 

378 

Summe 3 

151 678 

138 581 

141 311 

137 985 

4 Technologie* und Innovationsförde* 





rang 





C2 Meerestechnik 

26 266 

20 956 

19 630 

18 795 

El Kohle und andere fossile Energie- 





träger 

200 389 

190 325 

148 318 

113 810 

E2 Emeuerbare Energiequellen und 





rationeUe Energieverwendung . . . 

125 696 

125 827 

127 511 

120 737 

E3 Nukleare Energieforschung 





(einschl. fteaktorsicherheit) 

495 787 

217 231 

293 434 

345 092 

11 Informationsverarbeitung 

83 230 

85 586 

78 559 

59 831 

12 Basistechnologien der Informa- 





tionstechnik 

216 559 

212 802 

174 614 

109 415 

13 Anwendung der Mikro System tech- 





nik (einschl, Mikroelektronik, Mi- 





kroperipherik) 

24 274 

28 549 

27 260 

27 953 

14 Fertigungstechnik 

15 246 

32 545 

25 264 

14 734 

K Biotechnologie 

47 027 

42 224 

48 322 

24 991 

LI Materialforschung 

60 407 

74 844 

79 820 

79 069 
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noch Tabelle 1/17 


Auf- 

gaben- Förderbereich/ Förderschwerpunkt 
bereich 


FordenniUel irt TDM 


1986 

1987 

1988 

1989^) 

L2 Physikabsche und chemische Tech- 
nologien 

32 238 

30 926 

28 656 

48 391 

M Luftfahrtforschung und Hyper- 
schalltechnologien 

61 313 

69 336 

64 008 

54 461 

N Forschung und Technologie für 
bodengebundenen Transport und 
Verkehr 

171 945 

197 686 

192 981 

160 961 

02Rohstoffsichening 

7 167 

2 306 

1 880 

2 622 

T2 Verbesserung des Technologie- 
und Wissenstransfers 



134 





T3 Förderung technologieorientierter 
U n te m ehm en sgrün düng en 

3 364 

3 841 

3 731 

2 930 

U Fachinformation 

7 234 

9 122 

7 17? 

3 547 

Summe 4 

1 578 344 

1 344 442 

1 32t 167 

1 18? 340 

Insgesamt 

1 946 926 

1 701 535 

1 711 471 

1 561 394 


i) Stand: 31, 12. 1989. 

Quelle; BMFT Rundungsdifferenzen 


Vefbundforschung 

Zusäbdich zu der UmsfarukturLerung und Rückführung 
der direkten Projektförderung wurde der Ansatz- 
punkt der Förderung verändert: Das neue Konzept 
der Verbundforschung schafft die Chance, die Koope- 
ration in Wisserischaft und Wirtschaft weiter voranzu- 
bringen. Mit dem Förderinstrunient „Verbundfor- 
schung*' wird auch eine weitere Steigerung der Effi- 
zienz der FuE-Förderung erreicht. 

Industrielle Verbundforschung will durch gemein- 
same Beteiligung möglichst mehrerer Unternehmen 
und Forschungseinricbtungen an einem Projekt errei- 
chen, doh knappe Forschungskapazität durch Bünde- 
lung von Ressourcen besser genutzt wird, der Techno- 
logietransfer zwischen Wirtschaft und Wissenschaft 
beschleunigt wird, Synergieeffekte entstehen und 
weniger selektiv als vielmehr breiten wirksam gefor- 
dert wird, IndusbrieUe Verbundforschung kann auch 
kleinen und mittleren Unternehmen eine bessere 
Chance zur Teilhabe an Forschungsvorhaben liefern. 
Beispiele sind hier Verbundprojekte in der Informa- 
tionstechnik, der Materialforschung, im Bereich Ar- 
beit und Technik und der Fertigungstechnik, an de- 
nen kleine und mittlere Unternehmen in erheblichem 
Umfang partizipieren. 

Tabelle 1/18 zeigt die Entwicklung der Anteile der 
Fördermittel für industrielle Verbundvorhaben an der 
Projektförderung für ausgewählte Technologieberei- 
che: Während in der Fertigungstechnik noch 1984 nur 
17% der Fördermittel an die Wirtschaft auf Verbund- 
projekte tieien, wurden hier 1988 ausschließlich Ver- 
bundvorhaben gefördert. Der Förderansatz „ V er- 
bundprojekte" wurde auch in verstärktem Umfang 
gerade in den Schlüssel bereichen Loformationstech- 


nik, Materialforschujig, Physikalische und Chemische 
Technologien (u. a, Lasertechnik) und auch in der Bio- 
technologie angewandt. 


Tabelle 1/18 

Anteil der Fördermittel für industrielle Verbundvor- 
haben an der direkten Projektförderung der Wirt- 
Schaft — ausgewählte Technologleberelche 
— in v.H. — 


Techu olo gieb ereich 

1984 

1985 

1986 

1987 

1988 

Fertigungs- 
technik 

Infonnations- 

technik 

Material- 
forschung . . , . 
Biotechnologie . . 
Physikalische 
und chemische 
Technologien , 

17,0 83,2 96.2 100,0 100, o! 

21,3 55,3 70,6 74,2 75,9 

14,8 18,9 62,4 68,7 74,1 

48,7 55,4 55,3 47,8 45,5 

1.6 1,9 13.2 27,1 51,4 


Quelle: BMFT Rüudiiiigsdiffereiizen 


Insgesamt gesehen hat sich die industrielle Verbund- 
forschung positiv entwickelt: 

— Die Zahl der Verbundprojekte steigt seit 1984 be- 
trächüich und hat 1988 eine Größenordnung von 
580 Projekten erreicht (1986: 343; 1984: 180): 
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— Ca. 51% der Mittel für die direkte Projektförde- 
nmg an die Wirtschait ixn Aufgabeubereich ,,Tech" 
Qologie' und lunovationsförderuag" entfällt aut 
die Verbmidforschung (1988 rd. 680 Mio DM),- 

— Insbesondere in den Schlüssel bereichen Informa- 
tLoostechnik, Ferdgungstechnik, Biotechnologie, 
Materialforschung, physikalische und chemische 
Technologien sind Verbundprojekte stark ange- 
stiegen. 


EUREKA 

Auch der EUREKA -Initiative (s. auch Teil IV, Kapi- 
tel 4.1) liegt der Gedanke von Verbundforschung zu- 
grunde. Mit EUREKA wurde ein Rahmen geschaifen 
für die europäische Kooperation von Unternehmen 
und Forschungseinrichtungen verschiedener Länder. 
Der geographische Rahmen von EUREKA umfaßt alle 
zur EG und EFTA gehörenden Flächenstaaten in Eu- 
ropa sowie die Türkei* Der Inhalt der Forschungsakti- 
vitäten wird hierbei nicht von Regierungen vorab ded- 
niert, denn die Projektpartner bestimmen selbst, ^vie, 
worüber und mit wem sie über die Landesgrenzen 
hinaus Zusammenarbeiten wollen. 

Eines der wichtigsten, in jüngster Zeit begonnenen 
EUREKA-Projekte ist JESSI, das ein umfangreiches 
Forschungsprogramm zur Förderung der Mikroelek- 
trorük in Europa darsteilt. JESSI bewirkt einen bisher 
einmaligen Zusammenschluß von europäischen Halb- 
leite mntemehmen, Anwenderdrmen und der Wissen- 
schaft, mit dem Europa Anschluß an die weltweite 
Entwicklung in der Schlüsseltechnologie Mikroelek- 
tronik halten will. Die Kosten von JESSI belaufen sich 
auf insgesamt 7,8 Mrd DM, wovon ca, 2,8 Mrd DM auf 
Unternehmen und Forschungseinrichtungen in der 
Bundesrepublik Deutschland entfallen. Der größte 
Teü hiervon wird von der Wirtschaft zu tragen sein. 
Der BMFT hat für die gesamte Laufzeit von JESST ca. 
1 Mrd DM an Fördermittel eingeplant. 

Andere wichtige EUREKA-Projekte sind z. B. in der 
Fertigungstechnik FAMOS* das die Montageautoma- 
tisienmg vorantreiben soll und bei dem vorwiegend 
mittelständische Betriebe beteiligt sind, und die Um- 
weitprojekte EUROTRAC {Luftverschmutzung) und 
EUROMAR (Meeresverschmutzung). Ein wichtiges 
EUREKA-Projekt zur rechtzeitigen Normung in einem 
zukunftsträchtigen Technikfeld ist HDTV. Hier wer- 
den LD einem großen europäischen Gemeinschaftspro- 
jekt die System- und Produktion Standards für das 
Hochauflösende Fernsehen entwickelt, 

Administration und PoÜtik begleiten diese Aktivitäten 
wo immer möglich und nötig mit flankierenden Maß- 
nahmen — etwa zur Beseitigung von Handelshemm- 
nissen oder zur Festlegung gemeinsamer europäi- 
scher Normen. An EUREKA be(eiligte Firmen werden 
in der Bundesrepublik Deutschland — im Rahmen der 
allgemein geltenden forschungspolitischen Förder- 
grundsätze — über die fachprogrammbezogene Pro- 


jektförderung unterstützt. Von 297 EUREKA- Projek- 
ten (Stand: 31, 12. 1989) finden 104 mit deutscher 
Beteiligung statt, davon werden 55 Projekte mit rund 
800 Mio DM durch den BMFT gefordert. EUREKA 
zeigt, welche Kreativität in Wirtschaft und Wissen- 
schaft geweckt werden kann, wenn man einen ent- 
sprechenden Rohmen für europäische Kooperationen 
bietet. 


Förderung nach Bundesressorts 

Die Gesamtschau der einzelnen FörderinstnuneDte 
des Bundes in Tabelle 1/19 zeigt, daß, gemessen an 
der Zahl der geförderten Unternehmen, eine breite 
Streuung der Zuwendungen erreicht wird. Abhängig 
vom Ziel der Förderung, z. B. Förderung großer tech- 
nologischer Entwiddungslinien einerseits oder rasche 
Anwendung von Schlüsseltechnologien andererseits, 
werden mit den verschiedenen Fördermaßnahmen 
Unternehmen unterschiedlicher Größe erreicht. 

Tabelle 1/20 zeigt die FuE-Ausgaben des Bundes an 
die gewerbliche Wirtschalt, erweitert um die Ausga- 
ben des Bundesministers der Verteidigung (BMVg) 
zur Finanzierung von FuE-Aufträgen im Verteidi- 
gungsbereich. Während die FuE-FÖrderung der ge- 
werblichen Wirtschaft durch den BMFT seit 1982 kon- 
tinuierlich um insgesamt 1,3 Mrd DM zurückgenom- 
men wurde, wurden forschungsbezogeoe Steuennin- 
dereinnahmen {um fast 400 Mio DM) und Ausgaben 
des BMVg zur Finanzienmg von FuE-Aufträgen (um 
über 800 Mio DM) deutlich ausgeweitet. 1988 wurden 
im Verteidigungsbereich FrrE-Auftrage in Höhe von 
2,3 Mrd DM an die Wirtschaft erteilt; die FuE-Förde- 
rung der Wirtschaft durch den BMFT betrug knapp 
2 Mrd DM und die Förderung durch den BMWi rd. 
620 Mio DM. Insgesamt wurden FuE in der gewerbli- 
chen Wirtschaft mit rd. 5,8 Mrd DM durch den Bund 
gefördert. 

Das Verhältnis der indirekten zu den direkten Förder- 
maßnahmen des Bundes zur Förderung ziviler For- 
schung und Entwicklung in der gewerblichen Wirt- 
schaft (einschl* Steuerm inderein nahmen von Ländern 
und Gemeinden) betrug 1978 etwa 1:10. Es verän- 
derte sich insbesondere durch die Einführung des Per- 
sonalkos tenzuschusses auf etwa 1:4 in den Jahren 
1979—1982, Ab 1983 beträgt das Verhältnis — vor 
allem aufgrund der Wiedereinführung der Sonderab- 
schreibungen auf FuE-Investitionen und der gleich- 
zeitigen Rückführung der direkten Projektförderung 
durch den BMFT — etwa 1 :2. 

ln den Jahren 1989 und 1990 dürfte die Relation in 
etwa auf diesem Niveau geblieben sein* weil der im 
Zuge der Steuerreform beschlossene Wegfall der FuE- 
Investitions 2 mlage erst 1 99 1 kasseuwirksam wird und 
die auslaofende FuE- Personalförderung über den Me- 
chanismus der nachtiäglichen Inanspruchnahme der 
Förderung und Zahlung der Fördermittel nach 1988 
noch erhebliche Haushaltsmittel gebunden bat. 
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Tabelle 1/19 


Förderung ziviler Forschung und Entwicklung in der gewerblichen Wirtschaft durch den Bund 
nach Zuständigkeiten sowie Anzahl der geförderten Untemehroen/Stellen 19S7 und 1988 



1987 

1988 

Reijson/M aßn ahme 

Begünstigte 
Unternehmen/ 
Steflen der 
Wirtschaft 

Fördermittel/ 

Steuerminder- 

einnahmen^) 

Begünstigte 
Unternehmen/ 
Stellen der 
Wirtschaft 

Fördermittel/ 

Steuenründer- 

eicmahmen^) 


Anzahl 

Mio DM 

AjözahJ 

Mio DM 

BMFT 

— Direkte Projektförderung 

1 091 

l 701,5 

1 065 

1 711,6 

(darunter industrielle Gemeinschafls- 
forschung) 

(32 

32,0) 

(33 

32,6) 

— Soaderprogranam Mikroelektronik . . 

1 

1 

1 

1 

— Mikro peripberik 

(mdiiekt-spezi fi sehe Maßnahme) . * . 

207 

21,6 

214 

22,2 

— Fertigungstechnik 

(indirekUspezitische Maßnahme) . , . 

399 

80,2 

160 

29,6 

“ Biotechnologie 

(in direkt- spezifische Maßnahme) . . . 

89 

10,5 

153 

24.3 

— Forschungspersonal- 2u wachsförde- 
nmg 

2 165 

56,8 

2 874 

67,1 

— Auftragsforschung und -entwicklung 

1 671 

50,9 

1 683 

66,1 

— Technologieorientierte 

Untern ehmensgründungen (TOU) 2) . 

169 

43,8 

154 

36,2 

— Forschungskooperation zwischen In- 
dustrie und Wissenschaft 

415 

18,6 

500 

20,8 

— Technologietransfer 

1 

1.0 

1 

lA 

Summe BMFT 


1 984,9 


1 979,2 

BMWi 

— FuE'Personaikostenzuschuß 

5 440 

189,9 

4 600 

135,2 

— Förderung von FuE bei KMU in Ber- 
Lin 

33 

6,0 

41 

5,8 

— Industrielle Gemeinschaftsforschung 

86 

101,8 

86 

102,0 

— Zuschüsse zur Entwicklung ziviler 
Flugzeuge 

3 

338,1 

3 

374,8 

— Sonstiges 

— 

1,3 

- 

2,0 

Summe BMWi 


637,1 


619,8 

Übrige Ressorts 


101,5 


110,3 

Steuerliche MaBnahmen 

— FuE -Investitionszulage (§ 4 InvZulG) 


443,0 


470,3 

— FuE-Sonderabsebreibungen 

(§ 82 d EStDV) 


215,0 


200,0 

Summe Steuerliche Maßnahmen 


658,0 


670,3 

Insgesamt 


3 381,5 


3 379,6 


SteuennindereirmahiDeD von Bund Ländern und Gemeinden. 

TX3U = Phase fl und HL 

Quelle: B MFT Rundu n gsdif f erenzen 
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Tabelle 1/20 


FüE-Fördenjng der gewerblichen Wirtschaft durch den Bund ein schließlich forschungsbezogene 
Steuermlndereinnahmen der Länder und Gemeinden 
1974 bis 1988 


Jahr 

Ausgaben Ü 
insgesamt 

darunter 

Sleuennin- 

deTeinnah- 

men^j 

Förderung 

insgesamt 

BMFT 

BMWi 

BMVg 

Mio DM 

Mio DM 

% 

Mio DM 

% 

Mio DM 

% 

Mto DM 

1974 

2 916 

1 284 

44 

300 

10 

1 283 

44 

353 

3 269 

1975 

3 162 

1 50t 

47 

285 

9 

1 319 

42 

149 

3311 

1976 

3 053 

1 273 

42 

240 

8 

1 462 

48 

106 

3 159 

1977 

3 110 

1 444 

46 

139 

4 

1 449 

47 

153 

3 263 

1978 

3 493 

1 668 

48 

173 

5 

1 559 

45 

138 

3 631 

1979 

4 544 

2 162 

48 

610 

18 

1 65? 

36 

169 

4 713 

1980 

4 618 

2 191 

47 

798 

n 

1 496 

32 

191 

4 809 

1981 

4 631 

2 324 

50 

852 


1 355 

29 

289 

4 920 

1982 

5 630 

3 245 

58 

816 

14 

1 458 

26 

283 

5 913 

1983 

5 070 

2 646 

52 

716 

14 

1 595 

31 

364 

5 434 

1984 

5 157 

2 610 

51 

703 

14 

1 729 

34 

530 

5 687 

1985 

5 772 

2 533 

44 

897 

16 

2 235 

39 

615 

6 38? 

1986 

5 404 

2 226 

41 

843 

16 

2 237 

41 

633 

6 037 

1987 

5 039 

1 985 

39 

638 

18 

2 312 

46 

695 

5 734 

1988 

5 1 17 

1 981 

39 

621 

tz 

2 300 

45 

674 

5 791 


') ELji schließ lieh der Ausgaben an WlTtschaftsunlemehraen im Ausland. 

RiE-Investibons3uJage (5 4 InvZulG) und FuE-Sonderabschreibungen (§ 82 d ESlDV), Steuermindereinnahmen von ßiind, 
Lnndem und Gemeinden. 

Quelle: BMFT Run dun gsdiffe ranzen 


9. Die Förderung von Forschung und 
Entwicklung in kleinen und mittleren 
Unternehmen *) 

Forschung und Entwicklung in kJeinen und 
mittleren Unternehmen 

Die herausragende gesamhvirtschaitliche Bedeutung 
miU eiständisch er Unternehmen belegen einige we- 
nige Zahlen: So stellen sie gut zwei Drittel aller Ar- 
beitsplätze in der Privatwirtschaft, bieten gut vier 
Fünftel der Ausbildungsplätze an, produzieren etwa 
die Hälfte unseres Sozialprodukts und tätigen rund 
zwei Fünftel aller Investitionen. 

Lm Innova Lion sprozeß erfüllen kleine, mittlere und 
große Unternehmen verschiedene Funktionen: 

Die Tedinikgeschichte zeigt, daß ein großer Teil 
wichtiger Innovationen auf Forschungsarbeiten von 
Einzel ertin dem oder kleinen undmitlleren Unterneh- 
men basiert. Ein fndiz für die besondere Innovations- 
fähigkeit des Miltelstandes stellt die Häufigkeit der 
Patentanmeldungen dar. Nach Angaben des Deut- 


) Ufiter kletnea und mittleren Unternehmen werden Lm Jolgen- 
den Unlemehmen mit weniger als 200 Mio DM Umsatz oder 
1 000 ßeschä fügten verstanden. 


sehen Patentamtes werden mehr als die Hälfte aller 
Patentanmeldungen von freien Erfmdem oder klei- 
nen und mittleren Unternehmen vorgenommen. Of- 
fenbar haben diese aufgrund ihrer Flexibilität beson- 
dere Vorteile in frühen Phasen des Innovations- und 
Anpas sun g spro zesses . 

Zwar setzen kleine und mittlere UnternehmeD, z. T. 
unterstützt durch öffentliche Förderung, ihre Erfin- 
dungen oft selbst in Produkte der Spitzen technik um. 
wobei sie sich häufig auf Spezialmärktea (z. B. im 
Maschinenbau) betätigen, ln vielen Fällen jedoch ver- 
fügen kleine und mittlere Unternehmen nicht über die 
nötigen fmanzieilen Mittel, um ihre Erfindungen 
selbst in wirtschaftlich verwertbare Produkte und Ver- 
fahren umzuselzen. Insbesondere die erstmalige 
Kommer 2 dalisierLmg finanziell besonders aufwendi- 
ger Bastsinnovationen wird zumeist von Großunter- 
nehmen vorgenommen, die aufgrund ihrer Ressour- 
cen eher die erforderliche Weiterentwicklung der In- 
ventionen bis zur anschließenden Serienfertigung 
und Markteinführung leisten können. Großimtemeh- 
men sind auch eher in der Lage, kostspielige und 
besonders risikoreiche Grundlagenforschung zu be- 
treiben und komplexe Infrastrukturlechnlken für die 
öffentliche Hand zu entwickeln. Kleine und mittlere 
Unternehmen sind hingegen durch ihre größere Kun- 
dennähe und ihre größere Flexibilität stärker an der 


60 


Deutscher Bundestag — U.WahJperiode 


Drucksache 11/6886 


Ausdifferenzieruug neuer Technologien für verschie- 
dene Anwendungsbereiche und Spezialmärkte betei- 
ligt. 

Neben den auf Spezialmärkte ausgerichteten kleinen 
und mittleren Unternehmen bilden Zulieferbetriebe 
einen wichtigen Teil der mittelsländischen Wirtschaft. 
Hier ergeben sich aufgrund enger Lieferbeziehungen 
zwischen kleinen, mittleren und großen Unternehmen 
häufig auch Innovalionsverflechtungen. Große Unter- 
nehmen sind bei der ProdukÜoo neuer Güter auf inno- 
vative Vorleistungen von mittels tändischen Zuliefe- 
rern angevriesen. Hohe Qualitälsanforderungen an 
Vorleistungen führen dabei zum Einsatz von Quali- 
tätssicherungssystemen in Zulieferbetrieben. 

Zuüeferer werden daher zunehmend in die Innova- 
tionskonzepte der Großunternehmen mit einbezogen, 
um ihr Kreativitätspolential nutzbar zu machen und 
frühzeitig AbstLmmungsprozesse einzuleiten (so z. B. 
in der Automobilindustrie). Dabei zeigt sich immer 
mehr, daß der technische Fortschritt vor allem durch 
eine frühzeitige Kooperation mehrerer Unternehmen 
aus verschiedenen Branchen und unterschiedlicher 
Größe unter Einbeziehung von Forschungseinrichtun- 
gen beschleunigt wird. Hierdurch kommt es auch zur 
Bündelung von Technologiepotentialen. Besonders 
wichtig ist dies dort, wo unterschiedliche Technikge- 
biete {z. B. Fertigungs- und Informatioristechnjük} ver- 
netzt werden und die dabei auflretenden Schnittstel- 
lenprobleme gelöst werden müssen. 

Um ihre Funktion im fnnovationsprozeß erfüllen zu 
können, müssen kleine und mittlere Unternehmen er- 
hebliche FuE- Aufwendungen tragen. Zu den FuE- 
Gesamtaufwendungen in der Wirtschaft trugen Un- 
ternehmen mit weniger als 1 000 Beschäftigten 1987 
rd. 8 Mrd DM bei (vgl. Schaubüd E/15). Bezogen auf 
die gesamte Wirtschaft (1987: rd. 44 Mrd DM) sind 
dies etwa 18%. 

An den Umsätzen gemessen sind die relativen FuE- 
Aufwendungen in den kleinen FuE -treib enden Unter- 
nehmen besonders hoch. Das Schaubüd 1/16 zeigt, 
daß die kleinen UntemehmeD (unter 100 Beschäftigte) 
im Durchschnitt 6,1 % ihres Umsatzes für FuE ausge- 
ben, Mit wachsender Unlemehmensgrööe verringert 
sich dieser Anteil auf rund 2,4 % in der Größenklasse 
von 500 bis unter 1 000 Beschäftigten, Bei Großunter- 
nehmen mit über 10 000 Beschäftigten verdoppelt er 
sich wieder auf 4,8 %. Eine ähnliche Verteilung ergibt 
sich, wenn man die FuE-Aufwendungen auf die Be- 
schäftigtenzahl bezieht. Während kleine Unterneh- 
men mit weniger als 100 Beschäftigten Lm Durch- 
schnitt nmd 10 100 DM je Beschäftigten für For- 
schung und Entwicklung aufwenden, sinkt der FuE- 
Aufwand bis zur Größenklasse von 500 bis 1 000 Be- 
schäftigten auf knapp die Hälfte (rund 5 500 DM). In 
größeren Unternehmen steigt der FuE-Aufwand je 
Beschäftigten wieder an, bei Großunternehmen be- 
trägt er rund 8 900 DM (vgl. Schaubild 1/17). 

Dieser ,,u-fönnige'' Verlauf derrelativeu Forschimgs- 
und Entwicklungsaufwendungen nach Unterneh- 
mens große nklassen wird auch durch andere Untersu- 


chungen belegt, Forschung und Entwicklung in klei- 
nen Unternehmen verursachen also, bezogen auf de- 
ren Umsatz oder Beschäftigtenzahl, relativ mehr Ko- 
sten als in großen Unternehmen. Dies vrird u, a. von 
den vrissenschaftiichen Gutachtern, die mit der Be- 
gleiüorschung zu den Forschungs- und Entwicklungs- 
personal-Fördermaßnahmen befaßt sind, darauf zu- 
rückgeführt, daß Forschung und Entwicklung einen 
Mindest auf wand erfordern, der audi von kleinen Un- 
ternehmen nicht untersduitten werden kann. 

Obwohl FuE-treibende kleine und mittlere Unterneh- 
men relativ hohe FuE-Aufwendungen tragen, können 
sie damit nur wenige FuE- Vorhaben durchführen, da 
jedes Projekt für sich betrachtet kostspielig ist. Die 
Gefahr eines existenzbedrohenden Mißerfolgs ist für 
sie größer als bei Großunternehmen, bei denen sich 
das Risiko zumeist über mehrere Vorhaben aus- 
gleicht. Oft haben kleine und mittlere Unternehmen 
auch sowohl wegen des höheren Risikos als auch we- 
gen der beschränkten Möglichkeiten beim Zugang zu 
den Kapitalmärkten Finanzierungsprobleme. 


25 000 mrttelständische Unternehmen forschen und 
entwickeln selbst 

Vor 10 Jahren, als erstmals ein Konzept der Bundes- 
regierung zur Forschungsförderung von kleinen und 
nüttieren Unternehmen entwickelt wurde, war die 
Annahme weit verbreitet, daß nur wenige hundert 
mittelständische Finnen des Verarbeitenden Gewer- 
bes FuE betrieben. Diese Annahme entspricht längst 
nicht mehl den Tatsachen. Heule forschen und ent- 
wickeln in der Bundesrepublik Deutschland, nicht zu- 
letzt angeregt durch die Forschungs- und Entwick- 
lungs Personalförderung des BMWi und BMFT, min- 
destens 25 000 kleine und mittlere Unternehmen, d. h. 
etwa jede dritte Firma im Produzierenden Gewerbe. 

Auch die früher geäußerte Skepsis darüber, ob mittel- 
ständische Unternehmen ho chentvri ekelte Technik 
sach- und zeitgerecht einfübren köonleo, ist nicht 
mehr angebracht. Hierzu haben verschiedene indi- 
rekt-spezifische Förderprogramrae des BrvlFT Ln der 
tnformations- und Fertigungstechnik beigetragcn. 
Mittels ländische Unternehmen des Maschinen- und 
Anlagenbaus, der Meß- und Regeitechnik und der 
Elektrotechnik, deren Marktposition z. T. vor einigen 
Jahren gefährdet schien (so z. B. im Maschinenbau), 
haben durch die rasche Nutzung der Mikroelektronik 
ihre Flexibilität und Wettbewerbsfähigkeit gestärkt 
und dadurch vielfach ihre Stellung am Weltmarkt aus- 
bauen können. 

Die Büanz der bisherigen Forsch ungspoUtik für den 
Mittelstand ist also positiv. Immer mehr kJ eine und 
mittlere Unternehmen haben erkannt, daß sie durch 
Kreativität und Innovationsfreude ihre Leistungs- und 
Wettbewerbsfähigkeit erhöhen können. Letzlidi wird 
dies auch durch die Tatsache belegt, daß mehr als die 
Hälfte unserer Exporte mit technologieintensiven Pro- 
dukten, die häufig aus niittelständLsch strukturiertet^ 
Branchen stammen, erzielt wird. 
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Schaubild 1/15 (vgl. TabeUe 1/18) 


FuE-^esamtaufwendungen der Unternehmen 
nach BeschäftigtengröBenklassen (1987) 
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Schaubild 1/16 (vgl. TabeUe VI/18) 


Anteil der FuE-Gesamtaufwendungen der Unternehmen 
am Umsatz nach BeschäftigtengröBenklassen (1987) 


Schaubild VM (vgl. TabeUe VI/18) 


FuE-Gesamtaufwendungen der Unternehmen 
je Beschäftigten nach BeschäftigtengröBenklassen (1987) 
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Meues Konzept zur Forschungsförderung für kleine 
und mittiere Unternehmen vorgelegt 

Nach einer Zwischenbilanz 1986 hat die Bundesregie- 
rung 1989 ein neues Gesamtkonzepl zur Forschungs- 
fördenong für kleine und mittlere Unternehmen vor- 
gelegt, das eine veiläßhche Grundlage und Leitlinie 
für die mitteisländische Wirtschaft bildet. Das Kon- 
zept der Bundesregierung zielt vor allem darauf ab. 
den kleinen und mittleren Unternehmen, insbeson- 
dere auch technologieorientierten Unternehmeiis- 
gründem, die Technik entwicklung und -anwendung 
zu erleichtern, den Technologietransfer zu beschleu- 
nigen sowie die Zusammenarbeit mit der Wissen- 
schaft zu verbessern. Ein neuer Schwerpunkt wird mit 
einem mittelstandsorientierten Angebot an Informa- 
tion und Beratung auf neuen Technologie leidem ge- 
setzt, Auch werden die Bemühungen um eine innova- 
tionsgerechle Qualifizierung und inn ovationsfreund- 
liche Rahmenbedingungen in letrsi viert. 

Die Fördermann ahmen sind im einzelnen in Tabelle 
1/21 und Schaubild 1/18 dargestellt* Sie sind von vorn- 
herein zeitlich befristet; die Förderkonditionen sind in 
der Regel degressiv ausgestaltet. Regelmäßige Wir- 
kungsanaJysen tragen dazu bei, den ^olg der jewei- 
ligen Maßnahmen zu kontrollieren. Die wichtigsten 
Fördermaßnahmen werden im folgenden erläutert. 


Verstärkte Förderung von Verbundvorhaben mit 
mfttelständlscher Beteiligung durch den BMFT 

Kleine und mittlere Unternehmen stehen im Inno- 
vationsprozeß vor neuen Herausforderungen. Ein 
Schwergewicht dieser Herausfordenmgen ergibt sich 
nach wie vor aus der zunehmenden Dynamik bei den 
modernen Schlüsseltechnologien. Ein Nachlassen der 
Forschung Sans treagrungen hätte Nachteile für die 
Wettbewerbsfähigkeit der deutschen Volkswirtschaft, 
die immerhin ein Drittel ihres Bruttosozialprodukts 
auf fremden Märkten verdient. Auch kleine Unter- 
nehmen sehen sich angesichts der wachsenden Ver- 
flechtung in den Weltmarkt zunehmend ausländi- 
scher Konkurrenz, insbesondere von Unternehmen 
sog. Scbwellenländer (wie z, B. Südkorea oder Tai- 
wan), ausgeselzt* 

Die wichtigsten Schlüsseltechnologien finden sich in 
folgenden Bereichen: 

— Fertigungstechnik 

— Inf orma tio ns te chnik 

— Biotechnologie 

— Lasertechnik. 

Von ähnlicher branchenübergreifender Bedeutung ist 
die Entwicklung neuer Materiahen* 

Die Nutzung des in den neuen Schlüsseltechnologien 
liegenden Potentials erfordert erhebliche FuE-Auf- 
wendungen. Auch ein vorausschauendes Technolo- 
giemanagement ist notwendig, damit z. B, die mit der 
Einführung neuer Technologien verbundenen Orga- 
nisatioos- und Qualifikationsprobleme gemeistert 
werden können. 


Im Rahmen seiner Fach Programme unterstützt daher 
der BNIPT kleine und mittlere Unternehmen bei der 
Entwicklung von Spitzentechnik im vorwetib ewerbli- 
chen Bereich. Insbesondere der neue Förderansatz 
„Verbundforschung'', bei dem mehrere Unternehmen 
und Forschungsinstitute Zusammenarbeiten, schafft 
auch für kleine und mittlere Unternehmen die 
Chance, die Kooperation mit anderen Unternehmen 
und mit der Wissenschaft zu intensivieren. 

Die Zlahl der durch den BMFT geförderten Verbund- 
vorhaben, an denen kleine und mittlere Unternehmen 
beteiligt sind, war 1988 fast dreieiohalbmaJ so groß 
wie 1984. Die an Verb und Vorhaben beteiligten mittel- 
ständischen Betriebe erhielten 1988 mehr als 2,5 mal 
so viel an Fördermitteln wie 1984, Auch der Anteil der 
Fördermittel für Verbund pro jekte am Gesamtvolu- 
men der mittelstandsbezogenen Projektförderung ist 
im gleichen Zeitraum kräftig gestiegen und zwar von 

23.5 % auf 47 %. Damit zeigt sich, daß kleine und mitt- 
lere Unternehmen zunehmend die Chance ergreifen, 
mit anderen Unternehmen und der Wissenschaft im 
Rahmen von Verbundprojekten im vorwettbewerbli- 
chen Bereich zusammenzuarbeiten. 

Ln besonders starkem Umfang haben kleine und mitt- 
lere Unternehmen an Verbundvorhabeo der Ferti- 
gungstechnik mitgewirkt. An rund 80% aller Ver- 
bundvorhaben zwischen 1984 und 1988 waren mittel- 
ständische Unternehmen beteüigL In diesen Ver- 
bundvorhsüben werden Aufgaben der Montage und 
der Fertigrung slechnologie in Angriff genommen. Um 
die Leistungsfähigkeit von ße- und Verarbeitungspro- 
zessen zu steigern, sind insbesondere neue Ferti- 
gungstechnologien und Maschinen- Systeme erfor- 
derlich Schwerpunkte sind umformende Fertigungs- 
Verfahren, Fertigungsverfahren für Verbundwerk- 
stoffe und HochJeistungskerantiken sowie die Ultra- 
präzisionstechnik. 

Mi tt eiständische Betriebe sind auch an vielen Ver- 
bundprojeklen in der Lasertechnik, die fiimenüber- 
greifende zukunftsorientierte Fragestellungen aui- 
greifen, beteiligt. Dies liegt insbesondere an der 
Schlüsselfunktion, die die Lasertechnik für viele Indu- 
striezweige ein nimm t, und an der Größe dieser Wirt- 
schaftszweige. Neben den Verfahren der Maleriolbe- 
arbeitung mit Lasern, die für alle Sektoren der melall- 
und kunststoffverarbeilenden Industrie von Interesse 
sind, werden in den Fördermoßn ahmen des BMFT 
schwerpunktmäßig auch die Anwendungen in der La- 
sermeßlechnik berücksichtigt. 

Insgesamt hat der BMFT das Niveau der mit leis tan ds- 
bezogenen Projektförderung in Höhe von East 
200 Mio DM trotz der allgemeinen Rückführung der 
Projektförderung für die Wirtschaft beibehaJten. Da- 
mit ist die Bedeutung kleiner und mittlerer Unterneh- 
men innerhalb der fachprogrammbezogenen direkten 
Projektförderung des BMFT deutlich gestiegen, wäh- 
rend die Förderung von Großunternehmen durch den 
BMFT zwischen 1982 und 1988 fast halbiert wurde 
(Rückführung von 2,9 Mrd DM in 1982 auf 

1.5 Mrd DM in 1988). 

Um den Zugang für kleine und mittlere Unternehmen 
zur fachprogrammbezogenen Projektförderung des 
BMFT noch mehr zu erleichtern, sind weitere Verwal- 
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Tabelle 1/21 


Maßnahmen der Bundesregtenuig zur Fördemng 
von Forschung und Entwicklung ln kleinen und mittleren Unternehmen 
Im Zeitraum von 1982 bis 1990 
— Mio DM — 


Ressort/Maflnahme/Weitere Fundstelle 

1962 

1965 

1966 

1987 

1988 

1989 

1990*) 

BMFT 

1 Fachprogrammbezogene Projektfördenuig , , 

237,9 

172,0 

200,6 

229,4 

226,9 

2303) 

2303) 

(darunter: 

Fachprogrammbezogene FTojektfÖrderung 
der industriellen Gemeinschaftsforschung) ? 

Teü n 

(48,2) 

(34,7) 

(34,9) 

(32,9) 

(31,8) 

(30)3) 

(30)3) 

2 Indirekt-spezifische Maßnahmen 
Sonderprogramm Mikroelektronik **,*.**., 

75,3 

14,5 

0,1 






Fertigungstechnik (CAD/CAM, Robotik, 

CIM); Teü II, 2.9 



90,0 

106,6 

72,6 

23,1 

65 

70 

Informationstechnik (Mikroperipherik, 
MikrosystemtechnikJj Teü II, 2.9 .......... 



1,2 

10,0 

17,7 

17,2 

29 

31 

Bioverfahrenstechnik; Teü ü, 2.10 

— 

— 

0,5 

6,8 

16,9 

20 

18 

100 MW- Wind; Teü 11, 2.5 ........... 

— 

— 

— 

— 

— 

1 

5 

3 Technologieorientierte Untemehmensgrim- 
dungen; Teil II 2.19 

6.0 

36,5 

40,3 

42,8 

37,3 

50 

47 

4 Forschungspersonal'Zuwachsförderuiig; 

Teü n, 2.19 




40,3 

56,8 

67,1 

55 

6 

5 Auftragsforschung und -entwicklung} 

Teü n, 2.19 

13.0 

40,0 

50,6 

49,1 

63,3 

58 

39 

6 Forschungskooperation zwischen Wirtschaft 
und Wissenschaft; Teü tt, 2.19 



2,0 

7r4 

13,4 

14,5 

21 

21 

7 Zentren für Information und Beratung; TeU n, 
2.5,2.9,2.11 

_ 




36,4 

34,3 

27 

303) 

8 Technologietransfer und Fachinformationen; 
Teü n, 2.20 

8,9 

6,8 

6,8 

4,6 

5,7 

7 

— 

Summe BMFT 

341,1 

364,7 

463,2 

529,6 

506,3 

562 

551 

BMWi 

1 Industrielle Gemeinschaftsforschung; 

Teü n, 2.19 

83,5 

94,8 

96,8 

101,8 

102,0 

109 

114 

2 Personalkostenzuschuß; Teü D, 2.19 

390,0 

380,0 

368,0 

192,4 

134,6 

50^) 

— 

3 Technologische Erstinnovation 

9,9 

- 

— 


— 


- 

4 Förderung von Forschung und Entwicklung 
bei kleinen und mittleren Unternehmen in 
Berlin; Teü H. 2.19 

6,3 

8,0 

8,4 

6,0 

5,8 

7 

6 

5 Modellvorhaben zum Technologietransfer 
(einschl. Patentauslegestellen); TeU II, 2.19 . 

— 

— 

— 

— 

— 

7 

7 

Summe BMWi 

489,7 

482,8 

473,2 

300,2 

242,4 

173 

127 

Insgesamt 

830,8 

847,5 

936,4 

829,8 

748,5 

735 

678 


Berücksichtigt sind nur die Teilansätze, die klemen und mittleren Unternehmen zufUeßen. 

2} SoU* 

Schätzung. 

Geschätztes Ausgabevolumen für Restabwicklung, 

Quelle: BMFT Rundungsdifferenzen 
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Schaubild 1/18 


Maßnahmen der Bundesregierung zur Förderung von 
Forschung und Entwicklung 
in kleinen und mittleren Unternehmen 

Fördermitt. 
1990 (Soll) 


Ziel der Maßnahme 


Maßnahme 


Stärkung der 

iiunternehmenslntemen 

Technikentwlcklung 


Unterstützung bei der 
Zusammenarbeit mit 
der Wissenschaft 



programmbezogeneProJeitförderung das 
FT ftnsbes. Verbundvortiaben) 


lndireM<«pe 2 ifi 8 Che Maßnahmen des BMFT 


Technologieorientierte Unternehmens- 
gründungeo ^MFT) 


Forschungspersooal-Zuwacbsförderung 

(BMFT) 


eine und mittlere Unternehmen In Berlin 
(BMWI) 



Industrielle Gemeinschaftsforschung (BMWi, 
einschl. fachprogrammbezogene Projekt- 
förderung des BMFT) 


Auftragsforschung und -entwicklung (BMFT) 


Forschungskooperation zwischen Wirtschaft 
und Wissenschaft (BMFT) 


*) statistisch nicht aufschiüsseibar 

Quelle: BMFT 


In Mio DM 


47 


60 


6 


144 


39 


21 


Aufbau eines mitteh 
standsorientierten 
Technologietransfer- 
Angebots 

/ 

Technologiefeldem (BMFT) 

ou 

/ 




Technologietransfer-Angebote In öffentlichen 
Forschungseinrichtungen (BMFT, BMWI, BMBW) 

*) 




Technische Information (BMFT, BMWi) 

7 

Innovationsorientierte 

Qualifizierung 





Weiterbildung an Hochschulen (BMBW) 







Entwicklungsbegleitende Normung 

*) 

Innovationsfreundliche 

Rahmenbedingungen 

Abbau von Innovationshemmnissen 

*) 


\ 

Öffentliche Beschaffung 

*) 




Insgesamt 

678 


BMFT 

Faktenbericht 1990 
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tungsvereinfachuugen durch die r,NKFT 88" (Neben- 
bestinimungeTL für Zuwendungen auf Kostenbasis des 
BMFT an Unternehmen der gewerblichen Wirtschaft 
für Forschungs- und Entwicidungs Vorhaben) am 1. Ja- 
nuar 1989 eingeführt worden. Danach können mittel- 
ständische Unternehmen im Rahmen der fachpro- 
grammbezogenen Projektfördenmg ihre Forschungs- 
und Entwicklungsvorhaben nach einem vereinfach- 
ten pauschalierten Verfahren abrechnen. Es sieht vor, 
daß einfach zu ermittelnde Kostenarten (wie z. B. Ma- 
terial-, Personal- oder Reisekosten) als Einzelkosten 
verrechenbar sind und die schwieriger zu erfassenden 
Kostenarten (wie z. B. Material- und Personalgemein- 
kosten, Kosten innerbetrieblicher Leistungen, Ver- 
waltungskosten) durch eine Pauschale von 120% auf 
die Bruttolöhne und -gehälter abgegolten werden 
können. Damit wird mittelständischen Betrieben, die 
häufig nicht über ein ausgebautes Rechnungsv^esen 
verfügen, der Zugang zur Projektförderung in den 
Fachprogrammen des BMFT erleichtert. 


Indirekt-spezifische Förderung des BMFT zur 
Überwindung von Diffuslortshemmnissen 

Mit dem Sonderprograimn zur Anwendung der Mi- 
kroelektronik von 1982 bis 1984 entwickelte der 
BMFT einen neuen Fördertyp, die indirekt-spezifi- 
sche Förderung, Unter indirekt-spezifischer För- 
derung werden Maßnahmen verstanden, bei denen 
auf bestimmten, gesamtwirtschaftlich bedeutsamen 
Technologiegebieten Forschungs- und Entwicklungs- 
vorhaben nach einem stark vereinfachten Förderver- 
fahren breiten wirksam und zeitlich befristet gefördert 
werden. 

Die in direkt -spezifische Förderung hat sich nach den 
bisherigen Erfahrungen als ein Förderungst/p erwie- 
sen, der von den kleinen und mittleren Unternehmen 
in hohem Maße akzeptiert wird. Allgemein positiv 
sehen diese Unternehmen die vergleichsweise hohe 
Transparenz der Förderkriterien, den stark reduzier- 
ten Antrags- und Bearbeitung saufwand sowie die 
hohe Förderwahrscheirüichkeit, wenn die Antrags- 
voraussetzungen erfüllt sind. 

Die in direkt -spezifische Förderung wurde in den 
letzten Jahren auf den Feldern tnformations“, Ferti- 
gungs-, Energie- und Bio Verfahrenstechnik ange- 
wandt. Die wichtigsten derzeit laufenden Programnie 
dienen der Einführung und Weiterentwicklung der 
rechnerintegrierten Fertigung und der Mikrosystera- 
technik. 


Rechnerintegrierte Fertigung 

Mitte 1988 hat der BMFT das indirekt-spezifische Pro- 
gramm zur Anwendung von rechnerintegrierter Ferti- 
gung (CIM — Computer Integrated Manufacturing) 
gestartet (s. auch Teil El, Kapitel 2.9). Unter rechnerin- 
Eegrierter Fertigung versteht man die intorroations- 
technische Verknüpfung aller mit der Fertigung zu- 
sammenhängenden Betriebsbereiche eines Unter- 
nehmens. Durch rechnerintegrierle Fertigung kann 
der Fertigungsprozeß in seiner Gesamtheit verbessert 
werden, da durch eine derartige Verknüphmg Pro- 


duktivität. Quahtät und Flexibilität gesteigert werden 
können* 

Für die Anwendung von CIM gibt es keine fertigen 
Gesamtlösungen, die nur zu kaufen und anzuwenden 
wären. Zunächst sind für jedes Unternehmen — aus- 
gehend von der Unleniehmensstrategie — u. a* die 
Abläufe, die Organisation und die vorhandenen Pro- 
duktionseinrichtungen zu analysieren, zu bewerten 
und ein Konzept für die Anwendung von CIM zu erar- 
beiten, Diese Vorarbeiten erfordern bereits einen er- 
heblichen Aufwand, ohne daß sofort ein entsprechen- 
der Nutzen entsteht. Danach kommt es darauf an, 
angebotene CIM-Komponeaten zu untersuchen, be- 
trieb sspezifisch auszuwählen, ggf. weiterzuentwik- 
keln und in ersten Schritten anzuwenden. Externe 
Beratung und Schulung von Mitarbeitern sind hierbei 
notwendig, möglicherweise auch neue Lösungen im 
Personalbereich. Das Förderkonzept trägt dem Rech- 
nung, Gefördert werden En twic Id ungs arbeiten zur 
Vorbereitung und Einführung einer re ch nennte grier- 
len Fertigung in den Unternehmen. Der Fördersatz 
beträgt — wie bei indirekt-spezifischen Maßnahmen 
üblich — 40%, der Förderhöchstbetrag 300 TDM. 
Auch Kosten für die Einbindung von externem Know- 
how, etwa zur Beratung, Mitarbeiterschulung und 
Softwareanpassung, sind Gegenstand der Förde- 
rung. 

Das Programm vmrde von sehr vielen Unternehmen in 
Anspruch genommen: Es wurden fast 1 800 Anträge 
gestellt. Gefördert werden Forschungsvorhaben bei 
über 1 200 Unternehmen; davon sind gut 90 % kleine 
und mittlere Unternehmen. 


Mlkrosystamtechnik 

Das indirekt- spezifische Programm „Mikrosystem- 
techrük"" ist Anfang 1990 gestartet worden (s, auch 
Teil II, Kapitel 2.9)* Mikrosysteme sind miniaturisierte 
Produkte, die eigenständig Daten erfassen, auswerten 
und Aktionen durchführen können. Sensoren entspre- 
chen den menschlichen Sinnen, die Signal Verarbei- 
tung dem Gehirn und Aktoren den Gliedmaßen* Die 
Verknüpfung von Sensoren, Signalverarbeitung und 
Aktoren zu Mikrosystemen kann auf individuelle An- 
wenderwünsche zugeschnitten w'erden. Durch Mikro- 
systemtechnik haben gerade kleine und mittlere Un- 
ternehmen die Chance, ihre Leistungsfähigkeit zu 
stärken und dadurch Markterfolge zu sichern. Bei der 
Entwicklung und Fertigung von Mikrosystemen kom- 
men Mikro techriiken, wie z. B. Mikroelektronik, Mi- 
kromechanik. Mikrooptik und Systemtectmiken zum 
Einsatz* Die Kombination dieser Techniken verspricht 
ein großes Potential für Produktinnovationen in einer 
Vielzahl von Bereichen (Umwelt-, Sicherheits-, Meß-, 
Medizin-, Kommunikationstechnik u. a.). Ansatz- 
punkt der indirekt-spe ri fis chen Förderung ist die EnL 
vricklung von Prototypen. Gefördert werden auch 
Aufträge an Dritte zur Qualifizienmg und Organisati- 
onsanpassung, damit die Voraussetzungen für die ra- 
sche Entwicklung, Produktion und Markteinführung 
des neuen Produkts geschaffen werden können. Mil 
der besonderen Berücksichtigung von J oinl- Venture - 
Unternehmen wird zum Ausbau des Angebots von 
technischen Dienstleistungen beigetragen. 
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Der Fördersalz beträgt 40%; der Förderhöchst betrag 
400 TDM pro Unteraehinea. Erstmals für die indirekt- 
spezifische Förderung wird auch ein Anreiz für zwi- 
schenbetriebliche Kooperationen gewährt, da hierbei 
einerseits besondere Schwierigkeiten auftrelen und 
sich andererseits durch Kooperation die Entwick- 
Jungskosten und Investitionen auf mehrere Unterneh- 
men verteilen und damit die Risiken streuen lassen 
(Förderhöchstbetrag bei Joint-Ventuies pro Unter- 
nehmen: 800 TDM bzw. 1,2 Mio pro Kooperations Vor- 
haben mit einem Joint- Venture-Untemehmen). 


Unterstützung von technologEeoiientlerten 
Untemetimensgründungen durch den BMFT 

ln einer hochentwickelten Volkswirtschaft ist gerade 
der Markteintritt junger Unteraehmen, die neue 
Technologien einsetzen, für die dynamische Entwick- 
lung und die Belebung des Wettbewerbs von vitaler 
Bedeutung. Der 1983 gestartete Modellversuch zur 
Förderung technologieorientierter Untemehmens- 
gründungen hat gezeigt, daß es auch in der Bundes- 
republik Deutschland ein beträchtliches Reservoir an 
technisch anspruchsvollen Grün dungs Projekten gibt, 
das — unter Zugrundelegung der Anforderungen des 
Modellversuchs ~ auf etwa 150 Gründer pro Jahr 
geschätzt wird. Deuüicb wurde allerdings auch, daß 
private Risiko kapitalgeb er sich noch nicht in hinrei- 
chendem Umfang an der Finanzierung von technolo- 
gieorientierten Unlemehmeosgründungen beteili- 
gen. Dies gilt insbesondere für die FuE-Phase, in der 
neben dem hohen Risiko die Beratungs- und Manage- 
menthilfen besonders aufwendig und noch keine Ein* 
nahmen zu erwarten sind* 

Um den bestehenden Unzulänglichkeilen entgegen-, 
zu wirken und das Poteatial für technologieorientierte 
Untemehmensgründungen stärker auszuschöpfen, 
hat der BMFT 1989 mit einem neuen; nunmehr bun- 
desweit angelegten Modellversuch „ BeleiJigungska- 
pilal für jtinge Technolo gieun lerne hm en" (vgl. auch 
Teil TI. Kapitel 2.19) begonnen* Hierbei werden Kapi- 
talbeteiligungsgesellschaften, Venture-Capilal- Ge- 
sellschaften und sonstigen Beteiligungsgebem An- 
reize geboten, sich in jungen Technologieuntemeh- 
men auch in der FuE- Phase zu engagieren. Von 1989 
bis 1994 werden mit Hilfe des BMFT bis zu 
300 Mio DM an Beteiligungskapital durch Einschal- 
tung der Kreditanstalt für Wiederaufbau und der 
Deutschen Ausgleichsbank zur Verfügung stehen. 
Der BMFT übernimmt dabei die Zinsen für die am 
Kapitalmarkt auf genommenen Mittel und beteiligt 
sich am Ausfallrisiko für die Beteiligungen. 


Unterstützung der mittelstandischen Wirtschaft bei 
der Zusammenarbeit mH der Wissenschaft 

ln einer Zeit wachsender Innovationsdynamik und 
kürzerer Produktzyklen steigen die Anforderungen 
an den Technologietransfer. Um angesichts knapper 
Ressourcen möglichst viele mittelsländische Betriebe 
an neue Technologien heranzuführen, kommt es dar- 
auf an, den Technologietransfer möglichst effizieDt zu 
organisieren. Soweit wie möglich sollte breiten wirk- 


samer Technologietransfer frühzeitig, also begleitend 
zur Entwicklung neuer Technologien stattfinden. Dies 
ist bei den bereits geschilderten Verbundvorhaben 
der Fall, die ein Hauptinstrument zur Förderung der 
frühzeitigen Zusammenarbeit zwischen Wissenschaft 
und milt eiständisch er Wirtschaft sind. Wichtig ist in 
Zukunft, daß die im Rahmen der Forschungs- und 
Techno logiepohtik der Bundesregierung erfolgte 
Ausweitung der Grundlagenforschung um vermehrte 
Technologietransfer-Aktivitäten ergänzt wird, so daß 
es zu einer raschen Umsetzung von Grundlagenwis- 
sen kommt. 

Eine wichtige Herausforderung für kleine und mitt- 
lere Unternehmen stellen die noch bestehenden Bar- 
rieren bei der Zusammenarbeit mit der Wissenschaft 
dar* Schwierigkeiten haben kleine und mittlere Un- 
ternehmen oft bei der genauen Eingrenzung des tech- 
nologischen Problems und der Suche nach dem geeig- 
neten Ansprechpartner in der Wissenschaft. Umge- 
kehrt zielt Forschung in Öffentlichen Forschungsein- 
richtungen in erster Linie auf Erkenn tnisgewinnung, 
so daß ihre Ergebnisse nicht ohne besondere Anpas- 
sungsschritte kommerziell genutzt werden können. 

Die wachsende Komplexität des limovationsprozeses, 
die zunehmende Vernetzung unterschiedlicher Tech- 
nologiegebiete (z. B. Infonnationstechiiik und Bio- 
technologie) und die dabei auftrelen den Technolo- 
gietransfer-Probleme machen eine stärkere Zusam- 
menarbeit zwischen Wissenschaft und mittelsländi- 
scher Wirtschaft notwendig* 

Die Bundesregierung hilft daher kleinen und mittle- 
ren Unternehmen vor allem durch: 

— Stärkung der vom BMWi geförderten industriellen 
Gemeinschaftsforschung (s. auch Teil n. Kapitel 
2.19). Wie langjährige positive Erfahrungen zei- 
gem trägt die industrielle Gerne in scbaftsforschung 
dazu bei. daß kleine und mittlere Unternehmen 
trotz ihrer strukturbe dingten Nachteile den Zu- 
gang zu Forschung und Entwicklung durch ge- 
meinschaftliche Problemlösungen finden* Dem 
Griindgedanken der gemeinschaftlichen For- 
schung entsprechend wird auf Brauch enebene der 
Weg über die industrielle Gemeinschaftsforschung 
insbesondere dann gesucht, wenn die Forschungs- 
und Entwicklungsaufgaben in produktfemen Be- 
reichen, z. B. in der Produktions-, Verfahrens- oder 
Analysetechnik liegen. Sie bietet damit kleinen 
und mittleren Unternehmen die Möglichkeit, ihre 
Produkt- und Verfahrensinnovationen auf gesi- 
cherte wissenschafüiche Grundlagen zu stellen. 

In der Arbeitsgemeinschaft Industrieller For- 
schungs Vereinigungen e.V* (AlF) in Köln haben 
sich 96 Forsch ungsvereinigim gen aus 34 Indu- 
striezweigen zusammengeschlossen. Diese For- 
schungs Vereinigungen unterhalten 63 eigene In- 
stitute und arbeiten darüber hinaus mit Hochschul- 
insti tuten, Max-Planck-lnstituten; Instituten der 
Fraunhofer-Gesellschaft, den Bundesforschungs- 
anstalten u. a* zusammen* Kleine und mittlere Un- 
ternehmen kooperieren also mit Instituten der Ge- 
meinschaftsforschung und mit der Wissenschaft, 
Neben der Förderung der ATF durch den BMWi 
werden Projekte der Institute der Mitgliedsvereini- 
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gungen der AJF auch durch den BMFT und ein- 
zelne Bundesländer unterstützt. 

— die Neukonzeption des BMFT- Programms „Auf- 
tragsforschung und -entwicklung " und seine Fort- 
führung bis Ende 1991 (s. auch Teil Kapitel 2.19) . 
Viele FuE-Probleme lassen sich wegen fehlender 
FuE-Kapazitäten oder fehlender Spezialkennt- 
nisse nicht im eigenen Unternehmen lösen, ln die- 
sen Fällen ist die Beauftragung externer For- 
schungseinrichtungen ein erfolgversprechender 
Weg* Um kleinen und mittleren Unternehmen den 
Zugang zu neuen Produkt- und Verfahreastechno“ 
logien zu erleichtern, bezuschuÖt der BMFT daher 
FuE-Aufträge* Mil der 1988 in Kraft getretenen 
neuen Rich tlini e soll erreicht werden, daü kleine 
und mittlere Unternehmen stärker als bisher die 
Zusammenarbeit mit Wissenschaft und Ingenieur- 
büros suchen. Daneben wurde die Mehrfachförde- 
rung eingeschränkt und eine Förde rhöchstsumme 
eingeführt, um die Ansloßwirkung des Programms 
stärker herauszustellen. 

— die Fortführung des BMFT-Progranmis „For- 
schungskooperation zwischen Wirtschaft und 
Wissenschaft“ bis Ende 1991 (s. auch Teil II, Kapi- 
tel 2.19}* Die Förderung von Forschungskoopera- 
tionen setzt, ähnlich wie beim Programm „Auf- 
tragsforschung und -entwicklung", bei den unter- 
nehmensspezifischen Forschungs- und Entwick- 
lungs probte men an, die intern nur unter erhebli- 
chem Aufwand gelöst werden könnten. Allerdings 
wird hier ein anderer Weg zur Lösung dieser Pro- 
bleme ein geschlagen, durch den speziell der Tech- 
nologietransfer „über Köpfe" gestärkt werden solL 
Unternehmen können aus diesem Programm einen 
degressiv gestalteten, pauschalen Zuschuß durch 
den BMFT erhallen, wenn sie Nachwuchswis- 
senschaftler für eine bestimmte Frist {maximal 
3 Jahre) an Forsch ungseinrich tun gen zur Durch- 
führung von untemehmensbezogener Forschung 
und Entwicklung entsenden* Hierdurch soll die 
befristete Entsendung von Wissenschaftlern aus 
der Industrie in Forschungseinrichtungen als Mo- 
dell für die Wirtschaft interessant werden, damit 
die Bereiche Wissenschaft und Wirtschaft offener 
und durchlässiger werden. 

— eine Stärkung der Fraunhofer- Gesellschaft (FhG) 
durch den BMFT (s. auch Teil II, Kapitel 2.1). Die 
Forschungskapazitäten der FhG umfassen inzwi- 
schen 35 Einrichtungen mit 6 000 Mitarbeitern, Sie 
stehen insbesondere auch miltelsländischeu Un- 
ternehmen für die Entwicklung neuer Produkte 
und Verfahren oder die Modernisierung der orga- 
nisatorischen und technischen Betriebsstrukturen 
zur Verfügung. Forschtmg saufträge an die FhG 
sind häufig Kooperationsprojekte, wobei Teüauf- 
gaben vom Unternehmen selbst durchgeführt wer- 
den, Bei den FuE-Aufträgen der Wirtschaft an die 
FhG entfielen 1988 rd* 50 % auf kleine und mittlere 
Unternehmen mit weniger als 500 Mio DM Um- 
satz* 

Neben der Vertragsforschung bietet die FhG auch 
FuE -Dienstleistungen an. Ein wichtiges Beispiel ist 
die Erfind erb er alung durch die Patentslelle für die 
Deutsche Forschung in München* Um die For- 


schungs- und Service-Infrastruktur für kleine und 
mittlere Unternehmen auszubauen, unterstützt der 
BMFT die FhG zukünftig stärker bei grundlegen- 
der Vorlaufforschung für mitte Islands spezifische 
Probleme (z. B. rechnerge stützte Qualitätssiche- 
rung), bei der Heranführung von kleinen und mitt- 
leren Unternehmen an neue Technik (z. B. durch 
Demonstratio ns Zentren) und bei der Anpassung an 
den EG -Binnenmarkt (z. B. Entwicklung einer EG- 
Norm für Bau-Ausrüster)* 


Beschaffung von technischen Informationen 

Ein großes Problem für kleine und mittlere Unterneh- 
men ist die Beschaffung von Informationen über neue 
Techniken. Mittelständische Unternehmen verfügen 
zwar über ein reiches eigenes Fachwissen sowie gute 
Informationsquellen wie z. B. Kunden, Lieferanten, 
Messen und Fachzeitschriften. Angesichts des schnel- 
len wirtschaftlichen und technologischen Fortschritts 
sind sie aber zunehmend auf zusätzliche, extern ge- 
wonnene naturwissenschaftlich-technische Erkennt- 
nisse angewiesen. Eine stärkere Nutzung des „Roh- 
stoffs Information" durch die mittels ländische Wirt- 
schaft wird über das in Kürze erscheinende neue 
Fachinform ationsprograinm des BMFT angestrebt 
(vgl. auch Teil ü, Kapitel 2.20). 

Um kleinen und mittleren Unternehmen die Nutzung 
externen technischen Wissens stärker als bisher zu 
ermöglichen, fördert das BMWi Modell Vorhaben zur 
Beschleunigung des Technologietransfers, die dazu 
beitragen sollen, Aufbereitung, Bereitstellung, Bear- 
beitung und Umsetzung technischen Wissens zu ver- 
bessern* Dabei stehen untemehmensüb ergreifende 
Ansätze, die auf eine Stärkung der technologischen 
Infrastruktur abzielen, im Vordergrund (s. auch Teil D, 
Kapitel 2.19). Auch eine bedarfsgerechte Erscblie- 
ßimg des noch weitgehend brachliegenden Wissens- 
vorrats der in den Patentschrift ea enthaltenen te chnl - 
schen Informationen für kleine und mittlere Unter- 
nehmen wird durch den BMWi gefördert. 


Unterstützung von Zentren für Information und 
Beratung in neuen Technologiefeldem durch den 
BMFT 

Die modeUhafte und befristete Unterstützung sog* 
Zentren für Information und Beratung in neuen Tech- 
nologiefelde ra durch den BMFT ist ein neuartiger An- 
satz zur Förderung des Technologietransfers in kleine 
und mittlere Unternehmen (s. auch Teil 11, Kapitel 2.5, 
2.9, 2.11). In ihnen wird kleinen und mittleren Unter- 
nehmen „Schlüsseltechnik zum Anfassen" präsen- 
tiert, um so Inform ationsdefizile zu beseitigen und das 
jeweilige Einstiegrisiko in die neue Technologie zu 
mindern* Das Technologietransfer- Angebot umfaßt 
dabei das gesamte Spektrum von der reinen Informa- 
tion über eine neue Technik und ihr Anwendungs- 
potential bis hin zur herstell erneu Ir alen Berahmg und 
Demonstration der Anwendung, gekoppelt mit einem 
Schulungsangebot. Erste Erfahrungen wurden in der 
Informationstechnik mit dem Dickschicht- und Düim- 
schichtlabor sowie in der Fertigungstechnik mit dem 
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CAD/CAM (Computer Aided Design/Computer 
Aided Maijufacturing)-Labor gesammelt Neu einge- 
richtet werden z. B, 16 CIM-Zentren und 7 Zentren für 
Fas e rverb un d Werks t o tf e . 

Die Zentren werden, wie die bisherigen Erfahrungen 
zeigen, intensiv von nrutt eis tön dis eben Betrieben ge- 
nutzt. Das CAD/CAM-Labor beim Kemforschungs- 
zentrum Karlsruhe hatte beispielsweise zv^ischen 
1984 und 1989 gut 22 000 Besudier. ln den 1989 ein- 
gerichteten CIM-Zenbren nahmen bis Ende 1989 be- 
reits fast 3 000 Besucher an den (nahezu 200) Semina- 
ren teil. Auch das 1986 eingerichtete MiJkrocompufer- 
Zentrum bei der Gesellschaft für Mathematik und Da- 
tenverarbeitung in Birlinghoven verzeichnete bis 
Ende 1989 weit über 8 000 Besuchen Es fanden dabei 
gut 3 000 Einzelberatungen in bezug auf Einsatz und 
Auswahl von Personalcomputern statt. 


Handwerk vor besonderen technologischen 
Herausfordernngen 

Vor besonderen technologischen Herausforderungen 
im Innovationsprozeß steht das Handwerk, Etwa 10% 
der rd. 500 000 Handwerksbetriebe mit 2,9 Mio Be- 
schafügten befaßt sich mit Forschung oder zumindest 
mit Enrivicklungsauf gaben. Neue Technologien wir- 
ken in immer stärkerem Maße auf nahezu alle Hand- 
werksberufe ein. Das Handwerk ist zugleich Anwen- 
der, VermitÜer und Anbieter neuer Technologien. So 
nutzt es z. B. moderne computergesteuerte Werkzeug- 
maschinen, leistet Kun d ea di ens tauf gaben etwa für 
Hersteller moderner Heizungsanlagen oder bietet 
selbstentwickelte hmovative Produkte und Verfahren 
an. Insbesondere als Anwender neuer Technologien 
wird das Handwerk in starkem Maße mit dem schnel- 
len technischen Wandel konfrontiert. 

Das Handwerk hat sich diesen Herausforderungen 
gestellt und vielfaJbge Initiativen ergriffen, um die 
von neuen Technologien ausgehenden Chancen zu 
nutzen. So wurde 1985 ein Technologie betrat des 
Zentralverbandes des Deutschen Handwerks (ZDH) 
gebildet, der sich insbesondere mit den Auswirkun- 
gen moderner Technologien auf das Handwerk be- 
schäftigt. 

Der BMWi unterstützt das Handwerk seit langem bei 
seinen Bemühungen zur Leistungssteigerung und 
überbetrieblichen Ausbüdung. Dabei wird in zuneh- 
mendem Maße den Problemen der Anwendung neuer 
Technik Rechnung getragen. U, a. wijd üntemeh- 
mem und Führung skräften in Lehrgängen Führungs- 
und Entscheidungswissen in neuen Techniken ver- 
mittelt, werden Forschungsinstitute (z. B, das Heinz- 
Pies t- Instil ul für Handwerkslechnik an der Universi- 
tät Hannover), die sich mit der technologischen Ent- 
wicklung im Handwerk beschäftigen, und überbe- 
triebliche Fort- und Weiterbildungsstätten gefordert; 
für die Zukunft ist ein sukzessiver Ausbau dieser Be- 
rufsbild ungss tat ten zu modernen Technologiezentren 
geplant. 

Der BMFT fördert vor allem Gemeinschaftsprojekle 
des Handwerks, an deren FuE- Ergebnisse viele Un- 
ternehmen Interesse haben und die zur Beschleuni- 
gung des Technologietransfers beitragen, Beispiele 


sind die Projekte Tischlerhandwerk, DenkmalpOege 
und Vorhaben des 1987 eingerichteten Trainings- und 
Informationszentrums für neue Technologien beim 
Metall" und Technologiezentrum Koblenz. Darüber 
hinaus unterstützt der BMFT die „Technologie-Offen- 
sive" des ZDH. Zunächst wurden vom BMFT geför- 
derte Studieo in Auftrag gegeben, in denen unter- 
sucht wurde, in welcher Weise sich die neuen Tech- 
nologien auf die einzelnen Handwerkszweige auswir- 
ken und welche Maßnahmert erforderlich sind, damit 
das Handwerk mit den neuesten Technologien zu- 
kurtflsorientierl und wirtschaftlich arbeiten kann. Sie 
werden gegenwärtig von den zuständigen Gremien 
des Handwerks im Hinblick darauf beraten, wie sie in 
den einzelnen Bereichen umgesetzt werden können. 
So ist z. B. eine Projektidee entstanden, die auf die 
Einrichtung eines informations- und Datenbankdien- 
sles der Handwerkskammern abzielt. 


10. Die Ressourcen für Forschung und 

Entwicklung im Internationalen Vergleich 

Die BeurteUung der Forschungsteislungen eines Lan- 
des auf der Grundlage forschungsstatistLscher Daten 
erfordert eine sorgfältige Auswahl und Interpretation 
der verwendeten Statistiken und Indikatoren. Dies gilt 
ganz besonders für internationale Vergleiche. Sie 
können nur dann zu Iragfähigen Ergebnissen führen, 
wenn die verwendeten Daten aus abgestimmten Er- 
hebungsprogrammen stajniTven und eine größtmögli- 
che Vergleichbarkeit aufweben. 

Eine führende Rolle bei der Methodenentwicklung im 
Bereich der Wissensebafts- und Technologiemdikato- 
ren spielt die Organisation für wirtschaftliche Zusam- 
raenaibeit und Entwicklung (OECD). Seit 25 Jahren 
führt sie Erhebungen zu Forschung und Entwicklung 
in ihren Mitgliedstaaten durch und bildet ein Forum 
für die internationale Diskussion neuer Ansätze zur 
„Messung" von Forschungsleistungen. 

Für den Bereich der input -Statistiken, die im wesent- 
lichen die finanztelien und personellen Ressourcen 
betreffen, wurden bereits in den siebziger Jahren in- 
ternational vereinbarte Richtlinien herausgegeben 
(vgl. Frascaü-Handbuch 1980, Paris 1981), Im Verlauf 
der letzten Jahre wurden zu den traditio ne Ile n input- 
StaÜsCiken auch sogenannte output- Statistiken {z. ß, 
Patentdaten, Daten zur Technologischen Zahlungsbi- 
lanz sowie bibliometrische Indikatoren) in die metho- 
dische Arbeit und Berichlerstaltung der OECD einbe- 
zogen. Da der größte Teil dieser Indikatoren jedoch 
noch in experimentellem Stadium ist, soU hier vor al" 
lern auf die gut eingeführten Daten über die FuE-Aus- 
gaben und das Forschungspersonal Bezug genommen 
werden. 

Auch die Europäischen Gemeinschaften (EG) führen 
regelmäßig FuE- Erhebungen durch. Während die 
OECD die in einem Land für Forschrmg und Entwick- 
lung tatsächlich eingesetzten Mittel (Bruttoinlands- 
ausgaben) erhebt, beziehen sich die Angaben der EG 
auf die für FuE veranschlagten Haushaltsmittel. Aller- 
dings veröffentlicht auch die OECD Daten über die 
staatliche Finanzierung von Forschung und Entwick- 
lung, die mit denen der EG vergleichbar sind und — 
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wie auch dort — in einer sozio-ökonomischen Gliede- 
rung nach Forschungszielen darstellbar sind. Loa Rah- 
men internationaler Vergleiche haben diese Daten 
den Vorzug, daß sie inbesondere auch die Länder 
USA und Japan berücksichtigen. 

Das Erhebungsprogramm der OECD ist relativ um- 
fangreich und differenziert. Der sich daraus erge- 
bende zeitliche Abstand zwischen Erhebung und Be- 
richterstattung konnte in der Vergangenheit unter an- 
derem mit Hilfe des Einsatzes moderner Datenverar- 
beitungsmethoden verringert werden. Darüber hin- 
aus tragen Schätzungen wichtiger Daten zur Aktuali- 
tät des bereitgestellten Datenmaterials bei. Die fol- 
genden Darstellungen enthalten Daten aus abge- 
schlossenen Erhebungen bis 1987 und vorläufige An- 
gaben für die folgenden Jahre, sofern diese für die 
überwiegende Zahl der betrachteten Staaten verfüg- 
bar waren* Wie in früheren Berichten beziehen sie 
sich neben der Bundesrepublik Deutschland auf die 
Staaten Frankreich. Großbritannien, Italien, Nieder- 
lande, Japan, USA und Kanada (Daten für weitere 
Länder enthält der Teil VI, vgl. Tabelle Vl/25 und 
VI/38). 


Zu den im internationalen Vergleich gebräuchlich- 
sten Kennzahlen gehört der Amteil der BruttoinJands- 
ausgaben für Forschung und Entwicklung am Brutto- 
inlandsprodukt eines Landes* ln den letzten Jahren ist 
dieser Anteil in den großen Industriestaaten zum Teil 
erheblich gestiegen. Am deutlichsten zeigt sich dies 
am Beispiel Japans, kaum weniger deutlich jedoch bei 
der Bundesrepublik Deutschland und den USA. Lag 
der Anteil Japans 1975 noch bei 2,0%, so beträgt er 
1987 2,9%, Die Bundesrepublik Deutschland vergrö- 
ßerte ihren Anteil im gleichen Zeitraum von 2,2% auf 
ebenfalls 2,9%, während die USA diesen Werl ausge- 
hend von 2,3 % im Jahre 1975 erreichten. Die Bundes- 
republik Deutschland hat damit ihre hervorragende 
Position des Jahres 1985 nicht nur behaupten, sondern 
sogar ausbauen können (vgl. Tabelle 1/22); die 1987 
im Hochschulsektor der Bundesrepublik Deutschland 
durchgeführte Methodeorevision hat dabei auf die 
quantitative Entwicklung nur einen untergeordneten 
Einfluß. 

Unter den übrigen Staaten hat vor allem Italien den 
Anteil seiner Bru tto ial an dsaus gaben für Forschung 
und Entwicklung am Bruttosozialprodukt — wenn 


Tabelle 1/22 
(vgl, Tabelle Vl/25) 


Bruttoinlandsausgaben für FuE (BAJFE) in ausgewählten Staaten 


Staat 

1975 

1981 

1985 

1987 

1988') 

1999 ü , 

— in Mio — 

Bundesrepublik Deutschland . . 

7 13? 

14 443 

19 984 

23 2113) 

24 711 

27 271 

Frankreich 

4 953 

10 2393) 

14 571 

16 343 

1? 598 

19 337 

Großbritannien-*) 

6 074 

U 547 

14 232 

16 203 



Italien 

2 076 

4 344 

7 015 

8 320 

10 044 

10 13? 

Niederlande 

1 496 

2 6423) 

3 437 

4 166 



Japan*) 

9 988 

24 259 

40 064 

46 118 



USA 

36 724 

73 678 

115 868 

129 951 

136 979 

144 668 

Kanada 

1 659 

3 630 

5 499 

5 994 

6 335 

6 704 


— in % des 81 P^) — 

Bundesrepublik Deutschland . . 

2,2 

2,4 

2,7 

2,93) 

2,8 

2,9 

Frankreich 

1,8 

2,03) 

2,3 

2,3 

2,3 

2,3 

Großbritannien-*) 

2,2 

2,4 

2,3 

2,3 


. 

Italien 

0,8 

0,9 

Ul 

U2 

U3 

US 

Niederlande 

2,0 

2,03) 

Z,t 

2,3 


*. 

Japan ^) 

2,0 

2,3 

2,8 

2,9 



USA 

2,3 

2,5 

2,9 

2,9 

2,9 

2,8 

Kanada 

l,l 

1.2 

U4 

U4 

U3 

1,3 


Vorläufige Daten der OECD, die z.T. aut nationalen Schäteungen. e.T. auf Schätzungen der OECD basieren. 

Nominale Ausgaben, umgerechnei in US-$ Kaufkraft pari täten. 

3) Zeltreihenbruch. 

*) 1981 nationales Ergebnis, angepaßt an OECD-Norm, 

FuE-Ausgaben insgesamt aufgrund eingeschreoikter Vergleichbarkeit im Hoch schul sek tor übeischälzi. 

BIP: Sruttoinlandsprodukt. 

Quelle: OECD (1990) und eigene Berechnungen des BMFT Rundungsdiflerenzen 
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Schaubild 1/19 (vgl. Tabelle 1/22) 
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Quelle: OEÖO (1990). Ergebnisse gerundet 
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Tabelle 1/23 


BnittolnJandsausgaben für Fu£ (BAF£) ]e Einwohner Ln ausgewählten Staaten 

- in US$ - M 


Staat 

1975 

1981 

1985 

1987 

1988^) 

Bundesrepublik Deutschland 

115 

234 

328 

3803) 

405 

Frankreich 

94 

1903) 

264 

294 

315 

Großbritannien^) 

109 

20? 

251 

285 

. 

Italien 

37 

76 

123 

145 

175 

Niederlande 

110 

1853) 

237 

284 


Japan^) 

89 

206 

332 

378 


USA 

172 

321 

484 

533 

555 

Kanada 

73 

150 

217 

234 

245 


Nominale Aiisgabea, umgerecliDei in ÜS-$ Kaufkraftpari laten. 

2) Vorläufige Daten. 

Zeitreüienbruch, 

Nationale Daten, angepaßt an OECD-Nonneii, 

5) FuE-Ausgaben insgesamt aufgrund eingeschränkter Vergleichbarkeit im Hoch sch ulsektor überschätzt. 

Quelle: OECD, Statistisches Bundesamt und eigene Berechnungen des BMFT Rundungsdifferenzen 


auch auf einem geringeren Niveau — deutlich gestei- 
gert. Gerade ani Beispiel Italiens — wie auch Japans 
— zeigt sich aber, daß die hier betrachtete Kennzahl 
allein nicht ausreicht, um die Forschungsanstrengun- 
gen eines Landes adäquat zu beschreiben: Diese bei- 
den Staaten zeichnen sich durch eine besondere Aus- 
gabendynamik aus. Zwischen 1975 und 1987 vervier- 
fachte Italien seine Bruttoinlandsausgaben für For- 
schung und Entwicklung, Japan erhöhte sie auf fast 
das Fünffache. Demgegenüber stehen im gleichen 
Zeitabschnitt mehr als verdreifachte Forsch ungs au s- 
gaben in Kanada, den USA, Frankreich und der Bun- 
desrepublik Deutschland. Großbritannien und die 
Niederlande weisen ein schwächeres Wachstum 
auf. 

Ergänzt man diese Betrachtung, indem man die Brut- 
loioland sausgaben für Forschung und Entwicklung 
auf die Z^ahl der Einwohner des jeweüigen Landes 
bezieht, so zeigen sich weitere Unterschiede und 
Übereinstimmungen zwischen den Staaten: Die höch- 
sten Pro-Kopf-Ausgaben haben die USAj die Bundes- 
republik Deutschland und Japan liegen mit geringem 
Abstand auf dem zweiten und dritten Platz. Den höch- 
sten relativen Anstieg dieser Große zwischen 1975 
und 198? verzeichnet Japan vor Italien und der Bun- 
desrepublik Deutschland. Auch beim Vergleich der 
Jahre 1985 und 1987 liegt die Bundesrepublik 
Deutschland an diiller Stelle (hinter den Niederlan- 
den und Italien; vgl, Tabelle 1/23). 

Zu den wichügsten Charakteristika der Forschungs- 
landschaft gehört die Finanzieningsstruktur der For- 


schungsausgaben (vgl, Tabelle 1/24}. Sowohl in Japan 
als auch in der Bundesrepublik Deutschland über- 
wiegt der Anteil der Wirtschaft an der Finanzierung 
der Bruttoinlandsausgaben für Forschung und Enl- 
wricklung. Entsprechend der steigenden Tendenz die- 
ses Anteils wurde das Wachstum der Forsch ungsaus- 
gaben in diesen Ländern in den letzten Jahren immer 
stärker von der Wirtschaft getragen. 1987 beträgt ihr 
Anteil an der Ftnanzierung In Japan 68,5%. in der 
Bundesrepublik Deutschland 63,6%. Ebenfalls zu- 
nehmend, wenn auch mit einem insgesamt schwäche- 
ren Anstieg, ist der Anleü der Wirtschaft in Großbri- 
tannien (1987: 49,7%). Die Entwicklung der aus öf' 
fentlichen Mitteln finanzierten Bmttoinlandsausga- 
ben für Forschung und Entwicklung verläuft im we- 
sentlichen der Entwicklung der Mittet der Wirtschaft 
entgegengesetzt. Den größten Anteil haben hier 198? 
Italien (54,0%) und Frankreich (51,7%). in Italien 
nimmt dieser Anteil allerdings zu, während er in 
Frankreich in den vergangenen Jahren deutlich zu- 
rückging. Den geringsten Anteü der öffentlich finan- 
zierten Mittel hat Japan mit 21,5% vor der Bundesre- 
publik Deutschland und Großbritannien mit 34,7% 
bzw, 38.7% (jeweils 1987). 

Die zwischen den Ländern sehr unterschiedliche 
Größenordnung des Anteils, der aus sonstigen Quel- 
len (z. B. durch das Ausland} finanziert wird, deutet 
auf nationale Besonderheiten in der ForschungsfiDan- 
zierung hin; dies gül insbesondere für die vergleichs- 
weise hohen Anteile der „Sonstigen" in Kanada, 
Großbritannien und Japan (vgL Tabelle 1/24), 
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SchaubUd 1/20 (vgl. TabeUe 1/24) 
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Tabelle 1/24 
(vgl. Tabelle VI/25) 

Finanzierung der Bnittoinlandsausgaben für FuE (BAFE) 
— Anteile in % — 



finanziert 

Staat 

von der Wirtschaft 

aus öffentiichen Mitteln 

von Sonstigen 


1975 

1981 

1985 

1987 

1975 

1981 

1985 

1987 

1975 

1981 

1985 

1987 

Bundesrepublik 
Deutschland ^) . . 

50,1 

57,9 

61,8 

63,6 

47,4 

40,7 

36,7 

34,7 

2,5 

1,4 

1.5 

1.7 

Frankreich ') 

39,0 

40,9 

41,4 

41,8 

54,2 

53,4 

52,9 

51,7 

6.8 

5.7 

5.7 

6,5 

Großbritannien 2) . . 

38,2 

41,3 

46,5 

49,7 

54,7 

49,0 

43,0 

38,7 

7,1 

9,7 

10,5 

11,6 

Italien 

51,0 

50,1 

44,6 

41.7 

43,1 

47,2 

51,7 

54,0 

5.9 

2,7 

3,7 

4,3 

Niederlande') 

49,7 

43,8 

51,7 

. 

44,9 

50,03) 

44,2 

. 

5.4 

6,2 

4,1 

. 

Japan ^) 

57,7 

62,3 

68,9 

68,5 

29,7 

26,9 

21,0 

21,5 

12,6 

10,8 

10,1 

10,0 

USA 

43,1 

48,8 

50,0 

49,1 

54,8 

49,3 

48,3 

49,0 

2,1 

1,9 

1.7 

1.9 

Kanada 

31,0 

42,6 

41,9 

41.7 

60,1 

49,6 

47,0 

45,2 

8,9 

7,8 

11,1 

13,1 


Zeitreihenbrüche: 1981 Frankreich und Niederlande, 1987 Bundesrepublik Deutschland. 

2) Nationale Daten, angepaßt an OECD-Normen. 

3) OECD-SchÄtzung, basierend auf nationalen Erhebungen. 

Anteil der Wirtschaft unterschätzt. 

Quelle: OECD (1990) 

Die Angaben zu den finanzieUen Ressourcen werden 
ergänzt durch Daten über das in Forschung und Ent- 
wicklung tätige Personal. Zu den gebräuchlichsten 
Kennzahlen für internationale Vergleiche gehört die 
Relation aus Forschungspersonal und Erwerbsperso- 
nen (vgl. Tabelle 1/25). Auch bei dieser Kennzahl 
ninunt die Bundesrepublik Deutschland eine Spitzen- 
position ein: Beim FuE-Personal insgesamt liegt der 
entsprechende Anteil 1987 mit 14,9% deutlich vor 
dem Japans (13,2%) und Frankreichs (11,5%). Bezo- 
gen auf die Forscher liegt der deutsche Anteil im sel- 
ben Jahr mit 5,9% hinter dem der USA (6,6%) und 
Japans (der mit 8,4% wegen eingeschränkter Ver- 
gleichbarkeit der Personcüdaten im Hochschulsektor 
jedoch überschätzt ist). 

Tabelle 1/25 


Rundungsdifferenzen 

Während Frankreich, Großbritannien und Kanada bei 
den Forschem Anteile von ähnlicher Größenordnung 
haben (4,4 % bis 4,5 %), liegt ItaUen mit 2,9 % bei dem 
Vergleich deutlich zurück (vgl. Tabelle 1/25). 

Wie erwähnt, umfaßt die Berichterstattung der OECD 
außerdem Daten über die staatlich finanzierten FuE- 
Ausgaben; es handelt sich hierbei um Haushaltsan- 
sätze. Hervorzuheben ist, daß hierin auch die öffentli- 
chen Mittel enthalten sind, die für Forschung und Ent- 
wicklung im Ausland (z. B. in internationalen Organi- 
sationen) bestimmt sind und daher in den Bmttoin- 
landsausgaben für Forschung und Entwicklung nicht 
berücksichtigt werden. Zudem ist es auf dieser 
Grundlage möglich, den Anteil der Verteidigungsfor- 


In FuE tätiges Personal je 1 000 Erwerbspersonen ln ausgewählten Staaten 


SUat 

1975 

1981 

1985 

1987 

insgesamt 

danmter 

Forscher 

insgesamt 

danmter 

Forscher 

insgesamt 

darunter 

Forscher 

insgesamt 

danmter 

Forscher 

Bundesrepublik Deutschland . . . 

11,3 

3,9 

13,1 

4,5 

14,3 

5,2 

14,9') 

5,9») 

Frankreich 

9.8 

2,9 

10,6 >) 

3.6») 

11.4 

4.3 

11,5 

4,5 

Großbritannien 2) 

. 

. 

. 

. 

10,1 

4,4 

10,0 

4,5 

Italien 

4,5 

1.8 

4,5 

2.3 

5,0 

2,7 

5,3 

2,9 

Niederlande 

10,9 

3,1 

10,2 •) 

3,7') 

10,6 

4,2 

10,7 

, 

Japan 3) 

10,6 

6,0 

11.4 

6,9 

12,8 

7.9 

13,2 

8,4 

USA 

. 

5,5 

, 

6,2 

, 

6,6 


6,6 

Kanada 

• 

• 

6,9 

3,4 

7.9 

• 

8,0 

4,4 


') Zeitreihenbruch. 

2) Unterschätzt. 

3) Angaben aufgrund eingeschränkter Vergleichbarkeit im Hochschulsektor überschätzt. 

Quelle: OECD (1990) Rundungsdifferenzen 
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Tabelle 1/26 

Anteil der gesamten staatlich finanzierten FuE-Ausgaben’) am Bruttolnlandsprodukt 

— in % — 


Staat 

Anteil insgesamt 

darunter 

Anteil der zivilen FuE-Ausgaben 


1975 

1 1981 1 

1985 

1 1987 1 

19B83) 

1975 

1 1981 1 

1985 

1 1987 1 

19883) 

Bundesrepublik 
Deutschland 

1,23 

1,15 

145 

1,10 

1,05 

1,09 

1,05 

1,01 

0,96 

0,92 

Frankreich 

145 

1.293) 

1,44 

1.38 

1,37 

0,81 

0,793) 

0,96 

0,88 

0,85 

Großbritannien .... 

1,40 

1.41 

1,30 

1,12 

1,06 

0,77 

0,72 

0,63 

0,58 

0,55 

Italien ............ 

0,33 

0.563) 

0,65 

0,76 

0,82 

0,32 

0,523) 

0,59 

0,70 

0,74 

Niederlande 

0,92 

0,98 

0,94 

0,973)6) 

0,95 

0,89 

0,95 

0,91 

0,943)6) 

0,92 

Japan 

0,60 

0,63 

0,59 

0,62’) 

t 

0,58 

0,61 

0,57 

0,59^) 

. 

USA-*}®) 

1,20 

1,12 

1,26 

1,28 

1,23 

0,59 

0,51 

0,41 

0,40 

0,40 

Kanada^) ......... 

0,67 

0,58 

0,62 

0,5? 

0,57 

0,63 

0,55 

0,56 

0,53 

0,53 


Haushaltsansätze. 

Zum Teil vorläufige Daten. 

3) Zeitreihenbnich. 

*) Nur Bundesausgaben. 

Ohne allgememe Hochschulforschungsmittel und überwiegend ohne Investitionsausgaben, 
ß) Vorläufig. 

Nationale Daten, angepafit an OECD -Normen* 

Quelle: OECD (1990) Rundungsdifferenzen 


schung von der zivilen Forschung zu trennen, was für 
die Analyse der Ausgab enentwickiung von Bedeu- 
tung sein kann. 

Vergleicht man die Anteile der staatlich finanzierten 
FuE- Ausgaben am Bnittoiniandsprodukt, so zeigt sich 
der Einfluß der Größe der Verteidungshaushalte der 
großen Industriestaaten. Betrachtet man zivile und 
verteidigungsbezogene FuE- Ausgaben insgesamt, so 
liegt der entsprechende Anteil der Bundesrepublik 
Deutschland im Jahre 1988 an vierter Stelle hinter 
denen Frankreichs, der USA und Großbritanniens. Zu 
Beginn der achtziger Jahre lag der Anteil der Bundes- 
republik Deutschland noch an dritter Stelle hinter 
Großbritannien und Frankreich. Schränkt man die Be- 
trachtung auf die zivilen FuE-Ausgaben ein, so liegt 
die Bundesrepublik Deutschland mit ihrem diesbe- 
züglichen Anteil mit den Niederlanden an erster 
Stelle; die nächstgrößten Anteile haben Frankreich 
und Italien. Diese Spitzenposition beim Anteil der ge- 
samten staaüich finanzierten Ausgaben für zivile For- 
schung und Entwicklung am Bruttoinlandsprodukt 
nahm die Bundesrepublik Deutschland im gesamten 
Betrachtungszeitraum ein. Dies ist um so bemerkens- 
werter, als der Anteil der öffentlich finanzierten Mittel 
an den Bmttoinlandsausgaben für Forschung und 
Entwicklung in Frankreich und Großbritannien deut- 
lich über dem der Bundesrepublik Deutschland hegt. 
Parallel zu dem zurückgehenden Anteil öffentlich fi- 


nanzierter Mittel an den Bruttoinlandsausgaben für 
Forschung und Entwicklung ging der Anteil der staat- 
lich finanzierten FuE-Ausgaben am Bruttoinlandspro- 
dukt für die Bundesrepublik Deutschland und Groß- 
britannien zurück. Ebenfalls parallel — jedoch in um- 
gekehrter Richtung — verläuft die Entvdcklung für 
Italien; im gesamten betrachteten Zeitabschnitt ver- 
zeichnet der Anteil deutliche Zuwächse. Für Japan 
zeigt sich dagegen kein einheitlicher Trend {vgl. Ta- 
beUe 1/26). 

Im Rahmen der Erhebungen der Europäischen Ge- 
meinschaften läßt sich die Entvricklung der öffentlich 
finanzierten Ausgaben für Forschung und Entwick- 
lung für das jeweilige endgültige Haushalts-SoU für 
sämtliche Mitgliedstaaten bis zum Jahr 1988 darstel- 
len (vgl. Tabelle VI/27). Einen Überblick über die 
Höhe dieser Ausgaben insgesamt sowie je Einwohner 
in den einzelnen Mitgfiedstaaten im Jahre 1988 gibt 
das Schaubild 1/21* Neben der Aktualität haben die 
Daten der EG den Vorzug, daß sie auch gegliedert 
nach Forschimgszieien verfügbar sind. Die Güede- 
mng erfolgt auf der Grundlage der Systematik zur 
Analyse und zum Vergleich der wissenschaftlichen 
Programme und Haushalte (NABS 1983); sie erstreckt 
sich auf die endgültigen Haushalte sowie vorläufige 
Haushaltsdaten des jeweils folgenden Jahres, so daß 
derzeit Angaben für 1988 und 1989 vorliegen (vgl. 
Tabelle VI/26). 
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Schaubild 1/21 {vgl. Tabelle VI/27) 


öffentlich finanzierte Ausgaben für Forschung und Entwicklung 
in den Staaten der Europäischen Gemeinschaften 1988 



Ausgaben 


InMtoEltr 


O 

Ausgaben fe 

Elnwohr>ar 

InERE« 





* ERE — Eurqpaischs Rech nungsein heit: durchschnittlicher Wechselkurs 1988: 1 ERE — 2,0744 DM 


Quelle: Europäische Gemelnec haften 


Faktenbericht 1990 
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Tabelle 1/28 


Anteile der elnzeineD Porschungsziele an den öffentlich finanzierten FuE-Ausgaben 
der Mltgiledstaaten der EG 1985 und 1988 
(Haushalts-Soli) 

— in % “ 


Forschungsziel nach NABS- Kapiteln 

B 

DK 

r 

) 

GR 

£ 


(NABS 1983)1) 

1985 

1988 

1985 

1988 

1985 

1988 

1985 

1988 

1985 

1988 

L Erforschung und Nutzung der 

irdischen Umwelt 

3.1 

3,8 

1.3 

1,7 

2,1 

2,2 

5,5 

5,8 

6,7 

6,5 

2. Infrastrukturmaßnahmen und 

Raumgesajntplanung 

0.7 

0,7 

2,4 

1,8 

1,9 

2,1 

0,5 

0,6 

4,3 

3,6 

3. Umweltverschmutzung 

(Bekämpfung und Verhinderung) . , 

2,5 

2,3 

1,5 

2,4 

3.1 

3,4 

3,4 

3,2 

0,4 

1.7 

4. Schutz und Förderung der 

meoschüchen Gesundheit 

2,7 

2,6 

3.3 

1,7 

3.0 

3.1 

7,6 

8,0 

2,5 

7,7 

5. Erzeugung, Verteilung und 

rationelle Nutzung der Energie , . . , 

11,5 

9.3 

6,5 

3,2 

12,6 

7,0 

2,6 

3,4 

7,9 

2,5 

6. Landwirlschafüiche Produktivität 
und Technologie 

7,0 

6,7 

7,4 

8.1 

2,0 

2,0 

27,1 

21,5 

7,3 

6,1 

7. Industrielle Produktivität 

und Technologie 

16,4 

13,0 

21,1 

17.8 

14,1 

14,0 

7.7 

12,7 

18,5 

18,0 

8. GeseLUchaflUche Strukturen 

und Beziehungen 

0,7 

0,5 

4,2 

6.1 

2,3 

2,6 

5,6 

5,8 

0,8 

0,8 

9. Weltraumforschung und *nutzung . . 

6,6 

10,6 

3,2 

2.3 

3,9 

5,5 

0.6 

0.3 

3,7 

6,5 

10. Allgemeine Hochschulforschungs- 
mittel 

22,2 

22,2 

31,0 

34.6 

31,4 

31,1 

28.3 

29,2 

21,3 

19,1 

11. Nicht zielorientierte Forschung .... 

22,4 

24,6 

17,7 

20,0 

11,4 

14,4 

6,1 

7.3 

18,2 

11,9 

12. Nichtaufg liederbare Forschung . . , . 

2,7 

3,0 

- 

- 

0,1 

0,1 

2,0 

0,4 

2,1 

3,5 

Anteil der zivilen FuE 

Insgesamt 

98,5 

99,3 

99,5 

99,6 

88,1 

87,6 

97,1 

98,1 

93,7 

88,1 

13, Verteidigung 

1,5 

0,7 

0,5 

0,4 

11,9 

12,4 

2,9 

1.9 

6,3 

11,9 

Insgesamt 

o 

o 

o 

100,0 

100,0 

100,0 

100,0 

100,0 

100,0 

100,0 

100,0 

o 

o 

o 


Systematik zur Analyse und zum Vergleich der wissenschaftlichen Programme und Haushalte (NABS 1983). 
Quelle: EG (1988 vorläuJige Ergebnisse) 
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F 

IRL 

I 

NL 

p 

GB 

EUR 12 

EG 

1985 

1968 

1985 

1988 

1985 

1986 

1985 

1988 

1985 

1988 

1985 

1988 

1985 

1988 

1965 

1988 

1,5 

1,8 

0,9 

0,2 

1,3 

1,3 

0,6 

0,6 


11,1 

1,8 

2,1 

1,7 

2,0 

1,5 

2,9 

3,1 

1,0 

4,0 

1,0 

1,1 

0,6 

4,1 

4,7 


3,9 

1,2 

1,4 

2,1 

1,6 

0,6 

8,3 

0,5 

0,8 

0,8 

0,9 

1,0 

2,2 

3.3 

3,3 


3,4 

1,1 

1.2 

1,6 

2,0 

5,4 

6,5 

4,0 

3,2 

4,3 

5,2 

4,6 

4,8 

2,7 

2,5 


3,9 

3,6 

4,6 

3,6 

3,7 

4,2 

3,8 

7,8 

3,9 

1,3 

0,3 

19,7 

6,7 

4,6 

3,4 


2,1 

4,5 

3,9 

9,6 

5,4 

55,8 

42,4 

3,5 

4,1 

28,7 

16,7 

3,8 

2,3 

4,5 

4,3 


16,0 

4,6 

4,4 

3,7 

3,6 

2,8 

2,5 

12,1 

12,8 

28,9 

34,8 

20,6 

15,2 

15,5 

19,6 


15,4 

6,7 

8,0 

12,8 

13,2 

26,7 

27,3 

2,6 

0,5 

7,5 

9,1 

1,1 

li 8 

2,6 

2,0 


1,9 

1,2 

2,1 

2,0 

1,8 

0,5 

1|1 

5,6 

6,9 

1,6 

3,0 

7,1 

9,0 

0,9 

3,3 


0,1 

1,8 

3,1 

4,2 

5,9 

1,0 

2,5 

11,9 

11,7 

19,7 

26,5 

21,7 

31 , 7 ; 

43,4 

38,0 


40,5 

14,6 

15,8 

21,0 

22,8 


— 

14,4 

15,6 

2,2 

2,3 

7,5 

8.5 

10,2 

11,1 


0,4 

6,5 

4,6 

10,9 

12,1 

1,3 

2,5 

1.7 

0,4 

— 

- 

0,6 

3,6 

4,5 

4,2 


1,2 

0,3 

0,3 

0,9 

1,1 

— 

0,1 

68,7 

62 , 7 ; 

o 

o 

o 

100,0 

90,1 

89,6 

96,9 

97,0 

. 100,0 

48,1 

51,5 

74,2 

75,2 

100,0 

100,0 

31,3 

37,3 

— 

— 

9,9 

10,4 

3,1 

3,0 

— 

51,9 

48,5 

25,8 

24,8 

— 

— 

100,0 

100,0 

100,0 

100,0 

o 

o 

o 

100,0 

o 

p 

o 

o 

o 

o 

100,0 

100,0 

100,0 

100,0 

100,0 

100,0 

100,0 

100,0 


Rimdungsdifferen2en 
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Die Staaten der Europäischen Gemeinschaften ver- 
anschlagten 1988 FuE- Ausgaben in Höhe von 
39,6 Mrd ERE (europäische Rechnungseinheiten, 
durchschnittlicher Wechselkurs 1988: 1 ERE = 

2,07 DM). Gegenüber 1986, dem letzten Jahr, für das 
für sämüiche 12 Staaten Daten vorliegen, entspricht 
dies einer Zunahme der Mittel um knapp 12%. Der 
FuE-Anteil am gesamten HaushaJtsvolumen beträgt 
1988 3,20%; 1986 lag dieser Anteil bei 3.16% und 
1980 bei 3,08%* Die Entwicklung des Anteils der öf- 
fentlich finanzierten FuE- Ausgaben am Bruttoin- 
landsprodukt war im Verlauf der letzten Jahre unein- 
heitlich. Den höchsten Wert hatte dieser AnteU 1985 
mit 1.07 %, Während er 1988 bei 0.99% liegt, betrug er 
1980 0,91%. 

Die FuE-Ausgaben in den einzelnen Mitgliedstaaten 
zeigen einen sehr unterschiedlichen Verlauf, ln abso- 
luten Zahlen entfallen die höchsten Ausgaben auf 
Frankreich (11,1 Mrd ERE) und die Bundesrepublik 
Deutschland (10,7 Mrd ERE); es folgen Großbritan- 
nien (7,3 Mrd ERE) und Italien (5.7 Mrd ERE). Mit 
0,1 Mrd ERE veranschlagt Irland unter den Mitglied- 
staaten der EG den kleinsten Betrag für Forschung 
und Entwicklung. Die größte durchschnittliche jährli- 
che Steigerung der Ausgaben für FuE zwischen 1980 
und 1988 verzeichnet Italien (20,2%), gefolgt von Dä- 
nemark (17,1 %). 

Gemessen am jeweihgen Haushaltsvoiumen der 12 
Milgliedstaaten zeigt sich, daß bei Frankreich und der 
Bundesrepublik Deulschland der AnleÜ der FuE-Aus- 
gaben im gesamten Betrachtungszeitraum stets deut- 
lich über dem Durchschnitt lag, während der Anteil 
Großbritanniens sich im Zeitverlauf oberhalb bzw. un- 
terhalb dieses Durchschnittswertes bewegte* Die üb- 
rigen Staaten liegen weit deutlicher darunter. 

Hin ähnliches Bild zeigt sich, wenn man den Anteil der 
öffentlich finanzierten FuE-Ausgaben am Bruttoin- 
landsprodukt betrachtet. Hier liegt Frankreich 1988 
mit einem Anteil von 1,39% deutlich vor Großbritan- 
nien (1,07%) und der Bundesrepublik Deutschland 
(1.05%). Wie bereits in den Vorjahren weichen die 
Anteile der übrigen Staaten zumeist stark vom durch- 
schnitUichen Anteil ab (vgl. Tabelle Vl/2?)* 

Bezogen auf das gesamte Ausgabenvolumen haben 
Frankreich, die Bundesrepublik Deutschland und 
Großbritannien den größten Anteil an den öffentlich 
finanzierten FuE-Ausgaben der Gemeinschaft. Auf 
diese drei Staaten entfallen 1988 knapp 72 % der Mit- 
tel, 1981 — vordem Eintritt Spaniens und Portugals — 
waren es noch rund 78%. Während sich der Anteil 
Frankreichs 1988 gegenüber 1981 vergrößerte, gin- 
gen die entsprechenden Anteile Großbritanniens und 
der Bundesrepublik Deutschland zurück. Zu den 
Staaten, die wie Frankreich ihre Anteile in den letzten 
Jahren vergrößerten, gehören insbesondere Italien 
und — alJercÜngs auf einem niedrigeren Niveau — 
Dänemark. Anteilsrückgänge sind bei Belgien und 
den Niederlanden festzusteUen (vgL Tabelle 1/27), 


Tabelle 1/2? 

Anteil der einzelnen Mitgliedstaaten 
an den öffentlich finanzierten FuE-Ausgaben 
der Staaten der Europäischen Gemeinschaften i) 

— in % — 



1981’) 

1988 

Bundesrepublik Deutschland , . 

27,0 

23,6 

Frankreich 

26.3 

27,2 

Großbritannien 

24.5 

20,7 

zusammen 

77,8 

71,5 

Belgien 

2,0 

1,7 

Dänemark 

0,9 

1,5 

Griechenland 

0,3 

0,4 

Spanien 

2,6 

3,8 

Irland 

0,3 

0,3 

Italien 

10,8 

15,5 

Niederlande 

5,2 

4,7 

Portugal 

' 

0,6 

Insgesamt 

100,0 

100,0 


0 ln Kauffcraftpdritäten und Preisen von 1Ö80. 

Ohne Spanien und Portugal. 

Quelle: EG (1988 vorläufige Ergebnisse) 

Run d u agsdilf ere nze n 

Einen Überbück über die Gewichte der einzelneu For- 
schungsziele an den gesamten öffentlich Ünanzierten 
FuE-Ausgaben der einzelnen Mitgliedstaaten und der 
EG insgesamt sowie ihre Veränderungen zwischen 
1985 und 1988 gibt Tabelle 1/28. Faßt man gleichartige 
Forschungsziele zu Forschungszielgruppen zusam- 
men, so zeigen sich leicht veränderte Schwerpunkt- 
setzungen im Zeitverlauf (vgL Tabelle 1/29), Der An- 
teil der Ziele im humanitären und sozialen Bereich 
ging zurück, wahrend die allgemeine Hochschulfor- 
schung und die nicht zielorientierte Forschung stei- 
gende Anteile verzeichnen. Die auf Ziele im techni- 
schen Bereich sowie in der Landwirtschaft entfallen- 
den Ausgaben veränderten sich zwischen 1980 und 
1988 nur geringfügig. Im Zeitverlauf etwas zurück 
ging der AnteÜ der Verteidigungsforschung; er liegt 
1988 knapp unter einem Viertel der gesamten öffent- 
lich finanzierten FuE-Ausgabea der Staaten der EG 
(vgl. Tabelle 1/29). Die entsprechenden Anteile der 
einzelnen Milgüedstaaten weichen sehr stark von die- 
sem Durchschnittswert ab. Den höchsten Anteil der 
Verteidigungsforschung hat Großbritannien, er lag 
mit 48,5% im Jahre 1988 etwas unter dem Wert von 
1985 (51,9%). Deutlich gesteigert dagegen hat Frank- 
reich den AnteÜ der Verteidigungsforschung und 
zw'ar von 31,3% im Jahre 1985 auf 37,3% im Jahre 
1988. Für die Bundesrepublik Deutschland hegt der 
entsprechende Anteü mit 12,4% im Jahre 1988 (nach 
11,9% 1985) weit unter dem Durchschnittswert der 
Gemeinschaft (vgL Tabelle I/28(. 
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TabeUe 1/29 


Ötf entlieh ünanzierte FuE- Ausgaben der Mitglied- 
Staaten der EG nach Forschungsziel gruppen 

— in % — 


Forschuji g szi e 1 gru pp e n 
(nach NAßS 1983)') 

1980^) 

1985 

1988 

HumaDitärer und sozialer 
Bereich 

(NAJBS-Kapitel 2, 3. 4 u. 8) 

11,6 

9,4 

9,1 

Technischer Bereich 

(NAßS-Kapitel 1, 5, 7 u* 9) 

26,7 

28,2 

26,6 

Landvrirtschaft 
(NABS-Kapitel 6) 

3,7 

3.8 

3,6 

Allgemeine 
Hochschulforschung 
(NABS-Kapitei 10) 


21,2 

22,8 

Nicht zielorientierte 

Forschung 

[NABS-Kapitel 11) 

^ 32,4 

11,1 

12,1 

Nicht aufgliederbare 
Forschung 

(NABS-Kapitel 12) 

0,2 

0,9 

1,1 

Verteidigung 

(NABS-Kapitel 13) 

25,4 

25,4 

24,8 

Insgesamt 

100,0 

100,0 

100,0 


Systematik xur Analyse und zum Vergleich der wissenschait- 
Lichen Programme und Haushalte (NAJBS 1983): vgL Tab* 
1/28. 

^ Ohne Griechenland, Spanien und Portugal* 

Quelle: EG (1988 vorläulige Ergebnisse) 

Ru adun g sdilferen^ien 


11, Patent- und Uzenzbilanz der 
Bundesrepublik Deutschland 

Seit mehreren Jahren gehören die Einnahmen und 
Ausgaben im Patent- und Lizenzverkehr einer Volks- 
wirtschalt mit dem Ausland zu den iDteraational ge- 
bräuchlichen Wisse nschaJtls- und Technologieindika- 
toren. Ihie Aussagefähigkeit ist jedoch aufgrund ver- 
schiedener Probleme, auf die noch hingewiesen wird, 
eingeschränkt. 

Neben dem Patent- und Lizenzverkehr sind die Ein- 
nahmen und Ausgaben für technische Forschung und 
Entwicklung eia weiteres Element der „Technologi- 
schen Zahlungsbilanz“, in der der Teil der Zahlungs- 
bilanz eines Landes erfaßt wird, der finanzielle Lei- 
stungen für die Übertragung technischen Wissens 
über die Grenze hinaus betrifft* 

Zwar enthält die Technologische Zahlungsbilanz da- 
mit interessante Informationen über wirtschaftliche 
und technologische Strukturen und Beziehungen. Bei 
ihrer Beurteilung muß jedoch berücksichtigt werden, 
daß sie kein vollständiges Bild des Technologietrans- 
fers geben kann und daher keineswegs ausreiebt, um 
daraus ein Urteil über den technologischen Leistungs- 
stand eines Landes abzuleiten. 


Nicht erfaßt im Rahmen der Technologischen Zah- 
lungsbüanz, jedoch für den grenzüberschreitenden 
Austausch technischen Wissens von großer Bedeu- 
tung, sind der Außenhandel mit technologisch hoch- 
wertigen Industrieprodukten, der Verkauf industrieh 
ter Anlagen, die Errichtung von Produktions- und Ver- 
triebsstatten außerhalb der Grenzen des Heimatlan- 
des eines Unternehmens (Direktinvestitionen)* 

Über die Entwicklung des Patent- und Lizenz Verkehrs 
der Bundesrepublik Deutschland mit dem Ausland 
sowie dem sonstigen Austausch von technischem Wis- 
sen durch Dienstleistungen berichtet die Deutsche 
Bundesbank Ln regelmäßigen Abständen in ihren Mo- 
natsberichten (vergleiche etwa Monatsberichte der 
Deutschen Bundesbank, Mai 1988). Die Ergebnisse 
basieren auf Meldungen gemäß der Außenwirt- 
schaf tsve ro rdn un g , 

Betrachtet man die Entwicklung der Einnahmen und 
Ausgaben für Patente, Erfmdungen und Verfahren 
(vergleiche Tabelle 1/30), so zeigt sich, daß das „tradi- 
tionelle Defizit" der Bundesrepublik Deutschland, das 
sich seit Mitte der siebziger Jahre etwas oberhalb ei- 
ner Milliarde DM bewegt hatte, seit 1985 deutlich 
angestiegen ist. 

Während der Anstieg zwischen 1986 und 1987 dann 
mit knapp 1,5% eher moderat ausEiel, bat sich mit 
der Entwicklung des negativen Saldos von 
-1 713 MioDM im Jahre 1987 auf -2 069 Mio DM im 
Jahre 1988 (+20,8%) das Defizit nunmehr gegenüber 
dem Beginn der achtziger Jahre nahezu verdoppelt* 

Nach Berichten der Deutschen Bundesbank (1988) 
spricht vieles dafür, daß das vergleichsweise ungün- 
stige Ergebnis — insbesondere bei den Einnahmen — 
zu einem gewissen Teil mit der Dollarscliwäche der 
vergangenen Jahre zusammenhängt und keine dau- 
erhafte Umkehr der längerfristigen Entwicklung dar- 
stellt, die durch ein scimelleres Wachstum der Einnah- 
men als der Ausgaben gekennzeichnet war. 

Keinesfalls kann jedoch aus den Daten auf eine „tech- 
nologische Lücke" der Bundesrepublik Deutschland 
gegenüber dem Ausland geschlossen werden. Cha- 
rakteristisch für den deutschen Patent- und Lizenzver- 
kehr ist, daß grenzüberschreitende Zahlungen über- 
wiegend zwischen verbundenen Unternehmen statt- 
finden (vgl. Schaubüd 1/22). 1988 entfielen 81% der 
Einnahmen auf Firmen, die Tochtergesellschaften ün 
Ausland haben und ebenfalls nmd 81% der Ausga- 
ben auf Firmen, die im Inland von ausländischen Kon- 
zernen abhängig sind (vgl. Tabelle 1/30). 

Die Deutsche Bundesbank hält dies für ein Zeichen 
dafür, daß die Unternehmen bestrebt sind, das techni- 
sche Wissen im Konzemverbund zu halten und damit 
Konkurrenz für die eigenen Produkte und Verluste an 
Mark tan teUen zu vermeiden. 

Die Struktur der deutschen Patent- und Lizenzbilanz 
erlaubt daher die Aussage, daß es überwiegend Toch- 
terunternehmen sind, die von der Muttergesellschaft 
entwickelte Produkte im Uze nzv erfahren herstellen. 
Im einzelnen zeigt sich, daß die Unternehmen mit 
Beteiligungen im Ausland 1988 mit Einnahmen von 
1 431 MioDM (+14,1 % gegenüber 1987) und Ausga- 
ben unt 541 Mio DM ( + 10.6% gegenüber 1987) einen 
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Schaub tld 1/22 (vgl. Tabelle 1/30) 


Patent- und Lizenzverkehr der Bundesrepublik Deutschland 

mit dem Ausland 

Mio DM 


r4000 
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maßgebliche 

eusiändische 

Kapital^ 

beteillgung 


maßgeblicher 
austarnjldcher 
Kapital - 
beteiligung ^ 




Einnahmen 

von 

Unternehmen 


maßgebliche 
ausländische 
Kapital- 
beteiligung ^ 


O i n\aOgeblicher 
: ausländischer 
1 1; Kapital- 
/beteiligung 
übrige Unternehmen ^ 


1931 1982 1983 1984 1985 1986 1987 1988 

^ Die EmrsahmeD wef^ien fast aiisschls^ßlich von Unternehmen ör^ieU, die* ihrerseits tue htergtsdlsc haften sm Ausland tiesit^en 
^ Das Ausgaben werden überwiegend en die aus^ändisuiien MültergeseSischaflen geieiate! 

^ 8is 19B6 in UnlernGhrnen ohne rnaßgebliche aiisSandrsche Kapital beierlsgung enthiilten 
Ouclle: Deutsche Bundesbank 


BMFT 

Faktenberichl 1990 
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Tabelle ^30 

Einnahmen und Ausgaben der Bundesrepublik Deutschland für Patente^ Erfindungen und Verfahren 
nach Unternehmen mit Beteiligungen im Ausland, Unternehmen mit ausländischer Kapitalbeteiligung und 

übrigen Unternehmen 

— in Mio DM — 



Einnahmen 

Ausgaben 

Saldo 



Unternehmen mit 


Unternehmen mit 


Unternehmen mit 

Jahr 

ins- 

gesamt 

Beteili- 
gungen 
im Aus- 
land 0 

auslän- 

discher 

Kapitai- 

beteili- 

gung2) 

übrige 

Unter- 

nehmen 

ins- 

gesamt 

Beteili- 
gungen 
im Aus- 
land 0 

auslän- 

discher 

Kapital- 

beteili- 

gung^) 

übrige 

Unter- 

nehmen 

ins- 

gesamt 

Beteili* 
grmgen 
im Aus- 
land J) 

auslän- 
discher 
Kapital- 
beteili- 
gung 2) 

übrige 

Unter- 

nehmen 

1974 

679 

635 

44 


1509 

353 

1 156 


- 830 

+282 

-1 112 


1975 

757 

716 

41 


1793 

410 

1383 


-1036 

+306 

-1 342 


1976 

728 

654 

74 


1 746 

420 

1326 


-1 018 

+234 

-1 252 


1977 

778 

724 

54 


1895 

462 

1433 


-1 117 

+262 

-1 379 


1978 

864 

774 

90 


1937 

428 

1509 


-1 073 

+346 

-1 419 


1979 

901 

820 

81 


1 952 

436 

1516 


-1 051 

+384 

-1435 


1980 

1 011 

922 

89 


2 079 

459 

1 620 


-1 068 

+463 

-1 531 


1981 

1 095 

993 

102 


2 143 

536 

1 607 


-1 048 

+457 

-1505 


1982 

1 194 

1 033 

161 


2 201 

524 

1 677 


-1 007 

+509 

-1516 


1983 

1 313 

1 013 

300 


2 481 

436 

2 045 


-1 168 

+577 

-1 745 


1984 

1 473 

1 188 

285 


2 590 

527 

2 063 


-1 117 

+661 

-1 778 


1985 

1 605 

1 361 

244 


2 929 

589 

2 340 


-1 324 

+772 

-2 096 


1986 

1 690 

1 426 

264 


3 378 

718 

2 660 


-1 688 

+708 

-2 396 


19870 

1 681 

1 254 

262 

165 

3 394 

489 

2 729 

176 

-1 713 

+765 

-2 467 

-11 

1988 

1 762 

1 431 

211 

120 

3 831 

541 

3 092 

198 

-2 069 

+890 

-2 881 

-78 


i) Uutemebmea ohne maBgebUchen ausländischen Kapitaleinfluß, aber mit maßgeblichen Kapitalbeteiligungen im Ausland. Als 
maßgeblich gelten Kapitalbeteiligungen von mindestens 25 %. Bis 1985 einsc^. der kapitalmäßig unverbundenen Unterneh- 
men. 

Unternehmen mit maßgeblicher, d. h. mindestens 25%iger ausländischer Kapitalbeteüigimg. 

Revidierte Daten. 

Quelle: Deutsche Bundesbank Rundungsdifferenzen 


deutlichen positiven Saldo zu veTzeichnen hatten. Da- 
gegen ergab sich für die Unternehmen mit ausländi- 
scher Kapitalbeteiligung, deren Einnahmen 1988 auf 
211 Mio DM {+19,5% gegenüber 198?) zurückgingen 
und deren Ausgaben auf 3 092 Mio DM (+13,3 % ge- 
genüber 198?) anstiegen, wiederum ein deutlicher 
negativer Saldo. # 

Die negative Patent- und Lizenzbilanz der Unterneh- 
men mit ausländischer Kapitalbeteiligung kann durch 
sehr imterschiedliche Faktoren verursacht sein. Ne- 
ben technologischen können auch steuerliche und 
ökonomische Faktoren Einfluß auf das Ausmaß von 
Lizenzverträgen zwischen verbundenen Unterneh- 
men haben. Die Deutsche Bundesbank verweist in 
diesem Zusammenhang darauf, daß häufig das Recht, 
ein Patent oder ein technisches Verfahren zu nutzen, 
in Form einer Fertigungslizenz vergeben und das zu 
zahLende Entgelt an die Produktions- und Verkaufs- 
leistungen des Lizenznehmers gebunden werde. Die 
spezielle Struktur ausländischer Direktinvestitionen 


in der Bundesrepublik Deutschland im Verhältnis zu 
den deutschen Auslandsinvestitionen führe dazu, daß 
die vou dieser Fonn der Lizenzvergabe beeinflußten 
Ausgaben der Unternehmen mit ausländischer Kapi- 
talbeteiligung — trotz steigender deutscher Auslands- 
investitionen — nodi stärker stiegen als die entspre- 
chenden Einnahmen der Unternehmen mit Beteili- 
gungen im Ausland (vgl. Monatsberichte der Deut- 
schen Bundesbank, Mai 1988). 

Schließlich ist darauf hinzuweisen, daß die Einräu- 
mung von Lizenzen auch durch Sachleistungen ent- 
golten werden kann, die in der Lizenzbilanz der Deut- 
schen Bundesbank nicht in Erscheinung treten. Dies 
gilt auch für die Zahlungen von Kostenbeiträgen zur 
Finanzienmg von Forschungs- und Entvricklungsvor- 
haben. 

Bei dieser Vergütung sform (vgl. Tabelle Vl/24) ver- 
zeichnet die Bundesrepublik Deutschland seit langem 
Überschüsse. 1988 standen Einnahmen in Höhe von 
2 340 Mio DM Ausgaben von 1 662 Mio DM gegen- 
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über. Der Saldo war mit 6?8 Mio DM fast doppelt so 
hoch wie 198? {351 Mio DM), 

Diese positive Entwicklung — die Einnahmen aus For- 
schungs- und Entwicklungsleislungen (2 340 Mio 
DM) lagen 1988 um mehr als 30% über den Einnah- 
men aus dem Patent- und Lizenzverkehr — spricht 
nach Aussage der Deutschen Bundesbank dafür, daß 
die Bundesrepublik Deutschland von ausländischen 
Unternehmen als attraktiver Standort für Forschungs- 
und Entwicklungsleistungen angesehen wird. 

Die Gliederung des deutschen Patent- und Lizenzver- 
kehrs mit dem Ausland nach Wirtschaftszweigen (vgt 
Tabelle VT/22) zeigt, daß die wichtigsten Lizenzgeber 
und -nehmer seit Jahren die Elektrotechnische Indu- 
strie (einschließlich Datenverarbeitung), die Chemi- 
sche Industrie sowie die Me lall erzeugen den und Me- 
tallverarbeitenden Industrien sind. Auf diese drei Be- 
reiche entfielen 1988 rund 84 % der Einnahmen und 
65 % der Ausgaben. Bei den Ausgaben hatte die Elek- 
trotechnische Industrie mit 1 464 Mio DM (38,2 %) den 
Hauptanteil, bei den Einnahmen hat dieser Indu- 
striezweig dagegen nur einen Anleü von 410 Mio DM 
(23,3%), gegenüber 1987 sind hier aber die Eirmah- 
men stärker gestiegen als die Ausgaben. Der negative 
Saldo (—1 054 Mio DM) liegt damit um 7,7 % über dem 
des Jahres 1987. Dem Defizit in diesem Wirtschaftsbe- 
reich steht jedoch ein positiver Saldo bei den Einnah- 
men und Ausgaben für technische Forschung und 
Entwicklung gegenüber (vgk Tabelle VT/24), 

Bei der Chemischen Industrie haben die Einnahmen 
im auslandsbezogenen Patent- und Lizenzverkehr 
1988 gegenüber 198? mit 8,2% deutlich zugenom- 
men. nachdem sie 1987 gegenüber 1986 um 5,8% 
zurückgegangen waren. Bei den Ausgaben zeigt sich 
ebenfalls ein deutlicher Anstieg (+ 10,6%) gegenüber 
1988; 1987 waren die Ausgaben noch um 2,6% ge- 
genüber 1986 zurückgegangen. Damit weist dieser 
Wiitschaftsbereich seit 1986 einen negativen Saldo 
auf. Negativ ist auch sein Saldo in der insgesamt posi- 
tiven Bilanz der Einnahmen und Ausgaben für techni- 
sche Forschung und Entwicklung (-249 Mio DM). 

Die Metallerzeugenden und Metallverarbeitenden In- 
dustrien verzeichneten 1988 gegenüber 1987 sowohl 
bei den Einnahmen als auch bei den Ausgaben Rück- 
gänge um —8.9% bzw. —10,7%; wie in den vergan- 
gen Jahren ist der Saldo in diesem Wirtschaftsbereich 
jedoch positiv (125 Mio DM), Die Metallerzeugenden 
und Metallverarbeitenden Industrien gehören damit 
zu den wenigen Wirtschaftsbereichen, die schon seit 
einigen Jahren beträchüiche Einnahmen Überschüsse 
aufw eisen. Dies trifft für diesen Wirtschaftsbereich 
auch auf die Bilanz der Einnahmen und Ausgaben für 
technische Forschung und Entwicklung zu, dort be- 
trug der Überschuß 1980 382 Mio DM, 

Die Bundesrepublik Deutschland wickelt ihren Pa- 
tent- und Lizenzverkehr fast ausschließlich mit Indu- 
slrieländem ab. Die regionale Gliederung (vgl. Ta- 
belle VI/23) zeigt, daß der Anteil dieser Länder 1988 
bei den Ausgaben 99,4 %, bei den Einnahmen 85,7 % 
an den entsprechenden Gesamtbeträgen ausmacht. 
Im Zeitverlauf unterlagen diese Prozentanteüe nur 
geringfügigen Schwankungen* 


Auf der Ausgabenseite ist eine Konzentration auf die 
Länder USA (58,1%), die Niederlande (14,2%), die 
Schweiz (1 1,9 %), Frankreich (3.9%) sowie Japan und 
GroßbritannieD (jeweils 3,3 %) feslzustellen. Während 
dabei der Anteil der Schweiz gegenüber 1 987 deutlich 
zurückging, entwickelte sich insbesondere der Anteil 
der USA positiv, dies gilt jedoch auch für die Anteile 
Großbritanniens, der Niederlande und Japans. 

Regional breiter gestreut sind die Emnahmen. Gut die 
Hälfte { 50 , 2 %) der Einnahmen kamen 1988 aus den 
Ländern USA (27,4%), Japan (10,2%), Spanien 
(6.8%) und Frankreich (5,9 %). Bei den einzelnen An- 
teilen gab es in den vergangenen beiden Jahren deut- 
liche Schwankungen. So ging der Anteil der USA 

1987 gegenüber 1986 von 31,27o auf 25,2% zurück; 

1988 stieg er erneut auf 27,4 % an. Durchgängig posi- 
tiv ist die Entwicklung des japanischen Anteils von 
9,4% im Jahre 1986 auf 9,9% bzw* 10,2% in den Jah- 
ren 1987 bzw. 1988, Schwankungen unterlag auch der 
Anteil der Entwicklungsländer an den Emnahmen. 
1986 betrag ihr Anteil noch 8,3%, während er 1987 
nur bei 7,5% lag. 1988 ging dieser Anteil erneut auf 
8.5% hinauf. 

Insgesamt gesehen zeigt sich, daß die USA das wich- 
tigste Partnerland der Bundesrepublik Deutschland 
im Patent- und Lizenzverkehr ist; das deutsche Defizit 
zugunsten dieses Landes hat sich in den letzten bei- 
den Jahren deutlich erhöht. Dies dürfte jedoch zu ei- 
nem großen Teil auf die bereits erwäJinte Dollar- 
schwäche in den letzten Jahren zurückzuführen 
sein. 

Gegenüber Japan war die Bilanz im Patent- und li- 
zenzverkehr stets positiv; die Überschüsse, die 1988 
53 Mio DM betrugen, zeigen jedoch eine über die 
Jahre hinweg abnehmende Tendenz. 

Gegenüber Großbritannien weist die Patent- und Li- 
zenzbüanz der Bundesrepublik Deutschland in den 
vergangen Jahren Schwankungen auf* Nachdem sie 
nach Defiziten in den Jahren bis 1986 im Jahre 1987 
ausgeglichen war. ergibt sich für 1988 wieder ein De- 
fizit in Höhe von -66 Mio DM* Positiv dagegen ist die 
Patent- und Lizenzbilanz der Bundesrepublik 
Deutschland nach wie vor gegenüber den Slaatshan- 
dels- und den Entwicklungsländern, 

Betrachtet man die Ergebnisse im Lntemationalen 
Vergleich, so ist zu beriicksichtigen, daß die nationa- 
len Daten über Einnahmen und Ausgaben kn Patent- 
und Lizenzverkehr aus statistisch -methodischen 
Gründen nicht immer unmittelbar vergleichbar sind. 
So werden hier im Gegensatz zu der rein nationalen 
Darstellung auch Urheberrechte einbezogen (vgL Ta- 
belle Vl/28)* Wie schon in den Vorjahren weisen nur 
die USA und Großbritannien dabei im Patent- und 
Lizenzverkehr Überschüsse auf. Während diese bei 
den USA in den beiden letzten Jahren deutlich stie- 
gen, ist dies bei Großbritarmien 1987 erstmals wieder 
der Fall. Unter den Industrieländern gehört die Bun- 
desrepublik Deutschland zu den wichtigsten Lizenz- 
nehmern, größere Ausgaben hatten in dieser Bilanz 
nur Japan und Italien* Bei den Lizenzgebern liegt sie 

— hinter den USA, Großbritannien, Italien und Japan 

— an fünfter Stelle* Betrachtet man den Zuwachs der 
Ausgabenüberschüsse 1987 gegenüber 1986, so liegt 
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die Bundesrepublik Deutschland vor Belgien/Luxem- 
burg, Österreich, Frankreich und den Niederlanden. 
Einen Rückgang ihres Defizits verzeichneten dage- 
gen Schweden, Italien und — wenn auch nur gering- 
fügig — Japan. 

Anhand der Patent- und Lizenzbitanz wird deutlich, 
wie begrenzt der Aussagewert der Technologischen 
Zahlungsbilanz als Indikator für den Technologie- 
transfer ist. Zu den methodisch -konzeptionellen Pro- 
blemen kommen außerdem die der internationalen 
Vergleichbarkeit der Daten. Aus diesem Grunde und 


weü die vorliegenden Daten der Technologischen 
Zahlungsbilanz insbesondere im internationalen Ver- 
gleich vielfach verwendet werden, hat die OECD in 
den vergangenen Jahren auf der Basis mehrerer 
Workshops mit Experten aus allen Mitglied Staaten ein 
Handbuch nüt Empfehlungen über Richtlinien zur 
Sammlung und Interpretation von Statistiken zur 
Technologischen Zahlungsbilanz erstellt. Dieses 
Handbuch orientiert sich am Frascati-Handbuch, das 
allgemeine RicbÜmien für statistische Übersichten in 
Forschung und experimenteller Entwicklung enthält; 
es wird in Kürze von der OECD publiziert werden. 
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Teil II 

Schwerpunkte der Forschungs- und Entwicklungsförderung des Bundes 


1. Einführung 

Die Weiterentwicklung der Forschungs- und Techno- 
logiepoliük der Bundesregierung ist darauf ausge- 
richtet, 

— die Kenntnis der wissenschaftlichen Grundlagen 
zu erweitern und zu vertiefen 

— unser Wissen über den Menschen und seine natür- 
liche Umgebung kontinuierlich zu erweitern und 
so neue Orientierungen zu bieten 

— die Voraussetzungen zur verstärkten Schonung 
von Ressoiucen und Umwelt zu schaffen 

— die Lebens- und Arbeitsbedingungen auch bei 
Einsatz neuer Technik zu verbessern sowie 

— die wirtschaftliche Leistungs- und Wettbewerbsfä- 
higkeit zu steigern. 

Die Darstellung in Teil 0 soll die Umsetzung dieser 
Ziele in Maßnahmen der Forschungs- und Entwick- 
lungsförderung des Bundes in den einzelnen For- 
schungsbereichen schwerpunktmäßig erläutern. Im 
Vordergrund stehen dabei wichtige Ereignisse, Ent- 
scheidungen und Weichenstellungen der Forschungs- 
fördenmg im Berichtszeitraum der Jahre 1988— 1990. 
Die inhaltliche Gliederung folgt der sog. FuE-Lei- 
stimgsplansystematik des Bundes: ') 

(A) Trägerorganisationen; Aus- und Neubau von 
Hochschulen 

(B) Großgeräte der Grundlagenforschung 

(C) Meeresforschung und Meerestedmik; Polarfor- 
schung 

(D) Weltraumforschung und Weltraumtechnik 

(E) Energieforschung und Energietechnologie 

(F) Umweltforschung; KÜmaforschung 

(G) Forschung tmd Entwicklung im Dienste der Ge- 
sundheit 

(H) Forschung und Entwicklung zur Verbesserung 
der Arbeitsbedingungen 

(I) Inform atio ns technik; Fertigungstechnik 

(K) Biotechnologie 

(L) Materialforschung; physikalische und chemische 
Technologien 

(M) Luftfahrtforschung und Hyper sch all technologie 


*1 Die ira folgeBden aufgeführten Förderbereiche mit Groß- 
buchatabenbezeichnung ergeben sich aus der Tabelle 6 in 
Teül. 


(N) Forschung und Technologie für bodengebunde- 
nen Transport und Verkehr; Verkehrssicherheit 

(O) Geowissenschaften und Rohstoffsicherung 

(P) Raumordnung und Städtebau; Bauforschung 

(Q) Forschung und Entwicklung ün Ernähningsbe- 
reich 

(R) Forschung und Entwicklung in der Land- und 
Forstwirtschaft sowie der Fischerei 

(S) BOdungs- und Berufsbildungsforschung 

(T) Innovation und verbesserte Rahmenbedingun- 
gen 

(U) Fachinformation 

(V) Geistes Wissenschaften; Wirtschafts- und Sozial- 
wissenschaften 

(W) Querschnittsaktivitäten, Techni kfolgenabschät- 
zung 

(X) Wehlforschung und -technik. 

Die Beschreibung zu den einzelnen Bereichen ver- 
sucht in der Regel kurz auf die Zielsetzung der Forde- 
rung, die erreichten Ergebnisse und deren Nutzung 
sowie ggf, auf die Einbindung in internationale Akti- 
vitäten emzugehen. 

In ihrer Zusammenschau lassen auch die Einzeldar- 
stellungen zu den einzelnen Förderbereichen die er- 
folgreiche Realisierung der Schwerpunktanliegen der 
Forschungspolitik der Bundesregierung deutlich wer- 
den, so 

— die Stärkung der Grundlagenforschung 

— Erhaltung und Verbesserung der internationalen 
Wettbewerbsfähigkeit sowie Hilfen bei der Bewäl- 
tigung des gesellschaftlichen Wandels 

— Verstärkung der Vorsorgeforschung; in zuneh- 
mendem Maße Übergang zu Problemlösungsvor- 
haben wie z, B, der modellhaften Sanierung klei- 
ner Fließgewässer 

— Technikfolgenabschätzung und — wie etwa in der 
Biotechnologie “ Begleitung der technischen 
Fortschritte durch die sehr früh aufgenommene 
Diskussion um die Bedingungen ihrer verantwort- 
lichen Nutzung bis hin zur Vorlage eines Gentech- 
nologiegesetzes 

— die verstärkte Förderung von Geistes- und Sozial- 
wissens chaften, die u, a. darauf angelegt ist, 
Orientienings wissen zum verantwortlichen Um- 
gang mit der Technik zu gewinnen. Wichtige ge- 
seUschaftliche Entwicklungen wie die wachsende 
Teilhabe der Frauen an allen geseOschaftlichen 
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Lebens bereichen sind dabei als Fragestellungen 
für langfristig vorausschauende Forschungen be- 
sonders zu berücksichtigen. 

— Weichenslellungen für eine Teilhabe Europas an 
der Erforschung und friedilcheu Nutzung des 
Weltraums. 

Die Aufgabenschwerpunkte der vergangenen Jahre 
sowie aktuelle Prioritätensetzungen bei der Veran- 
schlagung der Ausgaben für Forschung und Entwick- 
lung werden im übrigen durch die ProfUdarstellungen 
in Teil h Tabellen 1/7 und 1/8 verdeutlicht, in der die 
einzelnen Ford er bereiche bzw. Förderschwerp unkte 
den Aufgabenbereichen staatlicher Forschungsförde- 
rung zugeordnet sind. Schließlich wurden Elemente 
bei den Instrumenten der Forschungsförderung her- 
aüsgehoben,etwa die Betonung der industriellen Ver- 
bundforschung, um den wechseJseiügen Wissens- 
Iransfer zwischen Wirtschaft und öffentlich geförder- 
ten Forschungseiorichtungen zu verstärken. 

Die großen vom Bund niilfm anzierten Einrichtungen 
der MPG. FhG und Großforschung werden nur Ira 
inhaltlichen Kontext erwähnt; sie sind ausführlich im 
Teil V dargestellt. 

An aktuellen Akzenten sind seit der Veröffentlichung 
des Bundesforschungsberichtes 1988 als Überblick 
hervorzuheben: 

— Die neue innerdeutsche Sitaation wird insbeson- 
dere im Bereich der Grundlagenforschung durch 
Bemühungen der Deutschen Forschungsgemein- 
schaft und der Max-Plonck-Geseilschaft um di- 
rekte persönliche Kooperation der Wissenschaftler 
angegangen. Die Fraunhofer-GeseUschaft wird auf 
anwendtjngsorientierten Gebieten ebenfalls mit 
erheblichen zusätzlichen Mitteln auf eme rasche 
Verbesserung des Wissenstransfers besonders in 
kleine und mittlere Unternehmen hinwirken. 

— Neue Großgeräte der Grundlagenforschung wie 
die 1990 Ln Betrieb gehende Rin gbe schleunig er an - 
läge HERA bei DESY in Hamburg oder der Schwe- 
rioaensynchrotron speich erring SIS bei der GSl in 
Darmstadt werden der Grundlagenforschung in 
Deutschland auch in den 90er Jahren emeintema- 
tionale Spitzenstellung ermöglichen* 

— Die Poiarforschung, eines der jüngsten For- 
schimgsgebiete in der Bundesrepublik Deutsch- 
land, hat schnell internationale Beachtimg gefun- 
den. Besonders erfreulich ist die Beteiligung von 
Forscherinnen auch in diesem Arbellsgebiet; so 
nutzt im Winter 1989/90 erstmals ein nur aus For- 
scherinnen zusammengesetztes Team die Georg- 
von-Neumayer-Station. 

— Die Gesamtkonzeption zur Förderung der Energie- 
forschung y/urde imneuen 3. Programm ..Energie- 
forschung und Energietechnoiogien" zusaranien- 
gefaßl. Mit dem Programm soll erreicht werden, 
daß miUelfristig die Sicherung unserer Energiever- 
sorgung mit den Belangen des Umwelt- und Kli- 
maschutzes iß EmkJang gebracht werden kann. 

— Die Weitraumforschung in der Bundesrepublik 
Deutschland hat mit dem Aufbau der Deutschen 
Agentur für Raumfahrtangelegenheiten DARA 


und der damit verbundenen neuen politischen 
Entscheidungsstrukturen eine den internationalen 
Aufgaben angemessene Organisationsform erhal- 
ten* 

Die Förderung und Nutzung erneuerharer Ener- 
giequellen ist insbesondere als Aufgabe der 
Grundlagenforschung intensiviert worden, um 
auch internationale LangfrisÜösungen vorzuberei- 
ten. Die Photo voltaik mit ihrem hohen Entwick- 
lung s potential und das Systemwissen für den Ver- 
bundeinsatz neuer mit etablierten Energietechrü- 
ken sind besonders wichtig. 

Die KJhnaforschung hat höchste Priorität erhalten. 
Beiträge zu dieser Querschnittstechnologie par ex- 
ceilence leisten so verschiedene Förderbereiche 
wie die Meeresforschung, die Arktlsforschung, 
Forschungen zur Atmosphäre und ihrer Belastung 
durch Emissionen sowie die Ansätze zu einer um- 
fassenden koordinierten Betrachtungsweise in der 
Ökosystemforschung. Das KJimaforschungspro- 
gramm der Bundesregierung bündelt all diese Ak- 
tivitäten zielgerichtet, um den dringenden und nur 
übernational zu leistenden Anforderungen gerecht 
zu werden. 

Auch für die Gesundheitsforschung spielen die 
Fragen der Umwellbedingungen eine immer grö- 
ßere Rolle. Sie erfordern von der Luft- und Wasser- 
reinhaltung bis hin zur Tropenökologie zwingend 
die internationale Zusammenarbeit. Die Fort- 
schreibung des Gesundheits Programms betont 
darüber hinaus die Bewältigung der zunehmenden 
Allersrisiken und bemüht sich weiterhin bei der 
Prävention, bei großen KrankheitsbUdem wie 
Krebs oder AIDS durch Förderung klinischer For- 
schung und beim öffentlichen Gesundheitswesen 
durch verstärkte Konzepte zum Gedanken des 
„Public Health" auch die gesellschaftlichen Bedin- 
gungen für Gesundheit deutlich werden zu las- 
sen. 

Im Förderbereich Forschrmg und Entwicklung zur 
Verbesserung der Arbeitsbedingungen setzt das 
neue Progranim Arbeit und Technik Akzente wie 
Bewältigung der Technisierung der Büroarbeit, 
des gesundheitlich vertretbaren Umgangs mit 
neuen Werkstoffen am Arbeitsplatz, ferner auch 
internationaler Plerausforderungen, wie sie etwa 
durch eine entstehende europäische Sozialpolitik 
gegeben sind. 

Mit dem „Zukunftskonzept Informationstechnik*" 
hat die Bundesregienmg ün Juni 1989 einen um- 
fassenden programmatischen Rahmen vorgelegt, 
der ressortüb ergreifend alle För de rmaß nahmen in 
diesem Bereich zusammeofaßt und der Bundesre- 
publik in der Wissenschaft und auf den Zukunfts- 
märkten innerhalb Europas wieder zu Spitzen- 
positionen verhelfen soU. Nach Mikroelektronik 
(JESSI) und Informationsverarbeitung (z. B. Soft- 
ware technologien) wurde Anfang Februar d. J. mit 
der Mikrosyslemtechmk der dritte Förderschwer- 
punkt im Rahmen des Zukunflskoazepls vorge- 
stellt; er soll vor allem kleine und mittlere Unter- 
nehmen bei der Nutzung der wirtschaftlichen 
Chancen auf mikrotechnischen Gebieten unter- 
stützen. 


88 



Deutscher Bundestag — 11, Wahlperiode 


Drucksache 11/6886 


— Zur Stärktmg der fertigungstechnischen Industrie, 
als „Lieferant von Produktivität" für die gesamte 
Industrie von Bedeutung^ wurde im April 1988 das 
Programm Fertigungstechnik 1988 — 1992 be- 
kaontgegeben, Institute an 16 Standorten haben 
inzvrischea die Funktion von CrM-Technologie- 
transferstellen übernommen. 

— Ober die Fortschritte in einem weiteren typischen 
QuerscbniHsbereich, der Biotechnologie, hat der 
Bundesforschungsminisler im März 1989 mit dem 
„Progranmueport Biotechnologie" berichtet, der 
belegt, daß die deutsche Forschung seit Beginn der 
80er Jahre wieder eine Spitzenstellung auf den 
herausragenden Gebieten der modernen Biologie 
zurückgewonnen hat. Die Bundesregierung hat m 
der von ihr aktiv aufgenormnenen Diskussion über 
mögliche Risiken und Gefahren der Bio- und Gen- 
technologie nunmehr einen Gesetzentwurf für ein 
Genlechnikgesetz eingebracht. Un RaJuoeD des 
von der Bundesregierung vorgelegten Entwurfs ei- 
nes Embryonenschutzgesetzes soll jeglicher Ein- 
grtif in menschliche Keimbahnzellen verboten 
werden. 

— Die Ergebnisse des Schwerpunktes „Verbund- 
w e rks to ff e " aus dem M ü f erioiforsc h un gspro - 
gramm des BMFT sind Grundlage für die Mitte 
1989 gegründeten 7 Demonstrationszentren für 
Faserverbundstoffe. Sie sollen die noch beste- 
hende Lücke in der Transferketie zwischen 
Grundlagenforschung und Anwendung vor allem 
in mittels tändiscben Unternehmen schließen, 

— Mit dem Förderkoozepl Hochlemperatursupraiei- 
tung innerhalb des Förderschwerpunktes Physika- 
lische und Chenüscbe Technologien folgte die 
Bundesregierung 1989 dem wissenschaftlich -tech- 
nischen Durchbruch auf diesem Gebiet; bereits 
seit Anfang 1988 arbeitet die übenviegende Mehr- 
zahl der an der Erforschung der Supraieitimg be- 
teiligten bundesdeutschen Arbeitsgruppen mit 
BMFT-Fördermitteln. 

— Schwerpunkt des von der Bundesregierung Ende 
1989 innerhalb des Ford erbe re ich es Lultlohrllor- 
schung und HyperschaUtechnologie verabschie- 
deten Hyperschall pro gramm 5 ist das Leitkonzepl 
SÄNGER, das der bundesdeutschen Forschung zu 
einer Führungs Position bei der Entvricklung künf- 
tiger Raumtransportsysteme in europäischer Ko- 
operation verhelfen soll. 

— Die Bundesregierung hat im Dezember 1989 be- 
schlossen, daß eine Pijotstrecke für die Magnet- 
schnellbahn TRANSRAPID zwischen Köln/Bonn 
Flughafen und Essen gebaut werden soll. Dieses 
Hochgeschwindigkeitssystem bietet im Geschwin- 
digkeitsbereich zwischen Bahn und Flugzeug eine 
leistungsfähige Alternative mit vergleichsweise 
geringen Ausvrirkungen auf die Umwelt. 

— Die Verbesserung der fnnovotionsfölvgkeit und 
der Rah men beding lingen insbesondere der klei- 
nen und mittleren Unternehmen ist weiterhin ein 
Schwerpunkt der FuT-Politik der Bundesregie- 
rung. Neben den Ausführungen in diesem Teil fin- 
det sich in Teil 1 Kapitel 9 eine geschlossene Dar- 
stellung der FuE- Förderung der Bundesregierung 


in kleinen und mittleren Unternehmen. Hinzuwei- 
sen ist auf den zweiten Modellversuch zur Förde- 
rung technologieorientierter Unteraehmensgrün- 
dungen, den die Bundesregierung im Juli 1989 
gestartet hat. 

— Mit dem raschen Wandel der gesellscbaftlicben 
Entwicklung sind Fragestellungen und Erkennt- 
nisse der Geistes'^/jssenschaften zunehmend in 
den Mittelpunkt forsch uagspoli tischen Interesses 
geruckL Die Bundesländer tragen den Hauptteü 
der Förderung der Geistes wissen schäften, da diese 
in erster Linie an den Hochschulen betrieben wer- 
den. Mit dem von ihr initiierten n Statusbericht Gei- 
steswissenschaften" wüldie Bundesregierung grö- 
ßere Transparenz und zusätzliche Förderansätze 
schaffen, 

— Die Bundesregierung hat die Arbeiten der En- 
quöte-Komroission TechnU^iolgenabschätzung (TA) 
mit großer Aufmerksamkeit verfolgt. Sie mißt der 
TA unverändert hohe Bedeutung bei. Der BMFT 
hat sein Förderkonzept zur Technikfolgenabschät- 
zung seit 1988 neu ausgerichtel und die Gnmd- 
züge des Konzeptes in der Antwort der Bundesre- 
gierung zur Großen Anfrage Technikfolgenab- 
schätzung formuliert. 

— Neben Familien- imd Jugendforschung mißt die 
Bundesregierung insbesondere der Frauenfor- 
schung Bedeutung zu. Ln diesem Bereich wurden 
die BMJFFG-Zuständigkeiten gestärkt sowie die 
Mittel für frauen bezöge ne Forschung erhöht. Die 
Bewältigung des demographischen Wandels in 
den kommenden Jahrzehnten verlangt auch eine 
deutliche Intensivierung der AUernslorschung, 

— Die Bundesregierung mißt dem WLssenstransfer 
auf dem Wege des Austausches von Wissenschaft- 
iem nach wie vor hohe Bedeutung zu. Das Sonder- 
programm zur Förderung ausgewählter Forscher 
und Forschergruppen (Förderpreis für deutsche 
Wissenschaftler im Gottfried-Wilhelm-Leibniz- 
Programm) hat sich — auch international beachtet 
— fest in der deutschen Forschungslandschaft eta- 
bliert. 

Die Daislellung der einzelnen Förderbereiche enthält 
auch jeweils Zahlen zu den eingesetzten Haushalts- 
mitteln des Bundes. Diese Angaben umfassen die Pro- 
jektfördenmg und die institutionelle Förderung. Sie 
bemhen auf einer Zuordnung aller Haushaltsmittel 
des Bundes für Forschung und Entwicklung zu den 
Förderbereichen und -Schwerpunkten, Die Zahlen 
sind der ressortüb er greifen den DASTAT^) -Daten- 
bank des BMFT entnommen. Bei den Angaben für 

1989 handelt es sich dabei um die Ansätze des Bun- 
deshaushaltsplans 1989, bei den Angaben des Jahres 

1990 um die Ansätze des Regierungsentwurfs. Diese 
ZabJenangaben werden jewelLs durch kleine Schau- 
bilder illustriert; dabei ist zu beachten, daß die sehr 
unterschiedlichen Ausgabenvolumina der einzelnen 
Förder bereiche und -Schwerpunkte jeweils ange- 
paßte Skalierungen verlangten. 


Datenbank für die Wissenschafts- und Forschungsslatistik; 
Ausgaben des Bundes 
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2. Darstellung der einzelnen Förderbereiche 
und Förderschwerpunkte 

2.1 Trägerorganisationen; Aus- und Neubau von 
Hochschulen (Förderbereich A) 

Dieser Schwerpunkt umfaßt die Förderung von 3 gro- 
ßen Forschungs{förder-}orgamsaüonen sowie die Zu- 
schüsse des Bundes zum Aus- und Neubau der Hocb- 
schulen> Der Bund fördert im Wege der Grundfinan- 
zierung (Anteil zwischen 50 % und 90 %) gemeinsam 
mit den Ländern Einrichtungen der wissenscbaiÜi- 
chen Selbstverwaltung, die — mit unterschiedlicher 
Aufgabenstellung — zentraJe Bedeutung für Wissen- 
schaft und Forschung in der Bundesrepublik Deutsch- 
land haben. Ziel der Förderung ist es, die Vorausset- 
zungen für leistungsstarke Forschung zu gewährlei- 
sten; dazu gehört es, im internationalen Vergleich at- 
traktive Rahmenbedingungen für herausragende For- 
scher zu schaffen und gleichzeitig die für eine Kultur- 
und Industiienation notwendige Breite der wissen- 
schaftlichen Forschung zu sichern. 

Der Gesamthaushalt der Einrichtungen ergibt sich, 
wenn man die institutionelle Förderung durch die 
Länder sowie sonstige Einnahmen hinzurechnet. Dies 
können insbesondere sein: Zuschüsse aus öffentli- 
chen Förderprogrammen zu einzelnen Forschungs- 
Projekten oder Einnahmen aus Auftragsforschung. 


Gnindfliiaiiziermig der Max- Planck- Gesellschaft 

Die Max-Planck-Gesellschaft zur Förderung der Wis- 
senschaften e. V. vgl. auch Teü V, Ab- 

schnitt 3.1) ist Trägerorganisation von z. Z. rd. 60 Ein- 
richtiingen der Grundlagenforschung. Sie besteht seit 
1948 und ist RechtsnacMolgertn der 1911 gegründe- 
ten Kaiser-Wilhelm-GeseUschaft. Dir Ziel ist die freie, 
hochqualifizierte Grundlagenforschung auf ausge- 
wählten Gebieten in Ergänzung zur Hochschulfor- 
schung. Neue Schwerpunkte wurden in den letzten 
Jahren gesetzt mit der Förderung der klinisch orien- 
tierten Grundlagenforschung durch die Einrichtung 
befristeter Künischer Forschungs- und Arbeitsgrup- 
pen, mit der Gründung von Max-Planck-Insöluten auf 
dem Gebiet der Polymerforschung und der Gesell- 
schaftsforscbung, mit der BeteUigung an Genzentren 
in Köln und München und der Verstärkung wichtiger 
Fachgebiete, wie z. B. der Quantenoptik, der Immun - 
biologie, der molekular biologischen Strukturfor- 
schung und der Festkörperphysik. Die Aufnahme 
neuer Forschungsgebiete erfolgte Ln den letzten Jah- 
ren zunehmend aus Anlaß von Ersatzberufungeo, 
durch die sich die Forschungsrichtungen mehrerer 
Institute erheblich verlagert haben. In den Jahren 
1988 und 1989 haben Bund (Haushalt BMFT) und 
Lander die Grundfinanzierung der MPG jeweils über- 
proportional (1988: 4,6 %; 1989: + 3,7 %] angeho- 

ben, um den Handlungsspielraum für die Neugrun- 
dung von Instituten zu erweitern. So konnte die Max- 
Planck-Gesellschaft 1988 die Gründung eines Max- 
Planck -Instituts für Informatik in Saarbrücken und ei- 
ner Projektgmppe für kognitive Anthropologie in Ber- 
lin beschließen. 


Der Haushalt 1989 der MPG (ohne das aJs Großfor- 
schungseinrichtung geförderte Max-Planck-lnstitut 
für Plasmaphysik) beläuft sich auf 1 079 Mio DM ein- 
schließbch rd. 103 Nlio DM an Projekt mittein. An in- 
stitutioneller Förderung bringen Bund und Länder 
942 ?viio DM auf. 


FuE-Ausgaben des Bundes für 
Grundfinanzierung MPG 


Mio DM IST SO LL 



Grundfinanzlening der Deutschen 
F 0 rsch imgsge m e inscli aft 

Die Deutsche Forschungsgemeinschaft (DFG) (vgl. 
auch Teil V. Abschnitt 2.1), beim Bund federführend 
vom Bundesnüxdster für Bildung und Wissenschaft 
(BMBW) betreut, fördert als Selbst Verwaltungsorgani- 
sation der Wissenschaft vor allem die Hochschulfor- 
schung Ln allen DiszipÜLDen der Geist es wissen schäf- 
ten, Mathematik, Biowissenschaften und der Natur- 
und Ing e nie urwissen schäften. Dabei ist ihr die Förde- 
rung des vrissenschaftlichen Nachwuchses ein beson- 
deres Anliegen. 

Ihre tinanzietle Förderung gilt nicht nur einzelnen 
Forschungsvorhaben oder größeren Forschungspro- 
grammen, sondern auch der Förderung des wissen- 
schaftlichen Bibliothekswesens, der Ausstattung von 
Rechenzentren an den Hochschulen und der Unter- 
haltung bestimmter Hüfs ein rieh tun gen der Forschung 
wie z. B. des Forschungsschiffes „Meteor" und eines 
Zentral Instituts für Versuchstiere in Hannover. Aller- 
dings ist die DFG nicht Dauerträger solcher Einrich- 
tungen. 

Im Jahre 1988 standen ihr rd. 1 050 Mio DM zur Ver- 
fügung. Davon betrug der institutionell geförderte 
Bundesanteil 1988 592 Mio DM, 


FuE-Ausgaben des Bundes für 
GnindfinanzienBig DFG 


MkoDM IST SOLL 
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Grundfinanziening der Fraimhofer-GeseUschaft 

Die Fraunhofer-Gesellschaft zur Förderung der ange- 
wandten Forschung e. V, (FhG) — beim Bund feder- 
führend vom BMFT betreut — ist Trägerorganisation 
von 33 Einrichtungen für angewandte Forschung und 
zwei Dienstleistungseinrichtungen (vgl im einzelnen 
Teil V, Abschnitt 3,2). Sie bietet Unternehmen der 
Wirtschaft und staatlichen Stellen ihre Leistung in drei 
Bereichen an: 

— Vertragsforschung 

— Verteidigungsforschung 

— Dienstleistungen. 

In den Leistungsbereichen Vertragsforschung/Dienst- 
leistungen arbeitet die FhG nach einem Modell der 
leistungsabhängigen Grundfinanzierung, 


Entwicklung der Fraunhofer-Gesellschaft 

Für 1990 hat der Senat die Errichtung von drei weite- 
ren Fraunhofer-Instituten beschlossen: 

— Fraunhofer-Institut für Integrierte Schaltungen in 
Erlangen, 

— Fraunhofer-Institut für Schicht- und Oberüächen- 
te chnik in Braunschweig und 

— Fraunhofer-Institut für Siliziumtechnologie (ISIT) 
in Itzehoe, 

Der Wirtschaftsplan 1990 der FhG sieht eine Gesamt- 
ausgabe von rd. 620 Mio DM vor. 


FuE-Ausgaben des Bund^ für 
Grundfinanzierung FhG* 


Miom IST — SOLL 



* ohne Raum und Bau und flMVfl für VertokUgurtgsfor- 

scbung 


Aus- und Neubau von Hochschuleu nach dein 
Hochschulbauförderungsgesetz (HBFG) 
etnschließllch Hochschulsonderprogramm 

Der Ausbau und Neubau von Hochschulen ein- 
schließlich der Hochschulklioiken ist eine Gemein- 
schaftsaufgabe von Bund und Ländern. An Hoch- 
schulinvestitionen, die in einen gemeinsamen Rah- 
menplan für den Hochschulbau auf genommen wur- 
den, beteiligt sich der Bund (federführend der BMBW) 
zu 50 %, Die folgende TabeOe gibt die Entwicklung 
der Bundesausgaben bis 1990 wieder: 


Bundesousgaben für Aus- und Neubau 
von /Joch sch üien einschi, Beschaffung von 
Großgeräten und Ersteinrichtungen (nur HBFG) 

^ in Mio DM — 


Jahr 

Gesamtbetrag 

darunter FuE 

1986 

1 050 

345,0 

1987 

1 030 

309,0 

1988 

1 003 

300,9 

1989*) 

1 000 

300,0 

1990') 

1 100 

330,0 


Haushaltsansatz 


In die gemeinsame Förderung einbezogen sind der 
Ersatz und die Ergänzung von wissenschaftlichen 
Großgeräten für Lehre und Forschung sowie die Kran- 
kenversorgung in den Hoch sch ulkliniken. Im Rahmen 
der Großgeräteförderung werden z, B. Beschleuniger, 
Vektorrechner, Kemspintomographen und EDV-Ein- 
rich langen finanziert. Darüber hinaus wird ein wach- 
sender Anteil der Hochschulbaumittel für bauliche 
Maßnahmen für die Forschung, für den Neu- oder 
Ausbau von Forsch ungsemrichtungen und deren 
Erstausstattung mit wissenschaftlichem Gerät sowie 
für die Einrichtung neuer und wachsender For- 
schungsgebiete — wie z, B. Biotechnologie oder Mi- 
kroelektronik — eingesetzt. Der Bundesanteil an den 
Beträgen für Ersteinrichtung, Ersatz und Ergänzung 
von Großgeräten betrug 1988 rd. 241 Mio DM. 

Vom Gesamtansatz der Mittel des Bundes für den 
Ausbau und Neubau von Hochschulen werden — ent- 
sprechend dem durchschnittlichen FuE-Anteil der 
Hochschulen — 30 % dem Fördeningsbereich A zu- 
gerechnet. Für 1988 standen im Bundeshaushalt für 
den Ausbau und Neubau von Hochschulen nach dem 
HBFG Mittel in Höhe von 1 Mrd DM zur Verfü- 
gung, 


HochschulBonderprogramm 

Die Regierungschefs von Bund und Ländern Unter- 
zeichneten am 10, März 1989 eine Vereinbarung über 
ein vom BMBW vor geschlagenes Hochs chulsonder- 
programm. Das Programm zur Sicherung der Lei- 
stungsfähigkeit und zum Offenhalten der Hochschu- 
len in besonders belasteten Fachrichtungen sieht vor, 
daß Bund und Länder in den nächsten sieben Jahren 
den Hochschnlen je 150 Mio DM jährlich für zusätzli- 
che Maßnahmen zur Erweiterung der Kapazität in den 
betroffenen Studiengängen und zur Beseitigung von 
Engpässen zur Verfügung stellen. Neben der Finan- 
zierung von zusätzlichem Personal sind auch Maß- 
nahmen zur Verbesserung der Raum- und Sachmittel- 
ausstattung sowie Bibliotheks mittel vorgesehen. Ein 
kleinerer Teil der Bundesmittel ist für die Gewinnung 
ausländischer Gastdozenten in den besonders bela- 
steten Studiengängen und für den erweiterten Einsate 
von Femstudieneinh eiten bestimmt. 

Das Programm ist 1989 voll angelaufen. Nach den 
Beschlüssen der Kommission für Bildungsplanung 
und Forschungsförderung für die Umsetzung des Pro- 
gramms in den Jahren 1989 und 1990 ist eine Erwei- 
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terung der Kapazitäten in den besonders belasteten 
Sludiengängen um 12 250 Studienanfängerplätze 
vorgesehen. 

Ausgaben des Bundes für Aus- und Neubau 
von Hochschulen* 


MioDM IST - =iSOLLI— — 



' Einschliefliich But>desvvehrunivejsitäien, Farfihochschute des 
Bundes für öfTenlHctie Vejv^altung und ab 1989 dem Programm zur 
SIchetong der Leistungsfähigkeit und zum OFfenhallen der Hoch- 
schulert in besonders belasteten Fachrichtung^, 


Ausgaben des Bundes für Trägerorganisationen; 
Aus^ und NeiAau von Hochschulen 



1986 1987 1988 1989 1990 


2.2 Großgeräte der Grundlagenforschung 
(FÖrderberelcK B) 

NahirwissenscbafÜiche Grundlagenforschung besitzt 
in Deutschland eine lange und erfolgreiche Tradition. 
Als wichtiger Teil unserer Kultur und Grundlage 
neuer Technologien hat sie vor allem an den Hoch- 
schulen, in der Max-Planck-Gesellschaft und in den 
Groflforschungseinrichtungen eine breite Basis. In ei- 
nigen Bereichen der Forschung sind die Forschungs- 
anlagen so aufwendig geworden, daß Bau und Betrieb 
der Großgeräte nur noch in nationalen oder intema- 
tionalen Großforschungseinrichtungen organisato- 
risch und finanziell bewältigt werden können. Dies 
betrifft vor allem die ElementarteUchenphysik, die 


Astronomie und Astrophysik, die Fusionsforschung 
und Plasmaphysik, die Geologie, die Meeres- und Po- 
larforschung und Bereiche der Festköq)erforschung. 
Aber auch viele theoretische Fragestellungen sind 
z. 8, auf Supercompuler angewiesen. 

Die Bundesregierung stellt im Rahmen einer kontinu- 
ierlichen Förderung der Grundlagenforschung Inve- 
sbtioiisinittel für den Bau großer Geräte der experi- 
mentellen Naturwissenschaft zur Verfügung, Diese 
Geräte stellen eine hervorragende Infrastruktur für 
die Forschung in der Bundesrepublik Deutschland 
dar. Auch die Hochschulen können diese Anlagen in 
ihre Forschungsarbeiten einbeziehen und intematio- 
nal anerkannte Spitz eoforschung betreiben. Durch 
Projekfraittel des BMFT werden Hoch sch ulinstitute Ln 
die Lage versetzt, etwa tausend zusätzliche wissen- 
schaftliche Mitarbeiter auf Zeit einzustellen. Diese 
Unterstützung ist auch von großer Bedeutung für die 
Ausbildung des wisse ns dhafüichen Nachwuchses. 

In den Bereichen Eiementarteüchen- und Kernphysik, 
Kern- und Scbwerionenforschiing, nukleare Feslkör- 
perforschung, Forschung mit Neutronen- und Syn- 
chro tro ns trahlung und Astrophysik fördert der BMFT 
institütionell das Deutsche Elektronen -Synchrotron 
(DESY), Hamburg, die Gesellschaft für Schwerionen- 
forschung (GSI), Darmstadt, das Hahn -Meitner- Insti- 
tut (HMI), Berlin (vgl. auch Teil V, Kapitel 4), das Kie- 
penheuer-Institut für Sonnenphysik in Freibuig und 
dos Institut für Spektrochemie und angewandte Spek- 
troskopie (TSAS) in Dortmund. Das Forschungszen- 
trum Jülich (KFA) und das Kemforschungs Zentrum 
Karlsruhe (KfK) arbeiten teilweise auch auf diesen 
Gebieten, Der BMFT finanziert zum Teil die interna- 
tionalen Institutionen: Europäische Organisation für 
Kernforschung (CERN), Genf, die Europäische Orga- 
nisation für astronomische Forschung in der südlichen 
Hemisphäre (ESO), München, das Institut Max von 
Laue-Paul Langevin (ILL), Grenoble, und die neu ent- 
stehende Europäische Synchrotronstrahlungsquelle 
(ESRF), Grenoble (vgl. auch Teil IV, Kapitel 3). 

Die Förderung der Grundlagenforschung durch die 
Bundesregierung umfaßt auch die institutionelle 
anteilige Förderung der Max-Planck -Geseßschaft 
(MPG) und der Deutschen Forsch ungs gern ein sciiaft 
(DFG) (vgl. oben Abschnitt 2.1 und Teil V, Abschnitte 
2.1 und 3.1). 


Beispiele aus der Forschung an Großgeräten: 

Die Grundlagen Eorschung auf den Gebieten der 
Hochenergiephysik, Miftelenergiephysik und Kern- 
physik verfolgt ein großes gemeinsames Ziel — die 
detaillierte Aufklärung der subatomaren Welt bezüg- 
lich ihrer Bausteine, der fundamentalen Kräfte, die 
diese Bausteine Zusammenhalten, und der vielfältigen 
Erscheinungen, die sich aus dem Zusammenwirken 
der Bausteine in einem größeren Ganzen ergeben. 
Große Fortschritte Lm Verständnis der elementaren 
Struktur der Materie sind in den letzten Jahren erzielt 
worden. Eine neue Generation von Beschleunigern 
wird einen weiteren Vorstoß in die kleinsten Dimen- 
sionen des Mikrokosmos erlauben imd weltweit ein- 
zigartige Experimentiermöglichkeiten bieten: 
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— Der Elektron-Positron-Speicherring LEP bei CERN 
in Genf (Aufnahme des Experimentierbetriebes im 
August 1989). 

— Die Hadron-Elektron-Rmg-Anlage HERA bei 
DESY in Hamburg (Aufnahme des Experimentier- 
betriebes im Winter 1990/1991). 

— Das Schwerionensynchrotron SIS mit Experimen- 
tierspeicherring ESR bei der GSI in Darmstadt (Ex- 
perLmentierbeginn Anfang 1990). 

— Das Cooler-Synchrotron COSY im Forschungszen- 
trum Jülich (seit 1988 im Bau). 

Diese neuen Geräte und das Entstehen neuer 
Forschungsrichtungen (z. B. Mittelenergiephysik, 
Schwerionenforschung bei relativistischen Energien) 
führen zu einem Wandel der Ziele und der Mittel der 
Forschung, Der Ad hoc- Ausschuß des BMFT „Künf- 
tige Entwicklimg der Grundlagenforschung in der 
Mittelenergie- und Kernphysik“ hat im Mai 1988 in 
einer Bestandsaufnahme und in einem Ausblick die 
Grundlagen für die Entwicklung in diesen Gebieten in 
den nächsten Jahren aufgezeigt. Die Konzentration — 
auch der Hochschulforschung — auf die Nutzung von 
Großgeräten wird sich weiter fortsetzen. 

Die Erforschung der kondensierten Materie, der fe- 
sten Körper, der Flüssigkeiten imd der dichten Gase 
berührt die grundlegende Frage der physikalischen 
Behandlung von Vielteüchenproblemen. Eine Vertie- 
fung des Verständiüsses der Eigenschaften von Fest- 
körpern ist die Grundlage für die Material- und Werk- 
stofforschung. Mikroskopische Untersuchungsmetho- 
den erlauben es, die Eigenschaften der Stoffe auf das 
atomare Geschehen zurückzuführen. Aus der Beu- 
gung von Röntgen- und Neutronenstrahlen folgen 
z. B. Anordnung und Bewegungsmöglichkeiten der 
Atome, mit den Methoden der Kenne sonanz und des 
Mößbauer- Effekts können innere elektrische imd ma- 
gnetische Felder bestimmt werden, aus der Elektro- 
nenspektroskopie folgt die Elektronenstruktur der 
Festkörper. Charakteristisch für die Erforschung der 
kondensierten Materie ist, daß eine Vielzahl von kom- 
plementären experimentellen Methoden eingesetzt 
werden muß, um ein möglichst vollständiges Bild zu 
erreichen. 

Für eine wachsende Zahl von Forschergruppen wird 
daher der Zugang zu geeigneten Großgeräten immer 
wichtiger. Methoden und Fragestellungen führen 
Kernphysik, Festkörperphysik und -chemie in der 
Material Wissenschaft zusammen. Dazu kommen in 
zunehmendem Maße Polymerforschung und Moleku- 
larbiologie. 

Der vielfach interdisziplmären Forschung stehen fol- 
gende Großgeräte zur Verfügung: 

“ Als Neutronenquellen der Höchstflußreaktor HFR 
des ILL in Grenoble, die Forschimgsreaktoren 
FRJ-2 in Jülich und FRM in München sowie der 
kürzlich modernisierte FRG 1 der GKSS (Geest- 
hacht). Die Modernisierung des BER n beim Halm- 
Meitner-Institut in Berlin steht kurz vor ihrem Ab- 
schluß, so daß der Reaktor 1990 wieder in Betrieb 
gehen kann. Mit einigen der vor allem in Deutsch- 
land entwickelten Methoden, wie Neutronenleiter, 


Kleinwinkelstreuimg, Rückstreuung und Erzeu- 
gung ultrakalter Neutronen hat die Forschung in 
Europa inzwischen eine führende Position er- 
reicht. 

— Als Quellen für Synchrotronstrahlung vor allem die 
Speicherringe BESSY in Berlin und DORIS in 
Hamburg. 

— Mit der Europäischen Synchrotronstrahlungs- 
quelle (ESRF) in Grenoble befindet sich eine 
Quelle besonders hoher Leuchtdichte im harten 
Röntgenbereich im Bau. 

In der Astronomie arbeiten Institute der Hochschulen 
und der MPG aus der Bundesrepublik Deutschland 
mit sieben anderen europäischen Staaten im Rahmen 
der Europäischen OrganisatioD für astronomische For- 
schung in der südlichen Hemisphäre (ESO) zusam- 
men (vgl. auch Teü IV, Abschnitt 3.2). Die ESO hat 
ihren Hauptsitz in Garching bei München. Sie betreibt 
13 Teleskope, zu denen 1988 ein 3,5 m-Tele$kop 
neuer Technologie (NTT) hinzugekommen ist. Bis 
1998 soll das Riesenteleskop (Very Large Telescope, 
VLT) fertiggeslellt werden. Es wird aus vier Spiegeln 
mit einem Durchmesser von je 8 Metern bestehen, die 
derart zusammengeschaltet werden können, daß 
LichtsairnneUeistung und Auflösungsvermögen eines 
16-Meter- Spiegels erzielt werden. Das Teleskop stellt 
neue Anforderungen an den Teleskopbau und wird 
der europäischen Astronomie weltweit eine Spitzen- 
stellung bringen. 

Die ESO unterhält die europäische Koordinierungs- 
stelle für die Sammlung und Auswertung der Daten, 
die das Weltraumteleskop tiefem wird, das ESA und 
NASA gemeiasam betreiben werden (vgl. auch 
Teü rV, Kapitel 2 und 3). 

Mit Hilfe von ESO hat die europäische Astronomie 
den technologischen Vorsprung der USA weitgehend 
aufliolen können. Darüber hinaus betreiben das Kie- 
penheuer-Institut für Sonnenphysik sowie die MPI's 
für Astronomie und Radioastronomie Observatorien in 
Spanien und Frankreich sowie auf den Kanarischen 
Inseln in enger Zusammenarbeit mit europäischen 
Partnern. 

Die boden gebundene Astronomie wird ergänzt durch 
Sateltitenteieskope im Rahmen des nationalen (RO- 
SAT, GRO, ORFEUS) und ESA-Weltraumprogramms 
(ISO, HIPPARCOS, XMN). 

In der Bundesrepublik Deutschland ist die Gnmdla- 
genforschtmg eng mit der Forschung in anderen 
Ländern verzahnt. Die Großgeräte stehen Forschem 
aus allen Ländern zur Verfügung. Die Auswahl der 
Projekte erfolgt nach rein wissenschaftlichen Krite- 
rien, Besonders in der Hochenergiephysik ist eine 
enge Zusammenarbeit über die Grenzen der Länder 
und Systeme hinweg entstanden. Die europäischen 
Regierungen greifen entsprechend ihrer jeweiligen 
Interessenlage neue Großprojekte der Gnindlagen- 
forschimg gemeinsam auf. Nur die Konzentration der 
personellen und finanziellen Ressourcen schafft in be- 
sonders aufwendigen Forschungsbereichen Arbeits- 
bedingungen für die europäischen Wissen schafUer, 
die im Weltmaßstab führend sind. 

Der BMFT fördert die großen Geräte und Projekte der 
Grundlagenforschung in seinen verschiedenen Fach- 
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programmeQ. Für ausge wählte Bereiche der uaturwis- 
senschafthchen Gnindlageoforschung. u. a. für die 
Erforschung der elementaren Struktur der Materie 
(Elementarteilchenphysikf Physik der Hadronen und 
Kerne) und der Eigenschaften der kondensierten Ma- 
terie. werden die Ausgaben in der folgenden Graphik 
getrennt ausgewiesen. 
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2.3 Meeresforschung und Meerestechnik; 

Polarforschung 

(Förderbereich C) 

Meeres forschung 

Meeresforscbung ist eine muJtidiszipLinare Wissen- 
schaft, Die Nutzung des Meeres als Nahrungs- und 
Rohstoffquelle, als Verkehrsträger und als Erholungs- 
gebiet wie auch die Bewältigung der Probleme des 
Küstenschutzes und der besorgniserregenden Verun- 
reinigung küstennaher Meeresgebiete durch Schad- 
stoffe erfordern genaue KeimtDisse über die chemi- 
schen. physikalischen, geologischen und biologischen 
Prozesse ün Meer, die in ihrer Komplexität nur durch 
intensive und langfristig angelegte Forschungsarbei- 
ten zu erfassen sind. Erst wenn ein Konsens über die 
Hauptbeiastungsfakloreo bei den StoffeinLrägen in 
das Meer besteht, läßt sich, wie die Erfahrungen mit 
den Internationalen Nordseeschutz-Konferenzen zei- 
gen. eine Verständigung über die Notwendigkeit und 
Dringhchkeit eines gemeinsamen Vorgehens der An- 
rainerstaaten bei der Überwachung und Reinhaltung 
des Meeres herbeiführen. 

Neben Fragen der weltweiten Schadstoffbelastiing 
der Meere ist die Möglichkeit, größere KLunaverände- 
rungen abzuschätzen, von breitem Interesse. Beson- 
dere Bedeutung gewinnt auch die längerfristige Vor- 
ausschau von Wasserstandsänderungen und deren 
Einfluß auf den Küsten her eich. Die bisherigen, mittels 
numerischer Simulationsmodeile vorhandenen Er- 
kenntnisse reichen in rhrer Aussagekraft und -Zuver- 
lässigkeit für zukunftsbezogene Prognosen nicht 
aus. 

Die Suche nach neuen Erdöl- und Erdgaslagerstätten 
findet in zunehmendem Maße im Meer statt. Auch die 
Gewinnung von Erzen aus der Tiefsee (Meeresberg- 
bau) kann in einigen Jahren möglichenveise einen 
wichtigen Beitrag zu unserer Rohstoffversorgung lei- 
sten. Auf und unter dem Meeresboden sind bedeu“ 
tende mineralische Rohstoffvorkommen nachgewie- 
sen worden, u. a. Erzkrusten. ManganknoUen, Sulfid- 
schlämme und Phosphorite. Auch wenn in nächster 


Zeit die Nutzung solcher Lagerstätten aufgrund wirt- 
schaftlicher sowie rechJUicher Probleme nicht zu er- 
warten ist, soUen doch grundlegende Arbeiten zu ih- 
rer Erforschung begonnen oder weitergeführt wer- 
den. Bei der Süßwassergewinnung und der Entwick- 
lung der Meßtechnik werden ebenso moderne Metho- 
den der Meeresforschung angewandt wie bei der Er- 
schließung neuer Fisch bestände. 

Unsere Kenntnisse über die Produktivität nutzbarer 
Organismen in den Meeren werden noch immer 
durch das geringe Wissen beeinträchtigt, das wir über 
Rekrutierungs Prozesse und B es tandsentwic klungen 
bei den verschiedenen Fischarien besitzen. Wichtige 
Teilaspekte sind die Fruchtbarkeit von Nutzfischar- 
ten, die jährlichen Schwankungen in der Menge, in 
der Verteilung und im En twicklungs erfolg der Fisch- 
brut auf den Laichplätzen, die Nahrung und der Er- 
nährungszustand von Fischlarven sowie die Konzen- 
tration, Verteilung und Zusammensetzung in den 
Aufwuchsgebieten. Außerdem ist über die Wechsel- 
beziehungen zwischen den verschiedenen Fischarten 
und ihren Bestandsentwicklungen wenig bekannt Es 
erscheint notwendig, die Untersuchungen durch in- 
teraahonale Gemeinschaftsprogramme, wie u. a. das 
International Recruitment Experiment Programme 
(IREP). voranzu treiben. 

Ein verstärkter Ausbau der interdisziplmären Grund- 
lagenforschung findet gegenwärtig an den Meeres- 
forschung betreibenden Universitals- und Hochschul- 
institüten statt. In Zusammenarbeit mit den norddeut- 
schen Küstenländern ist der BMFT damit befaßt, über 
die Forschungsemrichtungen des Bundes hinaus 
durch fachübergreifende Programmplanimg die Ef- 
fektivität von Me eres forschung Seinrichtungen zu er- 
höhen, Bereits 1986 wurde das bisherige Institut für 
Meeres forschung in Bremerhaven in das AJfred-We- 
gener-Jnstitut für Polar- und Meeresforschung (AWT) 
eingegliedert. In Kiel wurde 1987 vom Land Schles- 
wig-Holstein ein Zentrum für maritime Geowissen- 
schaften (GEOMAJR) gegründet, in dem eine weitere 
Bündelung des Forschungspoten tials in den traditio- 
nellen Fachbereichen Ozeanographie, Meereschemie 
und maritime Meteorologie erreicht werden soll. Ein 
Innova tionssch üb bei der Grundlagenforschung wird 
auch durch die an verschiedenen lostitulen und Hoch- 
schulen geschaffenen neuen Fachabteüungen, wie 
z. B. marine Umweltgeologie und -lechiük, Petrologie 
der ozeanischen Kruste und Meeresmeßtechnik. er- 
wartet. ln der Bundesanstalt für Geowissenschaften 
und Rohstoffe, Hannover (BGR, vgL Teil V, Abschnitt 
6.3.2) hat durch die Zusammenfassung von Meeres- 
geologie, Seegeophysik und Meeresgeologie mit 
Strukturgeologie. Paläontologie und Polarforscimng 
in einer Abteilung eine wesentliche Konzentration der 
Meeres- und Polarforschung stattgefunden. 

Zur Verbesserung der Infrastruktur und der interdis- 
ziplinären Zusammenarbeit in den Meereswissen- 
schaften wird im Großraum der Freien und Hanse- 
stadt Hamburg die Zusammenfassung bestehender 
Universitäts Institute zum „Zentrum für marine und 
atmosphäTLSche Wissenschaften*' vorangetrieben. Ein 
Neubau in räumlicher Nachbarschaft zur Biologi- 
schen Anstalt Helgoland (BAH), mit der ein Koopera- 
tionsvertrag besteht, ist in Planung. 
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Internationale Zusanune narb eit wird in der Meeres- 
forschung bereits seit Jahrzehnten praktiziert* Hieran 
sind Länder aller Kontinente mit ihren Forschungs- 
schiffen und Wissens chafüichen Organisationen be- 
teiligt* MulblateraJe Koordinierung erfolgt u. a, in der 
ZwischenstaaÜichen Ozeano graphischen Kommis- 
sion (IOC) der UNESCO (vgl. Ted TV, Abschnitt 4.3), 
in anderen UN-InsÖtutionen sowie in regionalen Or- 
ganisationen. In der Erkenntnis, daß die Erforschung 
der Weltmeere eine Herausforderung für alle udssen- 
schafüichen Disziplinen darstellt, die über die Mög- 
hchkeiten eines einzelnen Landes weit hinausgeht, 
haben sich führende ForschungsinsÜtutioneu aus den 
USA. der Bundesrepublik Deutschland, England, 
Frankreich, Japan, Kanada und weiteren Landern, die 
über ein Konsortium bei der Europäischen Science 
Foundation (ESF) mitwir ken, zum ,,Ocean Drilling 
Project" (ODP) zusammen geschlossen* Dieses seit 
1984 bestehende internationale Tiefseebohrpro- 
gramm hat zum Ziel, die Ozeanböden und die von 
Meeren bedeckten Kontinentalränder durch Bohrauf- 
schlüsse zu erkunden. Der BMFT fördert zusammen 
mit der DFG dieses Projekt und unterstützt weiterfüh- 
rende Programme deutscher Forschungsanstalten, die 
mit dem ODP eng verknüpft sind. 

Die Erforschung der vielfältigen Wechselwirkungen 
von Ozean und Atmosphäre sowie deren globaler und 
langzeitiger Veränderungen gehört zu den wlchtig- 
steo Aufgaben der modernen Meeres- und Klimaior- 
schung. Die vom Menschen verursach len Verände- 
rungen in der Zusammensetzung des Meeres und der 
Atmosphäre (vor allem auch langzeitige Verändenm- 
gen, wie sie durch geologische und paläo klimatische 
Untersuchungen festgestellt werden) sowie die Aus- 
sicht, mittels hochempfindlicher technischer Systeme 
und fortgeschrittener RecbenmodeUe genauere Kli- 
mavorhersagen machen zu können, haben der mariti- 
men Meteorologie weltweit Auftrieb gegeben. So ent- 
hält z. B. das Weltklima pro gramm der World Meteoro- 
logical Organization (WMO) als eine von mehreren 
Komponenten das gemeinsam mit dem International 
Council of Sdentific Unions (TCSU) geförderte Welt- 
kJimaforschungs pro gramm* Zu den zukunftsweisen- 
den Programmen in der Meeres- und Klimaforschung 
gehören u. a. das intemaÖoneJ Geosphere-Biosphere 
Programine (IGBP), die Joint Global Ocean Flux Study 
(JGOFS), das World Ocean CircuJation Experiment 
(WOCE) und das Global Energy and Water Exchange 
Experiment (GEWEX). Diese Programme werden von 
den meisten Landern, die über entsprechende ozea- 
nographische und meteorologische Forschimgskapa- 
zitäten verfügen, unterstützt, Büaterale Abkommen 
bestehen u. a. mit Australien, Frankreich, Kanada, 
Neuseeland, Indien, Indonesien, den USA und der 
VR China. 

Unter den führenden Wissenschaftsnationen haben 
als erste die USA die Klimaproblematik unter dem 
Stichwort „Global Change" zu einem Thema von ho- 
hem nationalen Rang erhoben und ein entsprechen- 
des „Global Change"-PTogramm mit einem eigenen, 
die Beiträge der beteiligten Behörden und Institutio- 
nen zusammenfassenden Budget für das Haushalts- 
jahr 1990 vorgelegt. Analog zu dem amerikanischen 
„Global Change "-Programm hat der BMFT die Initia- 
tive ergriffen, die deutschen Beiträge zu den laufen- 


den interaationaien und nationalen Prograjimien zu 
einem eigenständigen Programm zusammenzufassen. 
Eine Arbeitsgruppe, bestehend aus BMFT, BMU, 
DFG, MPG und AGF bereitet die erforderlichen 
Schritte vor* 

Die Bundesrepublik ist bestrebt, im Verbund mit der 
Europäischen Gemeinschaft (vgL auch Teil IV, Ab- 
schnitt 2,1) die Einschätzung der Ökologischen Situa- 
tion der europäischen Meere mit Hilfe neu zu entwik- 
kelnder Instrumente und Verfahren in EUROMAR- 
Projekten zu aktualisieren. EU ROM AR- Projekte sind 
EUREKA- Vorhaben von MeereswissenschafÜem und 
der Industrie unter Mitwirkung des BMFT. Die Ziel- 
setzung ist die ausgewogene Nutzung mariner Res- 
sourcen, um gesunde marine Umweltbedingungen für 
die Funktionsfäbigkeü der Biosphäre zu erhalten. 
Zwischen den zwölf gegenwärtig an EUROMAR be- 
teiligten Partneriändem Dänemark, Finnland, Frank- 
reich. GriechenJand, Großbritannien, Italien, den Nie- 
derlanden, Norwegen, Schweden, Spanien, der Tür- 
kei, der Bundesrepublik Deutschland sowie der EG 
besteht eine enge Zusammenarbeit. Das intematio- 
naJe EUROMAR- Sekretariat wurde 1986 am AWl in 
Bremerhaven eingerichtet* 

Ein weiteres EG-Programm für Meer es vrissen schäf- 
ten und -technologien wird 1990 aufgelegt. Bei dem 
IvlAST abgekürzten Programm (Marine Science and 
Technology) handelt es sich um ein Dreijahres- 
Programm mit einem geplanten Budget von 
50 Mio ECU* Ziel des Programms ist es, zur Erstellung 
einer wissenschaftlichen und technologischen Basis 
für die Erforschung, Nützung und Bewirtschaftung 
sowie zum Schutz der europäischen Küstengewässer 
und regionalen Meeresgebiete beizutragen. 

Regionale Schwerpunkte der g eo wissen sc bafüi eben 
Grundlagenforschung zur Erkundung der Kontinen- 
talhänge und der seewärts liegenden Meeresbecken 
sind die Gebiete vor Irland, Norwegen, Island und 
Westafrika, das Ägäische, Tbyrrenisebe und Arabi- 
sche Meer, große Teile des Indischen Ozeans, der 
Südwesl- und Südostpazifik sowie der Südatlantik. 
Quantitative Ergebnisse über den Stoffbestand und 
die Entwicklung von Ozeanböden und Kontinental- 
rändem in der Erdgeschichte gestatten Abschätzun- 
gen über deren Rohstof fpotential. 

Der BMFT unterhält die Biologische AnstaJt Helgo- 
land (BAH), (vgl. Teil V, Abschnitl 6.12*1) und fördert 
gemeinsam mit den Ländern Schleswig- Holstein, Bre- 
men und Hessen drei Institutionen der Meeresfor- 
schung in Kiel, Bremerhaven und Wilhelmshaven. 
Das GKSS- Forschungszentrum Geesthacht GmbH 
wird vom BMFT gemeinsam mit Schleswig -Holstein, 
Niedersachsen, Hamburg und Bremen finanziert (vgl, 
Teil V. Abschnitt 4,2.6)* Darüber hinaus berühren 
auch die Arbeiten einer Reihe weiterer Institutionen, 
die anderen Förderbereichen und -Schwerpunkten 
zugeordnet sind, die Meeresforschung. So ist der ßun- 
desminister für Verkehr (BMV) über die Bundesan- 
stalt für Gewässerkunde (BfG), die Bundesanstalt für 
Wasserbau (BAW), den Deutschen Wetierdienst 
(DWX)) und das Deutsche Hydrographische Institut 
(DHl) mit Aufgaben zur Sicherheit der Seeschiffahrt, 
des Wetterdienstes sowie mit Maßnahmen gegen die 
MeeresverschmuLzung und des Küstenschutzes be- 


95 


Drucksache 11/6886 


Deutscher Bundestag — 11. Wahlperiode 


faßt (vgl. Teil V, AbschniU 6.8). Der Bundesminister 
für Wirtschaft (BMWi) fördert meeresgeologische und 
seegeophysikalische Forschungsarbeiten durch die 
Bundesanstalt für Geowissenschaften und Rohstofie 
(BGR, vgl. TeU V. Abschnitt 6.3.2). 

Wesentlichen Anteil an der Förderung der Meeresfor- 
schung hat auch der Bundesminister für Ernährung, 
Landwirtschaft und Forsten (BML} mit der Bundesfor- 
schungsanstalt für Fischerei in Hamburg (vgl. TeU V, 
Abschnitt 6.4.6). 

Der Bundesminister der Verteidigung (BMVg) be- 
treibt marin erelev ante Meeresforschung durch die 
Forschungsanstalt der Bundeswehr für Wasserschall- 
und Geophysik (FWG, vgi. TeU V, Abschnitt 6.6.1), 

Schließlich wird naturwissenschaftliche Forschung 
zur Vermehrung der grundlegenden Kenntnisse über 
das Meer und seine Ressourcen seit Jahrzehnten mit 
Erfolg von den Hochschulen und den Forschungsein- 
richtungen des Bundes und der Länder gepflegt. 

Neben dieser mstitutioneUen Förderung wird die wis- 
senschaftliche Leistungsfähigkeit und Kapazität der 
Meeresforschung durch Zuschüsse der Bundesregie- 
rung zu Einzeivorhaben (Projektförderung) erweitert. 
Bei zeitlich begrenzten und aktuellen Aufgaben (um- 
weh- und eroöhrungs politische Fragestellungen, Ent- 
wicklung von Geräten und Verfahren, Expeditionen 
usw.) gibt diese Projektförderung der Meeresfor- 
schung wichtige und tmverzichtbare Anstöße. Bei der 
biologischen Gewässergüleerfassung für die Küsten- 
gewässer und die Hohe See werden beispielhadt der 
chemische und biologische Zustand, das Selbstreini- 
gtingsvennögea und die Belastbarkeit von Aestuarien 
(Flußmündungsgebiete) untersucht sowie die Kartie- 
rung nord- und ostsee spezifisch er Daten, Untersu- 
chungen von Schadstoffgebalten in Organismen und 
langfristige Überwachung von Organ ismenb es tänden 
vorgenoinineD. Die Bundes mini ster für Verkehr sowie 
für Umweh, Naturschutz und Reaklorsicherheit 
(BMU) fördern ebeafalls die Meeresforschung auf 
dem Gebiet des Meeresumwellschutzes durch FuE- 
Vorhaben. 

Die Deutsche Forschungsgemeinschaft (DFG) unter- 
stützt die drei marinen So nderforschungsbe reiche 
Wechselwirkung Ozeon-Ataosphare", ,,Wedisei- 
wirkung Meer-Meeresboden “ und Warmwasser“ 
Sphäre^. Sie fördert gemeinsam mit dem BMFT den 
Betrieb des Forschungsschiffes ,. METEOR 

ln den vergangenen Jahren wurden in der Analyse 
und Überwachung der Meeresverschmutzung Ver- 
fahren der Spurenanolyse verfeinert und standar- 
disiert, so daß sie in die Routine Eingang gefunden 
haben. Insbesondere Feraerkundungs verfahren, z, B. 
zur Erkennung von Ol Verschmutzungen durch Senso- 
ren, die im infraroten und ultravioletten Spektralbe- 
reich arbeiten, aber auch synoptisch hochauflösende 
Lasenneßsysleme zur Darstellung hydrographischer 
Verhältnisse, sind eine wichtige Stütze bei der Um- 
weltschutzvorsorge, maritime Vorhersagen über See-, 
Eisgang und Sturmfluten sowie Informationen über 
Temperatur- und PlanktooverteilLing gewinnen durch 
die Nutzung von Satellilendaten zunehmend an ße- 
deulxing. 


Mit den Tlefwasserschiffen FS „Meteor“ und FS „Po- 
larstem" für die polaren Meeresgebiete verfügt die 
Bundesrepublik Deutschland über Forschungsschiffe, 
die dem neuesten technischen Stand entsprechen. 
Anwendungsbezogene marinerelevante Küsten- und 
Hochseeforschung führt das WFS „Planet" der For- 
sch iings ans t alt der Bundeswehr für Wasserschall und 
Geophysik, Kiel fFWG) aus. Außerdem verfügen die 
Forsch ungseinrichtungen des Bundes und der Lander 
über geeignete Schiffe, um auch in den Rand- und 
Küstemneeren die vielfältigen Aufgaben der mulüdis- 
ziplinaren Meeresforschung durchzuführen. Nachfol- 
gebauten für die über 20 Jahre alten Schiffe FK AL- 
KOR und FRIEDRICH HEINCKE werden L990 in 
Fahrt genommen. So wird sichergestelll, daß die Bun- 
desrepublik die Monitoring-Aufgaben in Nord- und 
Ostsee entsprechend den internationalen Meeres- 
schutz- Übereinkoinmen erfüllen kann. Darüber hin- 
aus gilt es, die küstennahen Gebiete, die zu den wich- 
tigsten Erholungs- und Naturschutzgebieten (Natio- 
nalpark Schleswig -Holste misch es und Niedersächsi- 
sches Wattenmeer) geboren, zu überwachen. 

Die MeeresEorschung ist gegenwärtig noch weit da- 
von entfernt, komplizierte Sloffkreis laufe und Wech- 
selbeziehungen zwischen dem Meer und der Atmo- 
sphäre, der Hydrosphäre und der Biosphäre in ihrem 
GesamtumiaDg exakt zu erfassen. Dennoch hat die 
Weiterentwicklung spezieller chemischer und physi- 
kalischer Meßverfahren sowie ge owissen sch ältlicher 
Unlersuchungsmelhoden bereits zu grundlegenden 
Erkenntnissen geführt. Sie tragen wesentlich zu unse- 
rem derzeitigen Kenntnisstand über Rohstoff-, Um- 
welt- und Klimafragen bei. 


FuE-Ausgaben des Bundes 
für Meetesforsdiivig 


Mk>DM IST ~I-— SOIL-^^ 



Meeresteclmlk 

Die Meereslechnik befaßt sieb mit den technischen 
Mittetn zur Nutzung des Meeres und seiner Ressour- 
cen. Ziel der Förderin aßnahmen nach Maßgabe des 
Programms der Bundesregierung ist es, die Nutzung 
der Rohstoffreserven des Meeres zu verbessern und 
zur Stärkung der internationalen Weltbewerbsfähig- 
keit der deutschen mee res technischen Unternehmen 
beizutragen. Die Maßnahmen des Bundes schließen 
Forschungsaufgaben für die Seeschiffahrt sowie für 
den Küstenschutz aufgrund der Gemeinschaftsauf- 
gabe nach Art. 91a GG ein. 

Der BMFT fördert Forschung und Entwicklung auf 
I den Gebieten 
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— Mee re sb erg baute chjodk 

— Otfshore -Technik für Kohlenwasserstoffe 

— Schiff stechnik und Scbilfsfertigungstechiiik 

— Küsteiimgeaieurwesen. 

An den Vorhaben sind meerestechnische Untemeh' 
men. Forschungseinrichtungen des Bundes und der 
Länder, Hochschulen und sonstige Forsch ungs ein - 
dchtungen beteiligt. Einige Projekte werden in mter- 
naüonaJer Zusammenarbeit ausgeführt. 

In der OHshore-Technik stehen Forschung und Ent- 
wicklung in der Unterwassertechnik im Vordergrund. 
Die Förderung von Vorhaben der Schiffstechnik kon- 
zentriert sich auf Grundlagen, Antriebe. Eistechnik, 
Schiffsbetriebstechnik sowie Schiffsfertigungstech- 
nik. Forschungsarbeiten im Küsteningenieurwesen 
beziehen sich insbesondere auf die Probleme des Kü- 
stenschutzes der Inseln Sylt und Norderney sowie auf 
Fragestellungen, die sich aus beobachteten Meeres- 
spiegelschwankungen für den Küstenschutz erge- 
ben. 

Auf den Gebieten Meeresbergbau techmk, Offshore- 
Technik und Schiff stechnik arbeiten deutsche Stellen 
mit verschiedenen Industrie- und Entwicklungslän- 
dern zusammen. Bei der Forschung im Küsteninge- 
nieurwesen bahnt sich eine verstärkte europäische 
Zusammenarbeit im RaJimen des Programms Meeres- 
forschung und -tecbnik der Europäisdien Gemein- 
schaften an. 

FuE-Ausgäben des Bundes 
fUr Meerestechnic 


MtoDM IST — — SOLL:=— r— 



Polajforschujig 

Antarktisforschung 

Die Antarktis ist der letzte noch weitgehend uner- 
forschte Kontinent der Erde. Zahlreiche Nationen, vor 
aUem die Konsultativstaaten des Antarktis Vertrages 
von 1959. finanzieren seit Jahrzehnten Expeditionen 
in die Antarktis und Forschungsstationen in der Ant- 
arktis. um die Erforschung dieses Kontinentes voran- 
zütreiben. 

Mit dem Beitritt der Bundesrepublik Deutschland zum 
Antarktis vertrag im Jahr 1979 und der Entscheidung 
über dos Antarktisforschungsprogramm durch die 
Bundesregierung wurden die Voraussetzungen für 
den Anschluß der deutschen Wissenschaft an die in- 
ternationale Polarforschung geschaffen. £m Rahmen 


dieses Programms werden vom BMFT vorrangig na- 
tionale und internationale Gemeinschaftsprojekte ge- 
fördert, die zur Vertiefung der wissenschaftlichen 
Kontakte mit den anderen Polarforschung betreiben- 
den Staaten führen. 

Im Jahr 1981 hat die Deutsche Forschungsgemein- 
schaft (DFG) zusätzlich das Schwerpunktprogranim 
„Anlarktisforschung“ eingerichtet. Dadurch soll ins- 
besondere HochschulwissenschafUem die Möglich- 
keit gegeben werden, sich mit eigenen Arbeiten an 
der Polarforschung zu beteiligen. 

Die wichtigsten Forsch ungs träger des Anlarktispro- 
gramins sind neben dem Alfred- Weg ener- Institut für 
Polar- und Meeresforschung (AWT) in Bremerhaven 
(vgl. auch Teil V, Abschnitt 4,2.1), Forschungseinrich- 
tungen der Bundesministerien für Wirtschaft, für Ver- 
kehr und für Ernährung, Landwirtschaft und Forsten, 
Hoch sch ulinstitute der Länder und Institute der Max- 
Planck-Gesellschaft. Unabhängig von eigenen Unter- 
suchungsprog rammen fällt dem AWI bundesweit die 
Koordination der deutschen Beiträge zur Polarfor- 
schung und die Bereitstellung der Logistik zur Durch' 
führung der Forschungsarbeiten in den Polarregionen 
zu. Auf internationaler Ebene erfolgt die Koordinie- 
rung durch das Sdentific Committee on Antorctic Re- 
search (SCAR), dessen nationales Sekretariat beim 
AWf eingerichtet ist. 

Die Hauptforschungsthemen sind 

— die Erkundung biologisch -ökologisch er Bedingun- 
gen in extremen Kältezonen 

— Fragen der Dynamik des Schelfeises 

— Fragen der Biologie und Physik von Meereis 

— geologisch-geophysikalische und sedimento logi- 
sche Untersuchungen der Weddeü See und des 
Ross Meeres 

— Wechselwirkungen Ozean- Eis- Atmosphäre 

— Spurenstoffe in Atmosphäre. Hydrosphäre und 
ßiosphäxe. 

Das Alfred-Wegener-Institut hat mit dem von ihm 
betriebenen Forschungs- und Versorgungsschiff FS 
„POLARSTERN"' sowie seinen Antarktisstationen 
eine zentrale Bedeutung für die deutsche Polarfor- 
schung. Die „POLARSTERN" versorgt die antarkti- 
sche Georg-von-Neumayer-ObenvinterungsstaÜon, 
die Filchner-Sommerstation und die jeweils während 
der Südsommer eingerichteten mobilen Feldstatio- 
nen. Gleichzeitig werden auf dem Schiff wichtige For- 
schungsarbeiten durchgeführt. 

Von Oktober 1988 bis März 1989 Mairde mit FS „Po- 
larstem" die European Polarstem Study (EPOS) als 
Gemeinschaftsunternehmen der European Sdence 
Foundation (ESF) und des AWI durchgeführt. An den 
drei Fahrtabschnilten nahmen 130 Teilnehmer aus 
1 1 europäischen Ländern und aus Südamerika teil. Lm 
Vordergrund der Arbeiten standen Untersuchungen 
der Lebensgemeinschaft des Packeises sowie ein spu- 
ren stoff chemisch es Programm. Von August bis Okto- 
ber 1989 führt FS „POLARSTERN" zusammen mit 
dem sowjetischen Forschungsschiff „Akademik Fede- 
rov" ein ozeanographisch-meteorologisches Gemein- 


97 



Drucksache 11/6886 


Deutscher Bundestag — IL Wahlperiode 


schaftsuntemebmen im nördlichen Weddellmeer 
durch. Von Dezember 1989 bis März 1990 folgen geo- 
wisse ns chaiUiche Untersuchungen im östlichen und 
südlichen Weddellmeer. Für die Polarflugzeuge ..Po- 
lar 2*' und ^Polar 4“ ist 1989/90 ein geophysikalischer 
Einsatz \m Filchner-Schelfels-Gebiet vorgesehen 
(siehe auch unten S. 37). Die Georg-von-Neumayer- 
Station wird ab Ende 1989 von einer weiblichen Über- 
win terungsmann sc bait geführt. Die auf 10 Jahre aus- 
gelegte Station wird aufgrund der Schneelasten in 
zwei Jahren aufgegeben. Die Ausschreibung für eine 
neue, auf Stelzen zu erbauende Antarktisstation er- 
folgt 1990. Als Standort ist ebenfalls das Ekström- 
Schelfeis vorgesehen. Zur Nutzung moderner Femer- 
kundungsver fahren wird 1990 eine Empfangsstation 
für Sateliitendaten eingerichtet. Eine ad hoc Arbeits- 
gruppe koordiniert die vom europäischen Erderkun- 
dungssatelliten ERS f (vorgesehener Start September 
1990 oder April/Mai 1991) erwarteten Daten für eine 
deutsche Nutzergruppe „Antarktis". 

Die Bundesanstalt für Geowissenschaften und Roh- 
stoffe (BGR), Hannover (vgl. auch Teil V, Ab- 
schnitt 6.3.2), führte in Zusammenarbeit mit dem Geo- 
logischen Dienst der Vereinigten Staaten (USGS) und 
mehreren deutschen und amerikanischen Urüversitä- 
ten ein seismisches Esq^eriment im transanlarktischen 
Gebirge und ün Ross Meer durch (GANOVEX V). Ba- 
sierend auf den hervorragenden ErgebnisseD der vor- 
hergehenden aeromagnetLschen Befliegung wurde 
eine neue Methode zur Messung der Krustendicke 
unter dem Gebirge getestet, bei der keine Sprengun- 
gen auf dem Eis erforderlich sind. Das seismische Si- 
gnal wurde mit Luftkanonen vom Schiff erzeugt und 
an Land durch eine Kette von automatischen Meßsta- 
tionen bis zu einer Entfernung von 130 km registriert. 
Daneben wurden in der gleichen Saison geologische 
Erstaufnahmen im schwierig zu erreichenden Gebiet 
der Oates Coast ausgeführt. In Zusaminenarbeit mit 
dem Alfred-Wegener-Institut führt die BGR 1990 mit 
der POLARSTERN eine seismische Vermessung des 
Astrid Rückens vor der Ostantarktis durch. 


Arktisfor^chung 

Das zunehmende Interesse an der Erforschung des 
arktischen Ozeans und der angrenzenden Polaige- 
biete u. a, im Rahmen des seit 1920 von insgesamt 
39 Staaten Unterzeichneten Spitzb erg enab komme ns 
führt auch zu steigender Projektfördertmg durch den 
BMFT. Insbesondere kJimarelevante Prozesse in 
Ozean und Atmosphäre arktischer Regionen stehen 
im Vordergrund der Untersuchungen, Damit Ln kausa- 
lem Zusammenhang steht die Bio Produktivität von 
Lebensformen, die speziell an polare Umweltbedin- 
gungen gebunden sind. Die geologische und paläo- 
klimatische Entwicklung des europäischen Nordmee- 
res und des Arktischen Ozeans sind ebenfalls Schwer- 
punkte der wissenschaftlichen Forschung. 

Die Erforschung der arktischen Polargebiete über- 
steigt die Möglichkeiten einzelner Staaten und zwingt 
zu intensiver, intemationaler Kooperation. An den 
Arktisexpeditionen mit FS „Polarstem“ beteiligten 
sich Wissenschaftler aus zahlreichen Ländern, 
Schwerpunkte der Expeditionen in Gebiete nördlich 


von Spitzbergen und Ostgrönland waren neben Ver- 
suchen zur Eisbrechtecbnik ozeano graphische und 
geo wissenschaftliche Arbeiten zur Erkundung des ak- 
tuellen und eiszeitlichen Wasseraustausches. Die Ex- 
pedition Arktis-IV (198?) stieß weit nach Norden in 
das arktische Meeresbecken vor, um mittels kombi- 
nierter Einsätze des Forschungsflugzeuges „Polar 2" 
und des Forschungsschiffes FS „Polarstem" biologi- 
sche, ozeanographische. radiologische und geowis- 
senschafüiche Grundlagenforschung durchzuführen. 
Dabei näherte sich das Schiff dem Nordpol bis auf 
420 km und erreichte die nördlichste jemals von ei- 
nem Forschungsschiff aufgesuchte Position* 

Mit geodätischen und aero physikalischen Methoden 
wurden 1987 im Rahmen der Internationalen Glazio- 
logischen Grönlandexpedition (EGIG) Wiederho- 
lungsmessungen zur Erfassung von Massen Verände- 
rungen polarer Eiskappen vorgenommen. 

Die Bundesanstalt für Geowissenschaften und Roh- 
stoffe führte 1988 zusammen mit dem Alfred-Wege- 
ner-Institut geophysikalische Messungen auf dem ost- 
grönländischen Schelf durch. 

Im Vordergrund der Forschungsprogramme stehen 
die Veränderungen der Geosphäre und Biosphäre un- 
serer Erde, 21iel der Untersuchungen sind verläßliche 
Vorhersagen über die Auswirkungen menschlichen 
Handelns auf das Erdklima. 

Durch Messungen vom Schiff aus, besonders dem eis- 
gängigen FS „Polarstem" sowie durch verankerte und 
treibende Meßsysteme und durch Femerkundungs- 
methoden vom Flugzeug und Satelliten aus, soll im 
nächsten Jahrzehnt der Eus- und Energiehaushalt der 
Nordpolarregion und die komplexe Kopplung zwi- 
schen Atmosphäre, Ozean und Kryosphäre (Eismas- 
sen) untersucht werden* Ergänzend dazu sind biologi- 
sche Untersuchungen in eisbedeckten und eisfreien 
Zonen geplant. Sie geben Informationen über die bio- 
logische Komponente des globalen C02“Haushalls 
und den vertikalen Stofftransport durch Partikelflüsse 
und bilden die Grundlage für eine Abschätzung der 
marijiebioiogischen Auswirkungen erhöhter UV- 
Strahlung infolge der verringerten Ozonkonzentra- 
tion in der hohen Atmosphäre. 

Zur Fernerkundung über dem Meereis und zur Unter- 
stützung geophysikalischer Arbeitsgpruppen auf Grön- 
land können die beiden Meßflugzeuge „Polar 2" und 
„Polar 4'" des Typs Do 228-100 des Alfred- Wegener- 
Instituts eingesetzt werden. Diese Maschinen sind 
meßtechnisch für Geophysik, Photogrammetrie, Me- 
teorologie und Luftchemie ausgerüstet. Für die Satel- 
lit enfemerkun düng des Eises, der Meeresoberfläche 
und der Atmosphäre stehen mehrere Satelliten zur 
Verfügung. Der europäische Erderkundungssatellit 
ERS soll ab 1990 zusät^che Daten über den Seegang 
und das Land- und Meereis, die Meereshöhe und das 
Windfeld liefern und damit auch bessere Abschätzun- 
gen über die Eisdrift und über Austauschvorgänge 
zwischen Luft und Wasser ennögtichem 

Für luftchemische und andere meteorologische Mes- 
sungen plant das Alfred-Wegener-Institut in Zusam- 
menarbeit mit dem norwegischen PolarLnstitut eine 
ganzjährig betriebene Forschungsstatioa in Ny Ale- 
sund auf Spitzbergen. 
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2*4 Wettraumforschung und Weltrauintechnik 
[Förderbereich D) 

Die auf neue, große und langfristige We 1 träum aktivi- 
täten gerichteten Förderungsmaßnahmen der Bun- 
desrepublik Deutschland konzentrieren sich auf ex- 
traterrestrische Forschung und Erdbeobachtung, Ent- 
wicklung von Anwendungssatellitea, Vorbereitung 
des Orbitalsystems COLUMBUS und Durchführung 
von S PACE LAB- Missionen p die VervoUkommnung 
der Trägerraketen -Familie AJUANE und die Entwick- 
lung des bemannten Raumgleiters HERMES, allge- 
meine Programm Vorbereitung und -Unterstützung, 
Technologieentwicklungen sowie Aküvitäteu zur 
Vorbereitung und Verstärkung der industriellen Nut- 
zung der Raumfahrt. 

Übergreifende Ziele sind: 

— BereitsteUung neuer Möglichkeiten für die Wis- 
senschaft 

— Förderung der Grundlagenforschung mittels der 
W el tra um technik 

— Entwicklung der Weltraum technik und Nutzung 
ihrer Ergebnisse für Innovationen in Wirtschaft, 
Dienstleistung und Verwaltung 

— Stärkung der Wettbewerbsfähigkeit der deutschen 
Raumf ahrtun temehmen und -inslitutionen 

— Förderung der internationalen Zusammenarbeit, 
vor allem Stärkung der europäischen Integration 


und Fortführung der Zusammenarbeit mit den 
USA. 

Schwerpunkte der Fördenn aßnahmen im nationalen 
und multinationalen (ES A-) Rahmen sind: 

— Extraterrestrische Gnmdlagenforschung (Astrono- 
mle. Astrophysik, Solarterrestrische Beziehungen 
einschließlich der Erforschung von Planeten, Ko- 
meten und des interplanetaren Raumes) 

— Entwicklung fortschrittlicher Systeme für erd- 
orientierte Forschungen auf den Gebieten Meteo- 
rologie, Klima, Umwelt, der Atmosphäre, der 
Ozeane, der eisbedeckten und der Landgebiete 
(Fernerkundung) 

— Entwicklung fortschrittlicher Übertragungs- und 
Meßsysteme im Bereich von Rundfunk-, Fem- 
melde-, Navigations- imd Datenverkehrssatelliten 
einschließlich der Demonstration der Anwen- 
dungsreife im Orbit 

— Explorative Nutzung des Weltraums als Labor für 
material wissenschaftliche, verfahrenstechnische 
und biologisch -medizinische Untersuchungen 

— Entwicklung und Bau der europäischen Elemente 
(COLUMBUS) des bemannten internationalen 
Raumslationssystems 

— Verbesserung der europäischen Trägerraketen- 
technologie (ARIANE-Familie), Förderung der Hy- 
perschalltechnologie . 

Die deutsche Weltraumpolitik legt die Schwerpunkte 
bei den nationalen Aktivitäten auf Nutzung und Tech- 
nologie, auf deutsche Standorte für Forschungs-, Aus- 
bildungs-, Test-, Betriebs- und Datenverarbeitungs- 
zentren und auf bilaterale internationale Zusammen- 
arbeit, während durch Beteiligung am gemeinsamen 
europäischen Wel träum programm vor allem Infra- 
strukturen und große kooperative Projekte verwirk- 
licht werden sollen. Damit sollen die jeweiligen Stär- 
ken spezifisch genutzt werden. 

Eine wesentliche Weichen Stellung der europäischen 
Wettraumpolitik war die Konferenz der Forschungs- 
minister der ESA-Mitgliedstaaten am 3073 L Januar 
1985 in Rom. Hier wurde beschlossen, das Wissen- 
schaftsprogramm der ESA H0R120N 2000 durchzu- 
führen und das Budget entsprechend zu verstärken, 
die Vorbereitung für die beiden Programme 
AJUANE 5 und COLUMBUS in Angriff zu nehmen, 
das Erdb eob achtung sp ro gram m und auch andere Ak- 
tivitäten der ESA auszubauen; das alles mit dem ge- 
meinsamen Ziel, die Eigenständigkeit und Wettbe- 
werbsfähigkeit Europas im gesamten Weltraumbe- 
reich bis Ende dieses Jahrhunderts zu sichern (vgl. 
auch Teil IV, Abschnitt 2.2). 

[m November 198? hat die Buodesregierung entschie- 
den, die gemeinsamen europäischen Bemühungen 
um ein langfristig orientiertes Engagement in der be- 
mannten Raumfahrt zu unterstützen. Sie hat die 
Durchführung eines entsprechenden kohärenten eu- 
ropäischen Raumfahrtprogramms bis zum Jahr 2000 
in der ESA begrüßt und eine führende deutsche Betei- 
ligung beschlossen. Sie hat gleichzeitig über den Rah- 
men eines korrespondierenden deutschen Weitraum- 
programms entschieden. Bereits bei ihrem Beschluß 
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im Januar 1985 über die Vorbereitung der Projekte 
COLUMBUS, AlUANB und etwas später HERMES 
stellte die Bundesregierung fest, daß die deutschen 
Wel tra um aküvi täten ein wesentliches Element ihrer 
Außen-, Wirtschafts- und Technologiepoliük sind, 
von weitreichender wissenschaltüch- technischer und 
wirtschaftlicher, aber auch großer politischer Bedeu- 
tung für die Bundesrepublik Deutschland selbst, für 
die Eigenständigkeit Europas und für die transatlanti- 
sche Zusammenarbeit. 

Dabei ist die Gründung der Deutschen Agentur für 
Raumfahrtangelegenheiten (DARA) Teil des Kon- 
zepts des BMFT zur langfristigen Sicherung der deut- 
schen Rolle in der Raumfahrt, Nach den grundlegen- 
den Beschlüssen der Bundesregierung in den Jahren 
1985 und 1988 für eine Beteiligung der Bundesrepu- 
blik Deutschland an den weltweiten [nitiativen zur 
Eroberung des Weltraums bedarf es jetzt zur Umset- 
zung dieser Ziele einer Verbesserung der Entschei- 
dungs- und Managementstrukturen. 

Die Deutsche Agentur für Raurofahrtangelegenhei- 
ten GmbH [DARA) hat mit Dienstantritt des General- 
direktors am 15,07.1989 den Geschäftsbetrieb auf ge- 
nommen. Die Rechtsgrundlagen, die neben dem Ge- 
sellschaftsvertrag und dem Finanzstatut maßgebend 
für ihre Arbeit sind, wurden inzwischen vervollstän- 
digl. Hierzu zählt vor allem die Rahmen Vereinbarung 
zwischen der Bundesrepublik Deutschland, vertreten 
durch den BMFT, und der DARA, die die Auftragsbe- 
ziebungen zwischen den Bundesressorts und der 
DARA regelt. Ferner sind zwischen der DARA und 
dem BMFT kOEikrelisierende Ausfühningsvereinba- 
rungen zur Übertragung von Aufgaben abgeschlos- 
sen worden. 

Die Bundesregierung hat am 18. Oktober 1989 den 
Entwurf des Raumfahrtaufgabenübertragungsgeset- 
zes (RAÜG) beschlossen. Der Entwurf befindet sich 
gegenwärtig in der parlamentarischen Beratung. Das 
RAÜG schafft die Voraussetzungen dafür, daß die 
Bundesressorts auf die DARA nicht nur Zuarbeits- 
hinktionen, sondern auch hoheiüiche Aufgaben zur 
eigenverantwortlichen Durchführung werden über- 
tragen können, nämlich die Bewilligung von Förder- 
mitteln einschließlich der selbständigen Bewirtschaf- 
tung von Haushaltsmitteln im Raumfahrtbereich, fer- 
ner hoheitliche Funktionen bei der Vertretung der 
Bundesrepublik Deutschland im internationalen Be- 
reich, insbesondere bei der europäischen Weltraum- 
Organisation ESA. und bei der Programmplanung. Die 
gesetzliche Ermächtigung ermöglicht eine Delegation 
aller Aufgaben des Raumfahrtmanagements, die nicht 
als Regierungsfunktionen bei den Bundesressorts ver- 
bleiben werden. Ferner wird durch eine im Entwurf 
vorgesehene Regelverpfiichtung zur Aufgabenüber- 
tragung sicher ge stellt, daß von dieser Ermächtigung 
ün weitestmöglichen Umfang Gebrauch gemacht 
wird. Damit erhält die DARA eine über die bisherige 
Projektträgerschaft weil hinausgebende Eigenverant- 
wortlichkeit im Programm- und Projektmanagement 
sowie im Rahmen der internationalen Zusammenar- 
beit. 

Die mit der DARA-Grundung unternommene Neu- 
ordnung des Aufgabengebietes Raumfahrt wurde 
flankiert durch die Einrichtung eines Kabinettaus- 


Schusses Raumfahrt unter Vorsitz des Bundeskanz- 
lers. Hier fallen ressortubergreifend politische Grund- 
satzentscheidungen zur Weltraum Politik. Die Arbeit 
dieses Ausschusses wird durch einen unter BMFT- 
Vorsitz tagenden Staatssekretärausschuß Raumfahrt 
vorbereitet. 

Auf die DARA übergegangen sind bereits Aufgaben 
auf dem Gebiet der strategischen Planung sowie Auf- 
gaben auf dem Gebiet der Außenbeziehungen. Der 
Generaldirektor der DARA nimmt seit Dezember 1989 
die Funktion als Leiter der deutschen Delegation im 
Rat der ESA wahr. Weitere Aufgaben werden auf die 
DARA schrittweise im Laufe des Jahres 1990 mit dem 
Aufbau eigener Personalkapazi laten übertragen wer- 
den. Gegenwärtig zählt die DARA ungefähr 60 Mitar- 
beiter. 

Am 9./10. November 1987 hat der ESA-Rat auf Mini- 
sterebene in Den Haag vereinbart, die Entvricklung 
von ARJANE 5, COLUMBUS und HERMES durchzu- 
führen, und damit ein deutliches Zeichen für die euro- 
päische Weltraumpohük bis 2000 und darüber hinaus 
gesetzt. Aus technischea und programmatischen 
Gründen wird die Entwicklung von COLUMBUS und 
HERMES in 2 Phasen durchgeführt. Die Minister ha- 
ben ebenfalls die Fortführung und Weiterentwicklung 
der Nutzerprogramme beschlossen, insbesondere 
Erdbeobachtung und Extra terrestrik, Telekommuni- 
kation, Mikro gravi La tion. Orientierungs rahmen ist 
hierbei der Vorschlag des Generaldirektors der ESA 
für ein Langlristprogramm bis zum Jahr 2000. aller- 
dings auf einem verringerten Gesamtkostenniveau. 
Die Ratstagung der Minister bat das Interesse an der 
Beteüigimg Europas mit COLUMBUS-Eleraenten am 
mternationalen Ra ums tatio ns Programm, das die USA 
vorgeschlagen haben, einstimmig bekräftigt. Das 
multilaterale Regierungsabkommen zwischen den 
europäischen COLUMBUS-Teünehmerstaaten, Ja- 
pan, Kanada und den USA wurde am 29, September 
1988 unterzeichnet. 

Die vorgesehene raumflugtechnische Infrastruktur er- 
laubt Europa eine wesentliche Ausweitung der Nut- 
zungsbereiche der Raumfahrt unter Einbeziehung b e- 
mannter Operationen im Weltraum für Laborbetrieb 
sowie für Wartungs- und Umiüstungsaufgaben, Sie 
verspricht eine Steigerung der Flexibilität. Leistungs- 
fähigkeit und Wirtschaftlichkeit für den praktischen 
Einsatz der Raumilugtechnik. HERMES soll dabei 
vornehmlich für den Personentransport und für die 
Wartung des freifUegenden Labors aus dem COLUM- 
BUS -Programm eingesetzt werden, ARIANE 5 als Trä- 
ger für HERMES sowie für kommerzielle und große 
Nutzlasten. Das zentrale Element von COLUMBUS, 
das freifliegende Labor, wird für jeweils einige Tage 
bemannt gewartet und betrieben, dann für mehrere 
Monate automatisch und fernbedient* Beide Betriebs- 
arten werden wichtige Erfahrungen zur BeurteiJung 
liefern, welches Raumfahrtszenario längerfristig ein 
überzeugenderes Kosten-Nutzen-Verhätnis erbrio- 
gen kann. 

Am 27. Oktober 1989 wurde erstmalig die leistungs- 
starkste Version der europäischen Trägerrakete 
ARIANE 4 mit dem ersten Satelliten der neuen LN- 
TELSAT Vl-Serie gestartet. Damit ist die ARIANE 4 in 
aßen Varianten für den operalionellen Einsatz qualih- 
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ziert. Sie wird als „Arbeitspferd" für den Satelliten- 
transport der 90er Jahre angesehen. 

Die hohen Aufwendungen für die raumflugtechnische 
Infrastruktur, die im kommenden Jahrzehnt über die 
Hälfte der für die ESA geplanten Mittel beanspruchen 
wird, können nur in außerordentlicher geraeinsaraer 
europäischer Anstrengung aufgebracht werden. Sie 
wrerden aber als Investition in die Zukunft für die deut- 
sche und europäische Wissenschaft und Wirtschaft 
den Zugang zu den neuen Technologien der Well- 
raumtechnik eröffnen, die im nächsten Jahrhundert 
zur Verfügung stehen werden. Verbunden mit diesen 
Entscheidungen ist die Option eines eigenständigen 
europäischen Zugangs zum Weltraum mit der Mög- 
lichkeit der Nutzung der Weltraumtechnik in allen 
Bereichen. 

Die Förderiing der extraterrestrischen Grundlagen- 
forschung ist eine anerkannte Langzei tauf gäbe des 
Staates, die durch programmatische Ausgewogenheit 
und Kontinuität geprägt ist. Sie wird zum erneu Im 
Rahmen des Wissenschoftsprogra m.ms der ESA und 
zum anderen in einem damit abgeshmmten kompie- 
mentären Programm üa bilateralen Kooperationen mit 
anderen Landern (USA, UK, F, UdSSR) durchgeführt. 
Die in den fetzten zehn Jahren gewonnenen Ergeb- 
nisse der extraterrestrischen Grundlagenforschung 
sind als Spitzenleistungen im Lntemationalen Ver- 
gleich zu bezeichnen. Z. B. bei der Erforschung des 
interplanetaren Raumes mit Hilfe der Sonnensoaden 
HELIOS A und B sowie bei der Erforschung des Ko- 
meten HAJ.J.EY mit der Komelensonde GIOTTO der 
ESA hat die Bundesrepublik Deutschland eine her- 
ausragende Stellung erreicht. Am 18. Oktober 1989 
wurde die Jupitersonde GALILEO von NASA erfolg- 
reich gestartet. Die Bundesrepublik ist mit mehreren 
wissenscbafthchen Instrumenten sowie einem An- 
triebsmodul maßgeblich beteiligt. Die Deutsche For- 
sch ungs ans lalt für Luft- und Raumfahrt e. V. unter- 
stützt dieses Projekt mit dem Kontroüzentrum in 
Oberpfaffenhofen. Projekte, die in der nächsten Zeit 
gestartet werden, sind der Röotgenastronomie-SateÜit 
ROSAT (Mai 1990) und das Gammastrahlen -Observa- 
torium GRO (November 1990), beide mit NASA, sowie 
die in ES A/NASA- Kooperation durchzuführende Son- 
nenpoLmission ULYSSES (Oktober 1990). Der im Au- 
gust 1989 gestartete Astronomie Satellit HIPPARCOS 
der ESA konnte trotz nicht erreichter endgültiger Um- 
laufbahn um Oktober seine wissenschaftliche Mission 
aufnehmen. 

Der Umweltbeobachtung und -kontroUe mit Hilfe der 
RaumJlugtechnik kommt zentrale Bedeutung zu. Ge- 
genwärtig beteiligt sich die Bundesrepublik Deutsch- 
land an derartigen Aufgaben vorwiegend im Rahmen 
von ESA-Programmen. Nationale Sensoren sind für 
Untersuchungen von Erdoberfläche und Atmosphäre 
in Entwicklung. Erste Studien für einen speziell 
auf Atmosphärenforschung ausgelegleo Satelliten 
(ATMOS) wurden begonnen. 

Die satellitengestützte Erderkundung zur genaueren 
Kariierting der Kontinente und Ozeane sowie zur Ge- 
winnung von Daten zur Wettervorhersage und von 
Informationen vor allem über Bodenschätze. Gewäs- 
ser, Vegetation, ferner zur Umweltbeobachtung und 


-konlroUe gewinnt für kommerzielle Nutzer bereits 
zunehmend an Interesse. 

Die hohen Kosten und Risiken bei der Entwicklung 
und Markteinführung von Wel träumte chnologien und 
-Systemen können im allgemeinen nicht von Anfang 
an von der Industrie allein getragen werden. In Teil* 
bereichen besteht jedoch bereits eine eigenständige 
Rolle der [ndusLrie. Bei den KonxmixnikaÜonssateUiten 
z. B. hat sich ein wachsender kommerzieller Markt 
gebüdet, der jedoch in speziellen neuen technologi- 
schen Bereichen noch flankierend der staatlichen 
Hilfe bedarf. Auch erfordert die Besonderheit dieses 
Marktes bei Vermarktung von Produkten der Indu- 
strie staatliche Mitwirkung. Ebenso geht die mitUer- 
weüe routinemäßige Nutzung von Wettersatelliten 
auf Forschungs- und Entwicklungsprogramme der öf- 
fenüichen Hand zurück. Für den Operationellen Be- 
trieb einschheßlich Beschaffung der Wettersatelliten 
in Europa wurde EUMETSAT mit Sitz in Darmstadt 
gegründet. Die Finanzierung erfolgt über Beiträge der 
EUMETSAT- Mitglieder, Produktion und Vermark- 
tung der ARIANE einschließlich der Startdienste 
wurden dem europäischen Wiitschaftsüntemehmen 
ARIANESPACE übertragen, das einen beachtlichen 
Anteil am Weltmarkt erreicht hat. 

Die industrielle Nutzung der Raumfahrt für Forschung 
und Produktion in volkswirtschaftlich relevantem Um- 
fang steht erst am Anfang, ln den an der Raumfahrt 
beteiligten Industrieländern bilden sich privatwirt- 
schaftliche Interessen Vereinigungen sowohl anbieter- 
seitig bei den Luft- und Raurnfahitunternehmen als 
auch nach frag es eilig außerhalb der Luft- und Raum- 
fahrlinduslrie und bei den Diensüeishingsbranchen. 
Vor allem für werkstotflechnolo gische Neuerungen 
und für medizinisch-pharmazeutisch-biolechnologi- 
sche Prozesse bietet insbesondere die fast vollkom- 
mene Schwerelosigkeit bei Flügen mit Höhenfor- 
schungsraketen (TEXUS), bei SPACESHUTTLE-Mis- 
sionen nül Kleinversuchscontainem (MAUS) und dem 
Einsatz des Weltraumlabors SPACELAB (D2-Mission 
1992) bereits erste Möglichkeiten, die mit dem Bau 
einer dauernd bemannten Raumstation in den 90er 
Jahren eine neue Dimension für die Forschung und 
evü. für einige ausgewählte Produktionen gewinnen 
werden. Für Kürzzeitexperimente unter Schwerelo- 
sigkeilsbedingungen steht ab 1990 der Bremer Fall- 
turm zur Verfügung. 

Die nationalen Ra umfahrt aktivitäten sind in hohem 
Maße in intemationale Zusammenarbeit eingebun- 
den. Die Beteiligung am Programm der ESA ist daher 
nach wie vor wesentliches Element des deutschen 
Wel träum Programms. Daneben hat sich die transat- 
lantische sowie die sonstige büaterale Zusammenar- 
beit (z. ß. mit USA, Frankreich. Großbritannien. Ita- 
lien) bewährt, doch ist die nationale Leistungsfähig- 
keit Voraussetzung für Akzeptanz und Partnerschaft- 
liehe, im Geben und Nehmen ausgewogene interna- 
tionale Mitwirkungsmöglichkeit. 

Aus dem Haushalt des ßMFT werden bislang über- 
wiegend die Mittel — rd, zwei Drittel — für europäi- 
sche Gemeinschaftsprogramine und die internationa- 
len Projekte in Forschung und Technologie bereitge- 
stellt (etwa 80 % der nationalen Aktivitäten sind in bi- 
eder multilaterale Vorhaben eingebunden). 
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2.5 Energieforschung und Energietechnologie 
(Förderbe reich E) 

Die Energieversorgung der Bundesrepublik Deutsch- 
land ist derzeit ausreichend gesichert. Es kann jedoch 
nicht ausgeschlossen werden, daß Energie gegen 
Ende dieses Jahrhunderts wieder teurer wird und 
ökologische Probleme einer uneingeschränkten Nut- 
zung aller bekannten Energiereserven enlgegenste- 
hen könnten- Daher muß unser En ergie verso rgungs- 
System auch für weitere strukturelle Anpassungen of- 
fen sein. Dies gilt besonders im Hinblick auf eine 
rationelle Verwendung der Energie und eine weitere 
Diversifizierung der Energieversorgung unter Be- 
rücksichtigung der aktueUen Randbedingungen, wie 
sie vor allem durch die Auswirkungen der C02-Emis- 
sionen auf das Klima vorgegeben werden. Energiefor- 
schung verfolgt daher — wie im 3. Programm „Ener- 
gieforschung und Energietechnologien “ vom Februar 
1990 ausführlich dargelegt — Problemlösungen 

— zur Umweltverträglichkeit der Versorgung ein- 
schließlich des Küma Problems und zur Schonung 
endlicher Ressourcen 

— zur mittel- bis langfristigen, technisch und wirt- 
schafUich sicheren Energieversorgung 

— zur sicheren Entsorgung aller Abfälle der Energie- 
versorgung. insbesondere der Endlagerung radio- 
aktiver Abfälle. 

Die Aufgaben des Staates zur Lösung der anstehen- 
den Energieprobleme liegen, innerhalb der markt- 
wirtschaftlichen Ordnung, 

— im Erstellen langfristig angelegter energiepoliti- 
scher Rahmenbedingungen 

— in der Durchführung von Forschungs- und Ent- 
wicklungsvorhaben bei Industrieunternehmen, 
Hochschulen. Forschungszentren und sonstigen 
Forschungseinrichtungen mit wachsender Einbin- 
dung in die Verantwortung und mit stärkerem Ein- 
satz der institutioneUen bzw. indirekten spezifi- 
schen Förderung 

— in der staatsrechtlichen FlanJdenmg zwischen- 
staaüicher Kooperation, nicht nur mit anderen In- 
dustrieländern, sondern auch mit Entwicklungs- 


ländern, deren wachsende Bedürfnisse nach ent- 
sprechenden, durch Entwicklung angepaßler 
Techniken als besondere Verpflichtung gesehen 
wird 

— in der Entwicklung von Voraussetzungen für die 
unabhängige Durchführung einheitlicher Aui- 
sichts- und KontroUaufgaben ün Bereich der Si- 
cherheit von Energielechniken. 

Den vielfältigen Aufgaben der staatlichen Energiefor- 
scbung entsprechen Lösungsansätze unterschiedli- 
cher Entwicfedungsreife. Bei der Kernenergie ist die 
Leichtwasserreaktortechmk zur technisch -wirtschaft- 
lichen Einsatzreife entwickelt, so daß die weitere For- 
schung und Entwicklung weitgehend Sache der Indu- 
strie ist. Dementsprechend konnten die Förderungs- 
ansätze im staatlichen Forschungsbudget zurückge- 
nommen werden. In vorwiegend slaaüichem Interesse 
bleiben hingegen Forschung und Entwicklung im Be- 
reich der Reaktorsicherheit. 

Eindeutige Wa cbs tu msbe reiche stellen die erneuer- 
baren Energien und die rationelle Energie Verwen- 
dung dar. Auf diesem Feld sind zwar schon viele 
Techniken aufgrund der breiten Forschungs an salze 
früherer Jahre vorhanden, es bleiben aber noch viele 
grundsätzliche Forschungsfragen zu klären, bevor 
eine breitere Markteindringung erfolgen kann. Den- 
noch besteht bei der Wirtschaft schon beule Bereit- 
schaft zur Übernahme von Verantwortung beim Bau 
von Prototyp- und Demonstrationsanlagen. 

Im Bereich der fossilen Energie (Kohle, Erdöl, Erdgas) 
ist die FuE-Situation dadurch gekennzeichnet, daß 
weitentwickelte Techniken in der Feuenmgs- und 
Kraftwerks technik verfügbar sind, die hinsichtlich 
Durchführbarkeit, Wirtschafthchkeit und (Umwelt- 
jWirksamkeit noch in der Praxis zu untersuchen sind. 
Demgegenüber müssen im Bereich der Kohlevered- 
lung Bau und Betrieb von zusätzlichen Demonstra- 
tionsanlagen angesichts der aktuellen Energiepreissi- 
tuation zunächst zurückgesteßt werden. Hier entwük- 
keit sich die Frage der Kernitniserhaltung zum Haupt- 
problem. 

Nachdem die finanzieUe Beteiligung der Wirtschaft an 
den Forschungs- und Entwicklungsvorhaben in den 
letzten Jahren deutlich gesteigert und eine Reihe von 
Groß-Demonstrationsvorhaben aus den 70er Jahren 
abgeschlossen werden konnten, bewegt sich nun das 
Finanz Volumen der Forschung und Entwicklung im 
Bereich Energie forschung insgesamt auf etwa kon- 
stantem Niveau. 


Kohle und andere fossile Energieträger 

Kohle Ist der einzige Energieträger, von dem in der 
Bundesrepublik Deutschland größere Vorkommen la- 
gern. Sie trägt mit etwa 30 % zum Prim ärenergie ver- 
brauch in der Bundesrepublik bei und wird nach dem 
Willen der Bundesregierung auch künftig einen we- 
sentlichen Beitrag zur Sicherheit unserer Energiever- 
sorgung leisten. Die staatliche Projektförderung dient 
der technischen Weiterentwicklung in den Bereichen 
Bergtechnik, Kraftwerks- und Feuerung st echnik so- 
wie der Kohleveredeiung. um eine Ef fizienzs teige - 
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rung bei der Gewinnung und Nut 2 ung fossiler Ener- 
gieträger zu erreichen. 

Vorrangige Ziele bei der Entwicklung neuer Techni- 
ken sind 

— vor allem die Verbesserung der Umweltverträg- 
üchkeit 

— daneben die Verringerung der Kosten und Erhö- 
hung der Ausbeute bei der 

O Gewinnung und 
O Nutzung fossiler Energieträger 

— das Vermeiden technologischer ^Fadenrisse*' bei 
den Entwicklungen sowie 

— die Verbesserung der Arbeitsbedingungen im 
Kohiebergbau* 

Wesentliche Ergebnisse: 

— Die Kohle gewinn ung unter Tage ist heute vollme- 
cbanisiert. Hierdurch konnte die Gewümungslei- 
stung pro Arbeitskraft erheblich gesteigert wer- 
deO; wobei gleichzeitig körperliche Entlastung 
und verbesserte Arbeitsbedingungen erreicht 
wurden- 

— Die Technik der zirkulierenden Wirbelschicht- 
feuerung für kleine und mittlere Kraft- und Heiz- 
kraftwerke fand erfolgreich Eingang im Markt, so- 
wohl im Inland als auch im Ausland, Die Verfahren 
zur Rauchgasentschwefelung und Stickoxidmin- 
denmg werden großtechnisch in Kraftwerken ein- 
gesetzt. Das Verfahren, Rauchgase über den Kühl- 
türm in die Atmosphäre zu leiten, wurde nach er- 
folgreicher Erprobung beim Modellkraftwerk in 
Völklingen bei der Umrüstung von Kraftwerken 
mit Rauch gasentschwefelungsanlagen genutzt. 
Die Ergebnisse aus Projekten zu neuen Kraft- 
werkskonzepten mit verbessertem Wirkungsgrad 
und geringeren Emission en haben zu konkreten 
Planungsarbeiten für Demonstrationskraftwerke 
in kommerzieller Größe geführt. 

— Die Kohleverflüssigimg nach dem Prinzip der di- 
rekten Hydrierung wurde im Pilotmaßstab erfolg- 
reich erprobt. Die Anlage in Bottrop wurde für den 
Einsatz minderwertiger Kohlenwasserstoffe umge- 
stellt und damit die Voraussetzung für die Erhal- 
tung und Weiterentwicklung dieser Technik ge- 
schaffen. 

— Mehrere Verfahren zur Ko hie Vergasung sind so- 
weit ausgereift, daß sie bei Gas- und Dampfturbi- 
nenkraftwerken eingesetzt werden können. 

— Es wurden Verfahren entwickelt, den bei der 
Rauchgasentschwefelung in Kraftwerken anfal- 
lenden Gips problemlos als Baustoff einzusetzen. 
Das dient sowohl der Entsorgung wie dem Um- 
weltschutz, da künftig in geringerem Maße auf 
Naturgips zurückgegriften werden muß. 

Weitere Maßnahmen: 

— Der Teufenfortschritt in Richtung Norden in der 
Bundesrepublik Deutschland stellt in zunehmen- 
dem Maße Ansprüche an die technische Weiter- 


entwicklung der ßergtechnik u, a. zur Beherr- 
schung des Gebijgsdruckes oder zur Verbesse- 
nmg der Transportsysfeme. Angesichts der Ko- 
slenstruktur bei der Kohlegewinnung ist eine weit- 
gehende Automatisierung erforderlich, z. B. mit 
Hilfe der Sensortecbnik. 

— Wenngleich die Kraftwerk stechiuk in den letzten 
Jahrzehnten erhebliche Fortschritte gemacht hat, 
erfordert der Umweltschutz zusätzliche Verbesse- 
rungen. Gas- und Dampfturbmenkraftwerke ver- 
sprechen z. B. durch die Erhöhung des Wirkungs- 
grades einen verringerten Schadstoffausstoß, bei 
geringerem Brennstoffeinsatz und gleicher Strom- 
gewinnung. Auch das im Zusammenhang mit der 
Klimaentwicklung heftig diskutierte Kohlendioxid 
könnte um etwa V 4 reduziert werden, Vorausset- 
zung hierfür ist u. a. die Entwicklung neuer Hoch- 
lemperatur- Gasturbinen für hohe Einlaßtempera- 
turen. Hierzu sind von Industrie und Hochschulen 
die erforderlichen technischen Voraussetzungen 
zu entwickeln. 

— ln Anbetracht der derzeitigen Energiepreise wird 
die Kohleveredelung, vor allem die Hydrierung 
von Steinkohle, in absehbarer Zeit nicht wettbe- 
werbsfähig werden. Andererseits darf unter dem 
Gesichtspunkt der Versorgungssicherheit in der 
Beherrschung der Technologie kein „Fadenriß“ 
entstehen. Die technische Weiterentwicklung un- 
ter diesen Randbedingungen ist durch die Anwen- 
dung der Hydriertechniken zur Aufarbeitung von 
Rückslandsölen und Schwerölen sowie dos Copro- 
cessing- Verfahren zu sichern. Darüber hinaus ist 
durch die Förderung neuer Verfahrensansätze 
nach Kosten- und Umweltvorteilen zu suchen. 

— Der Inhalt von Erdöllagerstätten wird mit konven- 
tionellen Gewinnungsraethoden nur zu etiva 15 bis 
20 % genutzt. Durch die Entwicklung von sog, ter- 
tiären Gewinnungsmelhoden läßt sich diese Aus- 
beute verdoppeln. Zu diesem Zweck werden Poly- 
mere und Tenside entwickelt und aui ihre Eignung 
getestet. 

— Prospektions- und Explorationsmethoden zur Er- 
kundung von Kohlenwasserstofflagerslätten wer- 
den neu oder wetterentwickelt. Ferner wird an der 
Gewinnung und Verarbeitung unkonventioneller 
Oie (Schweröle) gearbeitet, von denen es weltweit 
sehr große Vorkommen gibt. 


Internationale Zusammenorbeit 

Die Bundesrepublik Deutschland führt im Rahmen 
der internationalen Energieagentur (lEA) multilate- 
rale Kooperaüonsprojekte zu Forschung imd Entwick- 
lung auf dem Gebiet der fossilen Energieträger durch 
(vgl. auch Teü IV, Abschnitt 2.5). Darüber hinaus för- 
dert die Europäische Gemeinschaft in eigener Verant- 
wortung Forschungs-, Entwicklungs- und Demonstra- 
tionsvorhaben auf diesem Gebiet. Ferner gibt es bila- 
terale Projekte z. B. mit Großbritannien auf dem 
Gebiet Kohleverflüssigung und im Rahmen eines 
EUREKA- Projektes mit Frankreich auf dem Kraft- 
werkssektor* 
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Fi£-Ausgaben des Bundes für 
Kohle und andete fossile Energieträger 


MioDM IST SOLL ^ 



Emeuerbare Energiequellen und rationelle 
Ener gl e verwen dun g 

Techniken zur Nutzung emeuerbarer Energiequellen 
und zur rationellen Verwendung von Energien tragen 
zur weiteren Diversifizierung der Energieversorgring 
und zur Schonung der jetzt genutzten Ressourcen bei. 
RatiooeUe Energie verwen düng leistet weiterhin ei- 
nen Beitrag zur Minderung der Umweltbelastungen 
sowohl bei der Energieumwan dl ung als auch bei ihrer 
Verwendung. 


Emenerbare Energiequellen 

ln der Bundesrepublik Deutschland haben erneuer- 
bare Energiequellen derzeit einen Anteil von ca. 3 % 
am Prim är e ne rgiebe darf. Der überwiegende Teil wird 
dabei durch Wasserkraftnutzung gedeckt. Dieses Po- 
tential ist damit zu mehr als ausgeschöpft. Der Rest 
(0.7 %) besieht überwiegend aus der Nutzung von 
Energie, die bei der Verbrennung von Abfallstoffen 
und Biomasse anfälll. 

Die übrigen emeuerbaren Energiequellen, insbeson- 
dere die aktive Nutzung der Sonnen- und Windener- 
gie, tragen z. Z. energetisch kaum zur Deckung des 
Energiebedarfs bei. Eine Abschätzung der verfügba- 
ren Energie -Potentiale bei den erneuerbaren Ener- 
gien weist etwa 15 bis 34 Mio t SKE^) im Jahre 2000 
gegenüber etwa 9 Mio t SKE im Jahre 1988 an tech- 
nisch realisierbarem Potential aus. 

Das Problem der Nutzmng emeuerbarer Energiequel- 
len liegt in vielen Fällen in ihren relativ niedrigen Lei- 
stungs- und Energie dichten sowie in ihrer in der Regel 
zeitlich schwankenden Verfügbarkeit. Hinzu kommt, 
daß die emeuerbaren Energien auf einen Energie- 
markt treffen, der schon seit längerem stagniert. Sie 
stehen deshalb in einem Verdrängungswettbewerb 
mit etablierten Techniken, wobei wirtschaftliche Ge- 
sichtspunkte überwiegend die Vermarktung bestim- 
men. Nur in ausgewählten Einsatzb er eichen stehen 
bereits heule einige Techniken an der Grenze der 
Wirtschaftlichkeit: Windkraftwerke, Photovoltaik, 
Erdwärmenutzung, energetische Biomasse-Nutzung, 
ln Zukunft wird ihnen jedoch in Anwendungställen, 
bei denen Uraweltverträglichkeit und die lokale Ent- 


SteinkohleeinheU (Energiemaßeinheit} 


laslung der Imnüssions Vorbelastung ein hoher Stel- 
lenwert zuerkannt wird, eine größere Bedeutung zu- 
kommen. Zudem wird den emeuerbaren Energien, 
insbesondere der Photovoltaik, aus heutiger Sicht ein 
hohes Enhvicklungspotential zugeordnet. Daher ist 
eine langfristig angelegte Forschungs- und Entwick- 
lungsförderung, auch im Grundlagen bereich, not- 
wendig. 

Neben der Entwicklung technischer Elemente liegt 
die Bedeutung der erneuerbaren Energien insbeson- 
dere im Verb und eins atz mit etabherten Techniken 
und im weit erg eh enden Einsatz in Ländern der Drit- 
ten Well; so sind die Einsatzmöglichkeiten für die 
Photovoltaik in den Entwicklungsländern bei der 
Stromversorgung von Siedlungen, Trinkwasser- und 
Bewässerungsanlagen außerordentlich hoch* 

Wesentliche Ergebnisse: 

— Maiktreife von Wärmepumpen und erste wirt- 
schaftliche Anwendungen von Solaranlagen der 
ersten Generation zur Erzeugung von warmem 
Brauchwasser 

— technische Anwendungsreife mono- und polykxi- 
stalliner Siliziumzellen 

— erste Erfahrungen im Demonstrations- und Erpro- 
bungsbetrieb von netzverbun denen und nicht- 
netzverbundenen photovoltaiscben Energiever- 
sorgung sanlagen ü* a. in landwirtschaftlichen Be- 
trieben 

— technische Marklreife und erste ßetriebserfahrun- 
gen von kleinen und nuttleren Windenergieanla- 
gen, nachdem Erfahrungen mit dem Bau und Be- 
trieb großer Anlagen vorliegen. Durchführung 
eines Breilentests „100 NfW Wind“ über 5 Jahre 
im Rahmen der Wind-Deroonstrationsprogranime 
(unter großer Nachfrage, etwa 1 000 Einzelanla- 
gen und 50 unterschiedliche Anlagentypen vorge- 
sehen), Anlaufen des mit BMFT- Unterstützung ge- 
bauten größten deutschen Experimentalwind“ 
parks bei Wilhelmshaven Ende 1989 

— Realisierung technischer und infrastruktureller 
Konzepte zur möglichst kostengünstigen Nutzung 
der Windenergien 

— Intensivierung der internationalen Zusammenar- 
beit, besonders auch mit Entwicklungsländern bei 
Projekten zur Wind- und Sonnenenergienutzung 

— Entwicklung von Sys lern komponenten zur Erzeu- 
gung, Speicherung und Anwendung von Wasser- 
stoff -Techniken, u. a. Hochleistungselektrolysen 
(Hot EUy) 

— Weiterentwicklung zur Energienutzung aus Bio- 
masse und Abfallstoffen (3 — 4 % des Primärener- 
giebedarfs) fortgeschrittener Verbrermungstech- 
niken (z. B. Wirbelschichtfeuerung), Techniken 
zur Ver- und Entgasung sowie zur Gewinnung und 
Nutzung von Deponiegas. 

Forschungs- und Entwicklungs Schwerpunkte sind 
ferner die energetische Nutzung von Pflanzen, die 
Umwandlung und Konditionierung von Biomasse so- 
wie die Entwicklung und Erprobung geeigneter Ver- 
wertun g ssy s t e me . 
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Weitere Maßnahmen: 

— Weiterentwicklung von Techniken zur solarther- 
mischen und photovoltaischen Sonnenenergienut- 
zung mit dem Ziel höherer Zuverlässigkeit und 
Wirtschaftlichkeit r Fortsetzung der Komponenten- 
entwickJung 

— Verstärkung der anwendungsorientierten Grund- 
lagenforschung im Bereich der Solartechnik Ln den 
Großforschungseinrichtungen 

— Weiterentwicklung derTechniken zur Herstellung 
kostengünstiger kristalliner SiliziunizeUeu mit ho- 
hen Wirkungsgraden 

— Untersuchung von Materialien und Herslellverfah- 
ren für Dünn schiebt- So larzellen aus amorphem 
Silizium und aus Verbindungshalbleitem 

— Fortsetzung laufender Demonstrationsprogramme 
wie ^100 MW Wind'': Auswertung der Betriebser- 
gebnisse über wissenschaftliche Meß- und Eva- 
luierung sp rogra mm e 

— intensive Forschung und Entwicklung von Hoch- 
energiebalterien, die u, a, für die Weiterentwick- 
lung der Elektroautos eine wichtige Entwicklungs- 
linie einnehmen. Ein Schwerpunkt ist dabei die 
Verbesserung oxidkeramischer Materialien zur Er- 
höhung der Standfestigkeit und Verfügbarkeit 

— Entwicklung hydrologischer, geologischer und 
physikalisch -chemischer thermischer Speichersy- 
steme für den Einsatz emeuerbarer Energien im 
Sys te m verb un d 

— Entwicklung von Techniken zur Erzeugung von 
Wasserstoff durch Photovoltaik/Elektrolyse und 
zur Anwendung bei Fahrzeugantrieben, insbeson- 
dere in kommunalen Bussen 

— Entwicklung und Erprobung oxid keramisch er so- 
wie karbonat- Schmelz ander BrennstoffzeÜea, die 
u. a. wegen hoher erreichbarer Wirkungsgrade als 
elektrochemische Energiewandler mit Zukunft zu 
betrachten sind 

— Erforschung der Hot Dry Rock-Technik zur Nut- 
zung von Erdwärme im europäischen Verbund. 
Für ein Deraonstrationsprojekt in Zusammenarbeit 
mit der EG stehen als mögliche Standorte Soultz/ 
Frankreich, Bad Urach (Bundesrepublik Deutsch- 
land) oder Cornwall (Großbritannien) zur Verfü- 
gung. Über die Durchführung ist z. Z, noch nicht 
entschieden* 

Ferner wird im Rahmen von FuE -Projekten die 
Detektion und Nulzung von hydrotherrnalen Vor- 
kommen im Untergrund durch neue Verfahren 
und Methoden untersucht. 

— Intensivierung der internationalen Zusammenar- 
beit auf der Ebene der Forschung auf den Gebieten 
Ceothennie, Photovoltaik, Kom ponen lenen twick- 
iung, Solarthermie und bei der EnUvickJung, ins- 
besondere im Verbund mit Entwicklungsländern. 
Im Bereich der photovoltaischen und solarthermi- 
schen Anwendongstechnik werden unter dem 
Schwerpunkl „Anwendung im ländlichen Raum 
der Dritten Welt“ folgende Aufgaben verfolgt: 


O weltweite Demonstration und Erprobung pho- 
tovoltaischer und solarthermischer Trinkwas- 
serpumpen sowie photovollaischer Kleinappli- 
kationen 

O Anpassung und Erprobung kleiner Windkrafl- 
anlagen für und in Landern der Dritten Welt 

O Entwicklung neuer Verfahren unter Einsatz der 
Solarenergie in Bereichen wie Wasseraufberei- 
tung und -entsalzung, Kühlung mit Prozeß- 
wärme. 


Rationelle Energieverwendung 

Den größten Verbrauchsposten in der Energiebilanz 
der Bundesrepublik Deutschland mit einem nahezu 
konstanten Anteil von knapp 45 % am gesamten End- 
energieverbrauch stellt, noch vor dem Sektor „Indu- 
strie und Verkehr", der Sektor „Haushalt und Klein- 
verbrauch" dar. Der weitaus überwiegende Teil die- 
ser Energie dient der Beheizung von Gebäuden. Unter 
energie politischen wie imter Umweltschutzaspeklen 
stellt die Erschließung des darin enthaltenen Einspar- 
potentials eine vordringliche Aufgabe dar, die weiter- 
hin auch Forschungs- und Entwlcklungsanstrengun- 
gen erfordert. 

Wesentliche Ergebnisse: 

— Klassisches Ziel des bautichen Wärmeschutzes ist 
die Verminderung der Transmissionswärme-Ver- 
luste durch die GebäudeumfassungsQächen. Hier 
konnten nüt weiterentwickelten Wärmedämmate- 
riahen und neuartigen konstruktiven Lösungen die 
technischen Voraussetzungen für eine Erhöhung 
derjenigen gesetzlichen Anforderungen geschaf- 
fen werden, die seinerzeit über die zweite Stufe 
der „Wärmeschulz Verordnung" in das Bauwesen 
emgeführl wurden. 

— Erste Grundlagenuntersuchungen und Experi- 
mente im Bereich der transluzenten Wärmedäm- 
mung haben gezeigt, daß mit diesen neuen Mate- 
rialien an massiven Gebäudeaußenwänden oder in 
Liebtöffnungen die Energiegewinne sowohl in 
passiven und passiv-hybriden Soiarsysteinen als 
auch in aktiven Systemen wie FlachkoUektoren 
entschieden verbessert werden können. Im Rah- 
men eines umfangreichen Verbundvorhabens 
wurden die Voraussetzungen für eine Reihe von 
anwendungsnahen Sy stementwLc klungen und 
-tests geschaffen, 

— Verstärkte Kombination von Lüftung und Heizung 
in Verbindung mit Wärmerückgewmnung ist als 
Folge verstärkter Energiesparmaßnahmen gera- 
dezu zwangsläufig eminent wichtig geworden. 
Insbesondere das breit gefächerte Verbundprojekt 
„Lüftung im Wohnungsbau" in Verbindung mit 
länderubergreifender Kooperation (Internationale 
Energieagentur} führte zu Ergebnissen, die z. Z. 
Eingang in die Praxis u. a. bei der laufenden Über- 
arbeitung der sogenannten „ Lüftung s normen " fin- 
den. 

— Bei energiesparenden Hausgeräten sind große 
Fortschritte zu verzeichnen, obwohl sich die Förde- 
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rung von FuE aufgrund eines funktionierenden 
Wettbewerbs auf dem Markt auf einige weni- 
ge und beispielhafte Anstoßentwicklungen be- 
schränkte, etwa die Entwicklung neuer, stromspa- 
render Lampen und Leuchten. 

— Verbesserung konventioneller Heizungstechnikr 

Nachdem aufgrund intensiver Forschungs- und 
Entwicklungsarbeiten und eines ausgeprägten 
Wettbewerbs in den letzten Jahren ein hoher tech- 
nischer Stand erreicht werden konnte, richtet sich 
die Forschung und Entwicklung nun speziell auf 
Optimierungs- und Schadstof freduziening smaß- 
nahmen. Gleichzeitig werden Anstrengungen un- 
temommen, das Handwerk in die J-age zu verset- 
zen, die neuen Technologien optimal zu installie- 
ren und zu warten. Zudem wurden im Rahmen 
einer Studie die Ursachen mangelnder Akzeptanz 
— z. B, InformatLonsdefizite, Anwendungspro- 
bleme u. a. — ermittelt und ein Rahmenprogramm 
mit zahlreichen Vorschlägen zur Verbesserung 
dieser Situation durch kurz-^ mittel- und langfri- 
stige Strategien erarbeitet. 

— Passive Solarenergienutzung: 

Nachdem technische Voraussetzungen — z, B. 
Glasarchitektur — und Erfahrungen bei der Imple- 
mentierung vorliegen und die Möglichkeiten und 
Grenzen des passiven Solarenergiegewinns in un- 
serem Klima aufgezeigt werden konnten, findet 
die passive Solaienergienutzung zimehmend Bau- 
herren als Nutzer.- 

— Erarbeitung umfassender Inlormationspakete über 
die umfangreichen wissenschaftlichen Erkermt- 
nisse der letzten 10 Jahre zum Zwecke der Ausbü- 
dung. Weiter- und Fortbildung der Banplaner und 
-ausführenden. Sie informieren über erfolgreich 
abgeschlossene Vorhaben, die der BMFT zum 
Themenbereich „Rationelle Energieverwendung 
und Solarenergienutzung in Haushalt und Klein- 
verbrauch“ gefördert hat und werden von der Bür- 
geiinformation Neue Energietechnik (BINE^) 
beim Fachinformationssystem Energie in Form von 
insgesamt 26 sog, BINE-Faltblättem an Interessen- 
ten verteilt. 

Weitere Maßnahmen 

— Weiterentwicklung und Implementieruiig von 
neuen Werkstoffen zur Wärmedämmung, insbe- 
sondere der transluzenten Wärmedämmung in 
passiven, passiv-hybriden und aktiven Solarsyste- 
men 

— Entwicklung und Anwendung von technischen Lö- 
sungen zur regulierten Lüftung in Aufenthaltsräu- 
men 

— Durchführung von Meßprogrammen bei der passi- 
ven Solarener0enutzung zur Theorieverifikation 
und ggf. -anpassung, damit ab gesicherte Pla- 
nungsverfahren und Software erarbeitet werden 
können. 


Bürger-Information Neue Energietechnik (BINE), Mechen- 
straße 57 , 5300 Bonn l 


Inlernationole Zusammenarbeit 

Die Bundesregierung betrachtet es als wichtige Auf- 
gabe, durch Entwicklung geeigneter Technologien im 
Bereich emeuerbarer Energien und rationeller Ener- 
gieverwendung 

— zur Lösung der Energieprobleme der Dritten Welt 
beizutragen 

— die Marktchancen der deutschen Wirtschaft zu 
verbessern. 

Auch in Zukunft bleibt die Fortsetzung der internatio- 
nalen Zusammenarbeit innerhalb der Inlemationalen 
Energieagentur (lEA) und der Europäischen Gemein- 
schaft ein wichtiger Bestandteil der Forschungspoli- 
tik, Die vor allem in den letzten Jahren stark ausge- 
weiteten Programme der Europäischen Gemeinschaft 
haben die nationalen Förderprogramme wesentlich 
ergänzt, 

FuE-Ausgaben des Bundes für 
Emeuerbaie Energiequellen imd rationelle 
Energie Verwendung 
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Nukleare Energieforschtmg (einschließlich 
Reaktorsicherheit) 

Bau und Betrieb der kommerziellen Leichtwasserre- 
aktoren, die einen Anteil von etwa 40 % an der öffent- 
lichen Stromversorgung erreicht haben, bedürfen kei- 
ner staatlichen Förderung mehr* Die FuE-Förderung 
richtet sich schwerpunktmäßig auf die Reaktorsicher- 
heit, den Brennstoffkreislauf und die Einzelaspekte 
der Weiterentwicklung der fortgeschrittenen Reakto- 
ren, d, h. der Brutreaktortectmik und der Hochtempe- 
ratiirreaktortechnik. Das vomehmliche Ziel der Reak- 
torsicherheitsforschung ist es, im Rahmen der Vorsor- 
gepflicht des Staates die wissenschaftlich-technische 
Grundlage zur Beiirteilimg urid Bewertung der Si- 
cherheit kem technischer Anlagen zu schaffen und 
Anstöße zur Verbesserung und Weiterentwicklung 
der Sicherheitstechnik zu geben. Im Rahmen der Ent- 
sorgung spielen die Untersuchungen zur Endlage- 
ning eine besondere Rolle. Da Planung, Errichtung 
und Betrieb von Endlagem nach dem Atomgesetz in 
der Zuständigkeit des Bundes liegen, werden die er- 
forderlichen FuE- Arb eiten in Ausfüllung dieser ge- 
setzlichen Verpfhchtung durch geführt. 

Im Bereich Nukleare Energieforschung werden For- 
schungs- und Entwicklungsvorhaben bei Industrie, 
Hochschulen, Kernforschungszentren und anderen 
Forschungseinrichtungen gefördert. 
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Wesentliche Ergebnisse: 

— Erweiterung der werkstoffmechanischen Datenba- 
sis für Komponenten in den Bereichen hoher Tem- 
peratur, dynamischer Belastung und Alterung 

— Untersuchungen am ehemaligen Heißdanipfreak- 
tor (HDR), Sie bestätigen ausreichende Sicher- 
heitsreserven bei Belastungen der Rohrleitungen 
in einem Kernkraltwerk durch Tbermoschock, 
Flugzeugabsturz oder Erdbeben 

— Bestätigung der Wirksamkeit des deutschen Not- 
kühlkonzepU mit kombinierter Einspedsung: Sie 
wurde bei Versuchen im Maßstab 1 : 1 an der Up- 
per Plenum Test Facility (UPTF) bestätigt. Eignung 
und Wirksamkeit von Systemfahrweisen wurde in 
dem Integral Versuchs stand PKL (Primärkreislauf) 
demonstriert 

— Abschluß der Phase B der Deutschen Risikostudie 
Kernkraftwerke. Zwischenergebnisse hatten be- 
reits die Mögüchkeit zu Verbesserungen aufge- 
zeigt, die z. T* schon umgesetzt wurden. Möglich- 
keiten zu einer Verminderung des Risikos durch 
Aktivierung anlagenintemer Notfallschutzmaß- 
nahmen wurden untersucht 

— Weiterentwicklung der Methoden der Sicherheits- 
analyse für Anlagen des Brennsloffkreislaufs und 
der Endlagening 

— mit der Förderung des Forschungsreaktors MPR 30 
in Indonesien, einem neuartigen System mit nied- 
rig angereichertem Brennstoff, wurde ein Beitrag 
zu den internationalen Bestrebungen zur Reduzie- 
rung des Proliferationsrislkos geleistet 

— 10 Jahre erfolgreicher Betrieb der Schnellbrut- 
reaktor-VersuchsanJage Kompakte Natriumge- 
kühlte Kemreaktoranlage (KNK IT) in Karlsruhe 

— Fertigstellung der Schnellbrutreaktor- Versuchs- 
und Prototypanlage SNR300 Kalkar im Jahre 
1986, Sicherstellung der Finanzierung einer sog. 
Wartephase 1989 und — falls erforderlich — 1990 
und 1991 zur Erlangung der noch ausstehenden 
Genehmigungen 

— Nach der Übergabe des THTR-300 Hamm-Uen- 

Irop an den Betreiber Mitte 198? lieferte ein etwa 
1 ^Ajähriger Betrieb wichtige Erfahrungen. Wegen 
Anfang 1989 auf getretener wirtschaftlicher 

Schwierigkeiten der Betreibergesellschaft wurde 
auf eine Wiede rin betrieb nähme verzichtet 

— Im stillgeiegten Salzbergwerk Asse wurden die 
technischen Vorbereitungen wirklichkeitsnaher 
Versuche zur Einlagerung hoch- und mitlelaktiver 
Abfälle abgeschlossen. Die Errichtung eines Bau- 
werks für den 1 : 1-Test eines Streckenabschlusses 
hat begonnen, 

— Für die anstehenden Fragestellungen zur Lang- 
zeltsicherheit von nuklearen Endlagem wurde ein 
geschlossener Forschungsplan erarbeitet. 

— Die bisherigen Ergebnisse der Arbeiten zur direk- 
ten Endlagening abgebrannter Brennelemente ha- 
ben gezeigt, daß diese Technik auch unter Sicher- 
heiLsgesichtspunkten realisierbar ist. Umfangrei- 
che Demonstratio ns versuche wurden vorbereitet 


und beginnen in Kürze. Aus einer größeren Anzahl 
möglicher Endlagerkonzepte wurden aufgrund sy- 
stemanalytischer Untersuchungen drei für die De- 
lailplanungen ausgewählt. 

— Obwohl die Meeresversenkung radioaktiver Ab- 
fälle für die Bundesregierung nicht zur Diskussion 
steht, fördert sie aus informatorischen Gründen 
entsprechende FuE-Arbeiten oder beteiligt sich 
daran. Die bisher gewonnenen Ergebnisse spre- 
chen nicht gegen die prinzipielle Mögüchkeit, ra- 
dioaktive Abfälle Lro Meeresboden sicher endzula- 
gem. 

Weitere Maßnahmen, z. T. in Vorbereitung: 

— Weiterentwicklung von MethodenA^erfahren zur 
Bewertung der ResÜebensdauer von Komponen- 
ten 

— experimentelle und analytische Untersuchungen 
zur Bewertung von Maßnahmen des anlageninter- 
nen Notfallschutzes 

— verbesserte Beschreibung der Vorgänge bei 
schweren Reaktorstörfällen. Hierbei sind außer 
Untersuchungen zur Wasserstoffproblematik auch 
experimentelle und analytische Arbeiten zur 
Schmelze/Belon-Wechselwirkung, dem Aerosol- 
verhalten im Sicberbeitsbehälter und zur Füterent- 
wicklung notwendig. 

— Entwicklung eines AnaJysesimulators und seine 
Anwendung in einer Testwarte zur Simulation von 
UnfaUabläufen und die Wirkung von Gegenmaß- 
nahmen 

— probabilistische sich erb eit sanalytische Untersu- 
chungen zum Siedewasserreaktor 

— Weiterentvricklungder Laseranreicherung im Ver- 
bund mit der Hochleistungslaser-Entwicklung 

— Inbetriebnahme des SNR 300 

— Sammeln und Auswerten von Betriebserfahnmgen 
(Verholten und Lebensdauer von Komponenten, 
Verifizierung der Berechnungsunterlagen) bei den 
fortgeschrittenen Reaktoren 

— Weiterentwicklung der Bmtieaktortechnik im 
Rahmen der europäischen Zusammenarbeit 

— Weiterentvricklung der Hochtemperaturreaktor- 
baulinie, vor allem unter dem Gesichtspunkt der 
HTR-speziftschen Sicherheitseigenschaften und 
zur Anwendung nuklearer Prozeßwärme 

— Sic herb ei ts Untersuchungen zu Wiederaufarbei- 
tungstechnologien für Brennelemente höherer 
Pluto nl um anreichening 

— Fortführung der Grundlagenforschung und techni- 
scher Großversuche (Abschlußbauwerke, Bohr- 
lochlagerung} zur Realisierung von Endlagem in 
Salz 

— Durchführung von langzeitigen Ln -Situ -Einlage- 
rungsversuchen mit 30 hochaktiven Modellkokil- 
len zur Demonstration der sicheren Eodlagerbor- 
keü radioaktiver Abfälle in Salz 

— Weiterentwicklung von Methoden und Verfahren 
zur Überprüfung bzw. zum Nachweis der Lang- 
zeitsicherheit von Endlagern 


107 


Drucksache 11/6886 


Deutscher Bundestag — 11. Wahlperiode 


— Fortführung der DemonstratioDs versuche zur di- 
rekten Endlagerung im Hinblick auf den Nach^veis 
der Anwendungsreife dieser Technik 

— modeühafte Beseitigung des stillgelegten Kern- 
kraftwerks Niederaichbach (KKN) 

— Optimierung der Maßnahmen zur Spaltmaterial- 
Überwachung, 


JntemQtionale Zusammenarbeit 

Internationale Zusammenarbeit hatte ün Bereich der 
nuklearen Energieiorschung und -technologie schon 
immer einen hohen Stellenwert* 

Die Bundesregierung unterstützt die Progranune zur 
Weiterentwicklung der Kernenergie in der 

— Europäischen Gemeinschaft im Rahmen des dort 
laufenden Energieforschungsprogramms 

— Kemenergieagentur (NEA) der OECD 

— Internationalen Atomenergie -Organisation (LAEO) 

und hat daran Anteil (vgl. auch Teil IV, Kapitel 2). 

Darüber hinaus bestehen bilaterale und multilateraie 
Vereinbarungen zur Zusanunenarbeit sowie zur 
Durchführung gemeinsamer Projekte. 

Die Schwerpunkte der interaationaJeD Zusammenar- 
beit liegen auf den Gebieten 

— schnelle Brutreaktoren 

— Reaktorsicherheilsforschung 

— Brennstoffkreislauf. 


FuE-Ausgaben des Bundes 
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Kemfusi 0 ns f o rschun g 

Eine erfolgreiche Durchführung der Fusion sexperi- 
mente an den Tokamak- Anlagen Joint European To- 
rus (JET) und an dem amerikanischen Tokamak Fu- 
sion Test Reactor ( IM K) wird in den nächsten vier bis 
fünf Jahren voraussichtlich sehr nahe an das Lawson- 
kriterium (Erreichen der nötigen Plasmadichte über 
hinreichend lange Zeit) und damit an ein erstmals 
energie liefernd es Plasma heranführen. Bedingt durch 
die ForlschriUe in der Plasmaphysik finden zuneh- 


mend die technischen Probleme Interesse, die mit 
dem Bau eines Fusionsreaktors verbunden sind. Dem- 
entsprechend ist die zukünftige Zielrichtung der Fu- 
sionsforschung: 

— Lösung der plasmaphysikalischen Probleme mit 
Hilfe großer Expenmentiereinrichtungen 

— Bearbeitung technischer Fragestellungeo in einem 
umfassenden Technologie Programm. 

Das deutsche Fusionsprogramm wird institutionell ge- 
fördert. In den drei Großforschungseinrichtungen 
Max- Planck- Institut für Piasmaphysik (fPP) Garching* 
Forschungszentrum Jülich (KFA) und Kemfor- 
scbungszentrum Karlsruhe (KfK) (vgl auch TeU V* 
Kapitel 4) werden arbeitsteilig plasmaphysikaJische 
und technologische Untersuchungen zur Kernfusion 
in Großexperimenlen durcbgeführt. Das deutsche Fu- 
sion s pro gramm ist Bestandteil des europäischen Pro- 
graiums, das von EURATOM koordiniert und mit be- 
trächtlichen Gemeinschaftsmitteln gefördert wird. 

Dieses europäische Fusio ns pro gramm wird nach 
mehrfachen Begutachtungen, u* a. durch ein Gre- 
mium unabhängiger Wissenschaftler, aufgrund des 
Beschlusses des EG-Rates für den Zeitraum 1987 bis 
1991 fortgesetzt Ziel des EURATOM-Fusionspro- 
gramms ist es, in etwa 40 Jahren die Fusion als Ener- 
giequelle zur Verfügung zu haben. Um dieses Ziel zu 
erreichen, soll nach JET nur noch ein einziges Groß- 
projekt Next European Torus (NET) als Zwischen- 
schritt gebaut werden. 

Seit 1988 arbeiten Wissenschaftler der USA. Japans* 
Kanadas, der UdSSR und des Europäischen Fusions- 
programms am Entwurf des nächsten Experiments* 

FuE-Ausgaben des Bundes für 
KemfusionsfbrschiMig 
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eines IntematioDalen Thennonuklearen Experimen- 
tellen Reaktors (ITER), im IPP Garching zusammen 
mit dem Ziel, statt einer Europäischen Lösimg ein 
weltweites Experiment zu verwirklichen. 

Die dafür notwendige Weichen Stellung wird Anfang 
der 90er Jahre aufgrund der dann vorliegenden Er- 
gebnisse der Großexperimente im Zusammenhang 
mit dem Beginn der Detailpianung der nächsten Groß- 
versuchsanlage erwartet. 


2.6 Umweltforschung; Klimaforschung 
(Förderbereich F) 

Ökologische Forschung 

Ziel der ökologischen Forschung ist es, durch interdis- 
ziplinäre Forschung über ökologische Zusammen- 
hänge Schädigungen und Schädigxmgsmöglichkeiten 
der Umwelt zu erkennen und damit eine Grundlage 
für Vorschläge zum Schutz vor möglichen Schäden 
oder zur Schadensbehebung zu schaffen. 

Forschungsschwerpunkte sind: 

— Ökosystemforschung 

— Bodenbelastung und Wasserhaushalt 

— Waldschadensforschung 

— Atmosphärische Eh'ozesse imd stratosphärische 
Ozonforschung 

— Umweltchemikalien 

— Umwelt und Gesundheit, 

Folgende Themen stehen dabei im Vordergrund: 


Ökosystemforschung 

In der Wissenschaft setzt sich immer mehr die Er- 
kenntnis durch, daß Schädigungsprozesse unserer 
Umwelt nxir dann hinreichend erkannt und bewertet 
werden können, wenn sie nicht einzeln, aus ihrem 
Zusammenhang herausgelöst betrachtet werden. 
Deshalb kommt der Ökosystemforschung — der 
Ganzheitsbetrachhmg der Ökologie — in Zukunft be- 
sonderer Stellenwert zu. 

Ökosystemforschung führt zu einer besseren Kenntnis 
der Stoff- und Energieströme — auch der Schadstoff- 
ströme — , zu einem verbesserten Verständnis der Ur- 
sachen- und Wirkungsmechanismen und des ökologi- 
schen Gleichgewichts von Ökosystemen. 

Langfristig können dann hieraus die zur Schade ns Ver- 
hütung oder -begrenzung notwendigen Maßnahmen 
abgeleitet werden. 

Es ist jedoch bei dieser Art interdisziplinärer For- 
schung notwendig, sich auf das WesenÜiche zu be- 
schränken und eine organisierte Kooperation aller an 
dieser wissenschaftlichen Fragestellung beteiligten 
Institutionen des Bundes und der Länder, wie z. B. 
Forschungsinstitute der Hochschulen, Großfor- 
schimgseinrichtung en , Max-Planck- G esellschaft , 

Fraunhofer- Gesell Schaft, schrittweise herbeizufüh- 
ren. 


Mit der Etablierung ausgewählter zentraler Ökosy- 
stemforschimgsprojekte, die sich z. B. mit Wald-, 
Agrar-, Stadt-/lndustrieökosystemen befassen und 
langfristig angelegt sind, soll eine verbesserte Ar- 
beitsteilung und — damit verbunden — eine nu tzbrin- 
gendere Konzentration der Forschungsaktivitäten er- 
zielt werden. 

Bodenbelastung und Wasserhaushalt 

Die vielfältigen Funktionen des Bodens, seine Schutz- 
bedürftigkeit, die an ihn gesteOten Nutzungsansprü- 
che und die daraus resultierenden Gefahrenpoten- 
tiale bestimmen die Inhalte der Forschung zum Schutz 
des Bodens: 

— Erfassung der Bedingungen, Strukturen und Vor- 
gänge, die den Boden als integralen Bestandteü 
von terrestrischen Ökosystemen mit ihren Energie- 
und Stoffkreisläufen befähigen, seine Leistungsfä- 
higkeit durch Selbstreguliemng auch in Bela- 
stungssituationen zu erhalten 

— Eintrag, Verhalten und Wirkungen von Schwer- 
metallen, organischen Substanzen, Nährstoffen 
(insbesondere Nitrat) und Säuren bzw. Säurebüd- 
nem, die durch direkten Eintrag, über das Wasser 
oder die Luft in den Boden gelangen 

— Untersuchungen zum besseren Verständnis, zur 
Prognose und zur Abwehr von Wind- und Wasser- 
erosionsprozessen und Bodenverdichtungen 

— Entwicklung von Konzepten zur Bereitstellung von 
Informationen über die Böden, ihre Eigenschaften, 
Nutzungen und Belastungen sowie von Modellen 
für die Verknüpfung dieser Informationen zum Ab- 
schätzen der Risiken bezüglich der Schädigung 
der verschiedenen Bodenfunktionen 

— Charakterisierung der Bodenmanspruchnahme 
durch Flächenverbrauch (für Siedlung, Verkehr, 
Industrie und Gewerbe, Altlasten) und Entwick- 
lung von Altemaüvstrategien unter Berücksichti- 
gung ökologischer Belange 

— Umsetzung wissenschaftlicher Erkenntnisse über 
Ursache/Wirkungsbeziehungeo in Handlungs- 
konzepte und Empfehlungen für einen schonen- 
den und vorsorgenden Umgang mit der Ressource 
Boden bei konkurrierenden Nutzimgsansprü- 
chen. 

Der Boden ist wesentliches Kontaktmedium zum Was- 
ser, das Oberflächen-, Grund-, Kapüar- oder Sicker- 
wasser sein kann. Ferner erfüllt der Boden eine wich- 
tige Funktion im Wasserhaushalt oder bei der Grund- 
wasserbildung. Untersuchungen zur Ökologie von 
Fließ gewässem eiuschließlich ihrer Ufer- und Auen- 
bereiche sowie zur Ableitung ökologisch optimierteT 
Schutz- und Nutzungskonzepte werden deshalb in 
enger Kopplung zur Bodenforschung durchgeführt. 

Wüldschadensforsch ung 

Durch interdisziplinäre Ursache-Wirkungsforschung 
wurden die verschiedenen Hypothesen zur Erklärung 
der neuartigen Waldschäden konzentriert an ausge- 
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wählten Standorten verfolgt. Die bisherigen For- 
schungsergebnisse der zahlreichen vom Bund — ins- 
besondere vom BMFT und den Bund es minist erien für 
Umwelt, Naturschutz und Realclorsicherheil {BMU) 
sowie für Ernährung, Landwirtschaft und Forsten 
(BML) — und den Ländern geförderten Vorhaben 
weisen deutlich darauf hin, daß als Ursache für diese 
Waldschäden nicht einzelne Streßfaktoren allein aus- 
schlaggebend sind, sondern daß es sich um komplexe 
Erkrankungen handelt, deren Ursachen Standort- und 
zeitabhängig sind. Luftschadstoffe spielen dabei eine 
maßgebliche Rolle. 

Die Phase der Bestandsaufnahme kann als abge- 
schlossen angesehen werden, ihr folgt jetzt eine ver- 
tiefte Analyse der standortspezifischen Quantifizie- 
rung der Einflußg roßen. 

Nach Auswertung der bisherigen Forschungsergeb- 
nisse wird sich die Förderung des BMFT in Zukunft 
auf drei Schwerpunkte konzentrierea: 

— Immissions- und DeposLtionsmessungen mit dem 
Ziel, die Stoffströme an den Schnittstellen Aüno- 
sphäre/Blatt und Almosphäre/Boden feststellen 
und büanzieren zu können 

— Untersuchungen zum oberirdischen Wirkungs- 
pfadr einschließlich biochemischer Untersuchun- 
gen zum Eindringen und Verhallen der Schad- 
stoffe im biologrischen System 

— Untersuchungen zum unterirdischen Wirkungs- 
pfad mit den Unlersuchungskomplexen Chemie 
und Biologie/Biochemie des Bodens, Biologie/Bio- 
chemie und Transportvorgänge in der Rhizosphäre 
und Stoffwechselphysiologie Lm Wurzelbereich, 
die olle eng miteinander Zusammenhängen. 


Atmosphärische Prozesse und Stoftkreisläuie 

Die Folgen der SchadsEoffbelastung der Atmosphäre 

— wie z. B. im bodennahen Bereich Waldschäden. 
Materialschäden, Beeinträchägcmg der Gesundheit 
des Menschen sowie Abbau der stratosphärischen 
Ozonschichlin der Höhe — erfordern eine Aufklänmg 
der physikalisch-chemischen Prozesse von Spuren- 
stoffen in der Atmosphäre. Neben der kleinräumigen 
und regionalen Verfrachtung sind auch die überregio- 
nale Ausbreitung von Schadstoffen und deren Um- 
wandlungsreaktionen während des Transports zu un- 
tersuchen, Besonderes Augenmerk wird dabei aber 
auch auf die Ablagerung von anthropogenen Spuren- 
stoffen gelegt, um die Schadstoffkreisläufe zu bilan- 
zieren und gesicherte Daten für die Wirkungsfor- 
schung ru bekommen. 

Die Schwerpunkte der BMFT- Förderung in diesem 
Bereich sind 

— das EUREKA- Projekt EUROTRAC, in dem unter 
Beteiligung von 17 europäischen Staaten in 14 
Subprojekten der Transport und die Umwandlung 
umweltrelevanter Spurenstoffe in der Troposphäre 
über Europa erforscht werden 

— das Ozonforschungsprogramm mit dem Ziel, Art 
und Umfang der veränderten Ozonkonzenlration 
in der Stratosphäre feslzustellen, die Ursachen zu 


ergründen und Vorhersagen für die künftige Ent- 
wicklung zu ermöglichen. 

Umweitchemikahen 

Für die Erfassung und Abschätzung des Gesamtrisi- 
kos für die unbelebte und belebte Umwelt durch Che- 
mikalien gilt es vorrangig, Methoden und Verfahren 
zur langfristigen Trenderkennung bei der Schadens- 
belastung zu entwickeln. Neben der Ermittlung der 
DosisAVirkungsbeziebung von Stoffen oder Stoffklas- 
sen auf Lebewesen rücken zunehmend Fragen nach 
Wirkung und Verhalten von Um weit Chemikalien in 
Ökosystemen in den Mittelpunkt der Untersuchun- 
gen; also Fragen der 

— Ausbreitung, Deposition, Akkumulation und Um- 
wandlung von Um weit Chemikalien, 

— Reaktionen im System mit dem Ziel der Übertrag- 
barkeit von Ergebnissen aus Einzels pezies -Tests 
auf andere Organisahonsebenen im Ökosystem 
(Individuen, Populationen, Lebensgemeinschaf- 
ten), Regeneration und Anpassung von Lebewe- 
sen. 

UmweJi und Gesur^dheit 

Lang Zeitstudien zur Erkennung gesundheitsschädli- 
cher Wirkungen von Umweltfaktoren haben beson- 
dere methodische Schwierigkeiten, Der Grund dafür 
liegt u. a. in der Vielfalt möglicher Risikofaktoren und 
der Trennung der verschiedenen Einflüsse. Hierzu 
gehört auch die große Anzahl von Schadstoffen, die 
auf den Menschen einwirken können. 

fn Anbetracht der toxischen Wirkungen verschie- 
dener chemischer Substanzen — z. B. derDioxineund 
Furane — sind genaue Kenntnisse über das Entstehen 
und Auftreten solcher Stoffe notwendig. Sie müssen 
durch umfangreiche toxikologische Untersuchungen 
ergänzt werden, um die möglichen Risiken auch für 
den Menschen zu beschreiben. Soweit noch nicht vor- 
handen, sind die Voraussetzungen für die umfangrei- 
chen Untersuchungen der Wirkungen hochtoxischer 
Stoffe, z. B. in Tierversuchen, zu schaffen. Ferner ist 
zu erforschen, wie zukünftig eine rückslandslose ge- 
fahrenfreie Beseitigung — beispielsweise durdi Um- 
wandlung der Stoffe — erreicht werden kann. Die 
Zahl und insbesondere der große Aufwand für die 
Untersuchung solcher hocbtoxischcn Stoffe macht 
eine gezielte intematiouale Arbeitsteilung unum- 
gängüch. 

Durch experimentelle und epidemiologische Untersu- 
chungen sollen Risiko Substanzen aufgespürt werden. 
Neue Methoden und Indikatoren sollen entwickelt 
werden, die als Instrument für eine Früherkermung 
von Schadsloffbelastungen eingesetzt werden kön- 
nen. Der Übertragbarkeit der Forschungsergebnisse 
auf den Menschen kommt besondere Bedeutung zu. 

/nferno/iona/e Zusammenarbeit 

Umweltprobleme sind keine Phänomene, die nabonal 
eingegrenzt werden oder allein auf nationaler Ebene 
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gelöst werden können* Im Rahmen der ökologischen 
Forschung ist deshalb von Beginn an versucht wor- 
den, Problemlösungen zusammen mit unseren Nach- 
barstaaten, aber auch auf außereuropäischer Ebene 
zu finden. 

Beispiele für internationale Zusamme narb eit sind die 
EUREKA-Projekte EUROTRAC und Lasfleuer oder 
das auf Initiative von Frankreich und der Bundesrepu- 
blik Deutschland zustande gekommene EUROSILVA- 
Projekt, in dem die Physiologie des Baumes näher 
untersucht werden soll. Steigende Bedeutung ge- 
winnt auch die Zusammenarbeit im Rahmen der 
EG- Forschungsprogramme (z* B. STEP). 

ln der Zusammenarbeit mit außereuropäischen Staa- 
ten soll in Zukunft vor allem der Tropenökologie ver- 
stärkte Aufmerksamkeit gewidmet werden. Ein ent- 
sprechendes deutsch -chinesisch es Gemeinschafts- 
projekt ist bereits in Gong gesetzt worden; es soll 
einen Beitrag zum UNESCO-Programm „Mensch und 
Biosphäre " leisten* Mil Brasilien sind ebenfalls erste 
Projekte angelaufen. Diese Kooperation soll in Zu- 
kunft erheblich au sge weitet werden, 

Ausgaben des Bundes für 
ÖPoologtsche Forschung* 


IUHq DM IST SO U,^ ^= 



' Ausgabenstaigeniog übefwiegenci aufgrund der fHrrktitung dcss 
BuEHJeeanites für Strehlenschutz (t(ap. 1607}; für 1B90 varari* 
schlagte MKtel v^ortäufig schwerpunktmäßig Fäfdirschwer- 
pwikt ^nOkologische Forschung" ^aßt 


Um w el ttechn Ol o gi eo 

A biaUwirt^choh 

Ziele einer modernen^ umweltfreundlichen Abfall- 
wirtschaft sind entsprechend der 4. Novelle des Ab- 
fall geselzes 

— Abfall Vermeidung 

— Abfallverwertung 

— umweltfreundliche Entsorgung. 

Die stoffliche und energetische Verwertung von Ab- 
fällen sind hierbei gleichrangige Ziele und haben Vor- 
rang vor der Entsorgung, soweit dies wirtschaftlich 
vertretbar ist. 

Beispiele für FuE-Projekte im Bereich Abfallvennei- 
dung sind die Entwicklung umweltfreundULicher Ent- 
fettungs-, Reinigungs- und Oberflächenbehandlungs“ 


techniken sowie die Entwicklung rückstandsarmer 
Produktion stechniken (z. B. zur Aufbereitung von Alt- 
öl unter Vermeidung von Säureharzen oder rück- 
standsarme Lackierprozesse). 

Weitere FuE-Schwerpunkte sind entsprechend den 
Zielen des Abfallgesetzes FuE-Projekte zur Vermin- 
derung, Vermeidung und Verwertung von Abfällen: 

— TTiermische Verfahren der Müllbeb an dJung (Re- 
duzierung des Müllvolumens) : 

Bei der MüUverbrennungstechnik gilt es insbeson- 
dere, Enüssiorasvedagerungen weitgehend zu ver- 
meiden, Aus diesem Grunde werden FuE-Arbeiten 
zur verbesserten Rauchgasreinigungstechnik so- 
wie zur Optimierung der Feuerungstechnik durch- 
gefühit; durch verfahrenstechnische Maßnahmen 
sollen insbesondere Emissionen von Schadstoffen 
(u. a. Dioxine) vermieden werden. 

Gleichzeitig wird die Erhöhung der Verfügbarkeit, 
des Wirkungsgrades sowie der kombinierten 
Schlamm-ZMüllverbrennung bei Verbrennungs- 
anlagen untersucht. 

Von besonderer Bedeutung ist die Erprobung der 
Wirbelschichtfeuerung für feste AbfaÜstoffe sowie 
die Müllvorbehandlung bei der Verbrermungs- 
tecbnik. 

— Neue Verfahren zur Entsorgung und Verwertung 
von Sondermüll: 

Fragen der Energie- und Rohstoffrückgewinnung, 
der Vermeidung von Emission s Verlagerungen so- 
wie der Umarbeitung der Abfälle zu verwertbaren 
Wirtschafts gutem stehen hierbei im Vorder- 
grund. 

Ferner werden Techniken zur Wieder- und Weiter- 
verwendung von Altkunststoffen, lüembatterien 
sowie CKW- und PCB-haltigen Abfallstoffen ge- 
fördert. 

Darüber hinaus soll die Aufbereitung von salzhal- 
tigen Schlacken erprobt und in die Praxis einge- 
tührt werden, 

— Neue Verfahren zur umwelttieundhchen Deponie- 
rung von Abfallstoffen: 

FuE-Projekte werden zur Sammlung und Aufbe- 
reitung von Deponiesickerwässem durcbgeführt. 
Auch die Sammlung und Aufbereitung von Depo- 
niegas zu reinem Methan (H- Gas-Qualität) wird 
verfolgt mit dem Ziel, diese Emissionen nutzbar in 
konventionelle Gasverteilungs netze einzuspeisen. 
Idinzu kommen Projekte zum Verhallen des Depo- 
niekörpers, zur Langzeitstabüität von Dichtsyste- 
men und zum Verhalten der geologischen Barriere 
bei Deponien. 

Auch Vorhaben zur Untertagedeponie von Son- 
derabfällen in Saizkainmieni werden gefördert. 

— Sanierung von AlUosten: 

Bei der Sanierung von AlUasten werden neue Ver- 
fahren und Methoden zum vor- und nachträgli- 
chen Grundwasserschutz (z. B. in Silu-Sanierungs- 
techniken), der Deponiesickerwässer- Aufberei- 
tung sowie von Such- und Erkennimgstechniken 
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von AiUasten gefördert. Hinzu komint die Entvvick- 
lung von Verfahren zur Entgiftung von durch ehe- 
malige industrielle Tätigkeiten kontaminiertem 
Erdreich sowie Methoden zur Aufbereitung von 
verunreinigtem Grundwasser. Zur Weiterentwick- 
lung des Technikstandes sowie zur Erprobung 
neuer Verfahren und Methoden fördert der BMET 
die ganzheitliche Sanierung von ausgewählten 
AlÜasten mit ModeJlcharakter, 

— Verbesserung und Weiterentwicklung abfallwirt- 
schafüicher GmndJögen und Planungsinstiu- 
mente: 

Die Weiterentwicklung von Methoden der chemi- 
schen und physikalischen Abfallanalytik sowie 
Sammlung und Auswertung ab fall wirtschaftlicher 
Daten werden gefördert. 


Emissionsarme Technologien und Produkte 

Die Verminderung von Emissionen bei industriellen 
Prozessen kann durch prozeßnachgeschaltete (sekun- 
däre) RemigungsmaJJnahmeo oder aber durch Ver- 
meidung von Schadstoffen an der Emissions-Quelle, 
d. h. durch Primärmaßnahmea, erfolgen. Eine Mög- 
lichkeit, Schadstoffemissionen nicht nur bei der Pro- 
duktherstellung, sondern auch bei der Produktver- 
wendung und Abfall entsorgimg zu vermeiden, bst die 
Substitution toxischer EinsalzstoEfe durch ökologisch 
unbedenklichere Stoffe mit vergleichbaren Produkt- 
eigenschaften. Durch derartige Maßnahmen wird der 
Schritt vom reparierenden zam vorbeugenden Um- 
weltschutz vollzogen. 

Der Einsatz emissions armer Verfahren und Produkte 
bietet sich vor allem bei schwer abbaubaren Schad- 
stoffen an, da hierbei nachgeschaltete Sekimdärmaß- 
nahmen häufig zu Emissionsverlagerungen führen. 

Weiterhin ist bei Prozessen mit hohem Schadstoffaus- 
sloß in der Reget eine Vermeidung an der Quelle die 
wirkungsvollere (und häufig wirtschaftlichere) Lö- 
sung gegenüber aufwendig zu dimensionierenden 
Sekundärmaßnahmen. 

Sowohl die Venneidung nicht abbaubarer Schadstoffe 
als auch die Verminderung hoher Schadstofffrachten 
ist Ziel von FuE-Maßnahmen auf dem Gebiet der 
Schadstoff armen Technologien und Produkte. Einen 
Schwerpunkt bildet hierbei die Verminderung der 
EmissioneD von flüchtigen organischen Verbindun- 
gen, insbesondere Halogen -Kohlenwasserstoffen und 
organischen Lösungsmitteln, die in beträchtlichem 
Umfang zur Schadstoffbelastung der Luft beitragen 
und Mitverursacher von Ozonabbau und Treibhaus- 
effekt sind. 

Darüber hinaus sollen durch die Entwicklung von 
emissionsannen Verfahren die hohen Schadstoff- 
fiachten in ausgewählten Verfahrensbereichen, u. a. 
bei der 

— Gewiimung von Zellstoff 

— KunsLstoffverarbeitung 

— Nahrungsniitte)- und Getränkeherstetlung, 
drastisch gesenkt werden. 


Luftreinhaltung 

Der inzwischen erreichte Stand der Technik bei der 
Abscheidung von anorganischen Massenschadstof- 
fen, der zum erheblichen Teil auf FuE-FÖrdermaßnab- 
men — wie z. B, bei Rauchgasentschwefelung, Ent- 
slickung, Wirbelschichtfeuerung. Stufen Verbren- 
nung, Feinstaubabscheidung u. a. — zurückgeht, er- 
möghchl bei konsequenter Anwendung eine ent- 
scheidende Reduzierung der Emissionen. 

Dahingegen bereiten die Emissionen von organischen 
Schadstoffen zunehmend Probleme. ETierzu gehören 
u. a. Stoffe, die eine sehr hohe Humanloxizitat aufwei- 
sen — z. B, Dioxin e, kondensierte Aromaten — , und 
solche, die stark ökotoxisch sind — z. B. Ruor-Chlor- 
Kohlenwasserstoffe (FCKW). Die technischen Maß- 
nahmen zu ihrer Abscheidung sind schvderig und auf- 
wendig. 

Es besieht daher ein ausgeprägter Bedarf an Techni- 
ken zur Abscheidung organischer Luftschadstoffe, 
insbesondere wenn diese in geringer Konzentration 
oder in kleinen Volumenströmen auitreten. Die ziel- 
gerichtete Durchführung der vorgenannten FuE-Aj- 
beüen erfordert auch eine verbesserte Meß- und Ana- 
lysentechnik, Insbesondere sind meßtechnische Ver- 
fahren zu entwickeln, die es erlauben, geringe Kon- 
zentrationen von organischen Schadstoffen selektiv, 
schnell, zuverlässig und mit vertretbarem Aufwand zu 
bestimmen. 

Eine weitere FuE-Aufgabe ist die Erfassung und Min- 
derung von diffusen Schadstoffemissionen. Die hier- 
für erforderliche Meßtechnik erfordert großräumig 
einsetzbare Methoden (u. a. flugtaugliche Meßver- 
fahren, Femmessung), 


Küstengewässer und Hohe See 

Nachdem die Entwicklung von Verfahren und Gerä- 
ten zur ÖlunfaJlbekämpfung erfolgreich abgeschlos- 
sen werden konnte, befassen sich die weiteren FuE- 
Akbvitälen mit der Entwicklung von geeigneten Ver- 
fahren und Geräten zur Bekämpfung von Chemika- 
üenverschmulzungen auf See. Weiterhin werden lei- 
stungsfähige Sensoren (Mikroweilenradiomeler, La- 
serfluoreszenzsensor) zur zuverlässigen und generell 
anwendbaren Erkennung von Meeresverschmulzun- 
gen durch Ol aus der Luft entwickelt. 


Wasserforschung und ‘technologie 
Gewässerschutz, Hydrologie 

Der Zustand der Oberfläcbeogewasser in der Bundes- 
republik Deutschland hat sich erfreulicherweise seil 
Vlitte der 70er Jahre wesentlich verbessert. Da insbe- 
sondere die Belastung mit sauersloffzehrenden Stof- 
fen durch den Ausbau der biologischen Abwasserrei- 
nigung wesentlich zurückgegangen ist, konnte sich 
der Sauerstoffhaushalt vieler Gewässer bereits weit- 
gehend normahsieren. Eine nur teilweise Verbesse- 
rung der Situation beobachtet man hingegen bei den 
Schadstoffen, die durch die mechanisch -biologischen 
Kläranlagen nur unvolLkommen abgebaut werden, 
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wie 2, B. Salz. Die Konzentration chlorierter, organi- 
scher Verbindungen in Rüssen ist stagnierend bis 
leicht rückläufig. 

Die Situation des Grundwassers ist gekennzeichnet 
durch einen anhaltenden Anstieg des Gebaltes an Ni- 
trat, Sulfat und eines Härteanstiegs sowie durch eine 
Vielzahl von Ko ntajmina honen mit anthropogenen 
Schadstoffen* Diese stammen teilweise von AlÜasten, 
Auswaschung und Versickerung von unsachgemäß 
angelegten Deponien, aJten Industrieanlagen und 
ähnlichem sowie aktuell durch Abschwemmung von 
Pestiziden aus der Landwirtschaft. Es fehlt allerdings 
noch ein Gesamtbild über die Situation der Grund- 
w ass erq u ali tat . 

Generelle Zielsetzungen des BMFT-Förderpro- 
gramms sind: 

— Sicherung der Wasserressourcen und eines ökolo- 
gisch hochwerügen Zustandes der Gewässer 

— Miniinierung des Eintrags problematischer Stoffe 
in die Gewässer 

— Verbesserung der Möglichkeiten zur Prognose der 
Ge Wässer qualilät und zur Quantlfizienang der 
Auswirkungen von GewässerschutzmaBnahmen, 


W ass erversorgun g 

In der Bundesrepuhlik Deutschland gibt es insgesamt 
gesehen keine Wassermengenprobleme. Mangel- 
situationen entstehen nur dann, wenn die bisherigen 
RohwasserqueUen aus Qualitätsgründen nicht mehr 
genutzt werden können. Das ist vor allem der Fall, 
wenn Grundwässer durch Nitrat oder durch POanzen- 
schutzmittel stark belastet sind* 

Um die Wasserversorgung langfristig zu sichern, müs- 
sen wirkungsvolle und wirtschaftlich tragbare Metho- 
den und Technologien entwickelt werden zur Trink- 
wassergewinnung aas qualitativ beeinträchtigtem 
Roh Wasser sowie zur Sanierung geschädigter Gnmd- 
wass erleiter. 

Prioritäre Themenbereiche der BMFT-Förderung 
sind: 

— Untersuchungen zur Auswirkung störfaJlbedingter 
Belastungen auf die Trinkwassergewinnung und 
zu Möglichkeiten ihrer Vermeidung 

— Technologien und Maßnahmen zur Verminderung 
des Nitrateintrags in das Grundwasser 

— Entwicklung von aufeinander abgestimmten Auf- 
bereitungs- und D es infektionsverf ähren mit rnini- 
miertera Desinfektionsmittelaufwand 

— Verbesserung der Verfahren zur Entfernung von 
Neutjalsalzen und gesundheitlich bedenklichen 
Mikroverunreinigungen 

— Untersuchungen über die Ursachen und Vermei- 
dungsmöglichk eiten der Korrosion sovne der 
durch sie bedingten Verschlechterung der Trink- 
wasserquahlät 

— Technologieentwicklung für einen breiteren Ein- 
satz der Wiederverwendung von Abwasser als 


Brauchwasser, zur Eiospaxung von Trinkwasser 
sowie für innerbetriebliciies WasserrecydüLng. 


Abwasser- und Klärsrhl a m mentsorgung 

Für die Reduzierung biologisch abbaubarer Abwas- 
serinhaltsstoffe hat sich die biologische Abwasserbe- 
handlung als sehr leistungsfähiges Verfahren erwie- 
SGDi sie wurde allgemein im kommunalen und indu- 
striellen Bereich in den letzten Jahren eingeführt, wo- 
bei die kommunalen Kläranlagen auch etwa ^4 bis Vs 
der industriellen und gewerblichen Abwassertast auf- 
nehmen, 

— Kommunales Abwasser 

Im Aufgabenbereich der kommunalen Abwasser- 
und Schlammbehandlung hat die Effizienz Steige- 
rung des Klärsystems für biologisch schwer abbau- 
bare oder die Gewässerökologie belastende Stoffe 
höchste Priorität. Hierfür sind sowohl die Techno- 
logien zur Vorbehandlung und weit ergeh enden 
Reinigung zu verbessern als auch die Prozeßstabi- 
lität zu erhöhen. Weitere Schwerpunkte sind 
Schiammentsorgung und Sonderabwässer» z. B* 
Deponiesickerwässer und Gülle. 

Gefördert werden insbesondere folgende Themen- 
bereiche: 

O Entvricklung neuer Technologien zur Detektion 
und Sanierung undichter Abwasserkanäle 

O Optimierung der weitergehenden Reinigung 
für Abwässer, insbesondere zur Entfernung von 
biologisch schwer abbaubaren Stoffen und von 
Nährstoffen (Stickstoff und Phosphor) 

O Verbesserung der Technologie der Schlamm- 
verwertung und -entsorgung mit dem Ziel, De- 
ponieraum zu sparen und Wertstoffe zuxuckzu- 
gewinnen 

O Entwicklung spezifischer Behandlungsverfah- 
ren für schwierige und konzentrierte Abwäs- 
ser (Sonderabwässer, Deponiesickerwässer, 
Gülle), 

— Industrie ab Wasser 

Für die industrielle Abwasserbehandlung hat die 
Entwicklung von Methoden zur Vermmderung der 
Gewässerbelastung durch schwer abbaubare bzw. 
gefährliche Stoffe größte Bedeutung. Die Bundes- 
regierung konzentriert sich daher auf die Entwick- 
lung und Demonstration neuer Verfahren zur iadU' 
striellen Abwasserbehandlung. 

Prioritäre Förderbereiche sind: 

O Erhöhung des Wirkungsgrades der zentralen 
Abwasserbehandlung bei problematischen 
Stoffen 

O Weiterentwicklung betrieb sin temer Maßnah- 
men zur Emissionsvenneidung und Optimie- 
rung der Vorbehandlung mdustrieller und ge- 
werblicher Abwässer 

O Entwicklung stoff spezifischer Eliminatio ns ver- 
fahren, insbesondere moderne biotechnologi- 
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sehe und physikalisch-chemische Abwasserbe- 
handlung s v erf a hre n 

O Rückgewinnung von Wertstoffen aus Abwäs- 
serUr insbesondere durch Membran verfahren 
oder andere physikalisch -che mische Metho- 
den 

O Erhöhung der Betriebssicherheit von industriel- 
len Abwasserbehandlungsanlagen durch Vor- 
kehrungen gegenüber stoßartigen Belastungen 
und StÖrfähen. 


WasseranalyÜk 

Die erheblich gestiegenen Anforderungen an die 
Analysemethoden für den Einsatz beim Gewässer- 
schutz, bei Trinkwasser und Abwasser erfordern eine 
besondere Förderrmg dieses Bereichs* Aus derzeitiger 
Sicht werden folgende Schwerpunkte der Förderung 
gesehen- 

— Entwicklung von spezifischen, kontinuierlich ar- 
beitenden physikalisch-chemischen Sensoren für 
die Anwendung m automatisierten Meßstationea 

— Technologien und Methoden zur Gewässerüber- 
wachung und Aufklärung von Schadstofftrans- 
portvorgängen 

™ Auswertungs-, Bewertungs- und Prognosemetho- 
den für Wasserschadstoffe imd Wasserqualitäts- 
daten. 


Sicherheitsforsch img und Sicherheitstechnik 

Die engagierten Auseinandersetzungen über groß- 
technische Risiken und Gefahrenpotentiale sind Aus- 
druck eines wachsenden Bewußtseins, daß ein unge- 
hemmter Technologieeinsatz nicht immer problemlos 
ist. Technische Großschäden, Natur- und Umweltka- 
tastrophen finden deshalb erhöhte Aufmerksamkeit Ln 
der Öffentlichkeit. 

Die Bundesregierung siebt in der Behandlung von 
Risiko- und Sicherheitsfragen konventioneller und 
neuer Tedinologien im Rahmen ihrer FuE-Politik eine 
wichtige Aufgabe. Dies soll dazu beitragen, technolo- 
gische Entwicklungen in ihren Zusammenhängen 
und Auswirkungen zu erkennen, Ihre Chancen und 
Risiken abzu wägen und Entscheidungen über die 
Nutzung von Technologien zu begründen. 

Die Sicherheitsforschung \md Sicherheitstechnik wid- 
met sich der Bewertung der potentiellen Gefährdung 
von Menschen und Umwelt, insbesondere durch tech- 
nische Einrichtungen, Anlagen und Systeme, der Ver- 
besserung der Sicherheit und der Schadensbegren- 
zung im Katastrophenfalle. 

Oie Förderaktivitäten smd untergliedert in 

— Risikoanalysen; Modelle/Grundlagen 

— Organisation eines sicheren Belriebs, Zusammen- 
spiel Mensch und Maschine/ Anlage 

— Auslegung von Maschinen und Anlagen für einen 
sicheren Betrieb 


— Untersuchungen zur SchadetLsfrüherkennung 

— Methoden und Maßnahmen zum vorbeugenden 
Brand-, Explosionsschutz 

— Methoden und Maßnahmen zum sicheren Ein- 
schluß von Gefahrstoffen 

— Sichere Transport- und Lagersysteme 

— Wahrnehmung und Bewertung technischer Risi- 
ken 

— Erkennungs-, Meß-, Regelungstechnik 

— sicherheitstechnische Hilfsmittel gegen Störfälle 

— organisatorich/s träte gische Vorkebrungen gegen 
Störfälle 

— Ursachen und Abläufe von Notfällen/Kalastro- 
phen 

— technische Systeme zur Brand- und Kalastrophen- 
bekämpfung. 

Wesentliche Ergebnisse liegen bereits aus abge- 
schlossenen FuE- Vorhaben zur Lagerung und zum 
Transport gefährlicher Stoffe, 2. B. von Flüssiggasen 
vor. Die Ergebnisse führen zu verbesserten Sicher- 
heilsvorschriften und damit zu geringeren Gefähr- 
dungen durch Flüssiggase, 

Die Versagenswahrscheinlichkeit von Staud ämm en 
durch verschiedene Schadensmechanismen wurde 
untersucht, bewertet und so systematisiert, daß die 
Seb wachs teilen jedes Staudamms ermittelt und durch 
spezifische Überwachungs- und Verbesserungsmaß- 
nahmen besser beherrscht werden können. 

In laufenden FuE-Vorhaben werden in Zusammenar- 
beit von Großchemie und Hochschulinstiluten im Be- 
reich der chemischen Verfahrenstechnik zahlreiche 
mit Wärmefreiselzung verbundene Verfahren; die im 
Störfall brennbare oder toxische Gase freisetzen 
könnten (Seveso- und Bhopal-Störfall), untersucht mit 
dem Ziel, beginnende Störfälie zu erkennen, zu be- 
herrschen und so ein „Durchgehen" der Reaktion zu 
verhindern. 

Bei diesen erfolgreichen Förderaktivitäten war die in- 
ternationale Zusammenarbeit mit praktisch allen Mit- 
tetmeerländern, USA, Kanada und Australien von we- 
sentlicher Bedeutung. Im Rahmen neuerer FuE-Vor- 
baben wurden Länder wie Finnland und Norwegen in 
die Forsch ungs- und Entwicklungslätigkeit einbezo- 
gen, 

Strahle n schu tz f o rsch ung 

Primäres Ziel des Strahlenschutzes ist es, Schäden 
durch ionisierende Strahlen soweit wie irgend mög- 
heb zu verhindern; jede unnötige Strahlenexposition 
oder Kontamination von Personen, Sachgütern oder 
der Umwelt zu vermeiden und unvermeidbare Strah- 
le nexpositionen oder Kontaminationen so gering wie 
möglich zu halten. 

Schwerpunkte der Forschung und Entwicklung auf 
dem Gebiet des Strahlenschutzes sind: 

— Analyse der natürlichen und zivilisatorischen 
Strahlen exposition 
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— Meßtechnik und Dosisermittlung 

— Radioökologische Daten und Modelle 

— Somatische und genetische Wirkungen von Strah- 
lenexpositionen 

— Vorsorge für Störfälle und Unfälle 

— Strahlenrisiken diurch Umgang mit radioaktiven 
Stoffen und ionisierenden Strahlen 

— VerfahrenundEinrichtungenzur Optimierung des 
S tr ahle nsch u tzes 

— Strahlenschulz bei der Behandlung rmd Beseiti- 
gung radioaktiver Abfälle 

— Biologische Indikatoren, Pathogenese von Strah- 
lenschäden einschließlich Diagnose und Thera- 
pie* 

In den laufenden Forschungsvorhaben wird die rivili- 
satorisch bedingte Veränderung der natürlichen 
StrahlenexposiÜon insbesondere auch in Wohnhäu^ 
sem festgestellL Weitere Forschungsvorhaben befas- 
sen sich mit der Verbesserung bestehender Dosime- 
tersysteme. der Ermittlung radioökologischer Parame- 
ter, der Quantifizierung biologischer Effekte als Folge 
einer Strahlenexposition bei bestimmten Tätigkeiten 
im Rahmen des Brennstoffkreislaufs, der Optimienmg 
von bestiummten Strahlen Schutzmaßnahmen und Vor- 
richtungen, dem Slrahlenschulz bei der Handhabung 
radioaktiver Abfälle und der Entwicklung biologi- 
scher Indikatoren* 

Gefördert werden diese Forschungs- und Entwick- 
lungsvorhaben bei zahlreichen Hochschuliostituten 
und verschiedenen Bundesämtern und Bundesanstal- 
ten. 

Die vorliegenden Ergebnisse ermöglichen eine reali- 
stische Einschätzung der Strahlenbelastung durch Ra- 
don in Wohnungen* Weitere Ergebnisse der For- 
schungsvorhaben sind ü. a. universell einselzbare Do- 
simeter. verbesserte Daten und Modelle zur Ermitt- 
lung der Strahlenexposition der Bevölkerung sowie 
der Nachweis größerer Expositionen bei beruflich 
Stiahlenexponierten über die biologische Dosi- 
metrie* 

Die Forsch ungsaktiviläten der Bundesrepublik 
Deutschland auf dem Gebiete des Strahlenschutzes 
sind in enger Beziehung zu der mternationalen Strah- 
lenschulzforschung zu sehen. Die Forschung in der 
EG und bei der OECD werden über die entsprechen- 


Ausgaben des Bundes 
für Umweftteohnologien 
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den Beratungsgremien koordiniert* Daneben werden 
die Ergebnisse der Sbrahlenschutzforschung über die 
deutsdben Vertreter bei ICRP (Internationale Strah- 
le nsch utzkomnodssion) und bei UNSCEAR (Strahlen- 
schutz- Komitee der UNO) eingebracht und fließen 
von dort in internationale Strahlenschutz- Re gelungen 
ein. 


IQtinaf orsch ung 

Die Wissenschaft ist sich heute weitestgehend dar- 
über einig, daß die steigenden Konzentrationen be- 
stimmter Spuiengase (Kohlendioxid, Methan, Ozon, 
Distickstoffoxid, FCKW) Ln den unteren 15 km der At- 
mosphäre zu einer Klima änderung führen werden. 
Noch versteht man Funktions- und Wirkungsweise 
unserer globalen und regionalen Klimasysteme nicht 
ausreichend. Deshalb hat sich Klimaforschung im 
Rahmen staatlicher Vorsorgeforschung als Aufgabe 
gestellt, 

— natürliche Klimavariationen und vom Menschen 
verursachte Klimaänderungen zu trennen 

— ihre Ursachen und Wechselwirkungen vollständi- 
ger als bisher zu beschreiben 

— zukünftige Klima entwickJungen vorherzusagen 
sowie 

— die Auswirkungen von KJimaänäerungen auf Öko- 
systeme und verschiedene Lebensbereiche, wie 
Landwirtschaft, Wasserhaushalt, Gesundheit, zu 
untersuchen. 

Das Klimaforschungsprograrnm der Bundesregierung 
und darin besonders der BMFT- Ford erschwerpunkt 
„Treibhauseffekt " leisten hierzu einen wesentlichen 
Beitrag* 

Ein wichtiges Instrument der deutschen Klimafor- 
schung ist das Deutsche Klimarechenzentrum (DKRZ) 
in Hamburg. Dort wurde eine Hierarchie von Model- 
len für die KUmasubsysleme etabliert, die zur Lösung 
zahlreicher Fragestellungen aus Wissenschaft und Po- 
litik zur Verfügung stehen und die ständig weiterenl- 
wickelt werden. Das DKRZ ist eng mit den Aktivitäten 
des Europäischen Zentrums für mittelfristige Wetter- 
vorhersage (EZMW) verknüpft (vgl. im einzelnen 
Teü rv. Abschnitt 3*?). 

Klimaforschung k ann sinnvoll nur in enger internatio- 
naler Kooperation erfolgen* Den Rahmen bilden die 
verschiedenen großen Organisationen, wie World 
Meteorological Organization (WMO), International 
Council of Scientific Unions (ICSU), Inter governmen- 
tal Oceanographic Commission (IOC), European 
Space Agency (ESA), European Organization for Ihe 
Exploitation of Meteorological Satelliles (EUMET- 
SAT) und die EG. Die Aktivitäten orientieren sich z. Z. 
überwiegend an den Zielen des Weltklimafor- 
schungsprogramms (WCRP). 

Einen wesentlichen Beitrag leisten die Weltdalenzen- 
tren für Oberflächenabfluß bei der Bundesanstalt für 
Gewässerkunde und für Niederschlag beim Deut- 
schen Wetterdienst, dieses befindet sich noch im Auf- 
bau. 
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Ausgaben des Bundes für Unrweftforschung; 
Klimafbrschung 
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1986 1987 1988 1989 1990* 


* Ausgabensidgerung überwi^end aufgrund der Errichtung des 
Bundesamtes für Stfahlensctmlz [Kap, !607]; für 1990 venaiv- 
schlagle Mittel vorläufig schwerpunklmäßig bei Förderechwer- 
punklFI erfaßt. 


2.7 Forschung und Entwicklung im Dienste der 
Gesund hert 
[Förderbereich G) 

Die wichtigsten Förde rschwerpuakte ixQ Bereich der 
Medizin- und Gesundheilsforscbung hat die Bundes- 
regierung in dem ressortüb ergreifen den Programm 
„Forschung und Entwicklung im Dienste der Gesund- 
heit" zusanunengefaßt, das bereits 1978 aufgelegt 
und zuletzt 1988 für den Zeitraum bis 1991 fortge- 
schrieben wurde. Es wird gemeinsam vom BMFT, 
vom Bundesminister für Arbeit und Sozialordnung 
(BMA) und vom Bundesimnister für Jugend, Familie, 
Frauen und Gesundheit (BMJFFG) durchgeführt. 

E)ie zentrale Aufgabe des Programms besteht darin, 
durch gezielte Förderangebote und stmkturverbes- 
semde Maßnahmen Forschungsdefizite in gesund- 
h ei Ispoh tisch wichtigen Bereichen abzubauen. Das 
Programm will mit den Mitteln von Forschung und 
Entwicklung zur Erreichung der zentralen Ziele der 
Gesundheitspolitik beitragen: die Gesundheit der 
Bürger zu erhalten, zu fördern und im Krankheitsfall 
wiederherzusleüen und das Gesundheitswesen 
gleichzeitig finanzierbar zu erhalten. 

Es ist bewußt subsidiär angelegt und ergänzt die breit 
angelegte Grundlagenforschung dort, wo die Praxis 
wesentliche Forschungslücken aufweist. 


Das 1988 fortgeschriebene Programm ist ausgerichtet 
auf Forschungsaufgaben, die sich aus besonderen 
Problemkomplexen im Gesundheitswesen ergeben, 
in erster Linie 

— gesundheitliche Risiken bzw, Belastungen, die 
sich aus individuellen Lebensweisen und aus der 
Umwelt ergeben können 

— altersspezifische Gesundheitsrisiken 

— gesundheits politisch besonders wichtige Krank- 
heitsbereiche 

— Verbesserungsmöglichkeiten durch Technik in der 

Medizin 

— strukturell bedingte Probleme der klinischen For- 
schung in den Hochschulen 

— Fragen der Leistungsfähigkeit, Qualität und Wirt- 
schaftlichkeit des Gesundheitswesens. 

Dabei steckt das Programm den R ahm en für konkrete 
Förderaktivitäten ab, erhält aber die notwendige Fle- 
xibilität, um auf Änderungen im gesundheitspoh ti- 
schen Umfeld, wie es z. B. durch das Auftreten von 
AIDS erforderlich wurde, oder auf neue Denkanstöße 
reagieren zu können. 

Verschiedene wichtige Vorhaben des Programms 
werden in internationaler Zusammenarbeit vorberei- 
tet und durchgeführt. Eine Reihe von Fördervorhaben 
ist ferner in die Abstiimnung im Rahmen des Medizi n- 
forschungsprogramms der EG eingebettet. 


Wichtige floJ/e der Prävention 

Das Programm der Bundesregierung betont in beson- 
derer Weise die Bedeutung der gesundheitlichen Prä- 
vention, die über Änderungen von Verhaltensweisen 
wie von individuellen Lebensverhältnissen und Um- 
Weltbedingungen erheblich zur Erhaltung der Ge* 
sundheit und zur Krankheilsbekämpfung beitragen 
kann. 

Die schon laufende Förderung zur PräventioDsfor- 
schung — etwa die Deutsche Herz- Kreislauf- Präven- 
tionsstudie (s. unten) — ist durch die Aufnahme der 
modeUhaften Entwicklung und Erprobung eines bun- 
desweiten Monitoringsystems ergänzt worden, das 
die Belastung von Lebensmitteln mit Schadstoffen 
(Schwer- und Halbmetallen, Pflanzenschutzmitteln 
etc.) ermitteln soll. Ebenfalls in Zusammenhang mit 
der Deutschen Herz -Kreislauf -Präventionsstudie 
siebt der sog. Umwell-SURVEY, in dem Messung und 
Analyse von Umweltbelastungsfaktoren in der Bun- 
desrepublik Deutschland im Bereich Umwelt und Ge- 
sundheit versucht wird. Die schon bestehende Förde- 
rung auf dem Gebiet der Emährungsforschung wurde 
durch die Einrichtung eines neuen Schwerpunkts er- 
gänzt und verlängert 


Lebensalter-spezifische GesundheifsprohJeme 

Das Risiko, zu erkranken, ist stark altersabbängig. 
Kinder und alle Menschen sind für bestiimnte Krank- 
heiten besonders anfällig. 
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Eine präventiv ausgerichtete Gesundheitsforschung 
muß der Gruppe der Kinder und Jugendlichen daher 
besondere Aufmerksamkeit schenken. Hier besteht 
seit 1986 ein FÖrderscb werpunkt zur Entwicklung und 
Reifung des chronisch kranken Kindes; ein Schwer- 
punkt zur Kinder- und Jugendpsychiatrie wird z. Z. 
vorbereitet. 

Die gestiegene mittlere Lebenserwartung fuhrt in 
Verbindung mit den zurück geh enden Geburtszahlen 
dazu, daß auch in den nächsten Jahrzehnten der An- 
teil alter Menschen in unserer Bevölkerung steigen 
wird. Diese demo graphische Verschiebung hin zu ei- 
ner Altersgruppe, die ohnehin eine erhöhte Krank- 
heitsanfälligkeil aufweisL macht eine Verstärkung 
der Forschung zu Problemen des Alters und des Al- 
terns zu einer vorrangigen Aufgabe des GesundheitS' 
forsch ungsprogramirLS. Schwerpunkte der Forschung 
werden sich auf die Unterscheidung noimalen Altems 
von krankhaften Prozessen sowie auf altersspezifische 
Probleme der ArzneimitleieLnnahme und auf die Re- 
habilitatioD Kranker beziehen. Ein erster Förder- 
schwerpimkt wurde bereits zu Fragen der seelischen 
Gesundheit im Alter eingerichtet. VgL hierzu auch 
,, Allemsforschung " unter Abschnitt 2,21. 


Forschung zur Krankheitsbekämpfung 

Die Forschung zur Krankheilsbekämpfung im Ge- 
sundheitsforschungsprogramm ist weiterhin in erster 
Linie auf die großen Volkskrankheilen ausgerichlel, 
die besonders häufig auftrelen und die mit frühem 
Tod oder anhaltender Invalidität verbunden sind. Das 
sind vor allem die Herz- Kreislaufkrankheiten, die 
Krebs- Krankheiten, die rheumatischen und die psy- 
chischen Krankheiten, wobei Themen von der Früher- 
kennung über Diagnose und Therapie bis hin zur Re- 
habilitation bei chronischen Krankheitszuständen an- 
gesprochen sind. Die Bedrohung durch die neu aufge- 
tretene AIDS- Krankheit hat zum raschen Aufbau ei- 
ner Schwerpunktförderung geführt, um diese Krank- 
heit zu bekämpfen und zu verhüten. 

Im Bereich der Herz- Kreislaufforschung ist die Deut- 
sche Herz-Kieislauf-Präventionsstudie (DHP), die An- 
fang der 90er Jahre abgeschlossen werden soll, wei- 
terhin das größte Einzelprojekt. Für die Herz-Kreis- 
lauf -Therapieforschung hat ein Expertenkreis 1988 
ein Pörderkonzepl verabschiedet, das zur Einrichtung 
einzelner Förderschwerpunkte in den nächsten Jah- 
ren führen soll; dieses Konzept wird von der Deut- 
schen Forschungsgemeinschaft und der Max-Planck- 
GeseUschaft mitgetragen. Auf dem Gebiet der Rbeu- 
maforschung ist die bisher schon bestehende Förde- 
rung durch die Einrichtimg eines Schwerpunkts zur 
Rheumaepidemiologie ergänzt worden. Die For- 
schung sförderung Zinn Krankheitsbüd AIDS, die vom 
BMFT sehr frühzeitig auf genommen wurde, hat einen 
raschen und gezielten Aufbau der AiDS-Forschung in 
der Bundesrepublik Deutschland enxiögücht. Die er- 
sten Bekanntmachungen zur AIDS-Forschungsförde- 
mng in den Jahren 1983, 1985 und 198? bezogen sich 
vor allem auf naturvdssenschafthch-medizinische 
Grundlagenforschung und auf klinische Forschung. 
Dieser Ansatz ist 1988 durch einen Förderschwer- 
punkt der sozialwissenschaJtlichen AIDS-Forschung 


ergänzt worden, um die präventive und kurative Ver- 
sorgung der Bevölkerung zu verbessern; der Schwer- 
punkt ist mit der Erprobung von Modelivorbaben im 
Rahmen des Sofortprogramms der Bundesregierung 
zur AIDS-Bekämpfung verknüpft, ln einem weiteren 
Schwerpunkt der AiDS-Forschung, der 1989 bekannt- 
gegeben umrde, soll die Wirksamkeit antiviraler Sub- 
stanzen bei AIDS präklinisch geprüft werden. 

Neben den genannten gesundheits politisch vorrangi- 
gen Krankheiten werden künftig verstärkt auch 
Krankheiten berücksichtigt, die nicht so häufig auftre- 
ten, die jedoch für die Betroffenen und deren Ange- 
hörige zu einer besonders großen Belastung führen. 
Hierzu gehören Krankheiten wie die Autoimmuner- 
krankimgen, die Alzheimer-Krankheit, die Multiple 
Sklerose oder die Parkinsonsche Krankheit sowie die 
Bekämpfung chronischer Schmerzzuslände. Schließ- 
lich sollen mit Hilfe des Regierungsprogramnis die 
Voraussetzungen fni‘ eine wissenschaftliche Durch- 
dringung der breit angewandten Erfahrungsmedizin 
und ihrer auf Naturheilkunde gegründeten Verfahren 
verbessert werden. 

Forschung und Entwicklung zur Technik in der 
Medizin 

Die Entwicklung medizintechnischer Geräte und 
Hilfsmittel ist in erster Linie Aufgabe der Industrie. 
Subsidiär ist jedoch die gezielte Entwicklung in Lük- 
kenbereichen sowie die Bewertung von Verfahren 
und Technologien auch Aufgabe des Regierungspro- 
gromms. Die Förderung zielt insbesondere darauf ab, 
zu einer Verringerung der Patienten gef ährdung und 
Patientenbelastung, zur Verbesserung der Qualität 
oder zu einer Kostensenkung bei Qualitätswahrung 
beizütragen. 

Neu auf gegriffene Ford erschwerp unkte betreffen 

— den klinischen Einsatz der Positroneneroissionslo- 
mographie (PET), die gegenüber den bisherigen 
bü d g eb enden D i agn os e ve rf ahre n gnm dsä tzUch 
neue diagnostische Möglichkeiten verspricht 

~ die Weiterentwicklung von Techniken digitaler 
BUdverarbettung, um diagnostische und therapeu- 
tische Möglichkeiten zu verbessern (z. B. für Be- 
strahl ungsplanung, Stereotaxie, chirurgische Ein- 
griffe, Diagnoseveriahren) 

— Forschung und Entwicklung zu Hilfen für Hörge- 
schädigte. 

Klinische Forschung 

Als Ergänzung der krankheits bezogenen Programm- 
schwerpunkte umfaßt das neue Regienmgsprograiam 
auch eine eigenständige, strukturell greifende Maß- 
nahme zur modellhaflen Förderung klinischer For- 
schung. Diese Initiative geht auf Empfehlungen zu- 
rück, die der Wissenschal tsrat 1986/87 zur Lage der 
klinischen Forschung in den Hochschulen und zu ih- 
rer Förderung abgegeben hat. Entsprechend diesen 
Empfehlungen sieht das Regierungsprogramm die be- 
fristete Förderung klinischer Forschergmppen in 
Hochschulkliniken vor. Hiermit soll zur Verstärkung 
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der notwendigen mlerdisziplinoren Kooperation und 
damit zur Anhebung des Leistungsstandes der klini- 
schen Forschung in der Bundesrepublik Deutschland 
beigetragen werden. Das Förderprogramm wird von 
der Deutschen Forschungsgemeinschaft duichge- 
führt, der hierfür schon 21 T^o DM bereit ge stellt wor- 
den sind. Bis Ende 1989 sind klinische Forschergrup' 
pen in Freiburg (Rheumoforscbung). Köln (Krebsfor- 
schung). Düsseldorf (zu Lebererkrankungen) , Wüiz- 
burg (zur Biochemie des Herz -Kreislaufsystems) und 
Münster (ina Bereich des Biomagnetismus) eingerich- 
tet worden. 

Forschung zur Leistungsfähigkeit, Qucditäl und 
Wirtschaftlichkeit des Gesundheifswesens 

In diesem Bereich wird die Forschung wesentlich 
durch die Umsetzung des Gesundheits-Refonngesel- 
zes (GRG) und die Weiterentwicklung des Kranken- 
hau sfinanzienmgsrechts bestimmt. 

Ein Schwerpunkt besteht dabei insbesondere in der 
Forschung zur Umsetzung der Festbetragsregelung 
bei Arzneimitteln. Hier soll Wissens chafüi eher Sach- 
verstand zur gesetzlich vorgesehenen Gruppen- und 
Festbetragsbildung eingesetzt werden : gleichzeitig 
soll die Preisvergleichslisle für Arzneimittel im Sinne 
des GRG weiterentwickelt werden. 

Einen weiteren Schwerpunkt bildet die gesetzlich 
festgelegte wissenschaftliche Begleitung von Erpro- 
bungsre gelungen zur Kostenerstattung und Beitiags- 
röckzahlung in der Gesetzlichen Krankenversiche- 
rung (GKV). Das Angebot des Bundes an die Selbst- 
verwaltung zur Ün an ziehen Unterstützung der Erpro- 
bung/Begleitung hat insbesondere zum ^el, die da- 
bei verwendeten Methoden und erzielten Ergebnisse 
vergleichbar zu machen. 

Damit sollen aussagefähige Grundlagen für eine spä- 
tere Entscheidung über eine Einführung in die GKV 
geliefert werden. 

Weitere Schwerpunkte der Forschung sind die Unter- 
stützung der Umsetzung der Regelungen zur Quali- 
tätssicherung, die Einschätzung der WiiksamkeiU 
Qualitätssicherung der vorgesehenen Früherken- 
nung smaünahmen und die Vorbereitung weiterer Re- 
formschritte, insbesondere der Organisatioiisreform 
der GKV. 

Im Bereich der Krankenhausforschung liegen die 
Schwerpunkte bei Modellversuchen zur Fallklassifi- 
kation und alternativen Entgeltformen, insbesondere 
zur Einführung von Sonderentgelten im Kranken- 
haus. 

Innerhalb des Prograninischwerpunkls zur Leistungs- 
fähigkeit, Qualität und Wiitschafüichkeit des Ge- 
sundheitswesens wird als weitere gesundheitspoli- 
tisch wichtige Forschungsaufgabe der Aufbau einer 
Gesundheitsberichterstattung vorbereitet, die über 
die konventionellen Medizinalstatistiken hinausgeht 
und aggregierte Daten kontinuierlich zur Verfügung 
stellt und auswertet. Mit einer solchen Gesundheits- 
berichterstattung sollen Grundlagen für gesundheits- 
politische Entscheidungen geschaffen werden, indem 
Indikatoren des Gesundheitszustandes der Bevölke- 
rung mit Indikatoren zum Versorgungssystem ver- 


knüpft werden. Mit diesen Arbeiten wird gleichzeitig 
die in der Bundesrepublik Deutschland nicht ausrei- 
chend entwickelte Forschungskapazität in dem wich- 
tigen Bereich der ..public heallh" unterstützt, der Ge- 
sundheit nicht nur als individuelles sondern auch als 
gesellschaftliches Gut betrachtet und auf seine Förde- 
rung. Erhaltung und Wiederherstellung ausgerichlet 
ist. 

Arbeiten zur Gesundheitsforschung im Rahmen der 
Programms chwerpunkte oder im Zusammenhang mit 
ihnen werden von mehreren Großforschungseinrich- 
tungen durchgeführt. Der größte Schwerpunktbe- 
reich liegt hier in der Krebsforschung, die überwie- 
gend vom Deutschen Krebsforschungszentrum 
(DKFZ) wahrgenommen wird (vgl. auch Teil V, Ab- 
schnitt 4.2-4). Weitere Schwerpunktbereiche, an de- 
nen mehrere Großforschungseinrichtungen beteiligt 
sind, betreffen insbesondere Forschungs- und Ent- 
wicklungsarbeiten zu medizinischen Verfahren und 
Technoio gien, zu Umwelteinflüssen auf biologische 
Systeme, zur InformatiorisveTaibeitung in der Medi- 
zin, zur Biotechnologie und zu Techniken zum Schutz 
des Menschen. 


Ausgaben des Bundes ifQr Forschunig und 
Eintwrddung im Dienste der Gesundheit 
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2.8 Forschung und Entwicklung zur Verbesserung 
der Arbeltsbedlr>gungen 
(Förderbereioh H) 

Mit dem seit 19? 4 geförderten Progranun Forschung 
zur Humanisierung des Arbeitslebens (HdA) hat die 
Bundesregiertmg auf dem Gebiet der Arbeitsfor- 
schung und praktischer Erprobungen neben den 
skandinavischen Ländern eine mlemational führende 
Rolle erlangt. Das Programm wurde seit seiner Ein- 
richtung in vielfältiger Weise weit er entwickelt. Nach 
15 Jahren Programmpr-azis erwies sich jedoch eine 
umfassende Anpassung an neuere Entwicklungen als 
notwendig. 

Der Deutsche Bundestag und die Bundesregierung 
haben sich darüber verständigt, von 1989 an ein neues 
Forschungsprogramm „Arbeit und Technik*' einzu- 
richten, das das Humanisierungsprogramm in wichti- 
gen Aspekten weiterführt und mit neuen Inhalten ver- 
sieht* 

Das neue Forschungsprogramm, das gemeinsam von 
den Bundesministerien für Forschung und Technolo- 
gie. Arbeit und Sozialordnung sowie Bildung und Wis- 
senschaft getragen wird, orientiert sich an den aktuel- 
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len und zukünftigen Herausforderungen, die sich, vor 
allem im Bereich des Arbeitsschutzes, an die For- 
schungs- und Technologiepolitik sowie an die Sozial- 
und an die Bildungspolitik — hier insbesondere an die 
berufliche Bildung — richten. 

Innovative und präventive Gestaltung von Arbeit und 
Technik soll gefährdende Belastungen und Beanspru- 
chungen des Menschen vermeiden bzw, abbauen so- 
wie die arbeitenden Menschen durch entsprechende 
QualjÜdzierung und Beteiligung in ihrer beruflichen 
und allgemeinen Entwicklung fördern. 

Forschung und Entwicklung im Programm gehen von 
einem Innovation sverständnis aus, das auf neuartige, 
umfassende Gestaltungslösungen zielt, die techni- 
sche, organisatorische, qualifikato rische und gesund- 
heitliche Aspekte in ihren Zusammenhängen und ih- 
ren Wechselwirkungen aufgreifen. Dabei werden 
auch Fragen des Umweltschutzes berücksichtigt, so- 
weit sie die Gestaltung von Arbeit und Technik betref- 
fen. 

Zugleich sollen dadurch Impulse zur Stärkimg der 
Innovationsfähigkeit von Betrieben und Verwaltun- 
gen gegeben werden. Daher dient dieses Programm 
auch betrieblichen Zielen, wie der Verbesserung von 
Wirtschaftlichkeit, Produktivität und Anpassungsfä- 
higkeit. Es soll zur Verminderung der sozialen Kosten 
beitragen, die der Volkswirtschaft durch gesundheits- 
beeinträchtigende und -gefährdende ßedingimgen in 
der Arb eits weit entstehea 

Zur Erreichung dieser Ziele werden im Rahmen des 
Programms grundlagenbezogene und angewandte 
Forschung, Entwicklung und Erprobung, aber auch 
neuartige Wege zur Umsetzung gewonnener Er- 
kenntnisse, Erfahrungen und erprobter Vorgehens- 
welsen gefördert. 

Folgende Arbeitsschwerpunkte wurden gebildet: 

— Menschengerechle Anwendung neuer Technolo- 
gien in der Produktion (April 1984) 

— Menschengerechte Gestaltung der Arbeitsbedin- 
gungen in der Gießereiindustrie (April 1984) 

— menschengerechte Gestaltimg der Arbeitsbedin- 
gungen in der Schmiedeindustrie (Januar 1985) 

— Menschengerechte Gestaltung der Arbeitsbedin- 
gungen im Straßengüterverkehr (Januar 1985) 

— Arbeitsbedingungen und Gesundheit von Er- 
werbstätigen (März 1985) 

— L^imruninderuiig bei der Blechverarbeitung (Juli 
1985) 

— Schutz der Gesundheit an Arbeitsplätzen mit 
neuen Informations- und Kommunikatioiislechni- 
keo (August 1985) 

— Verbreitung und Umsetzung von neuen wissen- 
schoflücheo Erkenntnissen und Betriebserfahrun- 
gen — Entwurf — (Oktober 1985) 

— Krebsrisiken am Arbeitsplatz (Dezember 1985) 

— Menschengerechle Gestaltung der Arbeitsbedin- 
gungen im Steinkohlebergbau (Januar 1986) 


— Menschengerechte Gestaltung von Software (Ja- 
nuar 1986} 

— Grundlagen und Querschnittsfragen zu Arbeit und 
Technik (November 1986) 

— Allergische Reaktionen und Erkrankungen (Ja- 
nuar 1987) 

— Menschengerechte Anwendung neuer Techniken 
in der Druckindustrie [Mai 1987) 

— Lännminderung in der Textilindustrie (Mai 1987) 

— Schutz der Gesundheit beim Einsatz neuer Techni- 
ken in der Produktion (Mai 1987) 

— Schutz der Gesundheit an Arbeitsplätzen in klima- 
tisierten Räumen (Dezember 1988) 

— Forschung und EntwickluDg zur menschengerech- 
ten Gestaltung und Anwendung neuer Techniken 
in Büro und Verwaltung (Februar 1989} 

— Verbesserung der Arbeitsbedingungen in der Bau- 
wirtschaft (Februar 1989) 

— Schulz der Gesundheit und Arh eits gestal tun g 
beim Umgang mit neuen Werkstoffen (in Vorberei- 
tung). 

Im Programm Arbeit und Technik wird die Verbesse- 
rung der Arbeitsbedingungen in Klein- und Mittelbe- 
trieben und im Handwerk besondere Berücksichti- 
gung finden. 

Wachsende Bedeutung kommt zukünftig internatio- 
nalen Aktivitäten zu. 

Angesichts des sich verstärkenden internationalen 
Transfers von Technik, Organisationskonzepten und 
Managementstralegien wird es zunehmend erforder- 
lich sein, ausländische Beispiele auf ihre jeweihgen 
nationalen Voraussetzungen zu prüfen und die Inter- 
nationalisierung von Fragestellungen einzu beziehen. 
Zunehmend können FuE-Bereiche ohne interaationaJ 
abgestimmte Vorgehens weisen, zumindest aber ohne 
Kenntnisse überden internationalen Forschung ssland 
nicht mehr ausreichend bearbeitet werden. Daraus 
ergibt sich die Notwendigkeit, das Zusammenspiel 
von internationaler Technikentwicklung imd nationa- 
len Bedingungen des Technikeinsalzes zu untersu- 
chen und die hierbei gewonnenen Erkenntnisse für 
die präventive Technikgestaltimg zu nutzen. 

Die zunehmende grenzüberschreitende Verflechtung 
der Industrie, die Niederiassungsfreiheil der Arbeit- 
nehmer in der Europäischen Gemeinschaft und die 
angestreble Liberalisierung des europäischen Bin- 
nenmarktes, die früher oder später auch zu einer An- 
gleichung der Lebens- und Arbeitsbedingimgen in 
den Mitghedsländem führen sollen, verstärken die 
Impulse, die vorhandenen Ansätze zu gemeinsamen 
Forschungsanstrenguagen gerade auch im Hinblick 
auf die Entwicklung einer europäischen Sozialpolitik 
weiter auszubauen. Dies gilt für die Zusammenfuh- 
rung vergleichbarer nationaler Aktivitäten ebenso 
wie für internationale Programme, msbesondere im 
Rahmen der EG wie „ESPRIT“, ,RACE“ oder „BRITE/ 
EURAM“. 
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2.9 Informationstechnik; Fertigungstechnik 
(Förderbereich I) 

Die Informationstechnik — zu der die Teilbereiche 
Mikroelektronik, Informationsverarbeitung, Kommu- 
nikationstechnik, Unterhaltimgselektronik und Ferti- 
gimgstechnik zählen — führt wie kaum eine andere 
technische Entwicklung zu tiefgreifenden strukturel- 
len Veränderungen in allen Lebensbereichen. Ihre 
Bedeutung liegt vornehmlich darin, daß sie als Quer- 
schnittstechnologie Impulse für Innovationen in ande- 
ren Wirtschaftszweigen gibt und die Qualität vieler 
Konsum- und Investitionsgüter entscheidend beein- 
flußt. Darüber hinaus erhält die Anwendung der Infor- 
mationstechnik eine wachsende Bedeutung im 
Dienstleistungssektor und zur Lösung öffentlicher 
Aufgaben, wie z. B. in Bereichen des Umweltschutzes, 
der rationeUen Energieverwendung und des Verkehrs 
sowie im kulturellen Bereich und in der internationa- 
len Zusammenarbeit. 

Nach dem Regierungsbericht Informationstechiük 
1984 — 1989 legte die Bundesregierung im Juiü 1989 
ein umfassendes Zukunftskonzept Informationstech^ 
nik vor. Es konnte sich auf die Ergebnisse des Regie- 
rungsberichtes stützen — etwa die erfolgreich in Gang 
gesetzte Poststrukturreform und das Megaprojekt, mit 
dem der europäischen Mikroelektronik-Industrie der 
Anschluß an die Weltspitze gelang. Mit dem Zu- 
kunftskonzept Informationstechnik hat die Bundesre- 
gierung einen programmatischen Rahmen gesetzt, 
der Maßnahmen der einzelnen Ressorts auf unter- 
schiedlichen Handlungsfeldem zur Weiterentwick- 
lung der Rahmenbedingungen und zur Fördenmg der 
Entwicklung und Anwendung der Informationstech- 
iük umfaßt. Als Ziele werden dabei im einzelnen ver- 
folgt: 

— die wirtschaftlichen und technischen Rahmenbe- 
dingungen fortzuentwickeln, um eine noch brei- 
tere und effizientere Anwendung der Informa- 
tionstechnik zu ermöglichen; dadurch sollen neue 
Märkte erschlossen, die Wettbewerbsfähigkeit der 
deutschen Wirtschaft gestärkt, Arbeitsplätze gesi- 
chert und neue geschaffen werden 


— in Entwicklung, Produktion und Vermarktung von 
Komponenten, Geräten, Software und Dienstlei- 
stungen auf dem Gebiet der Informationstechnik 
die Chancen deutscher Unternehmen zu erhalten 
und zu verbessern, um auf international offenen 
Märkten und unter Ausnutzung der Vorteile welt- 
weiter intraindustrieller Arbeitsteüung am über- 
durchschnittlichen Wachstum dieser Branche teil- 
nehmen zu können 

— die Grundlagenforschung auf dem Gebiet der In- 
formationstechnik zu verstärken und die Koopera- 
tion zwischen Forschungsinstituten, Hochschulen 
und Unternehmen zu verbessern 

— alle Möglichkeiten des Einsatzes der Informations- 
technik zur Lösung von Problemen im Bereich des 
Umweltschutzes, zur Verbesserung der Arbeitsbe- 
dingungen, zur rationellen Energieverwendung 
und zur Erfüllung staatlicher Aufgaben systema- 
tisch zu analysieren und auszuschöpfen 

— beim Ausbau der Kommunikations- und Verkehrs- 
infrastruktur in langfristig angelegten Konzepten 
die technischen Möglichkeiten der Informations- 
technik im Rahmen des wirtschaftlich und sozial 
Vertretbaren voll zu nutzen. Ein flächendeckender 
Ausbau dieser Infrastruktur soll dazu beitragen, 
die Bedeutung räumlicher Entfernung abzubauen 
und Standortnachteile ländlicher und peripherer 
Regionen zu vermindern 

— alle vier Bereiche des Büdungswesens (Schule, 
Hochschule, berufliche Bildung, Weiterbildung) 
müssen sich in entscheidendem Maße der Ausein- 
andersetzung mit der Informationstechnik stellen 
und im Rahmen eines erweiterten Büdungsauftra- 
ges dazu beitragen, daß die Menschen aller Alters- 
stufen und Bildungsgrade an diesen neuen Ent- 
wicklungen Anteil haben und zu einer humanver- 
träglichen Nutzung der Informationstechnik bei- 
tragen können. 


Informationsverarbeitung 

Die Innovationsschübe in der Informationsverarbei- 
tung werden im nächsten Jahrzehnt im wesentlichen 
von drei Bereichen der Informatik ausgehen: 

— Parallelverarbeitung 

— Künstliche Intelligenz 

— Softwaretechnologie. 

Der erste Bereich ist die Parallelverarbeitung. Mit 
Aufkommen der sogenannten Supercomputer ist die 
verfügbare Rechenleistung sprunghaft angestiegen. 
Mit Supercomputem ist es möglich, technische Ent- 
wicklungen und wissenschaftliche Theorien mathe- 
matisch zu modellieren. Experimente beispielsweise 
an Fahrzeugkarosserien, Hugzeugflügeln oder an 
Verbrennungsmotoren können im Computermodell 
wesentlich schneller, müheloser und billiger vorge- 
nommen werden als in der Realität. Viele Fragestel- 
lungen der Grundlagenforschung entziehen sich so- 
gar gnmdsätzlich dem Experiment, etwa in der Astro- 
nomie, der Physik oder der Klimaforschung. Super- 
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Computer sind deshalb nicht nur ein Entwiddungs- 
werkzeug für den Ingenieur, sondern auch Instrument 
der Grundlagenforschung* 

Die am weitesten in die ZuJrunft gerichtete Architek- 
tur von Supercompulem ist die der Parallel re chn er, 
bei denen ein Problem in einzelne Aufgaben zerlegt 
und zugleich von vielen Prozessoren bearbeitet wird. 
Der BMFT hat in den Jahren 1985 bis 1989 das Ver- 
bundforschungsprojekt SUPRENUM (Superrechner 
für numerische Aufgaben) gefördert, bei dem neuar- 
tige Vorstellungen der Gesellschaft für Malhematik 
und Datenverarbeitung (GMD) über die Struktur ei- 
nes Hochleistungs-Paraüelrechners mit einer Rechen- 
1 eistun g von 5 G FLOPS (= 5 Mrd Gleitkommaopera- 
tionen pro Sekunde) und geeignete mathematische 
Lösungsverf Ohren und Algorithmen prototypisch rea- 
hsiert wurden* Die anschließende Entwicklung und 
Fertigung des industriellen Produktes liegt in der Ver- 
antwortung der beteiligten Firmen. 

Das Projekt SUPRENUM kennzeichnet die erste Ge- 
neration von Hochleistungs-Paralielrechnein. 

Mit dem Projekt GENESIS im ESPRTT-Progranini wer- 
den die Konzepte im europäischen Verbund weiter- 
entwickelt. 

Parallelverarbeitung ist eine neue Recheatechnik, die 
spezielle Software erfordert, um ihr Leistungspoten- 
tial voll entfalten zu könoen und um neue Anwendun- 
gen zu erschließen. Die Förderung des BMPT wird 
sich Softwarekonzepten zuwenden, die für die An- 
wendung der Parailelverarbeiftjng in Wissenschaft 
und Technik Schlüsselcharakter haben, wie z. B. par- 
all eiisieren de Compiler, Optunierung der Lastvertei- 
lung sowie bildhafte Ergebnisdarstellung bis hin zu 
filmartigen Bewegtdarsteltungen dynamischer Ab- 
läufe. 

Der zweite Bereich ist die Künsüiche Intelligenz. 
Hierzu gehören als wichtigste Teil dis ziplinen die Ex- 
perten sys temlecbnologie sowie die Erkennung und 
inbalüi(iie Interpretation von Bildern und Sprache. 
Bei der Erkennung und Interpretation fließend ge- 
sprochener Sprache, einem Arbeitsgebiet mit großer 
theoretischer und praktischer Bedeutung, gibt es erste 
Erfolge, In der Interpretation von bewegten Bildern 
sind mit Verbundprojekten beachtenswerte Ergeb- 
nisse erzielt worden* Mit einer rein visuellen Fabi- 
bahnerkennung kann ein käme ra gesteuertes Ver- 
suchsfahrzeug mit 100 km/h automatisch eine Auto- 
bahn-Teststrecke befahren. Aufbauend auf den bis- 
herigen Ergebnissen wird Lm Rahmen des EUREKA- 
Projektes PROMETHEUS das Teilprojekt PRO- ART 
gefördert (ART = Artificial Intelligence = Künstliche 
Intelligenz), bei dem die automatische Erkennung 
und Interpretation von Straßen szeneo den Fahrer in 
kritischen Situationen unterstützen und warnen soU* 

In einem anderen Bereich der Künstlichen Intelligenz, 
den sogenannten Experte nsys lernen, werden neue 
Verfahren und Methoden der Wissensverarbeitung 
erforscht, d. h. insbesondere die Repräsentation von 
Wissen im Computer und die Techniken der Schluß- 
folgerung. 


Die deutsche Forschung auf dem Gebiet der Künstli- 
chen Intelligenz ist auf viele Stellen verteilt. Mit Hilfe 
der industiieUen Verbundforschrmg versuchte der 
BMFT in den vergangenen Jahren, die einzelnen 
Gruppen stärker miteinander kooperieren zu lassen. 
Das Ergebnis war ermutigend und legte es nahe, die- 
sem noch jungen Gebiet durch die Gründung eines 
Institutes noch mehr Nachdruck und Kontinuität zu 
verleihen. So entstand 1988 auf Anregung des BMFT 
das Deutsche Forschungsinstitut für Künstliche Intel- 
ligenz (DFKI) mit Silz in Kaiserslautern und einem 
weiteren Standort in Saarbrücken als Gründung der 
Induslrie (9 Unternehmen) zusamnien mit der Gesell- 
schaft für Mathematik und Datenverarbeitung mbH 
(GMD) und der Fraunhofer-Gesellschaft (FhG). Der 
BMFT bat sich verpflichtet, für einen auf 10 Jahre 
befristeten Zeitraum beim DFKI Projekte zu fördern. 

Im Überlappungsgebiet von Parallelverarbeitung und 
Künstlicher InteUigenz ist die Neuroinlounatik ange- 
siedelt. Hier wird versucht, aus den bekannten Mo- 
dellvorstellungen von der Funktionsweise des Ge- 
hirns neuartige Verarbeitungsprinzipien in massiver 
Parallelität zu gewinnen. Das heute übliche Program- 
mieren könnte bei solchen Rechnersystemen in wei- 
ten Teilen durch ein „Lernen'' oder „Training" ersetzt 
werden. Es ist zu vermuten, daß Systeme der Neuro- 
informaük besonders gut für assoziative Aufgaben 
(z. 8. Erkennen von Sprache und Bildern) geeignet 
sein werden. Seil 1988 wird ein breit angelegtes Ver- 
bundprojekt in der Grundlagenforschung gefördert. 

Im dritten Bereich, der Softwaretechnologie, waren 
die Entwicklungen vor allem darauf gerichtet, die Pro- 
gramm entwicklung in eine computergestüLzte Inge- 
nieurtechnik zu überführen. Das ESPRIT- Progranmi 
der Europäischen Gemeinschaften enthält hierzu ein 
reichhaltiges Förderangebot, so daß die Fördeiung bis 
auf das EUREKA- Projekt EUREKA-Software-Factory 
(ESF) zurück ge nommen werden kann. In den näch- 
sten Jahren vrird es vor allem darauf ankommen, daß 
die beteiligten Firmen in eigener Verantwortung die 
in gemeinsamer Forschung gewonnenen Ergebnisse 
und Erfahrungen in die Praxis umselzen. 

Bei der Förderung der Softwaretechnologie tritt an die 
Stelle des Ziels Produktivitätssteigerung nun das Ziel 
Sicherheit. 

Anwendungen der InformaÜo ns Verarbeitung sind 
vielfältigen Bedrohungen durch kriminelle Handlun- 
gen ausgesetzt: Die Skala reicht vom „Ausspähen" 
bestimmter Daten über Manipulationen zum Zweck 
der eigenen Bereicherung bis hin zur politisch-ideolo- 
gisch motivierten Sabotage durch Verändern oder 
Zerstören von Rechenanlagen bzw, Programmen, 

Für Sabotage bei informationsverarbeitenden Syste- 
men bieten sich insbesondere sog. „weiche" Manipu- 
lationen an. Die bekanntesten Formen sind heute 
„Compulerviren". Dabei handelt es sich um Pro- 
grammelemente, die in der Lage sind, sich selbst zu 
„vermehren" und die „Wirtsprogramrae" in ihrer 
Funktion zu beeinträchtigen. Sie können sich in Rech- 
nemetzen weltweit ausbreiten und ganze infonna- 
tionstechnische Systeme zum StiJisland bringen* 
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Die Ergebnisse eines Püotprojektes wurden im Herbst 
1989 in Buchform veröffentlicht, Die Veröffentlichung 
dient vor allem der Aufklärung der Computerbetrei- 
ber und gibt Hilfestellungen zur Erhöhung der Sicher- 
heit von Software gegen unbefugte Manipulationen. 

Das Thema Software-Sicherheit umfaßt auch die Kor- 
rektheil von Soff wäre. Die Fehlerfreiheit von Software 
läßt sich in der Regel nicht garantieren. Unentdeckte 
Fehler können zu erheblichen Schäden führen, etwa 
bei den Steuerungssystemen für cheuüscbe Prozesse, 
Kraftwerke, medizinische Geräte oder andere Aufga- 
ben mit hohen Sicherheitsanfordeningen. Zu beiden 
Themen wurde ein neuer Förderschwerpunkt „Si- 
cherheit von Software" eingerichtet. Als Förder- 
summe sind 10 Mio DM pro Jahr vorgesehen. 


Ftif^Ausgaben das Bundes für 
Informationsvararbeitung 



Basistechnologlen der Informationstechiük 

Wichtigste Basistechnologie der Informationstechnik 
ist die Mikroelektronik; sie gründet sich vor allem auf 
die Silizium technologie: Silizium ist das Ausgangsma- 
terial für höcfastmtegrierte elektronische Bauele- 
mente. Kommt es jedoch mehr auf die Schallge- 
schwindigkeit oder auf die Verarbeitung optischer 
Signale an, gewinnen neue Materialien und damit 
verknüpfte Technologien an Bedeutung. Zu nennen 
sind hier die sogenannten HI- V-Verbindungen (z. B. 
Galfium-Arsenid), die integrierte Optoelektronik und 
die Photonik. 

Elektronische Bauelemente 

Die Mikroelektronik ist nach wie vor eine der Schlüs- 
seltechnologien, von denen erhebliche strukturelle 
Veränderungen in der Wirtschaft ausgehen und auch 
in Zukunft zu erwarten sind. Die breite Anwendung 
und die rechtzeitige Verfügbarkeit von schnellen, 
hochintegrierten und zu komplexen Systemen inte- 
grierten Schaltkreisen entscheiden zunehmend über 
die Wettbewerbsfähigkeit ganzer Wirtschaftszweige. 

Die Beherrschung modernster Prozeß* und Ferti* 
gungstechniken, Entwurfs verfahren und Schaltkreis- 
techniken für integrierte Halbleiterbauelemente so- 
wie die Kenntnis der physikalischen, chemischen und 
verfahrenstechnischen Grundlagen sind für unsere 
moderne Industriegesellschaft unentbehrlich gewor- 
den und nur durch ein noch engeres Zusammenwir- 
ken von wissenschaftlicher Forschimg und industriel- 


ler Entwicklung einerseits und Herstellern und An- 
wendern andererseits aufrecbtzuerhalten. 

Die Maßnahmen des BMFT im Bereich Bauelemente 
konzentrieren sich vor diesem HintergTund auf zwei 
Schwerpunkte: 

— Sihziumtechnologie {JESSI -Prag rumm) 

Die Weiterentwicklung der Süiziumtechnologie in 
Europa ist für die Wettbewerbsfähigkeit der euro- 
päischen Industrie von zentraler Bedeutung. Die 
Bundesregierung unterstützt daher zusammen mit 
den Ländern Frankreich, Großbritannien, Italien, 
den Niederlanden und gemeinsam mit der Kom- 
mission der Europäischen Gemeinschaft das 
ELTREKA-Progranim JESSI. 

Im Rahmen von JESSI soll länderübergreifend eine 
neue Forschungs- und Entwicklungsstruktur aui- 
gebaul werden, in der möglichst alle in Europa ver- 
fügbaren Ressourcen aus Wissenschaft, Halbleiter- 
untemehmen und Anwenderindustrie gebündelt 
werden. 

Mit Blick auf diese strategische Zielsetzung ist 
JESSI — das in seiner Anlage eher einem komple- 
xen Forschungs- und Entwicklungsprogramm ent- 
spricht — in vier Teile gegliedert: 

O Unterstützung der Technologiebeherrschung 
bei den Mikroelektronik -Anwendern durch die 
Entwicklung von fortgeschrittenen Werkzeu- 
gen für die Systementwicklung und für den 
Schaltkreisentwurf sowie durch Mitarbeit an 
der weltweiten Standardisierung der Entwurfs- 
systeme. 

O Stärkung der im Weltmaßstab ieistungs fähigen 
europäischen Halbleilerhersteller durch ar- 
beitsteilige Enrivicklung der beiden nächsten 
Generationen von Chip-Hers teilungstechnik, 
zunächst anhand von Schrittmacherprodukten 
aus der Klasse der Speicherbausteine, mit spä- 
terer Übertragung auf die Herstellungstedmik 
von Logik-Schal timgen, dies mit Schwerge- 
wicht auf der Klasse der anwendungsspezifi- 
schen Schaltungen, 

O Absicherung der Entvriddung der Halbleiler- 
prozeßtechnik durch die Entwicklung von Ferti- 
gungsgeräten und Materialien in ausgewählten 
Schwerpunktbereichen, 

O Stärkung der Grundlagenforschung für alle ge- 
nannten Bereiche tm Vorfeld der industriellen 
Entwicklung — in diesem Zusammenhang Aus- 
bau von bestehenden und Aufbau neuer For* 
schungskapazitälen, soweit Bedarf und Beteili- 
gung sbereitschaft bei der Industrie gegeben 
ist, 

~ Neue Müteriahen und Schaltungsstrukturen 

Die SüiziumtechnoJogie wird auch im kommenden 
Jahrzehnt die Haupttechnologie der Mikroelektro- 
nik bleiben. Wenn jedoch höchste Schaltge- 
schwindigkeit — wie bei den Supercompulem — 
und optoelektronische Anwendungen — wie in der 
Nachrichtentechnik — im Vordergrund stehen, 
sind derzeit Halbleiter auf der Basis der sogenarm- 
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teo fn-V-Verbindimgen besser geeignet. Von die- 
sen Malerialsystemen ist das GaUium-Aiseoid 
(GaAs) heute am weitesten entwickelt. Obwohl 
Einzelbauelemente und niedrig- bis mitteHnte- 
grierte Schaltkreise bereits auf dem Markt ange- 
boten werden, erfordern hochintegrierte Schaltun- 
gen noch erhebliche Anstrengungen in der Grund- 
lage n en twickl un g , 

Die Projektarbeiten in mehreren Verbundvorha- 
ben zum Schwerpunkt .. Gallium arsenid- Elektro- 
nik" schreiten planmäßig voran. Die Gesamtkoor- 
dination liegt beim Fraunhofer-Institut für Ange- 
wandte Festkörperphysik, Freiburg, 

Gegenüber der Silizium-Technologie hat die 
GaAs-Technologie einen erhebhchen Entwick- 
lungsrückstand. Es bedarf bereits eines hohen For- 
schungs- und Entwicklungsaufwands, um das 
Substratmaterial in der erforderlichen hohen Rein- 
heit und Versetzungsfreiheit herzustellen. Auch 
hinktionierende S tan dardproz esse für die kom- 
merzielle Herstellung von hochintegrierten, digi- 
talen Bauelementen auf der Basis von GaAs sind 
noch lange nicht ausgereift. Darüber hinaus kön- 
nen durch die Herstellung von Hetero Strukturen 
mit hervorragender kristalliner Güte und durch 
das gezielte Einstellen der Bands truktur zusätzli- 
che Freiheitsgrade für die Bauelementeentwick- 
lung entstehen (ballistische Transistoren, Quan- 
tenstrukturen). Zweifelsohne werden zukünftige 
Hochleistungsbauelemente auf derart künstlich 
strukturierten Materialien basieren, die noch weil* 
gehend unerforschte BauelementeeigenschaJten 
haben und deren Anwendungsspektrum noch 
nicht absehbar ist. 

Trotz der zu erwartenden Fortschritte in nahezu 
allen Bereichen der Mütooelektronik und Opto- 
elektronik dürfen bereits heule erkennbare neue 
Materialien oder neue Bauelement- Prinzipien 
nicht außer acht gelassen werden. Es ist nicht aus- 
züschließen, daß damit Entwicklungen angestoßen 
werden, die die bisher geltenden Bedingungen in 
Prozeßlechnologie und Schal tun gstechnik für 
komplexe Systeme in den kommenden Jahrzehn- 
ten revolutionär umgestalten können. 

Hierzu gehören neben noch wenig erforschten 
Halbleitermaterialien (z. B. ff- VI- und darauf auf- 
bauende ternäre Verbindungen) auch grundsätz- 
lich neue physikalische und chemische Wiikprin* 
zipien, wie z. B. Bauelemente auf der Basis von 
Hochtemperatur-Supraleilem oder die Erfor- 
schung der MÖghchkeilen schallbarer Moleküle 
zur Signalverarbeitung imd -Speicherung (Mole- 
kularelektronik). 


Technische Kommunikation 

Das Femmeldewesen hat sich in den letzten Jahren 
aufgrund der raschen Abfolge lechrüscher und an- 
wend ungsorientierter Innovationen grundlegend ver- 
ändert Die technologischen Anstöße kommen von der 
Digitalisierung, der optischen Nachrichtentechnik auf 
der Glasfaserbasis sowie der Optoelektronik; sie be- 
wirken die fortschreitende Integration von Telekom- 


murükation, Datenverarbeitung, Bürotechnik und Un- 
terhaltungsetektronik. Mit der zum 1. Juli 1989 in 
Kraft getretenen Postreform vmrden die Weichen ge- 
stellt, um das Wachstumspotential der lofonnations- 
und Kommuiiikationstechniken voll auszuschöpfen. 
Das sich danach ergebende Unternehmen Deutsche 
Bundespost Telekom wird sich verstärkt um die Mo- 
dernisierung und den Ausbau der Nelzinfrastruktur 
kümmern, die in den teilweise parallel verlaufenden 
Schritten 

— Digitalisierung des Teiefonnetzes 

— Übergang zum ISDN-64 kbit/s-Netz 

— Schaffung eines Breitband-ISDN-Netzes 

— Integration der Individual- und Verteilkomm uni- 
kation zu einem Integrierten Breitband Femmel- 
denetz (IBFN) als eine langfristige Option 

— Einsatz von nationalen S a te Uite ns y Sternen zur Er- 
gänzung des terrestrischen Netzausbaus 

verlaufen wird. 

Ehese Entwicklungshnien werden ebenfalls gespeist 
von den Fortschritten in den Basistechnologien und 
den Grundlagen der Information st ech ni k. die Gegen- 
stand von Fördermaßnahmen des BMFT sind. Neben 
den separat erläuterten Maßnahmen der Mikroelek* 
tronik und der foformations Verarbeitung sind hier an- 
zuführen: 

Optische Nachrichtentechnik 

Die Förderung der optischen Komponenten und Über- 
tragung ssystem läuft aus. Die bisher durchgeführten 
Projekt arbeiten haben zu einem wirtschaftlichen Ein- 
satz der Glasfasertechnik beim Ausbau der Femmel- 
demfrastrukhiren durch die Deutsche Bundespost ge- 
führt: In derFeraebene werden heute neue Linien niur 
noch als Glasfaserverkabelungen verlegt. 


Photonik (Optoelektronik) 

Langfristiges Ziel der Forschungs- und Entwicklungs- 
arbeiten auf dem Gebiet der Photonik ist es, die tech- 
nologischen Grundlagen für die optische Signolverar- 
beitimg zu schaffen. Heute müssen optisch übertra- 
gene Informationen erst in elektrische Signale umge- 
wandelt werden, bevor sie mit elektronischen Prozes- 
soren weiterverarbeilet werden können, Realisie- 
rungsstufen sind 

— Entwicklung integrierter optoelektronischer Bau- 
elemente, d. h. Integration von elektronischen und 
optischen Verarb ei limgs eie menten auf einem 
Halb lei t ersu bstr a l 

— Forschungsarbeiten auf dem Gebiet der optischen 
Signal Verarbeitung mit dem Ziel, die gesamte Si- 
gnalverarbeitung photonisch zu realisieren. 

Hierzu haben Grundlagen arbeiten am Heinrich- 
Her Iz-Iosti lut für Nachrichtentechnik in Berlin (HHI) 
begonnen, wozu auch der Aufbau eines Technologie- 
labors zählt. Diese werden zur Entwicklung einer opti- 
schen Vermittlung in Kooperation mit der Industrie 
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Standorte der dem DFN angeschlossenen Institute 
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und mit Fördemng auch der Deutschen Bundespost 
verstärkt. Ein Verbundtorschungsprogramm Optische 
Signalverarbeitung wird vorbereitet. 


Systemtechnik 

Die Nutzung der erweiterten Femmeldeinfrastruktur 
und die Standardisierung neuer Telekommunika- 
üonsdienste bedingen immer stärker gemeinsame Ar- 
beiten der Telekommunikation und der Unterhal- 
tungselektronik im Bereich der prä-normativen For- 
schung. Zur Erarbeitung neuer europäischer Stan- 
dards werden vorrangig europäische Verbundpro- 
jekte (EUREKA) gefördert: 

— Durchführung des EUREKA- Vorhabens zur Digi- 
talisierung des UKW-Rundfunks in Kooperation 
europäischer Firmen, Forschungsinstitute, Rund- 
funkanstalten und Femmeldeverwaltungen, 

— Zur Stärkung der Display- Aktivitäten hat der 
BMFT zusammen mit dem Land Baden-Württem- 
berg an der Universität Stuttgart ein Zentrum für 
die Entwicklung von Elektroniken zur Ansteue- 
rung der einzelnen Bildpunkte von Flüssigkristall- 
Bildschinnen errichtet (Institut für Büdschirmtech- 
nik). 

— Mit dem HDTV-Verbundprojekt (HDTV 7 hoch- 
auflösendes Fernsehen) sollen die Voratissetzun- 
gen für eine neue Femsehnorm entvrickelt wer- 
den. Ein europäischer Systemvorschlag für die Pro- 
duktion, Übertragung und den Empfang hochauf- 
gelöster Bilder wurde inzwischen praktisch de- 
monstriert. 


DofenAomm unikation 

Im Mittelpunkt stehen die FuE-Arbeiten zur Errich- 
tung des Deutschen Forschungsnetzes (DFN). Dieses 
Verbundprojekt wird über den 1984 gegründeten 
DFN-Verein abgewickelt. Mitglieder des DFN-Ver- 
eins sind namhafte Firmen, Hochschulen und For- 
schungseinrichtimgen. Der DFN-Verein hat auch die 
Aufgabe, den Betrieb des Netzes vorzubereiten und 
zu übernehmen. Erste Kommunikationsdienste wur- 
den realisiert und eingeführt (s. Schaubild II/l), 

Ergänzende Fördermaßnahmen des BMPT im 
Bereich der Telekommunikation 

Schwerpunkte der Förderung durch den Bundesmiiü- 
ster für Post und Telekommunikation (BMPT) bzw, 
zukünftig der Generaldirektion TELEKOM sind ins- 
besondere: 

— Vorläufer-Breitbandnetz (VBN) 

Schaffung der technischen Voraussetzungen für 
ein Versuchsoetz für breitbandige Individualkom- 
munikation in Selbstwahl über Glasfaser für inter- 
essierte Teilnehmer. Dieses Vorläufer-Breitband- 
netz ist im Glasfaser- Overlay- Netz realisiert, das 
29 Orte mit Glasfaserübertragungssystemen ver- 
bindet. Einen Schwerpunkt bildet seit der Inbe- 


triebnahme des Netzes im Frühjahr 1989 die Ent- 
wicklung von Anwendungen für diese Netzinfra- 
stniktur. 

— Berliner Kommunikationssystem 

Das BERiiner KOMmunikationssystem (BERKOM) 
ist ein Projekt am Standort Berlin mit folgenden 
Zielen: 

O Aufbau eines Test- und Referenznetzes in Glas- 
fasertechnik als Prototyp eines künftigen 
Integrierten Breitbandigen Femmeldenetzes 
(IBFN) 

O Entwicklung und technische Erprobung neuer 
Fermneidedienste und Fernmeldetechniken für 
ein künftiges Breitbandfemmeldenetz (ISDN-B, 
fBFN) 

O Förderung der Wissenschaft in Berlin in den 
Bereichen Informatik, Konimiinikationstechno- 
logie und Telekommunikation 

O Erarbeitung von Entscheidungshüfeo für die 
Strategieplanung der Deutschen Bundespost zu 
IBFN und ISDN-B 

O Förderung innovationsorientierter Informatik- 
und Telekommunikationsmdustrie, 

— Glasfaserübertragungssysteme 

Feldversuche in Berlin zur Ermittlung der Lei- 
stungsfähigkeit von Einmodenfasem bei Übertra- 
gungsgeschwindigkeiten von 2,4 Gbit/s. 

— BiJdtelefondienst im ISDN 

Entwicklung von Funktionsmustern für die Schaf- 
fung eines neuen Bildtelefondienstes ün ISDN, 

— SPREIN 

Entwicklung und Erprobung eines Spracherken- 
mmgsbausteins sowie eines Dialogprozessors, mit 
deren Hilfe eine begrenzte Zahl von Fernsprech- 
teilnehmern Bestellungen in einem Großrechner 
eines Versandhandel-Unternehmens mittels 
Spracheingabe unmittelbar abwickeln und die Er- 
gebnisse dieses Prozesses durch dasselbe Medium 
erfahren können. Die Deutsche Bimdespost ver- 
folgt mit diesem Systemversuch die Absicht, die 
Entwicklung der Sprachverarbeitung voranzutrei- 
ben. 

— Nachlichte ntechnische Forschung am For- 

schungsinstitut der Deutschen Bundespost 

Eigene nachrichtentechnische Forschung am For- 
schungsinstitut der Deutschen Bundespost beim 
Femmeldetechnischen Zentralamt in Darmstadt 
(vgl. im einzelnen Teil V, Abschnitt 6, 10.1) zur her- 
steUerun ab hängigen, wissenschaftlich gestützten 
Beurteilung der technischen und der technologi- 
schen Entwicklung, Neue Schwerpunkte sind 
hochauflösendes Fernsehen (HDTV), optoelektro- 
nische Bauelemente (Integrierte Opt^) und die Er- 
schließung neuer Frequenzbereiche für Mobü- 
und Satellitenfunk. 
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Ausgaben der Deutschen Bundespost für 
Forschung im Bereich Telekommunikation* 


MIoDM IST : sou- =z^ 



' DffiSä Mittel wefden aus dem Haushali der üeutsctien ^ndespost 
iusäl^lich zum FuE-Budgat des Bundes aufgebfachl. 

Quelle: QBP 


Fi£-Au^aben des Bundes für 
Basistechnologfen der Informationstechnik 



ABwendimg der Mlkrosysteintechatk (einschJ. 
Mikroei ektronikr Mikroperipherlk) 

MiJcrop eripherik 

In den stark exportorientierten Bereichen Maschinen- 
bau, Kfz-Industrie, fndustrieelektronik, Meß- und Re- 
gelungseinrichtungen für Labor und Anlagenbau ge- 
wann die Verfügbarkeit moderaer Mik rop eripherik - 
Komponenten, d. h. Sensoren und Aktoren/Leistungs- 
elektronik, zunehmend an Bedeutung. Als notwen- 
dige Komponenten zur Ankopplung der Mikroelek- 
tronik an einen zu regelnden oder zu überwachenden 
Prozeß bestlniinen sie wesentlich die Leistungsfähig- 
keit und die Kosten eines Gesamtsyslems. 

Neben steigendem Bedarf und neuen Anforderungen 
kennzeichnet ein tiefgreifender technologischer Wan- 
del die Mikroperipherlk. Deshalb wurde im Rahmen 
des Regierungsberichts „Informationstechnik*' der 
Förderungsschwerpunkt „Mikroperipherlk" (1985 bis 
1989) eingerichtet Die indirekt-spezifische Förde- 
rung konzeDtrierte sich auf Entwicklung moderner 
Mikrosensoren mit inlegrierter Signalvorverarbei- 
lung. Gleichzeitig sollte der breite Einsatz der dazu 
notwendigen Miniaturisierungstechniken (Halblei- 
ter-, Dönnfilm-, Dickschicht-, Hybrid-, Oberflächen- 
montagetechnik) beschleunigt werden. Im Mittel- 
punkt der Förderung standen kleine und mitliere Un- 
temehmen, denn 90 % der geförderten Vorhaben ka- 
men aus Uolemehmen mit weniger als 200 Mio DM 
Umsatz, Die wesentliche technologische Verände- 
rung zwischen 1985 und 1988 bestand für den Großteil 
der geförderten Unternehmen im EinsÜeg in die Ober- 


flächenmontage-Techmk als Verfahren, Bauteile und 
Etektronikkomponenten soweit zu miniaturisieren, 
daß eine Integration der Signal Vorverarbeitung er- 
möglicht wird. Die damit erreichte Verkleinerung der 
Produkte bei höherer Leislungsfähigkeil, Präzision 
und Meßgenauigkeit stellt einen deutlichen Erfolg im 
Betrachtungszeitraum dar. 

Bei der Förderung von Verbundprojekten, die in Zu- 
sammenarbeit von Industrieunlemehmen und For- 
schungseinrichtungen durchgeführl wurden, stand 
der Auf- und Ausbau einer international konkurrenz- 
fähigen Know-how-Basis für die Techniken der Mi- 
kroperipherik (Sensorik und Aklorik) sowie die Auf- 
bau- und Verb in düng sie chnik zum industriellen Ein- 
satz Lm Vordergrund. Gefördert wurden vorwettbe- 
werbüche FuE- Arbeiten, die sich durch ein hohes Ent- 
wicklungsrisiko und hohen finanziellen Aufwand aus- 
zeichneten. 

Zum Technologietransfer gehörte die Förderung von 
Zentren für Information und Beratung zu Techniken 
der Mikrop eripherik und für Aufbau- und Verbin- 
dungstechnik sowie die Information und Beratung 
durch das VDIADE Technologiezentrum Informa- 
tionstechnik. 


Mikrosysiemtechnik 

Die Erfahrungen bei der Abwicklung des Förderungs- 
scbwerpunktes Mikrop eripherik und der Durchfüh- 
rung der Maßnahmen zum Technologietransfer wur- 
den bei der Konzeption des neuen Förderungsschwer- 
punktes Mikrosystemtechnik berücksichtigt, der am 
5. Februar 1990 der Öffentlichkeit vorgestellt wurde. 
Hier sollen z, B, die MiJkroraechanik, Mikroelektronik, 
die faser- und in tegriertop tischen Sensoren und Auf- 
bau- und Verbindungstechnik in abgestimmtem Ein- 
satz mit intelligenter Verknüpfung unter Anwendung 
der Systemtechniken für neuartige Produktentwick- 
lungen im Bereich der Sensorik, Aktorik und Signal- 
verarheitung nutzbar gemacht werden, die in minia- 
turisierter ^u weise eine erhöhte bzw. verbesserte 
Leistungsfähigkeit aufweisen. 

In diesem neuen Förde rschwerp unkt wird besonders 
beachtet, daß bei der wirtschaftlichen Nutzung von 
Miniaturisierungstechnologien dem Innovationsma- 
nagement der Unternehmen die zentrale Rolle zu- 
kommt. Die Fördermaßnahmen sind auf die Belange 
der kleinen und mittleren Unternehmen (KMU) aus- 
gerichtet, um diese anhand konkreter Entwicklungen 
dazu in die Lage zu versetzen, die technischen und 
organisatorischen Herausforderungen zu bewältigen, 
die durch Miniaturisierung und wachsende Komplexi- 
tät der Mikrosystemlösungen bedingt sind. 

Zur Minderung der Risiken für KMU bei der Einfüh- 
rrmg mehrerer Mikjotechniken dient eine indirekt- 
spezifische Förderung der Entwicklung von Proto- 
typen. 

Im Bereich der Verbundförderung wird i. d. R. eine 
bestimmte Output -Struklnr erwartet. Ihre Ergebnisse 
sollen so beschaffen sein, daß sie Voraussetzungen für 
Prototypentwicklungen in kleineren und mittleren 
Unternehmen sein können. Wichtig ist, daß sich mög- 
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liehst viele KMU's an solchen Verb un dp roj eklen von 
vornherein beteiligen. 

Im Bereich des Transfers soU ein Transfernetz für die 
spezifischen Belange von KMU's entstehen; es soll 
sich dort nach einigen Jahren selbst tragen, wo dann 
kommerzielle Dienstleistungen angebolen werden 
bzw. die Transferstellen sinnvollerweise von anderen 
übernommen wurden. 

Zur Verbesserung des Technologietransfers, des In- 
novatioDsmanagements und der Kooperatlons fähige 
keit sind die Förderung von Verbundprojekten und 
Querschnittsuntersuchungen beabsichtigt. Für den 
Zeitraum 1990 — 1993 sind Fördermittel von insge- 
samt rd. 400 Mio DM für das Förderkonzepl Mikrosy- 
stemtechnik und die Abwicklung des 1989 ausgelau- 
fenen Förderschwerpunkts „ Mikroperipherik “ vorge- 
sehen. 

Ft£^Auflg£!d>en des Bundes für Anwendung 
dier MIkrosystemtedin&c 
(einschL MikroelektronICp MDcroperlptierik) 


MIoDM l!3T SOLL— 



Fertigongstechnlk 

Rechtzeitige Produkt- und Prozeßinnovationen und 
die Bewältigung der damit verbundenen Prozesse der 
Struktuianpassung bestumnen ganz wesentlich die 
Wettbewerbsfähigkeit von Unternehmen und damit 
auch den Erhalt von Arbeitsplätzen. 

Der zunehmende Wandel vom Anbieter- rum Käufer- 
markt zwingt Industrieunternehmen, verstärkt auf 
Kundenwünsebe einzugehen. Produzierende Unter- 
nehmen stehen vor der Aufgabe, Merkmale eines 
Dienstleistungsbetriebes bei sich zu verwirklichen 
und die Fähigkeit zur Optimierung zwischen folgen- 
den, teils gegenläufigen Zielen zu erwerben: 

— schnelles Umrüsten von Fertigungseinrichtungen 

— hohe Auslastung der Betriebsmittel 

— Verkürzung von Durchlauf- und damit Lieferzei- 
ten 

— Verbesserung der Termintreue 

— Verrmgemng von Lagerbeständen 

— rasche Anwendung moderner Fertigungstechnolo- 
gien 

— Gewährleistung gteichbleibender, hoher Produkt- 
quaJität 

— Reduktion der Kosten, 


Zu einer bedeutenden Produktionskomponente wird 
die Informationslechnik, die [nformation als vrichtiger 
Produktionsfaktor erhalt eine neue Qualität und Be- 
deutung. Die Anstrengungen und Aufwendungen der 
Industrieuntemehmen für diese Modemisienmgspro- 
zesse sind erheblich. 

Zur Stärkung der fertigungstechnischen Industrie, die 
Lieferant von Produktivität für die gesamte Industrie 
ist, hat der BMFT im Aprü 1988 das Programm Ferti- 
gungstechnik 198S — 1992 bekannlgegebeo. 

Das Programm ist gekennzeichnet durch eine starke 
Orientierung auf die Belange kleiner und mittlerer 
Unternehmen und durch kooperative Verbundpro- 
jekle, wobei die Kooperation im europäischen Rah- 
men eijD Mächtiges Element ist. Im Mittelpunkt stehen 
Maßnahmen im Bereich „Rechnerintegrierte Ferti- 
gung“ (Computer Integrated Manufacturing = CIM); 
ein Teil dieser Maßnahme ist die indirekt- spezifische 
Förderung von Entwicklungsvorhaben zur Einfüh- 
rung von rechnerintegrierter Fertigrmg im eigenen 
Betrieb. Das Programm besteht aus mehreren Tei- 
len: 

Rechnerintegrierte Fertigung (CIM) 

In diesem Bereich laufen folgende Maßnahmen: 

Breiten wirksamer CIM -Technologietransfer 

Ziel dieser Maßnahme ist es, Vorteile, Probleme sowie 
Gestaltungs- und Lösungsmöglichkeiten von CIM po- 
tentiellen Anwendern — vor «ülem kleinen und mitt- 
leren Unternehmen — praxisnah und anschaulich vor- 
zutiagen und zu demonstrieren, damit diese ihre Un- 
lemehmensentscheidungea auf der Basis eines soli- 
den Grundwissens vorbereiten können. 

Zu diesem Zweck wurde vom BMFT eine Initiative 
angestoßen, mit der das Sach- und Erfahrungswissen 
von einschlägigen Forschungs Ln stilulen im Bereich 
CIM beschleunigt in die industrieUe Anwendung ge- 
bracht weiden soll. 

Inzwischen haben Institute an 16 Standorten die 
Funktion von CTM -Technologie Irans fers teilen über- 
nommen (s. SchaubUd II/2). 

Standardisierung kn CIM -Bereich 

Da bei CIM sehr unterschiedliche fertigungstechni- 
sche Komponenten und Einrichtungen, die von ver- 
schiedenen Herstellern angeboten werden, integriert 
werden müssen, hat die Standardisierung einen be- 
sonders hohen SleUenwert. Eine wichtige Vorausset- 
zung für das reibungslose Zusammenwirken von Pro- 
duktionseinrichtuagen ist die Kommunikationsfähig- 
keit der einzelnen Automatisierungskomponenten 
untereinander und zu den rechn er unterstützten Sy- 
stemen im technischen Büro, Die schnelle Entwick- 
lung in der Informationslechnik verlangt eine enl- 
wicklungsbegleilende Norm ungsarb eit. Den poten- 
tiellen Anwendern müssen jedoch auch kurzfristig 
Handlungsanleitungen gegeben werden. 

Die Kommission CIM im Deutschen Institut für Nor- 
mung hat ein Konzept zur CTM-Normung erstellt. Da- 
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Standorte der CIM-Technologietransfer-Zentren 



Dortmund 
Universität Dortmund 
Inslfiut füf Spanende Fertigung 
Baroper Str. 30 1 
4600 Oortmur>d 50 
191:02 31/7 55 25 78 

Bodtutn 

Ruhr'Untversilät ßochurr) 

Institut tUr Automal^siefungstecinnik 
Lehrstuhl lür Produklfonssy Sterne 
Unlversitälsstr 150 
4630 Bochum 
Tel.: 02 34/700 73 76 


RWTH Aachen 
Werkzeugmasch I nenlalwr 
Sieinöachatr 53 b 
5100 Aachen 
Tel 02 41/60 74 55 


DannetecH 


Bremen 

Uniuersital BTemen 

Bremer lhsti(ut lür Belnebstechnik 

und sn g e wand le Arbelts wi s s e n schati 

Ktagenfurter Straße/Seiriebshol 

2800 Brömen 33 

Tel : 04 21/2 20 09 25 


Techn. Hochscnure Darmstaöt 
Fachgebiet für Spanende rechnologie 
und Werkzeug mascninen 
Pelersenstf. 30 
6100 Darmstadt 
Tel.: 0 61 51/16 37 56 


KelBeratautem 

UniversHöt Kaisers lautem 
Lehrstuhl für Ferifgungsrechnik 
und Betriebscrgsnisalibfi 
Godlteb’ Daimler- Strafe/ Gebäude 57 
6750 Kaisers l^u Lern 
Tel : 06 31 /2 05 26 18 


SaarbrOckert 

Universttot des Saarlandes 
Institut für WjrtEchafrsintbrmatik 
Im Stadtwaid. Gebäude 14 

6600 SaBTömcken 
Tel,: 06 81/3 02 2 t 06 


Kerisruha 

Universiiat Karlsruhe 

Ififittiut für Weikzetigmaschrnen und 

BairiebsEechnrk 

Kalsefstr. 1 2 

7500 Karlsruhe 1 

Tef.:07 21/608 40 17 


Stüttgen 

Universiiät Stuttgsri 
fnstiiutaverbund Feftigungs“ 
[echnik 
U Obel str, 12 
7000 StuKgert 00 
Tel.;07 t1/i 2i 24 06 


Kiel 

Fachhochschule KJet 

Insriiul lür CAOCAM -Anwendung 

Sokratesstr. 1 

2300 Kiel 14 

Tel 04 31/20 00-23 

Hamburg 

Technische UniversitÄt 

Hambuig-Karburg 

Arb. Bereich Fertigungstechnik 1 

Harburger SchloBstr. 36 a 

2100 Hamburg 00 

Tel : 0 40/77 10 24 01 

Berlin 

Technik; che Unlversilät Berlin 

Insiiiui Tür Werkzeug maschifien und 

FertiaungsTechnik 

PascalsU. B-9 

1 000 Berlrn 1Q 

Tel : 0 30/31 42 56 62 


BnufiBchwolg 

Technische Unlversilät Braunschweig 
Institut lür Wefkzeugmaschlnen 
und Fertigungsiechnik 
Langer Kamp 19 b 
3300 Braunschwtig 
Tel . 0531/391 26 60 

Hanriover 

TecVinische Universität 

InsEituL lür Fertigungslecnnik 

und Spanende Werkzeugmaschinen 

Schloflwenderstr. 5 

3000 Hannover 1 

Tat.; 05 M/1 64 08 19 


Ertangen 

Unive^sita! Erlangen-Mümberg 
LehfsEühl !üf Feitigungsautomatl- 
SLfiTLing u Produkilonssv Stern atiV 
Egedandstr. 7 
8520 Eüangen 
Tel.: 0 91 31/69 1 1 64 


hlüncfifln 

Technische Universnat 

Lahrs tuhf (ür Werkzeugmaschinen 

und Bcthebswissenschahen 

Kerf-Ham merschmidt-Str. 5 

801 1 Domach 

Tel.: 0 89/90 99 97 34 


Quelle: KfK-PR 
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□ach sind für die notwendigen Entwicklungs* und 
Normungsarbeiten erhebliche Aufwendungen in den 
nächsten Jahren erforderlich. Die Industrie wendet 
hier beträchtliche Mittel auf für Entwicklungsarbei- 
ten» für ehrenamtliche Normungsarbeiten sowie zur 
Prüfung und Erprobung von Arbeitsergebnissen. 

Um in der Bundesrepublik Deutschland über eine fun- 
dierte wissenschaftliche Basis für die CIM- Standardi- 
sierung zu verfügen, wurde mit Mitteln des BMFT 
eine spezielle CIM-Arbeitsgnippe geschaffen. Diese 
Gruppe wirkt bei der entwicklungsbegleitenden Nor- 
mung und sachverständigen Vertretung Deutsch- 
lands bei intematiODalen Aktionen mit. Beim DIN 
wurde mit Unterstützung des BMWi eine Stabslelle 
CIM -Normung auf gebaut. 


Indirekt -spezifische Förderung 

Diese Maßnahme dient dem Ziel, einen Anstoß zur 
beschleunigten Entwicklung und Anwendung der 
rechnerinlegrierten Fertigung zu geben. Hiermit soll 
die Eigeninitiative der Unternehmen gestärkt werden, 
rechtzeitig in den Prozeß der rechnerunterslützlen 
FertigungsmlegratLon und damit in eine zukunfts- 
orientierte Strukturverbesserung einzusteigen. Vor 


allem kleine und mittlere Unternehmen werden ange- 
sprocben. 

Es werden Entwicklungsarbeiten zur eigenen Anwen- 
dung von CIM in fertigungstechnischen Untemeh- 
men gefördert. Diese haben als Lieferanten von Pro- 
duktivität für die Industrie insgesamt eine besondere 
Schlüsselfunktion. Sie sind außerdem stark export- 
orientiert und überwiegend mitteiständisch struktu- 
riert. 

Für die indirekt-spezifische Förderung wird ein ver- 
eiofachles Verfahren zur Antragstellung, Bewilligung 
und Abrechnung angewendel. Hiermit wird den klei- 
nen und mittleren Unternehmen der Zugang zur För- 
derung erleichtert. 

Dieses Förderangeboi wurde von der Industrie breit 
auf gegriffen: insgesamt gingen Anträge von 1 785 
Unternehmen ein. Die für diese Maßnahme zur Ver- 
fügung stehende Summe von 300 Mio DM für den 
Zeitraum 1988 bis 1992 ist seit Juli 1989 ausgeschöpft, 
die BewiJJigungsphase für dieses Teilprograimn somit 
abgeschlossen. 

Mit den bereilgestellten Fördenmgsmitteln werden 
jetzt Vorhaben bei 1 231 Unternehmen gefördert. Es 


Schaubüd II/3 


Indirekt-spezifische Förderung der CIM-Einführung 
im Programm Fertigungstechnik 1988-1 992 
— Auswertung der Vorhaben nach Größe der Unternehmen — 
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gelang^ überwiegend die kleinen und mittleren Un- 
teroehmen der fertigungstechnischen Industrie anzu- 
sprechen: 


Anzahl der Mitarbeiter 

Anzahl der gefdrderlen 
Unternehmen (in %) 

bis 100 

44 

101 bis 500 

39 

501 bis 1 000 

9 

1 001 bis 2 000 

5 

über 2 000 

3 

100 


Etwa 92 % der geförderten Unternehmen haben we- 
niger als 1 000 Beschäftigte, 


Neue Fertig ungstechnologien, Montage 

Neue Fertigungstechnologien und Maschinen-Sy- 
steme sind erforderlich, um die Leistungsfähigkeit 
von Be- und Verarbeitungsprozessen zu steigern, 
Fortschrittiiche Fertigungstechnologien werden in 
neuen Verbund Projekten entwickelL Mit Verbund- 
projekten werden übergreifende zukunftsorientierte 
Fragestellungen kooperativ gelöst. Die Schwerpunkte 
sind umformende Fe rtigungs verfahren, Fertigungs- 
verfahren für Verbundwerkstoffe und HochJeistungs- 
keramiken sowie die Hochpräzis ionsfertigungstecb“ 
rük. 

Im Rahmen von EISREKA werden KooperationsprO“ 
jekteauf dem Gebiet „Flexibel Automatisierte Monta- 
gesysteme“ (FAMOS) durchgeführt. Die Montage ist 
Ln der industriellen Fertigung der Bereich mit dem 
größten Modemisierungspoleatial- Die Wettbewerbs- 
fähigkeit der europäischen Industrie wird wesentlich 
bestimmt durch eine beschleunigte zukunftsorien- 
tierte Losung der Montageprobleme. In multilateralen 
Gesprächen, Untersuchungen und Studien wurden 
wichtige Entwicklungsscbwerpunkte festgesteUt. N'lit 
deutscher Beteiligung laufen gegenwärtig die Pro- 
jekte: 

— Montage von Komponenten für flexibie Ferti- 
gungssysteme 

— Sensorgestützte Montagesysteme mit Industrie- 
robotern 

— Montage von Werkzeugmaschinen 

— Montage von Klein- und Mittelserien 

— Montage feinmechanischer Komponenten. 

Bei den folgenden Projekten wird die Kooperation 
durch laufende Definitionsphasen vorbereitet: 

— Integrierte Produktentwicklung und Montagepla- 
nung 

— Montage und Justieiung von Meßgeräten 

— Integriertes Montage- und Logistiksystem. 


Weitere Maßnahmen 
Grund]ageniorschung 

Die mit der Deutschen Forsch luigsgemeinschaft ge- 
troffene Vereinbarung zur verstärkten Förderung der 


Grundlagenforschung in der Fertigungstechnik 
wurde 1989 wie vorgesehen abgeschlossen. 


Handwerk 

Die Aus- und Weiterbildung in der InfonnaÜonstech- 
nik ist auch für Berufe des Handwerks sehr wichtig. In 
einem Modellprojekt im „Melallzentrum“ der Hand- 
werkskammer Koblenz werden daher die entspre- 
chenden Schülungskonzepte entwickelt und im prak- 
tischen Einsatz erprobt Dies erfolgt in enger Koope- 
ration mit der RWTH Aachen, Hierbei wird auch un- 
tersucht, wie Ergebnisse aus Forschung und Entwick- 
lung künftig beschleunigt in die handwerkliche Praxis 
transferiert werden können. 


Bilaterale Kooperationen 

Entwicklungsländer haben ein großes Interesse, mit 
der Bundesrepublik Deutschland auf dem Gebiet der 
Fertigungstechnik zusammenzuarbeiten. Eine wis- 
senschaftlich-technische Zusammenarbeit liegt vor 
allem dann in beiderseitigem Interesse, wenn hierbei 
realistische Perspektiven für eine industrielle Koope- 
ration eröffnet werden, 

Kooperationen mit Brasilien, der VR China, Indone- 
sien und der Republik Korea laufen z, Z. schon oder 
werden vorbereitet. Eine Kooperation mit der DDR 
aufgrund des Abkommens über wissenschaftlich- 
technische Zusammenarbeit wurde 1989 begonnen. 
Vorschläge zur Zusammenarbeit liegen auch aus an- 
deren RQW-Staalen vor. 

FuE-Auagaben des Bundes für 
Fertig imgstachnBc* 


Mk>DM IST SOU L = 



Oie Ausgaben umfassen das Pfografnm Fartigungstachrtlk und 
der GroBfbcsctHjngseinjIdhtij^^ 


Evaluation und Technologiefolgenabschätzung 

Wie bei jeder technischen Entwicklung, stehen den 
mit der Anwendung der [nformationslechnik verbun- 
denen Chancen auch Risiken gegenüber. Der BMPT 
wird daher Untersuchungen über Fol ge Wirkungen 
der Informationstechnik fordern mit dem Ziel, Risiken 
frühzeitig zu erkennen und negative Auswirkungen 
möglichst zu vermeiden. Dies dient auch dem, für den 
Abbau von Hemmnissen für die Anwendung von In- 
formationstechnik notwendigen, permanenten Dialog 
zvrischen allen betroffenen und interessierten gesell- 
schaftlichen Gruppen. 
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— In einer Wirkungsanalyse zur indirekt -spezifi- 
schen FÖrderiing der CfM-Anwendung im Rah- 
men des Programms Fertigungstechnik wird deren 
Effizienz imd Auswirkung untersucht, ebenso die 
Zusammenh^ge zwischen der EinJuhrung rech- 
nerunterstützter Systeme in der Fertigung und der 
betrieblichen Organisation, Arbeitsbelastungen 
und Qualifikationsanforderungen. Daraus sollen 
auch Empfehlungen zur Gestaltung von Technik, 
Organisation und Struktur in Industriebetrieben 
abgeleitet werden. 

— Die Meta-Studie „Arbeitsraarktvdrkungen moder- 
ner Technologien^ wie auch weitere Untersuchun- 
gen der Wirtschaftswissenschaftlichen For- 
schtingsinstitute im Rahmen der Strukhirbericht- 
erstattung für den BMWi haben deutlich gemacht, 
daß Arbeitsplätze nicht durch den Einsatz neuer 
Informationslechniken verloren gehen, sondern im 
Gegenteil dann gefährdet sindr wenn es nicht ge- 
lingt, durch innovative Nutzung der Informations- 
tecbnik an Wachstumsmärkten teüzunehmen, so 
neue Arbeitsplätze zu schaffen und bestehende 
Arbeitsplätze durch Modernisierung zukimftssi'- 
cherer zu machen. 

— lin Rahmen des Zukunftskonzepts sind eine Reihe 
weiterer Untersuchungen vorgesehen: u. a. zu den 
Fragekomplexen Arbeitsplatzgestaltung, Daten- 
schutz, Sicherheit von Informationssystemen 
(Computerkriminalität) und Folge Wirkungen der 
Künstlichen Intelligenz. WesenÜicbe FT-relevante 
Themenstellungen werden Lm Progr amm „Arbeit 
und Technik" behandelt werden (s. Ab- 
schnitt 2.8). 

Das außerordentlich rasche lonovationstempo der In- 
fonnationstechnik und die Veränderung der weltwei- 
ten Strukturen in Forschung und Industrie begrenzen 
die zeitliche Reichweite des RaLhmenprograjnms und 
seiner Maßnahmen, die die Bereiche der Wirtschafts- 
politik und der Porschimgs- und Techno Io giepoütik 
sowie die Gebiete der Telekommunikation, der Aus- 
und Weiterbildung und der internationalen Zusam- 
menarbeit umfassen. Die Bundesregierung wird des- 
halb das Zukunftskonzept von Zeit zu Zeit überprüfen 
und gegebenenfalls an veränderte Bedingungen an- 
passen. 


Internationale Aktivitäten 

Neben der Marktgröße sind im internationalen Wett- 
bewerb vor allem Spitzenpositionen in Schlüsseltech- 
nologien der Informationstechnik entscheidende Fak- 
toren. Die Mitgliedsstaaten der Europäischen Ge- 
meinschaft haben daher beschlossen, eine europäi- 
sche Technologiegemeinschaft zu schaffen. Konijre- 
ter Ausdruck dieser Absicht sind im Bereich der Inior- 
mationstechnik die europäischen Forschungs- und 
Entwicklungsprogramme ESPRIT und RACE. Sie ver- 
folgen das Ziel, die Wettbewerbsfähigkeit der euro- 
päischen Industrie im Bereich der Inforraationstech- 
nik zu erhalten und zu verbessern. 

Mit dem Forschungs^ und Entwicklungsprogramm 
auf dem Gebiet der Informationslechnologie — 


ESPRIT I (European Strategie Programme for Re- 
search and Development in Information Technolo- 
gies) — war 1984 das bis dahin größte industrierele- 
vante Techno logieprogramm der Gemeinschaft be- 
schlossen worden, Gegenstand dieses Programms war 
die Förderung der grenzüberschreitenden Zusam- 
menarbeit bei der Forschung und Entwicklung im 
Vorfeld des Wettbewerbs auf den Gebieten Mikro- 
elektronik, Software-Technologie, fortgeschrittene 
Informationsverarbeitung, Bürosysteme und compu- 
terintegrierte Fertigung, Nach Auslaufen dieses Iho- 
gramms schloß sich 1988 ESPRIT II mit ähnlichen För- 
de rschwerp unkten (Mikroelektronik und Peripherie- 
gerate, rnformationsverarbeitungssysteme, IT- An- 
wendungstechnologien) an. Dafür stehen bis 1992 
Fördennittel in Höhe von l,6MTdECU zur Verfü- 
gung. Sowohl bei ESPRIT I als auch bei ESPRIT U wird 
in grenzüberschreitend zusammengesetzten Konsor- 
tien gearbeitet, die Unternehmen und Forschungsein- 
richtungen in der gesamten Gemeinschaft in engeren 
Kontakt zueinander bringen und europaweit ange- 
legte Forschungs- und Entwicklungsarbeiten in der 
InJo rmationste chnik ansloßen. 

Auf dem Gebiet der Telekommunikation wurde 198? 
das Gemeinschaftsprogramm RACE (Research and 
Development in Advanced Communications Techno- 
logies in Europe) mit einer Mittelausstattung von 
550 Mio ECU beschlossen. Zielsetzung von RACE ist 
die Bereitstellung der technischen Grundlagen für ein 
künftiges integriertes europäisches Breitbandkom- 
munikatioTisnetz. Gemeinsame Dienste sollen ab 1995 
angeboten werden können. 

ESPRIT und RACE bieten ein breit angelegtes Förder- 
angebot, das nahezu alle relevanten Informations- 
technologien abdeckt. Diese europäischen Technolo- 
gieprogramme stellen eine sinnvolle Ergänzung na- 
tionaler Förderprogramme auf europäischer Ebene 
dar. 

Die EUREKA- Initiative bietet einen im wesentlichen 
komplementären Ansatz zu den thematisch breit an- 
gelegten Förderprogrammen der Europäischen Ge- 
meinschaft. Während Gemeinschaftsprogramme im- 
mer auch darauf abzielen müssen, den europäischen 
Zusammenhalt zu stärken und technologisch bisher 
weniger entwickelte Regionen oder Industrien auf das 
Niveau der stärker entwickelten anzuheben, verfolgt 
EUREKA einen projektbezogenen Ansatz und schließt 
zusätzlich die EFTA-Lander und die Türkei ein. EU- 
REKA ist so angelegt, daß von den Beteiligten strate- 
gische Schwerpunkte gesetzt werden. Dies ist gerade 
für strategische Initiatven auf dem Gebiet der Infor- 
mationstechnik imm er dann von Bedeutimg, wenn 
anspruchsvolle Ziele verfolgt werden, die mit Aussicht 
auf Erfolg nur von einigen wenigen, besonders lei- 
stungsfähigen europäischen Firmen gemeinsam auf- 
gegriffen werden können. EUREKA ist darauf ange- 
legt, daß die wesentlichen Impulse von den Koopera- 
tionspartnern in Industrie und Wissenschaft ausge- 
hen. Im Rahmen der EUREKA -Initiative dominieren 
mit knapp 50 % des gesamten Fördervolumens Pro- 
jekte der Informationstechnik, Beispiele für solche 
Projekte sind die Schaffung einer Norm für das Groß- 
bildfemsehen der Zukunft (HDTV), die Initiative zum 
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Aufbau eines europäischen Know-How-Verbundes 
im Bereich der Mikro el e ktrordk ( J ES S 1} und die 
„EURBKA Software Factory" (ESF). 

FuE-Ausgeben des Bundes für 
infonnationstechnik 
(einscfil. Fertigungstechnik) 

Mk>I»ll IST 



2.10 Biotechnologie 
(Förderbereich K) 

Die Bedeuhmg der Biotechnologie ergibt sich aus ih- 
rer Rolle als Basis Wissenschaft und Querschnittstech- 
nologie. Sie berührt viele Bereiche der technologi- 
schen bis hin znr gesellschaftlichen Entwicklung ei- 
nes modernen Industriestaates: 

Im Bereich des Gesundheitswesens hefert sie die 
Grundlage zum Verständnis von Krankheiten, für de- 
ren Erkennung piagnose) und. darauf aufbauend, für 
gezielte Behandlungen (Therapie). Durch biotechni- 
sche Verfahren und Anwendung der Gentechnik kön- 
nen Wirkstoffe zur medizinischen Versorgung der Be- 
völkerung gewonnen werden. 

Tm Bereich der Ökologie and Umwelt technologie trägt 
sie dazu bei, das System Nariju: und Umwelt in seinen 
Zusammenhängen zu verstehen, natürliche Kreis- 
läufe in ihrer Bedeutung zu erfassen und vom Men- 
schen beeinflußte Eingriffe in die Umwelt (z. B. Indu- 
strieprozesse, Produkte) in die natürhchen Kreisläufe 
wieder zu integrieren. Die Übertragung von Eigen- 
schaften eines Organismus zum Abbau von z. B* Eh- 
oxinen auf einen Orgainsmus, der in der Umgebung 
verseuchter Böden wachsen und wirken kann, ist 
hierbei von großem wissenschafüichen und prakti- 
schen Wert. 

Bei der Rohstoff- und Energieversorgung helfen bio- 
technische Verfahren und Produkte, Lagerstätten bes- 
ser auszunutzen (tertiäie Erdölförderung, mikrobielle 
Erzlaugung) und die einzige ausdauernde Energie- 
quelle für das Leben auf dieser Erde — die Sormen- 
energie — permanent durch Photosynthese zur Erzeu- 
gung von Biomasse und Speicherstoffen zu nutzen. 
Durch die mit der Photosynthese verbundene Fixie- 
rung von Kohlendioxid kann auch ein Beitrag zur Lö- 
sung des Treibhauseffekles geleistet werden. 

Im Bereich Ernährung und Landwirtschaft trägt die 
Biotechnologie dazu bei, POanzen mit höherer Pro- 
duktqualität in ausreichender Menge für eine wach- 
sende Erdbevölkerung zu züchten. Daneben eröffnet 
sich der Landwirtschaft durch die Produktion von Lu- 
dustriepflanzen ein Produktions- und Verwendungs- 
potentialfürden Bedarf der industriellen Nutzung von 


Stärke, Ölen und Fetten oder anderen pflanzlichen 
Inhaltsstoffen. 

Mit der Förderung der Biotechnologie nimmt die Bun- 
desregierung öffenUiche Aufgaben wahr. Diese lie- 
gen auf den Gebieten der 

“ Förderung der Grundlagenforschung: 

In der zurückliegenden Programmperiode lag der 
Anteil der Grundlagenforschung an der Fördenmg 
der Biotechnologie bei rd. einem Drittel. 

— Förderung der Vorsorge forsch ung: 

Hierzu zählen die Aufwendungen für die biolo- 
gisch/biotechnische Vorlaufforschung für eine An- 
wendung im medizinischen oder Umweltsektor. 

— Definition von Rahnienbedingungen für technolo- 
gische Innovation: 

Für den Bereich der biotechnischen Innovation be- 
deutet dies die Förderung der Kooperation zwi- 
schen Hochschul- und hochschulfreier Forschung 
auf der einen Seite und der industriellen For- 
schung auf der anderen Seite, die Förderung der 
Einfühnmgsphase biologischer Techniken in die 
Produktionsprozesse der Industrie und die Förde- 
rung von Untemehmensgründungen auf dem Ge- 
biet der Biotechnologie. 

Förderprogramm „Angewandte Biologie und 
Biotechnologie*' 

Mit dem üu Juli 1985 veröffentlichten Programm zur 
Förderung der „Angewandten Biologie und Biotech- 
nologie" hatte die Bundesregierung den Rahmen für 
eine verstärkte Förderung biologischer und biotechni- 
scher Forschung in der Bundesrepublik Deutschland 
abgesteckt. Über die erste Förderperiode (1985 bis 
1988) berichtet der „Programmreport Biotechnologie" 
(März 1989). Er belegt, daß die deutsche Forschung 
seit Anfang der 80er Jahre wieder eine Spitzenstel- 
lung auf den herausragenden Gebieten moderner bio- 
logischer Forschung, darunter Molekularbiologie, 
ZeUbiologie, Gentechnologie sowie anwendungsnahe 
Gebiete wie Pflanzenzüchtung, Entwicklung von Dia- 
gnostik a/Therapeutika und apparative Instrumentie- 
rung zu rückgewonnen hat und die Bundesrepublik 
Deutschland ein erstklassiger Standort für die wissen- 
schaftliche Forschung und technologische Entwick- 
lung in der Biotechnologie ist. Es sind jedoch noch 
erhebliche gemeinsame Anstrengungen der Wissen- 
schaft. der Wirtschaft und des Staates erforderlich, 
damit die Bundesrepublik auch für die Produktion ein 
hervorragender Standort bleibt. Einerseits müssen — 
als Grtmdvoraussetzung für eine größere Akzeptanz 

— die Kenntnisse über die moderne Biotechnologie in 
der Öffentlichkeit verbessert, andererseits verläßliche 
Rahmenbedingungen für die Unternehmen geschaf- 
fen werden. 


Ethische und rechtliche Fragen 

Die Bundesregierung hält eine umfassende gesetzh- 
che Regelung zur Anwendung gen technisch er Me- 
thoden in Forschung und Produktion zum Umgang 
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mit gentechnisch veränderten Organismen sowie zu 
deren Freisetzung für notvi/endig; sie hat daher einen 
Gesetzentwurf für ein Gent&chnik-Gesetz einge- 
bracht mit dem Ziel, den rechtlichen Rahmen für die 
Erforschung, Entwicklung und Nutzung der wissen- 
schaftlichen und technischen Möglichkeiten der Gen- 
technik zu setzen und gleichzeitig Leben und Ge- 
sundheit von Menschen, Tieren und Pflanzen und 
Sachgütern sowie die sonstige Umwelt in ihrem Wir- 
kungsgefügevor möglichen Gefahren gentechnischer 
Verfahren und Produkte zu schützen und dem Entste- 
hen solcher Gefahren vorzubeugen. Unabhängig vom 
Gentechnik- Gesetz soll im Rahmen des Embryonen- 
schutzgesetzes, dessen Entwurf der Bundesregierung 
2 . Z. noch im Parlament beraten wird, jeglicher gen- 
technische Eingriff in menschliche Keimbaütmz eilen 
mit dem Ziel einer Keioibälintherapie strafrechtlich 
verholen werden. 

Nationale Regelungen müssen jedoch durch interna- 
tionale Regelungen ergänzt und möglichst in Ein- 
klang gebracht werden, um auch hier die notwendige 
Sicherheit zu erzielen und andererseits den For- 
schungs- und Produktionsstandort Bundesrepublik 
Deutschland zu erhalten. Hierbei ist die Bundesregie- 
rung bemüht, den Abstunmungsprozeß in intematio- 
naJen Organisationen aktiv mitzugeslalten und die 
internationale Verantwortungsgemeinschaft zu stär- 
ken. 

Im November 1988 hat — unter Federführung des 
BMJ — eine Bund-Länder-Arbeitsgmppe ihre Bera- 
tungen zum Thema ,, Genomanalyse“ auf genommen. 
Ziel ist dabei, etwaigen Handlungs- und Regelungs- 
bedarf in diesem Bereich möglichst frühzeitig festzu- 
slellen. 

Der BMFT bat im Sommer 1989 einen interdiszipli- 
nären ,, Arbeitskreis Genforschung" eingerichtet, der 
sich mit den ethischen und sozialen Aspekten befaßt, 
die sich aus den Ergebnissen der Erforschimg des 
menschlichen Genoms ableiten lassen. Ziel dieses Ar- 
beitskreises ist es, möglichst frühzeitig eventuelle Fol- 
gen zu erkennen und Konsequenzen zu formulie- 
ren. 

Bisherige Ergebnisse 

In weiten Teilen der Bevölkenmg ist heute bekannt, 
daß die Biotechnologie, gerade unter Zuhilfenahme 
der modernen molekularbioio gischen Methoden, 
echte Fortschritte verspricht: 

— ln der biologischen Grundlagenforschung ist die 
Stmkturaufkläning eines Gens gelungen, das bei 
der Alzheimer' sehen Krankheit eine wesentliche 
Rolle spielt. Grundlagenforschung brachte die 
Voraussetzungen für die Erforschung neuartiger 
Arzneimittel oder Therapie verfahren gegen bisher 
nur schwer zu behandelnde Krankheiten (z. B. He- 
patitis, Malaria), 

— in der Tumorbiologie wurde der Wirkstoff 
„Mesna" entwickelt, der die toxischen Nebenwir- 
kungen bei der Chemotherapie von Krebs berab- 
setzt und damit eine effizientere Dosierung von 
Zytostatika erlaubt, ln Essen und Freibuig wurde 
jeweüs eine Tumorbank menschlicher Tumore an- 
gelegt, um ein Spektrum unterschiedlichster Tu- 
more zur Testung, besonders zur Untersuchung 
von Späteffekten zur Verfügung zu haben. 


— Für den Ersatz von Tien^ersuc/ien wurden 

O In-vitro-Testmethoden auf der Basis glatter 
Muskelzellkulturen aus Arterien wänden zur 
Untersuchung von Substanzen gegen Arterio- 
sklerose entwickelt 

O der Einsatz von Nervenzellen zur Testung von 
neuen Substanzen erprobt 

O isolierte l^berzellen eingesetzt, um die Aktivi- 
täten von Arzn eistoffen zu bestimmen 

O modellhaft Zellen der Magenschleimhaut ver- 
wendet, um die Abhängigkeit der Produktion 
von Magensäure von pharmakologischen Sub- 
stanzen zu ermitteln und 

O In-vilro-Methoden für den Fiebertest auf der 
Basis von synthetischen Pepüden erprobt. 

Die bisherige Förderung des BMFT hat gezeigt, 
daü Ersatzmethoden zum Tierversuch prinzipiell 
möglich sind: dabei wurden vornehmlich Frage- 
stellungen erfaßt, die sich durch In-vitro-Metho- 
den bearbeiten heßea. Das künftige Förderkon- 
zept des BMFT wird sich neben dem Bemühen, die 
bisherigen Ergebnisse umzusetzen, auf eine von 
ihm in Auftrag gegebene umfangreiche „Datener- 
hebung über den Einsatz von Tieren in Forschung 
und Entwicklung“ stützen und bevorzugt die Ent- 
wicklung von Ersatzmethoden für Tierversuchs- 
modelle fördern, bei denen Tiere stark belastet 
oder besonders viele Tiere veiwendel werden. 

— Wissenschaftlern in Hamburg gelang es, Abbau- 
wege bei modifizierten Mikroorganismen für be- 
stimmte, den sehr giftigen Dioxinarten ähnliche 
Modellsubstanzen zu finden; dies ist ein erster 
Schritt zur späteren Entwicklung von Sanierungs- 
verfahren für hochbelastete Böden und Depo- 
nien. 

— Chancen für die Pflanzenzüchtung und den Pflan- 
zenschutz ergeben sich aus Untersuchungen über 
die Mechanismen, wie Pflanzen dem Befall von 
Püzkrankh eiten widerstehen. Hierzu gehören 
auch die Entvricklung von biotechnischen Metho- 
den der Pflanzenzüchtung, wie Zellfusion, Gen- 
transfer und Zell- oder Gewebekultuxtechrük, um 
Züchtungszeiten, die bislang zwischen 10 und 20 
Jahren liegen, auf vielleicht 6 bis 10 Jahre zu ver- 
kürzen. Auch ist es heute möghch, Gene über Art- 
grenzen hinaus zu übertragen. Damit erhalten 
Pflanzen bisher nicht vorhandene Fähigkeiten zur 
qualitativ hochstehenden und gefragten Stoffpro- 
duktion (z. B. hochwertige Eiweisse, Kohlenhy- 
drate, wegen ihrer Eigenschaften besonders nach- 
gefragte Öle und Fette). Auf diesem Wege soll es 
ermöglicht werden, für eine wachsende Weltbe- 
völkerung ausreichend Nahrung und für die Indu- 
strie emeuerbare Rohstoffe bereitzus teilen. 

— ln der ö/oJogjschen Sicherheitsforschung wurde 
z. B. der Anstoß zur Einrichtung einer Forschungs- 
und Prüfsteile für FreüandexperLmente bei der Bio- 
logischen Bundesanstalt in Braunschweig gege- 
ben. Im Rahmen des Kouz.eptes 2 ur biologischen 
Sicherheitsforschung, das fort geschrieben vrird, 
wuLTden und werden Forschungsprojekte zum Ab- 
schätzen möglicher Risiken beim Einsatz gentech- 
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nisch veränderter resistenter Pflanzen, zur Bewer- 
hmg der Freisetzung gentechnisch veränderter 
Mikroorganismen in die Umwelt und zum Gen- 
transfer von modifizierten Mikroorganisnien im 
Boden einschließlich Auswirkungen auf das 
Grundwasser aufgegriffen. Ein verstärkter Erfahr 
rungsaustausch auf intemationaler Eberxe soll zu 
einer einheitlichen Bewertung von Kisiken und der 
Harmonisierung von Maßn ahm en führen. 

[n der Wissenschaft hat die Bundesrepublik Deutsch- 
land eine eigenständige Position in der Biotechnolo- 
gie erreicht. Nachdem Ende der 70er Jahre ein Nach- 
holbedarf in der wissenschaftliche n Forschung hierzu 
festgestellt worden war, kann man nun nach nur we- 
nigen Jahren sagen, daß der Anschluß an die Spitzen- 
forschung in der Well wieder gefunden ist. Dazu ha- 
ben auch ausgedehnte Forschungsstipendien Pro- 
gramme DanMerend beigetragen, die gezielt einge- 
setzt wurden, um die ursprünglich ungünstige Nach- 
wuchssiluaüon zu verbessern, z. B, bei der molekula- 
ren Parasitologie. 

Durch das Förderprogramm „Angewandte Biologie 
und Biotechnologie" sind in Wissenschaft und Wirt- 
schaft unmi ttelbar rd. 2 200 Arbeitsplätze für die 
durchschnitllidie Projektlaufzeit von drei Jahren ge- 
schaffen worden, darunter 800 Arbeitsplätze für Aka- 
demiker zuzüglich 200 Stipendiaten. Allein im Gen- 
zentnnn Köln konnte beispielsweise die Zahl der auf 
dem Gebiet der Molekularbiologie tätigen Diploman- 
den und Doktoranden von 76 zu Beg inn der Förder- 
maßnahmen auf 196 im Jahre 1988 erhöht werden. 

Die öffentliche Förderung hat dazu beigetragen, daß 
sich eine vielfältige und hervorragend qualifizierte 
Forschungsstruklur in der Bundesrepublik Deutsch- 
land in den Hochschulen, privaten Forschungsinstitu- 
tionen und in der Industrie aufgebaut hat. Mit der 
Gesellschaft für Bio technologische Forschung mbH 
{GBF) in Braunschweig (vgk Ted V, Abschnitt 4.2.5), 
den Genzentren in Berlin, Heidelberg, Köln und Mün- 
chen und weiteren zentralen Schwerpunktprojekten 
haben sich nationale Knotenpunkte der modernen 
biologisch/bio technischen Forschung gebüdel, die 
den Vergleich mit anderen Einrichtungen innerhalb 
Europas und darüber hinaus nicht zu scheuen brau- 
chen. Diese Erfolge sind auch Ergebnis eines wir- 
kungsvollen Zusammen Spiels des BMFT mit anderen 
Institutionen der Forschung sförderung, wie den für 
die Hochscbulförderung zuständigen Ländenniniste- 
rien, der Deutschen Forschungsgemeinschaft, der 
Max-Planck-Gesellschaft und dem Fonds der Chemi- 
schen Industrie. 

Gemeinsam mit 12 weiteren europäischen Staaten 
und mit Israel wird das Europäische Laboratorium für 
Molekularbiologie (EMBL) in Heidelberg (vgl. auch 
Teil IV, Abschnitt 3.3) gefördert. Es hat sich zu einem 
SpilzenforschungsinstLtul entwickelt, vor allem auf 
den Gebieten biologische Strukturforschung, Zellbio- 
logie und bei Datenb ank en zu genetischen Informa- 
tionen. Wesentliche Erfolge der Programmdurchfüh- 
rung liegen bei strukturellen Verbesserungen in der 
Forschung, wie die durch den BMFT angeregte Grün- 
dung wissenschaftlich/lechmsch orientierter Zentren 
gemeinsam durch Universitäten, Max-Planck-Gesell- 
schaft, Fraunhofer-Gesellschaft und Wirtschaft. Die 
Attraktivität des Forsch ungsstandorts Bundesrepu- 


blik Deutschland ist durch die erwähnten Maßnah- 
men in den letzten 5 Jahren wesentlich gesteigert 
worden. 

Eine Verbesserung der Rahraenbedingungen für In- 
novationen wurde durch die Beteiligung von 220 Fir- 
men an der Verbundforschung zwischen Industrie 
und Forschungsinsti luten auf den Arbeitsgebieten der 
Biotechnologie erreicht, wie beispielsweise Umwelt- 
Biotechnologie, Pflanzen Züchtung oder methodische 
und verfahrenstechnische Entwicklungen. Eine hohe 
Beteiligung von 85 % kleiner und nüttierer Unterneh- 
men (KMU) ist im indirekt-spezifischen Teil des För- 
derprogramms festzuslellenj dies bedeutet eine wirk- 
same Hilfe zur Selbsthilfe für die mittels ländische 
Wirtschaft. Die Förderung zeigt auch einen hohen 
Mobilisierungseffekt: Bei 25 % der geförderten Un- 
ternehmen waren zuvor biotechnische Methoden in 
der Produktion oder Verfahrenstechnik noch nicht 
eingesetzt worden. Ein hoher Anteü der geförderten 
Unternehmen ist auch noch relativ jung: Etwa 48 % 
der geförderten Unternehmen wurde erst nach 1980 
gegründet, darunter 34 mit Hilfe der Fördermaß- 
nahme für technologie-orientierte Untemehmens- 
gründungen des BMFT. 

Insgesamt gingen im Vierjahreszeitraum rd, zwei 
Drittel des Fördervolumens von rd. 800 Mio DM an 
wissenschaftliche Forschungsinstitute und das ver- 
bleibende Drittel zu etwa gleichen Teilen an Großun- 
ternehmen und mittelständische Filmen, Die Eigen- 
leistungen der Industrie haben demgegenüber einen 
geschätzten Wert von ca. I Mrd DM jährlich erreicht. 
Die vom BMPT aufgebrachten Fördermittel sind von 
123 Mio DM im Jahr 1984 auf 261 Mio DM für 1988 
mehr als verdoppelt worden. 

Für die Zukunft ist eine Forts chreibtmg des Biotech- 
nologie-Programms vorgesehen. Dies ist insbeson- 
dere deshalb erforderlich, um die gut angelaufenen 
Fördermaßnahmen in der GrundJageoforschung voll 
zur Wirkung zu bringen und nach Abschluß grundle- 
gender methodischer und verfahrenstechnischer Ent- 
wicklungen vor allem auf den Gebieten Bioreaktor- 
bau und Bioverfahrenstech nik neue Ansätze, z, B. der 
Ne uro Wissenschaften (Bio-Computing), der Biosenso- 
rik und Struktuiforscbung aufgreifen zu können* 

Neben der Förderung der Innovation soUen auch ver- 
stärkt Fragen der Sicherheit im Umgang mit biologi- 
schem Material und der Technikfolgen aufgegrüfen 
werden. Eine entsprechend angelegte Forschung soll 
die Fakten für die gesellschaftlich und politisch zu 
führenden Erörterxmgen liefern. Zudem ist für die Ein- 
fühnmg von Rechtsnormen eine durch Fakten abgesi- 
cherte Basis erforderlich. 

Wie im „Programmreport Biotechnologie" deutlich 
wird, befindet sich die Biotechnologie noch am An- 
fang ihrer technischen Nutzungsmöglichkeilen. Welt- 
weit bekannte spektakuläre Einzelentwicklungen 
dürfen nicht darüber hinwegtäuschen, daß ihre Er- 
folge vornehmlich noch in einem breiten Voranschrei- 
ten des gesamten Forschungsgebietes liegen. Die For- 
schungsförderung ist insgesamt darauf angelegt, die 
Bedingungen so zu gestalten, daß die Bundesrepublik 
Deutschiand als Industrieland international Anschluß 
auf einem so wichtigen Schlösseigebiet behält. 
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„Förderschwerpunkt Wach wachsen de Rohsloffe" 

Die Förderung im Bereich Nachwachsende Rohstoffe 
wurde 1985 aufgegriffeu, um der Agrar- und Forst- 
wirtschaft in der BundesrepubJüc Deutschland neue 
Märkte für Produkte im Nicht- Nahrungsniittelbe- 
reich zu eröffnen und die Versorgung der Industrie mit 
Rohstoffen auf der Basis heimischer Ressourcen zu 
diversifizieren. Zielsetzung ist es dabei, neue biologi- 
sche Methoden der angewandten Pflanzen Züchtung, 
neue chemische und biotechnische Verfahren der 
Stoffumwandlung (Konversion) sowie neue Konzepte, 
Biomasse vielseitig und vollständig zu nutzen, bis zur 
Anwendungsreife zu entwickeln. Dabei sollten auch 
die Auswirkungen auf die Umwelt und die derzeitige 
und künftig mögliche Marktsituation für nachwach- 
sende Rohstoffe berücksichtigt werden. 

Auf vielen dieser Gebiete fehlt es an Grundlagenfor- 
schung, vor allem auf den Gebieten Kohlenhydrat- 
und Fettchemie. Die nationalen Forschungsanstren- 
gungen sollen daher das Defizil im Bereich der 
Grundlagenforschung auf diesen Gebieten beseitigen 
helfen und von der angewandten Forschung bis zur 
technischen Entwicklung Wege für neue Produkte aus 
landwirtschafthchen Rohstoffen aufzeigen. 


Expertenkolloquien 

In den letzten vier Jahren wurden verschiedene Ex- 
pertenkoUoquien gemeinsam vom BMFT und vom 
BML veranstaltet. Sie hatten zum Ziel, den Hand- 
lungsbedarf für Forscbungs- und Entwicklungsaküvi- 
täten aufzuzeigen, die bei verstärkter Förderung mit- 
tel- und längerfristig Erfolg versprechen. Die Veran- 
staltungen haben den Dialog zwischen der Industrie, 
Landwirtschaft und Politik weiter vertieft- Der Stand 
und die Perspektiven agrarischer Rohstoffe für die 
Industrie- und Energiewirtschaft wurden sowohl un- 
ter technischen und ökonomischen Aspekten als auch 
unter agrar strukturellen, sozialen, politischen und 
umweltpohtischen Gesichtspunkten betrachtet. 

Die Ergebnisse des Experte nkoUoqui ums „ Nach- 
wachsende Rohstoffe" im Oktober 1986 führten zu 
dem „ Förde rkonzept Nachwachsende Rohstoffe" mit 
den ThemenJeldera: 

— Erzeugung von Biomasse 

— Biokonversion zu industriell interessanten Grund- 
stoffen 

— Nutzung von landwirtschaftlichen Rohstoffen für 
neue Produkte 

— PotentialanaJyse und Techn.i.kJolgenabschätzung. 

Ein weiteres Kolloquium wurde im Oktober 1987 auf 
dem Sektor Holz gemeinsam mit dem BML duxchge- 
führt, Möglichkeiten und Grenzen, die sich für die 
Produktion und Verwendung von Holz als Rohstoff in 
tecbruscher, ökonomischer und ökologischer Sicht 
bieten, wurden diskutiert und auch hier der Hand- 
lungsbedarf für Forschungsarbeiten aufgezeigl. 

Im November 1988 standen Körnertegurrunosen (Ak- 
kerbohnen, Erbsen, Lupinen) im Mittelpunkt einer 


Tagung des BML, die als Statusseminar diese Pro- 
dukUinie vom Anbau bis zur Verwendung zum Thema 
hatte. Aus einer Zwischenbilanz nach mehreren Jah- 
ren intensiver Forschung wurden Prioritäten für wei- 
tere Aktivitäten gesetzt. „Stärke und Stärkederivate 
als Industrie roh Stoff" war das Thema, das im Septem- 
ber 1 989 vom BML in Zusammenarbeit mit dem BMFT 
aufgegriffen wurde. Auch hier betrachtete man die 
gesamte ProdukUinie von Anbau der Stärketräger Ge- 
treide, Kartoffeln, Erbsen über die Stärk eg ewtnnung 
und Verarbeitimg bis zum industriellen Einsatz, z. B. 
in den Bereichen Papier oder Klebstoffe. Ein Schwer- 
punkt waren neue Anwendungen, insbesondere bio- 
abbaubare Kunststoffe (Fohen, Formkörper, Träger- 
stoffe, etc.). Aus den diskutierten Themenkreisen 
wurde der künftige Forschungsbedarf konkretisiert. 


Erzeugung und Nutzung von Biomasse 

Von verschiedenen Universitäten und hochschul- 
freien Forschungseiorichtungeo wird ein Verbund- 
vorhaben „Schn eil wach sende Baumarten zur ßioraos- 
seproduktion im Kurzum trieb" duichgeführt. Die Un- 
tersuchungen sollen vor allem dazu dienen, die Bedin- 
gungen für eine Nutzung landwirtschaftlicher Flä- 
chen zur Bioraasseerzeugung zu ermitteln, wobei die 
gewonnenen Hölzer (Pappeln, Weiden, Aspen, Bir- 
ken) u. a. auf ihre Verwendbarkeit in der Spanplatten- 
erzeugung, in anderen Anwendungsbereichen (ZeU- 
Stoffherstellung) oder auch für energetische Zwecke 
geprüft werden. 

ln der Orzeugimg nacbwachsender Rohstoffe mit 
schnellwachsenden, in Umtriebszeiten von 3 bis 
5 Jahren zu bewirtschaftenden Baumarten wird nur 
d ann eine Alternative zu den herkömmlichen Flä- 
chennutz an gs arten gesehen, wenn die Aussicht auf 
wirtschaftliche Nutzung besteht. Dabei ist neben der 
Kultivierungs- und Erntetechnik sowie der Vermark- 
tung sfähigkeit des Emtegutes und der aktuellen Lage 
auf dem Energie- und Rohstoff mar kt vor allem das 
Produktionsvermögen der Forstpflanzen entschei- 
dend. Die bislang erzielten Ergebnisse weisen einen 
Ertrag von 12 bis 14 atro/ha/Jahr auf durchschnittli- 
chen 1 and wirtschaftlichen Böden aus. 

Eine kostengünstige Herstellung von Sperrholz und 
Faserplatten sowie insbesondere die Herstellung von 
Papierzellstoff aus Pappeiholz hat sich als möghch 
erwiesen. Der geringe Selbstversorgungsgrad der 
Bundesrepublik im Bereich Papierzelistoff von nur 
20 % beruht allerdings nicht auf Rohstoffmangel, Die 
hochwertigen Sulfatzellstofie müssen auf dem Welt- 
markt eingekauft werden, weh das im HersteUungs- 
prozeß verwendete Sulfatverfahren in der Bundesre- 
publik Deutschland wegen hoher Umwellschutzaufla- 
gen nicht eingesetzt wird. 

Inzwischen konnte mit Hilfe der Förderung des BMFT 
ein umweltschonendes Aufschluß verfahren für Holz- 
fasern zu Papierzelistoff {AS AM- Verfahren) entwik-' 
kelt werden, das dazu beitragen wird, verstärkt ein- 
heimische Hölzer für die Zellstoffgewinnung in der 
Bundesrepublik einzusetzen. 
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Bei der Faser gewinnung aus nach wach senden Roh- 
stoffen konzentriert sich das Interesse in erster Linie 
auf den Flachs, ln Anlehnung an die ^Gesamtkonzep- 
tion Flachs“ des BML besteht der Forschungs- und 
Entwicklungs bedarf bei der Ge^vinnung der Kurzfa- 
ser und der QuaJitätsbe Stimmung. 

Im Januar 1988 ist im Rahmen einer vom BMFT orga- 
nisierten wissenschaftlichen Fachtagung die For- 
sch ungskonzeption für die Entwicklung von umwelt- 
freundlichen Entholzungsverfahren für die Flachsfa- 
ser aufgezeigt und in Verbundprojekten mit Industrie 
und Hochschulen konkretisiert worden. 


Ölpfianzenzüchtung 

Die Aufklärung der Biosynthesewege bei Pflanzen 
und deren Beeinflussung durch genetische Methoden 
sind die Voraussetzung, um speziellen Verwendungs- 
anforderungen im Bereich Nachwacbsende Rohstoffe, 
z, B, auf dem Gebiet pflanzliche Öle und Fette, nacb- 
koimnen zu können. 

Das Verbundprojekt „Biotechnologie für die Züch- 
tung von Ölpflanzen“ befaßt sich neben dem pflan- 
zenzüchte rischen Teil auch mit notwendigen Arbei- 
ten zur Biochemie der pflanzlichen Lipidsynthese. Be- 
sondere Aufmerksamkeit gilt den mittelkettigen so- 
wie den tingesättigten und mehrfach ungesättigten 
Fettsäuren, wie Linolsäure, Ölsäure und Emka säure. 
Untersuchungen sind von Bedeutung z. B. für die 
Pflanzen Cuphea, Euphorbie, Raps, ÖUein und Son- 
nenblume, 


Konversion von nachwachsenäen Rohstoffen za 
chemischen J? oh sf offen 

Die Förderung orientiert sich an den Verbrauchszah- 
len der in diesem Bereich eingesetzten Rohstoffe. An 
erster Stelle liegen pflanzliche öle und Fette, bei de- 
nen ein hoher Importbedarf besieht, gefolgt vom Stär- 
keverbrauch und dem Bedarf von Zellulose und Sac- 
chariden. Diese Rangordnung zeigt die Prioritäten 
auf, unter denen die Wiederbelebung der Gnmdla- 
genforschung im Bereich der Fettchemie, der Poly- 
saccharide hemie und der Zuckerchemie eingeleitet 
wurde. 

Seit Milte 1987 haben Forschergruppen aus ? deut- 
schen Universitäten ihre Arbeit zur Entwicklung 
neuer Einsatzmöglichkeiten natürlicher öle und Fette 
als Grundstoffe der chemischen Industrie auf genom- 
men. E>ie Fette sind entweder für den Emahrungssek- 
tor nicht geeignet, wie z. B. Rindertalg aus ScJbJacbt- 
hofabfällen, oder es handelt sich um landwirtschaftli- 
che Produkte, wie erukasäurer sicher „Industrieraps". 
Ziel der Forschungsarbeiten ist es, durch Anwendung 
moderner Methoden der organischen Synthese, der 
Petrochemie und der Biotechnologie neuartige Um- 
setzungen von natürlichen Fettstoffen zu finden und 
darauf aufbauend bisher nicht genutzte Möglichkei- 
ten zu Überführung von Fetten und Ölen in hochwer- 
tige technische Produkte wie Spezi altenside. Hoch- 


leistungsschmieröle, Wirkungssloffe usw. zu erfor- 
schen. 

Erste Erfolge sind in den Bereichen Katalysatorent- 
wicklung, Flüssigkris tafle aus Fettsäuren und der Bio- 
synthese von mittelkettigen Fettsäuren erzielt wor- 
den, Im „Programnvreport Biotechnologie 1989“ wird 
hierüber ausführlich berichtet. 


Energieträger 

Die Herstellung von Energieträgern als Hauptpro- 
dukte aus Pflanzen scheint in absehbarer Zeit in der 
Bundesrepublik nicht zu den Ökonomisch attraktiven 
Möglichkeiten der Nutzung Nachwachsender Roh- 
stoffe zu gehören (niedriger Ölpreis). Dagegen wird 
die energetische Nutzung von Nebenprodukten sehr 
wohl als ökonomisch, teilweise auch ökologisch at- 
traktiv ein ge sch ätzt. 

Die Nutzung von Ugno Zellulose als feste Brennstoffe, 
ggf. nach Vorkonditionierung (z. B. HoLzhackschniU 
zel, pelletierte Einjahres pflanzen) gilt jedoch in Aus- 
nahmefällen (Standort günstige, mittelgroße Anlagen) 
als vrirLschafUich attraktiv. Die Möglichkeit, Pflanzen- 
öle (z. B. Rapsöl), direkt ads Dieselkraftstoff in dafür 
geeignete Dieselmotoren einzuselzen, wobei größere 
Ölmengen in Betracht kommen, wird derzeit noch 
untersucbl. Die Frage der Wirts chafüicbkeit einer in- 
tegralen Nutzung spezieller Ölpflanzen (z. B. Raps) 
wird ebenfalls in der Bundesrepublik noch geklärt. 

Die Alkoholgewlnnung aus nachwachs enden Roh- 
stoffen und die Nutzung als Benzinbeünischuiig gilt 
technisch als weitgehend geklärt. Im Auftrag des 
BMFT hat der Dachverband Agrarforschung, Frank- 
furt/M., 1988 die Ergebnisse einer Bestandsaufnahme 
und Wertung alter abgeschlossenen und laufenden 
Projektförderung auf dem Gebiet „Gärungsalkohole“ 
vorgelegt. Danach sind in der Bundesrepublik bis 
1988 über 200 Forschungsvorhaben durchgeführt 
worden, die sich mit der Herstellung von Alkohol aus 
Zucker- und stärkehaltigen Pflanzen bzw. mit Auf- 
schlußverf ähren und Femaentation von LignozeUulose 
befassen. Für die untersuchte Energieträger] inie „Bio- 
elhanor wird in der Studie festgesteilt, daß in der 
Bundesrepublik Deutschland nach langjähriger För- 
derung kein wesentliches Defizit in der Forschung 
und Entwicklung zur Bioethanolgewinnung erkenn- 
bar sei. 


FuE-Ausgaben des Bundes 
für Biotechnologie 



136 



Deutscher Bundestag — U. Wahlperiode 


Drucksache 11/6886 


2.11 Materiatforschung; physikalische und 
chemische Technologien 
(Förderbereich L) 

Materlalforschung 

Das im Herbst 1985 begonnene Programm Material- 
forschung soll in einem Schlüssel bereich der techno- 
logischen Entwicklung der deutschen Industrie hel- 
fen, auch langfristig mit hoch entwickeltem Know- 
how und moderner Technik auf den Weltmärkten 
konkurrenzfähig zu sein. 

Unberührt bleibt dabei die originäre Eigen vetan twor- 
limg der Wirtschaft für die zur Sicherung ihrer Wett- 
bewerbsfähigkeil notwendige Forschung. Die Bun- 
desregierung verfolgt mit diesem Programm vielmehr 
Ziele, die über die Förderung von Projekten hinaus^ 
weisen: In der Forsch ungslaodschait der Bundesrepu- 
blik Deutschland — sowohl in der privaten Wirtschaft 
als auch im öffentlichen Bereich — sollen auf diesem 
wichtigen Feld gezielt Forschungsaktivitälen ausge- 
löst oder verstärkt werden, die langfristig zu einer 
stärkeren Koordiiuerung der Kräfte und zu einer 
neuen Orientierung auf gemeinsam als wichtig er- 
kannte Forschungsschwerpunkte führen. 

Maßnahmen zur Erreichung dieser übergeordneten 
Ziele sind: 

— Mobilisierung des wissenschaftlich-technischen 
Potentials im Verbund 

Das Konzept der Verbundforscbung als bevorzug- 
tes Fördermodell soll Forschungskapazitäten der 
Unternehmen, Hochschulen und Forschungsein- 
ricbtungen bündeln, um thema tisch-funktionell 
zusammenhängende FuE-Probleme gemeinsam, 
arbeitsteilig und im gegenseitigen Erfahrungsaus- 
tausch zu bearbeiten. Die konkreten Verbünde 
werden jeweils abhängig von Problemstellung, 
Partnern und Weltbewerbssituation realisiert. 

— Stärkung der Grundlagenforschung bei gleichzei- 
tiger Förderung der Spitzeniorschung 

— Verstärkung der Information und des Technolo- 
gietransfers insbesondere zum Nutzen kleiner und 
mittlerer Unternehmen. 

Förderschwerpunkte: 

Keromik 

Generelles Entwjcklungsziel sind technisch zuverläs- 
sige Keramiken und Komponenten mit hoher Lei- 
stungsfähigkeit für den industriellen Einsatz. Für 
neue HochleisUingskeramiken zeichnen sich zahlrei- 
che Anwendungsbereiche im allgemeinen Maschi- 
nenbau, im Motorenbau, im Apparatebau, der Che- 
mie und der Metallurgie ab. 

Dabei gilt es vor ollem, die nachteiligen Eigenschaften 
zu verbessern, die den Keramikeinsatz bisher begren- 
zen. Insbesondere die Sprödigkeit der keramischen 
Werkstoffe soll über die Auswahl geeigneter Aus- 
gang smaterialien, die Erhöhung der Reinheit sowie 
die gezielte Dotierung und die Erzeugung von spe- 
2 iellen Gefügen nut geringer Komgröflenstreu breite 
positiv beeinflußt werden. 


Ein Beispiel für eine erfolgroiche -Proto typen twick- 
lang zeigt das Verbundprojekt „Entwicklung von ke- 
ramischen Abgasturboladerrotoren“: 

ln dem Projekt wird der Abgasturboiader-Rotor aus 
den keramischen Werkstoffen Silizium carbid (SiC) 
und Siliziumnilrid (SiaN^ entwickelt. Beide Werk- 
stoffe haben verglichen mit den metallischen Rotoren 
ein geringeres Gewicht und widerstehen sehr hohen 
Temperaturen* Das Entwicklungsprogramm umf aßt 
die Arb eit s schritte PuJveraufbereitung, Spritzgießen 
und Entwachsen, Sintern, Bearbeitung sowie die zer- 
störungsfreie Prüfung als prozeßbegleitende Untersu- 
chung. Das Testprogramm umfaßt die Prüfung der 
T emperaturwechselbeständigkeit, Festigkeitsprüfun- 
gen sowie anschließende Fahrzeugtests. Die Qualität 
der Bauteile wird nach jedem Verfahrensschrilt durch 
zerstörungsfreie Methoden überprüft. 

Die gesinterten und beaibeileten Rotoren wurden ira 
Schleuderstand bei 1 030 ""C bis zum Bruch geschleu- 
dert. Mit Si^N^-Rotoren konnten Umfangsgeschwin- 
digkeiten von mehr als 500 m/s erreicht werden. Im 
Fahrzeugtesl bestand ein SiC-Rotor 10 000 Fahrkilo- 
meter mit Drehzahlen bis 96 000 Upm bei einem La- 
dedruck bis max. 1 bar und Abgastemperaturen bis 
1 030 ®C. Bei den Fahjversuchen bestätigte sich das 
erwartete schnelle Ansprechen des keramischen Tur- 
boladers im Vergleich zu dem fast dreimal so schwe- 
ren metallischen Serieniotor. Bisher wurden ca. 7 000 
Rotoren durch Spritzgußtechnik hergestellt. Es beste- 
hen gute Aussichten, das gesteckte Ziel 500 m/s Um- 
fangsgeschwindigkeit bei 1 230 Gaslemperatur 
und einer Ausfallwahrscheinlichkeit von weniger als 
0,1 zu erreichen. 

Die BMFT- Verbundprojekte werden über ein vom 
BMFT finanziertes Schwerpunktprogramm der DFG 
„Keramische Hochleistungswerkstoffe“, das von 1988 
bis 1993 läuft, durch grundlagenorientierte FuE-Ar- 
b eiten ergänzt. 

Dabei ist es ein besonderes Anliegen auch dieses 
Schw^erpunktprograniins, Chemiker, Physiker, Kera* 
miker, Nlineralogen, WerkstoffwissenschafÜer, aber 
auch VerfahreELstechnikerund Werkstoffprüfer zu ge- 
meinsamen grün dlagen orientierten Projekten anzu- 
regen. Die unterschiedlichen Denkweisen, Methoden 
und EIrfahrungen tragen im interdiszipiinären Zusam- 
menwirken oft wesentlich wirkungsvoller zur Pro- 
blemlösung bei, als bei nach Disziplinen getrenntem 
Vorgehen. Wissenschaftliches Ziel ist es, die zur Her- 
stellung und Charakterisierung von Keramiken mit 
definierten Eigenschaften notwendigen Prozesse und 
die Verknüpfung von Werkstoff gef üge und makro- 
skopischen Eigenschaften besser zu verstehen. 


Pulvermetallurgie 

Übergeordnetes technisches Ziel ist die Entwicklung 
neuer Werkstoffe, Halbzeuge und Bauteile mit maß- 
geschneiderten, außergewöhnlichen Eigenschaften, 
die sich auf anderem Weg nicht oder nicht wirtschaft- 
lich erreichen lassen. Hierbei haben die folgenden 
Teilziele besondere Bedeutung: 

— Entwicklung von Verfahren zur Herstellung von 
Pulvern, die es erlauben, definierte, hohe Abkühl- 
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geschwindigkeiten emzuslellen, um schmelzme- 
tallurgisch „unmögliche“ Legierungen bis hin zu 
amorphen Pu3vera herzustellen. Dabei ist gleich- 
zeitig reproduzierbar eine hohe Reinheit der Pul- 
ver und eine steuerbare Teüchengrößenverteilung 
zu erreichen. Hieraus resultiert die Notwendigkeit 
zur Bereitstellung von zuverlässigen Pulvercha- 
raklerisierungs verfahren . 

— Entwicklung neuer Pulververaibeitungsverfahrenp 
die es ermöglichen, definierte außerordentliche 
Bauteil- und Halbzeugeigenschaften einzustelJen, 
z. B.: örtlich unterschiedliche Eigenschaften, höch- 
ste Festigkeit und Zähigkeit bzw. Warmfestigkeit, 
Seigerungsfreiheit, außergewöhnliche Verbund- 
systeme. 

— Entwicklung von Hersleltungs verfahren, die es er- 
lauben, unter Nutzung der Vorteile der Pulverme- 
tallurgie (z, B. Seigeningsfreiheit, Feinstverteilung 
von Einschlüssen) auch große Bauteile und Halb- 
fertigprodukte kostengünstig zu erzeugen. 

Dies hat z. B. bei der Entwicklung von neuen Alumi- 
niumlegierungen zu bemerkenswerten Erfolgen ge- 
führt: 

— Es wurde ein Legiemngstyp für höchste Festigkei- 
ten auf der Basis Al-9Zn-3Mg-l,5Cu-X entwickelt, 
der Streckgrenzenwerte von 750 MPa und Wech- 
selfestigkeiten von 300 MPa erreichL Anwen- 
dungsziele: Luft- und Raumfahrt, Maschinenbau. 

— Ein zweiter Legierungslyp zielt auf hohe Festigkei- 
ten bei gleichzeitig guter Korrosionsbeständigkeit. 
Auf der Basis Al-4Mg-X werden Streckgrenzen 
von 470 MPa und Wechselfestig keilen von 
240 MPa erreicht. Anwendungsziele: Teile des 
Maschinenbaus, die korrosiven Angriffen ausge- 
setzt sind. 

— Auf der Basis Al-Si20-X wurde eine Legierung ent- 
wickelt, die bei 150 noch Schwingfestigkeiten 
von 190 MPa bei gleichzeitig kleinem Wärmeaus- 
dehnungskoeffizienten von 15 z 10-6K-1 zeigt. 
AnwendungszieJ : Kfz-Pleuel. 

— Im System AJ-MnlO-X-Y wurde eine Legierung 
entwickelt, die bei 300 eine Streckgrenze von 
230 MPa und eine Schwingfesügkeit von 90 MPa 
aufweist, Anwendungsziel: Verdichterrad einer 
Flugturbine, 

Die genannten Zwischenergebnisse zeigen, daß die 
deutsche Forschung und Entwicklung im Bereich der 
pulvermetallurgisch hergesteUten Aluminium- Legie- 
rungen in kurzer Zeit wieder internationales Spitzen - 
niveau erreicht hat. 


Metallische Hochtemperolur- und Sonderwerkstolfe 

Ziel der FuE- Arbeiten ist es, lür Anwendungen vor 
allem im Kraftwerks-, Triebwerks- und Flugzeugbau 
die z. Z. gültigen Obergrenzen für die Eins a tat empe- 
raturen metallischer Werkstoffe wesentlich nach oben 
zu verschieben, und zwar unter Erhöhung des Nut- 
zen/Kostenverhältiüsses. Die Verb und pro jekte dieses 
Bereichs konzentrieren sich auf Superlegierrmgen 


und metallische Leich tbauwerkstofie (wie z, B. Alujni- 
oium-Legierungen und Titan- Legierungen). 

Das Verbundprojekl „Intermetallische Phasen", das 
zum Ziel hat, eine neue Klasse metallischer Werk- 
stoffe für Einsatztemperaturen zwischen 800 und 
1 500 zu entvdckeln, zeigt beachtliche Ergebnisse: 
So konnten Legierungssys lerne entwickelt werden, 
die bei 1 200 “C noch 0,2 %-Dehngrenzen zwischen 
300 und 800 MPa zeigen. Diezweite Dreijahres- Phase 
dieses Verbundprojektes ist z. Z. in Vorbereitung. 
Aufgrund der guten Ergebnisse der L Phase haben 
mehrere Industriepartner ihr Interesse an einer Mitar- 
beit signalisiert. 


Neue Polymere 

Die Entwicklung der Kunststoffe von reinen Konsum- 
gülerrohsloffen zu anspruchsvollen Konstruktions- 
und Fun ktions Werkstoffen ist nicht zuletzt ein Ergeb- 
nis zielgerichteter Polymerforschung, aber auch eine 
Herausforderung für diese. 

So wurden in den letzten Jahren die Entwicklung 
neuer Polymere durch eine Fülle neuer Erkenntnisse 
aus der Gnmdlagenforschung befruchtet, die aus in- 
terdisziplinärer Zusammenarbeit von Chemikern, 
Physikern, Elektronikern und Ingenieuren resultie- 
ren. Hierzu zählt das bessere Verständnis des Mole- 
kül aufb aus, der molekularen Wechselwirkungen und 
der molekularen Architektur von Polymeren, das leil- 
v/eise in Verbindung mit den heutigen Möglichkeiten 
der Computer Simulation sowie der Informations- und 
Datenverarbeitung erarbeitet wurde. Weiter spielen 
neue Methoden zur KJänmg der Polymerstruktur eine 
SchlüsselioUe, 

Das Materialforschungsprograimn mit dem Schwer- 
punkt „Neue Polymere" war mit dem Ziel an ge treten, 
der deutschen Forschung in Industrie und Instituten 
zu helfen, mit der enormen internationalen Entwick- 
lungsgescbwindigkeit der Polymerforschung nützu- 
halten und einen Spitzenplatz zu behaupten. Die För- 
derimg konzentrierte sich zunächst auf die FuE-The- 
men: 

— Polymere mit extremer Belastbarkeit 

— Polymeilegienrngen und Copolymere 

— Polymere mit besonderen Eigenschaften, z. B. 
elektrischen, elektronischen, magnetischen und 
optischen 

— Polymere als Inf ormattons träger. 

Während zu Beginn des Programms mit über 50 % der 
Projektnuttel das Gebiet der Stiukturpolymere stärke- 
res Gewicht besaß, ist ein Trend zur Gewichtsverlage- 
rung in das Gebiet der Funktjonspolymere unver- 
kennbar. Dies ist richtig und begründet in der inter- 
national verbreiteten Einschätzung, daß Funktionspo- 
lymere über ein besonders hohes Innova tionspotential 
verfügen und vor einem gewaltigen Innovationsschub 
stehen. 

Beispielhaft für die FuE- Verbundprojekte im Bereich 
„ Neue Polymere " soll die Entwicklung von polymeren 
Lichtleitern genannt werden. 
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Während als Lichtwellenleiter wegen der günstigen 
geringen Lichtdämpfung bis in die frühen 80er Jahre 
praktisch nur Glasfasern in Betracht kamen, sind 
heute auch neue Polymermaterialien dabei, in be- 
stimmte Bereiche dieser Techiük vorzudringen. Poly- 
mere mit geringer Lichtdämpfung sind heute soweit 
entwickelt, daß im Nah -Kommunikationsbereich 
Lichtwellenleiter aus Quarzglas substituiert werden 
können* Obwohl die heute erreichbare Lichtdämp- 
fung bei polymeren Lichtwellenleitem wie z* B, Poly- 
methylmethacrylat (PMMA) noch immer um ein viel- 
faches über der von Glasfasern hegt, zeichnet sich 
dennoch wegen interessanter Vorteile bei der Verar- 
beitung und den Systemkosten ein wachsender Markt 
ab* In einem Anfang 1985 begonnenen Vorhaben 
wurden bislang etwa 60 fluor- und chlorhaltige Mono- 
mere synthetisiert und ihr Homo- und Copolymerisa- 
tions verhalten untersucht. Die hierzu unverzichtbare 
spezielle Remraumtechnik wurde erarbeitet und opti- 
miert, Mit einer neu konzipierten Laborspionanlage 
konnten polymere Lichtwellenleiter mit Dämpfungs- 
werten von kleiner als 200 dB/km (Glas: 1 dB/km) 
hergestellt werden* Es wurde der Nachweis erbracht, 
daß mit polymeren Lichtwellenleitfasem überra- 
schend hohe Bitraten von rd* 1 GBit/s auf 24 m erzielt 
werden können. Berechnungen haben gezeigt, daß 
optimale Kombinationen von Kern- und Manlelpoly- 
meren für Bikomponentenfasern erzielt werden kön- 
nen. 


Verb un dwerkstolfe 

Aufgrund ihrer Vielseitigkeit eröffnet sich den Faser- 
verbundwerkstoffen ein breites Spektrum von An- 
wendungsmöglichkeiten, das die Grenzen der klassi- 
schen Materialien erweitert* Die hohe Steifigkeit und 
Festigkeit, das hervorragende Ermüdungsverhalten 
sowie die Beständigkeit bei Temperaturwechselbela- 
stungen und korrosiven Einflüssen sind weitere Vor- 
teile. Bei den Fertigungs verfahren zeigt sich, daß so- 
gar geometrisch äußerst komplexe Teile mit relativ 
einfachen Preßverfahren produziert werden können* 
Allerdings müssen noch Werkstofferfahrung und Fer- 
tigungs-Know-how gesammelt werden, um kosten- 
günstige automatisierte Fertigungsverfahren für die 
Serienanwendung reif zu machen. Durch Großserien- 
technik werden die Fasern auch preisgünstiger wer- 
den. So hat 2 * B. die Carbonfaser vor zwanzig Jahren 
noch zwanzigmal soviel gekostet wie heute, obwohl 
sich ihre Leistung deutlich verbessert hat. 

Beispiele für die Substitution herkömmlicher Werk- 
stoffe durch Faserverbundwerkstoffe sind Roboter- 
arme, Luftleitelemeote für Lokomotiven, Blattfedern, 
Handhabungseinrichtungen, Zahnräder, Pleuel, Kar- 
danweUen, Führungen, Tische* Auch in der Sportarti- 
kelbranche sind die ultraleichten Kunstfasern nicht 
mehr wegzudenken: Tennis-, Golfschläger, Skier, 
Fahrradrahmen, Bootsrümpfe, Surfbretter usw. 

Um die hervorragenden Materialeigenschaften der 
Faserverbundwerkstoffe für eine breite Produktpa- 
lette nutzen zu können, bedarf es noch verstärkter 
FuE- Anstrengungen auf folgenden Gebieten: 

— Auswahl und Herstellung kostengünstiger und lei- 
stungsfähiger Verstärkungsfasem 


— Entwicklung von kostengünstigen und reprodu- 
zierbaren Fertigungs- und Verarbeitungsverfah- 
ren für Matrixwerkstoffe, Bauteile und Halb- 
zeuge 

— Zuverlässige, möglichst zerstörungsfreie Fehlerer- 
kennung und Qualitätssicherung in Halbzeugen 
und Bauteilen* 

Hierzu haben sich innerhalb des Materialforschungs- 
programms mehrere erfolgversprechende Verbund- 
projekte gebildet. 


Technologie-Transfer Verbundwerkstoffe: BMFT 
fördert Entwicklungs- und Demonstrationszentren 

Für Faserverbundwerkstoffe existieren bisher noch 
keine eingespielten Transferketten von der Grundla- 
genforschung zur Anwendung. Um das Potential der 
neuen Werkstoffe ausschöpfen zu können, hat der 
BMFT sieben Entwicklungs- und Demonstrationszen- 
tren gegründet* Diese an erfahrenen Instituten ange- 
gliederten Demonstrations Zentren sollen insbeson- 
dere mittelständische Unternehmen bei der Planung, 
Entwicklung, Fertigung und Quahtätssichenmg un- 
terstützen, Sie werden ^re Hilfe bei allen Fragen der 
Verbundwerkstoffe anbieten, so z, B, bezüglich der 
Werkstof f au swahl, der Konstruktion und Bearbeitung 
von Bauteilen, der Verbindungs- und Reparaturtech- 
nik und nicht zuletzt bei Fragen der Wirtschaftlichkeit 
und des Umweltschutzes. 

Das Leistungsangebot in Demonstrationszentren 
reicht von der reinen Beratungs- und Informationstä- 
tigkeit über Seminarveranstaltungen bis zur Bearbei- 
tung von speziellen Problemstellungen in Projekten* 
Kleine und mittlere Unternehmen können für be- 
grenzte Zeit Mitarbeiter in die Demonstrations Zen- 
tren entsenden, damit diese dort den Umgang mit für 
sie neuen Werkstoffen lernen. Hiermit wird ein viel- 
seitiger Technologietransfer zu potentiellen Interes- 
senten aus dem Bereich der mittelständischen Unter- 
nehmen ermöglicht* 

Die Demonstrationszentren befinden sich in Aachen, 
Berlin, Bremen, Braunschweig, Darmstadt, Stuttgart 
und Würzburg (s. Schaubild n/4)* 


Korrosion und Tribologie 

Korrosion, Reibung und Verschleiß (Tribologie) verur- 
sachen hohe volkswirtschaftliche Schäden* Allein in 
der Bundesrepublik Deutschland entstehen jährlich 
durch die Instandhaltung und Reparatur industrieller 
Anlagen bedingte Kosten von etwa 200 Mrd DM* Die 
Förderung von FuE auf den Gebieten Korrosion und 
Tribologie durch den BMFT verfolgt das ZJel, Scha- 
densursachen aufzukläien, den Schadensumfang zu 
verringern und damit auch zur Einsparung von Ener- 
gie und Werkstoffen beizutragen* 

Schon eine richtige Verbreitung und sorgfältigere 
Umsetzung der Kenntnisse über Korrosion und Korro- 
sionsschutz in die Praxis kann schwere Unfälle und 
andere Schäden vermeiden helfen* Daher besteht gro- 
ßes Interesse, das gesamte Korrosionsfachwissen, das 
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Schaubild tl/4 


Standorte der Faserverbundzentren 
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Damonatritfonaxantrum AacJitn 
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an der RWTH Aachen 
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sich in den letzten Jahrzehnten angesammelt hat, zu 
bündeln, aufzuarbeiten und über ein EDV-Experten- 
system einer großen Zahl von Nutzem zugänglich zu 
machen. 

büdung von Korrosionsfachleuten — um nur einige 
Beispiele der Anwendung zu nennen — die Erfahrun- 
gen großer Firmen besonders für die kleine und mit- 
telständische Industrie nutzbar. 

Das BMFT beteiligt sich daher seit Ende 1988 an dem 
Aufbau eines rechnergestützten „Infonnationssy- 
stems Korrosion und Korrosionsschutz“, mit dem sidi 
das im Laufe der letzten Jahre gesammelte Korro- 

Ein freier Zugang zu den Daten wird gewährleistet 
sein. Damit kommt das „Informationssystem Korro- 
sion und Korrosionsschutz“ jedem zugute, der Pro- 
bleme dieser Art zu lösen hat. 

sionswissen leicht abfragen läßt. An dem Projekt sind 
Partner aus Industrie und Wissenschaft beteiligt, die 
damit einen reichen Erfahrungsschatz aus ihren Be- 
trieben und der Anwendung ihrer Werkstoffe und Pro- 
dukte zugänglich machen. 

Durch Datenbanken und Experten Systeme werden für 
Fragen der Werkstoffauswahl. Schadensaufklänmg, 
korrosionsschutzgerechte Konstruktion und die Aus- 

Im Schwerpunkt „Tribologie“ fördert der BMFT ne- 
ben Verbundprojekten zur Erforschung von Rei- 
bungs- imd Verschleißmechanismen auch den Betrieb 
einer „Tribologie-Beratungsstelle“. Diese Institution 
berät kleine und mittelständische Unternehmen bei 
der Lösung von Reibimgs- und Verschleißprob lemeti 
und sorgt so für eine möglichst rasche und effiziente 
Umsetzung der Ergebnisse der Forschungsprojekte. 


Internationale Zusammenarbeit 

Internationale Zusammenarbeit im Programm Materialforschung 


Tlienid 

Partnerländer 

COST 501: Werkstoffe für die Energie- 
erzeugung 

COST 502: Korrosion in der Bauforschiing 

COST 503: Pulvermetallurgie 

COST 504: Gießereitechnologie 

COST 505: Werkstoffe für Dampfturbinen 

COST 507: Rechnergestützte Phasendiagramm e 
von Leichtmetalllegierungen 

Belgien, Dänemark, Frankreich 

Großbritannien, Italien 

Finnland, Norwegen, Schweden 

Schweiz, Gemeinsame Forschungsstellen 
der Europäischen Gemeinschaft 

EUREKA-Projekte 

EU 13 CARMAT 2000 

Niederlande, Großbritannien, Frankreich, 

Spanien 

EU 22 Automatisches mtegriertes System für die 
Neutronenxadiographie (DIANE) 

EU 33 Einsatz von Keramik in Gasturbinen 

EU 42 Leichte Werkstoffe für Transportsysteme 

Frankreich, Spanien 

Frankreich, Italien, Schweden 

Frankreich 

EU 47 Entwicklung von keramischen 

Werkstoffen für Dieselmotoren 

EU 337 Hochfeste Stähle für den Automobilbau 

EU 339 Aluminium-Pulvermetallurgie 

Frankreich 

Schweden 

Frankreich 

Charakterisienmg und Prüfung von keramischen 
Pulvern und Werkstoffen (lEA-Abkommen) 

USA, Schweden 

Polym erf orschimg , V erbund Werkstoff entwicklung, 
Pulvermetallurgie 

Israel 

Hochtemperatur-Titanlegierungen, Titanschichten, 
Thermomechanische Behandlung von Stählen 

VR China 

Optimierung von Hochleistungs-Schweißverfahren 
für Stähle 

Finnland, Norwegen 

Keramik, Korrosionsforschung 

DDR 

VAMAS-Versailles Project on Advanced 

Materials and Standards 

Kanada, Frankreich, Japan, USA, Italien, 
Großbritannien, Kommission der Europäischen 
Gemeinschaft 

Quelle: BMFT 
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Grenzüberschreitende Kooperation hat in derMateri- 
alforschung Tradition. Sie gewinnt zunehmend an Be- 
deutung, je komplexer und umfangreicher die Anfor- 
derungen an eine Technik sind. Die bis heute erreich- 
ten Fortschritte z, B. in der Energietechnik, der Luft- 
und Raumfahrt aber auch in der Wehrtechnik wären 
ohne eine internationale arbeitsteilige Kooperation in 
der Materialforschung nicht möglich gewesen. Dabei 
hat sich das Kooperationsbewußlsein vor dem Hinter- 
grund des bevorstehenden gemeinsamen Marktes vor 
allem auch bei den Mitgliedsländern der Europäi- 
schen Gemeinschaft durcbgesetzl. Durch das wirt- 
schaftliche Zusammenrücken und durch Verflechtun- 
gen internationaler Konzerne kommt es zwangsläufig 
auch zu einer Verstärkung der Zusammenarbeit in der 
Forschung und Entwicklung, 

Neben bilateralen Projekten haben sich im Programm 
Materialforschung zwei Formen der Zusammenarbeit 
durcbgesetzt (s, Tabelle): 

— Europäische Zusammenarbeit auf dem Gebiet der 
wissenschaftlichen und technischen Forschung 
(Konzertierte AkÜonen COST). 

Hierbei handelt es sich um vorwettbewerbliche 
Forschung und Entwicklung, bei der die Kommis- 
sion der Europäischen Gemeinschaft Koordinie- 
rungsfunktionen hat. Die Projekte haben einen re- 
lativ kleinen finanziellen Umfang, Durch eine 
sorgfältig abgesümmte Arbeitsteilung und eine ra- 
sche Ergebnis Verbreitung ergibt sich jedoch ein 
erheblicher Mehrwert für den einzelnen Partner 
Die Finanzierung Hegt bei den Partnern und Mit- 
gliedsstaaten. Sechs COST-Aktionen werden der- 
zeit dujchgeführt, 

- EUREKA 

Mil der EUREKA -Initiative soU durch verstärkte 
Zusammenarbeit von Unternehmen und For- 
schungsinstituten auf dem Gebiet der Hochtech- 
nologie u. a. die Produktivität und Wettbewerbsfä- 
higkeit der Industrien und Volkswirtschaften Eu- 
ropas auf dem Weltmarkt gesteigert werden. Es 
handelt sich dabei überwiegend um marktnahe 
Forschung bei umfangreicheren Projekten, ln der 
Materialforscbung haben sich bisher sieben Ver- 
bundprojekte gebildet. Insgesamt gesehen zeigt 
das Interesse für eine Beteiligung an EUREKA- 
Projekten eine ansteigende Tendenz. 

Ausgaben des Bundes für Materialforschung 
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Darüber hinaus sind deutsche Forschungseinrichtun- 
gen in erheblichem Umfang an dem EG -Forschung s- 
und Entwicklungsprogramm EURAM/BRITE betei- 
ligL. 


Physikalische und cbemlsche Teclmologien 

Physikalisch© Technologien 
Förderpolitische Zielsetzungen : 

Zielsetzungen im Bereich Physikalische Technologien 
sind: 

— Ergebnisse der physikalischen Forschung auf ihre 
industrielle Verwertbarkeit zu untersuchen (Ana- 
lyse zukünftiger Technologien) 

— technische, wirtschaftliche, ökologische, humane. 
gesimdheiUiche und soziale Folgen neuer Tech- 
nikgebiete und möglicher Alternativen abzuschät- 
zen, aufgrund definierter Ziele und Werte diese 
Folgen zu beurteilen sowie Handlungs- und Ge- 
st al tun gsmögfichkeiten zu eröffnen (Technikfol- 
genabschätzung) 

— Technologien mit volkswirtschaftlichem Potential 
zur industriellen Umsetzung zu führen (Förderung 
als Iniüaizündung) 

— die gewonnenen FuE- Ergebnisse aktiv und syste- 
matisch zu verbreiten (Technologietransfer) 

— die Wirkung der Förderung auf ihre technisch- 
wirtschaftliche Effizienz hin zu analysieren (Evalu- 
ierung der Förderaktiviläten). 

Im Rahmen der Fördermaßnahmen wird grundsätz- 
lich das Modell der Verbundforschung angewendel. 
Ein wesentliches Element der Verbundforschung ist 
die Organisation der interdisziplinäTen Zusammenar- 
beit zwischen Wissenschaft und Wirtschaft sowie der 
Ausnutzung von Synergieeffekten. Die originäre Ver- 
antwortung der Wirtschaft für die Sicherung ihrer 
Wettbewerbsfähigkeit bleibt durch die Fördennaß- 
nahmen unberührt. 


Fördergebiete: 

Zukünftige Technologien 

Durch einen Such- und Evaluierungsprozeß werden 
Technologieansälze frühzeitig auf gegriffen und be- 
wertet. Das Suchfeld, aus dem rechtzeitig Technolo- 
giekandidaten identifiziert werden sollen, umfaßt da- 
bei im wesentlichen physikalische Forschungs berei- 
che, 

ln der Analyse- und B ewertun gsp ha se befinden sich 
derzeit die folgenden neuen wissenschaftlichen Fra- 
gestellungen und Technologien: 

— Nichtlineare Dynamik 

— Nichtlineare Optik 

— Cluster 

— Röntgenstrahllechnik. 
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Die Förderprograinjne innerhalb der Physikalischen 
Technologien konzentrieren sich auf solche Technolo- 
giefeider, die eine breitere industrielle Bedeutung er- 
warten lassen. Diese Teilbereiche werden über einen 
begrenzten Zeitraum — ca. 5 Jahre — gezielt und 
direkt gefördert, wobei Verbundvorhaben zwischen 
Forschungsinstituten und Lndustrieunlemehnien Vor- 
rang haben. Derzeit werden hier die Bereiche Dünn- 
schichttechnoiogien, Supraleitung, Plasma technik 
und Lasertechnik gefördert. 


Dünnschichtlechnologien 

Die wesentliche Basis zur Weiterenhvicklung der 
Oberflächen- und Dünnschichttechnik sind die Ver- 
fahrenserforschung und deren Übertragung auf neue 
innovative Anwendungsbereiche sowie die Entwick- 
lung neuer Methoden, Meßtechniken und Geräte zur 
Oberflächen- und Strukturanalyse. 

Die Reduktion von Reibung imd Verschleiß ist von 
grundlegender technischer und wirtschaftlicher Be- 
deutung. Lm Rahmen von Verbund Vorhaben erfolgt 
u. a. die Erschließung der Ionen strahl verfahren zur 
Oberflächenvergütung, die Synthese von neuen me- 
tahorga.nischen Ausgangsverbin düngen für CVD-Be- 
sdbichtungsverfahren sowie die Untersuchung geeig- 
neter Verfahrensvarianten der PVD -Technik zur Rea- 
lisierung komplexer Schichtsysteme. Zur Unterstüt- 
zung der frühzeitigen anwendungsoilentierten Um- 
setzung wird die Hochskaliemng der verfahrenstech- 
nischen Grundlagen zunehmend zum Forschungsge- 
genstand. 

Die Massenspektrometrie von neutralen Zerstäu- 
bungsprodukten, die durch Laseranregung oachioni« 
siert werdeu, entwickelt sich derzeit zu einem neuen 
außergewöhnlich leistungsfähigen Verfahren der 
Oberflächen-, Dünnschicht- und Mikrobereichsana- 
lyse. Diese Entwicklungen werden ergänzt durch Mi- 
kroanalyseverfahren und -gerate mit höchster Struk- 
Ujrauflösung wie z. B. Rastertunnelmikroskopie, 

Em weiterer Schwerpunkt liegt in der Erarbeitung 
neuartiger, modifizierter Mikro- und Nanostrukturie- 
rungstechniken und -gerate und deren Anwendung 
auf funktioDeöe Oberflächen. Dies schafft die Voraus- 
setzung für die Entwicklung von Mehrkomponenten- 
und Multischichlsystemen für verschiedenste Bauele- 
mente, die z. B. in der Röntgenoptik oder Holographie 
zukünftig eingesetzt werden. 

Slatusseminare zum BMFT -Förderschwerpunkt 
„Oberflächen- und Dünnschichttechnologien sowie 
eine Kolloquienreihe zum Thema „Oberflächen- und 
Düonschichttechnologien — Verfahren und Anwen- 
dungen" verstärken den Informationsaustausch zwi- 
schen Gnmdlagenforscher, Entwickler und Anwen- 
der. 


Suproleitung 

Die Entdeckung einer neuen Klasse von Supraleitern 
mit Obergangstemperaturen bis zu 125 Kelvin bedeu- 
tet einen wissenschaftlich-technischen Durchbruch 
und ermöglicht eme enorme Ausweitung des wirt- 


schaftlichen Marktpotentials für die Supraleilungs- 
technologie, Der Ersatz der Helium-Kühlung durch 
die Stickstoff -Kühlung mit den daraus resultierenden 
Vorteilen wie hoher Wirkungsgrad, hohe Zuverlässig- 
keit und Verfügbarkeit, niedrige Kosten für Kältean- 
lagen und das Kältemittel verbessert die Marktchan- 
cen in angestammten Bereichen und bietet die Mög- 
lichkeit zur Marktausweitung. Zudem können neue 
Anwendungsfelder, die spezifisch für die Hochtempe- 
ratur- Supraleiter sind, vöUig neue Markibereiche er- 
öffnen. 

Zur Erschließimg des technischen Potentials der 
neuen Materialien müssen komplexe Aufgaben bei 
der Erarbeitung von Grundlagenwissen und dessen 
Umsetzung m Verfahren und Produkte gelöst werden, 
die nur durch eine Erweiterung der personellen Kapa- 
zitäten auf der wissenschaf Hieben Seite, InterdiszipLi- 
narität in der Forschung und durch eine Intensivie- 
rung der Zusammenarbeit zwischen Forschung und 
Industrie bewältigt werden können. 

Für eine erfolgreiche Beteiligung am internationalen 
Wettbewerb zur Entwicklung der neuen Hochtem- 
peratur-Supraleiler lagen in der Bundesrepublik 
Deutschland sowohl m den Forschungsemrichlungen 
als auch in den Industrie unternehmen ausgezeichnete 
Voraussetzungen vor. Für grundlagenorientierte Ar- 
beiten in der Supraleitungsforschung hat der BMFT in 
den Jahren 1976 bis 1986 ca. 14 Mio DM bereitge- 
stelll. Wegen der zunehmenden Bedeutung der sich 
abzeichnenden Anwendungen m Wissenschaft. Tech- 
nik und Medizin und als Folge der Entdeckung der 
Hochtemperatur-Supraleihing wurden die Finanzmit- 
tel in den folgenden Jahren noch gesteigert. Für das 
Jahr 1988 wurden neben den laufenden Aufwen- 
dungen m den Großforschungsemrichtungen (For- 
schungszentrum Jülich (KFA), Kemforschungszen- 
trum Karlsruhe (KfK)) zusätzlich als Sofortmaßnahme 
12 Mio DM Fördermittel zur Verfügung gestellt. 

Der BMFT hat ün April 1989 ein Konzept zur Förde- 
rung der Hochtemperatur-Supraleitung m der Bun- 
desrepublik Deutschland vorgesleUt, 

Fachliclie Schwerpunkte der Fördermaßnahmen 
sind: 

— Synthese neuer Supraleiter 

— Untersuchungen, die zu einem besseren Verständ- 
nis des Mechanismus der Hoch temperatur- Supra- 
leitung beitragen 

— Präparation und Charakterisiening von chemisch 
stabilem Massivmaterial und dünnen Schichten 

— Arbeiten zur Formgebung und Mikrostnikturie- 
rung ström tragen der Elemente 

— Verbesserung der spezifischen Eigenschaften von 
Supraleitern mi Hinblick auf technische Anwen- 
dungen 

— Pilolanwendungen der Supraleitung 

— Meßlechtük auf der Basis von Supraleitern 

— Neue Einsatzfelder der Supraleitung 

— Abschätzung der technischen und wirtschaftlichen 
Folgen der Supraleitungstechnologie. 
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Die IntegratioD aller an der Erforschung der Supralei- 
tung beteiligten Arbeitsgruppen wird an gestrebt. 
Dies gilt auch für die G roßforsch ungseinrichtungen. 
In großen Hoch sc h ul koopera honen wird hier interdis- 
ziplinär und fächerübergreifend mit Anbindung an 
Industrie Vorhaben gearbeitet. Die überwiegende 
Mehrzahl der Projekte arbeitet seit Beginn 1908 mit 
Fördennitteln des BMFT: Bis Mitte 1989 werden ins- 
gesamt 58 Vorhaben an Hochschulen und in der Indu- 
strie gefördert* Von den beteiligten 85 Hochscbul- 
gnippen arbeitet ein überwiegender Anteil (90 %) in- 
nerhalb 12 interdisziplinärer, lokaler Verbände. Der 
Fachaustausc± wird innerhalb der Verbände durch 
regelmäßige Arb eits treffen, zwischen den Verbänden 
durch jährliche Statusseminare unter Einbeziehung 
der Großforschungseinnchtungen xmd externer Sach- 
verständiger organisiert* 

Ais begleitende Maßnahme werden für Sonderfälle 
Finanzmittel für den nationalen und internationalen 
Informabonsaustausch auf Tagungen, für Shpendien 
und Forschungsaufenthalte bereitgestellt. 

Die Arbeit in den Koordinationsausschüssen der euro- 
päischen Gemeinschaft wird unterstützt. 

Zusätzlich zu den Maßnahmen der Verbundforschung 
werden folgende Maßnahmen ergriffen: 

— Evaluierung der Fördermaßnahmen 

— Tech nikiol gen ab Schätzung 

— BeobachUmg der Patentsituation 

— Unterstützung der Lntemaüonalen Zusammenar- 
beit* 


Plosmotechnik 

Entsprechend der Zielsetzung, in diesem Förderbe- 
reich neue Technologieansätze aufzuspüren und zu 
bewerten, werden Entwicklungsprojekte in ausge- 
wählten und exemplarischen Bereichen der Plasma- 
technik gefördert. 

Das Ziel der Maßnahmen ist, die Plasma technik in 
stärkerem Ausmaß für die Lösung technischer Aufga- 
ben heranzuziehen* Berührt werden wesentliche In- 
dustriezweige wie Elekrionik, Chemie, Maschinen- 
bau, Energietechnik, Informations- und Komxnuniita- 
tio ns technik. 

Die Umsetzung erfolgt in Form von industriellen Ver- 
bundprojekten und hat zu konkreten Erfolgen ge- 
führt: 

— der Bau eines neuartigen Laborröntgenmikro- 
skops steht vor seiner Vollendung 

— Plasmaspektroskopische Verfahren verhelfen der 
industriellen Stoffsynthese zu besserem Prozeß- 
Verständnis 

— Gasentladungsmecbanismen werden für neuar- 
tige großflächige UV-Strahler ausgenutzt. 

Verstärkt gefördert werden die Arbeiten zur Erzeu- 
gung von intensiver Röntgenstrahlung aus heißen 
Plasmen. 


Lasert&chnik 

Die Lasertechnik hat sich weltweit zu einem bedeu- 
tenden Wirtschaftsfaktor und Wachstums trag er ent- 
wickelt. Sie ist zu einer Schlüsseltechnologie gewor- 
den, deren Anwendungsbreite und -potenbal sich 
über die Fertigungstechnik, die Meßtechnik, die Me- 
dizin, die Drucktechnik, die Nachrichten- und Infor- 
mationslechnik und viele andere Bereiche erstreckt. 
Die Beherrschung dieser Schlüsseltechnologie ist für 
die Bundesrepublik Deutschland unverzichtbar ge- 
worden. 

Der BMFT unterstützt die Anstrengungen der deut- 
schen Industrie und der Forsch ungseinrichtungen in- 
tensiv in dem Bemühen, eine international vergleich- 
bare und für die wissen schaftbdi -technologische 
Fortentwicklung notwendige Forschung durchzufüh- 
ren. Innerhalb des Förderschwerpunktes „Laserfor- 
schung und Lasertechnik " sind für die Jahre 198? bis 
1993 Fördermittel in Höhe von rd. 194 Mio DM vorge- 
sehen. 

Das Technologiepotential des Lasers ermöglicht in In- 
dustriezweigen wie dem Fahrzeugbau [besonders Au- 
tomobilindustrie), der Elektrotechnik, dem Maschi- 
nen- und Schiffsbau und der Elektronik eine verbes- 
serte internationale Wettbewerbsfähigkeit z* B, bei 
neuen Be arbeitungs verfahren und neuen Produkten* 
Die VorteUe des Lasers führen überall dort zu einem 
wirtschaftlichen Einsatz, wo Präzision, RejdbUitat und 
Qualität entscheidende Faktoren sind. Voraussetzun- 
gen für einen erfolgreichen Einsatz des Lasers im Ein- 
zelfalJ sind die Verfügbarkeit geeigneter Lasersy- 
steme sowie eine breite Wissens- und Erfahrungsba- 
sis, die durch mdustrielle Grundlagenforschung und 
angewandte Forschung geschaffen werden muß. 

Gegenstand der Forschungsvorhaben sind: 

“ Verfahre nsgrundlagen für die Materialbeaibei- 
tung mit 

O CO^-Hochleistungslasera (Trennen, Fügen, 
Obernächeobeaibeilung, Abtragen, 3D-Bear- 
beiten) 

O Festkörperlasern (Trennen, Fügen, Oberflä- 
chenbearbeitung, Abtragen und Bohren, Ver- 
fahrenskombinationen) 

O Excimerlasem (Grundlagen der Wechselwir- 
kung Strahl ung/Materie, Abtragen, struktur- 
wandelnde Prozesse) 

— Neue Verfahren der Materialbearbeitung 
O Abscbeidungsverfahren 

O Strukturierung von Oberflächen durch Laser- 
CVD 

O Las er- Galvanik 

— Grundlagen lasergerechter Konstruktion und Fer- 
tigung 

— Untersuchungen sicherheitstechnischer und medi- 
zinischer Aspekte bei Prozessen und Verfahren der 
Lasermaterialbearbeitung 
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— Laser m der Meßtechnik und Analytik 

O Laser-Hoiographie und -Interferometrie 

O Laser-Massenspektrometrie 

O Präzisionsmeßverfahren 

O OberflachenanalytLk 

O Prozeßanalytik, Spurengas- und SchadsLoffana- 
lyse 

— Lasertechnik für die Medizin 

O Therapie 

O Diagnostik 

— Grundlagen der Lasergerätetechnik 

O LasersLrahlquellea (Leislungserhöhung und 
Prozeßanpassung bei bestehenden Laserty- 

pen) 

O Neue Lasertypen und -konzepte (Röntgenlaser, 
neue Anregungsmechanismen) 

O Laserkomponenten (Optik, aktive Materialien, 
neuartige Schal tsysteme) 

O Systemintegration (für die Bereiche Meßtech- 
nik, Fertigungstechnik, Medizintechnik) . 

Der expandierende Markt der Lasertechnik wird von 
der Konkurrerxz amerikanischer, japanischer und eu- 
ropäischer Finnen bestimmt. Die Konkurrenzfähig- 
keit und Marktposition deutscher Firmen konnte 
durch die Fördermaßnahmen des BMFT erhalten und 
auf Teilgebieten verbessert werden. 

Besonderes Gewicht für die technologische Kompe- 
tenz und Innovationsfähig keil werden der Ausbau 
und die Stärkung der internationalen Zusammenar- 
beit in Wissenschaft und Technik haben. Hier ist in 
erster Linie die Zusammenarbeit in Europa im Rah- 
men von EURHKA (vgL auch Teil IV, Abschnitt 4.1) zu 
intensivieren. In den EURO LA SER -Projekten werden 
anspruchsvolle Ziele bei der Entwicklung von indu- 
striell nutzbaren HöchsÜeistungslasem sowie deren 
Anwendungs- und Systemintegration verfolgt. Der- 
zeit sind Unternehmen und Forschungs einricbtungen 
aus der Bundesrepublik Deutschland an neun von 
elf EUREKA- Laserprojekten beteihgt. Der BMFT för- 
dert aufgrund des überwiegenden Grundlagenfor- 
scbungsanteüs und des hohen Entwicklungsrisikos 
deuts(^e Teilvorhaben an fünf EUREKA- Projekten, 

Die geförderten Vorhaben sind als Verbundprojekle 
organisiert and zeichnen sich ans durch übergrei- 
fende und zukunftsorientierte Fragestellungen, be- 
sondere Komplexität, multidisziplinäies Vorgehen 
und ein arbeitsteiliges Zusammenwirken der For- 
schungssteilen. Die Ergebnisse versprechen eine 
breite Wirkung, die weil über die unmittelbar Betei- 
Ligten hinausgebt. 

Im Hinblick auf den gememschaftUchen Binnenmarkt 
sollen frühzeitig europäische Vornormen vereinbart 
werden. N^Iit dem neuen Instrument der entwicklungs- 
begleitenden Normung sollen rechtzeitig Schnittstel- 
lenprobleme erkannt und gelöst werden. Der BMFT 
unterstützt hier die Aufgabe des Deutschen Instituts 
für Normung (DIN). 


Die laufenden Fördermaßnahmen haben zum Ziel: 

— Auf- und Ausbau einer FuE- Infr astruktur Ln Insti- 
tuten auf dem Gebiet der anwendungsorienüeclen 
Laserforschung 

— Unterstützung von Initiativen und Impulsen zur 
Schaffung einer eigenständigen und interaational 
wettbewerbsfähigen deuLschen Lase rin dustrie 

— Unterstützung und Intensivierung des Infonna- 
tions- und Know-how -Transfers zwischen Laser- 
herstetlem, Forschem und Anwendern mit dem 
Ziel, die Lasertechnik insbesondere auch in klei- 
nen und mittleren Betrieben einzuführen. 

Die Weiterentwicklung der Ford erm aßnahmen wird 
wesentlich von den Ergebnissen einer Evaluierung 
des Förderschwerpunktes abhängen, deren Ergeh' 
nisse Anfang 1991 vorliegen sollen. 

Beg}eitende Maßnahmen 

Die Förderung in den genannten Gebieten wird er- 
gänzt durch Maßnahmen zur Unterstützung des Tech- 
nologietransfers, der Technikfolgen ab Schätzung und 
der Evaluierung. 

Die Forderung des gezielten Transfers von anwen- 
dungsorientierten Ergebnissen der Technik ent Wick- 
lung in die Praxis, insbesondere in kleine und mittlere 
Unternehmen (Schwerpunkt z. Z.: Lasertechnik und 
Oberflächen technik) geschieht durch Seminare und 
Workshops zu aktuellen Problemen, durdi Informa- 
tions Veranstaltungen sovrie durch die Bereitstellung 
von Arbeitshüfen (Handbücher, Richtlinien), Darüber 
hinaus trägt die Darbietung von Ergebnissen auf Mas- 
sen und Kongressen sowie die Durchführung von In- 
formationsbörsen zum Know-how-Transfer zwischen 
Forschem, Herstellern und Anwendern bei. 

Vielfach beklagte Heummisse der Entwicklung und 
Diffusion der Lasertechnik werden z, Z. systematisch 
analysiert. Hierzu gehören insbesondere Qualifika- 
tionsengpässe, Fragen der Sicherheit und Arbeitsor- 
ganisation (Technikfolgenabschätzung). 

Begleitend zur Technikförde ning wird die Elfizienz 
der Förderung analysiert. Ziel ist, Förderziele und 
-raaßnahraen rechtzeitig zu überprüfen und weiterzu- 
entwickeln. 


Chemische Technologien 

Im Bereich Chemische Technologien werden schwer- 
punktmäßig zwei besonders zukunftslrächtige Felder 
gefördert, die Katalyse- und die Membranforschurig, 
Darüber hinaus werden Verfahren entwickelt, um den 
viele Bibliotheksbestände gefährdenden Säurefraß 
an Büchern und Archivmaterial zu reduzieren und 
grundlegende Untersuchungen zur Analyse und Be- 
wertung neuer Entwicklungen der chemischen 
Grundlagenforschung mit hohem technischen Ent- 
wicklungspotential durchgeführt. 

Katalysatoren und katalytische Verfahren nehmen 
eine Schlüsselfunküon bei der Herstellung von Pro- 
dukten in der chemischen Industrie ein. Gut Vi aller 
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chemischea Produkte werden durch Verfahren mit 
mindestens einem katalytischen Schritt hergestellt, 
mehr als 90 % aller chemischen Anlagen arbeiten 
nach katalytischen Verfahren. Katalysatoren kontrol- 
lieren chemische Reaktionen. Sie beeinflussen die Re- 
aktionsgeschwindigkeit sowie die Reaktionsbedin- 
gxingen und lenken die Reaktion selektiv und damit 
rohslof.f- und energiesparend in Richtung der ge- 
wünschten Zielprodukte. Die Bildung unerwünschter 
Nebenprodukte kann vermieden oder zumindest 
deutlich reduziert werden. Unvermeidbare Neben- 
produkte können umweltverträglich weit er behandelt 
und verwertet werden. Hieraus ergibt sich auch die 
zunehmende Bedeutung der Katalyse für den Um- 
weltschutz. Weltweit wird daher Katalyseforschung 
mit hoher Intensität betrieben. 

Ziel der Katalyse forsch ung ist es, neue oder verbes- 
serte Katalysatoren und katalytische Verfahren zu 
entwickeln zur 

— Verbesserung der Rohstoffaus nutz ung durch Er- 
höhung der Selektivität 

— Vermeidung oder zumindest Verringerung der Bil- 
dung unerwünschter Nebenprodukte 

— Senkung des Energiebedarfs und der Kosten für 
chemische Anlagen durch hohe Ra um-21eit- Aus- 
beuten und milde Reaktionsbedingungen 

— umweltverträgliche Weiterverarbeitung, Behand- 
lung und/oder Beseitigung unerwünschter Neben- 
produkte und Abfälle, soweit diese unvermeidlich 
sind 

— Entwicklung neuer Synthesewege zur Vermei- 
dung gefährlicher Ausgangs- und Zwischenpro- 
dukte und damit Erhöhung der inhärenten Sicher- 
heit bei Synthesen 

— Erhöhung der Lebensdauer der häufig wertvolle 
Metalle enthaltenden Katalysatoren. 

Erfolge in diesem Forschungs bereich können über 
den Bereich der Katalyse hinaus Innovationen bei der 
Werkstoff Veredelung in Gang setzen, bei der Korro- 
sionsbekämpfung und allgemein bei Materialent- 
wickiungen, die von den Oberflächeneigenschaften 
beeinflußt werden* Schließlich lassen Forschungser- 
gebnisse aus dem Bereich der homogenen Katalyse 
Rückschlüsse auf biochemische und biotechnologi- 
sche Vorgänge zu* 

Eine rasche Nutzung der erzielten Forschungsergeb- 
nisse ist insbesondere dann möglich, wenn interdis- 
ziplinäre Forschungs- tmd Entwicklungsvorhaben in 
enger Kooperation gemeinsam von Industrie und For- 
schungsinstituten durchgeführt werden* Aus diesem 
Grunde erhalten Verbundprojekte hohe Priorität. 

Neue Membranen und Membranver fahren für die 
Stofftrennung und -anreichening sowie die Weiter- 
entwicklung und Verbesserung bereits technisch ge- 
nutzter Verfahren werden aufgrund ihrer Umwelt- 
fr e an dlichkeit zu den Schlüsseltechnologien des 
nächsten Jahrzehnts gerechnet. Wichtige Innovatio- 
nen im Bereich der chenrüschen Technik, der Biotech- 
nologie, der Umwelttechnik und der Erdöl- und Erd- 
gasförderung hängen vom Einsatz neuartiger oder 
verbesserter Membranen und Me mb ran verfahren ab, 


ganz abgesehen vom medizinischen Bereich mit Ent- 
wicklungen zur kontrollierten Wirkstotfabgabe oder 
auch künstlichen Organen (z. B. künstliche Niere). 
Während einige klassische Verfahren bereits zum 
Stand der Technik zählen, befinden sich andere Pro- 
zesse mit besonders hohem Entwicklungs- und 
Marktpotential wie Gastrennung, Pervaporation und 
Flüssigmembrantechnik noch im Forsch ungsstadium. 
Hier soll durch Förderung von Verbundprojekten vor 
allem die Zusammenarbeit von Instituten mit eher 
anwendungsorientierler Grundlagenforschung und 
der mehr anwendungsbezogeoen Industrieforschung 
intensiviert werden, 

Forschungs- und Entwicklungsziele auf dem Gebiet 
der MembranentwickJung sind 

— Entwicklung von neuen organischen und anorga- 
nischen Membranraa terialien mit hoher thermi- 
scher und chemischer Beständigkeit sowie deut- 
bch verbesserten Selektivitäts- und Flufleigen- 
schaften, 

— Entwicklung neuer Membran verfahren für die 
Stofftrennung und -anreicherung zm Erhöhung 
des Umsatzgrades bei technischen Synthesen, zur 
selektiven Aufkonzentrierung von Wertprodukten 
sowie Reinigimg von flüssigen Abläufen und gas- 
förmigen Emissionen. 

Der durch Säure verursachte Zerfall von Büchern und 
Archrvmaterial wird in einem geschlossenen Konzept 
von insgesamt fünf Vorhaben untersucht mit dem Ziel, 
die technischen Voraussetzungen für die Durchfüh- 
rung werter haltender Maßnahmen an den gefährde- 
ten Beständen der Bibliotheken und Archive zu schaf- 
fen und darüber hinaus dazu beizutragen, daß in sei- 
ner Alterungsbeständigkeit definiertes Papier auf 
dem Markt erhältlich ist. Die laufenden Projekte um- 
fassen auch Vorarbeiten zur Realisierung von Erpro- 
bungsanlagen zur Massenkonservierung von Büchern 
und Ajchivgut. 

Auf Basis einer umfassenden Untersuchung Ln Zusam- 
menarbeit mit Fachleuten aus Wissenschaft und Tech- 
nik wurden Entwicklungslinien der Chemischen 
Grundlagenforschung mit hohem technischem Inno- 
vationspotential definiert. Entscheidende Problem- 
stellungen für zukünftige Wachstums bereiche der 


Ausgaben des Bundes für 
Physikalische und chemiscfie Te^nologian 


MloDM IST “ ^SOLL.:^^ 



Aüsg abenrüchgBng aufgnmd der Variagerting von Aufgaben dör 
PTB (Kap. Q9D3) zum neu anfcbt^len Bundesamt fik 
schütz (Kap. 1 60?}. dessen MKleJ voriöufig scbwejpunktmäeig beA 
Förderschwerpunkt F 1 srfeSt sind. 
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Wirtschaft und der Vorsorgeforschung soUeo in einem 
zukünftigen Schwerpunkt gefördert werden. Die För- 
dermaßnahmen werden sich auf die Grundlagenfor- 
schung an InsÖtuten konzentrieren. 


Ausgaben des Bundes 
für Matefiatforschung; Krfiysikalische 
und chemische Technologien 

Mio DM IST = SOLL 



' Ausg abennjckgang aufgaind der Verlagerung von Aufgaben der 
FTB (Kap. 09^ zum neu emcbteten Bundesamt für Strahten- 
schutz (1^. 1607), dessen MHtef vorfäufig schwerpunktmäBtg bet 
Förderschwetpunkt F 1 erfaSt ^nd. 


2-12 Luftfahrtforschung und 
Hyperschalltechnologie 
(Förderbereich M) 

L uftfah rt forsc hang 

Die Bundesregierung fördert die Luftfahrtforschung, 
um 

— die internationale Wettbewerbsfähigkeit der Luft- 
fahründustrie zu festigen, internationale Koopera- 
tion auszubauen 

— die Teilhabe an anspruchsvollen Technologien zu 
sichern 

— eine angemessene deutsche Beteiligung an der zi- 
vilen Luftfahrt sicherzusteUen 

— die industrielle Basis für eine Beteiligung an der 
Bedarfsdeckung der Luftstreitkräfte zu erhallen* 

Die Luftfahrtforschung wird von den Bundesministe- 
rien für Forschung und Technologie, für Verkehr 
(BMVl, für Wirtschaft (BMWi) und der Verteidigung 
[BMVg)i), gefördert. 

Die Fördermaßnahmen des BMFT konzentrieren sich 
auf 

— die Verbesserung der technologischen Basis für 
künftige Projekte durch Forschungsarbeiten der 
Deutschen Forschungsanstalt für Luft- und Raura- 
fahrte. V. (DLR) 

— die Vorentwicklung kritischer Komponenten für 
Zivilfiugzeuge 


') Die BMVg- Ausgaben für Luitfahrtforsch img sind in den Aus- 
gaben für Wehrforschung und -lechnik (Förderbereich X, vgl. 
Abschnitt 2.23) enthalten. 


— die Entwicklung und Erprobung von Technologien 
der Luflfahrtelektronik und Fl ugfühnmg/Flug Si- 
cherung 

— die Planung und Errichtung von Groß Versuchsan- 
lagen. 

Durch Aufträge fördert der BMV Maßnahmen zur 
Verbesserung der Luftverkehrssich erhell, zur Flug- 
lärmreduzierung und zur Verbessenmg von Bau-, 
Prüf- und Betriebsvorschriften. Wesentliche Maßnah- 
men in diesem Bereich sind: 

— Erhöhung der Br and Sicherheit von Flugzeugkabi- 
nen 

— Möglichkeiten zur Erhöhung der technischen 
Flugsicherheit 

— Sicherheit von Kugzeugstrukturen 

— Erarbeitung von Prüf- und Zulassungskriterien für 
Software -abhängige Systeme in Luftfahrzeugen 

— Untersuchungen zur Verbesserung der KoUisions- 
wamung im Luftfahrzeug. 

Durch bedingt rückzahlbare Entwicklungskosten -Zu- 
schüsse fördert der BMWi den zivilen Flugzeug- und 
Triebwerksbau. Die Förderung soU vor aJQem die Be- 
teiligung der deutschen Luftfahrtindustrie an techno- 
logisch bedeutsamen und wirtschaftlich aussichtsrei- 
chen zivilen Vorhaben unterstützen. Sie soll die inter- 
nationale Wettbewerbsfähigkeit der deutschen Luft- 
fahrtindustrie stärken und die Abhängigkeit von mili- 
tärischen Aufträgen mindern. 

Im Vordergrund der Entwicklungs fördern ng steht das 
Airbus- Programm als wichtigstes europäisches Ko- 
operationsprojekt. Der Airbus ist die europäische Al- 
ternative zu den US-Herstellem Boeing und McDon- 
nell-Douglas im Bereich großer ZivilÜugzeuge und 
hat dank seiner fortschrittlichen Technologie maß- 
geblich den Standard in diesem Bereich raitgeprägt. 

Die Luftfahrtforschung in der Bundesrepublik 
Deutschland ist überwiegend darauf ausgerichtet, in 
gemeinsame Entwicklungsprojekte mit unseren west- 
lichen Partnern einzufließen sowie zur Lösung der 
Probleme des Luftverkehrs beizu tragen. 

Als wichtiger Erfolg für eine arbeits- und kostenteüige 
Kooperation sind die Errichtung und der Betrieb des 
gemeinsamen Deutsch -Niederländischen Windka- 
nals (DNW) in den Niederlanden und der 1989 begon- 
nene Bau des Großprojektes Europäischer Trans- 
schall-Windkanal (KTW) in der Bundesrepublik 
Deutschland (vgl. Teil IV, Abschnitt 3.8 und 3.9) zu 
nennen. Der HTW — die mit Abstand anspruchsvollste 
und teuerste Versuchsanlage der Luftfahrtforschung 
und -technik in Europa — wird in Köln- Porz errichtet 
und voraussichtlich ab 1995 für Industriemessungen 
zur Verfügung stehen* 

Bei den zivilen Entwicklungsprogrammen ist die eu- 
ropäische Zusammenarbeit im Airbus-Programm be- 
sonders hervorzuheben, an dem außer der Bundesre- 
publik Deutschland, Frankreich, Großbritannien und 
Spaxüen beteiligt sind. Daneben besteht eine Vielzahl 
bilateraler Kooperationen. 
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Hypersc/iaJ/fech/io/ogj 0 

Zielsetzung, Maßnahmen und Organisation der För- 
derung der Hyperschalltechnologie sind zusammen- 
g estell t im B MTHT - Förde r konzept H yp ersch allte chn o - 
logie (verabschiedet und herausgegeben 1988), 

Strategische Zielsetzung ist die Erlangung einer Füh- 
nmgspositiOQ hei der Entwicklung künltiger Raum- 
fah rttr a ns portsys lerne in europäischer Kooperation, 


Leitkonzept SÄNGER 

Leitkonzepl ist der Raumtransporlsystem- Vorschlag 
SÄJNGER, bestehend aus einer horizontal startenden 
geflügelten Unterstufe und einem aufgesetzten 
Raumgleiter HORUS (bemannt) bzw. einer LasLstufe 
CARGUS (unbemannt). Die Bezeichnung SÄNGER 
wurde in Würdigung der Verdienste des Raumfahrt- 
pioniers Eugen Sänger (1905 bis 1964) gewählt, der 
das Konzept des geflügelten Raumtransporters erst- 
mals propagierte und maßgeblich an der EntMdcklung 
der Raketentriebwerke und des Stau Strahlantriebs 
beteiligt war. Für Tecbnologieauf gaben ist die Unter- 
stufe des Leitkonzepls maßgebend. 

Es wird erwartet, daß nut SÄNGER eine wesentliche 
Senkung der Transportkosten und eine Steigerung 
der Zuverlässigkeit erreicht werden können. 

Für die Wahl des Leitkonzepts SÄNGER spricht auch 
die wachsende Überlappung von Luft- und Raum- 
fahr ttechnologien bei R uggeschwtn di g keilen ober- 
halb der Machzahl 4. Für die Luft- und Raumfahrün- 
dustiie gehört die Beherrschung dieses Technologie- 
bereichs zu den Voraussetzungen für ihre Wettbe- 
werbsfähigkeit in den 90er Jahren, 


Struktur des Förderkonzepls/Maßnabmen 

Das Gesamtkonzept beginnt mit der Technologie- 
phase (Phase I, 1988 bis 1992), in deren Verlauf die 
zunächst noch erforderhchen vertiefenden Konzept- 
studien in zunehmendem Maße von Technologiear- 
beiten ergänzt werden. 

In der anschließenden Phase II (1993 bis 2000) soll in 
europäischer Kooperation ein Rugerprobungsträger 
entvrickelt werden, mit dessen Hilfe gegen Ende die- 
ser Phase der bis dahin am Boden erprobte experi- 
mentelle Turboramjet- Antrieb im Rüge erprobt wer- 
den soU. In der Phase lU (2000 bis 2003/5) soll sich die 
Rugerprobung des endgültigen SÄNGER- Antriebs 
anschließen. 


Beteiligte der Phase 1 

Die wesentlichen Träger des Hyperschall -Förderkon- 
zepts sind die Luft- und Raumfahrt- Firmen: 

— Messerschmitt-BöLkow-Blohin GmbH (MBB) mit 
den Unlernehmensbereichen: 

O Kommunikationssysteme und Antriebe (UK) 


O Rugzeuge (UF) 

O Transport- und Verkehrsflugzeuge (UT) 

— Motoren- und Turbinen- Union München GmbH 
(MTU) 

— Domier GmbH und Domier-Luftfahrt GmbH 
PORNTER) 

und die DLR. 

Die oben genannten Firmen haben auch die Rolle von 
Technologieleitfirmen auf den Sektoren An trieb s- 
lechnologie, Aero thermodynamik, Werkstoffe/Bau- 
weisen und Flugfühmng/Sysleme übernommen. 

In der DLR werden Prüfstande der Antriebstechnik 
und Hyperschali-Windkanäle modernisiert bzw, neu 
errichtet. Sie trägt daneben mit Entwurfsgrundlagen 
und Basistechnologien bei. Grundlagenbeiträge wer- 
den außerdem von den Hyperschall -Sonderfor- 
schungsbereichen der Technischen Hochschulen 
bzw. Universitälen in Aachen, München und Braun- 
schweig erwartet. 


Finanzierung 

Das BMFT beabsichtigt, für die Einzelfördemng der 
Phase I bis zu 220 Mio DM in folgender Aufteilung zur 
Verfügung zu stellen: 

Jahr 1988 1989 1990 1991 1992 

Mio DM 2Ö 25 45 60 7Ö~ 

Daneben ist mit Ergebnisbeiträgen aus dem Material- 
forschungsprogramm des BlvtFT zu rechnen. 

Die als Aufträge durchzufübrenden Konzepts tu dien 
für Gesamtsystem und Antrieb werden zu 100 % ge- 
fördert, die Technologie-Einzel Vorhaben gnuidsätz- 
hch zu 80 % . Die Forderung einer 20 %igen Eigenbe- 
teiligung der Industrie bei Technologievorhaben ist 
durch die erhebliche Stärkung des Technologiepoten- 
tials für „klassische" Luftiahrlprodukte und andere 
Raumfahrtanwendungen begründet. Die BMFT-För- 
dermittel sollen vorrangig für Konzepistudien und 
Technologien des Antriebs eingesetzt werden. 

Die DLR will sich ira Rahmen gTund-(GF) und ertiags- 
(EF) finanzierter Beiträge mit rd. 86 Mio DM am Hy- 
perschall -Förderkonzept beteiligen durch Bereitstel- 
lung von Personal einerseits und von Investitionsmil- 
teln andererseits. Diese Beiträge verteilen sich folgen- 
dermaßen: 



1988 

1989 

1990 

1991 

1992 


— Mio DM 



Personal (GE) . . . 

9,1 

n.3 

11.7 

12.3 

12,7 

(EF) ... 

— 

1.2 

2.7 

4,7 

5,5 

Investitionen .... 

2,1 

3.6 

3,5 

3,0 

2,2 

Gesamt 

11,2 

16.1 

17,9 

20.0 

20,4 
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- Ohne AufwöHdungon füf miülärische üjftfaJirt, dfe dein a«reich X 
(Wöhrforschung uml zugerecttnel Isl. 


2.13 Forschung und Technologie für 

bodengebundenen Transport und Verkehr; 

Verkehrssicherheit 

(Förderbereich N) 

Fernverkehr — SchneUbahnsysteme 

Magnetschnellbahn TRANSRAPfD 

Die Entwicklung der MagnetschneUbahü TRANSRA- 
PCD zielt darauf ab, im Geschwindigkeitsbereich zwi- 
schen Bahn und Flugzeug ein neues leistungsfähiges, 
wirtschaftliches Femverkehrssystem mit vergleichs- 
weise geringeren Auswirkungen auf die Umwelt zu 
schaffen. 

Seit Fertigstellung des zweiten Bauabschnitts der 
TRANSRAPID-Versuchsanlage im Emsland (TVE) 
Ende 1987 steht die Anlage mit einer Gesamtlänge 
von 31 km für Dauerversuche zum Nachweis der Ein- 
satzreife zur Verfügung. 

Im Januar 1988 gelang es, mit dem für 200 Perso- 
nen konzipierten Versuchsfahrzeug TRANSRAPED 06 
(TR06) mit 412,6 km/ h einen neuen Weltrekord für 
Personenzüge aufzustellen. Anläßlich der Internatio- 
nalen Verkehrsaussteliung IVA 1988 wurde mit die- 
sem Fahrzeug vom 1. bis 30. Juni 1908 mit 16 650 
Fahrgästen und 14 350 Slrecken-kin Dauerbetrieb er- 
folgreich demonslrierL Die Gesaratfahrleistung be- 
trug Ende 1989 69 000 km* Bis zum Nachweis der 
Einsatzreife, die für Mitte 1990 geplant ist, wird eine 
Geamtküometerleistung von 125 000 km angestrebl. 

Ein weiterentwickeltes zweites Fahrzeug, der 
TRANSRAPID 07 (TR 07) ist als Prototyp eines späte- 
ren Anwendungsfahrzeuges seit Anfang 1989 in der 
Erprobung auf der TVE. Er ist für 500 km/h ausgelegt, 
kann auf der Versuchsanlage wegen der beschränk- 
ten Länge der Strecke aber nur 450 km/h erreichen. 
Mit diesem Fahrzeug wurden bereits am 18. Dezem- 
ber 1989 435 km/h erreicht, ein neuer Weltrekord für 
Magnetbahnen* 

Parallel zur technischen Erprobung des TRANSRAPID 
wurden von der Versuchs- und Planungsgesellschaft 
für Magnetbahnsysteme (MVP) im Rahmen der soge- 
nannten Einsatzfelder-Studie und in einer weiteren 
Studie der Industrie, in Zusammenarbeit mit B ank en 
und Verbänden; Trasse nun tersuchun gen für eine er- 
ste Anwendungsstrecke bzw. Referenzstrecke in der 
Bundesrepublik Deutschland durchgefühlt. Das Bun- 
deskabinett hat am 20. Dezember 1 989 auf der Grund- 


lage dieser Untersuchungen beschlossen, daß, vorbe- 
haltlich der Klärung noch offener Fragen zur Gesamt- 
finanzierung, 2 aim Bauherren- und Betreibermodell 
sowie zur Sicherstellung eines positiven Wirtschafts- 
ergebnisses für den Betreiber, eine Püotanwendungs- 
strecke für den TRANSRAPID gebaut werden soll. Sie 
soll zwischen KÖln/Bonn Flughafen und Essen Hbf, 
mit den ZwischenhaJten Köln-Müiheün, Düsseldorf- 
Eller und Düsseldorf RughaJen verlaufen und an den 
beiden Endpunkten mit dem ICE-Netz verbunden 
werden. Als erste Baustufe soll die reine Rughafen- 
verbindung realisiert werden. Das Bundeskabinett 
hat BMV und BMFT beauftragt, die noch offenen Fra- 
gen zu klären. 

Mit den Ländern Frankreich und Italien wird zusam- 
mengearbeitet. Mil anderen Landern besieht ein In- 
f onnationsaustausch . 


Rad/Schiene-Schnellbahnsysteme (ICE) 

Die Versuche mit dem ICE (Interdty Experimental) 
sind weitgehend abgeschlossen. Sie brachten wich- 
tige Erfahrungen über die neuen Komponenten 
und die Brauchbarkeit der Prototypen. Mit der am 
1. Mai 1988 erzielten Rekordgeschwindigkeit von 
406,9 km/h wurde der hohe Stand deutscher Rad/ 
Schiene-Technologie unter Beweis gestellt. Dieser 
Rekord konnte ohne besondere technische Änderun- 
gen am Fahrzeug erzielt werden. Neben dem Nach- 
weis der Serie nt auglic±Lkeit zahlreicher Komponenten 
und Systeme haben die Versuchs ergehn isse auch ge- 
zeigt, in welchen Bereichen weitere Entwicklungen 
erforderlich sind. Die z. Z, im Bau befüidiichen Serien- 
ICE-Züge, deren Auslieferung begonnen hat und die 
ab 1991 auf den Schnellstrecken der Bundesbahn in 
Betrieb gehen sollen, stützen sich in weiteren Berei- 
chen auf die erprobten Komponenten ab. 

Der ständige Ausbau der nationalen Schnellfahmetze 
bis hin zu internationalen Verknüpfungen und das 
Zusammen wachsen der europäischen Gemeinschaft 
erfordern auch entsprechende Fahrzeuge für den 
grenzüberschreitenden Verkehr. Unterschiedliche 
Spann ungs- und Signalsysteme sowie andere von den 
nationalen Vorgaben abweichende Randbedingun- 
gen zwingen zur Entwicklung europaweit einselzba- 
rer Fahrzeuge. Die hierzu erforderliche industriesei- 
tige Grundlagenforschung ist z* Z. in dem Projekt des 
M e hrsy Stern - Ho chg esch win dig keit s triebzu g e s I CE - M 
ein Schwerpunkt der Rad/Schiene -Forschung. Die 
Entwicklung erfolgt dabei nach dem Konzept des 
ICE. 

Im betriebsleittecbniscben Bereich besteht sowohl na- 
tional wie international ein erheblicher Nachholbe- 
darf. Die bisher bei den Bahnen eingesetzten Systeme 
übernehmen im wesentlichen sicherheitsrelevante 
Aufgaben* Eine das Gesamtsystem Bahn umfassende 
Leitlecbnik steht bis heute nicht zur Verfügung* Der 
heutige Stand der Entwicklung der Mikroelektronik 
eröffnet Perspektiven für eine solche Entwicklung mit 
den damit verbundenen wirtschaftlichen und betrieb- 
lichen Vorteilen. Die Förderung dieser Entwicklung 
nimmt im Rahmen der Ra d/Schie ne- Forschung einen 
breiten Raum ein* Durch gegenseitige Abstimmung Ist 
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die Nutzung der Ergebnisse auch in anderen Förder- 
schwerpunkten sicbergestellt- 

Im Fahrwegbe reich wuurden einige große Versuchsab- 
schnitte mit ^Fester Fahrbahn“ realisierte deren Be- 
währung im planmäßigen Betrieb nachzuweisen ist. 
Da es keinerlei Zweifel an der Lagebeständig keil der 
„Festen Fahrbahn " gibt, wird z. 2. die Förderung wirt- 
schaftlicher Einbau verfahren betrieben. Darüber hin- 
aus wird auch an wirtschaftlicheren Instandhaltungs- 
Strategien gearbeitet. 


Ö//enriicher Nahverkehr 

Dem öffentlichen Personen nah verkehr, der bei ent- 
sprechender Wartung im Vergleich zum motorisierten 
Individualverkehr als emissionsarm, ressourcenscho- 
nend und sicher anerkannt ist, kommt aufgrund der 
sich verschärfenden Umwelt- wie auch städtebauli- 
chen Problematik zunehmend ein größerer Stellen- 
wert zu. Den Anteil des Öffentlichen Persone an ah Ver- 
kehrs (ÖPNV) am Gesamtverkebr zu steigern, ist des- 
halb von übergeordnetem Interesse, Die Forscbungs- 
förderung der Bundesregierung liefert hierzu notwen- 
dige Beiträge, 

Im Rahmen des „Forschungsprogramnis Stadtver- 
kehr" fördert der BMV aus Mitteln des Gemeindever- 
kehrsfinanzieningsgesetzes (GVFG) Forschungs- und 
Untersuchungsaufträge mit dem Ziel, Planungs- und 
Entscheidungshilfen bei der Verbesserung der Ver- 
kehrsverhältnisse der Gemeinden zur Verfügung zu 
stellen. Dabei werden u. a. Modeilvorhaben zur Ver- 
besserung der Rahmenbedingimgen des ÖPNV sowie 
Einzel Untersuchungen zur AngebotsgesLaltung, zum 
Nützerverh alten und zur Reduzierung der Kosten 
durchgeführt. 

Der BMFT fördert im Rahmen der „Nahverkehrsfor- 
schung" die technologische Verbesserung und Wei- 
terentwicklung bestehender Nahverkehrssysteme 
und die Entwicklung neuartiger Nahverkehislechno- 
logien bis zum Nachweis der technischen Betriebs- 
reife. 

Im Bereich des schienengebundenen öffentlichen Per- 
sone nn ah Verkehrs bilden die Aktivitäten für künftige 
Nahverkehrsbahnen einen wesentlichen Schwer- 
punkt (Stadtbahnwagen, S-Bahn und RegionaJJahr- 
zeuge der Deutschen Bundesbahn). Gegenwärtig 
werden Prototypen von Niederflurstadtbahnwagen 
gefertigt, die mit ihrer geringen Einstiegs- und Fußbo- 
denhöhe einen erheblichen Attraktivitätsvorteil gege- 
nüber den konventionellen Fahrzeugen aufweisen. 

Des weiteren werden neue Fahrzeugkomponenten 
unter Berücksichtigung modernster Technologien 
und neue Wartungs- und Instandhallungssysteme 
entwickelt, Mil der H-Bahn in Dortmund wird erst- 
mals in Deutschland eine automatische Kabinenbahn 
mi t GVFG -Förderung in ein bestehendes ÖPNV-Netz 
integriert. Für die automatische Kabinenbahn M- 
Bahn in Berlin wurde inzwischen die Betriebssicher- 
heit durch Abnahme nach Bau- und Betriebsordnung 
für Straßenbahnen (BOStrab) nachgewiesen. 

Im Bereich ßussysteme werden die Antriebssysteme 
hinsichtlich ihres Energieverbrauchs und ihrer Um- 


w eltverträ glich keit weiter stark verbessert. Der Ein- 
satz neuer Werkstoffe und Bauweisen im Busbau wird 
exemplarisch untersucht. 

Der Spurbus in Essen wird seit Herbst 19Ö8 auch im 
Tunn^betrieb erfolgreich eingesetzt, um die Lei- 
stungsfähigkeit dieses Nahverkehrssystems bis hin 
zum linienmäßigen Mischbetrieb Straflenbahn/Bus 
nachzu weisen. 

Im Bereich dispositiver Betriebsleitsysteme sind BON 
(B e trieb sleitsyslem öffentlicher Nahverkehr) und BFB 
(Be triebslei tsyslem flexible Betriebsweisen) fertigge- 
stellt; sie werden in der Praxis der Verkehrsbetriebe 
zunehmend eingesetzt. Bei der operativen Betriebs- 
leittechnik im ÖPNV sollen aufbauend auf den zu- 
gelassenen Aulomatisierungssysteraen SELTRAC/ 
PUSH Lm Rahmen des Projektes MASON (Modulare 
Automatisierung mit Sicherheitsverantwortung im 
ÖPNV) die Voraussetzungen für den fahrerlosen Be- 
trieb geschaffen werden. 

Im Rahmen der Betriebsführungstechnik zur Erzie- 
lung eines rationellen Betriebsablaufes wurden die 
ersten BISON- Bau steine ferüggestellt und in den Ver- 
kehrsbetrieben erfolgreich eingeführt. 

Auch in Zukunft werden der BMV und der BMFT bei 
übergreifenden Fragestellnngen gemeinsam For- 
schungs- und Entwicklungsvorhaben im Bereich Nah- 
verkehr durchführen. Mit dem Ruf -Bus-Projekt und 
dem Busverkehrssystem Lübeck sind hier positive Er- 
fahrungen gemacht worden. Schwerpunkte solcher 
Projekte sollen Themen Lm Bereich Nah verkehr sma- 
nagement in BaDungsräumen sein. 


Güterverkehr und Tronsportketten 

Das gestiegene gesellschaftliche Bewußtsein für Um- 
weltschutz und Ressourcenschonung, ebenso aber 
auch finanzielle Restriktionen, setzen dem weiteren 
Ausbau der Verkehrsinfra Struktur Grenzen, Gefor- 
dert sind einerseits größere Sicherheit, Schnelligkeit, 
Zuverlässigkeit und Produktivität im Güterverkehr, 
zum anderen Verbesserungen im Bereich der Organi- 
sation und Logistik sowie der Durchlässigkeit zwi- 
schen den Verkehrsträgern im Sinne kombinierter 
Verkehre. 

Mit der Förderung von Forschung und Entwicklung 
für Güterverkehr und Transportketten verfolgt die 
Bundesregierung das Ziel, neue Wege im Güterver- 
kehr aufzuzeigen und Impulse für die notwendigen 
irmovaliven Prozesse zu geben, 

lm „Stxategieprogramm Kombinierter Verkehr" wird 
die zukünftige Rolle des Kombinierten Verkehrs in 
unserem Gütertransportsystem unter langfristigen 
Aspekten untersucht. Die Arbeiten stehen vor dem 
Abschluß. Mit der Entwicklung neuer Organisations- 
formen und angepaßter neuer Umschlagtechniken 
sollen im Projekt „Modellterminal" neue Wege zur 
verbesserten Effizienz und Wirtschaftlichkeit in Ter- 
minals des Kombinierten Verkehrs auf gezeigt wer- 
den. Erste Komponenten wurden Lm Balmhof Rheine 
realisiert. Mit „CARGO 2000" verfolgt die Deutsche 
Bundesbahn das Ziel, auf neuer technologischer Basis 
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ein attraktives Leistlings an gebot für den Kleüigut- 
und Teilladungsverkehr zu entwickeln. 

Der warenbegieitende Informationsfluß ist auch heute 
noch eine wesentliche Schwachstelle Ln der Logi- 
stik. Die KooperationsmÖglichkeitea mittelst an di - 
scher Unternehmen sollen durch die Informations- 
und Ko mm unikationssy Sterne des Güterverkehrs 
LOG, INTAKT und ISIS gestärkt werden. Der Pilolbe- 
trieb in allen Entwicklungen wurde erfolgreich auf ge- 
nommen. 

Das Verb und Vorhaben „Integrierte Materialfliiß Sy- 
steme (IMS)" Tieli darauf ab, die innerbetriebliche 
Logistik weiterzu entwickeln und hier insbesondere 
Lm Verbund von kleinen und mitlelsländischen Unter- 
nehmen Innovationsimpulse zu geben* Die Phase 1 
wurde erfolgreich abgeschlossen und mit der Phase U 
in 1989 begonnen. 

Mil dem Schwerpunkt „Innovative Seehafentechno- 
logien** soll die Entwicklung neuer Techniken und die 
Verbesserung der Kommunikationssysteme auch im 
Hafenbereich entscheidend vorangebracht werden. 
Nachdem bislang Entwicklungen für die Universal- 
häfen Bremen und Hamburg im Vordergrund stan- 
den, wurden inzwischen auch FuE-Vorhaben für die 
spezifischen Belange der Häfen in Niedersachsen und 
Schleswig- Holstein begonnen. 


KraÜf ahrzeuge und Straßenverkehr 

Prognosen bis zum Jahr 2000 zeigen, daß das Kraft- 
fahrzeug auch in Zukunft ein bedeutsames Verkehrs- 
mittel sowohl im Personen- als auch im Güterverkehr 
darstellen und damit ein wesentlicher Faktor im Wirt- 
schaftssystem bleiben wird. Während dessen Weiter- 
entwicklung, auch hinsichtlich der Erfüllung von 
staatlichen Rahmendaten im Sinne des Gemeinwohls, 
vorrangig Sache der Industrie ist, gibt es im Bereich 
der Verkehrssicherheit, der Umweltbelastung und der 
Kraftstoffversorgung auch Aspekte, die die staatliche 
Vorsorge direkt berühren, ln diesem Rahmen kommt 
auch eine Förderung ausgewählter Maßnahmen in 
Frage, vor ollen Dingen solcher mit Gnindlagencba- 
rakter. 

Die Erprobung alternativer Energien für den Straßen- 
verkehr umfaßt zukünftig auch die Überprüfung der 
Möglichkeiten, die sich aus nachwachsenden Roh- 
stoffen ergeben. Die Versuchsprogramme mit Metha- 
nolkraftstoff und mit Fahrzeugen für den Wasserstoff- 
betrieb werden mit ausgewählten Fragestellungen 
fortgesetzt* 

Zur grundlegenden Verbesserung der Verkehrssi- 
cherheit werden die Aktivitäten der europäischen In- 
dustrie und vrissenschafüichen Institute im EUREKA- 
Projekt PROMETHEUS unterstützt. Diese Aktivitäten 
umfassen auch Infrastrukturbe reiche des Straßensy- 
slems und dessen zukünftiger Ausrüstung mit Leit- 
und Informationssystemen* 

lm Bereich der Minderung der Schadstoffemissionen 
werden Verbundkonzepte fortgeführt, die sich mit der 
Rußminderung bei Dieselantrieben, speziell für Nutz- 
fahrzeuge. befassen, und die die Abgasentgiftung von 
Ottomotoren, auch im Magerbetrteb, einschließen. 


Verstärkt werden sollen die FE -Aktiv! taten auf dem 
Gebiet der Sicherheit von Nulzfahrzeugen, insbeson- 
dere von Fahrzeugen zum Transport gefährlicher 
Stoffe auf der Straße* Grundlagenunlersuchungen auf 
dem Gebiet des Crashverhaltens von Tankfahrzeugen 
gehören ebenso dazu wie die Weiterentwicklung ein- 
zelner Sicherheitskomponenten und deren ^Drpro- 
bung. 

Ausg^tien des Bundes für Forschung und 
Technologie für bt^dengebundenen Transport 
und Verkehr 

(ain&i^t. Verkehrssictiertmit) 


MloDM IST SOLL ^ _ 



2,14 Geowissenschaften und Rohstoffsicherung 
{Förderbereich O) 

Geowissenschaften, insbesondere Tiefbohrungen 

Unsere Kenntnisse über die Erde haben in den letzten 
zwei Jahrzehnten revolutionierende Änderungen er- 
fahren und zu einem neuen Verständnis des Aufbaus 
und der Entwicklung der Erdkruste gefübri. Das Kon- 
zept der Plattentektooik brachte eine völlig neue Deu- 
tung der Prozesse des Werdens und Vergehens von 
Gebirgen und von der Umgestaltung der Kontinente, 
Die erfolgreichen Untersuchungen des internationa- 
len Deep Sea Drilling Project werden weiterhin mit 
deutscher Beteiligung vom Oceaa Drilling Project 
fortgesetzt. Aufgrund dieser Ergebnisse wendet sich 
die geo wissenschaftliche Forschung verstärkt der Er- 
forsümng der kompliziert aufgebauten, bis etwa 
4 Mrd Jahre alten Kontinente zu* 

Weltweit sind die zahlreichen nationalen Aktivitäten 
zur Erforschung der Erdkruste im „Internationalen 
Lithosphärenprogramm" zusamm engefaßt, das vom 
„International CoundJ of Scientific Unions" getragen 
vrird* 

Die zwei deutschen geowissenschafüichen Vorhaben 
tragen wesentlich zum Lithosphärenprogramm bei: 

Oqs Kontinentale Tiefbohrprogromm der 
BundesrepubJik Deutschland (KTB) 

Das KTB als Großprojekt der geo wissenschaftlichen 
Grundlagenforschung hat zum Ziel, die chemischen 
und physikalischen Zustandsbedingungen und Pro- 
zesse der tiefen Erdkruste zu erforschen und zur Klä- 
rung des Aufbaues und der geologischen Entwick- 
lung der europäischen Erdkruste beizutragen. 
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ln einem breit angelegten, interdisziplinären For- 
schungsprogramm untersuchen fast 300 Wissen- 
schaftler aus allen Disziplinen der Geowissenschaf- 
ten, wie Geologie, Geophy süt, Geochemie und Mine- 
ralogie, aber auch der Physik, Chemie und der Inge- 
nieurwissenschaften, in eUva 100 Einzelprojekten die 
aus der Bohrung gewonnenen kristallinen Gesteine, 
Flüssigkeiten und Gase sowie das Umfeld der Boh- 
rung. 

Für die Durchführung des Programms wurde beim 
Niedersächsischen Landesaml für Bodenforschung in 
Hannover die Projektgruppe KTB aufgebaut, der die 
wissenschaftliche, operative und technische Durch- 
tühnjmg obliegt. 

Vorbereitende technische Untersuchungen sowie 
geowissenschaftliche Vorerkundungen möglicher 
Bohrlokaäonen, die 12 Rachbohiungen und etwa 
800 km seismische Profüe einschlossen, führten 1986 
2 U der Entscheidung, die Tiefbohning in Wmdische- 
scbenbach (Oberpfalz) niederzubringen. 

Im September 1987 wurde mit dem Ableufen der KTB- 
Vorbohning Oberpialz begonnen. Die Pilotbohrung 
wurde nach 560 ßohrtagen (Anfang April 1989) bei 
4 000,1 m erfolgreich abgeschlossen, nachdem die 
wissenschaftlichen und technischen Ziele voU erreicht 
wurden. 

Die Ergebnisse dieser fast vollständig gekernten Boh- 
rung fließen jetzt in die Planung der Hauptbohrung 
ein, die ün Herbst 1990 beginnt und zunächst für eine 
Zielteufe von 10 000 m entsprechend einer Zieltem- 
peratur von etwa 300 geplant ist, die Ende 1994 
erreicht werden soll. Die technische Auslegung der 
Hauptbohrung läßt eine VertiefuDg auf 12 000 m zu. 
Über die Möglichkeit einer Vertiefung soll 1993/94 
anhand der bis dabin erzielten Ergebnisse entschie- 
den werden. 

Bis zum Beginn der Hauptbohrung steht die wissen- 
schaftlich-technische Auswertimg der Vorbohmng 
und der in ihrem umnillel baren Umfeld durchgeführ- 
len geophysikalischen Experimente im Mittelpunkt 
der Aibeiteo. 

Das gewonnene Material wird in einem Feldlabor di- 
rekt an der Bohrung untersucht, während weiterfüh- 
rende Unlersu chungen an Universitätsinstituten und 
anderen Forschungseinrichtungen durchgeführt wer- 
den. Mit einem umfangreichen B oh rlochmeß Pro- 
gramm wurde das Gestein in der unmittelbaren Um- 
gebung des Bohrlochs vermessen, tn einem geophysi- 
kalischen Großexperinjent im Rahmen des Projektes 
DEKORP wurde im 2. Halbjahr 1989 das weitere Um- 
feld der Bohrung seismisch untersucht. 

Bereits in der Vorbohrung wurde eine neue Bohrtech- 
nik, eine Kombination von Erdöl- und Bergbaubohr- 
ledxnik. angewandt. Die Hauptbohrung wird in die 
Grenzbereiche der Bohrtechnik bei Temperaturen 
von etwa 300 ""C verstoßen. Zum Abteufen dieser Boh- 
rung wird eine speziell entwickelte Bohranlage ge- 
baut. um die große Bohrtiefe im Kristaihn und die wis- 
senschaftliche Probengewinnung zu erreichen. Ent- 
wicklungsarbeiten werden in enger Zusammenarbeit 
mit der deutschen Industrie durchgeführt. Technolo- 
gischer Schwerpunkt ist die Entwicklung eines Senk- 
rechlbohrsystems für große Bohrdurchmesser. 


Das Deutsche Kontinentale Reftexionsseisntische 
Programm (DBKORP) 

Im Rahmen von DEKORP vrird der Untergnond des 
deutschen Mittelgebirgsraumes bis zu ca. 40 km Tiefe 
systematisch geophysikalisch untersucht. Die um- 
fangreichen seismischen Messungen für das KTB wer- 
den von der DEKORP^Organisation durchgeführt und 
bearbeitet Ln enger Abstimmung mit dem KTB. 

1988 wurden gemeinsam mit dem vergleichbaren 
französischen Geophysikprojekt ECORS zwei Quer- 
profile über den Oberrhein talgraben auf genommen, 
um grundlegende neue Kenntnisse über die Entste- 
hung sproz esse solcher Grabenslrukturen und über 
die Lage der Erdbebenherde Ln bezug auf den Kru- 
stenaufbau zu gewinnen. Ein Großexperiment „Inte- 
grierte Seismik Oberpfalz" in einer 20 x 20 km-Um- 
gebung der KTB- Bohrung wurde sorgfältig vorberei- 
tet und wird im 2. Halbjahr 1989 durchgeführt. Die 
Daten dieses Experimentes wer den die seismisebe 
Erkundung der kristallinen Erdkruste durch direkten 
Vergleich der physikalischen Beobachhingen mit den 
KTB -Bohrergebnissen auf eine solide neue Basis stel- 
len. 

Die Interpretation der beiden Profile links und rechts 
des Rheins, die Ln den vergangenen Jahren prozes- 
siert und bearbeitet wurden, hat zu wesentlich verbes- 
serten Vorstellungen über den Gebirgsbau der Erd- 
kruste im Rheinischen Schiefergebirge geführt. 

Ausgaben des Bundes für Geowissenschaften 
(Insbesondere Tiefbohrungen) 


Mto DM IST SOUL 



Rohstof fsicherung 

Eine gesicherte Rohstoffversorgung ist für die Bun- 
desrepublik Deutschland unverzichtbar, da sie zwar 
etwa 10 % der jährlich weltweit geförderten minerali- 
schen Rohstoffe verbraucht, aber nur mit weniger als 
1 % an der Weltförderung beleüigl ist. 

Eine ausreichende Eigen Versorgung besteht nur bei 
Kali- und Steinsalzen sowie bei einigen Steine- und 
Erden-Rohstoffen. Deutsche Bergwerke sichem eine 
teüweise Ei gen Versorgung bei Blei, Zink. Schwerspat 
und Flußspat. Die Förderung von Blei und Zink aus 
den deutschen Bergwerken dürfte bei der heutigen 
Bergbau kapazität und den heute bekannten Lager- 
stätten Vorräten Ln den nächsten Jahren auslaufen. 
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Mj'nera/jsc/ie Rohütoife 

Die FÖrciermaßnahmen des BMFT konzentrieren sich 
auf wenige ausgewähJte Projekte zur Metallgewin- 
nung, Sie zielen darauf ab, neue Verfahren der Auf- 
bereitung von armen und komplexen Erzen vor allem 
in Zusammenarbeit mit Rohstoffländern zu entwlk- 
keln und Sekundärrohstoffe wie z. 6. Industrieabfäile 
zu verarbeiten. Dazu zählen auch marine Rohstoffe. 
Die Verfahren müssen den schwierigen Erzen und 
Rückständen angepaßl sein, mit hoher Produktivität 
arbeiten und den Uraweltscbutzbeslimmungen ge- 
recht werden. Beispielhaft ist ein Projekt zur Rückge- 
winnung von Edelmetallen aus verbrauchten Abgas- 
kalalysatoren zu nennen. Die Maßnahmen sollen 
dazu beitragen, die Leistungsfähigkeit des stark ex- 
portorientierten Anlagenbaus zu erhalten und die 
Spitzenstellung der deutschen metallurgischen Tech- 
nik zn sichern. 

Als internationaler Partner ist vor allem die VR China 
zu nennen. Weiterhin sind deutsche Forschungss tei- 
len in erheblichem Umfang an dem EG -Forschungs- 
und Entwicklungsprogramm „Rohstoffe und Rückge- 
wiiuumg" beteüigt. Eine Zusanmienarbeit mit Part- 
nern in der DDR wird demnächst aufgenorainen. 

Der BMWi unterstützt im Rahmen seines Förderpro- 
gramms zur Aufsuchung von mineralischen Rohstof- 
fen Projekte der deutschen Industrie zur Erschließung 
neuer Rohstoffquellen im In- und Ausland, sofern von 
diesen Vorhaben ein Beitrag zur Verbesserung der 
Rohsloffversorgimg der Bundesrepublik Deutschland 
oder der Europäischen Gemeinschaft zu erwarten 
ist. 

Gefördert wird das Aufsuchen solcher mineralischer 
Rohstoffe, die auf lange Sicht, auch unter Berücksich- 
tigung der SubstitutLonsmögiLChkeiten, für die deut- 
sche Wirtschaft von erhebhcher Bedeutung sind und 
bei denen raitteL oder langfristig mit länger anhalten- 
den Versorgungsschwierigkeiten zu rechnen ist. 

Die für diesen Zweck zur Verfügung gestellten Mittel 
werden aber nicht als Ausgaben für Forschung und 
Entwicklung angesehen und sind deshalb auch nicht 
in den Zahlenangabea dieses Berichts enthalten. Das 
Förderprogramra wird Ende 1990 eingeslelJl wer- 
den. 

InternaUonale Zusammenorbeit 

Im Rahmen der Technischen Zusammenarbeit mit 
Entwicklungsländern fördert der Bundesminister für 
wirtschafüiche Zosammenarbeit (BMZ) Vorhaben der 
Rohstofferkundung und -gewinnung. Hierzu gehören 
die Prospektion und Exploration von Lagerstätten, die 
rechnergestützte Verarbeitung von Labor- und Ge- 
ländedaten, die ErsteUung von Studien sowie berg- 
bauhche und aufb er ei lungstechnische Maßnahmen, 
bl zunehmendem Maße werden die lagerstättenkund- 
üchen Untersuchungen durch Umweltverträghch- 
keits Prinzipien ergänzt. 

GeowissenschafÜiche Insbtuüonen, vor allem die na- 
tionalen Geologischen Dienste and Bergbaubehör- 
den, werden bei der Erkundung und Entwicklung von 
Rohstoffen unterstützt. 


Methodische Grundlagen werden hierfür erarbeitet 
und ün Rahmen des Know-how-Transfers den Fach- 
kräften aus Entwicklungsländern zugänglich ge- 
macht, z. ß. Lsotopenchemische Untersuchungen für 
die Kohlenwasserstoffprospektion und aerogeophysi- 
kalische Messungen für die Erzprospektion oder 
Grund wassersuche. 

Die SateUitenbÜdinterpretaDon gewinnt bei geowis- 
senschafüichen Projekten zunehmend an Bedeu- 
tung. 

In den ariden und semiariden Entwicklungsländern 
werden hydro geologische Forschungen durchgeführt, 
um die Grundwasservorräte und die Grundwasserum- 
bildung berechnen zu können. Die Ergebnisse dieser 
Arbeiten sind Voraussetzung für eine angemessene, 
umweltverträgliche Grundwassernutzung. 

Bei den meisten Vorhaben ist die fachliche und insti- 
luhonelle Stärkung der Partnerbebörden das wichtig- 
ste Ziel. Die Vermittlung von modernem Fachvnssen 
spielt dabei eine besonders wichtige Rolle. 


Ausgaben des Sundes für die 
Rohstoffstcherung 



Ausgaben des Bundes für 
Geowissenschaften und Rohstoffsicherung 

MioOM IST SOU-^ = 



2.15 Raumordnung und Städtebau; Bauforschung 
(Förderbereich P) 

Raumordnung, Städtebau, Wohnungswesen 

Die Raumordnungs-, Städtebau- und Wohnungspoli- 
ük ist LD besonderer Weise abhängig von allgemeinen 
gesellschafüichen und wirtschaftlichen Entwicklun- 
gen. Vor allem wegen der unmittelbaren Bedeutung 
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für die Wohn- und Lebens verhäJtoisse der Bevölke- 
rung, die Umwelt und die EntwickJungsmögUchJkei- 
ten in den Regionen ist eine breite Fundierung und 
Quolifizierujig durch wissenschafüiche Politikbera- 
tung besonders wichtig. Diese Aufgabe wird ange- 
sichts der euiopädschen Integration inmier wichtiger, 
zumal die Auswirkungen auf die raum strukturellen 
und städtebaulichen Entwicklungen noch weitge- 
hend unbekannt sind. 

Forschung dient dem Bundesmioisler lür Raumord- 
nung, Bauwesen und Städtebau (BMBau) als Ent- 
scheid ungshüfe für seine Fachaufgaben (Ressorlfor- 
schung). Dies geschieht zum einen durch die Vergabe 
von Forschungsproj eklen (Auftragsforschung) und 
zum anderen durch angewandte Forschung im Rah- 
men des Experimentehen Wohnungs- und Städte- 
baus, Daneben erarbeiten die dem Bundesbaumini- 
ster nachgeordnete Bundesforschungsanstalt für Lan- 
deskunde und Raumordnung (vgl. Teil V. Ab- 
schnitt 6,11.1) sowie einige institutionell geförderte 
Forsch ungseinrichtun gen wissenschafüiche und in- 
formative Grundlagen für Re ssortauf gaben in den Be- 
reichen Raumordnung und Städtebau, 

Aktuelle Forschungen umfassen: 

— im Bereich der Raumordnung Fragen des Ausbaus 
einer leistungsfähigen Infrastruktur, der Sicherung 
und Funklionsfähigkeil der ländlichen Räume, der 
regionalen Arbeitsplatz- und BevöLkerungsenL 
Wicklung sowie nicht zuletzt der räumlichen Aus- 
wirkungen des EG -Binnenmarktes, 

— im Bereich des Städtebaus Fragen der Bedeutung 
ökologischer Ziele und Maßnahmen, der Ge- 
werbe- und Stadtentwicklung, der Nachbesserung 
von Großsiedlungen der 60er und 7 Oer Jahre, der 
Entwicklung des Grundstücksmarktes und die 
Rechtstatsacbenforscbung zum Baugesetzbuch, 

— im Bereich des Wohnungswesens Fragen der 
Struktur des Wohnimgsbestandes und der dort 
Stalthndenden Transaktionen, der aktuellen Ent- 
wicklungen auf den Wobnungsmäikten, der Funk- 
tion und Entwicklung des Sozial wohnungsbest ari- 
des, der Leistungsfähigkeit des Wohngeldes, der 
Probleme von Wohn ungsum Wandlungen und 
Zwangsversteigerungen und der Verbesserung 
der wohnungsslatisüschen Grundlagen. 

ExperimenteUer Wohnungs- und Slädlebau 

Das Forschungsprogramm „Experimenteller Woh- 
nungs- und Städtebau" nimmt — insbesondere mit 
seinen Modellvorbaben — als Programm der ange- 
wandten Ressortforschung unter den Forschungsin- 
stnunenten des Bundesbauministers einen besonde- 
ren Platz ein. Sein experimenteller Ansatz, Entschei- 
dungshilfen durch angewandte Forschung, durch die 
Erprobung innovativer Lösungen zu gewinnen, hat 
sich in der Wohnungs- und Städtebaupolitik der letz- 
ten Jahre bewährt. 

Das Verfahren ist in Richtlinien geregelt, die auf der 
im Jahre 1987/88 erarbeiteten neuen Konzeption des 
Programms basieren. Wichtige aktuelle Forschungs- 


feider des Experimentellen Wohnungs- und Städte- 
baus sind: 

— Stadtökologie und umwellgerechtes Bauen 

— Städtebauliche Erneuerung von Dörfern und Orts- 
teüen 

— Ältere Menschen und ihr Wohnquarber 

— Städtebau und Verkehr 

— Städtebau und Wirtschaft. 

fn den in der folgenden Graphik ausgewiesenen Bun- 
desausgaben für Raumordnung, Städtebau und Woh- 
nungswesen sind auch — geringere — Mittel des Bun- 
desminisLers für Verkehr enthalten, mit denen Ver- 
kehrs wissenschafüiche Untersuchungen zu Raumord- 
nungsfragen gefördert werden. 
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ßauforschung und -technlk, Stroßenbauforschung 

Bauforschung und -technik 

Die 1986/87 aus dem Rahmenprogramm '80 zur Inno- 
vation sb es chleunigung im Bauwesen noch verbliebe- 
nen Re st-FörderakÜ vitalen des BMFT laufen stetig 
aus. Sie galten der beschleunigten Praxdseinfuhrung 
insbesondere Computer-gestützter Systeme zur Auf- 
wandssenkung und Quahtätssteigerung bei Planung 
und Ausführung von Bauprojekten, 

Zum jetzigen dominierenden Schwerpunkt der 
BMFT-Förderaktivitäten „Bauforschung und -lech- 
xük" ausgeweitet wurden Untersuchungen der Ent- 
stehung und Eindämmung rapide zunehmender kom- 
plexer Materialschäden an erhaltenswerter histori- 
scher Bausubstanz. 

Untersuchungen dieser Art sind grundsätzlich Dau- 
ere uJgaben. Ihre Ergebnisse, die sich wandeln in Ab- 
hängigkeit von den sich ändernden Umweltbelastun- 
gen und Nutzungsgewohnheiten des Menschen, müs- 
sen — immer wieder aktualisiert — die Entschei- 
dungsbasis bilden für „richtige" DauerpQegemaß- 
nahmen an unseren Baudenkmälern. 

Die in der Bundesrepublik nach föderalistischen Re- 
gelungen organisierten Stellen der DenkmalpOege- 
praxis sind mehr als aus gelastet mit den eigentlichen 
Pfl eg emaßn ahmen. Für ge zielte Grundlagenfor- 
schung sind Personal- und Laborkapazitäten dort nur 
unzureichend verfügbar. 

Einschlägige Fachinstitute mit wissenschaftlich inter- 
disziplinärer Ausrichtung auf Forschungen zur Erhal- 
tung historischer Bausubstanz existierten zu Beginn 
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der BMFT-Förderakti vitalen praktisch nicht. Baustoff- 
kundJiche Untersuchungen befaßten steh vornehm- 
lich mit modernen Neubauslotfen. 

Der Versuch, die Erfahrungen mit Betonimprägnier- 
stoffen zur Lösung von Problemen bei allen Nalurslei- 
nen zu nutzen, gelang nur vereinzelt oder nicht dau- 
erhaft. Die in diesen porösen mineralischen Materia- 
lien ablaufenden komplexen Zerfallsmecbanismen 
waren weitestgehend unerforscht. BIVIPT- geförderte 
Untersuchungen zeigten erstmals eine bis dahin völlig 
unbeachtete Mitwirkung von Mikro beng es eUschaf- 
ten an der Malerialzersetzung. 

Aus der Vielfalt historischer Bausubstanzen wurde 
daher zuerst der Komplex „Natursteine, Mörtel und 
ihre Verbände'" — beschränkt auJ£ ca. 15 Gesteinsar- 
ten — gefördert Einbezogen sind auch Materialpai- 
tien bzw. -pnifkörper, die mit verfügbaren froprägnie- 
rungssloffen zur Steinkonservierung behandelt vmr- 
den. Ihre Schutzwtrkung ist in Dauerwirksamkeits- 
prüfiingen zu untersuchen. 

In Kooperation mit den zuständigen Stellen der Denk- 
malpflege hat der FuE-Verbund „SteinzerfallZ-Kon- 
servierung'' inzwischen in Freilandversuchen und in 
Labors sowie an realen BaudenkmäJern mit Hüfe von 
zwei Labormobüen „vor Ort" mit Vergleichsuntersu- 
chungen begonnen. Beispielhaft für die AJJtagspraxis 
der Schade ns diagnose, Therapieplanung und -kon- 
troUe sollen bis 1992/93 an ca. 40 Baudenkmälern der 
Bundesrepublik Pilo tan wen düng und OptinüeruDg 
der jeweüs notwendigen Erhaltungseingriffe abge- 
schlossen sein. 

Darüber hinaus werden z. Z. kleinere interdiszipli- 
näre FuE -Verb und pro j ekle für Schadenserkennung/ 
-eindämmung in folgenden Bereichen eingerichtet: 

— Holzlragwerke und Ausfacbungsmaleriahen mo- 
dern genutzter historischer Fachwerkbauten 

~ SlandstcherheilskontroUen/-sanienmgen von Bau- 
denkmälern und ihren Gründungssystemea 

— historische GiasfensterZ-malereien 

— Farbfassungen und Untergrundschichlen histori- 
scher Wandmalereien. 


Straßenbauforschung 

Gesellschaftspolitisch veränderte Einstellungen zu 
einzelnen Verkehrsträgern, die Gewichtung des Stra- 
ßenverkehrs in der Öffentlichkeit sowie auch die fi- 
nanzielle Lage der öffentlichen Haushalte verlangen 
mehr Effizienz bei der Venviikhchung verkehrspoüti* 
scher Ziele, insbesondere verstärkten Umweltschutz, 
Verbesserung der Verkehrssicherheit und des Ver- 
kehrsabiaufs sowie Verminderung des Reparaturaui- 
wandes des Straßennetzes und seiner Bauwerke. 

Wissenschaftliche Untersuchungen der straßenbau- 
und Straßen Verkehrs technischen Forschung sovrie 
brücken- und Ingenieurbau technische Forschung — 
auch ausgerichtel nach dem Bundesverkehrswege- 
plan (BVWP) — soUen die Verkehrspolitik durch Erar- 
beitung und Aufbereitung von Fachwissen unterstüt- 


zen. Der technische und wisse nschafUiche Bedarf er- 
gibt sich aus der Fortentwicklung der Straßenbau-/ 
Straßenverkehistechnik und des konstruktiven Inge- 
nieurbaues. der optimalen Nutzung der vorhandenen 
Ressourcen, des Umweltschutzes, der Erhaltung des 
vorhandenen Straßennetzes einschließlich seiner 
Bauwerke, der Erhöhung der Wirtschaftlich keil und 
der Qualitätssicherung, der technischen Innovation 
und der Notwendigkeit, das nationale Qualitätsni- 
veau der Bauprodukte und Bauweisen bei derHarmo- 
oisierung technischer Normen in der EG zu sichern 
und zu verbessern. Auch sind die Sicherheit und die 
Leistungsfähigkeit der Straßen im erheblichen Maße 
von der zw eck ge rechten verkehrstechniseben Stra- 
ßeninJta Struktur abhängig. 

Durch eine gezielte Planung und Koordinierung der 
Forschungsaktivitäten in mittelfristigen Jahres- und 
Sch werpimklprog rammen wird die Straßenbau- und 
straßenverkehrstechnische sowie brücken- imd Inge- 
nieur bautechnische Forschung mit den Zielen der 
Verkehrspolitik abgestimmt. 

Schwerpunkte der Forschungsaküvitäten des BMV 
liegen z. Z. entsprechend den aktuellen verkehrspoii- 
tischen Zielsetzungen: 

— im Bereich von Planung und Entwurf: 

O veränderte Grundlagen für den Straßenbedaxf 
O Umweltschutz und Umweltverträglichkeit 
O Straßengestaltung in Ortsdurchfahrten 

— im Bereich Straßenverkehrs technik: 

O Auswirkungen neuer technischer Entwicklun- 
gen für die Verkehrssicherheit und die Ver- 
kehrsle is tun gen 

O Verkehrsbeeinflussung auf Femstraßen 

— Lm Bereich der Straßenbautechnik: 

O Qualitätssicherung und Weiterentwicklung von 
Baustoffen und Bauweisen mit Berücksichti- 
gung der EG- Harmonisierung 

O Maßnahmen zur Optimierung der Straßener- 
haltung 

O Recycling- Baustoffe und industrielle Nebenpro- 
dukte 

O Rationalisierung von Straßenunterhaltung und 
Straßenbetrieb 

— un Bereich Brücken- und Ingenieurbau: 

O QualitätssidheruLDg und Weiterentwicklung von 
Baustoffen, Bauweisen, Baukonstruktionen und 
Beanspruchungsmodellen mit Berücksichti- 
gung der EG-Harmonisieruag 

O Weiterentwicklung von Bauwerksprüfungen 
und Erhaltungsstrategien. 

Die Ergebnisse der Untersuchungen dienen der 
Schaffung fachlicher Voraussetzungen für die effi- 
ziente Wahrnehmung der dem BMV vom Grundge- 
setz gestellten Aufgaben sovrie der Verbesserung der 
Regelwerke zur bundeseinheiflichen Anwendung von 
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bauvorbereitendeo. baudurchführenden und betrieb- 
üchen Maßnoluneu im Femstraßenberelch* Ferner er- 
Diöglichen sie die Nutsung des aktuellen technischen 
Wissensstandes bei der Wahrnehmung politischer 
Aufgaben* Zur eflmenten Auswertung der For- 
schungsergebnisse und deren schneller Umsetzung in 
die Praxis werden kritische Schlußauswertungen 
nach praxisrelevanten Gesichtspunkten duichgeführt 
und die zu veranlassenden administrativen Maßnah- 
men festgelegt. 

(Zur Straßenbauforschung vgl, auch Teil V. Ab- 
schnitt 6.8) 


Harmonisierung europäischer Baubestünmungen 

Im Rahmen der Ressortforscbung des Bundesbaumi- 
nisters werden neben Projekten aus den Bereichen 
Raumordnung, Städtebau und Wohnungswesen auch 
Bauforschongs Projekte vergeben. Sie betreffen vor al- 
lem die Harmonisierung bau technisch er Normen auf 
EG-Ebene, die für Planung und Ausführung von 
Hoch bau tragwerken (Eurocodes) relevant sind. 

Zu den zentralen Aufgaben bei ihren Bemühungen 
um die Schaffung eines einheitlichen europäischen 
Binnenmarktes rechnen der Rat und die Kommission 
der Europäischen Gemeinscbaiten die Errichtung ei- 
nes europäischen Baumarktes. Grundlage für den Ab- 
bau technischer Handelshemmoisse im Baubereich 
bildet die EG-Richüinie ,,Bduprodukte'' vom 21. De- 
zember 1988. Bauprodukte oller Art sollen ungehin- 
dert auf dem Binnenmarkt der Gemeinschaft ver- 
marktet und angewandt werden können. Einheitliche 
bautechnische Regeln sind das Hauptinstiumenta- 
rium für die Schaffung dieses Teiimarktes. Die Riebt’ 
linie formuliert dabei nur global und allgemein die 
Schutzzieier während die technischen Einzelheiten in 
harmonisierten europäischen Regeln festgelegt wer- 
den sollen, die von Fachleuten erarbeitet werden. 

Der Deutsche Bundestag bat bereits in seinem Be- 
schluß am 2t. Januar 1988 den Bundesbauminister 
aufgefordert, alle notwendigen Voraussetzungen für 
eine reibungslose Umsetzung der Richtlinie zu schal-' 
fen und dafür zu sorgen, daß bei der Erarbeitung euro- 
päischer technischer Regeln der Sachverstand der 
einschlägigen technischen Fachkreise koordiniert, 
vorbereitet und eingebracht wird. 

Zur Untermauerung der deutschen Verhandlungspo- 
sition auf europäischer Ebene werden dabei beglei- 
tende Forschungsarbeiten erforderlich* 


Bauforschung auf dem Gebiet des Wohnungsbaues 

Die vom BMBau aufgrund § 91 Abs, 1 Zweites Woh- 
nungsbaugesetz geförderte Bauforschung und techni- 
sche Entwicklung, insbesondere auf dem Gebiet des 
Wohnungsbaues, dienen dazu, Baukosten zu senken 
und Bau Vorgänge zu rationalisieren. Das Baufor- 
schung sprogramm würd jährlich durch eine Aus- 
schreibung in der Fachwelt bekannt gemacht (An- 
tragsforschung), in der die jeweiligen Forschungs- 
schwerpunkte, die auch im Zusammenhang mit bau- 


politischen Eifordemissen stehen sollen, genannt 
sind. Die Projektan träge werden in den Fachgremien 
der Arbeitsgemeinschaft für Bauforschung, in der 
Bundesressorts, Landerressorts, wissenschaftlich- 
technische Vereinigungen sowie Wirtschaftsver- 
bände vertreten sind, erörtert. 

Aktuelle Schwerpunktlhemen der Bauforschung auf 
dem Gebiet des Wohnungsbaues mit dem Ziel der 
Baukostensenkung und der Rationalisierung der Bau- 
vorgänge sind vor allem: 

— Fragen zur Begrenzung von Bauschäden und de- 

ren finanzieUen Auswirkungen 

— Fragen zum alten- und behindert enge rechten 
Wohnungsbau 

— Fragen zum gesunden Bauen und Wohnen 

— Fragen zur Heizenergie einsparung 

“ Fragen der Ressourcen eins parung beim Bauen 

— Fragen des ökologischen Bauens. 

Diese zweckgerichlele Förderung von Baufor- 
sch ungs initiativen von Hochschulen, Forschungsin- 
stituten, Planem, Unternehmen und anderen soll in- 
novative Entwicklungen im Bauwesen anstoßen und 
gleichzeitig die slruktureUen An pass ungs prozesse in 
der Bauwirtschaft erleichtern. Die Ergebnis berichte 
der geförderten Forschungsarbeiten stehen über das 
Inform atioDszentrum Raum und Bau der Fraunhofer- 
Gesellschaft in Stuttgart jedermann zur Verfü- 
gung, i) 

Baulicher Zivilschutz 

Die Forschung im Bereich des baulichen Zivil- und 
Katasbrophenschutzes ist ein eigenes Feld bautechni- 
scher Forschung des BMBau, Sie dient der Erarbei- 
tung und Weiterentwicklung technischer Grundlagen 
zum baulichen Schutz der Zivilbevölkerung. Dazu 
zählen 

— materialkundliche Untersuchungen am Baustoff 
unter hohen Temperaturen und sehn eil ab lauf en- 
den Belastungen 

— Verhalten von Bauteilen und Baukonslruktionen 
bei hohen Temperaturen und unter dynamischer 
Belastung 

— Versuche zur Ermittlung der raumklimalisch en 
Bedingungen im KlimaJandbereich 

— theoretische Untersuchungen über Katastrophen- 
b eonsp ruch un ge n 

— technisch-physikalische Grundlagenerprobun- 
gen. 

ln diesem Rahmen werden praktische Untersuchun- 
gen, Entwicklungen und Erprobungen sowie auch Er- 
prob ungsba ulen und beispielhafte Instandsetzungen 
zum Zwecke des Zivüschutzes durchgeführt* Die Er- 
gebnisse fließen in entsprechende technische Regel- 
werke ein und dienen darüber hinaus der Vorberei- 
tung von Konzeptionen im Schutzraumbau. 

Ausgewählte Ergebnisberichle werden in der Schriftenreihe 
des BtviBau veröffentUcht. 
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2.16 Forschung und Entwicklung im 
Emährungsbereich 
(Föfderbereich Q) 

Die ressortbezogene Forschung im Emähningsbe- 
reich orientiert sich an den emähningspolitischeii 
Zielsetzungen der Bundesregierung, die sich im we- 
sentlichen wie folgt definieren lassen: 

— Gewährleistung ernährungsphysiologisch optima- 
ler sowie hygienisch einwandfreier Nahrungsgü- 
ter 

— Verbesserung des Gebrauchs- und Genuß wertes 
der Lebensmittel 

— Vermeidung unerwünschter Stoffe, die durch Pro- 
duktion, Be- und Verarbeitung sowie Handel, La- 
genmg und Transport in Lebensmittel gelangen 

— Gewährleistung angemessener Verbraucher- 
preise 

— Verbesserung der Stelltmg des Verbrauchers 

— Verbesserung des Konsum- und Emährungsver- 
haltens 

— Versorgungssicherung für Krisen- und Notzeiten. 

Diesen Zielen entsprechend befaßt sidi die Ern äh - 
rungsforschung insbesondere mit 

— der Entwicklung objektiver Kriterien und Normen 
zum Nähr-, Genuß- und Eignungswert von Le- 
bensmitteln 


— der ernährungsphysiologischen Bewertung von 
Lebensmitteln und ihren Inhaltssloffen sowie von 
Zusatzstoffen und Verfahren 

— Untersuchungen des Nährstoffbedarfs und der 
Stoffwechselvorgänge des Menschen 

— Untersuchungen zu Gehalt und Verteilung uner- 
wünschter Stoffe in Lebensmitteln sowie zur Ver- 
meidung, Beseitigung oder Verminderung solcher 
Stoffe 

— Untersuchungen zur Entwicklimg neuer Produkte 
sowie von Verfahren zur Verbesserung der Wirt- 
schaftlichkeit in der Be- und Verarbeitung, bei La- 
gerung, Transport und Vermarktung 

— Untersuchungen zur Verbesserung küchentechni- 
scher Verfahren sowie zur Beurteilung verschie- 
dener Verpflegungssysteme 

— Untersuchungen über Verzehrs- und Emährungs- 
gewohnheiten und Entwicklung von Informations- 
systemen für eine bedarfsgerechte und kostengün- 
stige Ernährung, 

Die Emährungsforschimg hat ganz sicher dazu beige- 
tragen, daß die Qualität der Lebensmittel einen hohen 
Standard erreicht hat und ihre gesundheitliche Unbe- 
denklichkeit in einem nie gekannten Maße gewähr- 
leistet ist. Daran ändern auch hin imd wieder auf tre- 
tende Lebensmittelskandale nichts? sie sind zumeist 
auf unerlaubte Praktiken oder gar kriminelle Hand- 
lungen zurückzuführen. 

Was nach wie vor zu wünschen übrig läßt, ist die (ge- 
schmackliche sensorische) Qu^dität mancher Lebens- 
mittel, Hier müssen die Ernährungsforschung, aber 
auch die produktionsorientierte Agrarforschung noch 
erhebliche Anstrengungen unternehmen, um den 
HersteUem und Verarbeitern von Lebensmitteln 
Wege für eine kostengünstige Verbesserung aufzu- 
zeigen. 

Das bei weitem größte Problem ist die unausgewo- 
gene und nicht bedarfsgerechte Ernährung eines 
Großteils unserer Bevölkerung. Deshalb muß die Ver- 
braucheraufklärung auf der Basis entsprechender 
Forschung und Beratung weiter intensiviert und opti- 
miert werden. 

Die Emährungsforschung wird insbesondere von den 
Bundesministerien für Ernährung, Landwirtschaft 
und Forsten (BML) und für Jugend, Familie, Frauen 
und Gesundheit (BMJFFG), aber auch für wirtschaft- 
liche Zusammenarbeit (BMZ) gefördert und fman- 
ziert, 

Ausgaben des Bundes für Forschung 
und Entwiddung im Emährungsbereich 
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Instrumente der Forschungsförderung sind: 

— Unterhaltung (institutionelle Finanzierung) fol- 
gender Einrichtungen (vgl. auch Teil V, Ab- 
schnitt 6.4) 

O BML: 

Bundesforschungsanstalt für Ernährung 
Bimdesanstalt für Milchforschung 
Bundesanstalt für Fleischforschung 
Bundesforschungsanstalt für Getreide- und 
Kartoffelverarbeitxmg 
Bundesanstalt für Fettforschung 
Bundesforschungsanstalt für Fischerei 

O BMJFFG: 

Bundesgesundheitsamt mit dem Max von Pet- 
tenkofer-Institut, dem Institut für Sozialmedizin 
und Epidemiologie und dem Institut für Veteri- 
närmedizin (Robert von Ostertag-Institut) 

— Beteiligung an der institutioneilen Förderung fol- 
gender Forschimgseinrichtungen 

O im Geschäftsbereich des BML: 

Fraunhofer-Institut für Lebensmitteltechnolo- 
gie und Verpackimg 

Deutsche Forschungsanstalt für Lebensmittel- 
chenüe 

O im Geschäftsbereich des BMJFFG: 

Forschungsinstitut für Kinderernährung Dort- 
mund 

Diabetes-Forschungsinstitut Düsseldorf 
Deutsche Gesellschaft für Ernährung 

— Finanzierung von Forschungsaufträgen insbeson- 
dere durch BML, BMJFFG und BMZ. 


2.17 Forschung und Entwicklung in der Land- und 
Forstwirtschaft sowie der Fischerei 
(Förderbereich R) 

Aufgabe der Agrarforschung im Geschäftsbereich des 
BML ist es, der Bundesregierung wissenschaftliche 
Entscheidungshilfen zur Verfügimg zu stellen und da- 
mit zugleich die wissenschaftlichen Erkeimtnisse im 
Agrcurbereich zum Nutzen der Allgemeinheit und der 
agrarpolitischen 21ielgruppen (insbesondere Land- 
und Forstwirtschaft, Wein- und Gartenbau, Fischerei 
sowie Verbraucher) zu erweitern. 

Die Rahmenbedingungen der Agrarforschung haben 
sich in den letzten Jahren wesentlich geändert. Ange- 
sichts der Probleme, die sich aus der Überschußsitua- 
tion auf den Agrarmärkten, aus der sich verschlech- 
ternden Einkommenslage vieler Landwirte und aus 
den BelasUmgen unserer Umwelt ergeben, stehen 
nicht länger Forschungsbeiträge zur Produktionsstei- 
gerung im Mittelpunkt des Interesses, sondern Aktivi- 
täten mit dem ^el einer kostengünstigen und um- 
weltverträglichen Agrarproduktion, die nüt Erzeug- 
nissen von hoher Qualität und gesundheitlicher Unbe- 
denklichkeit aufwarten kaim. 

Um den neuen Anfordenmgen — auch in Anbetracht 
knapper finanzieller und personeller Ressourcen — 
gerecht werden zu können, wurde der gesamte For- 


schungsbereich des BML aus der Sicht der agrarpoli- 
tischen Aufgabenplanung mit dem Ziel überprüft, 
prioritäre und posterioritäre Forschungsfelder aufzu- 
zeigen und danach die vordringlichen Bereiche zu 
Lasten nachrangiger Gebiete zu verstärken. 

Als Ergebnis der im Frühsommer 1989 abgeschlosse- 
nen Überprüfung ergeben sich für die nächsten Jahre 
folgende Schwerpunktverlagerungen: 

Verstärkt oder neu aufgebaut werden sollen die Berei- 
che 

— Produktions- und Ökotoxikologie 

— Sicherung und Erhaltung der Funktionsfähigkeit 
von Agrarökosystemen 

— Erhaltung der Produktionsgrundlagen einschließ- 
lich Produktionsaltemativen 

— Biotechnologie/Gentechnik (einschließlich Tech- 
nikfolgenabschätzung) 

— Sammlung und Erhaltung pflanzengenetischer 
(einschließlich forstgenetischer) Ressourcen. 

Reduziert oder umorientiert werden sollen die Berei- 
che 

— Milcherzeugung 

— Landtechnik 

— Tierproduktion 

— Pflanzliche Produktion 

— Weinforschung 

~ Fischereiforschung. 

Diese Neuausrichtung bestinunt auch den aus dem 
Agrarbericht der Bundesregienmg abgeleiteten For- 
schungsrahmenplan des BML für die Jahre 1988 — 
1991. Er besteht jetzt aus 12 Forschungsprogrammen. 
Gegenüber dem letzten Forschungsrahmenplan sind 
die beiden Programme «Produktions- imd Verwen- 
dungsaltemativen*' (Nachwachsende Rohstoffe) und 
« Biotechnologie “ hinzugekommen : 

— Im Programm «Produktions- und Verwendungsal- 
temativen“ werden schwerpunktmäßig folgende 
Bereiche erforscht: 

O Auswahl und züchterische Bearbeitimg geeig- 
neter Pflanzen 

O Optunierung von Anbau-, Ernte- und Lager- 
techniken 

O Entwicklung energie- und kapitalsparender 
Verfahren für Aufschluß und Umwandlung der 
Pflanzen bzw. Pflanzenbestandteile 

O kostengünstige und umweltfreundliche Verar- 
beitung von Reststoffen 

O ökonomische Untersuchungen zur Wettbe- 
werbsfähigkeit, Marktanalysen sowie Standort- 
untersuchungen. 

An Produktlinien stehen dabei im Vordergrund: 
Stärke und Zucker, pflanzliche Öle und Fette, 
Holz, Pflanzenfasern und — nüt geringerer Priori- 
tät, weil inzwischen bereits umfangreiche For- 
schungsergebnisse vorliegen — Ethanol. 
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— Die Forschungsaktivitäten im Programm ^Biotech- 
nologie*' (vgL hierzu auch Abschnitt 2.10) richten 
sich vor dem Hintergnmd der allgemeinen agrar- 
poliüschen Situation primär auf Kostensenkung 
und Verbesserung der Ertrags- Aufwands- Bezie- 
hungen aus, so etwa durch Möglichkeiten zur Re- 
duzierung des Einsatzes von Pflanzenschutz-, 
Dünge-, Tierarznei- und Futtermitteln. Ferner wer- 
den die qualitative Produktverbesserung und die 
Entvricklung von neuen Produkten für neue 
Märkte angestrebt. Hauptanwendungsfelder sind 

O Pflanzenzüchtung und Pflanzenschutz 

O Tiergesundheit und Tierzucht 

O Be- und Verarbeitung land- und forstwirtschaft- 
licher Produkte einschließlich Rest- und Abfalt- 
stoffe 

O Umwelt- und Verbraucherschutz 

O Nutzung genetischer Ressourcen von Tieren, 
Pflanzen und Mikroorganismen. 

Darüber hinaus erfordern die noch weitgehend un- 
bekannten, mit der Anwendung der Gentechnik 
möglicherweise verbundenen gesundheitlichen 
und ökologischen Risiken eine auf weite Bereiche 
ausgerichtete Sicherheitsforschung. Die vielfälti- 
gen Anwendungsmöglichkeiten der Biotechnolo- 
gie in der Agrar- und Emähnmgswirtschaft kön- 
nen auch erhebliche Auswirkungen auf die Agrar- 
märkte und Agrarstrukturen zur Folge haben, für 
deren Abschätzung eine mögÜchst frühzeitig 
ansetzende sozio- ökonomische Begleitforschung 
notwendig ist. 

— Innerhalb des Programms „Erhaltung der natürli- 
chen Lebensgrundlagen“ wurden die ökologische 
Forschung sowie die Forschung für eine umwelt- 
verträgliche Land- und Forstwirtschaft verstärkt, 
ferner wurde das Teilprogramm „Sicherung pflan- 
zengenetischer Ressourcen" neu aufgenoramen. 

O Die Sicherung pflanzengenetischer Ressourcen 
ist eine Aufgabe von zentraler Bedeutimg, Sie 
trägt ganz wesentlich zur Erhaltung unserer na- 
türlichen Lebensgrundlagen bei, dient aber 
gleichzeitig auch den Interessen der Pflanzen- 
züchtung, die auf gesundes und artenreiches 
Ausgangsmaterial angewiesen ist. Zu den Si- 
cherungsmaßnahmen gehören Insbesondere 
die Sammlung, die Lagerung, die Evaluierung 
(d. h. die Charakterisierung und Bewertung) so- 
wie die Vermehrung des genetischen Materials, 
die Erhaltung ganzer Pflanzen in Botanischen 
Gärten, in Reservaten, an natürlichen oder 
fremden Standorten, der Austausch und die 
Nutzbarmachung des Materials für die Pflan- 
zenzüchtimg sowie nicht zuletzt die Dokumen- 
tation und Information. 

Die Förderung der Forschung im Agrarbereich erfolgt 
weiterhin instrumenteil durch (vgL auch Teil V, Ab- 
schnitt 6.4): 

— Unterhaltung (institutionelle Finanzierung) fol- 
gender Einrichtungen im Geschäftsbereich des 
BML: 

O Bundesforschungsanstalt für Landwirtschaft 
Brau nsc h weig - Völkenrod e ( FAL) 


O Biologische Bundesanstalt für Land- und Forst- 
wirtschaft 

O Bundesforschungsanstalt für Viruskrankheiten 
der Tiere 

O Bundesforschungsanslalt für Rebenzüchtung 
Geilweüerhof 

O Bundesforschung sanstalt für gartenbauliche 
Pflanzenzüchtung 

O Bundesforschungsanstalt für Forst- und Holz- 
wirtschaft 

O Bundesforschimgsanstalt für Fischerei 

— Beteiligung an der institutioneilen Forderung im 
GeschMtsbereich des BML: 

O Forschimgsgesellschaft für Agrarpolitik und 
Agrar Soziologie e. V. 

im Geschäftsbereich des BMZ: 

O 13 internationale Agrarforschungszentren im 
Rahmen der Weltban kberatungsgnippe für In- 
ternationale Agrarforschung 

— die Finanzierung von Forsch ungsaufträgen. 

Zur Förderung der Internationalen Agrarforschung 
hat der BMZ zwischen 1971 und 1988 einen Beitrag 
von insgesamt etwa 300 Mio DM (1988: 31,5 Mio DM) 
geleistet. 

Die Internationale Agrarforschung setzt die entschei- 
denden Voraussetzungen für Fortschritte in der länd- 
lichen und landwirtschaftlichen Entwicklung vieler 
Entwicklungsländer. Sie ist Gnmdlage einer langfri- 
stigen Emähnmgssicherung. 

Die Bundesregierung ist Mitglied der Consultative 
Group on International Agricultural Research, CGIAR 
(vgl. auch Teil IV, Abschnitt 4,4), einem losen Zusam- 
menschluß von Regierungen, internationalen und re- 
gionalen Organisationen sowie privaten Stiftungen 
bei der Weltbank, der ein System von derzeit 13 land- 
wirtschaftlichen Forschungsinstituten und -Zentren in 
der ganzen Welt unterstützt. 

Ausgaben des Bundes für Forsc^liung und 
Ent¥ricldufig tn der Land- und Forstwirtschaft 
sowie der Fischerei 


motm IST SOLL 1- 



2.18 Bildungs- und Berufsbildungsforschung 
(Förderbereich S) 

Die Förderung der BUdungs- und Beruf sbüdungsfor- 
schung durch die Bundesregierung dient in erster Li- 
nie der Erfüllung der Ressortaufgaben des BMBW. Die 
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Forschung soll ira Rahmen der gegebenen Zuständig- 
keiten bildungspolitische Entscheidungen des Bun- 
des sowie die Zusammenarbeit mit den Ländern, z. ß. 
bei der Erfüllung der Gemeinschaftsaufgaben nach 
Art. 91a und 91b GG, wissenschaltiich vorbereiten 
und begründen, indem sie 

— die Kenntnisse über das Bildiingswesen und seine 
Beziehungen zu anderen Lebens- und Politikbe- 
reichen — auch durch intemaöonale Vergleiche — 
verbessert 

— qualitative und quantitative Planungs- und Ent- 
scheidungsgrundlagen bereitsteilt und 

— die Auswirkungen der getroffenen Maßnahmen 
untersucht. 


AUgemeine Aufgaben der BUdungsfor^chung des 
ßunde.-s 

Mit Veränderungen der gesamtwirtschaftlichen Si- 
tuation, der Weiterentwicklung des Beschäftigungs- 
Systems und der Lage auf dem Arbeilsmarkl, mit 
neuen ökologischen Fragestellungen sowie dem tech- 
nologischen Fortschritt ändern sich wichtige Rahmen- 
bedingungen für die Bildungsentscheidungen, für die 
Ausgestaltung der Büdungsangebote und für die 
Möglichkeiten des Übergangs ins Berufsleben. Hier- 
auf muß sich das BUdungswesea fortlaufend einstel- 
len. Zudem ergeben sich aus der Bevölkerungsent- 
wicklung große Schwierigkeiten für das Bildungswe- 
sen. Die Weiterbildung soll die Erhaltung der berufli- 
chen Qualifikatiön gewährleisten und zur Persönlich- 
keitsentwicklung beitragen. Weiterhin bleibt es eine 
wesentliche Aufgabe der Bildungspolitik, durch so- 
ziale und regionale Gegebenheiten bedingte Beein- 
trächtigungen auszugleichen. 

Angesichts dieser Probleme erfordert die Qualitätssi- 
cherung der Büdung erhebliche Anstrengungen. Bil- 
dung sforscbung wird auch in dieser Hinsicht wichtige 
Voraussetzungen für die notwendigen bü dungspoliti- 
schen Entscheidungen schaffen. 


BeraisbUdungsforschung 

Ausgehend von den vorstehend genannten allgemei- 
nen Zielen der Bildungsforschung untersucht die Be- 
ruf sbildungsforschung die Arbeitsweit in ihren direk- 
ten und indirekten Wirkungen auf die Berufsbildung 
insgesamt sowie die Strukturen und Inhalte der beruf- 
lichen Aus- und Weiterbildung in ihrer Beziehung zur 
Arbeitsweit und zu den beruflichen Tätig keilsanfor- 
derungen. Hierzu werden die Veränderungen der Be- 
ruf sstrukturen analysiert, die Quahfikations Verwer- 
tung am Arbeitsplatz erforscht und Leminhalte, -me- 
thoden und -malerialien für einzelne Berutszweige 
und Berufe erarbeitet Ausbildungsplatzangebot, 
Ausbildungsqualität, Grundlagen für die Neurege- 
lung der Berufsausbüduogsordnungen, berufliche 
Weiterbüduug, beruflicbes Lernen, Lehr- und Leno- 
raalerialien sowie die Ausbildung von benachteiligten 
Jugendlichen stellen konkrete Aufgaben der Berufs- 
büdungsforschung dar, denen sich im wesentlichen 


auch das Bundesinstitut für Berufsbildung (BIBB, vgl, 
im einzelnen Teil V, Abschnitt 6. 13,1) widmet. 

Die Projeklförderung umfaßt neben der Ressortfor- 
schung auch die Förderung von Modeßv ersuchen im 
beruflichen Schulwesen und in der ausbüdenden 
Wirtschaft. Modellversuche in beruflichen Schulen 
werden auf der Gnmdlage des Art. 91b GG im Rah- 
men der Bund -Länder- Kommission für Biidungspia- 
nung und Forschungsförderung durchgeführl, ihre 
Kosten werden vom Bund in der Regel zur Hälfte ge- 
tragen. Wirtschaftsmo de 11 versuche werden gemäß 
§ 6 Abs. 2 Nr. t d Beruf sbiidungsförderungsgesetz 
(BerBlFG) auf der Basis besonderer Förderrichtlinien 
des BMBW vom BiBB durch Zuwendungen aus dem 
Haushalt des BMBW gefördert. 

Im Rahmen der institutionellen Förderung finanziert 
der BMBW sieben Emrichtungen, die Forschung und 
Entwicklung für den BUdungsbereich betreiben, aber 
auch Serviceaufgaben wahmehmen. Dazu gehören 
das Bundesinstitut für Berufsbildung (BIBB, vgL 
Teil V. Abschnitt 6.13.1) und als Institute der Blauen 
Liste das Institut für die Pädagogik der Naturwissen- 
schaften an der Universität Kiel (IPNf) und die Pädago- 
gische Arbeitsstelle des Deutschen Voiksh och schul - 
Verbandes (PAS, Frankfurl/M.; vgl. Teil V, Kapitel 5). 
Der BMFT fördert das für die Bildungsforscbung zu- 
ständige gleichnamige Max- Planck -Institut in Berlin 
(vgl. im einzelneo Teil V. Abschnitt 3.1). 

Im Rahmen des Programms „Arbeit und Technik'* 
(vgl. ün einzelnen Teil H, Abschnitt 2.8} bilden die 
QuoüfikatioDsforschung und die Berufsbildungsfor- 
schung im weiteren Sinne einen Schwerpunkt der 
Förderung. 

Die Förderung der ßiidungs- und ßerufsbüdungsfor- 
schung durch den Bund richtet sich nicht nur auf all- 
gemeine Erken ntnisf ortschritte der Wissenschaft, son- 
dern auch auf die Gewinnung von Basisdaten über 
das Büdungswesen und über die Teilnahme am Bü- 
dungsgeschehen, die Entwicklung und Erprobung 
von neuen Aus- und WeilerbUdungsangeboten sowie 
die Untersuchung von Strukturfragen des Büdungs- 
weseus. Die laufend neuen Anforderungen an das Bü- 
dungswesen. die auf technischen, wirtschaftlichen, 
ökologischen und sozialen Entwicklungen und auf ei- 
ner Veränderung von Werthaltungen beruhen, ver- 
langen nach Reaktionen. Diese neuen Anforderungen 
sind ggf. bei der quantitativen, qualitativen und me- 
thodischen Ausgestaltung der Büdungsangebote zu 
berücksichtigen. 

Zu den Schwerpunkten der Bildungs- und Berufsbil- 
dungsforschung gehören: 

— Stärkung und Fortentwicklung der beruflichen Bil- 
dung 

Die Entwicklung der beruflichen Büdung muß den 
technischen, wirtschaftlichen und gesellschaft- 
lichen Anforderungen entsprechen. Der For- 
schungsbedarf zur Vorbereitung der Entscheidun- 
gen, die der Bund zu treffen hat. wird vor allem 
vom BIBB abgedeckt. Dessen Forschungspro- 
gramm ist mit dem BMBW abgesömmt und wird 
von ihm genehmigt. 
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Ergänzend werden in diesem Bereich folgende Sadi- 

gebiete bearbeitet: 

— Verbesserung von Inhalt und Methodik der beruf- 
lichen Bildung insbesondere mit Blick auf den 
technischen und wirtschaftlichen Strukturwandel 

— Stütz- und Fördennaßnahmen in der beruflichen 
Bildung für Abbrecher und potentielle Abbrecher 
der beruflichen Bildung , die von der Arbeitslosig- 
keit besonders betroffen sind 

— Informations-| Beratungs- und Stützmaßnahmen 
für Mädchen und Frauen, insbesondere zur Quali- 
fizierung in technikorientierten Berufsbereichen* 


Sicherung der Leistungsfähigkeit der Hochschulen 

Durch Forschungsvorhaben sowie wissenschafüiche 
Tagungen sollen Erkenntnisse gewonnen werden, die 
für die Wahmehmtmg der Zuständigkeiten des Bun- 
des ün tertiären Bereich des Biidungswesens von Be- 
deutung sind, insbesondere im Zusammenhang mit 
der Rahmenplanung und Rahmengesetzgebung, 
Hierzu gehören auch Untersuchungen zur neueren 
Geschichte der Hochschulen, soweit sie von überre- 
gionaler Bedeutung sind. 

Veranschlagt sind Ausgaben (einschl* Entwicklung 
und Erprobung) insbesondere auf folgenden Gebie- 
ten: 

— Neuordnung des tertiären Bereichs, insbesondere 

O Studienreform (Struktur des Studiensystems, 
Neuordnung einzelner Studiengänge, Hoch- 
schulzugang, Bemfsfelder, Postgraduiertenstu- 
dien und wissenschaftliche Weiterbildung, Prü- 
fungen im Hochschulbereich} 

O Einsatz neuer Infonnations- und Kommunika- 
tionstechniken 

O Grundsatzfragen der Hochschulorganisation 
und einzelner Aufgabenbereiche, Probleme 
einzelner Gruppen 

— Quantitative Entwicklung tm Hochschulbereich, 
regionales Angebot und Fächerstniktur, Nach- 
frage nach Studienplätzen, Nutzung der Hoch- 
schulen, Hochschulfinanzierung und Hociischul- 
ökonomie 

— Organisation, Struktur und Situation der For- 
schung und des wissenschaftlichen Nachwuchses 
an Hochschulen, Fragen des Wissens- und Tech- 
nologietransfers zwischen Hochschule und Wirt- 
schaft 

— Förderung der Differenzierung und des Wettbe- 
werbs zwischen den Hochschulen, insbesondere 
spezielle Angebote 

~ Verbreitung der Studienbeteiligung von Frauen in 
den Bereichen Mathematik, Natur- und Ingenieur- 
wissenschaften, Informatik 

— Entwicklung von wissenschaftlichen Weiterbil- 
dungsangeboten zur Unterstützung der berufli- 
chen Wiedereingliederung von Frauen 

“ Abbau von Benachteiligungen für Frauen im Be- 
reich Wissenschaft und Forschung* 


Aushau der Weiterbildung 

Die Bundesregierung fördert Projekte auf dem Gebiet 
der allgemeinen und beruflichen Weiterbildung. 
Schwerpunkte dieser Fördenmg sind die Entwicklung 
von neuen Weiterbüdungsangeboten für besondere 
Zielgxuppen oder für neue Sachgebiete sowie die Ent- 
wicklung und Erprobung neuer Methoden zur Erhö- 
hung der Effizienz von Weiterbildungsmaßnahmen. 

Darüber hinaus untersucht die Bundesregierung die 
Auswirkungen des Beschäftigungssystems auf die 
Qualifikationsanfordenmgen und strukturelle Ver- 
schiebungen im Qualifikationsbedarf, 


Übergänge zwischen Bildungswesen und 
Beschäftigungssystem 

Die Analyse und Projektion des Arbeitskräfteange- 
bots und der Arbeitskräftenachfrage nach den vom 
Bildungswesen vermittelten Ausbüdungsqualifikatio- 
nen sollen dazu beitragen, die Zugänge zum Beschäf- 
tigungssystem sowie die Beschäftigungs Chancen der 
Absolventen des Bildungswesens präziser zu erfas- 
sen. 

Hierbei wird den Substitutionsvorgängen bei der Be- 
setzung von Arbeitsplätzen durch Erwerbspersonen 
mit unterschiedlichen Ausbildungsniveaus wach- 
sende Bedeutung zugemessen. Letzteres ist insbeson- 
dere wegen des raschen Strukturwandels der Wirt- 
schaft und der mit ihin verbundenen Änderungen der 
Qualifikationsanforderungen notwendig* 

Die Analysen und Projektionen des Arbeitskräftean- 
gebots und der Arbeitskräftenachfrage dienen bü- 
dungspolitisch im wesentlichen dazu, günstige Vor- 
aussetzungen für einen möglichst reibungslosen 
Übergang des einzelnen in das Beschäftigungssystem 
zu schaffen und damit auch die Beschäftigungschan- 
cen zu sichern und zu verbessern. 

Besondere Beachtung gilt dabei der Büdungs- und 
Berufsbiographie von Frauen. 


Neue Tec/inoiogien und Medien im Büdungswesen 

Die neuen Informations- und Kommiinikationstechni- 
ken sind für das Bildungswesen als Gegenstand von 
Lernprozessen und als Mittel für die Gestaltung des 
Lehrens und Lernens sowie für die Informationsbe- 
schaffung, -Speicherung und -Verbreitung von hoher 
Bedeutung, 

Im Bereich dieses Schwerpunkts werden folgende 
Sachgebiete bearbeitet: 

— Neue Infonnationstechniken einschließlich An- 
wendungen der Mikroelektronik ^ sie verlangen 
vor allem gruncUegende Kenntnisse und Fähigkei- 
ten und darauf aufbauende berufliche Qualifika- 
tionen 

— Nutzimg von Medien im Bitdungswesen bei der 
Informationsbeschaffung und -Verarbeitung, zur 
Unlerstützimg des Lernens ; Untersuchung der 
sinnvollen Verwendbarkeit von Medien in Bil- 
dungsprozessen und Entwicklung beispielhafter 
Medienangeb ote 


161 


Drucksache 11/6886 


Deutscher Bundestag — 11. Wahlperiode 


— Medienemehiing von Kindern und Jugendlichen 
zu einem vernünftigen Umgang mit den Angebo- 
ten der Medien; Leseförderung, Leseerziehung 

— Untersuchungen und ModeUvorbaben zu neuen 
Verfahren der Bibliotheksarbeit, Unterstützung 
bei der Zielgruppenarbeit und der Benutzerbera- 
tung, Einsatz neuer Medien im Zusammenhang 
mit Aufgaben aus dem ßiblio theksbereich 

— Verbessertmg der Büdungsangebote im Bereich 
der Informationstechnologie zur gezielten Unter- 
stützung von Mädchen und Frauen zum Abbau 
bestehender Erfahnmgs- und HandJuagsdefizite. 


Begabtenlörderiing 

Auf der Grundlage des bUdungspoli tischen Ziels, je- 
dem eine seiner Begabung und seinen Fähigkeiten 
gemäße Fördenmg zu ermöglichen, hat der BMBW 
seine Aktivitäten auf dem Gebiet der Begabtenförde- 
rung bei Anwendung eines offenen und flexiblen Be- 
gabungsbegriffs auf drei Förderkonzepte konzen- 
triert: 

— An den inzwischen 11 bundesweiten Leistungs- 
wettbewerben {u. a. ,*JugeDd forscht". „Fremd- 
sprachen", Mathematik") nehmen jährlich mehr 
als 100 000 Jugendliche teü. 

— Im Herbst 1988 wurde die erste Schülerakademie 
veranstaltet. Zusätzlich erweisen sich zahlreiche 
außerschulische Förderkurse und Förderangebote 
als besonders geeignet, begabte Schüler zu för- 
dern. Sie dienen auch der Überprüfung und Wei- 
terentwicklung von Auswahl verfahren und inhalt- 
lichen Angeboten. 

— Die Erprobung von Beratungs formen bildet den 
dritten Schwerpunkt der Förderung. Die offenen 
Fragen zur Identifizierung von Hochbegabung 
werden in umsetzimgsorientierten Forschungsvor- 
haben untersucht. Besondere Schwerpunkte wur- 
den hier im Bereich der „technischen Kreativität" 
und der Frage der zu geringen Teilnahme der 
Mädchen an naturwissenschafÜich/lechnischen 
Wettbewerben und Förderangeboten gesetzt 

Um dem erheblichen Bedarf an Sachinformation zur 
Begabtenförderung nachzukommen, wurde 1988 mit 
der Entwicklung und Erprobung einer zentralen Infor- 
mationsstelle zur Begabtenförderung begonnen. 
Nach erfolgreicher Beendigung der Anlaufphase wird 
eine deutliche Verbesserung der informellen Intra- 
struktur im Bereich der Begabtenförderung erreicht 
sein. 

Der BMBW beabsichtigt, besonders Begabte im Be- 
reich der beruflichen Bildung in Zukunft in ähnlicher 
Weise wie im Hoch schulbereich verstärkt zu för- 
dern. 

Die bewährte Förderung von besonders begabten und 
befähigten Studierenden vrird fortgeführt und mit ei- 
nem Ausbauschwerpunkt Lm Fachhoch schulbereich 
verstärkt sowie durch einschlägige Forschungsvorha- 
ben ergänzt. 


Umweltbildung 

Der hohe Stellenwert des Umweltschutzes erfordert 
konzentrierte Forschung zur Erstellung von Konzep- 
ten umweltspezifischer Bildung in allen Bildungsbe- 
reichen. 

Im Bereich dieses Schwerpunkts werden folgende 
Sachgebiete bearbeitet: 

~ Qualifikation des Personals im ßüdungswesen für 
ökologische Fragestellungen 

— Erforschung praxisnaher, interdisziplinärer und 
handlungsorientierler Curricula, Medien, Lehr- 
und Lemmaterialien für Kindergarten, Schule, be- 
rufliche Bildung, Hochschule und Weiterbildung 

— Entwicklung von Kooperationsmodeilen zwischen 
institutionellen und außerinstitutionellen Berei- 
chen, Verbesserung des Transfers von Umweltfor- 
schung sowie Umweltpraxis in Umweltbüdungs- 
aküvi täten 

— Analyse und Konzeption von Modellen praxis- 
orientierter Umsetzung von Umweltforschung und 
Umweltbüdung 

— Auswertung internationaler Erfahrungen für die 
Umweltbüdung in der Bundesrepublik Deutsch- 
land. 


Mehr Chancengerechtigkeit bei der 

Büdungsbeteiligung und Berufsvorbereitung 

Im Bereich dieses Schwerpunkts werden folgende 

Sachgebiete bearbeitet: 

— Förderung der Teilnahme an Quolifikationspro- 
zessen (Ausbüdungsförderung, wissenschaftlicher 
Nachwuchs, Ausländsaufenthalte) 

— Berücksichtigung der besonderen Belange auslän- 
discher Mädchen und Frauen 

— Bildungsangebote zur Förderung der Integration 
von Aussiedlem 

— Angebote für Behinderte 

— Büdungsangebote für bestimmte Lebenssituatio- 
nen (fr^e Kindheit, .Alter). 


Chancengleichheit von Frauen und Mädchen 

Zur Durchsetzung der Chancengleichheit von Frauen 
und Mädchen in allen Büdungs bereichen sowie im 
Beruf bedarf es nach wie vor großer Anstrengungen, 
Aufgabe ist es daher, die Forschung voran zu treiben, 
auf deren Grundlage konkrete Maßnahmen und Pro- 
gramme zu folgenden Schwerpunkten erarbeitet und 
in Gang gesetzt werden: 

— Entwicklung besonderer Bildungsangebote für 
Frauen, insbesondere Weiterbüdungsangebote 
während einer FamiLienphase zur beruflichen 
QualifLkaÜo ns Sicherung und Angebote zur Wie- 
dereingliederung in das Berufsleben nach einer 
Famüienphase 
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Maßnahmen zur Nachqualifiziening und Umschu- 
lung für Frauen ohne bzw. ohne auf dem Aibeits- 
markt verwertbare ßerufsqualifikatioD 

— Verringerung der Unterrepräsentanz von Mäd- 
chen und Frauen in Naturwissenschaften und 
Technik durch frühzeitiges Wecken von Begabun- 
gen und deren Förderung in Schule und berufli- 
cher Bildung, informatonstechnlsche Bildungsan- 
gebote, Entwicklung neuer zukunftsorientierter 
Tätigkeitsfelder im Bereich der Informaüons- und 
Kommunikationstechniken 

— Abbau von Benachteiligungen von Frauen im Be- 
reich Wissenschaft und Forschung 

— Verbesserung der beruflichen Weiterbildung/Auf- 
stiegschancen für Frauen 

— verstärkte Berücksichtigung der besonderen Be- 
lange weiblicher Bildungs-, Berufs- und Lebens- 
biographien in allen Bereichen des Bildungs We- 
sens. 


Kunst und Kuitu/ im Bildungswesen, Sport 

Bildung soll nicht nur Grundlagenwissen und berufli- 
che Qualifikation, sondern dem einzelnen auch die 
Fähigkeit vermitteln, sein Leben und seine Umwelt 
verantwortungsvoll zu gestalten und kooperativ zu 
handeln. Die Verbesserung des kultarellen Angebo- 
tes im Bildnngswesen, die Entwicklung kulturpoli- 
tisch bedeutsamer Modelle im Bereich der kulturellen 
Jugend- und Erwachsenenbildung sowie die Zusam- 
menarbeit zwischen Schule und kultureOeo Ernrich- 
timgen sind hierbei wichtige Voraussetzung. Gleiches 
gilt für den Sport im Büdungswesen und m der Frei- 
zeit. 

Im Bereich dieses Schwerpunktes werden z. B. die fol- 
genden Sachgebiete im Rahmen von Modeüversu- 
chen, Forschungsvorhaben und Expertentagungen 
bearbeitet: 

— Ausbildung und Beruf der Künstler, Chancen- 
gleichheit der Künstlerin 

— Verbesserung der kulturellen Bildung 

— freie kulturelle Bildungsarbeit, studentische Kul- 
turarbeit 

— Auswirkxmgen technologischer Entwicklungen 
auf die künstlerische und kulturelle Entwicklung 

— kulturelle Weiterbildung, insbesondere Kulturma- 
nagement 

— kulturwissenschaftliche Gnmddaten und -Infor- 
mationen. 


Grunddaten zum Bildungswesen, Beratung 

Grundlage jeder Bildungspolitik ist eine ausreichende 
Information über die Situation der Bildungseinrich- 
tungen und der in ihnen lehrenden und lernenden 
Personen, 

Im Bereich dieses Schwerpunkts werden folgende 
Sachgebiete bearbeitet: 


— Teilnahme an Bildung und ihre Verknüpfung mit 
anderen Lebensbereichen 

— Vergleichende Untersuchungen u. a. über die Tä- 
tigkeit der multilateralen europäischen Organisa- 
tionen im Bildungsbereich und das Bildungswesen 
kt anderen Staaten 

— Übergänge kn Bildungs wesen. Sie bilden zusam- 
men mit den Bildungsverläufen das Gnindgerüst 
für das Qualifikationsgefüge der Bevölkerung 

“ Beratung im Bildungswesen 

— Situation von Mädchen und Frauen in den ver- 
schiedenen Bereichen des Bildungswesens. 

Bei der internationalen Zusammenarbeit in der Bil- 
dungs- und Berufsbildungsforschung werden vom 
Europarat, von der OECD und von der EG Projekte in 
intemationaler Kooperation gefördert. Der Aufbau ei- 
nes europäischen Dokumentations- und Informations- 
systems für das Bildungs wesen geht voran. Die Bun- 
desregierung wird internationale Vorhaben dieser Art 
auch künftig im Rahmen ihrer Möglichkeiten unter- 
stützen und fördern. 


In den Ausgaben sind neben den Mitteln des BMBW 
auch Wissenschaftsausgaben anderer Ressorts enthal- 
ten. 



2.19 Innovation und verbesserte 
Rahmenbedingungen 
(Förderbereich T) 

Ein Schwerpunkt der Forschungs- und Technologie- 
politik der Bunde sregiening ist die Verbesserung der 
Innovdtionsfähigkeit kleiner und mittlerer Unterneh- 
men. ln Teil I (Kapitel 9) findet sich eine geschlossene 
Darstellung der FuE- Förderung in kleinen und mittle- 
ren Unternehmen. Im Förderbereich T werden insbe- 
sondere die indirekten Fördermaßnahmen näher be- 
schrieben. Diese Maßnahmen zielen vor allem darauf 
ab, den Ausbau der untemehmensintemen FuE in 
kleinen und mittleren Unternehmen voranzutreiben, 
die Zusammenarbeit zwischen mittelstandischer Wirt- 
schaft und der Wissenschaft zu verbessern und tech- 
nologieorientierte Untemehmensgründungen zu sti- 
mulieren. 

Die Maßnahmen zur Förderung von Forschung und 
Entwicklung in kleinen und mittleren Unternehmen 
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werden ün Förderbereich T dut z, T. erfaßt, da die 
mdirekt-spezifischen BMFT- Programme, die Förde- 
rung von lüeinen und mittleren Unternehmen im Rah- 
men der facbprogrammbezogeaeo Projektförderung 
des BMFT sowie der Aufbau von Zentren für Informa- 
tion und Beratung in neuen Technologieieldem (De- 
monstrationszentren) durch den BMFT (vgl. hierzu die 
Ausführungen zu den einzelnen Pörderbereicheo in 
Teil I) hier nicht enthalten sind. 


Indirekte Förderung des FuB-Personals ln der 
Wirtschaft 

Das 1979 ins Leben gerufene und von vornherein be- 
fristete Personalkostenzuschuß-Programm des BMWi 
ist inzwischen ausgelaufen. Die Forschungspersonal- 
Zuwachsförderung (BMFT), bei der Zuschüsse für in 
der Zeit vom 1. September 1984 bis 31. Dezember 
198? neu eingestelltes FuE-Personal beantragt wer- 
den konnten, wird wie geplant abgewickelt (letzte 
Antragsrunde war 1989). Beide Programme haben 
eine positive Entwicklung in großer Breite erfolgreich 
angestoßen. Sie haben insbesondere dazu beigetra- 
gen, daß die FuE- Kapazitäten in mittel ständischen 
Unternehmen erhebhch ausgeweilel wurden. Fast 
20 000 kleine und mittlere Unternehmen erhielten al- 
lein aus dem Personalkostenzuschuß-Programm des 
BMWi zwischen 1979 und 1987 rd. 3,3 Mrd DM. 

Die wissenschaftliche Begleitforschung belegt, daß 
die erwünschte allgemeine Ausweitung von FuE in 
kleinen und mittleren Unternehmen inzwischen statt- 
gefunden hat. Die Unternehmen, die Zuschüsse aus 
dem Programm zur Förderung des Forschungs- und 
Entwicklungspersonals erhalten haben, erhöhten zwi- 
schen 1980 und 1987 die Zahl ihrer ausschließlich in 
Forschung und Enhvicklung beschäftigten Personen 
im Durchschnitt von 2,7 auf 4,4, also um 63 %. Die 
Zahl der teilweise in FuE Beschäftigten stieg durch- 
schnittlich von 4,6 auf 6,4 Personen, d, h. um 39 %. 
Hinzu kommen rd. 20 000 Personen, deren Neuein- 
slellung im FuE-Bereich in den Jahren 1985 bis 1988 
durch die Forschungspersonal-Zuwachsförderung be- 
günstigt wurde. Mit der auf den Ausbau der For- 
schongs- und Entwicklungskapazitäten gerichteten 
Forschungspersonal- Zuwachsförderung wurde es vor 
allem technologieintensiven, wachstimis- und export- 
starken mittelsländischen Unternehmen erleichtert, 
sich neue Technologiefelder zu erschließen. 1990 er- 

FuE-Ausgaben des Bundes filr 
Indirekte Förderung des Fif-Fsrsonals 
in Verwirtschaft 
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halten diese Untemehmen noch 60 Mio DM aus der 
Forschungspersonal-Zuwachsförderung des BMFT. 

Kleine und mittlere Unternehmen weiden auch zu- 
künftig darauf zu achten haben, daß sie über eine lei- 
stungsfähige interne FuE verfügen. Aufgabe der For- 
schungs- und Technologie Politik ist es, zu prüfen, in- 
wieweit die Unternehmen die dafür notwendigen Be- 
dingimgen vorfinden, und inwieweit diese zu verbes- 
sern sind. 


Verbesserung des Technologie- and 
Wissenstrauslers 

Forschungskooperation zwischen Wirtschaft und Wis- 
senschaft 

Ziel der Fördennaßnahme ,, Forschungskooperation 
zwischen Wirtschaft und Wissenschaft“ ist es, den 
Technologietransfer „über Köpfe“ zu stärken und da- 
durch Brücken zwischen Wissenschaft und vor allem 
der mitte Ist än dis Chen Wirtschaft zu schlagen, damit 
neue wissenschaftliche Erkenntnisse schnell und effi- 
zient für industrielle Innovationen nutzbar gemacht 
werden können. 

Untemehmen können aus diesem Programm einen 
degressiv gestalteten, pauschalen Zuschuß (von max. 
90 000 DM) durch den BMFT erhalten, wenn sie 
Nachwuchswissenschaftler für eine bestLmmle Frist 
(max. 3 Jahre) an Forsch ungseinrichtungen zur 
Durchführung von imtemehmensbezogener For-. 
schung und Entwicklung entsenden (s, SchaubUd 115).. 
Hierdurch soll die befristete Entsendung von Wissen-^ 
scbaftlem aus der Industrie in Forschungseiniichtun-. 
gen als Modell für die Wirtschaft interessant werden, 
damit die Bereiche Wissenschaft und Wirtschaft offe- 
ner und durchlässiger werden. 

Die Förderung nutzen insbesondere kleine und mitt- 
lere Unternehmen. Mehr als zwei E>rittel der Förde- 
rungen gehen an Unternehmen mit weniger als 500 
BeschöftigteD, Vielfach wurde die Forderung zum 
Einstieg in ein neues Technologiefeld ge nutzt. Gut 
zwei Fünftel der Kooperationen erfolgen auf dem Ge- 
biet der Infonnationstechnik, rd. 10 % in der Ferti- 
gungstechnik. Weitere Schwerpunkte liegen in der 
Biotechnologie, der Materialforschung und bei den 
Umwelt- und Recycling technologien. Zu gut drei 
Vierteln sind die Kooperationspartner Universitäten, 
Technische Hochschulen und Fachhochschulen. 
Knapp ein Viertel entfällt auf Kooperationen mit In- 
stituten der Max-Planck-Gesellschaft, der Großfor- 
schungseinrichtungen, der Fraunhofer- Gesellschaft 
sowie der Industriellen Gemeinschaftsforschung (s. 
Schaubild). Angesichts der nach wie vor bestehenden 
Barrieren zwischen mittelständischer Wirtschaft und 
Wissenschaft sowie der — in der wissenschaftlichen 
BegleiÖorschung festgeslellten — positiven Erfahrun- 
gen mit der Fördermaflnahme hat die Bundesregie- 
rung deren Verlängerung bis Ende 1991 beschlossen. 
Dabei wurde die Mehrfachfördenmg auf max. 6 Fälle 
je Untemehmen begrenzt, um die Anstoßvrirkung zu 
steigern. Gleichzeitig wurde ein zusätzlicher Anreiz 
geschaffen, zur Vorbereitung von Forschungs ko Ope- 
rationen Datenbankrecherchen durchzuführen. 
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Schaubild U/S 


Fördermaßnahme Forschungskooperation zwischen 
Wirtschaft und Wissenschaft 
Entsendung von Industriepersonai in öffentlich finanzierte 
Forschungseinrichtungen 
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Bisher wurden seit 1984 rd, 1 100 Bewilligungen für 
Forschungskooperationen ausgesprochen. Die Unter- 
nehmen erhielten rd. 100 Mio DM an Fördermitteln 
bewilligt, wobei sie selbst über 250 Mio DM an eige- 
nen Mitteln für die Forschungskooperationen auf- 
wandten. 1990 hat der BMFT für die Förderung von 
Forschungskooperationen zwischen mittelständischer 
Wirtschaft und Wissenschaft rd. 21 Mio DM vorgese- 
hen ... 


Auftrag^orschung und -ent^icklung für 
Unteruehmen der gewerblichen Wirtschaft 

Im Februar 1934 wurde die seit 1978 bestehende Maß- 
nahme zur Förderung von Unlemehmen, die For- 
schungs- und Entwicklungsaufträge an externe Dritte 
vergeben, erheblich ausgeweitet. Die Summe der be- 
willigten Fördermittel wuchs von 14 Mio DM im Jahre 
1983 auf 66 Mio DM ün Jahre 1988. 

Die Förderung wurde inzwischen von über 5 000 Un- 
ternehmen, auch mehrfach, in Anspruch genommen* 
Sie hat damit einen nicht unbeträchtlichen Teil der für 
Forschung und Entwicklung in Frage kommenden 
Zielgruppe erreicht. Der Anteil der Vertragsforschung 
an den gesamten FuE-Ausgaben der gewerblichen 
Wirtschaft hat sich in den letzten zehn Jahren verdop- 
pelt Zu dieser Entwicklung hat das Progranun beige- 
tragen. da die anteilige Bezuschussung von 30/40 % 
ein Vertragsforschungs Volumen von über 900 Mio DM 
ausgelösl hat. 

Eine Änderung der Förderung ab 1988 trägt dem 
Rechnung und konzentriert die Förderung auf bisher 
noch nicht erreichte Unternehmen und auf die Inten- 
sivierung des Technologietransfers zwischen For- 
schungseinrichtungen und KMU bei der externen 
A uftrag s ve rg abe . 

Modeilvorhaben zur Verbesserung des 
T ech n ologfe t ransfers 

Kleine und mittlere Unternehmen des Handwerks, 
des Handels und des produzierenden Gewerbes ha- 
ben s truk tu rbe dingt besondere Schwierigkeiten, sich 
technisches Wissen zu beschaffen und es in Produkt- 
und Verfahrensinnovationea umzusetzen* Anderer- 
seits sind aber gerade sie in starkem Maße auf die 
Nutzung externen technischen Wissens angewiesen, 
weil sie eigene Forschung und Entwicklung zumeist 
nicht betreiben können. 

Um kleinen und mittleren Unlemehmen die Nutzung 
externen technischen Wissens in stärkerem Umfang 
als bisher zu ermöglichen, sind daher Verbesserungen 
des Technologietransfers bei Erzeugern, Mittlern und 
Nachfragern technischer Informationen erforderlich. 
2u diesem Zweck fördert der BMWi Modeilvorhaben, 
die dazu beitragen, Aufbereitung, Bereitstellung. Be- 
arbeitung und Umsetzung technischen Wissens zu 
verbessern, Untemehmensübergreifende Ansätze, 
die auf eine Stärkung der technologischen Infrastruk- 
tur abzielen, werden bevorzugt* Projekte, die geeig- 
net sind, die Transferbedingungen in strukturschwa- 
chen Gebieten und Regionen mit strukturellen Anpas- 
sungsproblemen zu verbessern, sind von besonderem 
Interesse. 


Der BMWi hat hierfür im Jahr 1990 ? Mio DM vorge- 
sehen. Hierin sind 2 Mio DM enthalten, die der Lei- 
stungssteigerung des deutschen Patentinformalions- 
wesens dienen. 


FuE-Ausgaben des Bundes 
für Verbesserung des TedinoJogie- und 
Wissenstransfers 



Förderung technologieorlentierter 
Untemehmensgründungen (TOU) 

Die Bundesregierung hat diesen Modellversuch im 
Sommer 1983 gestartet, um technologieorientierte 
Unternehmens grün dun gen und junge Untemebmen 
besonders zu fördern. Ziel des Versuchs war es, her- 
auszufinden, mit welchen Förderinstrumenten derar- 
tige Unternehmen bestmöglich gefördert werden kön- 
nen, um privates Risikokapital zu Engagements in sol- 
chen Firmen anzuregen. 

Bis 30. Juni 1989 wurden in den verschiedenen Pha- 
sen des Modellversuchs 433 Unternehmen und Unter- 
nehmenskonzepte mit insgesamt 308 Mio DM gefor- 
dert. 

Die Antragsfrist für den Modellversuch TOU endete 
1988. Als wichtigstes Ergebnis ist festzuhallen, daß 
die Mobilisierung von privatem Risiko kapital, insbe- 
sondere in der FuE- Phase, nur unzureichend gelun- 
gen ist. Dies war auch das Resultat eines Gutachtens 
unabhängiger Experten; sie haben Fortsetzung der 
Förderung von jungen Technologie-Unternehmen 
empfohlen. Dabei sollten die bisherigen ItLStrumente 
Zuwendungen und Bürgschaften durch Beteiligun- 
gen ersetzt werden, Aus diesen Gründen hat die Bun- 
desregienmg am 1* Juli 1989 einen zweiten Modell- 
versuch gestartet mit dem Ziel, bis t994 die Bereitstel- 
lung von 300 Mio DM Beteüiguugskapital anzure- 
gen. 

Bei dem neuen Modellversuch geht es nicht mehr ein- 
fach darum, für weitere 6 Jahre ca. 300 jungen Tech- 
nologie-Unternehmen eine Finanzierung zukoinmen 
zu lassen, die vom RLsikokapitalmarkt z. Z, nicht ge- 
leistet wird. Vielmehr muß vor allem das Engagement 
von Risiko kapilalgebem bei jungen Technologieun- 
temehmen erhöht werden. Die Bundesregierung er- 
wartet, daß die Risiken eines frühzeitigen Engage- 
ments für Beteiligungsgeber tragbar werden, wenn 
sie Gelegenheit gehabt haben, optimale Betreuungs- 
strategien zu entwickeln. Ziel des Modellversuchs ist 
es daher, die Entwicklung eines Risikokapitalmarkles 
anzuregen, der sich auch bei der Finanzierung von 
jungen Technologie-Unternehmen später weitge- 
hend ohne staatliche Hilfen trägt. 
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FuE-Ausgaben des Bundes 
für Förderung technotogieorientterter 
Untemehmensgründungen 
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Übrige indirekte Fördennaßnahmen 

Ehe Angaben in der folgenden Graphik beziehen sich 
auf die Arbeitsgemeinschaft industrieller Forchungs- 
Vereinigungen (AIF). Nähere Erläuterungen hierzu 
siehe Teil V, Abschnitt 2.6. 


FuE-Ausgaben des Bundes 
für übrige indirekte Fördermaßnabfnen 
(ohne indirekt-spezifische) 
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RadonaJisierung und wissenschaftlich-technische 
RessortdiensUeistungen (BMWi) 

Raüonalisiening, Forschimg, Entwicklung und Inno- 
vation sind für die Leistungs- und Wettbewerbsfähig- 
keit der deutschen Wirtschaft von großer Bedeuhing. 
Im Rahmen institutioneLler Fördenmg unterstützt der 
BMWi — z. T. in Kooperation mit den Ladern — diese 
Zielsetzung durch Zuwendungen an das Raüonali- 
sierungskuratorium der Deutschen Wirtschaft e, V* 
(RKW). 

Mit diesen und ähnlichen Hilfen werden Untemeh- 
mensberatungen, Informations- und Schulungs Veran- 
staltungen, Untersuchungen wirtschaftlicher, techni- 
scher, arbeits- und sozial wissenschaftlicher Art sowie 
Umsetzung von Rationalisierungserkenntnissen ge- 
fördert. 

Darüber hinaus trägt der BMWi durch Publikation von 
Forschungsergebnissen zu Fragestellungen aus dem 
Bereich der kleinen imd mittleren Unternehmen so- 
wie der freien Berufe zur Verbesserung der Leistungs- 
und Wettbewerbsfähigkeit in der mittelständischen 
Wirtschaft bei. 

Wissenschaftlich-technische Ressortdien s Üeis tungen 
werden vor allem von 

— der Physikalisch-Technischen Bundesanstalt 
(PTB) und 


— der Bxmdesanstalt für Materialforschung und -prü- 
fung (BAM) 

zur Verfügung gestellt (vgl. auch Teil V, Ab- 
schnitte 6.3.1 und 6.3.3). 


Ausgaben des Bundes für 
Ratfonalisiemng il wissenschafliich-teohnische 
RessoftdienstJeistungen (BMWi) 
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Übrige Fördennaßnahmen (BMWi) 

Technische Entwicklung in Berlin 

Mit diesem Programm werden im Wege der Direktför- 
derung Forschungs- und Entwicklungsprojekte von 
kleinen imd nüttleren Unternehmen in Berlin geför- 
dert. Mehr als die Hälfte aller FuE-betreibenden Ber- 
liner Unternehmen haben bisher an dem Programm 
partizipiert. Entsprechend der Berliner Wirtschafts- 
Struktur entfallen rd. 80 % der Fördermittel auf die 
Wirtschaftszweige Elektrotechnik, Feinmechanik/ 
Optik sowie Stahl-, Maschinen- und Fahrzeugbau. 

Von 1969 bis 1988 wurden 833 Produkt- und Verfah- 
rensentwicklungen mit insgesamt rd. 131 Mio DM ge- 
fördert. Dadurch wurden zusätzliche Eigenleistungen 
der mittelständischen Berliner Wirtschaft in Höhe von 
rd. 180 Mio DM mobilisiert. Im Bundeshaushalt 1990 
sind 6,0 Mio DM vorgesehen. Mit der Einstellung ei- 
nes jährlichen Betrages in gleicher Höhe in die mittel- 
fristige Finanzplanung bis 1993 hat die Bundesregie- 
nmg zu erkennen gegeben, daß diese Fördermaß- 
nahme fortgeführt werden soll. Gleichzeitig wurde ein 
neues Förderkonzepl entwickelt, das insbesondere 
eine betonte Förderung von Schlüsseltechnologien 
und der Verbundforschung sowie eine Konzentration 
der Mittel auf kleine Unternehmen vorsieht. Die 
neuen Richtlinien sollen sobald wie möglich in Kraft 
treten. 


FuE-Ausgaben des Bundes für 
übrige Förttermaßnahmen (BMW) 
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Ausgaben des Bundes für Innovation 
und verbesserte Rahmenbedirigiingeii 
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2J20 FachlnforrnatJon 
(Förderbereich U) 

Die Bundesregierung hat ihre marktorientierte Fach- 
infonnaüonspoütik mit der Zielsetzung fortgesetzt 

— die Produktion und das Angebot wissenschaftli- 
cher und technischer sowie ressortspezifischer In- 
formation w ei terzu entwickeln und zu stärken 

— die Nutzung von Fachinformation in Wissenschaft, 
Wirtschaft, Staat und Gesellschaft zu erhöhen 

— Forschung und Entwicklung sowie Aus- und Wei- 
terbildung für die Fachinfomiation zu verbessern 

— die europäische und mlematiooale Zusammenai- 
heit bei ^oduktion und Angebot von Fachinforma- 
tion zu intensivieren, die Rahmenbedingungen des 
Fachinformationsmarktes zu verbessern und den 
ungehinderten Zugang zum weltweiten Fachinfor- 
mationsmarkt zu sichern. 

Produktion und Angebot elektronischer 
Fachiniorui ation 

Wissenschaftliche und technische Fachinformation 

Die wichtige Weltrnarktposition der deutschen Che- 
mieinform ation konnte durch das öffentliche Angebot 
der Faktenbank BEJLSTEIN ONLINE wesentlich ge- 
stärkt werden. Aus dem traditions reichen Frankfurter 
Handbuch für organische Chemie mit z. Z. 350 Bän- 
den stehen seit Frühjahr 1909 bewertete Fakteninfor- 
mationen über 1,7 Mio Substanzen über das \vissen- 
schaitlich-techniscbe InJonnationsverbundnetz STN 
International zur Verfügung {s, unten S. 170). Auch 
das umfangreiche Gmelin-Handbuch der anorgani- 
schen Chemie wird auf elektronische Medien umge- 
stellt. 

Auf der Basis des gedruckten Informationsdienstes 
ChemJnform ist beim Fachinfo rmationszentrum Che- 
mie in Berlin unter Beteiligung der Industrie die Pro- 
duktion einer Reaktionendatenbank angelaufen. 
Ebenfalls zusammen mit der Industrie sowie einem 
Verlag wurde mit dem Aufbau eines integrierten 
Spektren -Struktur-Systems begonnen. 

Eine neue interaationaie Datenbank COMPU- 
SCIENCE über iDformatik und Computertechnik ist 


seit Juni 1989 beim Fa chmformatio ns Zentrum Karls- 
ruhe mit zunächst 100 000 Lite rat urhin weisen verfüg- 
bar, darunter die gesamte deutschsprachige Literatur 
seit 1972. 

Die mdustriepolitisch bedeutungsvollen deutschen 
Palentdatenbanken PATDPA und PATOS mit vielfäl- 
tigen neuen Erschließung smöghchkeiten von Patent- 
Veröffentlichungen des Deutschen Patentamtes wur- 
den ergänzt durch die Datenbank PATGRAPH. Sie 
enthält 120 000 Grafiken aJs Patentzeichnungen, che- 
mische Strukturen und komplexe mathematische For- 
meln der Titelseiten deutscher Patent- Otfenlegungs- 
schriften. Informationstechnisch wurde hiermit erst- 
mals die kombinierte Speicherung sowie das Retrieval 
von Text und Grafik in einer umfangreichen Daten- 
bank realisiert. 

Der fachliche Schwerpunkt der Förderung durch den 
BMWi lag bei Lite raturhin weis- und Faktendalenban- 
ken in den Bereichen Technik, Werkstoffe, Rohstoffe 
und Wirts chaftsinformationen im engeren Sinn, wobei 
die Durchführung der Projekte in enger Zusammenar- 
beit mit Hochschulen, Forschungsinstituten und tech- 
nisch -wissenschaftlichen Einrichtungen der Wirt- 
schaft erfolgte, die um Rahmen ihrer Möglichkeiten 
zur Mitfinanzierung herangezogen wurden. Im ein- 
zelnen wurden folgende Aufbauvorhaben gefördert: 

— Inform ation 5 datenbanken im Bereich Technik und 
technische Regeln des ln- und Auslands (allge- 
meine Ingenieurwissenschaft, Maschinenbau, 
Feinwerktechnik, Elektrotechnik; Normen und 
Normenerschließung zur direkten Anwendung in 
rechnergestützten Konslruktions- und Fertigungs- 
Prozessen) 

— UleraturhiDweis- und Fakten datenbanken im Be- 
reich Werkstoffe (Fa chinf ormationszentrum [FTZj 
Werkstoffe e. V., Datenbank mit Werkstoffwerten 
für die numerische Simulation heterogener Pro- 
duktionsprozesse, Werkzeugdatenbanken und de- 
ren Kooperation) 

— eine Wirtschaftsdatenbank der wissenschaf tlichen 
Forschungsinstitute sowie eine Roh Stoff da ten- 
hank. 

Insbesondere unter dem Aspekt der Zugangsverbes- 
serung für kleine und mittlere Unternehmen zu Fak- 
tendatenbanken förderte der BMWi Projekte mit 
übergreifendem Inhalt (Informationsdatenbanken für 
das Handwerk, Entwicklung von Nachweisen und Be- 
stellsystemen in einzelnen Branchen für millelständi- 
sche Produktions- und Handelsunternehmen, Werk- 
stoff d ale nb ank en ) . 

Die Gründung der Gesellschaft Sozialwissenschaftü- 
cher Infrastruktuieiarichtungen (GESIS) ermögüchte 
ein einheitliches Daten- und Serviceangebot der deut- 
schen Sozialforschung an Nutzer in Wissenschaft, 
Wirtschaft und Verwaltung, intensivierte die wissen- 
schaftliche Zusammenarbeit und unterstützte die zu- 
nehmenden mlemationalen Kooperationen. GESIS 
faßte sozial wissen sch aiüiche Lnfrastruklureümchtun- 
gen für Methoden- und Dalenforschimg an den 
Standorten Mannheim, Bonn und Köln mitrd. 100 Mit- 
arbeitern zusammen. 
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Ressortspezifische Fachinformation 

Im Rahmen der Weiterentwicklung des Fachinforma- 
tionssy Steins Fmährung, Land- und Forstwirtschaft 
wurde von der Landwirtschaflskammer Schleswig- 
Holstein ein mit ßundesmilteln anfinanziertes Markt- 
info rmationssystera für Landwirte entwickelt. Über 
Bildschijmtexl geben inzwischen über 1 000 Land- 
wirte die eTzielten bzw. bezahlten Preise für Erzeug- 
nisse und Betriebsmittel selbständig in das System ein 
und erhalten dafür auf gleichem Wege auf Anfrage 
die jeweils aktuellen und regional differenzierten 
Preisspannen und Mittelwerte für interessierende 
Produkte. Andere Landwirtschaftskanunem bzw. 
Landerministenen werden das System in Kürze über- 
nehmen. 

Im Rahmen einer Koordinierungs- und Beratungs- 
stelle für Umweltschäden an Denkmälern wurde im 
Umweltbundesamt die Pilotversion einer Faktenda- 
tenbank erstellt, die der Information und Beratung 
von Behörden, Forsch ungseinrichtungen, Betrieben 
und allen in der Denkmalpflege Tätigen zu Fragen der 
Behebung oder Vermeidung von Umweltschäden an 
Denkmälern und der damit verknüpften Maßnahmen 
dient. Hierzu sind in Wort und Bild geeignete Infor- 
mationen und Fakten zu Schadensbeschreibungen, 
Methoden und Verfahren für Sanierung, Restaurie- 
rung und Konservierung sowie zu Einrichtungen auf 
dem Gebiet der Forschung und der Denkmalpflege 
sowie des Handwerks gespeichert. 

Dem neugebildeten luD-Verbund ..Verkehr'' gehören 
13 Partner aus sämtlichen Verkehrsbereichen an. Sie 
wollen durch fachliche Geschlossenheit. Arbeitstei- 
lung und Einsatz moderner Datenverarbeilungstech- 
nik die Effizienz ihrer Einrichtungen steigern und ei- 
nen möglichst großen Nutzen der vorhandenen Kapa- 
zitäten im In- und Ausland gewährleisten. Derzeit 
sind insgesamt sieben Literatur- und Faktendaten- 
banken mit 2 Mio Dokumentationseinheiten zugriff- 
bereit. 

Zum Thema Hochbegabung und BegabungsEor- 
schung wurde eine Datenbank über Literatur, Test- 
verfahren, Forschungsprojekte, Institutionen vom 
Deutschen Institut für Internationale Pädagogische 
Forschung in Frankfurt am Main aufgebaut. Die Da- 
tensammlung dient der Inf orraations Vermittlung für 
und der Beratung von Büdirngspolitik, Administra- 
tion, Bildungs- und anderer Forschung, sie wendet 
sich an Lehrer und Erzieher, Ellern und die interes- 
sierte Allgemeinheit. 

Das Rechtsinformationssy Stern JURIS GmbH in Saar- 
brücken kann seit 1986 — dem ersten Geschäftsjahr 
— atjf eine der positivsten Umsatzentwicklungen in 
der Geschichte der deutschen Fachinformation zu- 
rückblicken. JURIS dokumentiert vor allem das Bun- 
desrecht und die Rechtsprechung der Bundesgerichte 
und wird kontinuierlich vervollständigt; die Deckung 
der Ausgaben durch die Einnahmen wird für 1993 
angestrebt. Eine Beteiligung privatwlrtschaJÜicher 
Verlage, die für JURIS offen ist, konnte erreicht wer- 
den. 


Nutzung elektronischer füchinformation 

ln einem dreijährigen Modellversuch des BMFT wur- 
den bis Ende 1989 Auf- und Ausbau sowie Betrieb von 
134 Inf onnatio CIS Vermittlung SS teilen (IVS) gefördert. 
85 beteiligte IVS waren private kleine und milUere 
Dienstleistungsunteraehmen, die mittels integrier- 
ter Datenbankrecherchen Untemehmensberölungen 
qualitativ verbesserten oder tradiüoneUe Patentre- 
cherchen rationeller und effizienter gestalteten* Zu 
einer erheblichen Steigerung der Zahl der Recher- 
chen führten vor allem 24 verschiedene Pilotvorhaben 
in Hochschulinsti tuten, Fachhochschulen und For- 
s chungse inrich tun ge n . 

Zugunsten kleiner und mittlerer Unternehmen wird 
der „Aufbau einer handwerklichen Inf ormations“ Ser- 
vice-Agentur (ISA) unter Einbeziehung einer Markt- 
datenbank (MADA)" von der Handwerkskammer 
Trier mit Förderungen des BMWi und des Landes 
Rheinland-Pfalz als Pilolprojekt seit Anfang August 
1987 realisiert* 

Das [nformabonszentjum RAUM und BAU (IRB) der 
Fraunhofer- Gesellschaft in Stuttgart bereitete einen 
völlig neuartigen Informabonsservice ARCONIS vor. 
Kieme und mittlere Bau unternehmen sowie Architek- 
ten sollen aus einer Hand schnell und umfassend alle 
benötigteo InformatLonen aus allen verfügbaren 
Quellen erhalten. Das ERB baut hierfür ein internatio- 
nales Netz von Partnern auf (s. auch S. 170). 

Mit dem GRIPS-Menue können seit Anfang 1989 
beim Deutschen Ensütut für medizinische Dokumenta- 
tion und Information in Köln mit einfachem, Menüge- 
steuertem Dialog, der in deutscher oder englischer 
Sprache geführt werden kann, wichtige medizinische 
Datenbanken wie IVLEDLENE und AJDDSLINE sowie 
später auch alle übrigen biowissenschaftlichen und 
psycho -sozialen Datenbanken abgefragt werden. Es 
wird erwartet, daß hierdurch die Nutzung ressortspe- 
zifischer Fachinformation seitens Forschung, Praxis 
und Verwaltung erheblich zunehmen wird. Das inter- 
aktive Trainings- Programm GREPS-Leam dient eben- 
falls der Zugangserleichterung zu den DIMDI-Daten- 
banken seit Mitte 1989, es ermöglicht das Selbststu- 
dium auf dem Personalcomputer, 

Mit Unterstützung der Westdeutschen Rektorenkon- 
ferenz wurde eine umfassende Untersuchung über die 
Nutzung externer Datenbanken in den Hochschulen 
durchgeführl, die zu konkreten Verbesserungsvor- 
schlägen zur Beseitigung bestehender Hemmnisse 
führen soll. 


Forschung und Entwicklung in der FachjnformQtion 

Zum Abbau einer Nutzungsbarriere, die in der Vielfalt 
der Kommandosprache fl von Datenbanken besteht, 
wurde die Entwicklung der prototypischen Software 
BENHUR (Beautzeroberfläche von Hosts mit unter- 
schiedlichen Retrie valsprachen} unterstützt. BEN- 
HUR erleichtert Ln benutzerfreundiicher Weise sowohl 
dem unerfahrenen, gelegentlichen Nutzer als auch 
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dem Retiieval'Profi den Zugang zu verschiedenen 
Hostrechnern. 

Einem leichteren Zugang zu Werkstoff daten dient die 
Entwicklung eines Werk sto fünf orcnations Systems mit 
natürlichsprachlicher/graphischer Oberfläche an der 
Universität Regensburg, das aus Mitteln des BMWi 
gefördert wird. 

tn der maschinellen Übersetzung beteiligt sich der 
BMFT an der Entwicklung des Computer gestützten 
Üb ersetzungssy Steins EUROTRA der Europäischen 
Gemeinschaften, das für sämtliche Amtssprachen von 
einem unabhängigen Expertenteam evaluiert wurde. 
Gleichzeitig fördert der BMFT eine Untersuchung 
über die zukünftige Entwicklung der maschinellen 
Übersetzung und der Computerlinguistik bei einem 
privaten Beratimgsuntemehmen. 

Internotionale Zusammenarbeit 

Das interaationale Verbundsystem STN International 
(SdenUfic and Technical Information Network) zwi- 
schen dem Fachinfonnationszentrura Karlsruhe, Che- 
mical Abstract Service (CAS) in den USA und dem 
Japan Information Center for Science and Technology 
(JICST) in Tokio hat inzwischen eine führende Posi- 
tion auf dem weitweiten Markt für wissenschaftliche 
und technische Fachinformation erreicht. Im Oktober 
1989 wurden bereits 85 Datenbanken mit mehr als 
56 Mio Literaturhinweisen, 1 1 Mio chemischen Struk- 
turen bzw, numerischen Datensätzen sowie 16 Mio 
Daten über Patent- und Gebrau chmusterschriften an- 
geboten. Die Zuwachsraten der Nutzung betragen 
jährhch über 20 %. 

Das Fachwissen und die Leistungsfähigkeit der bun- 
desdeutschen Bauwirtschaft wird mit Förderung des 
BMFT in der internationalen Literatur-Datenbank 
ICONDA dokumentiert. Als ICONDA-Agency sam- 
melt das InformatLonszentmm RAUM und BAU (KB) 
der Fraunhofer-Gesellschaft in Stuttgart die InpuU 
beitrage aus anderen Ländern. Mit insgesamt 250 000 
Lite ralurhin weisen wird der internationale Erfah- 
rungsaustausch unterstützt. Vom ERB wurde außer- 
dem in Zusammenarbeit mit dem United Naüons Cen- 
ter for Human Settlements in Nairobi die Datenbank 
HABIDOC aufgebaut und daraus der HAßlTAT-Di- 
rectory mit Beschreibungen von l 734 Institutionen 
hergestellt, die in Entwicklungsländern bei der Sied- 
lungsentwicklung tätig sind. 

Ausgaben des Bundes für 
Fachinformation 
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2.21 Geisteswissenschaften; Wirtschafts- und 
Soziaiwissenschaften 
(Förderbereich V) 

Geistes Wissenschaften 

Mit dem raschen Wandel der geseUschafÜichen Ent- 
wicklung sind Fre^gestellungen und Erkenntnisse der 
Geistes Wissenschaften zunehmend in den Mittel- 
punkt forschungspolitischen Interesses gerückt. Dies 
wird deutlich sowohl in der Zunahme mterdisziplinä- 
rer Fragestellungen, die geistes- und naturwissen- 
schaftliche Forschungsansätze zusammenbringen, als 
auch in dem steigenden Interesse der Öffentlichkeit 
an geisteswissenschaftlichen Themen. 

Den Hauptteil der Förderung der Geistes wissen schäf- 
ten tragen die Bundesländer, da Geisteswissenschaf- 
ten in erster Linie an den Hochschulen betrieben wer- 
den. 

Gemeinsam mit den Ländern fördert der Bund — auf 
der Basis der Rahmenverembarung zwischen Bund 
und Ländern über die gemeinsame Förderung der 
Forschung nach Art. 91b GG (Rahmenvereinbarung 
Forschungsförderung) von 1975 “ Einrichtungen und 
Vorhaben von überregionaler Bedeutung und ge- 
samtstaatlichem wissenschaftspolitiscbem Interesse. 

Grundlegende Bedeutung hat hier die Förderung der 
Deutschen Forschungsgemeinschaft PFG. vgl. 
Teü V, Abschnitt 2,1). Von den von Bund und Ländern 
zur Verfügung gestellten Fördermitteln der DFG wer- 
den 16% für die Geistes- und Sozia) Wissenschaften 
aufgewendet. Hierbei werden die Geistes Wissen- 
schaften in allen ihren Disziplinen — von der Theolo- 
gie über die Philosophie, die AJtertumsvvisseDschaflen 
und die Geschichte bis hin zu den Sprachwissenschaf- 
ten, Literaturwissenschaften und Kunstwissenschaf- 
ten — erfaßt. 

Die gemeinsame instituüoneUe Forschungsförderung 
durch Bund und Länder erstreckt sich auf drei geistes- 
wissenschaftliche InsÖtute der Max-Planck-Gesell- 
schaft (Institute für Geschichte in Göttingen und für 
Büdungsforschung in Berlin sowie Bibiiotheca Hertzi- 
ana in Rom) und auf neun der Geistes Wissenschaften 
zuzurechnende außeruniversitäre Forsch ungseinrich- 
tungen der „Blauen Liste " : Institut für Deutsche Spra- 
che, Mannheim; Institut für Zeitgeschichte, München^ 
Stiftung deutsches Oberseeinsbtut, Hambmg; Jo- 
harm-Gott/ried-Herder-Forschungsrat, Marburg; For- 
schungsinstitut bei der Hochschule für Verwaltungs- 
wissenschaften, Speyer, vier Einrichtungen auf dem 
Gebiet Erziehungswissenschaften sowie die For- 
sch ungs an teile des Germanischen Naüonalmuseums, 
Nürnberg, und des Römisch -Germanischen ZenlraJ- 
museums, Mainz. Die Verantwortlichkeit für diese 
Einrichtungen verteilt sich bundesseitig auf 4 Bundes- 
mmlsterien: Auswärtiges Amt (AA), Bun des ministe - 
rien des Innern (BMI), für Innerdeutsche Beziehungen 
(BMB) und für Forschung und Technologie (BMFT) — 
vgi. auch Teil V, Abschnitt 3.1 und Kapitel 5. 

Abgerundet wird der Kreis der getDeinsamen Förde- 
rung der Geist es Wissenschaften durch Bund und Län- 
der durch die Finanzierung des Akademienpro- 
gramms. Dieses umfaßt neben 11 naturwissenschaftli- 
chen Vorhaben 91 Vorhaben auf dem Gebiet derGei- 
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steswissenschaften. Gefördert werden lajigfristige 
Forschungsvorhaben, die in der Regel die Arbeitskraft 
lind die Lebensdauer eines einzelnen Forschers über- 
steigen und deshalb nicht an den Hochschulen bear- 
beitet werden können. Mit diesen Akademien Vorha- 
ben werden für viele geisteswissenschalüiche Fächer 
grundlegende Voraussetzungen für künftige For- 
schungsarbeiten geschaffen. Sie werden von der Kon- 
ferenz der Akademien der Wissenschaften, der die 
Akademien in Düsseldorf, Göttingen, Heidelberg, 
Mainz und München angehören, koordiniert und be- 
treut. Inhaltlich erstrecken sich die Projekte — für 
deren Betreuung auf Bundesseite allein der BMFT 
verantworUich ist — auf Wörterbücher, Editioiien der 
Literatur- und Sprachforschung, Phüosopbie, Theolo- 
gie, Geschichte sowie Kunst- und Musikwissen^ 
Schaft, 

Ferner wird von Bund und Ländern gemeinsam die 
Stiftung Preußischer Kulturbesitz getragen. Sie be- 
treibt geisteswissenschaftliche Forschung in allen ih- 
ren Einrichtimgen: die Staatlichen Museen Preußi- 
scher Kulturbesitz arbeiten auf sämtlichen Gebieten 
der abendländischen Kunstwissenschaft sowie auf 
den Gebieten der Archäologie, der indischen, ostasia- 
tischen und islamischen Kunstwissenschaft und der 
Ethnologie; in der Staatsbibliothek Preußischer Kul- 
turbesitz werden Handschriften-, Musik-, Karten- und 
Orientsammlungen erforscht und publiziert; daneben 
stehen die Forschungsarbeiten des Geheimen Staats- 
archivs, des fbero -Amerikanischen Instituts und des 
Staatlichen Instituts für Musikforschung. Die Finan- 
zierung liegt bundesseitig beim BMI. 

Der BMI fördert ferner — teils mit dem jeweiligen Silz- 
land. teils mit allen Ländern — iostituüonell die ün 
Arbeitskreis selbständiger Kullunnsütute (ASKlj zu- 
sajnmengeschlossenen Einrichtungen. Als For- 
schungsaktivi täten sind hier die vor allem anhand von 
Nachlassen betriebenen Quellenforschungen Lm 
Deutschen Litera turarc hi v der Deutschen Schillerge- 
seUschoft, hn Freien Deutschen Hocbstift/Frankfurter 
Goethe-Museum und ün Beethoven -Archiv des Ver- 
eins Beethoven -Ha US sowie die sprachwissenschaftU“ 
eben Untersuchungen der Gesellschaft für deutsche 
Sprache her auszu stellen. 

Ohne Beteiligung der Länder fördert der Bund dane- 
ben wichtige geistes wisse nschafth che Einrichtungen 
von gesamtstaatlicher Bedeutung, vor allem mit Aus- 
landsbezug. 

Das Auswärtige Amt fördert das Deutsche Archäo- 
logische Institut in Berlin mit zahlreichen Arbeitsstel- 
len in verschiedenen Ländern (vgl. Teil V, Ab- 
sclmitt 6.1.1). Daneben steht die Förderung geistes- 
wissenschaftlicher Forschung über die verschiedenen 
Programme der Alexander von Humboldt- Stiftung 
(AvH) und des Deutschen Akademischen Austausch- 
dienstes (DAAD) [vgl. Teil V, Abschnitte 2.2 und 
2,3), 

Der BMI fördert das Bundesmstitul für ostdeutsche 
Kultur und Geschichte (vgL Teil V, Abschnitt 6,2,5) 
sowie Einrichtungen der poUtischen BUdung (Stiftung 
„Konrad- Adenau er- Haus'" und Stiftung „Reichspräsi- 
dent Friedrich-Ebert-Gedenkstätte"), 


Für 7 deutsche Forschungseinrichtimgen im Ausland 
ist der BMFT verantwortlich: Die Deutschen Histori- 
schen [nstitule in London, Paris, Rom und Washing- 
ton, das — 1988 gegründete — Deutsche Institut für 
Japanstudien in Tokio, das Kunsthistorische Institut in 
Florenz, das One nt- Institut in Beirut (z, Z. Ausweich- 
stelle Istanbul — vgL auch Teil V, Abschnitt 6, 12). Sie 
haben gemelDsam die Aufgabe, der deutschen Wis- 
senschaft den Zugang zu den Quellen und der For- 
schung des Gastlandes zu erleichtern, die deutsche 
Forschung im Ausland bekannt zu machen und die 
internationale wissenschaftliche Zusammenarbeit zu 
verstärken. Gemeinsam mit der israelischen Seile bat 
der BMFT 1989 die Errichtung eines Forschungszen- 
trums für Deutsche Sprache, Literatur- und Kulturwis- 
senschaft an der Hebräischen Universität Jerusalem 
fin anzi ell sichergestellt und organisatorisch in Gang 
gebracht. Das zugrundeliegende Fachkonzepl wurde 
von der israelischen und der deutschen Germanistik 
gemeinsam erarbeitet. 

Von verschiedenen Bundesministerien {vor allem AA, 
BMI, BMB imd BNÜFT) werden — insbesondere als 
Ressortforschung — Vorhaben gefördert, die aus un- 
lerschiedhchen Gesichtspunkten — z. B. gesamtstaat- 
lichem Charakter, Aoslandsbezug — im besonderen 
Bund es Interesse hegen. 

Der BMI fördert Untersuchungen zur Klärung der Be- 
dingungen und Wirkung von Entscheidungen, Ver- 
fahren und Handlungen ün Bereich der Kulturpolitik. 
Die Fördermaßnahmen dienen dem Ziel, qualifizierte 
Entscheidungsgrundlagen für die wachsenden Anfor- 
denrngen an die Kulturpolitik zu gevrinnen. 

Der BMB fördert Vorhaben auf dem Gebiet der 
Deutschiandlorschung (s. hierzu den folgenden Ab- 
schnitt Deutschlaadforschung). 

Der BMFT fördert mit steigendem finanziellen En- 
gagement Projekte auf den Gebieten des Kultur- 
güterschulzes und des Einsatzes neuer Technologien 
in den Geisteswisserischaften. Der ira Rahmen der 
52. deutsch-französischen Konsultationen 1988 ein- 
gerichtete deulsch-französiscbe Forschungsschwer- 
punkt „Umweltbedingte Schäden an Kulturdenkmä- 
lern" nahm seine Arbeit auf. Das gemeinsame Sekre- 
tariat wurde in Champs-sur-Mame Östlich von Paris 
eingerichtet. Mit dem „Statusbericht Geisteswissen- 
schaften" wild die Bundesregierung voraussichtlich 
noch in diesem Jahr eine gruDdlegende Untersu- 
chung über Stand und Perspektiven der Geistes Wis- 
senschaften in der Bundesrepublik Deutschland vor- 
legen. 


Deutschland forschung 

Deutsdilandforschung ist die Gesamtheit aller For- 
schungen zur deutschen Frage und zur Deutschland- 
politik. über die DDR und über den Vergleich zwi- 
schen der Bundesrepublik Deutschland und der DDR. 
Sie zielt auf die Analyse der deutschen Frage in ihren 
vielfältigen Aspekten und ist dadurch relevant für 
eine konzeptionelle Deutschlandpolitik. Ehre aktuelle 
Bedeutung erhöht sich angesichts eines beschleunig- 
ten historischen Wandels, der die Strukturen m Eu- 
ropa und die Wiederherstellung der staatlichen Ein- 
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heit Deutschlands in eine kurzfristige Perspektive 
ruckt. 

Die Bundesregierung setzt daher ihre Bemühungen 
fort, vor allem durch gezielte Projektförderungen die 
Deutschlandforschung zu intensivieren und ihre Er- 
träge als Faktengrundlagen politischer Problemlösun- 
gen fruchtbar zu machen. Diese Bemühungen zielen 
auf folgende Schwerpunkte: 

— die Deutschlandpolitik in ihrem intemationaien 
und europäischen Kontext 

— systematische und vergleichende Analyse des po- 
litisch-gesellschaftlichen Systems und der Lebens- 
wirklichkeit in der DDR, insbesondere im Hinblick 
auf laufende Veränderungs Prozesse und Probleme 
der Umgestaltung 

— das Problem der Einheit und Teilung Deutschlands 
und der Deutschen unter historischen, politischen, 
rechtlichen, wirtschaftlichen, kulturellen und an- 
deren relevanten Aspekten. 

Die erforderliche Akzentuierung der Deutschlandfor- 
schung setzt ihre Verankerung an den Universitäten 
und Hochschulen und die verstärkte Heranführung 
wissenschaftlichen Nachwuchses voraus. Zurwissen- 
schafüichen Beratung aller einschlägigen Fragen 
hat 1988 der aus zwölf namhaften Vertretern betei- 
hgter Disziplinen zusammengesetzte „Arbeitskreis 
Deutschlan^orschung beim Bundlesminister für in- 
nerdeutsche Beziehungen'' seine Tätigkeit auf ge- 
nommen. 

Wirtschaftswissenschaften 

Die Wirtschaftspolitik nutzt die Arbeiten der empiri- 
schen Wirtschaftsforschung als Entscheidungshilfe für 
wirtschaftspolitische MaÜnahmen und Vorhaben. Die 
Nachfrage der Potitik und auch der Wirtschaft nach 
aktuellen wirtschaftlichen Informationen und Daten 
erfordert laufende empirische und statistische Unter- 
suchungen über Interdependenzen und Entwick- 
lungstendenzen im nationalen und internationalen 
Bereich. Dies gilt für alle wesentlichen Bereiche der 
Wirtschaftswissenschaften. Die Arbeit umfaßt auch 
die Einordnung der empirischen Ergebnisse in ein 
umfassendes theoretisches Konzept der Ordnungs-, 
Wettbewerbs-, Struktur- und Regionalpoiitik. 

Diese Aufgaben werden von den wirtschaftswissen- 
schaftlichen Forschungsinstituten wahr genommen, 
die angewandte und praxisorientierte Wirtschaftsfor- 
schung betreiben und auch entsprechende For- 
schungsaufträge übemehraen. 

Die wirtschaftswissenscbafLliche Forschung wird ge- 
fördert durch 

“ die LDstitutionelle Förderung von überregionalen 
Wirtscbäflsforschungsinstituten (vgl. Teil V, Kapi- 
tel 5) 

O Institut für Weltwirtschaft an der Universität, 
Kiel 

O HWWA- Institut für Wirtschaftsforschung, Ham- 
burg 

O Deutsches Institut für Wirtschaftsforschung, 
Berlin 


O [fo-histitut für Wirtschaftsforschung, München 

O Rheinisch-Westfälisches Institut für Wirtschafts- 
forschung, Essen 

— Auftragsforschung zu speziellen Themen. 

Die wissenschaftlichen Arbeiten der Institute werden 
gnmdsätziich veröffentlicht. Sie stehen damit nicht 
nur den Bundesressorts, sondern auch allen Wirt- 
schafts kreisen, Sozialpartnern sowie der interessier- 
ten Öffentlichkeit als Instrument der Meinungsbil- 
dung und als Entscheidungshilfe zur Verfügung. 


Sozialwissenschaften 

Stärker als je zuvor ist die Entwicklung unserer Ge- 
sellschaft durch naturwissenschafthche Forschung 
und technische Entwicklung geprägt. Diese Entwick- 
lung umfaßt alle Lebensbereiche. Der damit verbun- 
dene zivilisatorische Wandel erfordert einen erhebli- 
chen Bedarf an treffender soziaJwissenschaftlicher 
Analyse. Die Bundesregierung mißt daher der Förde- 
rung der Sozial Wissenschaften hohe Bedeutung im 
Hinblick auf technik orientierte Grundlagen- und an- 
gewandte Forschung somit die Gewinnung von 
Orientierungsvrissen bei* So wurden mit dem BfvIFT- 
Förderschwerpunkt Sozial Wissenschaften vom Januar 
1986 erstmals die relevanten Förderziele, -maflnah- 
men und -iostnuneote zusammengefaßt und ein Rah- 
men für die Forderung der technikorientierten Sozial- 
forschung geschaffen. 

Die Basisförderung der sozial wissenschaftlichen For- 
schung erfolgt tn der Bundesrepublik Deutschland 
überwiegend durch die Länder an den Hochschulen, 
Diese Förderung wird durch Maßt] ahmen in mehreren 
Bundesressorts und durch das Zusammenwirken von 
Bund und Ländern ergänzt. Im Rahmen der gemein- 
samen Bund- Lander-Förderung werden neben der 
Förderung der Gesellschaftswissenschaften über die 
DFG insbesondere das Wissenschaflszentrum Berlin 
für Sozialforschung (WZB), die Gesellschaft Sozial- 
wissenschaftlicher Inhastxukturemrichtungen (GO- 
SIS) und das Max-Planck-Institut für Gesellschaftsfor- 
schung in Köln gefördert. 

Die thematischen Schwerpunkte des Förderkonzepts 
des BMFT wurden auf drei Gebiete konzentriert: 

— Forschung über die Wechselwirkungen zwischen 
sozialem Wandel und technischer Entwicklung* 
Sie ist grundlagenorientiert und mit längerfristiger 
Perspektive angelegt. Der Ressortbezug liegt hier 
insbesondere in sozial wissenschaftlichen Beiträ- 
gen ztir Forschungs- und TechnologiepoHtik. 

— Technikbezogene Sozialforschung, die sich exem- 
plarisch mit einzelnen Bereichen der technischen 
Entwicklung befaßt und anwendungsorientiert ar- 
beitet. Die Sozialwissenschaften sollen möglichst 
früh in die Diskussion um sich abzeicbnende tech- 
nische Entwicklungen einbezogen werden, damit 
rechtzeitig ^vichtige Fragen behandelt und Chan- 
cen zur sozialen Gestaltung dieser Entwicklungen 
genutzt werden können. 

— Sozial wissenschaftliche Begleitforschung zu Pro- 
jekten des BMFT, die mit Blick auf eine auch ge- 
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selischaftspolitisch erfolgreiche Durcbfübrung von 
Fach Programmen zu sehen ist. ln diesen Zusam- 
menhang gehören auch Bemühungen um Tech- 
nikfolgenabschätzung, soweit die Sozialwissen- 
schaften dazu beitragen können, 

Wechselwirkungen zwischen Technik und Gesell- 
schaft werden vorrangig im 1985 gegründeten ^Ver- 
bund Sozialwissenschaftliche Technikforschung'' un- 
tersucht, der inzwischen Forschungsvorhaben von 
zwölf Einrichtungen koordiniert, in einem gemeinsa- 
men Konzept definiert und Erfahrungen sowie Be- 
funde auswertet. Als Querschnittstechnik rvurden die 
neuen Informations- und Kommunikationstechniken 
ausgewähll, die in ihrer Wechselwirkung auf PamiJie, 
Erziehung, Arbeitsplatz, Wirtschaft und GeseJJschaft 
erforscht werden. Die schrittweise Verbrmderweite- 
rung hat die Leilkonzeption insofern verstärkt, als Pro- 
jekte auf genommen wurden, die eine Alt „ Brücken - 
runktion" zwischen den Themen Schwerpunkten 
„Technik, Produktion und Arbeit" und „Technisie- 
rung des Ahlags" bilden und die Forsch iingsansätze 
um Aspekte der Technikgenese bereichern. Der Ver- 
bund hat 1988 und 1989 zwei vielbeachtete inleraatio- 
nale Fachtagungen durchgeführt, die in den gesam- 
ten Bereich der sozialwissenschaftüchen Tedmikfor- 
schung hineinwiiken. Er veröffentlicht regelmäßig 
Zvhschenberichte, die sich außerordentlich großer 
Nachfrage erfreuen. Die intemationalen Beziehungen 
des Verbundes werden weiter ausgebaut, um den Lei- 
stungsvergleich mit der ausländischen Technikfor- 
schung zu erweitern. 

Die Fördervorhaben der technik bezogenen Sozialfor- 
schung konzentrieren sich auf Methodenprojekte zur 
Leistungsfähigkeit und Evaluation der fSozial-jWis- 
senschaften. zu Frühwam- und Partizipationsnietho- 
dik und zur Wirkungs- und Akzeplanzforschung. 
Zwei Vorhaben des Verbundprojekts „Medien und 
Technik " , je eine Untersuchung über die Situation des 
deutschen WissenschaJlsjoumalismus sowie über 
Wirkungszusammenhänge von großtechnischen Er- 
eignissen und Berichterstattung, haben in publizierter 
Form breites Interesse und weiterführende For- 
schungsanregungen bewirkt. Die internationale Stu- 
die „Einstellungen der jüngeren Generationen zum 
technischen Fortschritt“ wurde ein Püotprojekt für 
vergleichende empirische Untersuchungen. Das 1990 
auslaufende, BMFT- finanzierte „Sonderförderungs- 
programm für empirische Sozialforschung " der Deut- 
schen Forschungsgemeinschaft (DFG) ergänzt diese 
an wendlingsbezogenen Projekte durch Vorhaben der 
Grundlagenforschung, wobei Begutachtung, Durch- 
führung und Evaluation in der Verantwortung der 
DFG liegen. Das „ Sozio -ökono mische Panel“ - bisher 
ein Teüprojekt des DFG-Sonderforschungsbereichs 3 
~ wird ab 1 990 im Rahnien einer Projektförderurig bei 
der DFG gemeinsam von Bund (BMFT) und Ländern 
weitergeführt werden. Beim Panel handelt es sich um 
eine empirische Langzeituntersuchung von rd. 6 000 
Haushalten zur repräsentativen Erfassung und Inter- 
pretation der objektiven Lebensbedingungen sowie 
der subjektiv wahrgenomnienen Lebensqualität der 
in der Bundesrepublik Deutschland lebenden 
Menschen und ihre Veränderungen im Zeitablauf, 
Schließlich werden in einer Reihe von fachspezifi- 
schen und interdisziplinären Projekten auch ethische 


Probleme des wissenschaftlich-technischen Wandeb 
untersucht. 

Vor allem in den Fach Programmen „Arbeit und Tech- 
nik'' und „Forschung imd Entwicklung im Dienste der 
Gesundheit" sowie in Bereichen der Biotechnologie 
gibt es sozialwissenschafüiche Schwerpunktbildun- 
gen z. ß. bei der b e nutze rtreundii eben Einführung 
neuer InformatioDs- und KoDirounikatioDslechiuken 
oder bei der Einführung neuer Formen der Axbeitsor- 
ganisatiOD. Neue Themen der sozialwissenschaflli“ 
chen Begleitforschung haben sich durch Probleme der 
AIDS-Prävention und -Bekämpfung, des Verständnis- 
ses der Umweltbelastungen als sozio-Ökologischer 
Gesamtkomplex und ethischer Fragen in Verbindung 
mit der Genforschung und der Medizin ergeben. 
Diese Themen werden in Verbindung mit den Fach- 
referaten aufgegriffen, wobei die Expertise des WZB 
und die InformationspooLs von GESIS genutzt werden 
können. 

Sozialwissenschafüiche Grundlagenforschung in aus- 
gewählten Problemfeldem und die Vernütüung der 
Ergebnisse an Wissenschaft und Praxis ist die Auf- 
gabe des Wissenschaftszentjums Berlin für Sozialfor- 
schung (WZB). Übergreifendes Leillhema für die wis- 
se ns chafüi chen Arbeiten des WZB sind die Entwick- 
lungstendenzen, Anpassimgsprobleme und Innova- 
tionschancen moderner demokratischer Gesellschaf- 
ten. Inden vergangenen Jahren hat das WZB mit einer 
Fülle wissenschaftlicher Buch- und Zeitschriftenpu- 
bUkationen sowie Forschungsberichten und mit je- 
weils auch an Vertreter der betreffenden Praxisberei- 
che gerichteten Konferenzen seine langjährigen For- 
schungsprogramme in den trüberen Schwerpunkten 
Arb eils mar kl Politik, StrukturpoUtik, ArbeÜspoUtik, 
Umwellpoliük sowie Globale Entwicklungen abge- 
schlossen. Gleichzeitig ist mit dem Aufbau neuer For- 
schungseinheiten im Rahmen einer Struktur- und Pro- 
grammrefoim begonnen worden. 

Folgende Themen werden in den nächsten Jahren 
vom WZB in dafür gebildeten Forschungseinh eiten 
behandelt werden^ 


Schwerpunkt /; Arbeitsmarkt und Beschäftigung, in 
den Abteilungen 

— Organisation und Beschäftigung 

“ Arbeitsaiarktpolitik und Beschäftigung 

— Wirtschaftswandel und Beschäftigung 


Schwerpunkt II: Technik-Arbeit-Umwelt, in den 
Abteilungen 

— Organisation und Technikgenese 

— Regulierung von Arbeit 

— Normbüdung und Umwelt 

— Forschungsprofessur „Umweltpolitik, 
Technikentwicklung, 

Arbeitsformen“ 

— Forschungsgruppe „Große technische Systeme? 
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SchwerpunAf ///; Sozialer WandeJ, Institutionen und 
Vermittlungspfozesse, in den Abteilungen 

— Öffentlichkeit und soziaie Bewegung 

— Institutionen und sozialer Wandel 


Schwerpunkt IV: MarkiprozeB und 
ün t emeh m ensen twi ckl ung 

(Integriert geführter Schwerpunkt, der insbesondere 
zu Fragen der Lndustrieökonomik, der staatlichen Re- 
gulierung von Märkten und der InnovaÜonsforschung 
arbeitet. Auch ein Forschungsprofessor ist tn diesem 
Schwerpunkt tätigO 

sovrie beim Präsidenten: 

— Internationale Beziehungen (Forschungsgruppe) 

— Gesundheitsrisiken und PrävenÜonspolitik (For- 
schungsgruppe) 

— Sozi albe rieht erslattung (AibeiLsgruppe). 

ln den internationale Vergleiche einschließenden Pro- 
jekten der Forschungsfelder des WZß arbeiten Wis- 
senschaftler verschiedener Disziplinen zusammen. 
Vielfältige Zusammenarbeit besteht mit den Berliner 
Universitäten und Insütutionen im In- und Ausland. 

Bei der 1986 gegründeten Gesellschaft Sozialwissen- 
schafUicher TnriastnikjureiorichtuQgen (GESIS, vgl. 
auch Abschnitt 2.20) handelt es sich um einen Zusam- 
menschluß von drei Institutionen der Sozialiorschung, 
die auf eine dauerhafte Gnondlage gestellt und in die 
Bund -Länder- Förderung der Blauen Liste aufgenom- 
men worden sind (vgl. auch Teil V, Kapitel 5): dem 
Zentralarchiv für empirische Soziai/orsebung an der 
Universität zu Köln (ZA), dem Informabonszentrum 
Sozialwissenschaf len (JZ) in Bonn sowie dem Zentrum 
für Umfragen, Methoden und Analysen e. V, (ZUMA) 
in Mannheim. Zu den Aufgaben dieser Einrichtungen 
gehören die Archivierung und Dokumentation von 
sozial wissenschaftlichen Untersuchungen, die Samm- 
lung und Auswertung von Informationen zu sozialwis- 
se ns chaftli eben Forschungen, die Beratung und Un- 
terstützung von Forschungsprojekten. Darüber hinaus 
dienen sie auch der Erforschung und Entwicklung von 
sozial wissenschaftlichen Methoden sowie der Ab- 
wicklung von regelmäßig bundesweit durchgeführten 
Umfragen, über die der Wissenschaft und der PoUtik 
Daten zu den verschiedensten Bereichen des sozialen 
und kulturellen Lebens zur Verfügung gestellt wer- 
den können. Mit der Gründung von GESIS wurde 
nicht nur einer Empfehlung des Wissenschaftsrates 
aus dem Jahre 1981 und seiner erneuten Befürwor- 
tung vom Januar 1986 entsprochen, sondern vor allem 
eine wirkungsvolle S erviceein rieh tun g für die deut- 
sche empirische SoziaJforschung geschaffen, die auch 
international kooperations- und konkurrenzfähig ist. 

Die Schwerpunktförderung der Friedens* und Kon- 
fliktforschung, die seil 1984 im Rahmen der DFG er- 
folgt, wurde weitergeführt. Inhaltliche Schwerpunkte 
sind bisher die Institutionen und Methoden der fried- 


lichen Behandlung internationaler Konflikte und die 
Entstehung militanter Konflikte in Staaten der Dritten 
Welt. Als Zwischenergebnis läßt sich festhallen, daß 
die Förderung der Friedens- und Konfliktforschung, 
die vor 1984 zunehmend Gegenstand politischer Aus- 
einandersetzungen und offen Uicher Diskussionen ge- 
worden war, Ln ein forschungsdienlicheres ruhiges 
Arbeitsklima überführt werden konnte. Die 1984 ein- 
gerichtete „ArbeitssteUe Friedensforschung Bonn'' 
(AFB) nimmt entsprechend den Empfehlungen des 
Wissenschaftsrats Auskunfts-, Beralungs- und Ver- 
mittlung sfunküonen im Bereich der Friedens- und 
Konfliktforschung auf nationaler wie intematioQaler 
Ebene wahr. Die Zusammenarbeit der AFB mit Inter- 
essenten Lm außen- und sicherheitspolitischen Be- 
reich, einschließlich der zuständigen Bund es ministe- 
rien, hat sich positiv entwickelt. 

In zunehmenden Maße werden grundlegende gesell- 
schaftliche Entwicklungen im Zusammenhang mit 
den Veränderungen des Selbstverständnisses und der 
Stellung von Frauen in Ausbildung, Wirtschaft und 
Wissenschaft und der wachsenden Bedeutung des 
Anteils älterer Menschen Gegenstand intensiver so- 
zial wisse ns chaftli eher Forschung. Diese Entwicklung 
hat zu organisatorischen Initiativen im Bereich der 
Bundesregierung und der Bund- Länder -Kommission 
für Büdungsplanung und Forschungsförderung — zur 
Bildung von z. B. Arbeitsgruppen für Frauenfor- 
schung — geführt und verstärkten Bedarf nach Al- 
temsforschung geweckt. Es ist absehbar, daß für das 
BMFT daraus ein erweitertes Aufgaben- und Förder- 
profü erwächst, das für die mehrjährige Fortschrei- 
bung des BMFT-Förderschwerpunkls Sozial Wissen- 
schaften ab 1990 zu berücksichtigen ist. 

Für die künjftige Entwicklung der Sozialwissenschaf- 
ten in der Bundesrepublik Deutschland ist es ent- 
scheidend, die Ausbildungs- und Forschungsstruk- 
luren in Hochschulen und außeruniversitären For- 
sch ung seinrich tun gen in der Weise weiterzuentwik- 
keln, daß die personelle und organisatorische Lei- 
stungsfähigkeit sowohl im Bereich der Methoden und 
Techniken der empirischen Sozialforschung als auch 
Lm Bereich der Theoriebildung dauerhaft gesichert 
wird. Dazu bedarf es einer engen Kooperation von 
universitärer und außeruniversitärer Forschung und 
der Forschungsförderer in Bund und Ländern. 


Familienförschung 

Unsere Gesellschaft verändert sich in einem bisher 
kaum gekannten Ausmaß und Tempo. Dieser Wandel 
umfaßt die Rahmenbedingungen menschlicher Ejd- 
slenz ebenso wie die WertvorstelJungen. Sichtbar 
werden diese Veränderungen in einer veränderten 
Bevölkerungsstruktur, die durch niedrige Geburten- 
ziffem und einen wachsenden Anteil älterer Men- 
schen gekennzeichnet ist. Die Zahl der Haushalte, in 
denen mehrere Generationen Zusammenleben und 
ihre Erfahrungen und Anschauungen teilen, hat abge- 
noramen. Die neuen Medien, Kommunikationstech- 
nologie und neue Produktionstechnologien, prägen 
und verändern die Arbeitswelt entscheidend und las- 
sen auch das Leben Ln der Familie nicht unberührt. 
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Oie Farrulxen befinden sich in einem Prozeß des Wan- 
dels, der äußeren und inneren Um^tnjLkturierung so- 
wie einer zunehmenden Plurolisierung. Die Stellung 
des einzelnen in der F amili e ist selbständiger gewor- 
den, die Rollenverteilung zwischen den Geschlech- 
tern verliert zunehmend an Verbindlichkeit, die Fami- 
hen sind partnerschaftlicher strukturiert. Diese Ent- 
wicklungen werden z, T als Signal einer für die Fand- 
lien bedrohlichen Entwicklung angesehen. Auf der 
anderen Seite zeigen Umfragen aber nachdrücklich, 
daß der Stellenwert, der der Familie beigemessen 
wird, ungebrochen hoch ist* Die Menschen streben 
weiter nach einer gesicherten Beständigkeit der Be- 
ziehungen, die auch Belastungen übersteht und Kin- 
dern das notwendige Vertrauen in die ZukunXt gibt. 

Allerdings bedarf die Famihe entsprechend dem Auf- 
trag des Grundgesetzes des Schutzes und der Förde- 
rung durch den Staat. 

Die Bundesregierung trägt mit ihrer Familien p oh tik 
dazu bei, daß 

— gesellschaftliche Rahmenbedingungen geschaffen 
werden, die eine Entscheidung für eine Familie 
nnd für ein Leben mit Kindern leichter machen 

— Familien gesellschaftlich anerkannt und gestärkt 
werden 

— Kinder sieb persönlich und sozial gut entwickeln 
können* 

Entsprechend den unterschiedlichen Ausgangssitua- 
üonen von Familien und unterschiedlichen Formen 
von Lebensplanungen und -gestaltungen in den Fa- 
milien verfolgt die Bimdesregierung 

— ein differenziertes System Eamilienpolitischer Ent- 
lastungen, das unterschiedlichen Erfordernissen 
der Familien je nach Einkommenslage und Fami- 
liensituation Rechnung trägt 

— Wahlireiheit für Familien, d. h* Verbesserung der 
Möglichkeiten für Frauen und Männer, sich für 
unterschiedliche Formen der Lebensplanung in 
Familie und Beruf partnerschaftlich zu entschei- 
den. 

Um bei ihrer Politik zur Unterstützung und Förderung 
der Familien gezielt ansetzen zu können, hat die Bun- 
desregierung ein breitangelegtes, am mittelfristigen 
Handlungsbedarf orientiertes Forschungs- und 
-Modellprogramm entwickelt, das laufend fortge- 
schrieben wird, mit vier Schwerpunkten: 

— Die soziale Situation von Familien, Strukturverän- 
derungen und neue Lebensformen 

Wichtigstes Projekt ist der Aufbau eines umfassen- 
den Systems zur fortlaufenden Beobachtung der 
Situation von Familien. Ziel dieses Projektes ist 
es: 

O mit Repräsentativerhebungen und unter Aus- 
schöpfung der Möglichkeiten der amtlichen 
Statistik eine regelmäßig aktualisierte Be- 
standsaufnahme der Fanüliensituation zu er- 
möglichen 

O mit Hilfe von Zeitreihenanalysen längerfristige 
Veränderungen und Entwicklungstendenzen in 
der Situation von Familien autzuzeigen 


O eine Datenbank zu erstellen, mit deren Hilfe 
jederzeit ein aktuelles Situationsbild der Fami- 
lien entworfen werden kann. 

Ein weiteres Projekt, das Aufschluß über familiäre 
Leistungen, aber auch besondere Belostungssitua- 
tionen in Familien geben soll, ist eine umfassende 
Zeitbudgetstudie. Diese soll einmal Grundlage 
sein für die Entwicklung eines SateLlitensysteras 
zur Bewertung der Leistungen Ln Haushalt und 
Familie im Rahmen der volkswirtschaftlichen Ge- 
samtrechnung und zum anderen zeigen, wo be- 
sondere Belastungssituationen auftreten, die staat- 
liche Unterstützung erfordern. 

Zu einer ergänzenden Reihe von Untersuchungen, 
die sich mit den Strukturveränderungen beschäfti- 
gen, liegen z* T. bereits Ergebnisse vor: 

O Die erste für die Bundesrepublik Deutschland 
repräsentative Untersuchung über nichteheü- 
che Lebensgemeinschaften (veröffentlicht in 
der Schrift enreihe des BMJFFG) zeigt in den 
letzten 10 Jahren einen starken Anstieg dieser 
Lebensgemeinschaften, die insbesondere bei 
den jüngeren Jahrgängen jedoch zumeist als 
voreheliches Zusammenleben verstanden wer- 
den, 

O Eine Studie über Verwitwung in der Bundesre- 
publik Deutschland hat gezeigt, daß vor allem 
Frauen betroffen sind und daß sie die Umstel- 
lung ihrer Lebenssituation relativ gut meistern, 
desto besser, je mehr eigenständige Lebensbe- 
reiche sie für sich entwickeLn konnten. 

O Kurz vor dem Abschluß steht eine umfassende 
Studie über Scheidungsursachen, die sowohl 
juristische und verfahrensmäßige Aspekte wie 
auch die sozialen Bedingungen und Hauptpro- 
bleme für den Bestand von Ehen untersucht. 

O ln weiteren Studien werden die Bedingungen 
für das generative Verhalten untersucht. 
Stichworle: Übergang von der Ehe zur Eltern- 
schaft, freiwillige und unfreiwillige Kinderlosig- 
keit. 

— Familie und Arbeit, neue Technologien 

Mit der zunehmenden Erwerbstätigkeit von ver- 
heirateten Frauen und Müttern und dem zuneh- 
menden Interesse der Männer an der Entwicklung 
und Erziehung ihrer Kinder kommt dem Komplex 
„ Familie und Aibeitswelt" hohe Bedeutung zu. Die 
Entwicklung neuer Technologien kann zu einer 
weitgehenden Umgestaltung der Arbeitsplatzsi- 
tuation führen, sie kann Möglichkeiten der Dezen- 
tralisierung von Arbeit und eine größere Flexibili- 
sierung von Arbeitszeit eröffnen, und somit Chan- 
cen zur Umgestaltung des Verhältnisses von Fami- 
lie und Arbeitswelt mit parlnerschafüicher Aufga- 
benverteüung zwischen Eltern und mehr Zeit für 
die Kinder vermitteln* 

Neben einer umfassenden gutachterlichen Äuße- 
rung des Wissenschaftlichen Beirats für Familien- 
fragen sind eüie Reihe von wissenschaftlichen Un- 
tersuchungen zur Vereinbarkeit von Familie und 
Beruf abgeschlossen bzw. in Auftrag gegeben wor- 
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den. Sie richten sich sowohl auf die Bedingungen 
für Eltern und ihre Kinder als auch die Bedingun- 
gen für die Betriebe. Modellhaite Formen von Ar- 
beitszeitllexibUisierung und Teilzeitarbeit werden 
auf ihren Beitrag hin zu einer größeren Vereinbar- 
keit von Familie und Beruf untersucht, ebenso die 
Organisation der Kinderbetreuung und die Unter- 
stützung der Eltern dabei durch Kindergarten. Kin- 
derhort, Kinderkrippe und andere Betreuungsfor- 
men. 

Bereits abgeschlossene Projekte befassen sich mit 
den Auswirkungen neuer Technologien auf die 
Familie, mit Möglichkeiten der Dezentraiisierung 
von Arbeit, mit den Bedingungen für eine einge- 
schränkte Erwerbsarbeit von Familienvätern, mit 
Wünschen nach Teüzeitarbeit und der Möglichkeit 
ihrer Realisierung im Zeitvergleich sowie mit der 
Wiedereingliederimg von Frauen in das Erwerbs- 
leben nach der Familien phase. 

— Verändenmgen der sozialen Umwelt von Fami- 
lien 

Familien leben heute in einer weitgehend funktio- 
nal differenzierten Industriegesellschäft. N^lit dem 
Wandel des famÜiären Aufgabenspektrums ging 
eine Auftrennung der Lebensb©rei<^e — von um- 
friedeten Spielbezirken für Kinder bis zu Altenzen- 
tren — einher, die nicht den menschlichen Bedürf- 
nissen nach einer ganzheitlichen Lebensführung, 
nach Partnerschaft, Zuneigung und Verantwort- 
lichkeit in Ehe und Familie und nach Austausch 
von Lebenserfahrungen und emotionaler Zuwen- 
dung zvrischen den Generationen entspricht. Sie 
hat die Ausbildung von Expeitentum gefördert, 
das dem einzelnen die Kompetenz für seinen eige- 
nen Lebensbereich nur beschränkt zugesteht und 
zu immer größeren und anonymen Organisations- 
formen führte. 

Dieses Problemfeld, dem für die Gestaltung der 
Rahmen bedingun gen des Lebens in der Familie in 
unserer Gesellschaft erhebliche Bedeutung zu- 
kommt, soll durch ein breit gefächertes For- 
schungsspektrum abgedeckt werden. 

O in einem Modellprojekt ..Familien helfen Fami- 
lien" werden derzeit Wege erprobt, wie gezielt 
Hüfe zur Selbsthilfe geleistet werden kann, die 
Lebensumwelt von Familien verbessert und Fa- 
milien in ihren Leistungen gestärkt und unter- 
stützt werden können. 

Die erhöhten Anforderungen einer modernen In- 
dustriegesellschaft an die Mobilität der Menschen 
haben auch Auswirkungen auf die soziale Integra- 
tion und die sozialen Netze der F amili en. 

O Untersuchungen zur regionalen Mobilität von 
Familien sollen umfassende und verläßliche Da- 
ten über das Mobüitätsverhalten von Familien 
erbringen und das Spannungsfeld zwischen 
Mobültätsaoforderungen der modernen Gesell- 
schafl und die Möglichkeit zum Aufbau eines 
beständigen Beziebungsgefüges der Familien 
aufzeigen. 

O Weitere Untersuchungen sollen Aufschluß ge- 
ben über die Tragfähigkeit von Verwandt- 
schaJtsnetzen. 


Die Entwicklung der neuen Informationstechnolo- 
gien vor allem auf dem Gebiet der Medien stellt 
Familien vor neue Aufgaben, bei deren BewälÜ- 
gimg sie der Unterstützung bedürfen. Hier wird 
ein weiterer Untersuchungs- und ModeUschwer- 
punkt zu entwickeln sein. 

— Förderung und Schutz von Kindern, Schutz des 
ungeborenen Lebens 

Mil diesem Forschungsschwerpunkt sollen die 
Voraussetzungen für eine bessere Förderung der 
Kinder und für ihren Schutz erfaßt werden, Fami- 
lienpolitik hat die Rahmen bedingun gen dafür zu 
schaffen, daß die Eltern ihr Recht und ihre Pflicht 
auf Pflege und Erziehung ihrer Kinder nach Art. 6 
Abs. 2 GG verantwortlich wahmehmen können. 

Zu dem Problem, Kinder vor Gewalt und Mißhand- 
lung zu schützen, wurden und werden eine Reihe 
von Projekten beim BMJFFG durchgeführt. Im 
Rahmen der Prävention und Intervention sind ne- 
ben dem Bewußtmachen der Probleme, dem Auf- 
klaren der Öffentlichkeit und der Qualifizierung 
des Helfersystems in Verbänden und Institutionen 
verstärkte Anstrengungen nötig, um Gewalt mög- 
lichst zu vermeiden und Hilfen frühzeitig anzuset- 
zen, Durch Modeilprojekte werden Ansätze der 
adäquaten Umsetzung von Beratung und Hilfe in 
der Präzis gefördert. 

Zum Bereich der Gefährdung von Kindern im Au- 
toverkehr — in der Bundesrepublik Deutschland 
ist sie besonders hoch — sind besonders zu unter- 
suchen: die Ursachen für das Verhalten der Auto- 
fahrerj der Einfluß der hohen Gefährdung auf das 
Verhalten von Kindern und Eltern; die Möglich- 
keiten, eine Veränderung des Verhaltens der Au- 
tofahrer zu erreichen. 

Zum Thema Schulz des ungeborenen Lebens sieht 
die Bundesregierung ihre vordringliche Aufgabe 
darin, die Ursachen zu beseitigen, die werdende 
Mütter vor die Frage des Schwangerschaftsabbru- 
ches stellen. 

Dazu wurde folgendes Forsch irngsprogramm auf- 
gestellt: 

O In einem Modellprojekt wurden natürliche Me- 
thoden der Empfängnisregeltmg wissenschaft- 
lich überprüft und kontrolliert vermittelt. 

O Eine weitere Untersuchung befaßt sich mit der 
sozialen und pädagogischen Arbeit in Mutter- 
Kind - Einri ch tim g e n. , 

O Ein ärztliches Fortbildungsprogranira zu The- 
men der Schwangerschaftskoniliktberatung 
und Familie nplanung und 

O sexual pädagogische Arbeitshilfen für die Ju- 
gendarbeit und Materiahen zur SexualaufkJd- 
mng, die die Achtung vor dem menschlichen 
Leben stärken und Sexuaiitäl in den Zusam- 
menhang mit Liebe. Ehe und Familie stellen, 
wurden entwickelt. 

Weitere familien politische Forschungsprojekte: 

O Mit verschiedenen Modellvorhaben sollen 
Hilfs- und Beralungsformen für Famüien ent- 
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wickelt werden, die den gewaudellen Bedin- 
gungen des Familienlebens und der entspre- 
chenden Förderung von Kindern in Familie und 
ihrer Mil- und Umwelt Rechnung tragen, z. B. 
Erziehungsberatung im familialen Wandel. 


Jugendforschung 

Die größte Einrichtung der Kinder-, Jugend- und Fa- 
milienforschung in der Bundesrepublik Deutschland 
außerhalb der Universitäten ist das Deutsche Jugend- 
Institut e. V. (DJT) mit ca. 90 wissenschaftlichen I^tar- 
beiteriimen und Mitarbeitern. Es hat seit den 70er 
Jahren mit zahlreichen ModeUprojekten neue Ent- 
wicklungen in der Familien- und JugendhUfe mitiniti- 
iert und wissenschaftlich begleitet. In den 80er Jahren 
mit der Soziaiberichterstattung über den Wandel der 
Lebensverholtnisse von Familien und Jugendlichen 
hat es seine anwendungsorientierte Grundlagenior- 
schung verstärkt. In den Themen seiner Forschungs- 
projekte greift es seil den frühen 80er Jahren die öf- 
fentlichen und wissenschaftlichen Diskussionen auf 

— etwa „Krise der Arb eitsge Seilschaft", „Grenzendes 
Sozialst aats " , ,,Entstrukturierung der Jugendphase" 

— und untersucht z. B. neue Formen der Vereinbar- 
keit von Familie und Beruf, die Bedeutung von Selbsl- 
hiifepolentialea für die Jugend- und Familienhilfe 
oder auch die Einschnitte und neuen Wege im Über- 
gang Jugendlicher von der Schule Ln den Beruf. 

Das Deutsche Jugendinstitut wird vom BMJFFG mit 
jährlich ca. 1 \ Mio DM insÜtutioneU gefördert, der 
BMBW, die Bundesländer und Institutionen der Wis- 
senschaftsförderung finanzieren Einzelprojekte. Dem 
Trägerverein gehören Vertreter von Institutionen, 
Vereinigungen und Verbänden der behördlichen und 
privaten Jugendhüfe, zentraler Gremien der Politik- 
beratung und Wisse ns chafller an. 

Neue Forschungsergebnisse wie die Arbeiten des 
Deutschen JugendLnsbtutes und anderer Institute so- 
wie an Wissenschaftler vergebene Forschungsauf- 
träge verdeutlichen zunehmend, daß das überkom- 
mene BÜd der Lebensphase Jugend revidiert werden 
muß. Wenn Jugend früher als die kurze und klar abge- 
grenzte Phase des Übergangs von der Kindheit in das 
Leben der Erwachsenen angesehen wurde, muß 
heute von einer deutlichen Ausdehnung der Jugend- 
phase ausgegangen werden; gleichzeitig werden Be- 
ginn und Ende dieser Lebensphase unscharf, und es 
ist eine zunehmende Vielfalt der Lebensentwurfe in 
dieser Phase festzustellen. 

Unter dem Einfluß der quantitativ und qualitativ ver- 
änderten Medienlandschafl beginnt Jugend heute 
früher. Unter dem Einfluß gestiegener Qualihkations- 
ansprüche an Arbeitnehmer wurde die Phase der Bil- 
dung und Ausbildung weiter differenziert und erheb- 
lich verlängert 

Die Shell-Jugend-Studie von 1981 hat erstmals eine 
Phase der „Posladoleszenz" diagnostiziert, in der sich 
für junge Heranwachsende über Jahre hin Formen 
eigenständiger gesellschaftlicher Partizipation mit 
weiter andauernder ökonomischer Abhängigkeit mi- 
schen* 


Des weiteren hat die Jugendforschung nach wie vor 
bestehende erhebhche regionale Unterschiede der 
Lebensmilieus und der ihnen zuzuordnenden Rand- 
bedingungen des Aufwachsens aufgezeigt. Korre* 
spondierend zu dieser Auffächerung der Jugend- 
phase und dem damit einbergehenden Verlust über- 
kommener Lebensmuster für Jugendliche besieht die 
Gefahr, daß benachleilLgte Jugendliche inuner weni- 
ger Chancen haben, sich in den Arbeitsmarkt der 
Bundesrepublik Deutschland integrieren zu können. 
Es gilt der Herausbildung einer für die Dauer ihres 
Lebens benachteiligten neuen Gruppe durch die Ent- 
wicklung neuer Qualifizierungs- tmd Beschäftigungs- 
forraen im Rahmen der Jugendhilfe e nt ge genzu wir- 
ken. 

Die Jugendforschung des BMJFFG diente deshalb ei- 
nerseits der Erkundung von Wegen, auf denen erfah- 
rene Benachteiligungen in Kindheit und Jugend nicht 
verfestigt werden, sondern aufgelöst werden können 
in der Entdeckung neuer Lebenschancen, anderer- 
seits der Erforschung sich verändernder Lebens- und 
Partizipationsbedingüngen der Heranwachsenden 
und der Eruierung neuer Chancen der Integration in 
die Gesellschaft unter Nutzung der durch die neuen 
Technologien sich ergebenden Möglichkeiten. 

Die beobachtete angewachsene Plurabtät und Indivi- 
dualisierung der Lebensphase Jugend vermehrt auch 
die Anfälligkeiten für Ki^en, bei deren Bewältigung 
immer mehr Verantwortung auf den einzelnen Ju- 
gendlichen selbst zukommt. Deshalb galt auch ein 
wesentliches Interesse des BMJFFG der Aufklärung 
der Ursachen selbstschädig enden Verhaltens von jun- 
gen Menschen. 

Die im Zusammenhang mit Jugendarbeitslosigkeit 
und Aus büdungsknapp heit auftretenden Probleme, 
insbesondere von benachteiligten jungen Menschen, 
sind durch zahlreiche wissenschaftlich begleitete Mo- 
deUvorhaben zur arbeits weltbezogenen Jugendso- 
zialarbeit im Rahmen des Bundesjugendplans bear- 
beifht worden. Diese Projekte werden in enger Zu- 
sammenarbeit mit Ländern, Trägem der Wohlfahrts- 
pflege und Gemeinden durchgeführt. 

Alle Forschungsvorhaben stehen im Dienst der Ent- 
vrtckJung einer Jugendpolitik, die neue Formen der 
Förderung der Entwicklung junger Menschen finden 
und andererseits vor Einflüssen schützen muß, die die 
Entwicklung junger Menschen schädigen. 


Früuenforschung 

Ziel der FrauenpohCik der Bundesregierung ist die 
Umsetzung der Gleichberechtigung von M änn ern 
und Frauen in die soziale WirklichkeiL Damit zielt die 
Frauenpoiitik auf eine gerechtere Gesellschaft, die 
Frauen und Männern gleichermaßen eigenverant- 
wortete Freiräume zugesteht. Die Bundesregierung 
hat neben der organisatorischen Stärkung dieses Be- 
reiches durch Erweiterung des Bundesministeriums 
für Jugend. Familie und Gesundheit (BMJFG) zum 
Bundesministerium für Jugend. Familie, Frauen und 
Gesundheit (BMJFFG) auch die Mittel für frauenbe- 
zogene Forschung erhöht. 
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Allein beim BMJFFG wurden die Mittel für Maßnah- 
men auf dem Gebiet der rechtlichen und sozialen Stel- 
lung der Frau von 3,2 Mio DM im Jahr tQ85 auf 
6,2 Mio DM 1987 und 10,5 Mio DM für 1990 erhöht. 

Zusätzlich wurden 25 Mio DM an Sondermitleln für 
das Modellprogramm „Zweiter Start in den Beruf' zur 
Verfügung gestellt 

Kemaxdiegen der FrauenpoLLtik ist die Vereinbarkeit 
von Familie und Beruf. Mit ihren Maßnahmen zur För- 
derung der Teilzeitarbeit und dem Sonderprogramm 
zur Wiedereingbederung von Frauen in den Beruf hat 
die Bundesregierung eine deutliche Priorität ge- 
setzt. 

Vereinbarkeit von Familie und Beruf 

Das Sonderprogramm zur WiedereinglLederung von 
Frauen in den Beruf umfaßt 

— die Einrichtung von 17 Beratungsstellen für drei 
Jahre mit insgesamt rund 5 Mio DM. Die Bundes- 
länder — auch Kommunen und Träger — beteili- 
gen sich ebenfalls an der Finanzierung durch Zu- 
schüsse oder Sachmitteb ModeUbaft soll erprobt 
werden, wie in Zukunft Frauen die Rückkehr in 
den Beruf erleichtert werden kann. Die Beratungs- 
stellen sollen hierfür Erkenntnisse liefern. 

— ein ModellprogTamm zur Rückkehr von Frauen in 
qualifizierte Arbeitsplätze. Vorgesehen ist die 
Durchführung von Einarbeitungsmaßnahmen für 
Berufsrückkehrermnen. Arbeitgeber erhalten un- 
ter der Voraussetzung, daß sie B erufs rückkehre - 
rinnen unbefristet einstehen, einen Zuschuß für 
die berufliche Qualifizierung der Frauen am Ar- 
beitsplatz, die in der Regel bis zu 6 Monaten dau- 
ern soll. 

Darüber hinaus tragen verschiedene Untersuchungen 
und weitere Modellvorhaben dem Ziel der Verembar- 
keit von Famihe und Beruf für Frauen und Männer 
Rechnung, so z. B. 

— eine Untersuchung über famihenfreundliche Ar- 
beitszeiten — Bestandsaufnahme und Analyse 
neuer Arbeitszeitformen 

— eine Untersuchung über betriebliche Maßnahmen 
zur Vereinbarkeit von Familie und Beruf sowie zur 
Förderung der Berufsrückkebr nach Zeiten aus- 
schließlicher Familientätigkeit 

— ein ModeUvorhaben zur Verbesserung der Le- 
bens- und Erwerbssiluaüon der Bäuerinnen nach 
Hofaufgabe durch Qualifizierung und Wiederein- 
gliederung in das Erwerbsleben. 

Die Bundesregierung hat zur Förderung der Teüzeit- 
arbeit verschiedene Initiativen ergriffen. Zu den ge- 
setzlichen Aktivitäten gehören das Beschäftigungs- 
förderungsgesetzi, das Teüzeilarbeil der Voll z ei larbeit 
rechtlich gledchsteüt und der Gesetzentwurf zur Än- 
derung dienstrechüicher Vorschriften von 1989. der 
eine Erweiterung der Teilzeit- und Beurlaubungs- 
möglichkeiten für den öffentlichen Dienst vorsieM. 
Untersucht hat die Bundesregierung ixn Bereich der 
Teüzeilarbeif u. a. 

— die eingeschränkte Erwerbsarbeit bei Frauen und 
Männern — Fakten, Wünsche, Realisierungschan- 


cen unter besonderer Berücksichtigung der Motive 
und Konsequenzen einer eingeschränkten Er- 
werbstätigkeit von Männern 

— Regelungen und Förderprogramme zur Teilzeil- 
arbeit im europäischen Ausland. 

Eine Untersuchung zur „Teilzeit arbeit im öffentlichen 
Dienst, insbesondere bei höheren Dienslposlen“ wird 
derzeit durchgeführt. Im Rahmen dieser Untersu- 
chung werden organisatorische, personalrechtliche, 
haushaltsrech fliehe und finanzpolitische Aspekte be- 
rücksichtigt. 

Die Frauenforschung der Bundesregierung umfaßt 
insgesamt ein breites inhaltliches Spektrum. Über den 
Kerobereich der Vereinbarkeit von Familie und Beruf 
hinaus fördert sie Forschungsvorhaben und ergreift 
Maßnahmen in folgenden Bereichen: 

Frau und Beruf 

Die Erwerbsbeteiligung von Frauen, insbesondere 
von verheirateten Frauen nimmt kontinuierlich zu, 
57 % der verheirateten Frauen im Aller zwischen 30- 
45 Jahren sind erwerbstätig. Dabei ist das Qual.ifika- 
tionsniveau der jüngeren Frauen im Vergleich zu den 
älteren Frauen im Durchschnitt höher. Andererseits 
wird die dauerhafte Eingliederung von Frauen in das 
Erwerbsleben durch eine hohe Konzentration auf 
frauenspezifische Berufe, den strukturellen Wandel 
insbesondere in bezug auf den wachsenden Einsatz 
neuer Technologien und einem — familiär bedingten 

— diskondnuieflichen Erwerbs verlauf erschwert. Un- 
tersuchungen zielen daher auf eine Verbreiterung des 
Berufsspektrums und auf eine gezielte Förderung der 
EDV- Bildung. Hierzu zählen u. a. 

— ein Modellversuch „Multifunktionale Bürokom- 
munikation — EDV- Ausbildung von Frauen für 
Frauen “ 

— eine Untersuchung über Möglichkeiten zur Erhö- 
himg des Stndienanteils von Frauen in den Inge- 
nie urwissens chaf ten . 

Eme weitere Untersuchung wird zu den Beschäfti- 
gimgs Wirkungen des EG -Binnenmarktes auf Frauen 
durchgeführt. 

Schutz von Frauen vor Gewalt 

Gewalt gegen Frauen — insbesondere sexuelle Ge- 
walthandlungea bis hin zur Ausbeulung von Zwangs- 
prostituierten — gehört zu den besonders dunklen 
Kapiteln im gesellschaftlichen Alltag. Um diesen Er- 
scheinungen enlgegenzuvrirkeD^ fördert (und plant) 
das BMJFFG z. Z. u. a. folgende Vorhaben: 

— Verbesserung der Beratungsarbeit für mißhan- 
delte Frauen und gewalttätige Männer 

— Erstellung von Kursmate nahen zur „Fortbildung 
von Mitarbeiterinnen im Frauenhaus“ 

— Entwicklung einer Lehrgangskonzeptioo für Lan- 
despolizeischulen zur Durchführung von Fortbü* 
dungsveran Stallungen über das Thema „Gewalt 
gegen Frauen " sowie die Entwicklung eines Orga- 
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nisationsniodeLLs für die örtliche Zusanunenaibeit 
zwischen der Polizei und den für die Opferhilfe 
zuständigen sozialen Fachstellen 

— ein Forschungsvorhaben zu Menschenhandel mit 
ausländischen Frauen einschließlich Heiratshan- 
del und Prosbtutionslouilsinusr darüber hinaus 
wird unter Kostenbeteiligung des Landes Baden- 
Württemberg seit Mitte 1988 das wissenschaftlich 
begleitete Modell einer „Beratungsstelle für aus- 
ländische Frauen als Opfer des Menschenhandels " 
Ln Stuttgart gefördert, 

Frauen und Medien 

Mit Sorgfalt muß die Programmgestaltung im Medien- 
bereich beobachtet werden. Mit dem Aufkommen der 
privaten Rundfunksender hat sich z. B. der Aufkauf 
jener amerikanischen Medienware verstärkt, die 
nicht selten geschlechtsspezifische RoUenstereotypen 
transportiert und entsprechende Einstellungen und 
Verhaltensweisen bei Zuschauerinnen und Zuschau- 
ern möglicherweise verstärkt. Das BMJFFG wird eine 
empirische Untersuchung vergeben, die Aufschluß 
darüber geben soll, ob und in welchem Ausmaß der- 
arbge RoUerLStereolypen in den Unterhaltungsseden 
für das Selb st Verständnis insbesondere jüngerer Men- 
schen wirksam werden. 


Frauen und Gesundheit 

ln den letzten Jahren hat es in der Bundesrepublik 
Deutschland eine zunehmend breitere Diskussion um 
neue Forschungsansätze und praktische Projekte zum 
Thema Frauen und Gesundheit gegeben. Mil der Ver- 
ankerung des Schwerpunktes „Frauenspezifische Be- 
lastungen und Gesundheilsverhalten ** im Progr amm 
„Forschung und Entwicklung im Dienste der Gesund- 
heit 1983 bis 1986" der Bimdesregierung wurde der 
fÖrderungspoli tische Wüle bekundet, Frauenfragen in 
g es undh ei ts politische Belange mit einzubeziehen. 

Darüber hinaus werden u. a. eine Untersuchung zum 
Projekt „Gesundheitshandeln und Lebensweisen von 
Frauen aus unteren und mittleren sozialen Schichten" 
und ein Modellprojekt „Aufsuchende und beglei- 
tende Hilfen in der Mültergenesung" durchgeführt, 
das Müttergenesungskuren in ein Vor- und Nachsor- 
gekonzept einbinden soll. 


Frauen in Fajnüie. Politik und Gesellschaft 

Die Bundesregierung unterstützt alle Bestrebungen, 
die zu einer Verbesserung der Teühabe von Frauen 
am politischen und geselischafUichen Leben führen. 
So hat sie z. B. das WaJilverhallen junger Frauen un- 
tersuchen lassen, da diese sich in den letzten Jahren 
immer weniger an Wahlen in Bund, Landern und Ge- 
meinden beteiligten. Daneben hat sie Studien und 
Veröffentlichungen gefördert, die sich mit der zuneh- 
menden Institutionalisierung der Frauenpolitik befas- 
sen. Sie hat dem Deutschen Bundestag eine umfas- 
sende Bestandsaufnahme über Gl eichsteUungss teilen 
in Bund, Ländern und Gemeinden vorgelegt (BT- 


Drs. 1 1/4893) und hat die Ergebnisse eines Seminars 
über die institutioneUen Voraussetzungen der Gleich- 
berechtigung in den Mitgüedstaaten der EG. das sie 
zusammen mit der EG -Kommission durch geführt 
hatte, in einer Dokumentation zusammen ge faßt. 

Im Januar 1988 wurde eine Interministerielle Arbeits- 
gruppe „Frauen in Forschung und Technik“ gegrün- 
det, die eine Bestandsaufnahme der frauenrelevanten 
Forschungsvorhaben der Bundes ministerien 1985 bis 
1988 vorlegen wird. Darüber hinaus erstellen Bund 
und Lander z. Z. eine Bestandsaufnahme der Situation 
von Frauen im Bereich der Wissenschaft. 

Die Ergebnisse der Frauen- und frauenrelevanfen 
Forschung bilden eine wesentliche Grundlage für die 
Initiativen der Bundesregierung zur Verwirklichung 
der Gleichberechtigung. Gleichberechtigung ist aber 
nicht ausschließlich Sache des Gesetzgebers und der 
staatlichen Verwaltung^ Abbau von Benachteiligun- 
gen der Frau und ein gleichberechtigtes Miteinander 
der Geschlechter lassen sich rüchl allein durch Ge- 
setze herbeiführen, sondern brauchen einen Bewußt- 
seinswandel der offen ttichen Meinung. 


A Hern sforschung 

Politik für ältere Menschen gehört angesichts der tief- 
greifenden demographiscbeu Veränderungen in den, 
kommenden Jahrzeimten zu den aktuellen Aufga- 
benschwerpunkten der Bundesregierung. Zur Bewäl- 
tigung des demographischen Wandels werden um- 
fangreiche Anpassungsleistungen unserer Gesell- 
schaft und Wirtschaft erforderlich sein. Dies verlangt 
auch eine deutliche Lnlensivierung der Allemsfor- 
schung, um wissenschaftlich abgesicherte Entschei- 
dungsgrundlagen für die Pohtikgestaltung zu erhal- 
ten. 

Schwerpunkte in diesem Bereich liegen somit zu- 
nächst auf der vielschichtigen Situations- und Be- 
darfsanalyse. Darauf aufbauend werden bestehende 
und alternative Hilfen und Einrichtungen empirisch 
untersucht und modellhaft erprobt. Das Interesse kon* 
zentriert sich insbesondere auf die Möglichkeiten am- 
bulanter und mobiler Hilfsdienste, auf die Verhält- 
nisse und Bedürfnisse im Wohnbereich, auf Eigenak- 
tivitäten Ln den Sektoren Gesundheit, Partnerschaft, 
Sport, Freizeit, Bildung, Kultur sowie auf die Selbsthü- 
fepoteotiale älterer Menschen, auf die Lage der Fanü- 
üen an ge hörigen und der professioneUen Pflege- und 
Betreu ungspersonen, hier vor allem der Frauen. 


Empirische Rechtsforschung des BMJ 

Die empirische Rechtsforschung des B un des ministe ri- 
ums der Justiz (BMJ) stellt einen wesentlichen Beitrag 
zur Kultur der Bundesrepublik darr denn Rechtskultur 
umfaßt nicht nur die soziologischen Elemente des 
Rechts, sondern verweist auch unmittelbar auf die 
Kultur, <J. b. die Lebensform einer Gesellschaft. Sie 
wild nicht unwesentlich durch das Recht bestimmt. 
Dabei hängt das kulturelle Niveau des Rechts nicht 
nur von dem Normensystem selbst oder den rechtsan- 
wendenden Organen ab, sondern vor allem von Bü- 
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düng, Medien und AU tagswell. Sie formen das RechtS' 
bewußtsein des Bürgers ganz entscheidend, wovon 
wieder sein soziales und rechtliches Verhalten be- 
stimmt wird. Recht und Kultur hängen somit eng mit- 
einander zusammen. 

Mit Hilfe der Rechtstatsachenforschung werden nach 
Sozi alwissenschaf Ui eben Methoden die sozialen, poli- 
tischen und tatsächlichen Bedingungen der Entste- 
hung und der Wirkung der Rechtsnormen untersucht. 
Neben der Vorbereitung und Evaluierung laufender 
Gesetzgebungsvorhaben (z. B. in den Bereichen Ver- 
braucherschutz, Insolvenz, Familienrecht, Verfah- 
rensrecht) geht es in einem Forschungsschwerpunkt 
vor allem um strukturelle Fragen der Justiz, d. h. ihre 
Organisation und ihre Prozeduren sowie das Zusam- 
raenspiel außer- und innergerichtlicher KonflikÜö- 
sung. Gerade diese Forschungen dienen dem gesell- 
schaftspolitisch wichtigen Bemüheri, zu einem ausge- 
wogenen Verhältnis von formeller und iniormeUer Ju- 
stiz zu gelangen. 

Die Kriminologie stellt dementsprechend empirisches 
und theoretisches Wissen für den speziellen straf- 
rechtlichen Bereich zur Verfügung. Rationale StraJ- 
rechlspolitik ist auf empirische Erkenntnisse über die 
Wirklichkeit des Strafrechts, von den Erscheinungs- 
fonneo, Ursachen und Entwicklungen der Kriminali- 
tät bis hin zu SlrafvoUstreckung und Strafvollzug, an- 
gewiesen, Solche Erkenntnisse werden benötigt da- 
mit Probleralagen, die sich aus gesellschaftlichen Ent- 
wicklungen ergeben, rechtzeitig erkannt, die Erfor- 
derlichkeit und Eignung straJrechtspolitischer Maß- 
nahmen beurteilt und ihre Auswirkungen überprüft 
werden körmen. Die Forschungsmaßnahmen er- 
streckten sich in den letzten Jahren vor allem auf die 
Gebiete des Terrorismus und des Extremismus, der 
Wirtschaftskriminalität, der JugendstiafrechtspOege 
sowie des Täter-Opfer-Ausgleichs im Rahmen des 
Strafverfahrens. 


Aimgaben des Bundes für 
Geisteswissenschaften- Wirtschafts- und 
Soziatwissenschaften 


MtoOM IST ^^^SOLL — 



2,22 Querschnittsaktfvitäten, 
Technikfolgenabschätzung 
(Förderbereich W) 

Tectmlkfolgenabschätzung (TA) 

Um verantwortliche politische Entscheidungen zu er- 
möglichen und Vertrauen zu begründen, kommt der 
Erforschung und Klärung von Chancen und Risiken 
neuer Technologien große Bedeutung zu. Aber auch 
unternehmerische Entscheidungen über den prakti- 


schen Einsatz neuer technischer Methoden und Ver- 
fahren sowie über die Einführung neuer Produkte er- 
fordern immer häufiger umfangreiche TA-Untersu- 
chungen. 

Aufgrund möglicher kurz- oder langfristiger Auswir- 
kungen technischer Innovationen auf das menschli- 
che Individuum, auf Gesellschaft und Umwelt sind vor 
der praktischen Anwendung Chancen und Risiken 
nicht nur unter wissenschaftlich-technischen und 
ökonomischen Gesicbtspunjclen, sondern auch unter 
sozialen, ökologischen und ethischen Aspekten abzu- 
schätzen und verantwortungsbewußt gegeneinander 
abzuwägen. 

Die TA ist dabei nur ein, allerdings wichtiges, Hilfs- 
mittel für einen rationalen und sachgerechten Diskus- 
sions- und Entscheidungsprozeß, der auf wissen- 
schaftlich fundierten Erkenntnissen und Urteilen auf- 
bauen muß. 

Die Bundesregierung hat die Arbeiten der Enquäte- 
Kommission Technikfolgenabschätzung mit großer 
Aufmerksamkeit verfolgt; sie mißt, auch in Kenntnis 
der vorgeieglen Ergebnisse, der TA nach wie vor eine 
hohe Bedeutung bei und trägt dafür Sorge. 

— daß eine breite methodische Grundlage gelegt 
wird, um TA-orieDÜertes Wissen erarbeiten zu 
können 

— daß dieses Wissen für öffentliche Diskussionen 
verfügbar gemacht wird und 

— daß der innerwissenschaftliche und öffentliche 
Dialog über politisch aktuelle TA-Fragen in Gang 
gesetzt wird. 

Sie hat seil 1 982 eine ganze Reihe von Forschungstbe- 
men, die diesen Aufgaben gerecht werden, in ihre 
Förderprogramme — z. B. Fertigungstechnik, Fa chin - 
formation, Biotechnologie, Enfonnations- und Kommu- 
nikation sie chnik sowie Laserte chnik — aufgenom- 
men. 

Sie hat ferner mehrere Maßnahmen ergriffen, um ih- 
ren Beitrag zur umfassenden TA-Diskussion politisch 
wichtiger Themen wie „Saurer Regen und Waldschä- 
den". „ ln -vitro -Fertilisation, Genomanalyse und Gen - 
therapie" sowie „Informationslechnik" zu Leisten. 

In der Broschüre „Techmkfol gen ab Schätzung" vom 
Juli 198? hat der BlvlFT eine Zwischenbilanz seiner 
TA-Förderung seil 1982 gezogen. 

Auf der Basis der bis dahin gewonnenen Ergebnisse 
und Erfahrungen hat der BMFT sein Förderkonzept 
zur Techiukfolgenabschätzung seil 1988 neu ausge- 
richtet. Die Grundzüge dieses Konzeptes wurden in 
der Antwort der Bundesregierung zur Großen An- 
frage Technikfolgenabschätzung formuliert. 

So soll — neben der Fortführung vom BMPT vorgege- 
bener sog. „politiknaher" Themen — verstärkt auch 
die TA-Forschung gefördert werden, wobei im letzte- 
ren Fall auch Fragestellungen von der Wissenschaft 
selbst vorgeschlagen werden können. Ziele dieser 
Förderung sind die Verbreiterung der theoretischen 
TA-Basis und die Verbesserung der TA-Infrastruktur. 
Grundlage für die Förderung der TA-Forschung sind 
die von einem hochrangig besetzten Sachversländi- 
genausschuß „Grundsatzfragen und Programmper- 
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spektiven der Technikfolgenabschätzung " erarbeite- 
ten Empieblungen, die dieser im Jub 1989 in Form 
eines Memorandums dem ßMFT übergeben hat. Die- 
ses Memorandum wurde ebenfalls als Broschüre ver- 
öffentlicht. 

Das Memorandum bildet eine wichtige Grundlage für 
die Formulierung eines neuen TA-Programins des 
BMFT, das 1990 veröffentlicht werden soll. 

Konzertierungsgremien, die Empfehlungen bezüglich 
neuer technologischer Entwicklungen geben sollen, 
sind wie bisher ein mchtiger BeslandteÜ der TA- Akh- 
vi täten. Für 1990 ist die Einberufung von weiteren 
Gremien beabsichtigt: 

— Eine Experten -Kommission zur CHM-Bewertung 
(CEM = „Computer Integraled Manufacturing", 
d. h. durch Computer gesteuerte Fertigimg) soll 
versuchen, zu einer Abschätzung der Ausv^ikun- 
gen der CIM -Technologie in ihren verschiedenen 
Reife- und Einfüjirungsstadien zu gelangen. 

Sie soU auf der Basis der vorgenommenen Bewer- 
tungen einen Katalog von HandJungsempfehJun- 
gen erarbeiten, der sich an die Tarifpartner, den 
BMFT und die Exekutive insgesamt richten 
kann. 

— Eine Kommission pNeurobiologie / Hirnforschung- 
Neuroinformatik, Künstliche Intelligenz (KJ)" soll 
auf der Basis einer Bewertung des derzeitigen Wis- 
senstands in der Hirn- und KI-Forschung u. a eine 
GegenübersteUung von Hirn- und KJ- Leistungen 
vornehmen, die mittelfristigen Perspektiven der 
Him- und KI-Forschung aufzeigen und Vorschläge 
entwickeln, wie die Erkermtnisse der Neurobiolo- 
gie in die Grundlagenforschung zur Informatik 
kontinuierlich eingebracht und sLnnvoU nach ih- 
rem technischen Potential untersucht werden kön- 
nen. 

Sie soll ferner Orientierungsvmsen über die ge- 
nannten Forschungsbereiche für eine Öffentlich- 
keit erarbeiten, die vom Bild der weitgehenden 
Ersetzbarkeit von Himleistungen durch maschi- 
nelle Intelligenz ausgeht. Dabei soU auJgezeigt 
werden, an welchen Stellen und in welcher Form 
die Ergebnisse beider Wissenschaftsdisziplmen in 
Wirtschaft und Gesellschaft mittelfristig wirksam 
werden können und wo dabei ethische und mora- 
lische Fragen berührt werden. 

Im neuen TA-Konzept des BIvIFT werden auch einige 
am langfristigen Bedarf unserer Gesellschaft orien- 
tierte „Zukunftsaufgaben" als neue Themen auf ge- 
griffen, die mehr oder weniger eng mit dem Bereich 
TA verbunden sind. Folgende Themen wurden struk- 
turiert und in Angriff genommen: 

— Bewältigung des d emo graphischen Wandels, For- 
schung und Entwicklung für ein aktives Alter 

Die Auswirkungen des d emo graphischen Wandels 
auf die Lebensbedingungen der älteren Genera- 
tion und auf unsere Gesellschaft insgesamt stellen 
eine besondere Herausforderung an die For- 
schungs- und TechnologiepoUtik dar. Mit einem 
neuen Förderkonzept „Forschimg und Entwick- 
lung für ein aktives Alter" hat der BMFT diese 
Herausforderung angenommen. 


Die geplanten Forschungsvorhaben des BMFT ha- 
ben zum Ziel, die grundlagenorientierte For- 
schung über Situation oller Menschen, Ablauf von 
Altemsprozessen und Strategien erfolgreichen Al- 
terns durch die Förderung von Projekten und neue 
Förderiostrumente zu stärken. Hinzu kommen res- 
sortspezilische Vorhaben im Bereich „Gesundheit 
im Aller" (Lm Rahmen der Gesundbeitsforscbung) 
und im geplanten Förderschwerpunkl „Altersge- 
rechte Technik". 

— Verhältnis von Arbeit, Technik und Freizeit 

Angesichts der fortschreitenden Arbeitszeitver- 
kürzung einerseits und der Entwicklung neuer 
Produktionskonzepte und Beschäftigimgsfonnen 
andererseits zeichnet sich ein Wandel ab im Ver- 
hältnis von Arbeit und Freizeit. Die Art, wie Frei- 
zeit genutzt und erlebt wird, und der Stellenwert, 
der Aktivitäten außerhalb der Erwerbsarbeit bei- 
gemessen wird, stehen in einem wechselseitigen 
Sp arm ungs Verhältnis zu den Anforderungen am 
Arbeitsplatz und den sich dort vollziehenden tech- 
nologischen und organisatorischen Veränderun- 
gen. Die Forschungspohtik wird zukünftig ver- 
stärkt die Wechselwirkungen zwischen Arbeit und 
Freizeit beachten, um die gesellschaftlichen Kon- 
sequenzen einer Individualisierung von Lebenssti- 
len zu erfassen, die einhergeht mit einer Neube- 
stimmung der Wertigkeiten von Erwerbsarbeit und 
Freizeit. 

Neben der eingangs erwähnten Stärkung der TA- 
Infrastruktur durch Förderung der TA- Grundlagen- 
forschung leLstel der BMPT weiterhin einen wichtigen 
Beitrag zum Ausbau der Kapazitäten für TA- For- 
schung durch weitere Förderung der TA -Arbeitsein- 
heiten in den Großforschungseinrichtimgen. 

ln einer Wechselwirkung zu den TA-Aikti vitalen ste- 
hen die Aü-beiten zur Früherkennung von Chancen 
und Risiken sowie der Vorsorge- und Wirkungsfor- 
schung. 

Ln den letzten Jahren wurde die Methodenentwick- 
lung zur Früherkennung technologischer Chancen 
und Entwicklungen wie auch zur Früherkennung von 
Umweltrisiken weitergeführt. Die Zwischenergeb- 
nisse wurden im Januar 1989 in einem Sachverständi- 
genkreis diskutiert und in einem Bericht dokumen- 
tiert. Dabei wurden auch die grundsätzlichen Schwie- 
rigkeiten und die Grenzen der Früherkennung deut- 
lich. 

Arbeiten zur Vorsorge- und Wirkungsforschung wer- 
den im wesentlichen als integraler ßestandteü der 
Fachprogramme des BMFT vorgenommen. 

Die TA-Aktivitäten der Bundesregierung sind Lm Zu- 
sammenhang zu sehen mit den entsprechenden Ar- 
beiten anderer Länder und intern aüonaler Organisa- 
tionen. Hierbei sind vor allem das Programm MONT- 
TOR/FAST der EG-KommissLOD und die Untersu- 
chungen des amerikanischen Office of Technology 
Assessment (OTA) für die Bundesregierung von Inter- 
esse. So wurde im Oktober 1980 eine gemeinsame 
Tagung mit Experten des OTA in Bonn durchgeführt, 
weitere internationale Tagungen sind vom BMFT ge- 
plant. Das MONTTOR-Progranmi der EG wird von der 
Bundesregierung soweit wie möglich mitgestaltet und 
die Beteiligung deutscher Forschungsslellen daran 
unterstützt. 
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Sonderprogramm zur Förderung ausgeivahlter 
Forscher und Forschergruppeo 

Stand und Qualität wissenscbaiüicher und techni- 
scher Entwicklung eines Landes werden, im interna- 
tionalen Vergleich und in der Rückwirkung auf Wis- 
senschaft und Forschung des Landes selbst, wesent- 
lich mitgeprägt durch die besonderen Leistungen 
einzelner Forscher und Forschergruppen. Zur weite“ 
ren Inteasivienmg berausragender Forschung in 
Deutschland haben Bund und Länder auf Initiative 
des BMFT 1985 ein Sonderprogramm zur Förderung 
ausgewählter Forscher und Forschergruppen be- 
schlossen. Sein Ziel ist es, die Arbeitsmöglichkeiten 
hervorragender Forscher und Forschergruppen zu 
verbessern, sie von administrativera Arbeitsaufwand 
zu entlasten und die Mitarbeit besonders qualifizierter 
jüngerer Wissenschaftler zu erleichtern. Durch diese 
besondere Förderung sollen zugleich hervorragende 
Forschungsleistungen anerkannt werden. Bund und 
Länder finanzieren das Programm im Verhältnis 
75 : 25, Das zunächst auf ein Gesamtvolumen von 
rund 1 50 Mio DM — verteilt über 9 Jahre — angelegte 
Programm steht 1991 zur Verlängerung an. 

Das Programm wird von der Deutschen Forschungs- 
gemeinschaft {DFG) in eigener Verantwortung durch- 
geführt. Sie vergibt hierzu seit 1986 den „Förderpreis 
für deutsche Wissenschaftler im Gottfried-Wilhelm- 
Leibniz-Progranmi". Es werden jährlich etwa 10 For- 
scher oder Forsch ergruppen ausgezeichnet. Die Preis- 
träger können besonders flexibel einsetzbare Förder- 
mittel in Höbe von bis zu 3 Mio DM, verteilt auf 
5 Jahre, erhalten. 


Austausch von Wissenschaftlern 

Die Bundesregierung mißt dem Wissenstransfer auf 
dem Wege des Austausches von Wissenschaftlern 
nach wie vor hohe Bedeuhmg bei. 

Die Programme des Deutschen Akademischen Aus- 
tauschdienstes (DAAD) und der Alexander von Hum- 
boldt-Stiftung (AvH) — vgl. auch Teil V, Ab- 
schnitte 2.2 und 2.3 — , finanziert insbesondere vom 
Auswärtigen Amt bzw. vom BMBW, werden durch fol- 
gende Programme des BMFT im Bereich der Natur- 
und Ingenieurwissenschaften sowie der Medizin 
(1989 rund 13 Mio DM) ergänzt: 

— Sonderforschungs Stipendien und Forscfaungs- 
preise auf Gegenseitigkeit für hochqualifizierte 
ausländische Wissenschaftler zur Durchführung 
von Forschungsvorhaben an deutschen For- 
sch ungseinrich tun gen (ca, 50 Stipendiaten und 
ca. 1 0 Forschungs preise pro Jahr) über die Alexan- 
der von Humboldt -Stiftung 

— Forschungskooperation Europa, 60 bis 80 For- 
schungsstipendien an junge hochqualifizierte aus- 
ländische Wissenschaftler aus westeuropäischen, 
insbesondere kJeineren EG-Staaten zur Durchfüh- 
rung konkreter Forschungsvorhaben an deutschen 
Forschungseiniich hingen u. a. auch im Rahmen 
von zeitlich befristeten Partnerschaften, ebenfalls 
über die Alexander von Humboldt-Stiftung 


— USA-Sonderprogramm, Verleihung des „Hum- 
boldtpreises" an anerkannte Natur- und tnge- 
nieurwissenschaftler sowie Mediziner verbunden 
mit einer Einladung an ein deutsches Forschungs- 
institut zu einer längerfristigen Mitarbeit (ca. 90 
Preisträger pro Jahr über die AvH) 

— „Max- Planck -Forschungspreis“ an international 
anerkannte ausländische und deutsche Wissen- 
schaftler für hervorragende wissenschaftliche 
Leistungen. Im Endausbau sollen jährhch bis zu 
30 Preise zur Förderung projektorientierter Koope- 
rationen und langfristig angelegter Instituts Part- 
nerschaften zwischen diesen Wissenschaitlero 
vergeben werden, um durch dauerhafte und inten- 
sivierte Zusammenarbeit internationale Spitzen- 
leistungen zu erraöghchen. Die Vergabe erfolgt 
durch AvH und MPG. 

— Förderung der wissenschaftlichen Beziehungen 
mit der Akademie der Wissenschaften sowie dem 
Gesundheilsministerium der UdSSR durch den 
Austausch von deutschen und sowjetischen Wis- 
senschaftlern auch im Rahmen geroeinsamer Pro- 
jekte über die Deutsche Forschungsgemeinschaft 
(insgesamt ca. 400 deutsche bzw. sowjetische Wis- 
senschaftler) 

— Förderung der Zusammenarbeit zwischen den 
Wissenschaftlem in den beiden deutschen Staaten 
durch Austausch von WissenschaJÜem, gemein- 
same Forschung 5 Projekte usw. auf der Grundlage 
einer Kooperationsvereinbarung zwischen der 
Deutschen Forschungsgemeinschaft und der Aka- 
demie der Wissenschaften der DDR vom Dezember 
1908. Außerhalb dieser Vereinbarung kann die 
DFG auch Einladungen von Wissenschaftfern aus 
dem jeweiligen anderen Staat zu Kontakt- und 
Vortrag sreisen oder zu kurzfristigen Forschungs- 
auf enthalten sowie wissenschaftliche Literatur für 
wissenschaftliche Einrichtungen in der DDR finan- 
zieren. 

— Zusammenarbeit deutscher und chinesischer Wis- 
senschaftler bei gemeinsamen Forschungsprojek- 
ten im Rahmen der Zusammenarbeit der Max- 
PJanck- Gesellschaft und der Academia Sinica {ca. 
40 chinesische und ca. 40 deutsche Wissenschaft- 
ler und 8 bis 10 WissenschafUergruppen), 

Unter dem Aspekt der Förderung der wissenschaftli- 
chen Leistungsfähigkeit der Entwicklungsländer ar- 
beitet der BMZ mit AvH, DAAD und DFG in folgen- 
den Programmen zusammen: 

— Sonderforschung Stipendien für Wissenschaftler 
aus Entwicklungsländern über die AvH (1988: 
69 Stipendien) 

— Stipendien für postgraduale entwicklungsbezo- 
gene Aüfbaustudien an deutschen Hochschulen 
über den DAAD (1988: 157 Stipendien) 

— Stipendien für Sur-place-Studien an Hochschulen 
in Entwicklungsländern im postgradualen Bereich 
über den DAAD (1988: über 700 Stipendien) 

— Förderung von Forschungskooperationen zwi- 
schen deutschen Wissenschaftlem und solchen aus 
Entwicklungsländern zusammen mit der DFG 
(1988: 18 Projekte). 
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SoDdennittel zur intematlonalexi Zusanunenarbeit 

Der BMFT ergänzt damit die e n twic kl ungspoli tischen 
MaÜJiaiimen des BMZ (vgl. un einzelnen Teil IV, Ka- 
pitel 5 und Teil V, Abschnitt 6T4.1), die u. a. den Auf- 
und Ausbau der wissenschaftlich-technologischen In- 
frastruktur pTe chnologiezentren, Forschungsinstitute, 
wissenschaftliche Unlersuchungsdiensle) in den Ent- 
wicklungsländern unterstützen. Beide Ministerien ar- 
beiten bei der Förderung von Forschung und Techno- 
logie für die Dritte Well eng zusammen. Sie werden 
dabei vor allem von der Arbeitseinheit Gate (German 
Appropriate Technology Exchange) der Deutschen 
Gesellschaft für Technische Zusammenarbeit unter- 
stützt. 

Ausgaben des Bundes für übrige^ nlcMandeiBfi 
Berekdim 2ugeoidnete AIÄvitäten 


MtoDM BT 



2^ Wehrforschung und -technik 
(Förderbereich X) 

Umleld wehitechnischer Forschung und Entwicklung 
(FuE) 

Wehrtechnische Forschtmg und Entwicklung sind in 
die nationale Forsch ungs- und En twic kl ungs- Politik 
eingebettet. Eine Analyse staatlichen Handelns in 
diesem Umfeld zeigt Unterschiede zu unseren Alli- 
anz partnem: 

— FuE in der Bundesrepublik Deutschland vrird zu 
weniger als 40 % (ca. 22 Mid DM) aus staatlichen 
Kassen finanziert, die Wirtschaft trägt über 60 % 
als eigene Aufgabe selbst. Bei den Partnern liegt 
der staatliche FuE-Finanzierungs-Prozentsatz da- 
gegen erheblich höher. 

— Von den staatlichen FuE-Aufwendungen der Bun- 
desrepublik Deutschland dienen dagegen nur 
etwa 3 Mrd DM, d. h. rd. 13 %, wehrtechnischer 
Forschung und Entwicklung. 

In den USA dagegen gingen 1988 68 %, in Groß- 
britannien 49 % und in Frankreich 38 % der staat- 
lichen FuE-Aufwendungen in die Verteidigung: 
Dies bedeutet, daß in den Partnerländern damit 
„ziviler" FuE-Bedarf bäufig in Form von ^^add-on"- 
Maßnah.meazu wehrtechoischen Programmen ge- 
deckt wird, 

ln der Bundesrepublik Deutschland zielen staatli- 
che FuE-Anstrengungen vorrangig auf zivile FuE- 
Förderung und hier insbesondere auf die Förde- 
rung der Grundlagenforschung und eine breit an- 


gelegte Vorsorge für die Entfaltung menschlicher 
Lebenschancen und die Sicherung des sozialen 
Fortschritts. 

Die ressortspezifischen FuüE-Ajustrengungen des 
BMVg setzen, wie die übrige Ressortforscbung 
auch, ihrerseits auf diese breite wissenschaftliche 
Basis in Form von „add-on^'-ProgTanmien oder er- 
gänzenden Programmen auf. 

— Die Bundesregierung verzichtete beim Aufbau der 
Bundeswehr weitgehend auf eigene wehrtedmi- 
sche Forschujotgs- und Ehtwicklungseinrichtungen 
und stützt sich im wesentlichen auf externe wis- 
seoschafüiche Expertise, 

Griinde für nationale wehrtechnische FuE 

Für die Aufrechterhaltung der Verteidigungsbereit- 
schaft vvle für eine aktive Entspannuagspofitik sind 

wehrt echois che FuE unverzichtbar. 

— Akzeptanz und Glaubwürdigkeit unserer Sicher- 
heitspolitik hängen gleichermaßen von technolo- 
gisch hochwertiger Declomg des Bedarfs an Rü- 
stungsgütem im Bündnis, wie von der Verfügbar- 
keit der Technologie zur Veritikation von Abrü- 
stungsmaßoahraen ab. 

— Beides stellt hohe Anforderungen an die techni- 
sche Urteilsfähigkeit des BMVg, Für die Fortent- 
wicklung sicherheitspoUtischer Konzepte wird 
wissenschafüich abgesicherte Urteilsfähigkeit be- 
nötigt; Urieilsfäbigkeil ist gleichzeitig wesen Hiebe 
Voraussetzung für kritisches Beschaffungsv er hal- 
ten. 

— Auch für unsere Bündnisfähigkeit gilt: Nur Partner 
mit abgesicherter technologischer Grundlage kön- 
nen üne Positionen zur Fortentwicklung der Si- 
ch erb ei tspotitlk in der Allianz durchsetzen, 

— Ressourcenknappheit bei komplexer werdender 
Technik zwingt zunehmend zur Ressouicenbün- 
delung. Kooperation stellt hohe Anforderungen an 
die Partner: Nui wer international weltbewerbsfä- 
hige Technik einbringt, kann sich in der Koopera- 
tion durchsetzen. Fehlende technische Kompetenz 
führt im Ergebnis häufig zu einer Zunahme der 
Auslandskäufe. Das BMVg setzt auf Kooperation: 
70 % der Großprojekte sollen in internationaler 
Zusammenarbeit realisiert werden. Kooperations- 
und Wettbewerbsfähigkeit sind damit zentrale 
Gründe für eigene FuE-Anstrenguagen, 

Wegen der ständig wachsenden Komplexität der 
Technik wird die Kooperation in Zukunft früher zu 
beginnen haben ^ und sie wird ihren Charakter 
ändern: 

— Nicht erst zu Beginn von Produkte nt Wicklungen, 
sondern bereits zur Erschließung und spätestens 
zur Bewertung neuer Techniken ist Ressourcen- 
bündelung notwendig. 

Dabei wird sich Kooperation — über die inlernatio- 
naJe Zusammenarbeit bei großen EnUvickJungs- 
progrommen hinaus — auch Ln der eigentlichen 
Forschung selbst nicht wie bisher auf den Aus- 
tausch von Informationen und Fachleuten be- 
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schiäJCLken können. Die Zahl der Programme, die 
grenzübergreiiend iBtegrierl geplant und durch- 
geführt werden, wird wachsen. Erste bilaterale 
Vorhaben mit den USA und mit Frankreich, aber 
auch die lEPG-lnitiative EUCUD, weisen den Weg 
(TEPG = Independent European Programme 
Group, EUCLID = European Cooperation for the 
Long Term in Defence). 

— Ein weiterer Grund für eigene FuE ist, daß die 
Bedarfsdeckung nicht die Folge industrieller ße- 
daifsweckung sein darf. 

Inhalte M/ehrtechnischer FuE 

Im Geschäftsbereich des Bundesministers der Vertei- 
digrung wird das Feld der Forschung und Entwicklung 
(FuE) abweichend von der üblichen und dem Bericht 
sonst zugrundehegenden Terminologie (vgl. Teil VT, 
Abschnitt 1.4) unterschieden zwischen 

— der Forschung im engeren Sinne (im folgenden 
abgekürzt F) 


— der Technologie, unter der hier nur die Aufwen- 
dungen für die Vorphase der Entwicklung z. B. 
Studien etc. verstanden werden (im folgenden ab- 
gekürzt T) und 

— der eigentlichen Entwickhing. 

Die Inhalte wehrtechnischer Forschung und Techno- 
logien in dem dargestelllen Sinne konzentrieren sich 
auf die Gewinnung externer und möglichst Interes- 
se an eutraler Expertise sowie die Verbesserung des 
technischen Leistungsstand ards: 

— Externe interessenneutrale Expertise: 

Für die Fortentwicklung der FuT-Konzeption zur 
Vorbereitung von Entwicklungs- und Beschaf- 
fung sentsch ei dun gen ist das Bundesministerium 
für Verteidigung wie bereits erwähnt weitgehend 
auf externe Expertise angewiesen und wendet sich 
daher an Institution eile Forschungseinrichtungen, 
an DiensUeistungsunternehmen oder an Inge- 
nieurbüros, Für externe inte resse nneutrale Exper- 
tise wurde auigewandt: 


Mio DM 

Ist 1987 

Isi 1988 

SoU 1989 

SoU 1990 

Dienstleistungs- 
Unternehmen 

156 

161 

144 

135 

Ingenieurbüros 

28 

30 

35 

30 

Grundfinanzierte Institute , 

188 

191 

193 

206 

Summe 

372 

302 

372 

371 

— Verbesserung des technischen 

Leistungsstan- 

blik Deutschland interna hon aJe Kooperations- und 


daids: 

Neben den Bedarf an Urteilsfähigkeit tritt der Be- 
darf an technischen Spitzenleistungen in Schwer- 
punktbereichen. Ohne sie verliert die Bundesrepu- 


Wettbewerbsfähigkeil; ohne sie büßt sie aber auch 
die Fähigkeit ein. sich auf Änderung des Bedro- 
hungspotentials einzustellen. Hierfür wurden auf- 
gewandt bei: 


Mio DM 

Ist 1987 

hl 19&8 

SoU 1989 

SoU 1990 

Hochschulen/Universitäten 

40 

31 

33 

29 

Sonstige Forschungs- 
einrichtungen 

46 

53 

50 

49 

Industrie 

479 

432 

383 

350 

Summe 

565 

516 

466 

426 

Für wehrtechnische Forschung imd Technologie wer- 
den vom Bundesministerium der Verteidigung damit 




insgesamt eingesetzt: 





Mio DM 

Ist 1987 

Ist 1988 

SoU 1989 

SoU 1990 

Summe FuT 

937 

898 

838 

797 


Ziel der wehrte chnischen Entwicklung ist es, aufbau- 
end auf den Ergebnissen der wehrtechnischen For- 
schung und Technologie die Modernisierung der Bun- 
deswehrausrüstung auf der Grundlage der Konzep- 
tion der Bundeswehr und daraus abgeleiteter konzep- 
tioneller Fordertmgen durch Bereitstellung einfüh- 
rungsreifen Matenas — in weitgehender Zusammen- 
arbeit mit den Bündnispartnern — vorzubereiten. 


Im Vorfeld der Entwicklung von Waffensystemen und 
Geräten tragen Technologie- und RealisierbarkeiLS'- 
Studien sowie Komponenten- imd Experimentalent- 
Wicklungen dazu bei, das technische, zeitliche und 
finanzieUe Risiko künftiger Vorhaben zu begrenzen. 

Der Bereich „Waffensystem und Geräte" umfaßt die 
Entwicklung und Erprobung konkret geforderten 
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Wehrraaterials vom Konzept bis zum technisch reifen, 
truppen venvendbaren und in Serie beschaffbaren 
Produkt, 

Aus Gründen der Standardisierung/InteroperabÜitdt 
und zur Vermeidung von Doppelarbedl ist die Zusam- 
menarbeit im NordaÜ an tischen Bündnis (NATO) stän- 
dige Praxis (siehe hierzu auch Ted IV, Ab- 
schnitt 2.4). 

Nur wenige Entwicklungsvorhaben werden aus- 
schließlich national durchgeführt, 

FuT im VerteidjgungshQUShaJt 

— Die langfristige Grundlage der Planung bildet die 
Teilkonzeption-FuTr sie leitet aus der Konzeption 
der Bundeswehr und den allgemeinen FuT^Vorga- 
ben die Ziele wehrtechnischen FuT-Handelns ab, 
setzt Prioritäten und definiert Vorgaben zur Errei- 
chung der Ziele. Dabei berucksichtigl sie den der- 
zeitigen Grad der Erfüllung von Verteidigungsauf- 
gaben, die erkennbaren naturwissenschaftlich- 
technischen Trends und die gesamtwirtschaftli- 
chen Fol ge Wirkungen wehrtechnischer FuT. Die 
Teilkonzeption-FuT wird bei Bedarf fort geschrie- 
ben, 

— Die mittelfristige FuT-Planung \vird im Planungs- 
vorschlag-FuT zum Bundeswehr-! Bw) Plan festge- 
schrieben. Er aktualisiert jährlich die Aussagen der 
Teilkonzeption-FuT und setzt Schwerpunkte nach 
Dringlichkeit; er ordnet damit der Erfüllung be- 
stimmter Sch weipunktauf gaben Finanzmittel zu. 
Der durch die rfPlanungs-Konf erenz " im BMVg 
verabschiedete Plan ungs Vorschlag wird ün Wort- 
laut in den TexUeil des Bw-Planes als FuT-LeiÜinie 
aufgenommen. 

FuT-Schwerpunkte 

— Die Schwerpunkte unserer wehrtechnischen For- 
schung und Technologie werden unter Beachtung 
folgender Überlegungen festgelegt: 

O ausgeprägter Eigenbedarf 

O nur die Bundesrepublik Deutschland hat einen 
solchen Bedarf 

O Zugang zu Partaerwissen ist verschlossen 

O drohende Abhängigkeit begrenzt unsere Fähig- 
keit zur Entwicklung neuer Systeme 

O eigene technologische Kompetenz erleichtert 
die Entwicklungskooperation. 

— Zu imterscheiden sind grundsälzhch: Forschungs- 
vorhaben, Studien zum Erhalt der Urteilsfähigkeit, 
Programme zur Realisierung von Verfahren und 
Techniken, Experimentalprogramme zur Validie- 
rung von Komponenten und Baugruppen. 

— Die Anstrengungen zu wehrtechnischer For- 
schung und Technologie sind auf folgende Ziele 
auszuricbten: 

O Verbesserung der Fähigkeit zur Erarbeitung 
konzeptioneller Alternativen 


O Schaffung der Voraussetzungen für langfristig 
benötigte Enlwicklüngsfähigkeiten 

O lennin gerechte Bereitstellung der Technologie 
zur Deckung des geplanten Ausrüstungsbe- 
darfs der Bundeswehr. 

Aktivitäten im Hinblick auf die ersten beiden Ziele 
werden der Forschung und der Zukunftstechnologie 
zugeordnet; solche, die dem dritten Ziel dienen, gehö- 
ren zur Systemtechnologie, sofern sie die Entwicklung 
von Waffensystemen vorbereiten, deren Nutzung im 
Bedarfszeitraum des Bw-Planes vorgesehen ist. 

— Nach den Vorgaben der Teükonzeption-FuT und 
unter Berücksichtigung der engen Wechselwir- 
kung zwischen den konzeptionellen Vorstellun- 
gen der Streitkräfte und dem absehbaren techno- 
logischen Fortschritt sind folgende FuT-Schwer- 
punkte festgelegt worden: 

O Verbesserung der Führungsinformatioiis-, Auf- 
klärungs' und Feuerleilsysleme 

O Untersuchungen zum Einsatz von Robottechni- 
ken zur PersonaJeinsporung 

O Sensoren und Sensorkombinationen zur Ver- 
besserung der Aufklärung, Zielerfassung, Ziel- 
identthkation und Ziel Verfolgung 

O Konzipierung eines modularen Avionikkonzep- 
les 

O neue oder verbesserte Werkstoffe, Verbund- 
werkstoffe und Bauweisen für Wehrmaterial 

O Fahrzeugführung und -navigation unter Ver- 
wendung neuester Sensoren und Te chnik en der 
Informationsverarbeitung und -Übertragung 

O Optimierung von Triebwerken 

O Verbesserung der Lenkflugkörpertechnologie 

O Arbeiten an neuen Waffen- und Munitionssy- 
stemen 

O Verbesserung der Schutzmaßnahmen gegen 
konveationeUe und atomare Munition 

O Elektronische Schutz- und Gegenmaßnahmen 
im Bereich Kommunikation, Radar, Optronik 
und Navigation 

O Arbeiten zur Lärmminderung bei Fluggeräl. 


Wehrmedizin 

Zur Erfüllung des Auftrages des Sanitäts- und Ge- 
sundheitswesens der Bundeswehr ist die wehrmedizi- 

nische Forschung unerläßlich. 

Sie ist eine angewandte Forschung mit dem Ziel. 

— Mittel und Wege zu finden, die Gesundheit der 
Angehörigen der Streitkräfte im Frieden und Krieg 
zu schützen, zu erhalten und wiederherzus teilen 

— die Widerstandskraft gegen besondere Umwelt- 
einflüsse zu erhöben 

— durch Ermittlung von Leistungs- und Belastungs- 
profilen eine bessere Integration des Menschen in 
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die hochteclmisierle Umwelt zu ennöglicben und 
Gesundheitsstörungen frühzeitig erkennen und 
optimal behandeln zu können. 

Da der Anpassungsfähig keil des Menschen an seine 
Umwelt enge Grenzen gesetzt sind, muß sich die 
wehrrnediziniscbe Forschung intensiv mit gesund- 
heitsbe last enden Einwirkungen der militärischen 
Umwelt auseinandersetzen und eine weitestgehende 
Reduzierung anstreben. 

Klar detiniertes Ziel der wehnnedizinischen For- 
schung ist der Schutz, der Erhalt und die Wiederher- 
stellung der Gesundheit der Angehörigen der Streit- 
kräfte unter allen denkbaren Bedingungen. Dies ist 
eine ausschließlich humanitäre Zielsetzung. 

Neben den sich aus dem Friedensauftiag des Sanitäts- 
dienstes ergebenden wehrmedizinischen Fragestel- 
lungen gilt die besondere Aufmerksamkeit der fach- 
lich-wissenschaftlichen Vorbereitung der Versorgung 
kranker, verletzter und verwundeter Soldaten im 
Kriege. Hierzu sind die möglichen Bedrohungen zu 
analysieren und Mittel und Wege zu finden, diesen 
wirkungsvoll zu begegnen. 


Im Mittelpunkt stehen hierbei die konventionellen 
Waffen, zusätzlich ist besondere Aufmerksamkeit den 
ABC-Wafien zu widmen. 

Das Spektrum wehrmedizinischer Forschung umfaßt 
die gesamte Bandbreite der Medizin und ihrer Rand- 
gebiete. 


Ausgaben des Bundes für 
WehrfoiBCtiung und -technik* 


MtoDM IST ZZ^SÖLL^Z^ 



ohnt Ausgaben (Qr üntvorsMian der Bu n d e swO » (fn Auagaban öm FOrdar- 
acbsvarpunktaa A5 enthattan) 


186 



Deutscher Bundestag — 11, Wahlperiode 


Drucksache 11/6886 


Teil III 

Forschungs- und Technologiepolitik in den Ländern 


1. Vorbemerkung 

Wie seit dem Bundesbericht Forschimg 1984 üblich, 
enthält auch dieser Bericht Selbstdarstellungen der 
Länder zu ihrer Forschung s- und Technologiepoli- 
tik. 

Neben den Grundsätzen und Schwerpunkten der For- 
schungspolitik stellen die Länder ihre Hochschul- und 
außeruniversitäre Forschung sowie Maßnahmen der 
Technologiefördening und des Technologietransfers 
und besondere landesspezifische Förderungen dar. 

In ihren Berichten haben einige Länder darauf hinge- 
wiesen, daß sie zur Verbesserung ihrer Forschungs- 
Struktur, 2, T. unter Beratung von Fachkommissionen, 
Bestandsaufnahmen ihrer Forschungskapazitäten er- 
stellt haben. 

Hieran anschließend haben die Landesregierungen 
Konzepte zur Stärkung der Forschung, der For- 
schungsaktivitäten der Wirtschaft sovrie zum Wis- 
sens- und Technologietransfer entwickelt und z, T. 
bereits umgesetzt. 

Besondere Bemühungen gelten der verstärkten Zu- 
sammenarbeit und dem Austausch zwischen Hoch- 
schulforschung und Wirtschaft. Die Länder bemühen 
sich intensiv um die Förderung von Zukunftstechnolo- 
gien, um die Wirlschaftsstniktur langfristig zu verbes- 
sern. 


2. Forschungsförderung in den einzelnen 
Ländern: 

2.1 Baden-Württemberg 

1, Baden- Württemberg gehört, auch international ge- 
sehen, zu den forschungsintensiven Regionen. Im 
Land haben 9 Universitäten, 6 Pädagogische Hoch- 
schulen, 7 Kunsthochschulen und 38 Fachhoch- 
schulen sowie 14 Institute der Max-Planck-Gesell- 
schaft, 14 Forschungsinstitute, Arbeitsgruppen und 
Dienstleistungseinrichtimgen der Fraunhofer-Ge- 
sellschaft, 3 Großforschungseinrichtungen, 2 inter- 
nationale Forschungseinrichtungen und 49 weitere 
außeruniversitäre Forschungseinrichtungen (ohne 
Museen) ihren Sitz. Hinzu kommen 10 Institute der 
industriellen Gemeinschaftsforschung, 1985 arbei- 
teten 16,7 % des wissenschaftlichen Personals aller 
Hochschulen, 19,3 % des wissenschaftlichen Perso- 
nals aller außeruniversitären Forschungseinrich- 
tungen und 23 % des gesamten Forschungs- und 
Entwicklungspersonals der deutschen Industrie in 
Baden-Württerabergj der Bevölkerungsanteil hegt 
bei 15%. Für Wissenschaft und Forschimg hat 
Baden-Württemberg im Jahr 1988 4,6 Mrd DM auf- 


gewandt (Nettoausgaben). Hiervon entfielen 
4,01 Mrd DM auf die Hochschulen und 630 Mio DM 
auf Wissenschaft und Forschung außerhalb der 
Hochschulen. An den Hochschulen Baden-Würt- 
tembergs waren 1988 55 444 Personen beschäftigt, 
die Zahl der Stellen betrug 39 354? davon waren 
13 241 Stellen für Wissenschaftler und 26 113 Stel- 
len für nichtwissenschaftliche Mitarbeiter. Die 
Drittmitteleinnahmen der Universitäten des Lan- 
des lagen 1985 bei 360 Mio DM. 1987 bei 
439 Mio DM. Außerhalb der Hochschulen waren 
insgesamt 10 788 Personen (in Vollzeitaqui valen- 
ten angegeben) in Forschung und Entwicklung tä- 
tig, hiervon 4 193 Beschäftigte mit wissenschaftli- 
cher Ausbüdung, Knapp die Hälfte dieses FuE-Per- 
sonals entfällt auf Großforschungseinrichtungen. 

ln Baden-Württemberg waren 1987 in Forschungs- 
stätten der Wirtschaft (ohne Institutionen der indu- 
striellen Gememschaftsforschung) 67 867 Perso- 
nen (Vollzeitäquivaiente, also Mann-Jahre) tätig. 
Die gesamten intemen Forschungs- und Entwick- 
lungsaufwendungen der Wirtschaft betrugen 1987 
über 9 Mrd DM. Der Anteil der Patentanmeldun- 
gen beim Deutschen Patentamt in München, der 
auf Anmelder aus Baden-Württemberg entfällt, 
liegt bei jährhch 22 bis 23%. 

2. Der baden-württembergischen Wissenscho/fs- und 
FoischangspoUtik stehen wirksame Förderinstru- 
mente zur Verfügung: 

— das Forschungsschwerpunkteprogramm, das in 
den vergangenen Jahren mit jeweils 30 Mio DM 
ausgestattet wurde; 

— der Forschungspool mit jährlich ca. 10 Mio 
DM; 

— der kw-Stellenpool, der sich noch im Aufbau 
befindet und 1989 5,2 Mio DM sowie 1990 
6,5 Mio DM umfaßt; 

— das Fiebiger-Ptogramm des Landes mit 200 
Stellen für den Zeitraum 1985 bis 1989. 

Nicht nur die Forschungsschwerpunkte, sondern 
auch das Instrumentarium der FörderpoUtik bedarf 
einer ständigen Entwicklung, Um konzeptionelle 
Vorschläge für die Weiterentwicklung der For- 
schung an den Universitäten mit einer längerfristi- 
gen Perspektive zu erarbeiten und auf diese Weise 
günstige Entwicklungsbedingungen für die For- 
schung an den neun Landesuniversitäten zu si- 
chern, hat der Ministerrat eine Expertenkommis- 
sion p Forschung Baden- Württemberg" beauftragt, 
die Universitätsstniktur des Landes vornehmlich 
unter dem Gesichtspunkt der Forschung zu über- 
prüfen und Vorschläge für deren Weiterentwick- 
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Tabelle in/1 

{vgl. auchTabeUe W15) 


Wisseoschaitsausgaben der Länder^] (ohne Gemeinden) 


Land 

WissenscKaftsausgabeo 1985 
(Isl) 

WisseoschalUsusgaben 1987 
flst) 

Wissenschaftsausgaben 19BB 
(SoU) 

Mio DM 

% 

BEP^} 

DM je 
Einw. 

% 

Mio DM 

% 

BIP*) 

DM je 
Einw. 

% 

Mio DM 

% 

BIp2) 

DM je 
Einw. 

% 

Baden- Wümemberg .... 

3 801,7 

1,32 

411 


4 332,6 

i,34 

467 

16,4 

4 570,9 

1,35 

487 

16,6 

Bayern 

3 726,0 

1,15 

340 

15,6 

4 254,0 

1,18 

390 

16,1 

4 433.2 

L17 

403 

16,1 

Berlin (West) 

1 952,1 

2,79 

1 054 

8,2 

2 241,1 

2,94 

1 113 

8,5 

2 477,1 

3,11 

1 210 

9,0 

Bremen 

213,7 

0,83 

322 

0,9 

23 LO 

0,84 

350 

0,9 

234,1 

0,81 

355 

0,8 

Hamburg 

1 032,0 

1,20 

651 

4,3 

1 160,5 

1,27 

729 

4,4 

1 218,9 

1,28 

763 

4,4 

Hessen 

2 258,3 

1,24 

408 

9,5 

2 473,2 

1,22 

449 

9,3 

2 492,8 

1.16 

450 

9,0 

Niedersachsen 

2 404,1 

1,34 

334 

W,1 

2 767,5 

L41 

386 

10,4 

2 737,2 

1,32 

382 

9,9 

Nordrhein-WestfaJen * . . 

6 147,8 

1,26 

368 

25,8 

6 207,9 

1,18 

37 t 

23,4 

6 471,3 

1,18 

385 

23,5 

Rheinland-Pfalz 

1 007,0 

1,05 

276 

4,2 

1 146,3 

1,08 

316 

4,3 

1 142.4 

1,03 

314 

4,1 

Saarland 

461,4 

1,65 

440 

L9 

562,8 

1,86 

533 

2,1 

569.9 

1,79 

541 

2,1 

Schleswig-Holstein 

869,3 

1,36 

333 

3,6 

1 118,4 

1,59 

438 

4,2 

1 235,0 

1.69 

482 

4,5 

Bundesgebiet 

23 873,4 

1,30 

391 

100 

26 495,2 

1,32 

434 

100 

27 582.8 

1,31 

449 

WO 


Einschließlich der unmittelbaren Landereinnahmen* insbesondere Pfl eg esatzeinn ahmen für die Kranken Versorgung an Hoch- 
schulklJniken. 

2) AnteQ am BruttoLnlandsprodukt des jeweiligen Landes. 

Quelle: Statistisches Bundesamt und eigene Berechnungen des BMFT 
Anmerkung: 

Diese Wissenschattsausgaben wurden von den Landerfmonzminisierien bzw. den Statistischen Landesäratem im Kahme n der 
FinanzstdtLstik gemeldet Die Wissens choflsausgaben umtassen die gesamten Ausgaben der Hochschulen und HochschuUdiniken 
sowie die Ausgaben für Wissenschaft, Forschung xmd Entwicklung auJJerhaJb der Hochschulen. Vgl. auch Tabelle VT/15* 

Zur regionalen Aufteilung der PuS- Ausgaben des Bundes, der Länder sowie der Wirtschaft vgL Teil VI, Tab VI/39 bis VI/41. 


luug zu erarbeiten. Die Kommission hat im Juni 
1989 ihren umfangreichen Abschlußbericht vorge- 
legt (dieser kann vom Ministerium für Wissenschaft 
und Kunst Baden-Württemberg bezogen werden) 
und Empfehlungen sowohl zu den allgemeinen 
Rahmenbedingungen der Forschung und ihrer För- 
derung als auch Aussagen zur fachlichen Weiter- 
entwicklung der Universitäten und zur Förderung 
besonders zukunfts trächtiger Fachgebiete vorge- 
legt* Von den zahlreichen allgemeinen und spe- 
ziellen Empfehlungen werden hier nur genannt: 

— Einrichtung eines Landesforschungsbeirats, der 
unter Beachtung längerfristiger Perspektiven 
und übergteifende Gesichtspunkte die Landes- 
regierung und die Universitäten berät. 

— Umverteilung der Ressourcen in den Universi- 
täten mit dem Ziel, besonders qualitätsvolle und 
zukunftsträchtige Forschung bevorzugt zu för- 
dern, weniger ergiebiger Arbeit zu beschnei- 
den. 

— Weiterentwicklung und teilweise Aufstockung 
des in seiner Grundstruktur bewährten und 
oben dargestellten Forschungsförderinstru- 
mentariums des Landes, 

" Anreizsysteme sollen die Einwerbung von Dritt- 
mitteln und Anstrengungen zur Verkürzung der 
Studienzeit unterstützen* 

— Die Initiierung eines „Sonderprogramms For- 
schung Baden-Württemberg 2000", das die 


Grundausstattung der Universitäten den Erfor- 
dernissen der Forschung anpaßt, 

— Im Rahmen eines „Bau-Sanierungs-Programms 
Forschung" sollen Altbauten saniert und erwei' 
tert, vorrangig aber Verfügungsgebäude und 
deren Erstausstattung zur befristeten und fle- 
xiblen Nutzung erstellt werden. 

3. Schwerpunkte der Forschung 

Das wissenschaftliche Potential des Landes Baden- 
Württemberg ist auch in qualitativer Hinsicht be- 
achtlich. Die Zahl der Sonderforschungsbereiche 
konnte 1989 auf 41 gesteigert werden. Neu einge- 
richtet wurden die Sonderforschungsbereiche 
^Wasserstoff als speicherbarer Energieträger" 
(Stutlg art/Tübingen), „Sprechen und Sprachver- 
stehen im sozialen Kontext" und „Organisation 
und Reorganisation von pi-Systemen mit Metallen " 
(beide Heidelberg/Mannheim) sowie „Korrelierte 
Dynamik hoch an geregter atomarer und molekula- 
rer Systeme" (Freiburg). 

Von den weiteren thematischen Schwerprmkten 
der Forschung können hier nur wenige exempla- 
risch erwähnt werden: 

3.1 ln den Geistes- und Soziolwissenschaiten 

Einrichtung eines Zentrums für Altemsfor- 
schung. Die Landesregierung hat Ende 1988 
ein Aktionsprogramm für ältere Menschen be- 
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raten und neben anderen Maßnahmen be- 
schlossen, ein Zentrum für Altemsforschung 
einzurichten und daneben auch auf eine Ver- 
stärkung der gerontologischen und geriatri- 
schen Forschung an den Hochschulen des Lan- 
des hinzuwirken. Eine Beteiligung des Bundes 
ist vorgesehen. Gegenwärtig erarbeitet eine 
wissenschaftliche Kommission eine Konzep- 
tion, auf deren Grundlage Aufgaben, Arbeits- 
gebiete. Forschungsschwerpunkte und die 
Struktur des Zentrums festzulegen sind. 

Familienforschimgr Im Oktober 1989 wird an 
der Sozialwissenschaftlichen Fakultät der Uni- 
versität Konstanz, Fachgruppe Soziologie, ein 
Forschungsschwerpunkt „Gesellschaft und Fa- 
milie" eingerichtet. 

Frauenforschung: Nach einer Grundsatzent- 
scheidung des Mimsterrats wurde ein Förder- 
Programm Frauenforschung in Baden-Würt- 
temberg aufgebaut. 

Mit einer baden-württembergischen Akade- 
mie für Technikfolgenabschätzung wird ein 
neuer institutioneller Schwerpunkt im Pro- 
blerafeld Wissenschaft, Technik und Gesell- 
schaft gesetzt* 

3,2 Nafurwfssenschoffen 

Suproieifung; Das Land Baden-Württemberg 
fördert an den Universitäten Karlsruhe, Kon- 
stanz, Stuttgart und Tübingen ein Verbundpro- 
jekt zur Supraleitungs- Forschung. Es geht um 
die Aufklärung der physikalischen Mechanis- 
men der Supraleitung und um das Verständnis 
der Materialeigenschaften von Supraleitern. 
Daneben werden Verfahren zur Herstellung 
von dünnen Schichten durch Eiektronenstrahl- 
verdarapfung bearbeitet sowie durch Magne- 
tron-Sputtern weiterentwickelt. 

An den Universitäten Freiburg, Stuttgart und 
Tübingen werden Materialforschungszentren 
als zentrale wissenschaftliche Einrichtung auf- 
gebaut, die von den Fakultäten für Physik, für 
Geowissenschaften sowie für Chemie und 
Pharmazie getragen wird. Ziel der Forschungs- 
zentren ist es, ein verbessertes Verständnis der 
Zusammenhänge zwischen Reaktivität, Syn- 
these, Prozeßabläufen, Struktur und Eigen- 
schaften fester Stoffe auf molekularer Basis zu 
erarbeiten. Ein Schwerpunkt der Arbeiten wird 
bei den Hochpolymeren liegen* Eine schon be- 
stehende Zusammenarbeit mit den Fraunho- 
fer-Instituten, der Max-Planck-Gesellschaft 
und privaten Unternehmen wird dazu weiter 
aus gebaut 

Im „Keramik verbünd Karlsruhe-Stuttgart" 
werden vertieft werkstoffwissenschaftlich- 
te chnolo gische Zusammenhänge durch fach- 
übergreifende Kooperation von Instituten der 
Universitäten Stuttgart und Karlsruhe, dem 
Max-Planck-Institut für Metallforschung, der 
wissenschaftlichen Arbeitsgruppe für Hochlei- 
stung skeramik der Fraunhofer- Gesellschaft 
Freiburg und dem Institut für Bauweisen und 


Konstruktionsforschung der Deutschen For- 
schungsanstalt für Luft- und Raumfahrt (DLR) 
in Stuttgart erforscht. Schwerpunkte werden 
gesetzt auf Herstellungsverfahren (keramische 
Materialien aus Elementorganika)j Tribolo gie, 
Konstruktion und Fügen (Qualifizierung von 
Keramik für tribologische Anwendungen); Le- 
bensdauer und Verstärkung [Festigkeits- und 
Bruchverhalten von Sonderwerl^toffen); La- 
dungs- und Wärmetransport (Materialien mit 
optimierten Transporteigenschaften) . Ferner 
ist die Einrichtung eines Instituts für Fertigen in 
und mit Keramik in der Universität Stuttgart 
sowie eines Graduiertenkollegs in Karlsruhe 
vorgesehen* 

3.3 Medizin- und Biowissenschcdten 

Erhebliche Mittel hat das Land für die Erfor- 
schimg immunologischer Fragen aufgewandt. 
Neben einem Forschungsschwerpunkt Leuk- 
ämieforschung und Immungenetik an der Uni- 
versität Tübingen, der einen entsprechenden 
Sonderforschungsbereich der DFG ergänzt, 
hat das Land diuch eine Sonderfinanzierung 
den Ausbau des Max-Planck -Instituts für Im- 
munbiologie Freiburg um zwei weitere Abtei- 
lungen (Entvricklrmgsbiologie des Immunsy- 
stems imd angewandte Immunologie) unter- 
stützt und seinen Ausbau zu einem nationalen 
und intern ationalen Zentrum vorangetrieben. 
Für die AIDS- Forschung hat das Land zahlrei- 
che FoTschungsprojektei deren Schwerpunkt 
an der Universität Heidelberg liegt, zwischen 
1986 und 1990 finanziert* Der virologischen 
Forschung kommt eine umfangreiche Baumaß- 
nahme an der Universität Freiburg zugute. 

Umwelttoxikologie: Zur Verstärkung der inter- 
disziplinären Forschung auf umweltmedizini- 
schem, insbesondere umwelthygienischem 
und humantoxikologischem sowie auf okotoxi- 
kologischem Gebiet baut die Universität Tü- 
bingen einen Schwerpunkt Toxikologie auf* 
Die Auswirkungen von Umwelteinflüssen auf 
das Ökosystem als ganzes sowie auf den Men- 
schen sollen hier im Zusammenhang erforscht 
werden, 

4. TechnoiogiepoUtik 

Angesichts der überdurchschnittlichen Präsenz des 
verarbeitenden Gewerbes in Baden- Württemberg 
(Beitrag zur Bruttowertschöpfung 50%, Bundes - 
durchschnitt 43 %), des Schwerpunktes im Investi- 
tionsgüterbereich (Anteil am Industrieumsatz 
57 %i Bundesdurchschnitt 42%) und des besonde- 
ren Engagements mittelständischer Unternehmen 
in technologischen Schlüsselbereichen kommt der 
Technologiepolitik in Baden-Württemberg großes 
Gewicht zu; sie ist darauf ausgerichtet, die Koope- 
ration zwischen Wirtschaft und Wissenschaft zu 
fördern und den Unternehmen den Zugang zu den 
vrissenschaftlichen Erkenntnissen und Einrichtun- 
gen für eine Umsetzung in die betriebliche Praxis 
zu erleichtern. Ihre wesentlichen Merkmale sind: 
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4.1 Sicherung und Ausbau der Technologie — In- 
frastruktur 

Baden-Württemberg verfügt über eine große 
Zahl von außeruniversilaren anwendungs- 
orientierten Forschungs- und Entwicklungs- 
einrichtungen, Damit können wesentliche Be- 
dürfnisse der Industrie nach anwendungsna- 
hen FuE-Leistungen und kompetenter Bera- 
tung befriedigt werden. Hier sind vor allem zu 
nennen die zahlreichen Fraunhofer-Institute 
und die Einrichtungen der industriellen Ge- 
meinschaftsforschung. Schwerpunkte sind z. B. 
die Produktionstechnik, die Biotechnologie, 
die Sensorik und die TexÜltechnik, 

Neue Aufgabenstellungen in einzelnen Fach- 
gebieten, vor allem in den jungen Schlüssel- 
technologien wie z. B. der Mikroelektronik und 
der Mikrotechnik lassen seitens der Industrie 
neue Bedarfsfeider für wissenschafüich-lech- 
nologische Hilfestellung auttreten. Die Lan- 
desregierung hat deshalb in den vergangenen 
Jahren im Sinne einer Partnerschaft zwischen 
Wirtschaft, Wissenschaft und Staat zahlreiche 
neue anwendungsorientierte Forschungsein- 
richtungen gegründet. Dabei kommt im Hin- 
blick auf die Interessen der Wirtschaft der 
direkten Beteihgung an der Industrie an der 
Finanzierung von Errichtung und Betrieb der 
Institute besondere Bedeutung zu. 

So wurden in den Vorjahren gegründet: Das 
Institut für Mikroelektronik Stuttgart, das For- 
schungszentrum Informatik an der Universität 
Karlsruhe, das Forschungsinstitut für Anwen- 
dungsorientierte Wissensverarbeitung in Ulm, 
das Institut für Lasertechnoiogien in der Medi- 
zin an der Universität Ulm, das Naturwissen- 
schaftlich und Medizinische Institut an der 
Universität Tübingen in Reutlingen, 

Allein 1988 und 1989 wurden vier weitere In- 
itiativen ergriffen: 

— Zentrum für Ferügungstechnik in Stutt- 
gart; Angebot einer „Fertigungstecbunik 
aus einer Hand"' für fachübergreifende 
Problemlösungea unter Beteiligung von 
sieben Fachrichtungen der Universität 
Stuttgart, 

— Institut für Mikro- und inform ationstechnik 
in Villingen-Schwenningen: Unterstützung 
der WirtschaJLsstruktui einer Region mit 
spezifischen Schwerpunkten. 

— Zentrum für Sonnenenergie- und Wasser- 
slofforschung in Stuttgart und Ulm: Verbin- 
dung der Grundlagenforschung in den 
Energietechnik-Fachbereichen von Hoch- 
schulen. der DLR und Industrie-For- 
sch ungseinrichtungen, 

— GesellschaH für Angewandte Supraleitung 
in Karlsruhe; Koordinierung der vorwettbe- 
werblichen Forschung m Untemehmen. 


4.2 Ausöou und Verbesserung des Technologie- 
transiers 

Eine produktive Kooperation zwischen Wirt- 
schaft und Wissenschaft macht es notwendig, 
insbesonderen kleinen und mittleren Unter- 
nehmen, die oftmals nicht über eigene For- 
schungs- und Entwicklungsbereiche verfügen, 
den Zugang zu Forschungseinrichtungen zu 
erleichtern. Baden- Württemberg hat hierfür 
seit Jahren ein zweistufiges Technologietrans- 
fersyslem aufgebaut. 

— ln der Arüaufebene stehen in 34 dezentra- 
len Kontakt- und Verrailtlungsstellen bei 
WirtschaflsorganisatiOQen [Innova tionsbe- 
rater) und Fachhochschulen (techrüsche Be- 
ratungsdienste)- flächendeckend und orts- 
nah Berater zur Verfügung, 

— Auf der Fachberatungsebene finden die 
Unternehmen Partner bei den außeruniver- 
sitären Forschungsinstituten und bei etwa 
80 Transferzentren der Steinb eis -Stiftung 
an Fachhochschulen. 

Die Leistungsfähigkeit dieses Systems wird 
durch ca. 18 000 tndustriekontakte allein im 
Jahr 1988 dokumentiert. 

Auch an aDen Universitäten des Landes wur- 
den Technologietransf erstellen eingerichtet, 
die als Anlaufstationen für Wirtschaftsunter- 
nehmen dienen und geeignete Ansprech- und 
Kooperationspartner in den Universitälsinsti tu- 
ten vermitteln. Um ein in der Vergangenheit 
spürbaxes Defizit bei der Beratung der Wissen- 
schaftler über den Schutz der Ergebnisse ihrer 
wissenschaftlich -technologischen Forschung 
und deren Vermarktung abzubauen, fördert 
die Landesregierung tm Rahmen einer dreijäh- 
rigen Probezeit zwei Patentberatungssteilen an 
den Universitäten Karlsruhe und Stuttgart, die 
zugleich die Betreuung der übrigen Universitä- 
ten übernehmen. Die Erfahrungen dieses Mo- 
dellversuchs, der 1989 ausläuft, werden sorg- 
fältig analysiert und im Hinblick auf eine Dau- 
erlösung geprüft werden. 

Existenzgründer haben in Baden-Württem- 
berg die Möghchkeil, in zehn Technoiogiezen- 
tren zu verbilligten Mieten und in räumlicher 
Nähe zu Hochschuleinrichtungen befristete 
Starthilfe in der schwierigen Phase der Produk- 
tentwicklung und -einführung zu erlangen. Be- 
sondere Erwähnung verdient der neuartige 
Sdence-Park in Ulm, wo im Rahmen des Auf- 
baus der Wissenschaftssladt Ulm mittelständi- 
sche Unternehmen die Möglichkeit haben, ihre 
FuE-Abteilung auszughedern und in räumli- 
cher Nähe zur Universität und Fachhochschule 
anzusiedeln, um die sich hieraus ergebenden 
Fühl ungsvort eile unmittelbar nutzen zu kön- 
nen. 

4.3 EjnzeibefriebJiche Technologieiörderung 

Zur Unterstützimg des strukturellen Wandels 
der Wirtschaft gibt die Landesregierung ein- 
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zelbelriebliche Hilfen in Form von zins verbil- 
ligten Darlehen oder Zuschüssen zur Entwick- 
lung neuer Produkte oder Verfahren und zur 
Einführung moderner Technologien. Damit 
wird ein zusätzliches Innovationspotential, ins- 
besondere bei kleinen und mittleren Untemeh- 
Tuen, aktiviert und deren Größen bedingt höhe- 
res Entwicklungsrisiko gemindert. Das Land 
hat 1986 für die Fördenmg von Entwicklungs- 
vorhaben 20 Mio DM und für die Einführung 
moderner Technologien 60 Mio DM zur Verfü- 
gung gestellt. 

4.4 Künftige TechnologieenfwickJungen 

Hinweise und Anregungen für die künftigen 
Entwicklungsstrategien der Unternehmen und 
die Technologiepolitik des Landes gibt der von 
einer Arbeitsgruppe aus kompetenten Vertre- 
tern der Wirtschaft und wirtschaftsnahen For- 
schung im August 1968 vor gelegte Bericht 
„Schwerpunkte künftiger Technologieent- 
wicklungen''. Er analysiert den mittelfristigen 
Technologiebedaxf insbesondere der mittel- 
ständigen Unternehmen des Landes auf den 
für diese besonders relevanten Handlungsfel- 
dem und empfiehlt, Verbundprojekten von In- 
stituten mit mehreren Unternehmen künftig 
Vorrang zu gewähren. Die Landesregierung 
sieht in der Umsetzung dieser Empfehlungen 
eine kontinuierliche Weiterentwicklung ihrer 
mittelstandsorientierten Technologiepolitik 
der Partnerschaft zwischen Wirtschaft, Wissen- 
schaft und Staat. 


2j2 Freistaat Bayern 

1. Grundsätze und Schwerpunkte der Forschungs- 
und Technologiepolitik 

Die Förderung wissenschaftlicher Grundlagenfor- 
schung an Universitäten und Einrichtungen außer- 
halb der Hochschulen zählt ebenso wie eine zielge- 
führte Stimulierung angewandter Forschung zu 
den Voraussetzungen einer langfristigen bayeri- 
schen Technologiepolitik. 

FÖrdermaßnahmen werden ergriffen zur Erhöhung 
der Flejdbüität, zur Verbesserung der Forschungs- 
Struktur und zur Förderung von Forschungs- und 
Entwicklungsschwerpunkten. Von der Flexibilität 
etwa des staatlichen HaushaltsvoUzugs ist ein 
schnelles und effizientes Eingehen der Forscher 
auf die jeweiligen Herausforderungen neuer For- 
schungsgebiete zu erwarten. Der Verbesserung 
der Forschungsstruktur dient unmittelbar ein zen- 
traler Steßenfonds für die Startfinanzierung neuer 
Forschungsvorhaben; mittelbar wird die For- 
sch ungsstruktux gestützt durch das Bayerische 
Reinvestitionsprogranmi mit dessen Hilfe veraltete 
Forschungsgeräte, aber auch Praklikumseinrich- 
lungen bedarfsgemäß und fristgerecht erneuert 
werden können; Maßnahmen zur Verstärkung der 
Infrastruktur, wie die Verbesserung der Biblio- 
theksausslattung. eine verstärkte Redmerversor- 
gung u. ä. zielen auf die Ertüchtigung der inneren 


Forschungsstruktur. Die Förderung aus gewiesener 
Forschungs- und Entwicklungsschweipunkte ga- 
rantiert für den Einsatz knapper öffentlicher Res- 
sourcen die beste und nutzbringendste Anwen- 
dung, 

Die Arbeiten zur Fortschreibung des Hochschulge- 
samtplans 1985 sind angelaufen. Bei der Fort- 
schieibung des Hochschulgesamtplans wird insbe- 
sondere auch darauf geachtet, weitere Ent- 
vricklung der Hochschulen verstärkt in Bahnen zu 
leiten, die eine leistungsfähige und zukunftsorien- 
tierte Forschung gewährleisten. 

Bei seiner Forschungs- und Technologiepolitik war 
und ist der Freistaal Bayern insbesondere bemüht, 
Qualifizierte Forschung in allen Landesteilen anzu- 
siedeln. Neben der mit Forschungseinrichtungen 
gut versorgten Region München wird gezielt der 
nordbayerische Raum ausgebaut: Zugleich mit 
dem universitären Schwerpunkt Mikroelektronik 
an der Universität Erlangen -Nürnberg wurde die 
Arbeitsgruppe Integrierte Schaltungen der Fraun- 
hofer-Gesellschaft eingerichtet, die 1990 zu einem 
eigenen Institut verfestigt werden soll; auf der 
Grundlage einer Kooperationsverembarung zwi- 
schen den Universitäten Bayreuth und Erlangen- 
Nürnberg wird die Material- und Werkstoffor- 
schung — z. T. im Verbund mit dem Institut der 
Fraunhofer-Gesellschaft für Silicatforschung in 
Wüjzbujrg — ausgebaut: die Technische Fakultät 
der Universität Erlangen-Nümberg wird im Rah- 
men eines mittelfristigen Abrundungskonzeptes 
erheblich erweitert; die an der Universität Würz- 
burg besonders effektiven biologischen For- 
schungsleistungen werden im Rahmen des Biologi- 
kums vorrangig gefördert. Daneben hat die Ver- 
stärkung von Forschungsaktivitäten im weslbaye- 
oschen Raum an Bedeutung gewonnen. Mit der 
Einrichtung der Materialphysik an der Universität 
Augsburg werden im bayerisch-schwäbischen 
Raum zusätzliche Technologieentwicklungen ein- 
geleilet werden. 

Der Freistaal Bayern hat 1988 insgesamt 
3,03 Mrd DM für die Hochschulen und 
328,8 Mio DM für die wissenschaftlichen Einrich- 
tungen ausgegeben; zusammen sind dies 7.8% des 
gesamten Staatshaushalts*). Die Personalausslal- 
tung der bayerischen Hochschulen konnte weiter 
verbessert werden. Der Doppelhaus hall 1989/1990 
sieht die Schaffung von 1 555 zusätzlichen Stellen 
für die Universitäten vor, darunter 1 368 Stellen für 
den Klinikbereich. Oherproportionale Mitteierhö- 
hungen konnten für die spezifischen Aufgaben in 
Lehre und Forschung erzielt werden, deren Haus- 
haltsansätze (Titeignippen 73, 74, 76 und 99) von 
1938 bis 1990 um 31,7 Mio DM auf 215 Mio DM 
erhöht wurden, was einer durchschnittlichen jähr- 
lichen Steigerungsrate von 8,6 % entspricht. In die- 
ser Steigerung ist ein Betrag von 15 Mio DM für das 
Bayerische Reinvestitionsprogramm enthalten. An 
diesem Programm partizipieren vor allem die alten 
Universitäten, die von dem Schwund ihrer wissen- 


1) Aufgrund einer geänderten Veranschlagung im Staatshaus- 
balt sind diese Zahlen nicht mit denen im Bundesbericbt For- 
schung 1988 vergleichbar. 
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schaftlichen Geräte im besonderem Maße betrof- 
fen sind, wobei diese Mittel gezielt dort eingesetzt 
werden sollen , wo der reinvestive Nachholbedarf 
am höchsten ist und wo sich gleichzeitig günstige 
Forschungsmöglichkeiten abzeichnen. 

Aus dem Haushalt des Staatsministeriums für Wirt- 
schaft und Verkehr hat der Freistaat Bayern 1988 
rd. 10841 Mio DM für die Förderung von ange- 
wandter Forschung, Entwicklung, Technologie 
und Fachinformation ausgegeben. 

2. Hochschulforschung und außeruniversitärB For- 
schung 

24 Schwerpun/cf 

Der Freistaat Bayern fördert entsprechend den 
Empfehlungen des Wissenschaftsrates die Bil- 
dung von Forschungsschwerpunkten an den 
Hochschulen, die über herausragende* Wis- 
senschaftler vielfach mit Einrichtungen der au- 
ßeruniversitären Forschung verbunden sind. 
Eine Bestandsaufnahme dieser Forschungsak- 
tivitäten zusammen mit den Hochschulen hat 
Prioritätsentscheidungen für eine große An- 
zahl von Bereichen erbracht, die hier nur aus- 
schnittsweise wiedergegeben werden kön- 
nen: 

— An erster Stelle stehen Erweiterungskon- 
zepte mit Forschungsrelevanz, wie das be- 
reits erwähnte Abrundungskonzept für die 
Technische Fakultät der Universität Erlan- 
gen-Nürnberg, der Ausbau der Material- 
wissenschaften an der Universität Bay- 
reuth, der Aufbau der Materialphysik an 
der Universität Augsburg, der Ausbau des 
Bayerischen Forschungsinstituts für Experi- 
mentelle Geochemie und Geophysik Bay- 
reuth, der weitere Aufbau des Bayerischen 
Forschungszentrums für Wissensbasierte 
Systeme in Erlangen sowie der Informatik- 
ausbau an den Land es Universitäten. 

— Daneben gilt es, die etablierten For- 
schungsschwerpunkte ihrer besonderen 
Bedeutxmg entsprechend zu fördern. Zu ih- 
nen zählt u. a, 

O die Mikrostrukturforschung, einschließ- 
lich der Mikroelektronik, an den Univer- 
sitäten Eriangen-Nümberg, München, 
Würzburg sowie bei der Fraunhofer-Ar- 
beitsgruppe (künftig Fraunhofer-Insti- 
tut) für Integrierte Schaltungen in Erlan- 
gen und am Fraunhofer-Institut für Fest- 
körpertechnologie in München 

O die Festkörperphysik, insbesondere die 
Oberflächenphysik an den Standorten 
München, Eriangen-Nümberg, Regens- 
burg, Würzburg imd Bayreuth 

O die Metallorganische Chemie, insbeson- 
dere an der Technischen Universität 


München, darüber hinaus auch in Würz- 
burg, Eriangen-Nümberg, Bayreuth und 
Regensburg 

O die Biophysik mit ihren vielfältigen For- 
schungseinrichtimgen an der Techni- 
schen Universität München, an der Uni- 
versität München sowie am Max- Planck- 
Institut für Biochemie 

O die Biochemie, Archaebakterienfor- 
schung sowie Gentechnologie in Mün- 
chen, Würzburg, Regensburg und Bay- 
reuth, wobei vor allem das Gen-Zentrum 
an der Universität München und am 
Max-Planck-Institut für Biochemie in 
Martinsried und das Archaebakterien- 
zentmm in Regensburg zu nennen sind 

O Umweltforschung, insbesondere Lxift- 
schadstofforschung innerhalb des Ar- 
beitsprogramms der Gesellschaft für 
Strahlen- und Umweltforschung (GSF), 
die eng mit den Hochschulen zusam- 
menarbeitet sowie am Fraunhofer-Insti- 
tut für atmosphärische Umweltforschung 
und am Institut für Physik der Atmo- 
sphäre der Deutschen Forschungsanstalt 
für Luft- und Raumfahrt (DLR) 

O die Robotertechnologie an der Techni- 
schen Universität München und der Uni- 
versität Eriangen-Nümberg 

O die Werkstoff- und Materialforschung an 
den Universitäten Eriangen-Nümberg, 
München, Würzburg und Bayreuth so- 
wie am Fraunhofer-Institut für Süicatfor- 
schimg in Würzburg 

O die Kernfusion am Max-Planck-Institut 
für Plasmaphysik Garching in Zusam- 
menarbeit vor allem mit den beiden 
Münchner Universitäten und der Univer- 
sität Bayreuth 

O die Moderne Optik- und Laserforschung 
an den Universitäten München, Erian- 
gen-Nümberg und Würzburg und am 
Max-Planck-Institut für Quantenoptik 
Garching 

O die durch einen neuen Sonderfor- 
schungsbereich gestärkte Luft- und 
Ramnfahrttechnik an der Technischen 
Universität München und bei der DLR in 
Oberpfaffenhofen 

O im Bereich der Wirtschafts- und Gesell- 
schaftswissenschaften sowie der histori- 
sdien Forschung entsprechend Aktivitä- 
ten an den Universitäten Augsburg, Er- 
iangen-Nümberg und München, die mit 
außeniniversitären Forschungseinrich- 
tungen eng Zusammenarbeiten, wobei in 
München vor allem die Monumeota Ger- 
maniae Historica, die Historische Kom- 
mission und das Institut für Zeitge- 
schichte zu nennen sind. 

Darüber hinaus gilt es, Forschungsschwer- 
punkten mit besonderen Entwicldimgsper- 
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spektiven Vorrang einzuräumen. Neben 
vielen anderen Gebieten wie der Energie- 
erzeugung und -Speicherung, der Umwelt- 
schutz- und Entsorgungstechnik sowie der 
Altemsforschung seien hier nur zwei Berei- 
che herausgegriffen: 

O Im Rahmen gegenwartsbezogener Area- 
Studies wird disziplinüb ergreifend an 
der Universität Bayreuth der afrikani- 
sche Raum, an den Universitäten Erlan- 
gen-Nürnberg und Bamberg der Vor- 
dere und Mittlere Orient erforscht; die 
Ost- und Südostkunde, an der auch au- 
ßeruniversitäre Institute Zusammenwir- 
ken, ist vor allem in München beheima- 
tet. 

O Innerhalb eines Bayerischen Klimafor- 
schungsprogramms werden insbeson- 
dere regionalspezifische Auswirkungen 
möglicher Klimaändeningen einschließ- 
lich der Folgen in der Biosphäre imter- 
sucht. 

2»2 Sonderforschungsbereiche 

Nach einem Generationswechsel sind wieder 
20 Sonderforschungsbereiche an bayerischen 
Universitäten etabliert, davon drei an der Uni- 
versität Bayreuth, zwei an der Universität Er- 
langen-Nürnberg, acht an der Universität 
München, sieben an der Technischen Universi- 
tät München, drei an der Universität Regens- 
burg und fünf an der Universität Würzburg. 
Dabei hat sich die Fächerrelation nur unwe- 
sentlich verschoben: 3 der 28 Sonderfor- 
schungsbereiche sind den Geisteswissenschaf- 
ten, 17 den Biowissenschaf ten, 4 den Naturwis- 
senschaften und weitere 4 den Ingenieurwis- 
senschaften zuzuordnen. 

2*3 Drittmittel 

Den bayerischen Universitäten flössen allein 
von den beiden größten Drittmittelgebem, der 
DFG und dem BMFT, 1988 rd. 234 Mio DM 
Drittmittel zu» Damit hat sich der Umfang der 
eingeworbenen Drittmittel gegenüber den 
Jahren 1986 {rund 200 Mio DM) und 198? (rd. 
221 Mio DM) wiederum erhöht 

2.4 Kooperation mit der Wirtschaft 

Die Zusammenarbeit zwischen den bayeri- 
schen Hochschulen und der Wirtschaft hat sich 
dank eines stetig gewachsenen Vertrauensver- 
hältnisses und vielfacher Kontakte verdichtet 
und ist dabei z. T» auch neue Wege gegan- 
gen: 

— Die bestehenden Ko operadons Vereinba- 
rungen wurden erfolgreich fortgeführt und 
mit Leben erfüllt. So konnte 1989 als Zen- 
trales Institut für Physikalische Grundlagen 
der Halbleiterelektronik der Technischen 
Universität München das Walter- Schottky- 


Institut in Betrieb genommen werden; 
Grundlage dafür war die Kooperationsver- 
einbarung zwischen der Technischen Uni- 
versität München und der Firma Sie- 
mens AG. Eine Vereinbarung dieser Firma 
mit der Universität Erlangen-Nürnberg 
machte eine Fortsetzung des „Projekts Au- 
tomatisierte Produktionssysteme (PAP)** um 
weitere fünf Jahre möglich. Heue Koopera- 
tionsvereinbarungen zwischen Universitä- 
ten und Industriefirmen, wie z. B. zwischen 
der Universität der Bundeswehr und der 
Firma Wacker Chemie AG, aber auch sol- 
che zwischen mittleren und kleineren Fir- 
men und Universitätsinstituten sind hinzu- 
gekoraraen. 

— Aufgrund von Vereinbarungen vrurden in- 
zwischen drei Stiftungslehrstühle bzw. 
-Professuren besetzt, zwei Berufung s ver- 
fahren sind noch im Gange. 

— Der mit der Errichtung des Bayerischen For- 
schungszentrums für Wissensbasierte Sy- 
steme zum L Oktober 1988 eingeschlagene 
Weg eines umversitatsübergreif enden Ver- 
bundes kompetenter Forschungsgruppen 
unter Einschluß der Wirtschaft hat sich be- 
währt und die erwarteten Synergie-Effekte 
geweckt. Aufgnmd dieser positiven Erfah- 
rungen wurde inzwischen ein „Bayerischer 
Forschungsverbund Systemtechnik" ins Le- 
ben gerufen, der in einem festen For- 
schungsverbund mit Partnerfirmen und un- 
ter ähnlichen Bedingungen, jedoch in ei- 
nem engeren zeitlichen Rahmen praxisrele- 
vante Probleme der Systemtechnik er- 
forscht» Für weitere aktuelle Bereiche ist 
eine ähnliche Konzentration der For- 
schungsaktivitäten beabsichtigt. 

3. Technologieförderung und Tec/inoiogiefrons/er 

Mit vielfachen Formen fördert der Freistaat Bayern 
wirtschailsnahe Forschung und Entwicklung, In- 
novation und neue Technologien. Aus ihnen sind 
hervorzuheb en : 

— Der Forschungs- imd Technologietransfer über 
Kontaktstellen der Universitäten. Neben die be- 
stehenden Einrichtungen an den Universitäten 
Erlangen-Nümberg und Bayreuth ist der „For- 
schungs- und Technologietransfer Universität 
Regensburg'' (FUTUR) getreten» 

— Den Universitäten angegliederte Anwender- 
Zentren für Fertigungsautomatisierung und In- 
dustrieroboter sowie für Lasertechnologie in Er- 
langen und ein solches für Robotik an der Tech- 
nischen Universität München stehen mit ihren 
langjährigen vrissenschaftlichen und prakti- 
schen Erfahrungen im Umgang mit diesen 
Technologien für Ratsuchende vor allem aus 
mittleren und kleineren Unternehmen zur Ver- 
fügung. 

Dies gilt auch für die Anwenderzentren für Be- 
schichtungen beim Fraunhofer- Institut für Sili- 
catforschung in Würzburg, für Maskentechnik 
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beim Fraunhofer-Institut für Feslkörpertechno- 
logie in München sowie für innovative Werk- 
stofftechniken in Vilseck. 

— Das „Zentrum für Angewandte Mikroelektro- 
nik und neue Technologien der bayerischen 
Fachhochschulen {ZAM) e. V. " mit Sitz m Nürn- 
berg und Institutsräumen in Burghausen ver- 
bindet nach seiner satzungsmäßigen Aufgaben- 
stellung aktuelle Aus-, Fort- und Weiterbildung 
von Ingenieuren mit dem Technologietransfer 
zugunsten vor aDem mitteiständischer Unter- 
nehmen; diesem Ziel dienen auch die ZAM- 
Anwenderzentren in Nürnberg, in Schweinfurt 
und neuerdings in Memmingen. 

— Gut entwickelt hat sich der Technologietransfer 
über die Irmovations- und Gründerzentren in 
München, Nürnberg-Erlangen und Würzburg. 
In ihnen haben junge, innovativ orientierte Un- 
ternehmen, die vielfach auch von ehemaligen 
Hochschulangehörigen gegründet wurden, 
eine besonders günstige Basis zur Entfaltung 
ihrer oft risikobehafteten Aktivitäten gefun- 
den. 

— Zusätzliche Anreize für den Wissens- und Tech- 
nologietransfer bietet die Beteiligung bayeri- 
scher Hochschulen auf den großen Messen 
ebenso wie an den regionalen Messeplätzen, 
Auf einem „Gemeinschaflsstand Bayern" wer- 
den zusammen mit Ausstellern aus der bayeri- 
schen Wirtschaft innovative Exponate z, B. auf 
der „CeBIT" oder der „Bio lechnica" in Hanno- 
ver, in München auf der „Laser" oder „Systec" 
gezeigt. 

— Zur Verbessenong der Fach j nf ormations-Inf ra- 
struktuj wurde bei wirtschaftsnahen Institutio- 
nen ein landesweites Netz von regionalen Infor- 
mationsvennittlungs stellen geschaffen. Um den 
Know-how-Transfer zu optimieren, ist darüber 
hinaus die Gründung eines „Info-Netzes Bay- 
ern" initiiert worden. In dieses Netz sind derzeit 
37 staatlich geförderte und private Informa- 
tions Vermittler eingebunden, davon auch ein 
Großteil der vom Bundesminister für Forschung 
und Technologie im Rahmen eines Modellver- 
suchs geförderten Informationsvermittlungs- 
stellen. 

— Ais Hilfe zur Selbsthilfe für die gewerbliche 
Wirtschaft unterstützt der Freistaat Bayern da- 
neben den Aufbau mittel standsspezifischer Da- 
tenbanken, Im einzelnen handelt es sich um fol- 
gende Projekte: 

O Auf- und Ausbau der Datenbank Druck und 
Papier als Modeüprojekt in der Bundesrepu- 
blik Deutschland 

O Aufbau einer Datenbank für die Brauwirt- 
schaft 

O Aufbau eines Informationspools über alle 
Fördetprogramme der EG, des Bundes und 
der Länder. 

" Bestandteil des Bayerischen Technologie-Bera- 
tungs' Programms ist ein Technologietransfer- 
Verb und-System, dem neben den Kontaktstel- 


len an den Hochschulen und außeruniversitären 
Forschungseinrichtimgen auch Kontaktstellen 
bei den Industrie- und Handelskammern, den 
Handwerkskammern und der Landesgewerbe - 
anstalt Bayern angehören. 

Jährlich werden ca, 800 Beratungen aus dem 
Programm bezuschußt. 

— Einen weiteren Grundpfeiler staatlicher Tech- 
nologie- und Innovationsförderung stellt das 
Bayerische Innovationsförderungsprogramm 
dar. Im Rahmen dieses Programms werden risi- 
koreiche Erstinnovationen mitte Isländisch er 
Unternehmen bis zur Entwicklung eines Proto- 
typs geför dert. Förderkriterien sind insbeson- 
dere Neuheit, Innovationshöhe und Risikoum- 
fang, Das Programm, in dem auch Professoren 
der Hochschulen als Gutachter und Projekllei- 
ler eingeschaltet werde, wird von der Wirtschaft 
voll angenommen. 

— Das Bayerische Innovationsförderungs- Pro- 
gramm wird seit 1985 durch das Bayerische 
Technologie-Einlührungs-Programm ergänzt. 
Mit ihm soll mittelständischen Unternehmen 
der Einsatz zukunfts trächtig er Technologien in 
neuen Produkten oder neuen Produktionsver- 
fahren erleichtert werden. 

— Um der mittelständischen Wirtschaft den An- 
schluß an die technische Entwicklung zu er- 
leichtern, fördert der Freistaat Bayern Vorhaben 
der industriellen Gemeinschaftsforschiing mit 
Zuwendungen. Diese Vorhaben werden vor al- 
lem in branchenbezogenen Einrichtungen der 
industriellen Gemeinschaftsforschung oder in 
hoch schulfreien, anwendungsorientierten For- 
schungsinstituten durchgeführt. 

— Nach dem Programm zur Förderung der ratio- 
nellen Energiegewinnung und -Verwendung 
werden u. a. Vorhaben zur Entwicklung und 
Einführung neuer Energietechnologien geför- 
dert. Zur Begutachtung und wissenschaftlichen 
Begleitung von Fördervorhaben werden auch 
Hochschulinstilule eingeschaltet. Auf diese 
Weise und durch Informationsaustausch mit 
Hochschulen wird der Technologietransfer auf 
diesem Gebiet gepflegt. 

4. Sonstige Programme und Maßnahmen des Lan- 
des 

4.1 GraduiertenkoUegs 

Bayern bemüht sich, das vom Wissenschaftsral 
vorgeschlagene Programm der Graduierten- 
koUegs möglichst bald einzurichten. Mit die- 
sem Programm soll herausragenden Einrich- 
tungen der Forschung an den bayerischen 
Hochschulen die Möglichkeit gegeben wer- 
den, unter guten Bedingungen quali fizierte 
Nachwuchswissenschaftler zusaxnmenzufas- 
sen. Ziel der GraduiertenkoUegs ist es, Nach- 
wu chs wissen 5 chafüem durch konzentrierte 
Arbeit in der Forschung die Möghchkeilen zu 
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einer weiteren wissenschaftlichen Laufbahn insbe- 
sondere in den Hochschulen zu eröffnen. 


4.2 Programme zur Verbesserung und Stärkung 
der InlrasiTuktur auf dem Gebiet der Ange- 
wandten Forschung 

Auf verschiedenen Feldern der angewandten 
Forschung hat das Bayerische Staatsministe- 
rium für Wirtschaft und Verkehr Maßnahmen 
zur Stärkung der Infrastruktur getroffen. Dabei 
wird vor allem das Ziel verfolgt; kleinen und 
mittleren Unternehmen die Anwendung neuer 
Technologien zu erleichtern. Zu nennen sind 
insbesondere: 

— Aufbau und Betrieb der Arbeitsgruppe für 
Integrierte Schaltungen“ der Fraunhofer- 
Gesellschaft in Erlangen, die ab 1990 stu- 
fenweise in die Fraunhofer- Gesellschaft 
voll integriert wird. Für diese Maßnahme ist 
für einen Zeitraum von knapp 12 Jahren 
vom Bayerischen Staatsministerium für 
Wirtschaft und Verkehr ein Betrag von rd. 
100 Mio DM bereitge stellt worden, 

— Ausbau der Einrichtungen und Teilfinan- 
zierung des Neubaus des Fraunhofer-InsÜ- 
tuts für Festkörpertechnologie in Mün- 
chen 

— Verbundforschungs Vorhaben auf dem Ge- 
biet der neuen Werkstoffe am Fraunhofer- 
Institut für Silicatforschung in Würzburg 
gemeinsam mit den Universitäten Erlan- 
gen-Nürnberg und Würzburg sowie der 
Wirtschaft 

— Verbundforschungsvorhaben auf dem Ge- 
biet der Biotechnologie am Fraunhofer-In- 
stitut für Lebensmitteltechnologie und Ver- 
packung unter Beteiligung der Techni- 
schen Universität München und der Wirt- 
schaft 

— Teiifinanzierung von Grunderwerb, Bau 
und Erstausstattung für das Fraunhofer-In- 
stitut für Lebensmitteltechnologie und Ver- 
packung im Rahmen von dessen Verlage- 
rung von München nach Weihenstephan 
sowie für das Fraunhofer-Institut für atmo- 
sphärische Umweltforschung in Garmisch- 
Partenkirchen 

— AnteUige Finanzierung der Investitionen 
für bayerische Einrichtungen des Zentrums 
der Europäischen Raumfahrt bei der Deut- 
schen Forschungsanstalt für Luft- und 
Raumfahrt in Oberpfaffenhofen, 

Für diese Maßnahmen wurden aus Haus- 
haltsmitteln des Bayerischen Staatsministe- 
riums für Wirtschaft und Verkehr für einen 
Zeitraum von etwa 10 Jahren rd. 200 Mio 
DM bereitgestellt. 


2.3 Berlin 

L Grundsätze und Schwerpunkte der Forschungs- 
und Technologiepohtik 

Dem Abzug industrieller Kapazitäten und zentraler 
Dienstleistungen aus Berlin in der Nachkriegszeit 
und nach dem Mauerbau sind die Berliner Senate 
in den 70er Jahren gemeinsam mit der Bundesre- 
gierung durch den Ausbau Berlins als Wissen- 
schafts- und Kulturzentrum begegnet. Ein dichtes 
Ausbildungssystem mit zwei großen Universitäten 
und zahlreichen Fachhochschulen und Fachschu- 
len, ein differenziertes institutionelles Forschungs- 
syslem mit über 200 Forschungseinrichtungen so- 
wie ein gut aus gebautes Wissens- und Technolo- 
gietransfersystera unterstützen den wirtschaftli- 
chen Strukturwandel. Dabei muß das öffentliche 
Forschungspotential ein geringer entvrickeltes in- 
dustrielles Forschungspotential kompensieren. 

Der Ausbau von Forschung und Entwicklung; der 
vom Senat kontinuierlich fortgesetzt und intensi- 
viert wird, stellt eine gute Basis dar, den Wirt- 
schafts- und Forschungsstandort Berlin auch in die 
sich jetzt entwickelnden Ost- West -Beziehungen 
einzubringen. Das setzt aber vorauS; daß in den 
70er Jahren aufgebaute Forschungskapazitäten 
auch mit den Finanzierungspartnem gemeinsam 
weiterentwickelt werden. 

So wichtig auch der Gesichtspunkt ist; durch For- 
schung den wirtschaftlichen Strukturwandel zu 
flankieren, so muß die Wissenschaftspolitik des 
Landes künftig nicht nur Technologieförderung 
betreiben, sondern diese an ökologischen und so- 
zialen Entwicklungen orientieren. Darüber hinaus 
bedeutet Wissenschaftspolitik unabhängig von lo- 
kalen Besonderheiten immer auch die Vermehrung 
des Wissens, die Grundlagenforschung mit Priori- 
tät zu fördern. 

— Sie wird auch der Förderung der Sozial- und 
Geisteswissenschaften verstärkt Aufmerksam- 
keit schenken. Zahlreiche technologische Pro- 
bleme sind Akzeptanzprobleme geworden; zu 
deren Lösung z. B, die Geistes- und Sozial Wis- 
senschaften einen größeren Anteil leisten kön- 
nen. Denn erst die teilweise Ausgliederung 
technologischer Entwicklungen aus dem allge- 
meinen kulturellen Zusammenhang hat die 
Entstehung von Technikfeindlichkeil begün- 
stigt, Dabei haben die Geisteswissenschaften 
keineswegs nur eine Funktion „lebensweltliche 
Verluste zu kompensieren". 

Naturwissenschaft und Technik müssen sich 
dieser geseUschafÜicheo Kritik stellen und ge- 
meinsam mit anderen Disziplinen an einer Neu- 
bewertung der Rolle der technischen Entwick- 
lung arbeiten. 

In diesen Zusammenhang gehören auch die 
Förderung der Wissenschafts- und Technikge- 
schichte; die sozial wissenschaftliche Technik- 
forschung und die Technikfolgenabschätzung, 
auf die ein Akzent gelegt wird. 

Einen wichtigen Rang genießt die Pflege der 
sogenannten kleinen Fächer mit ihrem Beitrag 
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zum Verständnis fremder Kulturen und zum 
Gewohrwerden der eigenen kulturellen Ent- 
Wicklung, dies gerade auf dem Hintergrund der 
zahlreichen Sammlungen und Museen in Ber- 
lin. 

Ein Beispiel für einen s tan dortadäquaten För- 
derakzent von zugleich nationaler Relevanz ist 
die Förderung der Historischen Kotomission zu 
BerUn als Forsch ungszentrmn für die Bezie- 
hungsgeschichte Ostmitteleuropas und der 
ehemaligen preußischen Ostprovinzeu — im 
Vergleich zur politischen Diskussion ein auffal- 
lendes wissenschaftliches Desiderat. 

— Berlin verfügt über zwei große Universitätskli- 
nika. Mit der Verlagerung des bisherigen üni- 
versitätskrankenhauses Weslend Ln das neue 
Universitätsklinikum Rudolf Virchow werden 
auch strukturelle Maßnahmen erfolgen, die kli- 
nische Forschung im Sinne der Empfehlungen 
des Wisse ns chaftsrals zu stärken. Der Bau eines 
Forschungshauses ist geplant, in dem for- 
schungsintensive Arbeitsgruppen auf Zeit bei 
Gewährung entsprechender Grundausstattung 
unlergebracht werden sollen. 

— Mit dem Aufbau des Instituts für Genbiologi- 
sche Forschung Berlin GmbH, einer Gemein- 
schaflsgründung des Landes Berlin und der 
Schering Aktiengesellschaft, hat Berlin neue 
Wege in der Forscbungsfördenmg beschritten. 
Gleichzeitig sind durch Neubenifungen die mo- 
lekuJarbiologischen Fachgebiete in den Univer- 
sitäten gestärkt worden. Beispielhaft wird die 
genetisch orientierte Mikrobiologie der Freien 
Universität genannt. Dieser konsequente Auf- 
bau hat zur Gründung eines vom BMFT geför- 
derten Genzentrums und zu zahlreichen For- 
sch ungsaktivi täten in der Molekularbiologie 
und Biotechnologie, einschließlich der Berlin 
Summer School — Topics in Moleculai Biology 
— geführt. Io Zukunft güt es, die stärker tech- 
nologische Komponente der Biotechnologie zu 
fördern. Hier wird der Technischen Mikrobiolo- 
gie eine Schlüsselfunktion zukommen. Selbst- 
verständlich werden bei der Umsetzung der Er- 
gebnisse die entsprechenden Sicherheilskrite- 
rien hoch bewertet. Die Genbiologische For- 
schung muß sich allerdings ihren Kritikern 
mehr als bisher stellen können. 

— Die Technische Universität hatte als erste Uni- 
versität Deutschlands einen Studiengang Um- 
welttechnik eingerichleL Umweltforschung 
kann erfolgversprechend nur mul ti disziplinär 
betrieben werden. Es gilt die Ansätze in den 
verschiedensten Fachgebieten der Hatm-, In- 
genieur-, Geistes- und Sozialwissenschaften zu 
unterstützen, die den Um Weltgesichtspunkt 
stärker in den Vordergrund bei ihrer wissen- 
schaftlichen Untersuchung stellen. Langfristig 
kann darauf eine interdisziplinäre Forschungs- 
Strategie aufgebaut werden, die sich nicht im 
Sammeln von Daten erschöpft, sondern auch 
die Entwicklung theoretischer Konzepte in den 
Vordergrund steLll. Ungeachtet dieser Lang- 
fristperspektive ist es unerläßlich, in den Hoch- 


schulen die Schlüsseldisriplinen wie Mikrobio- 
logie, Umweltanalytik, Luflchemie. zu stärken 
oder erst zu etablieren. 

— Aus allem wird deutlich, daß es dem Senat 
heute darum geht, die Leistungen des Wbsen- 
schaftssystems für die wirtsch^tliche Entwick- 
lung der Stadt zu nutzen, daß er aber eine Wis- 
senschaftsförderung in einem gesamlkulturel- 
len Zusammenhang betreiben und an einer 
Verbesserung der Lebensqualität ausrichten 
wird: nicht nur Modernisierung und Beschleu- 
nigung der technologischen Entwicklung sind 
das Ziel, sondern Erkermtnisgewirm durch 
Grundlagenforschung, sozial- und umweltver- 
trägliche Technologiegestaltung und Vorsorge. 
Dieses bedingt auch themalisdie Umorientie- 
rungen. 

Der Problemdruck eines stark belasteten Bal- 
lungsraums läßt auch regionale Erwartungen an 
die Wissenschaft entstehen. Dies darf aber nicht 
als Provinzialisierung im Sinne einer Veren- 
gung auf regionale Fragestellungen mißver- 
standen werden. Wissenschaft ist international; 
die regionale Vermittlung ist Teil ihrer Anmer- 
kung und eine besondere Aufgabe des Trans- 
fers. 

— Die internationale Vernetzung der Berliner Wis- 
senschaftseinrich hingen, die auf zahlreichen 
Partnerschaften und Kooperationen beruht und 
unmittelbare und mit Erfolg betriebene Auf- 
gabe des Wissenschaftskoliegs ist, soll insbe- 
sondere auch dadurch unterstützt werden, daß 
die international angesehenen „Dahlem- Konfe- 
renzen", aus deren Finanzierung sich der Stif- 
terverband zurückzieht, künftig vom Land Ber- 
lin finanziell gewährleistet werden. 

— Durch Stipendien, Projektförderung und Infra- 
strukturmaß nahmen soll die Chancengleichheit 
von Frauen in der Wissenschaft gefördert wer- 
den. 

2. Die Wissenschaftspolitik des Landes wird sich im 

institutioneilen Bereich auf folgende Maßnahmen 

konzentrieren: 

— Stärkung der Hochschulforschung, auch unter 
dem Aspekt der Interdisziplinarität 

— Bau eines Speicherringes für Synchrotron Strah- 
lung der dritten Generation ,,BESSY 11" mit ei- 
ner Elektronenenergie von L5 GeV einschließ- 
lich der Ausrichtung der Forschung der korre- 
spondierenden Fachbereiche der Hochschulen 
auf Arbeiten an diesem Großgerät. 

Die Bedeutung der Forschung mit Synchrotron- 
Strahlung nimmt weltweit ständig zu. Um die 
Anforderungen an Intensität, Leuchtdichte und 
spektraler Auflösung erfüllen zu können, ist der 
Einsatz einer neuen Technologie^ nämlich die 
Verwendung spezieller Magnet Strukturen (Un- 
dulatoren) notwendig. Die neue, dritte Genera- 
tion der Speicherringe zur Erzeugung von Syn- 
chro tro ns Lrahlung wird durch den Einsatz die- 
ser Technologie geprägt. 
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— Umsetzung der Planung zum Ausbau der Mate- 
rial- und Werkstoff -Forschung am HMI, Schaf- 
fung der Voraussetzungen zur atomrechtlichen 
Genehmigung zum Betrieb des Forschungsre- 
aktors BER 0. 

Aufgrund von Vorarbeiten und Empfehlungen 
einer Expertenkommission wird die Aufgaben'- 
Umorientierung am HM] z. Z. vorangetrieben. 
Danach sollen sich die FuE-Arbeiten des HMl 
überwiegend auf die Schwerpunkte Struktur- 
forschung und Photochemische Energieum- 
wandlung konzentrieren. 

Dabei sollen auch zwei neue Vorhaben 

O r. Biomolekulare Strukturen" im Schwer- 
punkt Strukturforschung und 

O „ Materialen twicklung" im Schwerpunkt 
Photo chemische Energieumwandlung 

eingerichtet werden. 

Gegenwärtig ist das Verfahren zur Berufung 
leitender Wissenschaftler eingeleitet worden. 

Leider ist es bisher nicht gelungen, am HMl die 
Mikroelektronik auszu bauen. 

— Erhaltung und Ausbau der Aktivitäten im Be- 
reich der Mikroelektronik am Standort Berlin, 
Beteiligung an dem Programm JESSt Dabei 
müssen begangene Fehler bei der Bewertung 
der Mikroelektronik für Berlin kompensiert 
werden. 

Mit Unterstützung des Landes und des Bundes 
hat die TU Berlin ihre mikro elektronischen Ak- 
tivitäten in den letzten Jahren konsequent aus- 
gebauL Nach der bereits erfolgten Besetzung 
mit drei Lehrstühlen im Bereich der Mikroelek- 
tronik hat sie mit 2 weiteren Professuren den 
neuen Schwerpunkt — Technologie!^ der Mi- 
kroperipherik — aufgebaut. Die TU Berlin ver- 
fügt damit über eine Technologielinie, die ihr 
grundlagen- und anwendungsorientierte For- 
schung z. T. in enger Zusammenarbeit mit der 
Industrie auf einem technologierelevanten Feld 
ermöglicht, wie sie an kaum einer anderen 
deutschen Universität etabliert sein dürfte. Die 
Forschung auf dem Gebiet der Mikroperipherik 
umfaßt die „Aufbau- und Verbindungstechnik" 
und „Sensorik", Die Forschung untersucht 
durch Systembetrachtungen die Techniken und 
Technologien, die zur Realisierung von elektro- 
nischen Multi-IC Systemen notwendig sind. Die 
Problemstellungen des Syslemenlwurfs, des 
Chipentwurfs in Zusammenhang mit der Sy- 
st emrealisie rang, z, B. hinsichtlich der Signal- 
ein- und -ausgänge auf dem Chip, der Chip- 
monlage, -konlaktierung, der Gehäusung, der 
Hybridintegralion, der Multilayerverdrahtung, 
der Wärmeabführ und der Zuverlässigkeitser- 
höhung sind darin eingeschlossen. 

Gemeinsam mit dem Fraunhofer-Institut für Mi- 
krostrukturtechnik unter der Leitung von Pro- 
fessor Heuberger soll in Berlin ein Schwerpunkt 
in der Mikrosystemtechmk gegründet werden. 


Dabei muß geprüft werden, in v/elchem Umfang 
bei der Neustrukturierung des Hahn-Meitner- 
Instiluts zusätzliche mikroelektronische Aktivi- 
täten dort aufgebaul werden können, Berlin 
versucht damit auf die Herausforderungen zu 
reagieren, die durch die internationale Zusam- 
menarbeit im Rahmen des europäischen Ge- 
meinschaftsprogramms JESSI auch für die Wis- 
senschaft entstehen. Eine leistungsfähige Por- 
schungsinfrastruktur im universitären und äu- 
ßern niversitären Bereich einschheßlich der 
Ausbüdung eines qualifizierten Nachwuchses 
dürfte eine entscheidende Voraussetzung für 
die Bundesrepublik sein, sich in diesem hoch- 
kompetitiven Bereich zu behaupten. 

— Aufbau der Forschergruppe „Kognitive Anthro- 
pologie" der MPG mit einer Sonderfinanzie- 
rung des Landes. Sie wird sich mit der Erfor- 
schung kultureller Einflüsse auf Erwerb und 
Verwendung von Wissen sowie Entscheidungs- 
prozesse, insbesondere durch interkulturelie 
Vergleiche befassen. 

— Förderung der interdisziplinären Verbundfor- 
schung (siehe im folgenden). 

Hochschiüforschung 

Die Hochschulen als Einrichtungen der Grundla- 
genforschung und der Ausbildung des wissen- 
schaftlichen Nach^vuchses stehen am Anfang der 
[nnovationskette. Die Empfehlungen des Wissen- 
schaftsrates und der „Graue Plan" der DFG bele- 
gen, daß Maßnahmen zur Stärkung der Hochschul- 
forschung und damit vor allem der Grundlagenfor- 
schung dringend sind. Der Senat macht sich diese 
Empfehlungen zu eigen. Das von den Berliner Uni- 
versitäten sehr früh entwickelte inneruniversitare 
Förderungssystem von Forschungsschwerpunkten 
aus zentralen Mitteln zur Vorbereitung von Dritt- 
mittelan trägen, Sonderforschungsbereichen und 
kooperativen interdisziplinären Arbeitsformen soll 
weiterentwickelt werden u. a, durch die Einrich- 
tung von Stellenpools zur befristeten personellen 
Ausstattung von Schwerpunkten. Dafür werden 
Sondermittel bereitgestehl. 

Z. Z. werden an der FU Berlin ca, 50 Forschungs- 
schwerpunkte einschließlich einer DFG Forscher- 
gruppe gefördert. 

Die Technische Universität fördert etwa die gleiche 
Anzahl inneruniversitärer Schwerpunkte aus zen- 
tralen Mitteln mit ca. 8 Mio DM jährlich (Personal- 
und Sachmiltel). 

Sogenannte „universitäre Schwerpunkte" dienen 
der Vorbereitung von Sonderforschungsbereichen 
und der Förderung interdisziplinärer Forschungs- 
ansätze. Gegenwärtig werden zwei dieser Schwer- 
punkte gefördert. 

Hinzuweisen ist ferner auf die Forschergruppe 
„Nichttechnische Komponenten des Konstruk- 
tionshandelns bei zunehmendem CAD-Einsatz" 
und die Forschungsbereiche Fertigungstechnik 
und Mikroperipherik. 
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Mil Hilfe der universitären Förderung werden 
diese Schwerpunkte soweit entwickelt, daß sie An- 
träge auf Drittmittel stellen können. 

2. 2. werden 10 Sonderforschungsbereiche an den 
Berliner Universitäten gefördert. Ein weiterer Son- 
derforschungsbereich befindet sich gerade in der 
Begutachtung. 

Förderung von GraduierienkoUegs durch die Deut- 
sche Forschungsgemeinschaft 

Aufgrund der guten Erfahrungen, die Berlin bereits 
mit den derzeit bestehenden GraduiertenkoUegs 
an den Hochschulen 

— Graduiertenkolleg zur Entwicklungspsycholo- 
gie an der Freien Universität Berlin in Zusam- 
menarbeit mit der Universität Trier und dem 
Max- Planck-Institut für Bildungsforschung 

— GraduiertenkoUeg zur angewandten Mikjoöko- 
nomik an der Freien Universität Berlin 

— Graduiertenkolleg zur Synthese und Struktur 
niedermolekularer Verbindungen an der Freien 
Universität und an der Technischen Universität 
Berlin 

gemacht hat, werden sich die Berliner Hochschu- 
len an dem von Bund und Ländern getragenen För- 
dern ngsprogramm zur Einrichtung weiterer Gra- 
duiertenkollegs akdv beteiligen. 

Vom besonderen Interesse ist es für die Berliner 
Hochschulen, den Graduiertenkollegs eine inler- 
disziplinäre Ausrichtung des Forschungs- und Stu- 
dienprogramms zu geben, den beteiligten Hoch- 
schullehrern neue Formen der Kooperation zu er- 
öffnen und den Nachwuchswissenschaftlern die 
besten Ausbüdungsmöglichkeiten im Rahmen ei- 
nes forschungsorientierten Studienprogramms zu 
bieten. Eine anteilige Finanzierung von Graduier- 
tenkoliegs ist ab dem Haushaltsjahr 1990 in Berlin 
sichergestellt. 

3. Drittmittel 

Nach dem 1989 vorgelegten 5. Forsch ungsbericht 
der Freien Universität sind die Drittmittel von 
45,5 Mio DM im Jahr 1983 auf 75^9 Mio DM im Jahr 
1987 gestiegen, das ist eine Steigerung um ca. 
67 %. Während die Drittmittel aus den Bereichen 
der öffentlichen Hand für Forschungsvorhaben nur 
geringe Steigerungsraten aufweisen, stiegen ins- 
besondere die Drilbnittel aus Industrie und Wirt- 
schaft, was belegt, daß die Öffnung der Universität 
für Kooperationen mit der Wirtschaft außerordent- 
lich erfolgreich war. 

Die Örittmittel der TU Berlin betrugen 1987 
108,7 Mio DM und 1988 - 108,3 Mio DM, 

PTJ und TU honorieren die Einwerbung von Dritt- 
mitteln durch Verbesserungen in der Grundaus- 
staltung. 


Berlinforschung 

Seit 1979 werden derFU Berhn Sondermittel für die 
Durchführung eines regionalbezogenen und an- 
wendungsorientierten Sladtforschungs Programms 
imter dem Titel „Berlin-Forschung" zur Verfügtmg 
gestellt. Das Programm dient der Förderung an- 
wendungsbezogener Forschung und steht generell 
Absolventen der Berliner Hochschulen aus allen 
Wissenschaftsbereichen, mit Schwerpunkt aller- 
dings im sozialwissenschaftlichen Bereich, offen. 
Hochschulabsolvent(en) innen bietet es die Mög- 
lichkeit zur weiteren Qualifikation durch wissen- 
schaftliche Arbeit und zugleich die Gelegenheit, 
praktische Erfahrungen für eine spätere Berufstä- 
tigkeit innerhalb oder außerhalb der Hochschule 
zu erwerben. Die Förderempfehlung trifft eine 
Auswahlkommission aus Wissenschaftlern auf der 
Basis externer Begutachtung. Auf diese Weise ent- 
steht ein wichtiger und äußerst sinnvoller Wisaens- 
transfer. Das Programm wird jährlich ausgeschjie- 
ben. Ab 1990 stehen für das Fhogramm 3 Mio DM 
jährlich zur Verfügung. Das Programm ist ein un- 
verzichtbarer Bestandteil der Nachwuchsförde- 
rung und ergänzt sinnvollerweise die überregiona- 
len Fördermöglichk eiten. 

Die Fachhochschulen sollen mit ihrer Charakteri- 
stik stärker in das Forschungssyslem der Hoch- 
schulen integriert werden. 

Neben der eigentlichen Aufgabe der Fachhoch- 
schulen, einer möglichst praxisnahen AusbÜdung 
auf wissenschaftlicher Grundlage, haben sich mit 
der Berufung profilierter WissenschafÜer in einzel- 
nen Disziplinen anwendungs orientierte For- 
schungsschwerpunkte entwickelt. Die Projekte 
werden meist in Kooperation mit Unternehmen, mit 
Bundeseinrichtungen, mit anderen Berliner Hoch- 
schulen und auch mit ausländischen Partnern 
durchgeführt. 

4. An-Institute 

An-lnstitute sind von einer oder mehreren Firmen 
privatwirLschaftlich finanzierten Institute (z. B, in 
Form von GmbH's), die rüchl in sondern an der 
Universität arbeiten. Die An -Institute sind mit der 
Hochschule durch einen Kooperationsvertrög und 
durch Personalunion auf der Leitungsebene mit 
dem korrespondierenden Hochschulinstitut ver- 
bunden. Vorteile ergeben sich für die Wissen- 
schaftler durch das Erschließen neuer finanzieller 
Ressourcen, die Nutzung oft neuester Geräteent- 
wicklung der beteiligten Firmen, flexible Organi- 
sationsformen; für die Firmen ergibt sich ein un- 
komplizierter und direkter Zugang zu einer großen 
Anzahl wissenschaftlicher Arbeitsgruppen und da- 
mit zu Forschungskapazitäten in weiten Bereichen 
der Grundlagenforschung. Lm Rahmen der auch 
vom Wissenschaftsrat vorgegebenen Kriterien sind 
die institute an Universitäten ein sehr erfolgreiches 
Instrument des Transfers. Wichtig für die Weiter- 
entwicklung der An-lnstitute wird sein, daß öffent- 
liche und private Träger gleichermaßen an den 
Kosten und den Nutzen beteiligt sind. 
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Weiterhin ist wesentlich, daß An-Institute Aufga- 
ben der Lehre (z. B. Doktoranden) wahmehmen 
und deren Forschungsergebnisse öffentlich sind, 
Z, Z. sind tätig: 

— Ingenieurgesellschaft für Aggregatetechnik 
und Verkehrsfahrzeuge mbH (lAV) an der 
Technischen Universität Berlin 

— Institut für Bahntechnik GmbH (IFB) an der 
Technischen Universität Berlin 

— Berlin (LMZ) an der Freien Universität Berlin 

— Festkörper-Laser- Institut Berlin GmbH (FLl) an 
der Technischen Universität Berlin 

— Weltraum-Institut-Berlin GmbH (WIB) an der 
Freien Universität Berlin, 

Unter neueren wichtigen Kooperationen sind das 
in Vorbereitung befindliche Institut für Finanz- 
diensüeistungen und das Institut für Management 
und Technologie zu nennen, ferner 

— die Teleskopie Gesellschaft für Femsehzu- 
schauerforschung GmbH 

— und die Arbeitsgruppe Umweltstatistik e, V, 
(AJ^GUS). 

5. TechnologietÖrderung und Technolog ieiionsfer 

Die Technologieförderung in Berlin besteht aus der 
industriellen Technologieförderung und der Tech- 
nologieforschung. 

Im Rahmen der industriellen Technologieförde- 
rung soll die Leistungs" und Wettbewerbsfähigkeit 
der Berliner Wirtschaft (Industrieunternehmen, 
Handwerksbetriebe, produktionsnah und überre- 
gional tätige Dienstleistungsuntemehmen) gestei- 
gert, dauerhafte und quaüfizierte Arbeitsplätze ge- 
schaffen, uraweltverträgliche Technologien geför- 
dert bzw, Berlin für Wachstumsindustrien anzie- 
hender gemacht werden, die ökologisch vertrag- 
lich sind. 

Durch die Technologieforschung soDen Entwick- 
lungsvorhaben universitärer und außeruniversitä- 
rer Forschungseinrichlungen in Berlin gefördert 
werden. Püerbei werden Vorhaben, die die inter- 
diszipiinäre Zusammenarbeit von Forschungsein- 
richtungen verschiedener Fachrichtungen fördern, 
bevorzugt. 

Das finanzielle Volmnen beträgt 20 Mio DM pro 
Jahr, 

Die Technologieforschung soll künftig in Anknüp- 
fung an die Forschungsprogramme des Bundes, 
etwa rum Umweltschutz und zur Sicherheitsfor- 
schung, von der Forschungsseite her stärker zur 
Politik des ökologischen Sladtumbaus beitragen. 
Dazu sind u, a. vorhandene Forschungskapazitäten 
zu vernetzen und der Transfer von Forschungser- 
gebnissen in die Praxis zu intensivieren. 

Die Bedeutung der Forschungsförderung für eine 
ökologische Industriepolitik muß sich auch in der 
Projektförderung niederschlagen, die sich nicht auf 
„Mitnahmeeffekte" beschränken darf. 


Tiansier 

Ln den Berliner Hochschulen wurden die ersten 
Transferstellen an bundesdeutschen Hochschulen 
errichtet. Deren Aufgabe ist es, Kontakte zwischen 
Wissenschaft und Wirtschaft herzusiellen, um die 
Übertragung von Forschungsergebnissen in die 
Praxis zu erleichtern. 

Bei der Technischen Universität Berlin hat sich die 
bereits seil 1977 bestehende Agentur ^TU Trans- 
fer" bewährt. Die Freie Universität Berlin hat Mitte 
1984 eine „FU-ForschungsvermitÜungsstelle" ein- 
gerichtet, die Technische Fachhochschule Berlin 
verfügt seit Mitte 1985 ebenfalls über eine Trans- 
fereinrichtung* Anfang 1987 hat die Hochschule 
der Künste eine Design -Transfers teile eingerichtet. 
Die außeruniversilären Institute verfügen z. T* über 
eigene Transferbeauftragte, 

Den Hochschullransferagentujefx steht auf der 
Seite der Wirtschaft die Technologievermittiungs- 
agentur (TVA e. V.) gegenüber. Dieser Organisa- 
tion obliegt es, Kooperationswünsche der Industrie 
mit der Wissenschaft zu koordinieren und insbe- 
sondere den kleinen und mit leis ländischen Betrie- 
ben bei der Umsetzung konkreter Leis tun gs pake te 
zu helfen. 

Als sehr erfolgreich hat sich die Beteiligung der 
Universitäten an Messen und Ausstellungen erwie- 
sen, z. B. der sogenannte Treffpunkt Medizintech- 
nik, insbesondere aber die Gemeinschaftsinitiative 
der Berliner Hochschulen und Forschungsinstilu- 
Üonen im Rahmen des „Forschungsmarktes " Berlin 
auf der Hannover-Messe. 

Die Technologietransferorganisaöon wird z. Z. ei- 
ner Wirkungsanalyse unterzogen. In der Zukunft 
werden Ost-West-Kooperationen und die Entwick- 
lung von Dienstleistungsangebolen verstärkt zu 
fördern sein . Der Transfer soll sich auch stärker ver- 
schiedenen gesellschaftlichen Gruppen mit Bera- 
tungsbedarf öffnen. 


Forschung im europäischen Rahmen 

An den Forschungs- und Entwicklungsprogram- 
raeo der Europäischen Gemeinschaften haben sich 
Berliner Einrichtungen insbesondere durch Vorha- 
ben der Informations- und Kommunikationstech" 
nologien (ESPRIT, RACE), der Verkehrs- und Ener- 
gielechnik sowie im Bereich der Geowissenschaf- 
ten beteiligt, Angesichts der wachsenden Bedeu- 
tung der europäischen Forschungsprogramme 
werden aDe Bemühungen darauf gerichtet sein, 
eine stärkere Beteiligung der Berliner Forschung 
entsprechend ihrem Potential zu erreichen. 

Seiner Mitüerfunkdon zwischen West- und Osteu- 
ropa entsprechend wird Berlin sich dafür einselzen, 
daß im Wege von Kooperaüonsvereinbarungen 
sich auch die Staaten des RGW an Forschungs- und 
Entwicklungsprogrammen der Europäischen Ge- 
meinschaften beteiligen können. 
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6. Neue Maßnahmen 

Eine wichtige Weiterentwicklung der Förderungs- 
instnimente liegt in der Einrichtung des sogenarm- 
ten „Interdisziplinären Forschungsverbundes". Es 
schließt die Lücke zwischen der Projektförderung 
und der institutioneilen Finanzierung. Für einen 
bestimmten Zeitraum, maximal für fünf Jahre, wird 
die Zusammenarbeit von verschiedenen Diszipli- 
nen, Institutionen und Personen auf einem über- 
greifenden Themenbereich gefördert, in dem der 
Koordinationsaufwand in der Regel eine Koordina- 
tionsstelle finanziert wird. Die Kooperation ist ver- 
bindlich in einem gemeinsamen Antrag festgelegt. 
Ziel ist die Vernetzung der Disziplinen, die Weiter- 
entwicklung der Erkenntnisse über die diszipli- 
nären Beiträge hinaus. Unterstützt durch die Koor- 
dinierungsstelle sollen gemeinsame Drittmittelpro- 
jekte zur Antragsreife gebracht werden. 

Als erster interdisziplinärer Forschungsverbund 
hat der „Verbund Wissenschaftsgeschichte“ seine 
Arbeit aufgenommen, in dem Wissenschaftszen- 
trum, Wissenschaftskolleg, Freie Universität, Tech- 
nische Universität, Historische Kommission, Archiv 
der Max-Planck-Gesellschaft und Museum für 
Verkehr und Technik Zusammenarbeiten. Der Ver- 
bund führt gemeinsam mit den Universitäten in 
Stanford und Tel Aviv ein Postdoktorandenpro- 
gramm (Walter-Rathenau-Stipendien) durch, das 
von der Volkswagenstiftimg finanziert wird. 

Als nächstes Vorhaben dieser Art wird ein Forum 
für sozialwissenschaftliche Technikfolgenabschät- 
zimg vorbereitet, das nicht nur den Dialog zwi- 
schen den Disziplinen und Wissenschaft und Öf- 
fentlichkeit fördern, sondern auch Möglichkeiten 
der Technologiegestaltung aufzeigen imd Vorga- 
ben für die weitere Forschungspolitik geben soll. 

Weitere Gründungen in den Bereichen 

— Oberflächentechnik 

— Keranüsche Werkstoffe 

— luK-Technik 

— Lebensraum Stadt 

stehen an. 

AIDS’Forschung 

Ein mit 400 000 DM jährlich ausgestattetes Sofort- 
programm „ Sozial Wissenschaf tliche AIDS-For- 
schung" soll vor allem die Entwicklung von Prä- 
ventionsstrategien fördern. Bei dem gegenwärti- 
gen Stand des medizinischen Wissens ist die Prä- 
vention die erfolgreichste und kostensparendste 
Intervention. Die Projekte erstrecken sich auf Pri- 
mär-, Sekundär- und Tertiärprävention und sollen 
Handlungskonzepte für staaüiche und nichtstaatli- 
che Akteure entwickeln und transferieren. 

Es handelt sich bisher um das einzige sozialwissen- 
schaftliche Forschungsprogramm auf diesem Ge- 
biet mit einer bemerkenswerten Akzeptanz. Die 
geförderten Vorhaben reichen von der Prävention 
bei ethnischen Minderheiten bis zu Betreuungsmo- 
dellen bei Infizierten. 


Sozio-ökonomisches Panel 

Im Rahmen dieses Panels werden in regelmäßigen 
Erhebungswellen repräsentative Mikro-Längs- 
schnittdaten für Personen, Haushalte imd Familien 
untersucht als Grundlage einer repräsentativen So- 
zialberichterstattung für die Bundesrepublik. Das 
bisher vom Deutschen Institut für Wirtschaftsfor- 
schung (DIW) für den SFB 3 in Frankfurt durchge- 
führte Projekte, wird ab 1. Januar 1990 als von 
Bund und Ländern über die DFG finanziertes Vor- 
haben am DIW durchgeführt. 


7. Sonstige Maßnahmen des Landes 

Mit einer Reihe von Initiativen unterstützt das Land 
Berlin die Wirtschaft bei ihrer Anpassung an den 
Strukturwandel. Besonderes Gewicht erhält die 
Zusammenarbeit mit der Wissenschaft, die Verbes- 
serung der Untemehmensinfrastruktur und die 
Qualifizienmg der Firmen für den Einsatz neuer 
Technologien. 

— Mit der Einrichtung eines Personaltransferpro- 
gramms hat Berlin den Eintritt von Hochschul- 
bzw. Fachhochschulabsolventen als Fach- und 
Fühnmgskräfte in kleinen und nüttleren Unter- 
nehmen auf eine neue Grundlage gestellt. Bei 
der Einstellung von Innovations- imd Mittel- 
standsassistenten erhalten kleine und mittlere 
Unternehmen für die Dauer von 12 Monaten 
eine Förderung in Höhe von 40 % bzw. 25 % des 
steuerpflichtigen Bruttogehalts. 

— Eine Vorreiterrolle wurde auch auf dem Gebiet 
der Gründerzentren übernommen. Im Berliner 
Innovations- und Gründerzentrum (BIG) und im 
Technologie- und Iimovationspark Berlin (TIB) 
arbeiten junge Technologieuntemehmen in un- 
mittelbarer Nachbarschaft von Forschungsinsti- 
tuten. Daneben können die Unternehmen auf 
eine ausgebaute Verwaltungsinfrastruktur zu- 
rückgreifen, deren Inanspruchnahme durch Zu- 
schüsse zeitlich befristet gefördert wird. Aus- 
strahlungs- und Anziehungskraft des Zentrums 
erleichtern den jungen Firmen ihre Marketing- 
aktivitäten und die Einbindung in das regionale 
und überregionale Netz von Information, Bera- 
tung und Finanzierung. So hat auch die 1988 
gegründete Arbeitsgemeinschaft Deutscher 
Technologie- und Gründerzentren e. V. (ADT) 
ihren Sitz im BIG. 

— Ebenfalls mit der Zielsetzung, neue Engage- 
ments in wichtigen Technologiebereichen zu 
unterstützen, wurde der Innovationsfonds ein- 
gerichtet. Aus ihm werden Kredite, Beteiligun- 
gen oder bedingt rückzahlbare Zuschüsse ver- 
geben, um bei Gründung, Ansiedlung und 
Wachstum technologieorientierter Unterneh- 
men Finanzierungslücken in allen Phasen des 
Innovationsprozesses zu decken. 

— Das neue Beratungsprogramm für Umwelttech- 
nik und Umweltschutz ergänzt die Beratungs- 
maßnahmen in Berlin für die beschleunigte Ein- 
führung neuer Technologien in den Unterneh- 
men. Weitere Schwerpunkte sind in der Ferti- 
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gxmgslechnik, der Mikjoelektronik und den 
Kommurdkations- und Lnformdlionstechnolo- 
gien gesetzt. Forschungsergebnisse sollen da- 
durch zügiger in marktfähige Produkte und 
Verfahren übertragen werden. 

— Die immer kürzer werdenden Jnnovationszyklen 
zwingen Führungskräfte und Unternehmer, sich 
häufiger über die Potentiale neuer Technologien 
zu informieren und den Bezug zu ihrer betriebli- 
chen Situation herzustellen. Aus diesem Grund 
wurde 1988 in Berlin ein „Institut für Manage- 
ment und Technologie" gegründet, das in enger 
Kooperation mit der Technischen Universität 
Berlin und der Freien Universität Berlin sowie 
erstrangigen Repräsentanten der Wirtschaft ent- 
sprechendes Managementwissen vermittelt. Da- 
mit sollen auch die Rahmenbedingungen für eine 
stabile Zusammenarbeit der Fühningskrafte mit 
Berliner Einrichtungen der Wissenschaft mid 
Forschung verbessert werden. 


2.4 Freie Hansestadt Bremen 

1. Grundsätze und Schwerpunkte der Forschungs- 
und 7ec/lnofogiepo/j^^/f 

Im Hochschulgesamlplan 1987 — 1991 und ira For- 
schungsinfrastrukturplan 1987 — 1995 (beide vom 
Senat der Freien Hansestadt Bremen im Mai 1987 
beschlossen) sind die Ziele, Leitlinien und Schwer^ 
punkte der Wisseuschafts- und Forschungspolitik 
der Freien Hansestadt Bremen dargelegt, insbe- 
sondere mit der BeschluBfassung über den For- 
schungsinjfrastrukturplan, der für den Ausbau der 
Forschungsinfrastruktur im Lande Bremen mit ei- 
nem Zeit- und Planungshorizont bis 1995 ein zu- 
sätzlich es Mittel Volumen von 400 Mio DM vorsieht, 
hat der Senat die Priorität und den zentralen Stel- 
lenwert unterstrichen, die er — angesichts erhebli- 
cher Wtrtschaftsstrukturprobleme — auch unter 
schwierigsten Haushaltsbedingungen dem weite- 
ren Ausbau der Forschungsinfrastruktur für die 
künftige ökonomische und soziale Entwicklung 
Bremens beimißt. 

Ausgehend davon, daß die klassischen Metropolen 
und Oberzentren als Trendführer vom gegenwär- 
tig ablaufenden Prozeß schneller Ökonomischer 
und technischer Veränderungen besonders betrof- 
fen sind, da sie einen ökonomisch bedeutsamen 
Teil ihrer herkömmlichen Funktionen verlieren 
und insoweit eine Neupositionierung im Gefüge 
der interregionalen Arbeitsteilung vornehmen 
müssen, hält die Bremer Forschungspohtik eine 
solche Neuposiäonierung angesichts der veränder- 
ten weltweiten Rahmenbedingungen nur auf der 
Basis einer leistungsfähigen VVissenschafts- und 
Forschungsinfrastjuktur für möglich, da diese zu 
einem entscheidenden, an Bedeutung noch weiter 
zunehmenden Standortfaktor geworden ist, der in 
wachsendem Maße die Wettbewerbsfähigkeit von 
Regionen und Oberzenlren bestimmt. 

Unter Berücksichtigung des Nachholbedarfs Bre- 
mens konzentrieren sich deshalb die forschungs- 
politischen Anstrengungen des Senats in den 


nächsten Jahren in erster Linie auf die Schaffung 
leistungsfähiger, zukunfts orientiert er rmd hin- 
reichend ausdifferenzierter wissenschafüicher 
Grundstrukturen (durch Umstrukturierung, Mo- 
dernisierung und Ausbau des Bestandes im univer- 
sitären und außeruniversitären Bereich), die zu- 
gleich — auch unter Berücksichtigung der regiona- 
len Wirtschaftsstruktur und daraus abgeleiteter 
Anforderungen — Schwerpunktbildungen und die 
Ansiedlung weiterer außeruniversilärer For- 
schungseinrichlungen ermöglichen. Langfristig 
verfolgtes Ziel ist dabei der Aufbau einer wissen- 
schaftlichen Infrastruktur, die auch ira Hinblick auf 
zukünftige Entv/icklungen und Anforderungen der 
oberzentralen Funktion Bremens in jeder Hinsicht 
— sowohl guahlativ als auch quantitativ — Rech- 
nung trägt. 

Schwerpunkte für den weiteren Ausbau des Hoch- 
schul- und des außeruniversitären Forschungsbe- 
reichs sind nach dem Forschungsinfrastrukturplan 
folgende Bereiche (einschließlich der jeweils kom- 
plementären Fachrichtungen): 

— Meeresforschung/Polarforschung/Meerestech- 
aik 

— UmweltforschungZ-technik, Biotechnologie. 
Gesundheit 

— Informationslechnik und Mikroelektronik 

— Werkstoff- und Produktionstechnik 

“ Luft- und Raumfahrttechnik 

— Zentren für interdisziplinäre Studien 

— Forschung zur Regulation und Gestaltung von 
Staat und Ökonomie 

— Forschung zur Entwicklung und Differenzie- 
rung kultureller Identität. 

2. Forschung in den Hochschulen und außeruniversi- 
tören Forschungseinrichtungen 

Träger der instilutionell geförderten Forschung in 
der Freien Hansestadt Bremen sind die Universität 
Bremen, die Hochschule für Künste Bremen und je 
eine Fachhochschule in Bremen und Bremerhaven 
sowie eine größere Zahl, z. T. kleinerer, außeruni- 
versitäier Forschungseinrichtungen. 

Mit dein Alfred-Wegener-Instilul für Polar- und 
Meeresforschung Bremerhaven (Großforschungs- 
einrichtung) und dem Deutschen Schiffahrtsmu- 
seum Bremerhaven (Forschungsmuseum der 
Blauen Liste) sind zwei Einrichtungen in die ge- 
meinsame Porschungsförderung durch Bund und 
Länder nach Artikel 91b GG einbezogen. Inzwi- 
schen verstärkt auch die von Bund und Ländern 
gemeinsam finanzierte Max-Planck-Gesellschaft 
ihre Bemühungen um eine Institutsgründung in 
Bremen. 

Die außeruniversitären Forschungseinrichtungen 
sind in der Regel über Kooperationsverträge mit 
der Universität Bremen verbunden; die leitenden 
Wissenschaftler dieser Einrichtungen sind in die- 
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sera Rahmen zugleich Professoren der Universität 

(gemeinsames Berufungsverfahren). 

Zu den oben erwähnten Ausbauschwerpunkten 

des Forschungsinfrasfcrukturplans sind folgende 

EinzeLroaßnahmen hervorzuheben: 

— im Rahmen des weiteren Ausbaues der Meeres- 
und Polarforschung. dem bedeutendsten 
Schwerpunkt im Lande Bremen, sind (neben 
weiteren Berufungen von Professoren an die 
Universität Bremen) insbesondere der Aufbau 
der Nordpolarforschung am Alfred-Wegener- 
Instilulj die Einrichtung eines marin-geo- 
wissenschafOich ausgerichteten Sonderfor- 
schungsbereichs und der Aufbau eines 
(Erd-)Femerkundungsschwerpunkts an der 
Universität zu nennen; 

— in der Umweltforschung und -technik wurden 
die in der Vergangenheit insbesondere in der 
Universität, daneben aber auch in den Fach- 
hochschulen vielfältig und breit gestreut vor- 
handenen Ansätze mit Hilfe von Fördermitteln 
aus dem mehrere Poiilikbereiche umfassenden 
Programm „Arbeit und Umwelt" konzentriert 
und zu interdisziplinären Kooperationen zu- 
sammen ge führt; diese Schwerpunktbildung 
wird in der Universität durch die Einrichtung 
einer Stiftungsprofessur für Umweittechnik 
flankiert; 

— die zweite Ausbaustufe des Hallen- und Labor- 
gebäudes des Fachbereichs Produktionstechnik 
der Universität ist inzwischen abgeschlossen; 

— der Ausbau des Forschungsschwerpunktes 
Raumfahrttechmk/Wellrauinforschung an der 
Universität hat seinen sichtbaren Ausdruck in 
dem Fallturm für Kurzzeitexperimente unter 
Schwerelosigkeit sowie in dem Institutsge- 
bäude des „Zentrums für angewandte Raum- 
fahrttechnik und Mikxogravitation " gefunden; 
der Umfang der Forschungsaktivitäten dieses 
Zentrums, vorrangig die Grundlagenforschung 
unter Schwerelosigkeit auf den Gebieten der 
Malerial/orschung, der Fluidphysik sowie der 
Verfahrens- und Verbrennungslechnik erfor- 
dern bereits einen weiteren Ausbau, mit dem 
inzwischen begonnen wurde; 

— als gemeinsame Einrichtung mehrerer Institute 
des Studiengangs Elektrotechnik und unter Be- 
teiligung weiterer anwendungsorientierter In- 
stitute anderer Sludiengänge plant die Univer- 
sität die Einrichtung eines Zentrums für Infor- 
raations technik, Mikroelektronik und Aktorik; 
hierzu werden die entsprechenden baulichen 
Voraussetzungen geschaffen; 

^ im auBeruniversitären Bereich erfolgte die Kon- 
zentration und der Ausbau der Werkslofflech- 
nikyOberflächentechnik/Lasertechnik/Zerslö- 
rungsfreie Werkstoffprüf ung/Qualitätssiche- 

rungstechnik im engen (auch räumlichen) Ver- 
bund mit dem Fachbereich Produktionslechnik 
der Universität Bremen im Rahmen des For- 
schungszentrums für Oberflächenlechmk, das 


durch den Aufbau eines Laseranwendungszen- 
trums ergänzt werden soll; 

— im Rahmen des weiteren Ausbaues der Informa- 
tions- und Produktions technik kommt dem Bre- 
mer Institut für Betriebs technik und ange- 
wandte Arbeitswissenschaflen mit dem CAD/ 
CAM-Labor Nord und dem CLM-lntegrations- 
zentnim eine bedeutende Rolle zu; dem wird 
durch den Bau e'mes neuen Institulsgebäudes 
Rechnung getragen; 

“ als Schwerpunktselzungen an der Nahtstelle 
von Ingenieur- und Sozial-ZGeisteswissenschaf- 
len wurden in der Universität das Zentrum für 
Arbeit und Technik, in dem über die Grenzen 
der Disziplinen hinweg Ingenieurwissenschaft- 
ler. Informatiker und Sozialwissenschaftler ko- 
operieren, und das Institut Technik und Bildung 
eingerichtet, das sich in erster Linie mit den 
Auswirkungen der tnfonnations- und Kormnu- 
nikationstechnik auf alle Bereiche des Bil- 
dungswesens beschäftigt; 

— in den So zialwissen sch alten wurden mit der 
Einrichtung eines Sonderforschungsbereichs 
und des Zentrums für Sozialpolitik in der Uni- 
versität besondere Schwerpunkte gesetzt; 

— speziell für die beiden Fachhochschulen und 
die Hochschule für Künste wird das Landespro- 
gramm zur Förderung von Forschungs- sowie 
künstlerischen und technologischen Entwick- 
lungsvorhaben von Professor(inn)en dieser 
Hochschulen mit 500 000 Dl^Jahr fortge- 
führt. 

In der Universität Bremen sind inzwischen die bei- 
den ersten Sonderforschungsbereiche (SFB) einge- 
richtet worden: 

— SFB 186, Statuspassagen und Risikolagen im 
Lebensverlauf (seit 1988) 

— SFB 261, Der Südatlantik im Spatquartär: Re- 
konstruktion von Stoffhaushall und Stromsyste- 
men (seit 1989). 

Die Drittmittelentwicklung aller bremischen 
Forschungseinrichtungen wies in den letzten 
Jahren eine deutlich steigende Tendenz auf. So 
stiegen die Ist-Ausgaben der Universität aus 
Drittmitteln von 1986 auf 1988 von 13,7 Mio DM 
auf 25,0 Mio DM; dies entspricht einer Steige- 
rungsrate von 82 % innerhalb von drei Jab- 
ren* 

3. Technologieförderung und Technologietransfer 

Die Maßnahmen zur Modernisierung, zur Um- 
Strukturierung und zum Ausbau der wissenschaft- 
lichen Infrastruktur und zur Ansiedlung weiterer 
außeruniversitärer Forschungseinrichtungen wer- 
den ergänzt durch Maßnahmen des 1987 fortge- 
schiiebenen Bremischen In novatio ns Programms 
zur Förderung von Forschung und Entwicklung, 
Inrrovation und Technologietransfer. Hierfür sind 
im Bremischen Innovationsprogramm für den Zeit- 
raum 1988 — 1991 6? Mio DM und ab 1992 jährlich 
28 Mio DM vorgesehen. Das Programm 1988 — 
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1995 hat folgende Ziele bzw. enthält folgende Maß- 
nahmen: 

— Verstärkung der Kooperation 2 wischen Wirt- 
schaft und Wissensch^t, z. B. durch die Förde- 
rung von gemeinsamen FuE-Vorhaben der ge- 
werblichen Wirtschaft mit Forschungseiniich- 
tungen bzw. Hochschulen, durch Einrichtung 
von Transferstellen in Hochschulen als An- 
sprechpartner für die Wirtschaft sowie durch die 
Einrichtung eines Technologietiansferzentrums 
an der Hochschule Bremerhaven im Hinblick 
auf die besonders schwierige regionale Wirt- 
schaftsstruktur 

— Förderung des Personaltransfers, z. B. durch die 
Programme „InnovationspTaktikuTn*' für Stu- 
denten, „Innovationsassistent" für Hochschul- 
absolventen sowie „Forscher in die Industrie" 
für das wissenschaftliche Personal in Hochschu- 
len 

— Förderung technologieorientierter Untemeh- 
mensgründungen, 2 . B. durch den Ausbau des 
erfolgreich arbeitenden Bremer Innovations' 
undTechnologiezentrums (BITZ) in unmittelba“ 
rer Nachbarschaft zur Universität Bremen, 
durch den Aufbau eines Technologieparks im 
Umfeld der Universität Bremen sowie durch die 
Einrichtung des Bremerhavener Innovations- 
und Gründerzenlrums (BRIG) nach dem Modell 
des BITZ 

— Verbesserung der Informationen über neue 
Technologien, 2 , B. durch die Förderung der 
Pa tentschriftenausleges teile in der Hochschule 
Bremen, durch die Verbesserung des Techni- 
schen Beratungsdienstes im Lande Bremen, 
durch die Fortführung der bremischen Ge- 
schäftsstelle des VDIATDE-Technologiezen- 
trums Informationstechnik sowie durch die Ver- 
stärkung der Förderung von Messen und Mes- 
se bete üigungen 

— Förderung neuer Schlüsseltechnologien durch 
technologiespezifische Transferstellen für Um- 
welttechnologie, Meerestechnik, Biotechnolo- 
gie und Werks tofftechnik 

— Förderung der Anwendung moderner Informa- 
tions- und Kommunikationstechniken, 2 . B. 
durch die Einrichtung eines Trans ferzentrums 
für Projektmanagement und Wirt sch aftsinfor- 
matik sowie die Förderung eines PC-Labors in 
der Universiläl Bremen. 

4. Sonstige Programme und Maßnahmen des Lun- 
des 

Vor allem auch zur Stärkung der Forschungsin- 
frastruktur hat der Senat der Freien Hansestadt 
Bremen im Marz 1989 ein SonderpTOgramin zur 
Förderung des weiblichen wissenschaftlichen 
Nachwuchses beschlossen, das insbesondere zu- 
sätzliche Mittel von 9,4 Mio DM vorsieht für 

— die Beschäftigung von Studentinnen als studen- 
tische Hilfskräfte 


— 21 auf fünf Jahie befristete Stellen für wissen- 
schaftliche Mitarbeiter, die mit Frauen als Dok- 
torandirmen oder Postdoktorandinnen besetzt 
werden soDen 

— Wiedereinstiegsstipendien für Frauen, die ihre 
wissenschaftliche Laufbahn aus familiären 
Gründen unterbrochen haben. 


2.5 Freie und Hansestadt Hamburg 

1. Wissenschaftliche Forschung bildet eine wesentli- 
che Voraussetzung für die geseHschaftliche, wirt- 
schaftliche und kultiuelle Dynamik. Die Bedeu- 
tung von Wissenschaft und Forschung für die re- 
gionale Entwicklung erfordert Flexibilität und An* 
passung an wirtschaftliche Bedingungen, ln der 
Konkurrenz des Wissenschaftsetats zu anderen öf- 
fentlichen Aufgaben wird verstärkt die Frage nach 
dem Beitrag der Forschung zur Lösung aktueller 
Probleme gestellt. Unter diesem Aspekt konzen- 
triert sich die Hamburger Forschungs- und Techno- 
logiepolitik auf den Ausbau und die Förderung ein- 
zelner Bereiche, die zur Verbesserung der Arbeits- 
und Lebensbedingungen der Region beitragen und 
die finanzieUe Leistrmgskraft fördern. 

Die Hamburger Schwerprmktsetzung in der staatli- 
chen Forschungspolitik richtet sich insbesondere 
auf die Gebiete der Biotechnologie, der Meeresfor- 
schung, der Klimaforschung und der Entwicklung 
neuer Technologien, die für Hamburg zukunfts- 
trächtig sind. Wichtigste Träger der öffentlich ge- 
förderten Forschung sind die Hochschulen. Zu- 
gleich verbinden sie Forschung Eoit der Ausbildung 
des wissenschaftlichen Nachvmchses imd der 
Lehre. Die Zukunft Hamburgs wird entscheidend 
von der qualitativen Entwicklung der Hochschulen 
und der Heranbildung qualifizierten Nachwuch- 
ses, der insbesondere auch für zukunftsorientierte 
Wirtschaftszweige von Interesse ist, abhängen, 

2. Zum Hamburger Hochschulbereich gehören die 
Universität Hamburg mit dem Universiläts- Kran- 
kenhaus Eppendorf, die Technische Universität 
Hamburg -Harburg, die Fachhochschule Hamburg, 
die Hochschule für Wirtschaft und Politik, die 
Hochschule für bildende Künste, die Hochschule 
für Musik und darstellende Kunst, die Fachhoch- 
schule für öffentliche Verwaltung, die Universität 
der Bundeswehr Homburg sowie die Evangelische 
Fachhochschule für SoziaJpäctagogik. 

Die Forschungsgebiete der Hamburger Hochschu- 
len sind breit gefächert. Die Schwerpunkte knüp* 
fen zum einen an wissenschaftliche Traditionen an 
und betreffen zum anderen aktuelle Forschungs- 
aufgaben. Als wesentliche Forschungsschwer- 
punkte sind zu nennen: 

Biotechnologie 

An der Universität Hamburg wird z. Z. die Errich- 
tung eines Forschungsschwerpunktes Molekular- 
biologie mit 

— dem Zentrum für Molekulare Neurobiologie im 
Fachbereich Medizin 
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— dem Schwerpunkt für Angewandte Molekular- 
bioiogie der Pflanzen im Fachbereich Biologie 

zügig vorangetrieben. Ziel dieses neuen For- 
schungsschwerpunktes ist die Integration von For- 
schung, Wirtschaft und Ausbildung, Er ist daher 
sowohl auf GruuQdlageiiforschu.ng als auch auf an- 
wen dungsbezogene Forschung angelegt und 
strebt die Zusammenarbeit nüt Partnern aus der 
Wirtschaft an. Ziel soll dabei nicht nur die Koope- 
ration mit bereits vorhandenen Wirtschafts unter- 
nehmen, sondern auch die Initiierung neuer unter- 
nehmerischer Aktivitäten in unnuttelbarer Nahe 
der wissenschaftlichen Zentren sein. 

Dem Zentrum für Molekulare Neurobiologie sollen 
vier noch zu errichtende Zentrumsinstitute ange- 
hören. Sie sollen sich mit den Forschungsthemen 

— Struktur und Funktion neuraler Membranpro- 
teine, 

— Neurale Entwicklung und Regeneration, 

— Neurale Sigrnal Verarbeitung und 

— Molektilare Neuroanatoraie 

befassen. Diesem Zentrum ist außerdem das seit 
1985 bestehende Institut für ZeUbiochemie und kli- 
nische Neurobiologie angegliedert. 

Außerdem werden fünf zeitlich befristete vom 
Bund finanzierte Forschergruppen eingerichtet, in. 
denen wissenschaftlichen Nachwuchskräften Ge- 
legenheit zur Bearbeitung von speziellen For- 
schungsaufgaben innerhalb dieses Bereiches ge- 
geben wild. 

Der Schwerpunkt für Angewandte Molekularbio- 
logie der Pflanzen sieht drei ständige Arbeitsberei- 
che mit den Gebieten 

— Zellbiologie/Zellkultur 

— Moiekulargenetische Phytopathalogie und 

— Molekulare Genetik/Gen technologie 
vor. 

Dazu sollen ebenfalls drei projektgebundene, zeit- 
lich befristete Forschergruppen eingerichtet wer- 
den, in denen Nachwuchswissenschaftler arbeiten 
sollen. Außerdem sind diesem Forschungsschwer- 
punkt noch fünf weitere, befristet arbeitende Pro- 
jektgnruppen assoziiert. 

AIDS-Forschungsverbundprojekt 

Auf Anregung des Bundesmirüsters für Forschung 
und Technologie sind die Forschungsvorhaben 
verschiedener wissenschaftlich medizinischer Ein- 
richtungen innerhalb und außerhalb Hamburgs 
zizm Krankheitsbüd AIDS in einem Forschungsver- 
bundprojekt j,Pathomorphologie und Pathophysio- 
logie von Zellsystemen bei HlV-lnfektion" inte- 
griert worden. 

Dieses Verbundprojekt vereinigt 12 Arbeitsgrup- 
pen und wird zunächst für zwei Jahre durch das 
Bundesministerium für Forschung und Technolo- 
gie gefördert. 


Neuordnung der Meeres- und Klimaforschiing 

Das Hamburger Konzept zur Neuordnung der 
Meeresforschung, das vom Wissenschafts rat in sei- 
ner Stellungnahme zur Förderung der Meeresfor- 
schung in den norddeutschen Landern positiv be- 
gutachtet worden ist, sieht vor, die in Hamburg in 
der Meeres- und Klimaforschung arbeitenden Ein- 
richtungen schrittweise zu einem Zentrum für Ma- 
rine und Atmosphärische Wissenschaften zusam- 
menzuführen. Im einzelnen handelt es sich dabei 
um die räumliche und organisatorische Zusam- 
menfassung der meeresbezogenen Einrichtungen 
der Universität Hamburg; es sind dies das Meteoro- 
logische Institut, das Institut für Meereskunde das 
Institut für Geophysik, das Institut für Hydrobiolo- 
gie und Fischereiwisseuschaf t sowie das Institut für 
Biogeochemie und Meereschemie mit der ihm an- 
gegliederten selbständigen Abteilung für Meeres- 
chenüe des Instituts für Biochemie und Lebensmil- 
telchemie. 

Außerdem sollen das Max-Planck-lnstitut für Me- 
teorologie und des Deutsche Klimarechenzentrum 
in den räumlichen Verbund einbezogen werden. 
Eine möglichst enge Kooperation mit der Biologi- 
schen Anstalt Helgoland soll erfolgen. Mit dem 
Zentrum für Marine und Atmosphäre Wissenschaf- 
ten soll eine Einrichtung geschaffen werden, die in 
der Lage ist, unter Nutzung der vorhandenen Ka- 
pazitäten langfristige Forschungsprogramme zu 
verfolgen und die zugleich für neue wissenschaftli- 
che Fragen, wie z. B. den Tiefseeumweltschutz of- 
fenbleibt, 

M ikro elG k t ronik 

Der ständig zunehmenden Bedeutung der Mikro- 
elektronik wird durch die Einrichtung eines ent- 
sprechenden Arb eits Schwerpunktes beim Aufbau 
der Technischen Universität Hamburg-Harburg 
Rechnung getragen. 

Damit zusammenhängend — aber außerhalb des 
Hochschulbereichs angesiedelt — laufen Vorarbei- 
ten für die AnsiedJung eines Mikroelektronik-Ap- 
piikationszentrums in Hamburg. Ziel dieses Zen- 
trums ist im Zusammenhang mit der JESSI-Initia- 
tive im Rahmen einer norddeutschen initiative die 
Durchführung von anwendungsbezogenen For- 
schungs- und Entwicklungsauf gaben 

“ zum Aufbau von Verfahren und Werkzeugen 
für die Entwicklung hochkomplexer integrierter 
Schaltungen und deren Integration in Systeme 

sowie 

— zur Entwicklung von Prototypen mikroelektro- 
nischer Systeme in strategisch technischen An- 
wendungsbereichen in enger Kooperation mit 
der Wirtschaft. 

Labor für Künstliche Intelligenz (KI) 

Das Hamburger Ki-Labor wurde 1988 auf der Basis 
der bestehenden Kl-Gruppen an der Universität 
Hamburg ün Fachbereich Informatik aufgebaut 
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und arbeitet insbesondere in folgenden Diszipli- 
nen 

— Natüilichsprachlich Systeme 

— Bildverarbeitung und Bildverstehen 

— Robotik 

— Expertensysteme 

— Wissensrepräsentation und Lernen. 

Im Hamburger KI-Labor werden Transfer-Projekte 
bearbeitet, die sowohl aus industrieller als auch 
universitärer Sicht bedeutsam sind. Dadurch soll 
erreicht werden, daß wissenschaftliche Grundla- 
gen für Anwendungsentwicklungen der umliegen- 
den Industrie erarbeitet werden sowie KI-Metho- 
den und Kenntnisse aus der universitären For- 
schung zu den Anwendern fließen können. Das KI- 
Labor hat im Januar 1989 seine wissenschaftliche 
Arbeit aufgenommen. 

Biomechunik 

Es soll ein Zentrum für Biomechanik eingerichtet 
werden, das der interdisziplinären Verknüpfung 
von ingemeurwissenschaftlicher und medizinisch- 
biologischer Forschung dienen soll. Das Zentrum 
SOU sich mit der Verbesserung von Implantaten aus 
verschiedenen Materialien sowie knochenchinir- 
gischer Verfahren und Behandlungsmethoden be- 
schäftigen. Zu diesem Zweck sollen Erkeimtnisse 
aus Werkstof ftechnik, Meßtechnik ^ Fertigimgs- 
technik und Biotechnologie mit solchen aus der 
theoretisch-medizinischen und patientenbezoge- 
nen Forschung verknüpft werden. Die Technische 
Universität Hamburg-Harburg (TUHH) und die 
Universität Hamburg (Fachbereich Medizin — 
UKE — ) haben dementsprechend Anfang des Jah- 
res eine Vereinbarung beschlossen, die vorsieht, 
daß das Zentrum aus je einer Arbeitseinheit in der 
TUHH und im UKE bestehen soU und von einer 
gemeinsamen Geschäftsführung geleitet werden 
soll. Außerdem ist eine enge Kooperation mit den 
unfallchirurgischen und orthopädischen Abteilun- 
gen der Hamburger Krankenhäuser vorgesehen. 

Neben der wissenschaftlichen Bedeutung werden 
von dem Zentrum insbesondere positive Auswir- 
kungen auf die Hamburger Wirtschaft im Bereich 
der Medizintechiük erwartet, 

Beschieuniger und Tomographie-Zentmm 

Das im Aufbau befindliche forschungs orientierte 
^Beschleuniger und Tomographie- Zentrum" wird 
gemeinsam mit Unternehmen der Industrie betrie- 
ben. Es handelt sich um eines von vier Zentren in 
der Bundesrepublik Deutschland, Der Anwen- 
dungsbereich des Zentrums wird die breit einsetz- 
bare Positronen-Emissions-Tomographie beinhal- 
ten, bei der es sich tim eine verletzungsfreie Me- 
thode zur regionalen und zeitlichen Verfolgung 
von Prozessen, die in nicht zugänglichen lebenden 
Organismen bzw. weiterlaufenden technischen 
Apparaten ablaufen, handelt. Die Bandbreite der 
Nutzungsmöglichkeiten reicht von Anwendungen 


in den Lebenswissenschaften (z. B. Pharmakologie, 
klinische Forschung) über Anwendungen in den 
Geo- und Umweltwissenschaften (z. B. Mineralo- 
gie) und Anwendungen in der Technik (z. B, Ver- 
schleißforschung) bis in die Informatik, die ange- 
wandte Mathematik und die Fortentwicklung bild- 
gebender Verfahren. 

Tecfmoiogieze/ifrum Finkenwerder 

Hamburg hat sich in den letzten Jahrzehnten zu 
einem bedeutsamen Standort im Flugzeugbau ent- 
wickelt, Hamburger Hochschulen leisten schon 
jetzt wichtige Beiträge für Problemstellungen und 
Aufgaben aus der Luft- und Raumfahrt. Dies gÜt für 
Werkstoffkunde und Raumfahrtmedizin, den Stu- 
diengang Flugzeugbau der Fachhochschule, die 
Bereiche Hochleistungswerkstoffe, Meß-, Steue- 
rungs- und Regelungstechnik und Rugzeugentsor- 
gung. Es ist jedoch ein bisher nicht ausreichend 
abgedeckter Bedarf an Forschung, Entwicklung 
und Ausbildung im Bereich der Rugzeugsystem- 
technik festgestellt worden. Es sollen daher in 
Hamburg an der Technischen Universität Ham- 
burg-Harburg 

- ein Arbeitsbereich Rugzeugsystemtechnik 

- eine Studienrichtung Hugzeug Systemtechnik 

- ein Zentrum für Fort- und Weiterbildung für die 
Anwendung von CAD/CAM im Rugzeugbau 

eingerichtet werden. 

Hierfür soll in Zusammenarbeit mit der Industrie 
ein gemeinsames Technologiezentrum errichtet 
werden, 

Bonderforschungsbereiche 

Neben der Einrichtimg und dem Ausbau der vor- 
genannten Forschungsschwerpunkte ist Hamburg 
bemüht, die Rahmenbedingungen an den Hoch- 
schulen zur Einrichtung neuer Sonderforschungs- 
bereiche zu verbessern, denn sie sind innerhalb des 
letzten Jahrzehnts zu einem unentbehrlichen Be- 
standteil der Forschung an den Hochschulen und 
anderen Einrichtungen geworden. An den Ham- 
burger Hochschulen sind z, Z. 5 Sonderforschungs- 
bereiche angesiedelt: 

- SFB 232 

Funktion und Defekte von Rezeptorsystemen 
(Universität Hamburg und Medizinische Uni- 
versität Lübeck) 

- SFB 238 

Prozeßnahe Meßtechnik und systemdynami- 
sche Modellbildung für mehrphasige Systeme 
(Technische Universität Hamburg-Harburg) 

- SFB 318 

Kümarelevante Prozesse im System- Ozean- At- 
mosphäre -Kryosphäre (Universität Hamburg) 

- SFB 327 
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Wechselwirkung zwischen abiotischen und bio- 
tischen Prozessen in der Tide-Elbe (Universität 
Hamburg) 

- SFB 188 

Reinigung kontaminierter Böden (Technische 
Universität Hamburg-Harburg). 

Die Einrichtung eines weiteren Sonderforschungs- 
bereiches für zerebrale Funktionsdiagnostik (Uni- 
versität Hamburg) ist bei der DFG beantragt, 

Drittmittel 

Der Einwerbung von Drittmitteln wird eine erheb- 
liche Bedeutung rugemessen. Dementsprechend 
haben die Hamburger Hochschulen bei der Ein- 
werbung von Drittmitteln eine weitere Steigerung 
erreichen können. Im Jahr 1988 standen den Ham- 
burger Hochschulen rd, 88 Mio DM (1987: rd, 
75 Mio DM) an Drittmitteln zur Verfügung, 

3. Neben den Hochschulen gibt es Ln Hamburg eine 
Reihe weiterer Einrichtungen, die Forschung be- 
treiben oder forschungsbezogene Dienstleistungen 
erbringen und die direkt oder indirekt mit öffentli- 
chen Mitteln gefördert werden. Dabei handelt es 
sich um eine Großforschungseinrichtung (Deut- 
sches Elektronen-Synchrotron), zwei MaX'Planck- 
Instilute (Max-Planck-lnsÜtut für Meteorologie, 
Max-Planck-Insütut für ausländisches und interna- 
tionales Privatrecht), vier Einrichtungen der Blauen 
Liste (Bemhard-Nochl-Institut für Schiffs- und Tro- 
penkrankheiten, Heinrich-Pette- Institut für Expe- 
rimentelle Virologie und Immunologie an der Uni- 
versität Hamburg, HWWA — Institut für Wirt- 
schaftsforschung — Hamburg, Stiftung Deutsches 
Überseeinstitut, Hamburg) und neun sonstige Ein- 
richtungen (Hans-Bredow-InsUtut für Rundfunk 
und Fernsehen an der Universität Hamburg, Insti- 
tut für Friedensforschung und Sicherheitspolitik an 
der Universität Hamburg, Institut für die Ge- 
schichte der deutschen Juden, Joachim-Jungius- 
Gesellschaft für Wissenschaft e, V., Hamburg, UN- 
ESCO-lnstitut für Pädagogik, Institut für Integra- 
tion sforschung der Stiftung Europakollegs, Ham- 
burgische Schiffbau-Versuchsanstalt GmbH, For- 
schungsstelle für die Geschichte des Nationalsozia- 
lismus in Hamburg und Hamburger Bibliothek für 
Sozialgeschichle und Arbeiterbewegung, Geologi- 
sches Landesaml) die z. T. untereinander und mit 
den Hochschulen eng Zusammenarbeiten. 

4, Die Aktivitäten auf dem Gebiet des Technologie- 
transfers konzentrieren sich auf den Wissenstrans- 
fer von den wissenschaftlichen Einrichtungen hin 
in die Wirtschaft und einen „Rücktransfer" von 
Bedarf und Anforderungen aus der Wirtschaft in 
die Hochschulen. 

Damit soll sowohl ein Beitrag zur Praxisorientie- 
rung technologisch bedeutsamer Forschung gelei- 
stet als auch technisch naturwissenschaftliche Er- 
kenntnisse zur Anwendung in der Praxis vermittelt 
werden. 

An der Universität Hamburg, der Technischen Uni- 
versität Hamburg-Harburg und der Fachhoch- 


schule Hamburg sind Technologieberatungstellen 
als zentrale Kontaktstellen zur Wirtschaft, zu Kam- 
mern und Verbänden eingerichtet worden. Damit 
stehen in den genanntan Hochschulen ständig an- 
sprechbare, allerdings unterschiedlich struktu- 
rierte und ausgestattete Einrichtungen für den 
Technologietransfer zur Verfügung. Die Zahl der 
Kontakte, Beratungswünsche und Kooperationen 
hat in den letzten Jahren erheblich zugenommen, 
daß die personelle Kapazität verstärkt werden 
mußte, ein Zeichen dafür, daß sich die Beratungs- 
stellen bewährt haben. Die Tätigkeit umfaßt fol- 
gende Bereiche 

— Information der interessierten Öffentlichkeit 
über das Leistungsangebot der Hochschule in 
Forschung und Entwicklung durch Informa- 
tionsmaterial und Veranstaltungen 

— berufliche Weiterbildung von Arbeitnehmern 
aus der Region in Seminaren, durch Personal- 
transfer und Informationsveranslaltungen für 
Betriebe 

— Vermittlung von Kontakten für eine Beratung 
und ggL Kooperation zwischen Hochschulen 
und Wirtschaft 

— Vorbereitung und Durchführung von Koopera- 
tioELsprojekten zwischen Hochschule und Wirt- 
schaft; gemeinsame Entwicklung neuer Tech- 
nologien, 

Neben den vorgenannten Kontaktstellen der 
Hochschulen gibt es in Hamburg noch weitere Ein- 
richtungen: 

— Das Technologieberalungszentnim Hamburg 
(rechtlich selbständige Stiftung) als Partner der 
Wirtschaft und Mittler zwischen Betrieben, For- 
schungsinstituten, Behörden und Kapitalge- 
bem. Die Stiftung hat den Zweck, durch Tech- 
noiogieberatung Maßnahmen zur technologi- 
schen Akzeptanz zu fördern und durch Darstel- 
lung der technologischen Kompetenz Ham- 
burgs zur Erhaltung der Leistungs- und Wettbe- 
werbsfähigkeit vor allem kleiner und mittlerer 
Unternehmen in Hamburg, für Sicherung und 
Qualifizierung vorhandener sowie zur Schaf- 
fung neuer Arbeitsplätze beizutragen; 

— das Hamburger Institut für Technologieförde- 
rung e. V. (HIT), das Beratung und Unterstüt- 
zung bei Gründung und Aufbau technologie- 
orientierter Unternehmen im Hamburger Raum 
anbietel 

— Das Innovations- und Patent-Centnim der Han- 
delskammer Hamburg (IPC). 

Das IPC berät und fördert in folgenden Punk- 
ten: 

O Innovationseinzelberatung 
O Fördermittelberatung 
O InformationserschJießung 
O Patentschriftenausiegnngsslelle 
O Kooperationsvermittlung 
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— Die Betriebsberatung der Handwerkskammer 
Hamburg. 

Die Betriebsberatung ist eine Abteilung der 
Handwerkskammer Hamburg mit der Aufgabe, 
Hamburger Handwerksbetriebe und Existenz- 
gründer zu beraten oder entsprechende Berater 
und Informationen zu vermitteln. 

Technologiepark Hambürg 

Es ist geplant, auf einem ca. 6,3 ha großen Gewer- 
begebiet einen Technologiepark zu errichten. 

Ca» die Hälfte der Fläche soll an grundstückssu- 
chende, technologieorientierte Unternehmen ver- 
pachtet oder verkauft werden. Auf der übrigen Flä- 
che sollen von einer privaten Gesellschaft Gebäude 
für die Unterbringung von technologieorientierten 
Unternehmen errichtet werden, die es vorziehen, 
ihre Betriebsfläche anzumieten. Die Baukosten 
werden von Hamburg mit rd» 6,5 Mio DM subven- 
tioniert. 

5» Die Wechselwirkungen zwischen wissenschaft- 
lich-technischen Innovationen und gesellschaft- 
lich-ökonomischen Entwicklungen stellen immer 
komplexere Anfordenmgen an das politische Sy- 
stem, die Rahmenbedingungen für wissenschaft- 
lich-technische Entwicklungen verantwortlich zu 
gestalten» Dieses Strukturproblem tritt wegen der 
Reichweite der Innovationen insbesondere im Be- 
reich Molekularbiologie/Biotechnologie zutage» 
Der Senat der Freien und Hansestadt Hamburg hat 
deshalb mit der Entscheidung für den Aufbau der 
biotechnologischen Forschungsschwerpunkte be- 
schlossen, eine TechnikioigenfoTschung für diesen 
Bereich zu institutionalisieren» 

Bereits im Jahre 1986 wurde an der Universität 
Hamburg ein Gesprächskreis ins Leben gerufen, in 
dem Natur-, Sozial- und Geisteswissenschaftler ge- 
meinsam einen konzeptionellen Rahmen für eine 
interdisziplinäre Technikfolgenabschätzung ent- 
wickelten. 

1980 wurde eine Arbeitsstelle eingerichtet zur Ko- 
ordination des Aufbaus eines Forschungsschwer- 
punktes „Technikfolgen-Abschätzung und -Bewer- 
tung", Der Senat der Freien und Hansestadt Ham- 
burg beschloß 1989 die Institutionalisierung dieses 
Forschungsschwerpunktes, der 3 wissenschaftliche 
Einrichtungen umfassen wird» 

— Projektgruppen, die den Forschungsprogram- 
men der Zentren für Neurobiologie und für An- 
gewandte Molekularbiologie der Pflanzen the- 
matisch zugeordnet sind 

— einen Ständigen Arbeitskreis als Basiseinrich- 
tung für den kontinuierlichen Dialog zwischen 
Natur-, Sozial- und Geisteswissenschaftlern 

— einen Wissenschaftlichen Beirat, dem auswär- 
tige Experten angehören werden. 

Die Forschungsaufgaben werden sich um zwei Pro- 
blembereiche gruppieren: 

— Untersuchungen zu Problemen der medizini- 
schen und biologischen Sicherheit und 


— Untersuchungen zu den Voraussetzungen und 
Folgen der Entwicklung xmd des Einsatzes bio- 
technologischer Innovationen. 

Das Bundesministerium für Forschung und Tech- 
nologie wird dieses Forschungsvorhaben mit der 
Finanzierung von zwei Projektgruppen fördern» 


2.6 Hessen 

1, Grundsäfze und Schwerpunkte der Forschimgs- 
und Technologiepolitik 

Forschungs- und Technologiefördenmg ist ein er- 
klärter politischer Schwerpunkt der Hessischen 
Landesregienmg» Die seit 1987 an den Hochschu- 
len eingeleiteten Maßnahmen 

— deutliche Erhöhung der FÖrdenmgsmittel zur 
Schwerpunktbildung 

— Absicherung der Forschungsschwerpunkte 
durch Stellenzuweisung 

— Einbeziehung aller Disziplinen, insbesondere 
auch der Geisteswissenschaften, in die Schwer- 
punktförderung 

— Einbeziehiing der Fachhochschulen in die 
Schwerpunktförderung 

wurden fortgesetzt und intensiviert. Die allgemei- 
nen Rahmenbedingungen für die Forschung konn- 
ten durch nachhaltige Erhöhungen der Haushalts- 
ansätze für Lehre und Forschung (Zuwachs 1989 im 
Vergleich zu 1988: 5,9 %) sowie für wissenschaftli- 
che und studentische Hilfskräfte und Tutoren (Zu- 
wachs 1989 im Vergleich zu 1988: 8,9 %) verbessert 
werden; für die Haushaltsjahre 1990/91 sieht der 
Landeshaushaltsplan weitere Zuwächse in erhebli- 
chem Umfang vor» Stellenabzüge konnten auch 
weiterhin vermieden werden; es gab im Gegenteil 
Stellenzuwächse, die die Arbeitsfähigkeit der 
Hochschulen auch in der Forschung verbessern* 

Die in den letzten Jahren erreichte deutliche Erhö- 
hung der Investitionsraten des Landes Hessen für 
den Hochschulbau wird mit dem 18» Rahmenplan 
fortgesetzt Für die Jahre 1989 bis 1992 sind Inve- 
stitionen mit durchschnittlichen Jahresraten von 
über 200 Mio DM vorgesehen; die räumlichen imd 
apparativen Voraussetzungen für Forschung auf 
hohem Niveau werden damit in vielen Bereichen 
deutlich verbessert* Die Planungen für Forschungs- 
zentren in den Biowissenschaften an der Universi- 
tät Frankfurt, für Materialwissenschaften, an der 
Technischen Hochschule Darmstadt und für Um- 
weltforschung an der Universität Gießen wur- 
den weitergeführt; das biowissenschaftliche For- 
schungszentrum an der Universität Fr ankf urt 
wurde mit der Kategorie I in den Rahmenplan atif- 
genommen. 

Die Förderung von Forschtmgsschwerpunkten an 
den Hochschulen aus zentral veranschlagten 
Haushaltsmitteln hat sich — als Hilfe zur Selbst- 
hilfe — bewährt* Strikte Orientierung an Leistungs- 
imd Qualifikationskriterien und die Vermeidung 
von fachlichen Einseitigkeiten sind die kennzeich- 
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nenden Merkmale der Förderkonzeption. Die För- 
derung motiviert die Hochschulen, aus eigener 
Kraft die finanziellen Hilfen des Landes durch Res- 
sourcenumwidmung innerhalb der Hochschule zu 
ergänzen und durch Bündelung von Ressourcen 
leistungsföhige Schwerpunkte zu bilden, die sich 
erfolgreich dem Wettbewerb um Drittmittel stellen. 
Die Bereitschaft der Hochschulen, ihrerseits Priori- 
tälenentscheidungen für Forschungsschwerpunkte 
innerhalb der pauschal zugewiesenen regulären 
Haushaltsmittel zu fällen, ist um so mehr hervorzu- 
heben, als die Belastung der Hochschulen durch 
starke Studienanfängerjahrgänge auch an den 
hessischen Hochschulen weiter anhält und teil- 
weise sogar steigende Tendenz aufweist. 

Die Techno logiepolitik nimmt für die Landesregie- 
rung eine herausragende Stellung ein, weil der 
stnikturelle Wandel unserer Wirtschaft zuneh- 
mend von technologischen Veränderungen beein- 
fiußl wird, deren Art und Umfang von dem vorhan- 
denen Forschungs- und Entwicklungs potential 
und der schnellen Umsetzung von innovativen 
Ideen in marktfähige Produkte und Verfahren ab- 
hängen. Im Interesse einer verstärkten Koopera- 
tion von Wissenschaft und Wixtscbafl besteht eine 
enge Zusammenarbeit zwischen den Ministerien 
für Wissenschaft und Kunst sowie für Wirtschaft 
und Technik. Durch eine gemeinsame Arbeits- 
gruppe beider Ressorts auf dem Gebiet der Tech- 
nologieförderung werden die Maßnahmen beider 
Häuser koordiniert. 

Die Landesregierung sieht dabei Wissens- und 
Technologietransfer nicht als Einbahnstraße, son- 
dern als wechselseitigen Prozeß, aus dem heraus 
auch die Forschung zu neuen Fragestellungen ge- 
führt wird. Die Intensivierung des Wissens- und 
Technologietransfers erfordert jedoch eine Klima- 
veränderung, damit sowohl auf seiten der Wirt- 
schaft als auch auf seiten der Hochschulen die Be- 
reitschaft zur Zusammenarbeit wächst. Die Lan- 
desregierung ist bemüht, insbesondere bei kleinen 
und mittleren Unternehmen immer noch beste- 
hende Hemmschwellen dazu abzubauen. 

2. HochschtiUorschung und Qußeruwversitäre For- 
schung 

Bei der Förderung der Forschung aus zentral ver- 
anschlagten Haushaltsmitleln werden die 1985 mit 
den Universitäten vereinbarten hochschulüber- 
greifenden Forschungsschwerpunkte 

— Molekularbioiogie/Biotechnologie 

— Umweltforschung 

— Materialwissenschaften 

— Technikforschung 

— Nord-Süd-Problematik/Dritte Welt 

sowie der Schwerpunkt Informatik, bei dem der 
Ausbau eines neuen bedeutsamen Fachgebiets im 
Vordergrund steht, weiter gefördert. 

Als weiterer hochschulübergreifender Schwer- 
punkt wurde 1989 erstmals die Schwerionenphysik 


in die Förderung einbezogen. Mit den Förderungs- 
maßnahmen soU die Zusammenar beit von Arbeits- 
gruppen an allen hessischen Universitäten mit der 
Gesellschaft für Schwerionenforschrmg (GSI). der 
einzigen Großforschungseinrichtung mit Sitz in 
Hessen, verstärkt werden. Für den Schwerpunkt 
hat das Ministerium für Wissenschaft und Kunst in 
Abstimmung mit den hessischen Universitäten und 
der GSi ein Förderkonzept erarbeitet, das auf drei 
Jahre angelegt ist und ein Fördervolumen von fast 
4 Mio DM vorsieht. 

Die GSI hat die Aufgabe, Grundlagenforschung 
mit Schwerionen, insbesondere auf den Gebieten 
Kernphysik und Atomphysik, durchzuführen. Zu- 
sätzlich zu dem schon bestehenden Linearbe- 
schleuniger (UNILAC) erhält die GSI bis 1990 zu- 
sätzlich ein Schwerionensynchrotron (SIS) sowie 
einen an das SIS angeschlossenen Experimentier- 
speicherring (ESR). Dabei handelt es sich um das 
größte Bauvorhaben und die mit Abstand höchste 
Investition des Bundes für Zwecke der Grundla- 
genforschung in Hessen. Im internationalen Ver- 
gleich ist das GSI-Ausbauprojekt einzigartig, es 
wild auf Jahre konkurrenzlos bleiben. 

Die GSI führt ihr wissenschaftliches Programm nur 
zum kleinen Teil mit eigenem Personal durch. Den 
größeren Teil bearbeitet sie gemeinsam mit aus- 
wärtigen Forsch er gruppen. Mit Wissenschaftlern 
hessischer Universitäten besteht eine besonders 
enge Kooperation, Angesichts der breiten Palette 
der mit SIS/ESR neu erschließbaren Experimen- 
tierraöghchkeiten und deren herausragender inter- 
nationaler Bedeutiing für die Kern- und Atomphy- 
sik, und angesichts der beträchtlichen finanziellen 
Mittel, die Hessen dafür verwendet, liegt es ira In- 
teresse des Landes, die neuen technischen Einrich' 
tungen sowohl für die Forschung der an der GSI 
beschäftigten Wissenschaftler, als auch für die der 
Wissenschaftler hessischer Universitäten optimal 
einzosetzen und die bestehende Zusaramenarbeil 
zu vertiefen. 

Die durch die Erhöhung der FörderungsmiUel be- 
wirkte Erweiterung der Förderungsmögtichkeilen 
kommt insbesondere auch den Geistesvrissen- 
schaften zugute, für die seit 1988 ein eigener För- 
derbereich innerhalb des Schwerpunktprogramms 
ausgewiesen ist. Geisteswissenschaftliche Vorha- 
ben werden darüber hinaus innerhalb der Schwer- 
punkte „Technikforschung" und „Nord-Süd-Pro- 
bleraatik/Dritte Welt" gefördert. Die Vorhaben 
weisen insgesamt eine große fachliche Breite auf 
und werden vielfach interdisziplinär und/oder 
hochschulübergreifend durchgeführt. Aus den För- 
dermitteln des Landes wird auch die Grundausstat- 
tung für ein wissenschaftliches Zentrum Japanolo- 
gie an der Universität Marburg mitfinanziertj an 
diesem Zentrum werden neben Sprachen und bte- 
raturwissenschafüichen Inhalten auch Kenntnisse 
in Landeskunde über das moderne Japan, seine 
Wirtschaft und seine Geschichte vermittelt. 

Bei der Förderung der naturwissenschaftlich ge- 
prägten Förderschwerpunkte haben die „Material- 
wissenschaften" eine besondere Bedeutung er- 
langt. nachdem die Förderung des Schwerpunktes 
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,, Molekularbiologie/Biotechnologie", die in den er- 
sten Jahren den relativ größten Teil der Förde- 
rungsmittel beansprucht hatte, rückläufig ist, da 
die Ford erungszi eie inzwischen zum großen Teil 
verwirklicht sind. Der Auf- und Ausbau des neuen 
Fachbereichs Materialwissenschaften an der Tech- 
nischen Hochschule Darmstadt wurde planmäßig 
fortgesetzt. Schwerpunkte seiner Arbeit sollen die 
Entwicklung von Hochleislungswerkstoffen sowie 
die Erforschung und Weiterentwicklung von Mate- 
rialien mit besonderen elektronischen Eigenschaf- 
ten sein. Im Endausbau sollen dem Fachbereich 
neun C 4-Professuren angehören^ insgesamt soll er 
67 Stellen umfassen. Jeweils 7 Stellen werden in 
jedem Jahr bis zum Abschluß des Ausbaus durch 
den Landeshaushalt und durch Umwidmung inner- 
halb der Hochschule bereitgestellt. 

Nachhaltig gefördert werden die Material Wissen- 
schaften auch an der Universität Marburg. Dort 
wtirde 1988 ein wissenschaftliches Zentrum für 
Materialwissenschaften eingerichtet; in dem Ar- 
beitsgruppen aus der Physik, der Physikalischen 
Chemie, der Chemie und der Mineralogie Zusam- 
menarbeiten: die Materialforschung umfaßt hier 
das Gebiet der „Ungeordneten Festkörper" mit 
vielfältigen Anwendungsmöglichkeiten dieser Ma- 
terialien in der Elektronik; Optoelektronik und So- 
larenergietechnik sowie das Gebiet der „Anorgani- 
schen und polymeren Materialien", bei dem die 
Synthesen neuer Materialien mit ungewöhnlichen, 
für die Anwendung bedeutsamen Eigenschaften, 
z. B, fotoaktiver Materialien, polymerer Verbund- 
werkstoffe; flüssigkristalliner Polymere^ angestrebt 
wird. 

Im Bereich der Forschungsförderung außerhalb der 
Hochschulen sind die bereits 1987 und 1988 neu 
gesetzten Akzente fortgeführt und durch weitere 
ergänzt worden: 

— Das Forschungsinstitut für Solare Energiever- 
sorgungstechnik in Kassel wurde weiter ausge- 
baut. 

— Der Ausbau des Fraunhofer-Institutes für Be- 
triebsfestigkeit in Darmstadt steht vor dem Ab- 
schluß. 

— Die Projektfinanzierung für die Arbeitsgruppe 
für Graphische Datenverarbeitung der Fraun- 
hofer-Gesellschaft in Darmstadt wurde von 
10,2 Mio DM um 4,4 Mio DM auf insgesamt 
14;6 Mio DM erhöht, um durch eine Verdoppe- 
lung des Personalbestandes die für 1992 vorge- 
sehene Umwandlung in ein Fraunhofer-Institut 
zu erleichtern. 

— Das Land fördert ab 1990 mit einer Zuwendung 
von jährlich ca. 1^2 Mio DM die neu errichtete 
Kommission für Hessische Landesarchäologie, 
deren Aufgabe es ist, besondere Themen der 
Vor- und Frühgeschichte in Hessen systema- 
tisch zu erforschen und die hierzu das „For- 
schungsinstitut für Hessische Landesarchäolo- 
gie" unterhält. 

— Zusammen mit den Ländern Rheinland-Pfalz 
und Saarland wird ebenfalls ab 1990 das Institut 


für Steinkonservierung institutioneU gefördert. 
Das Inshtul hat die Aufgabe, durch konkrete, 
praxisbezogene, steinkonservatorische Fachbe- 
ratung die Denkmalpflege in den beteiligten 
Ländern zu unterstützen sowie Dokumenta- 
tions- und Untersuchungsaufgaben zu über- 
nehmen. Es soll die Arbeit in Einrichtungen der 
Lanöesdenkmalpflege und den Universitäten 
koordinieren und die einschlägige, interdiszi- 
plinäre Forschung anregen. Das Institut erhält 
hierzu einen Zuschuß von 0,5 Mio DM. 

— Die Klinische Forschungsgruppe für Blutgerin- 
nung und Thrombose der Max-Planck-Geseil- 
schaft wird als organisatorisch selbständiger 
Teil in die Kerckhoff-fOinik in Bad Nauheim, 
deren Träger die MINERVA GmbH ist, einge- 
gliedert. Das Land übernimmt ab 1991 die 
Grundfinanzierung dieser Forschungsgruppe in 
Höhe von jährlich ca. 2,4 Mio DM, 

— Ab 1990 werden zusätzlich Fördermittel in 
Höhe von jährlich 1 Mio DM zur Verfügung 
gestellt, um die Kooperation von Forschungs- 
einrichtungen außerhalb der Hochschulen mit 
Hochschulen zugunsten neuer technologischer 
Schwerpunktsetzungen, von denen auch Im- 
pulse für die Zusammenarbeit mit der Wirt- 
schaft ausgehen, zu ermöglichen. Die Mittel 
sollen zur Unterstützung einschlägiger For- 
schungsvorhaben bereitgestellt werden. 

3. T^chnologieiorderung und T^chnologieiiansier 

Der Aufbau von Technologietransferstellen an den 
hessischen Hochschulen ist mit der Einrichtung der 
Transferstelle an der Fachhochschule Fulda abge- 
schlossen, Mit der Einrichtung von Transferstellen 
an den Hochschulen, den Innovations- und Tech- 
nologieberalungsstellen der hessischen Industrie- 
und Handelskammern, den Beratungsstellen der 
Handwerkskammern, der Hessischen Landesent- 
wicklungs- und Treuhand-Gesellschaft mbH, dem 
VDIATIE-Technologiezentrum in Kassel, dessen 
Aufbauphase vom Land unterstützt wurde, den Be- 
ratungsangeboten von Verbänden — und anderen 
privaten Trägem, wie z. B. die Dr. Jürgen -Schnei- 
der-Stiftung für Technologietransfer in Darmstadt, 
sowie den Technologieberatungsstellen der Ge- 
werkschaften in Frankfurt und Kassel besteht ein 
dezentral und pluralistisch organisiertes Netz. Es 
entspricht dem an vielen Stellen und mit unter- 
schiedlichen Akzenten auftretenden Beratungsbe- 
darf. 

Mit der Arbeit der Wissens- und Technologielrans- 
ferstellen stehen folgende Förderungsraaßnahmen 
der Landesregierung in einem engen Zusammen- 
hang- 

— das Technologie- und Innovationsberatungs- 
programm zugunsten kleiner und mittlerer Un- 
ternehmen, das auch die Zusammenarbeit zwi- 
schen diesen Unternehmen und den Hochschu- 
len fördert 

— das Umwelttechnoiogieberatungsprogramm 
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— die Förderung von Einzeiprojeltten zur Verstär- 
kung des Technologietransfers, wodurch insbe- 
sondere Maßnahmen zur Verbesserung der Zu* 
sammenarbeit zwischen Hochschulen und Wirt* 
schalt, auch hier insbesondere mit kleinen und 
mittleren Unternehmen, finanziell unterstützt 
werden 

— die Förderung der Beteiligung von Hochschu- 
len auf Industrie- und Fachmessen. 

Weitere Fördermaßnahmen der Landesregierung 
unterstützen die Gründung von Instituten, so das 
Institut für Mikro strukturtechnologie und Opto- 
elektronik in Wetzlar, das Telematik-lnstilut in 
Kassel und der Aufbau des Demonstrationszen- 
irums für Fa serverbundbau teile am Laboratorium 
für Betriebsfestigkeit der Fraunhofer-Gesellschaft 
in Dannstadt. 

4. Sonstige Programme und Maßnahmen des Lan- 
des 

Im Rahmen der Ressorlf orschung bestehen weitere 
Schwerpunkte zur Technologiefördening, Das 
hessische Energie-Technologie-Programm legt 
Schwerpunkte der Förderung von Forschung und 
Entwicklung, Pilot- und Demonstrationsanlagen im 
Energiebereich für die kommenden Jahre fest. Da- 
mit sollen wesentliche technische Fortschritte in 
den Bereichen 

— rationelle Energieverwendung/Energieeinspa- 
rung 

— Solarenergie und Photovoltaik 
— WasserstoEftechnologie 
— Windenergie imd 
— Biomasse 
erzielt werden. 

Im Rahmen des abfallwirtschaftlichen Förderungs- 
programms zur Fortentwicklung der Umwelttech- 
nologie werden Projekte der 

— Reststoffvermeidung, 

— Deponiegasnutzung und 

— Kunststoffverwerlung 

bezuschußt. Im Bereich der Wasserwirtschaft wer- 
den Maßnahmen zur Entwicklung von Wasserbe- 
handlungslechnologien, von Wurzelraumverfah- 
ren und Trinkwasseraufbereitungsverfahren geför- 
dert. 


2.7 Nieder^chsen 

1. Aushau der Forschung in Niedersachsen 

1.1 Die Niedersächsische Landesregierung be- 
trachtet eine zukunftsbezogene Forschungs- 
und Technologiepolitik als wesentlichen Be- 
standteil ihrer integrierten Strukturpohtik. De- 
ren Ziel ist es, die wechselseitig sich ergänzen- 
den Beiträge der Wissenschaftspolitik, der 
Wirtschaftspolitik und der Kulturpolitik für 


eine Stärkung der niedersächsische Wirt- 
schaftskraft zu nutzen. 

Die ständige Weiterentwicklung des wissen- 
schaftlichen und technischen Innovationspo- 
tentials übt einen ganz wesentlichen Einfluß 
auf die Leistungs- und Wettbewerbsfähigkeit 
der Wirtschaft gerade auch im mtemationalen 
Rahmen aus. Daher nimmt die Förderung der 
Zukunftstechnologien in Niedersachsen einen 
besonderen Rang ein. Es ist erklärte Absicht 
der Landesregierung, das in diesen liegende 
enorme wirtschaftliche Entwicklungspotential 
zu nutzen. 

Die Verdichtung der Forschungsinfrastruktur 
betrachtet das Land als wesentliche Vorausset- 
zung für den notwendigen Strukturwandel und 
die wirtschaftliche Entwicklung in Niedersach- 
sen. 

In diesen Überlegungen haben die niedersäch- 
sischen Hochschulen einen zentralen Platz. 
Hochtechnologie nimmt ihren Ausgangspunkt 
in der Grundlagenforschung der Hochschulen. 
Nur die Hochschulen bieten die Voraussetzun- 
gen, Forschung in einer umfassenden Breite 
und Interdisziplinarität durchzuführen, wie 
dies für eine zukunftsbezogene technologische 
Entwicklung notwendig ist. 

Die Landesregierung betreibt daher den weite- 
ren Ausbau der Forschungsinfra Struktur durch 
zusätzliche Schwerpunktselzungen in der 
Hochschulforschung, durch Ergänzung der 
Ausstattung mit außeruniversitaren For- 
schtmg Seinrichtungen und durch die Intensi- 
vierung der Zusammenarbeit zwischen Wis- 
senschaft und Wirtschaft u. a. durch sog. Ver- 
bundprojekte. Dabei mißt sie insbesondere der 
Verstärkung qualitativ hochwertiger Grundla- 
genforschung eine herausragende Bedeutung 
bei. 

Beim Ausbau von Forschungs- und Entwick- 
lungsschwerpunkten innerhalb und außerhalb 
der Hochschulen knüpft die Niedersächsische 
Landesregierung besonders dort an, wo bereits 
hervorragende Ausgangsbedingungen vorlie- 
gen. Sie legt besonderen Wert darauf, daß 
durch eine enge Kooperation der Hochschulen 
mit außeruniversitären Forschungseinrichtun- 
gen der schnelle Transfer technologischen 
Wissens in die Anwendung gefördert wird. Der 
Ausbau von Forschungsschwerpunkten in Nie- 
dersachsen stellt daher in der Regel ein enges 
Miteinander inner- und außeruniversitärer 
Ausbauvorhaben dar. 

Gleichzeitig bemüht sich die Landesregierung 
darum, den niedersächsischen Hochschulen 
breit gefächerte Aufgaben mit der Zielrichtung 
zu sichern, KristaUisationsp unkte geistiger In- 
frastruktur in unserem Gemeinwesen zu sein. 
Innovative Hochschulen, die ihre naturwissen- 
schaftlich-technischen Ideen mit ihrem gei- 
steswissenschaftlichen Potential ethisch aufge- 
arbeilet haben, sind und bleiben eine der 
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Hauptvoraussetzungen für neue technologi- 
sche Entwicklungen. 

Das Land hat seit 1976 annähernd 30 For- 
schungseinrichtungen auf- oder ausgebaut. 
Dadurch konnten rd, 1 500 Stellen (einschl. 
DrittmittelsteDen) geschaffen werden. Zu den 
neuen Forschungseinhchtungen gehören u, a. 
neben dem größten Institut der Fraunhofer- 
Gesellschaft. dem Institut für Toxikologie und 
Aerosolforschung in Hannover, die Neubauten 
des Deutschen Primatenzenliuins in Göttin- 
gen, des Instituts für Erdölforschung in Claus- 
thal-Zellerfeld, des Max-Planck-Instituts für 
experimentelle Endokrinologie in Hannover, 
das Institut für Solarenergieforschung in Han- 
nover, das Laser -Lab Oratorium in Göttingen 
sowie die Deutsche Sammlung für Mikroorga- 
nismen in Braunschweig. 

1.2 Darüber hinaus verfolgt die Niedersächsische 
Landesregierung das ^el, die Rahmenbedin- 
gungen für die Forschung, insbesondere auch 
für die Hochschulforschung zu verbessern. 

So sind in Niedersachsen z, B. für den Hoch- 
schulbau und die Ausstattung der Hochschu- 
len mit Großgeräten allein im Zeitraum von 
1976 bis 1988 rd. 2,8 Mrd DM aufgewendet 
worden. 

Der weitere Ausbau der Rechnerkapazital um- 
faßt auch einen sog, Supercomputer für die 
Universität Hannover. 

Die Landesregierung hat die Chancen des wis- 
senschaftlichen Nachwuchses, sich weiterzu- 
gualifi zieren, kontinuierlich verbessert. Dies ist 
z. B. durch Schaffung zusätzlicher „Fiebiger- 
Professorenstellen", durch das niedersächsi- 
sche Graduiertenförderungsgeselz, durch die 
Einrichtung eines Forschungspools sowie 
durch die große Zahl vorhandener Stellen für 
Professoren und akademische Räte auf Zeit ge- 
schehen. 

Die niedersächsische Forsch ungspolitik des 
letzten Jahrzehnts hat eine positive Entwick- 
lung zu verzeichnen. Dies belegen u, a, die fol- 
genden Beispiele: 

— der niedersächsische AnteU an der direkten 
Projektförderung des BMFT {läßt man im 
Jahre 1988 aus der Förderzustdndigkeil des 
BMFT ausgegliederte Bereiche außer Be- 
tracht) hat sich von 2,8 % im Jahre 1974 
kontinuierlich auf über 9 % im Jahre 1988 
mehr als verdreifacht, 

— die Beteiligung Niedersachsens an der 
überregionalen Forschungsförderung hat 
sich von rd. 9,5 % in 1976 auf rd, 12,3 % in 
1988 erweitert, 

— im Jahre 1976 gab es in Niedersachsen 15 
Sonderforschungsbereiche mit einem Fi- 
nanzvolumen von rd. 29 Mio DM. 1988 wa- 
ren es 22 Sonderforschungsbereiche mit ei- 
nem Volumen von rd. 42.6 Mio DM, 


2. Außeruruversitäre Forschungsin/rostniktur 

Das umfangreiche Forsch ungspotentiaJ der nieder- 
sächsischen Hochschulen wird durch eine große 
Zahl von Lan de sinsti luten und überregional finan- 
zierten Forschungsinstituten sowie Bundesanstal- 
ten und Bund esfoT sch ungseinrichtungen ergänzt. 
Dazu gehören: die Bundesanstalt für Geowissen- 
schaften und Rohstoffe (BGR), das Niedersächsi- 
sche Landesamt für Bodenforschung, die Hoch- 
schuiinfonnationssystem GmbH (HIS), die Techni- 
sche Inionnationsbibliolhek (TIB), das Fraunhofer- 
Institut für Toxikologie und Aerosolforschung so- 
wie zahlreiche kleinere Institute in Harmover, 
die Physikalisch Technische Bundesanstalt (PTB), 
die Bundesforschungsanstalt für Landwirtschaft 
Braunschweig/VÖikenrode (FAL), die Biologische 
Bundesanstalt für Land- und Forstwirtschaft, das 
Fraunhofer- Institut für Holzforschung (Wilhelm- 
fOaudllz- Institut (WKI)) und die Gesellschaft für 
Biolechnologische Forschung (GBF) in Braun- 
schweig. die Max- Planck-Institute für Biophysika- 
Usche Chemie, experimentelle Medizin, Strömun- 
gsforschung und Geschichte, das Deutsche Prima- 
tenzenlrum (DPZ) sowie das Institut für den Wis- 
senschaftlichen Film in Göttingen. ein weiteres 
Max-Planck -Institut für Aeronomie in Katlenburg- 
Lindau sowie die beiden Forschungszentren 
ßraunschweig und Göttingen der Deutschen For- 
schungsanstalt für Luft- und Raumfahrt (DLR), 
schließlich das Max-Planck -Institut für experimen- 
telle Endokrinologie in Hannover. 

3. Forschungsschwerpunkte 

Die Niedersächsische Landesregierung hat beim 
Ausbau von Forschungsschwerpunkten innerhalb 
und außerhalb der Hochschulen besonders dort an- 
geknüpft. wo bereits hervorragende Ausgangsbe- 
dingungen zu finden waren. Hier einige Bei- 
spiele: 

— ßiofechnoJogie 

Der weitere Ausbau und die Konsolidierung 
der Gesellschaft für Biolechnologische For- 
schung mbH Ln Braunschweig-Stöckheim ist 
durch die Errichtung eines Biozentrums sowie 
die Einrichtung eines Studiengangs Biotechno- 
logie an der TU Braunschweig ergänzt worden. 
Ein BMFT -Schwerpunkt Bio Verfahrenstech- 
nik" wird 2. Z. unter Beteiligung der Universitä- 
ten Göttingen und Hannover sowie der TU 
Braunschweig durchgeführt. Die Errichtung ei- 
nes Instituts für molekulare Genetik an der Uni- 
versität Göttingen, der Aufbau einer Arbeits- 
gruppe Angewandte Genetik und Mikroorga- 
nismen" an der Universität Osnabrück sowie 
eine Sonderfinanzierung des Landes für das 
Max-Planck-Lnstilul für Biophysikalische Che^ 
mie in Göttingen u. a. zum Ausbau der dortigen 
m o le k ul arb io logischen Forschung runden die- 
sen Schwerpunkt ab. Von der ün Oktober 1989 
erfolgten Gründung des Niedersächsischen In- 
stituts für Peptid-Forschung verspricht sich die 
Niedersächsische Landesregierung neue The- 
rapiemethoden mit Hilfe körpereigener Wiik- 
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Stoffe für bisher nicht zu behandelnde Krank- 
heiten. 

™ Mikroelektronik/ Inlormai ionstechnologie 

Der Bau des Laboratoriums für tnfonnations- 
technologie sowie die Errichtung von Instituten 
und Abteilungen der Mikroelektronik und Mi- 
krotechnologie und eine gemeinsam mit der In- 
dustrie geschaffene „CTM-Fabrik" an der Uni- 
versität Hannover werden ergänzt durch den 
Aufbau eines Instituts für Prozeßin form atik und 
Robotik der TU Braimschweig, durch Pro- 
gramme zur Ausstattung der Hochschulen mit 
CAD/CAM- Arbeitsplätzen sowie mit Rechner- 
kapazilät, so z. B, einen „Superrechner" für die 
Universität Hannover. Des weiteren soll in Han- 
nover ein wesentlicher institutionelier Beitrag 
zu dem EUREKA- Projekt JESSI geleistet wer- 
den. Ein in der Planung befindliches For- 
sch ungsinsÜ tut für informatikbezogene Sy- 
stemtechnik und ihre Anwendung (OFFIS) soll 
das wdssenschafüiche Spektrum der Oldenbur- 
ger Informatik sinnvoll ergänzen. 

— Umweltforschung/Umweittechnik 

Die Uraweltverfahrenstechnik ist in Clausthal 
zu einem Schwerpunkt ausgebaut worden, 
während die organische Seite der Abfallproble- 
matik in dem Institut für Abfallanalytik der TU 
Braunschweig bearbeitet wird. Beide Hoch- 
schulen haben ihre Umwelt- bzw. Abfallfor- 
schungskapazitäten in interdisziplinären Zen- 
tren zusammengefaßt. Der Aufbau eines Lan- 
desinstituts für Umwelttechnik, dessen Teilin- 
stitute der TU Clausthal, der TU Braunschweig 
und der Universität Hannover sowie der Fach- 
hochschule Ostfriesland in Emden zugeordnet 
werden sollen, ist kürzlich vom Kabinett be- 
schlossen worden. Dieser Beschluß beinhaltet 
als ersten Schritt den Aufbau des Clausthaler 
Umwelttechnikinstituts. Die Schaffung des 
Ökosystemforschungszentrums StabUitätsbe- 
dingungen von Waldökosystemen" knüpft in 
Göttingen an die bundesweit führenden ökosy- 
stemaren Forschungen der beiden Zentren 
„WaldökosystemeAy'aldsterben" sowie „Land- 
wirtschaft und UmwelL' an. Der weitere Ausbau 
des Fraunhofer- Instituts für Toxikologie und 
AerosolforschuJig sowie das Niedersächsische 
Institut für Radioökologie sind Beispiele für 
wichtige institutionelle Forschungskapazitäten 
in diesem Bereich in Hannover. Die Kooperation 
zwischen Wissenschaft und Wirtschaft wird 
durch die vom Land neugeschaffene Fachkoor- 
dinierungsstelle „Umwelttechnik" gefördert. 

— Laseriorschung 

Die Gründung und der weitere Ausbau des La- 
serzentrums Hannover sowie des Laser-Labora- 
toriums Göttingen stellen zwei wichtige Schritte 
des institutionellen Aushaus der Laserfor- 
schung in Niedersachsen dar. die durch die 
Schaffung einer Arbeitsgruppe für Lasertechnik 
am Institut für Quantenoptik in Hannover und 
weitere Schwerpunkte in Clausthal (Laserober- 
nächenbearbeitimg), Göttingen {Laserchemie, 


Lasermaterialien). Hannover (Laserschneiden) 
und Braunschweig (Laserbearbeitung) ergänzt 
werden. 

— Noch wachsende Rohstof fe/Vereöelungswirt- 

schaft 

Auf diesem gerade für das agrarisch struktu- 
rierte Land Niedersachsen hochinteressanten 
Gebiet soll der weitere Ausbau an die hervorra- 
genden Forschungskapazitäten in Götüngen 
sowie die beiden umfangreichen Projektpakete 
„Biotechnologie für die Züchtung von Ölpflan- 
zen" und „biotechnologische Erzeugung und 
Verwertung von fndustrieholz" anknüpfen. Der 
weitere Aufbau des Instituts für Veredelungs- 
wirtschaft in Vechta wird mit Nachdruck ver- 
folgt. 

— Luft- und Raum führt forschung, Hyperscho/k 
fechno/ogie 

Mit den vorhandenen Schwerpunkten in derTTJ 
Braunschweig, der Deutschen Forschungsan- 
stalt für Luft- und Raurufahrt mit ihren For- 
schungszentren in Braunschweig und Göttin- 
gen sowie den Max-Planck^Instituten für Aero- 
nomie in Katlenburg-Lindau und für Strö- 
mungsforschung m Göttingen bestehen gute 
Chancen Niedersachsens für einen Einstieg in 
die Hyperschautechnologie. Es ist das Ziel der 
TU Braunschweig, einen Sonderforschungsbe- 
reich auf diesem Gebiet einzurichten, For- 
schungs- und Entwicklungsarbeiten sowie Er- 
probungen auf dem Gebiet der Luft- und Raum- 
fahrtelektronik vrird das von der Landesregie- 
rung beschlossene Avionikzentnim in Braun- 
schweig durchführen, 

— Moterialforschujig 

Die führende SleUung, die die TU Braun- 
schweig in der Plasmaoberflächenlechnologie 
einnimmt, wird durch den Ausbau eines eigen- 
ständigen Hochschulinstituls sowie die bereits 
beschlossene Ansiedlung des Fraunhofer-Insti- 
tuts für Schicht- und Oberflächen technik weiter 
gestärkt. Der Überführung dieser Schlüssel- 
technologie in die praktische Anwendung die- 
nen eine Einrichtung der Industrie in Salzgitter 
sowie ein im Technologie park Syke entstehen- 
des Zentrum für moderne Oberflächentechnolo- 
gien, Die vorhandenen wissenschaftlichen 
Schwerpunkte der Urüversität Göttingen und 
der TU Clausthal in der Materialentwicklung 
und Materialforschung/Metallphysik, Werk- 
stoffkunde und Werkstofftechnik werden durch 
ein Zentrum für Funktionswerksloffe gestärkt. 
Ergänzend hierzu wird in Braunschweig bei der 
DLR ein D emo ns trations Zentrum für Faserver- 
bundwerkstoffe eingerichtet, mit dessen Hilfe 
den kleineren und mittleren Unternehmen der 
Zugang zu diesen Werkstoffen erleichtert wer- 
den soU. 

Aufbauend auf dem in Göttingen bereits exi- 
stierenden Schwerpunkt Hochtemperalursu- 
praleitung (HTSL) haben sich die Hochschulen 
Göttingen, Clausthal, Braunschweig und Han- 
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nover, die Physikalisch-Technische Bundesan- 
stalt in Braunschweig und Unternehmen der 
niedersächsischen Wirtschaft zu der Nieder- 
sächsischen InibaÜve HTSL züsarmmenge- 
schlossen, um neben der Materialentwicklung 
auch anvvendungsbezogen in den Gebieten der 
Elektronik und Energietechnik zu forschen, zu 
entwickeln und um die Ergebnisse in die indu- 
strielle Praxis umzuselzen. 

Zur Intensivierung der Kooperation zwischen 
der Wirtschaft und der Wissenschaft speziell für 
den Bereich der modernen Oberflächenlechno- 
logien wird eine Fachkoordinierungsstelle ge- 
fördert, Sie koordiniert u. a. die erforderlichen 
Aktivitäten zur Vorbereitung von Verbundfor- 
schung s pro j ek te n . 

— tAedizinlorschung 

Um die hervorragende Infrastruktur der Medizi- 
nischen Hochschule und der Tierärztlichen 
Hochschule in Hannover sowie der regionalen 
außeruniversitären Forschungsinstitute für Un- 
ternehmen der Medizinlechnik, Biotechnologie,, 
Pharmakologie und Chemie sowie artverwand- 
ter Branchen zu nutzen, entsteht in Hannover 
der Medical Park Hannover. Dieser For- 
schungs- und Entwicklungspark bietet interes- 
sierten Unternehmen die Möglichkeit, zu- 
kunftsweisende individuelle Modelle für For- 
schungs- und Entwicklungseinrichlungen zu 
verwirklichen. Das Niedersächsische Institut für 
Peptid-Forschujig soll eine der ersten For- 
sch ungseinrichtungen tm Medical Park Hanno- 
ver sein. 

Aufbauend auf der führenden Position in der 
Transplantationsmedizin der Medizinischen 
Hochschule Hannover entsteht hier ein Trans- 
plantationszentnim mit hohem Forschungsan- 
teil. Ein neues Zentruin für Positronenemis- 
sionstomographie findet seine Basis in den Er- 
fahnmgen derMHH in der Nukleannedizin und 
der Kernspintomographie, ln enger Koopera- 
tion zwischen der Universität Göttingen und 
dem Laser-Laboratorium Gottingen wird das 
Ziel zur Einrichtung eines Medizinlaserinstituts 
verfolgt. 

— MeeresfechniA 

Der Wissenschaftsrat hat im Dezember 1988 
dem Meeresforschungskonzept der vier nord- 
deutschen Küstenländer zugestimmt. Im Sinne 
einer zvrischen den norddeutschen Ländern ar- 
beitsteilig abgestimmten dezcntraleQ Konzen- 
tration wird in Niedersachsen ein Institut für 
Chemie und Biologie des Meeres der Universi- 
tät Oldenburg sowie ein Zenlnim TERRAMARE 
errichtet, das auch eine Meeresforschungstech- 
nikkomponente erhalten soll. Der Aufbau eines 
Unterwassertechnikums in Hannover steht in 
einem Zusammenhang nut dem 1988 eingerich- 
teten Sonderforschungsbereich „Automati- 
sierte Fertigung unter Wasser"". Ein „Zentrum 
für roh Stoff orientierte Meeresforschung" in 
Clausthal- Zellerfeld befaßt sieb mit den Techni- 
ken zur Exploration und zur Gewinnung sowie 


Weiterverarbeitung von marinen mineralischen 
Rohstoffen. 

— ßegenerohVe Energien 

Ein Forschungsverbund regenerative Energie- 
quellen faßt in Niedersachsen alle Schwer- 
punkte dieser Forschung in den niedersächsi- 
schen Hochschulen und außenmiversitären 
Forschungsinstituten zusammen. Dazu gehören 
z. B. das Institut für Solarenergieforschung und 
das Deutsche Windenergieinstilat in Wilhelms- 
haven, 

— Verkehrstechnoiogie 

An der TU Braunschweig sind die Grundlagen 
für ein Magnetbahnkonzepl entwickelt worden. 
Die Bahn bietet für den Personennah verkehr 
und den innerbetrieblichen Güterverkehr ge- 
genüber herkömmlichen Verkehrssystemen 
Vorteile. 

In einem in Braunschweig entstehenden Zen- 
trum für Verkehrstechnoiogie werden zum ei- 
nen Komponenten- und Abnahmelesls für be- 
stehende Systeme und Serienfahrzeuge unter- 
nommen und gleichzeitig in Feldversuchen 
Weiterentwicklungen für neue Systeme der M- 
Bahn-Technik betrieben. Dies betrifft neben der 
Optimierung vorhandener Systeme auch die In- 
tegration in das herkömraliche Rad-Schiene-Sy- 
stem. 

— Geowissenschoften 

Mil mehr als 1 000 Wissenschaftlern ist Nieder- 
sachsen die Hochburg der Geowissenschaften 
in der Bundesrepublik Deutschland. Die wis- 
senschafthehe Leitung des Kontmenlalen Tief- 
bohrprojektes durch Wissenschaftler aus Göt- 
tingen (Universität) und Haimover (Bundesan- 
stalt für Geowissenschaften und Rohstoffe) sind 
nur ein Hinweis darauf. 

— Geisfeswjssenscha/fen 

Die Herzog August Bibliothek, Wolfenbüttel, 
mit ihrem großes internationales Ansehen ge- 
nießenden Forschungsprogramm sowie die 
Göttinger Akademie der Wissenschaften und 
der Sonderforschungsbereich „die literarische 
Übersetzung" sind Beispiele für bedeutende 
geisteswissenschaftliche Forschung in Nieder- 
sachsen. Ein vom Land beschlossenes Pro- 
gramm zur Förderung der Geisteswissenschaf- 
ten soll hier weitere Akzente setzen. 


Ein zentrales Ziel niedersächsischer Forschungs- 
pobtik ist die Einrichtung und Förderung von Son- 
derforschungsbereichen. 

Die Niedersächsische Landesregierung hat in der 
Vergangenheit erhebbehe Anstrengungen unter- 
nommen, um die Rahmenbedingungen an den 
Hochschulen auf Einrichtung neuer Sonderfor- 
schungsbereiche zu verbessern. Dies hat dazu ge- 
führt, daß die Anzahl der Sonderforschungsberei- 
che an den niedersachsischen Hochschulen in den 


4. Sonäeriorschungsbereiche 
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Jahren 1976 bis 1988 von 15 auf 22 erhöht werden 
konnte. 1988 hat die Deutsche Forschungsgemein- 
schaft die nJedersächsischen Sonderiorschungsbe- 
reiche mit 42,6 Mio DM gefördert. Dies entspricht 
einem Anteil von 13,0 % der gesamten Fördermittel 
in Höhe von 335,6 Mio DM. 

5. Drittmittel 

Die Landesregierung mißt der Einwerbung von 
Drittmitteln eine erhebliche Bedeutung zu. Sie för- 
dert daher systematisch die Vorlaufkcsten für Pro- 
jekUörderan träge und hilft, schwerpunktmäßig 
und gezielt, Fehlendes bei der Grundausstattung 
unverzüglich bereitzustellen. 

Die Tüedersächsischen Hochschulen haben bei der 
Einwerbung von Drittmitteln gute Erfolge erzielt* 
Das Volumen der von den nie der sächsischen 
Hochschulen eingeworbenen Drittmittel hat sich in 
den Jahren 1978 (rd* 101 Mio DM) bis 1988 (rd. 
321 Mio DM) mehr als verdreifacht. Die Fachhoch- 
schulen haben ihr Driltmittelaufkommen in dieser 
Zeit um das ?,3fache steigern können. 

6. Kooperaüonen mJt der Wirtschaft 

Im Bereich der industrierelevanten Forschung hat 
die Landesregierung die „ Grunds truklur eines nie- 
dersächsischen Programms zur Förderung der wirt- 
schaftsnahen Forschung und des Technologie- 
transfers" verabschiedet. Dieses Programm trägt 
als wichtiger Teil einer marktwirtschaftlich orien- 
tierten Wirtschaftspolitik zur Verbesserung der 
Wirtschaftsstruktur durch Stärkung der Wettbe- 
werbsfähigkeit insbesondere kleinerer und mittle- 
rer Unternehmen und damit langfristig zu Wirt- 
schaftswachstum in Niedersachen bei. Einer der 
Schwerpunkte des Technologieprogramms der 
Niedersächsischen Landesregierung ist die befri- 
stete und degressive Anlauffinanzierung für die 
Errichtung wirtschaftsnaher Forschungsinstitute 
unter breiter Beteiligung der betroffenen Wirt- 
schaft. Ein Teil der oben dargestellten Institute und 
Einrichtungen wird auf diese Weise geschaffen. 

Die in den nie der sächsischen Fachhochschulen mit 
technischen Fachrichtungen eingerichteten Kon- 
taktstellen für den Technologietransfer bedürfen 
zur Ausschöpfung des dort vorhandenen Potentials 
der Ergänzung durch ausschließlich dem Techno- 
logietransfer dienende Institute, in denen Vorha- 
ben der Forschungskooperation mit millelständi- 
schen Unternehmen durchgeführt werden können. 
Entsprechende Institute befinden sich an den Fach- 
hochschulen in Osnabrück und Wilhelmshaven in 
Gründung. 

?* Technologieförderung und Technologietransfer 

Der Technologietransfer zwischen Wissenschaft 
und Wirtschaft ist ein wesentlicher Bestandteil der 
Porschungs- und Wirtschaftspolitik des Landes. Er 
soU 

— der beschleunigten Nutzung der Forschungser- 
gebnisse der Hochschulen und er außeruniver- 


sitären Forschungseinrichtungen für den indu- 
striellen Fertigimgsprozeß und für die Entwick- 
lung neuer Produkte und Verfahren dienen 
und 

— zur Lösung von Fragestellungen der Wirtschaft 
mit Hilfe des Forschungspotentials der Hoch- 
schulen und der außeruniversitären For- 
schungseinrichtungen beilragen. 

Entsprechend der Regierungserklärung vom 9* Juh 
1986 hat das Landesminislerium am 28, Februar 
1989 einem gemeinsamen Konzept des Ministeri- 
ums für Wirtschaft, Technologie und Verkehr und 
des Ministeriums für Wissenschaft und Kunst zur 
Intensivierung des Technologietransfers in Nieder- 
sachsen zugestinuut. Das Konzept umfaßt 3 we- 
sentliche Punkte: 

— Die Gründung einer Arb e i Ls gern ein sch aft der 
niedersächsischen Technologiemittler und In- 
novationsberater verfolgt das Ziel, aDe nieder- 
sächsischen Technologiemittler und Innova- 
tionsberater „an einen Tisch" zu bringen, um so 
den Informationsfluß zvrischen ihnen zu erleich- 
tern, ihre vielfältigen Aktivitäten abzustimmen 
und zu koordinieren sowie die Lrägerüb ergrei- 
fende Information der Öffentlichkeit über das 
Technologiepotential in Niedersachsen zu ver- 
stärken. 

— Die Einrichtung einer Niedersächsischen Agen- 
tur für Technologietransfer und huiovationsför- 
derung (NATl), die in der Rechtsform einer Ge- 
sellschaft mit beschränkter Haltung gegründet 
wurde und im Herbst 1989 ihre Arbeit aufge- 
nommen hat, soll in erster Linie die Funktion 
einer zentralen Geschäfts- und Leitstelle der 
Arbeitsgemeinschaft ausüben und ab Logistik- 
und Dienstleistungseinrichtung die Arbeit der 
Mittler unterstützen sowie den gesamten Tech- 
nologietransfer in Niedersachseo betreffende 
und deshalb am zweckmäßigsten überregional 
zu betreuende Aufgaben wahmehmen. 

— Den weiteren Ausbau des Technologietransfer- 
nelzes der niedersächsischen Hochschulen auf 
insgesamt 6 hauptamtlich besetzte Technoio- 
gie ko nlakts teilen (Braunscbweig, Clausthal, 
Hannover, Göttingen, Oldenburg, Osnabrück) 
und 13 nebenamtlich tätige Te chnologie Irans - 
ferbeauftragte zu sichern. 

8. Sonstige Programme und Maßnahmen des Lan- 
des 

In Niedersachsen gibt es ein seit vielen Jahren lau- 
fendes Programm zur Förderung von Forschungs- 
proj eklen mit spezifisch niedersächsischem Bezug. 
Dieses bis 1986 aus Mitteln der Lotto-Konzessions- 
abgabe fmanzierte Programm wird seit 1987 aus 
Mitteln des Wissenschaftshaushalts fortgeführt. Zu 
den weiteren Sonderprogrammen zählen das Com- 
puterijQvestitionsprogramm, das CAD/CAM-Pro- 
gramm, des Netzprogramm und das Programm zur 
Förderung der praxisnahen Forschung an Fach- 
hochschulen. 
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Z8 Nordrhein-Westfalen 

Grundsätze der Forschungs- und Technologiepolitik 

Wissenschaft und Forschung erweitern und vertiefen 
die wissenschaftlichen Erkenntnisse. Forschung ist 
daher ein bedeutsames gesellschaftliches Gut, das es 
um seiner selbst Willen zu fördern gilt. Eine Förde- 
ruiigspolitik, die auf eine aktive Rolle der wissen- 
schaftlichen Forschung im Rahmen der ökonomischen 
und ökologischen Erneuerung des Landes abzielt, 
muß in Forschung und Lehre neben Natur- und 
Ingenieurwissenschaften auch leistungsfähige zum 
interdisziplinären Diskurs bereite Geistes-, Kultur- 
und Gesellschaftswissenschaften unterstützen sowie 
Kunst und Gestaltung in die Förderung einbezie- 
hen. 

Grundlagenforschung, anwen düng s nahe Forschung 
und experimentelle Entwicklung leisten einen unver- 
zichtbaren Beitrag zur ökonomischen und ökologi- 
schen Erneuerung des Landes. Die Forschungspolitik 
der Landesregierung ist daher darauf bedacht, sowohl 
eine umfassende, leistungsfähige Grundlagenfor- 
schung in allen Bereichen der Wissenschaft zu erhal- 
ten und auszubauen, als auch die anwendungsnahe 
Forschung nachhaltig zu fördern. 

Das Land befindet sich in einem Prozeß der wirtschaft- 
lichen und technischen Umstrukturienmg. Die tradi- 
tionellen Industrien Kohle und Stahl haben an wirt- 
schaftlicher Bedeutung verloren. Stärkster Industrie- 
zweig ist heute die chemische Industrie. Viele neue 
Unternehmen mit guten Entwicklungsmöglichkeiten 
sind im Bereich neuer Technologien entstanden. 

Die hohe Industriedichte hat zu Umweltbelastungen 
und zur Gefährdung der natürlichen Lebensgrundla- 
gen beigetragen. Schon früh waren deshalb Umwelt- 
forschung und -technik von großer Bedeutung, Der 
Erfolg ist heute offenkundig* Die Umweltbelastungen 
sind drastisch reduziert worden, und die UmweltindU' 
strie ist heute ein florierender und wichtiger Wirt- 
schaftsbereich, in dem Nordrhein-Westfaien führend 
in Europa ist. 

Für die Politik der ökonomischen Erneuerung ist ein 
gesellschaftlich politischer Grundkonsens in Fragen 
technisch -industriell er Entwicklungen erforderlich. 
Die Landesregierung bezieht deshalb alle Diszdplinen 
in die Forschungsförderung für die ökonomische und 
ökologische Entwicklung des Landes ein. 

Hochsch ulforsch un g 

Die Hochschulen des Landes sind die Basis der wis- 
senschaftlichen Forschung, Insbesondere der Grund- 
lagenforschung. Hier sind die vielseitigsten und am 
breitesten gefächerten Forschungseinrichtungen vor- 
zufinden. Der Hochschulforschung gilt daher vor al- 
lem das Interesse der Forschungsförderung. 

Nordrh ein -Westfalen hat durch Umstrukturierungs- 
maßnahmen, die Konzentration 1982 sowie die aktu- 
ellen Maßnahmen zur Umsetzung der Hochschulpla- 
nung 2001, zahlreiche Steüenveria gerungen vorge- 
nommen, die strukturell dringend erforderlich waren. 
Die bis 1991 im Rahmen der aufgabenkriüschen Über- 
prüfung des Stellenbedarfs zu verlagernden Stellen 


bleiben ausnahmslos dem Hochschulbereich erhallen 
und werden — wie auch vom Wisseoschaflsral emp- 
fohlen — über einen landesweilen Stellenpool neu 
verteilt. Bei der St eilen Verteilung hat die weitere Aus- 
prägung des Forschungsprofils nordrhein-westfäli- 
scher Hochschulen eine besonders hohe Priorität. 

Sond erfo rs ch un gsb e reich e 

Die Hochschulen des Landes NW sind erfolgreich bei 
der Einrichtung von Sonderforschungsbereichen der 
DFG gewesen. So wurden 1989 acht von bmdesweit 
21 neuen Sonderforschungsbereichen an nordrhein- 
westfähschen Hochschulen eingerichtet* 

Die Landesregierung mißt den Sonderforschungsbe- 
reichen zentrale Bedeutung bei der Bildung von For- 
schungsschwerpunkten zu. Die Hochschulen werden 
daher bei der Beantragung neuer und der Betreuung 
laufender Sonderforschungsbereiche im Rahmen der 
bestehenden Möglichkeiten mit höchster Priorität 
finanziell unterstützt. 

1989 waren 35 der insgesamt 167 bundesweiten Son- 
derforschungsbereiche an den Hochschulen des Lan- 
des Nordrhein -Westfalen angesiedelt, davon 19 an 
neuen Hochschulen. Das zeigt auch, welches For- 
schungspotential das Land mit den Hochschulneu- 
gründungen geschaffen hat. Die Verteilung der Son- 
derforschungsbereiche auf die verschiedenen Wis- 
senschaftsbereiche ergibt folgendes Büd: 


— Geisteswissenschaften 6 SFB 

— Biowissenschaften 8 SFB 

— Naturwissenschaften 10 SFB 

— Ingenieurwissenschaften 11 SFB. 


Die Ausgaben für die Sonderforschungsbereiche stie- 
gen 1989 im Vergleich zum Vorjahr um ca. 16 % von 
66,5 auf 77,2 Mio DM. Darin drückt sich nicht nur ein 
quantitativer Anstieg aus. Es ist vielmehr auch ein 
Beleg für die qualitative Ausweitung der Forschungs- 
aktivilälen an den nordrhein-westfälischen Hoch- 
schulen. 

Drittmittel 

Das Drittmittelaufkommen der nordrhein-westfäli- 
schen Hochschulen ist von 361,2 Mio DM im Jahre 
1982 auf 591,4 Mio DM in 1988 angestiegen. Der 
Trend „nach oben" ist auch für das Jahr 1989 zu beob- 
achten. 

Dies ist das Ergebnis der Forschungserhebimg, das im 
„Faktenteil Forschung 1990" demnächst veröffent- 
Uchl wird. 

Das hohe Drittmittelaufkommen ist ein Beleg für die 
Leistungsfähigkeit und Praxisnähe der Forschimgsin- 
frastruktur an den nordrh ein -westfälischen Hoch- 
schulen, aber auch für das hohe Engagement der 
Drittiniltelgeber. Mehr und mehr Unternehmen er- 
kennen. welche innovativen Kräfte und' welches 
know-how an den Hochschulen zu finden ist. Vor al- 
lem Firmen, die in großem Maße auf die neuesten wis- 
senschaftlichen Ergebnisse angewiesen sind, suchen 
die Kooperation mit den Hochschulen, ln Nordrhein- 
Westfalen ist es in den letzten Jahren zu einigen zen- 
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tralen, in die ZukiHift weisenden Kooperationen zwi- 
schen Hochschulen und Firmen gekommen* Im fol- 
genden werden einige genannt, die für die Koopera- 
bonsbemühungen vieler anderer stehen: 

— Die Universität ~ GH — Paderborn hat in enger 
Kooperation mit der Stiftung Westfalen ein inter- 
disziplinäres Forschungszentrum für Informatik 
und Technik gegründet, das ,, Heinz Nixdorf^Insb- 
tut". Mit 53 Mio DM Stiftung sgeldem wird die 
Arbeit des Zentrums in den kommenden 20 Jahren 
unterstützt. Bund und Land werden in diesem Zeit- 
raum knapp 111 Mio DM einbringen. Das „Heinz 
Nixdorf-lnstitul" ist eine zentrale wissenschaftli- 
che Einrichtung der Hochschule und betreibt For- 
schung und Lehre auf aawendungsnahen Gebie- 
ten der Informatik und Technik. Dabei werden die 
Geistes* und Sozial Wissenschaften von Anfang an 
institutioneU und gleichberechtigt einbezogen. 

— An der Universität Bonn konnte in Kooperation mit 
IBM Deutschland das „Forschungsinstitut für dis- 
krete Mathematik " gegründet werden. Der Koope- 
rationsvertrag hat ein Volumen von 25 Mio DM. 
Ziel der Zusammenarbeit zwischen der Universität 
und IBM ist die Entwicklung fortgeschrittener 
Chips. Das Land gibt zusätzliche Wissenschaftler- 
steilen ln das Forschungsinstitut, die Fa. IBM stellt 
ein Großrechnersystem zur Verfügung. 

— Wie kleinere Kooperationen zwischen Universitä- 
ten und Unternehmen aussehen körmen, zeigt das 
Beispiel der Düsseldorier Universität; Das Hoch- 
schulrechenzentrum kooperiert mit Siemens bei 
der Sammlung und Entwicklung von Anwender- 
Software, 

Ebenfalls mit Nixdorf hat die Landesregierung in 
Duisburg ein „Infonnatioassystem gefährlicher 
Stoffe" geschaffen. Auch für die Zusammenarbeit 
zwischen Hochschulen und privaten Unternehmen 
gelten die gleichen Prinzipien wie für die Drittmil- 
telforschung. Offenheit und klare Vereinbarung 
sind Grundlagen jeder Kooperation, die als ober- 
stes Ziel immer den Nutzen von Lehre hat 

Wissenschaltszen trum Nordrh ein - Westfalen 

Als Ausdruck der Bemühungen des Landes um Förde- 
rung der kulturwissenschafüichen Forschung im In- 
teresse einer stärkeren Durchdringung der Wechsel- 
wirkungen zwischen Kultur und Technik wurde 1988 
vom Minister für Wissenschaft und Forschung das 
KulturwissenschafÜiche Institut (KWl) des Landes 
Nordrhe in -Westfalen Ln Essen errichtet. Es bildet ge- 
meinsam mit dem Wissenschaftszentrum in Düssel- 
dorf und dem Institut „Arbeit und Technik" in Gelsen- 
kirchen das Wissenschaftszentrum Nordrhein-West- 
faJen. 

AußerunjVersjfdre Forschung 

Die Forschuixgsförderung ist eingebunden in den 
rechtlichen, finanzieUen und organisatorischen Rah- 
men, den Bund und Länder aufgrund Art. 91b GG 
vereinbart haben. Die gemeinsame Forschungsförde- 
rung umschließt in NW die Deutsche Forschungsge- 
meinschaft, elf Einrichtungen der Max-Planck-Ge- 


sehschafl, fünf InsÜtute der Fraunhofer-Gesellschaft, 
drei Großforschungseinrichtungen, neun Einrichtun- 
gen der „Blauen Liste" sowie Akademie vor haben. 

Die in NW ansässigen, gemeinsam geförderten Insti- 
tute und Einrichtungen erforderten im Jahre 1988 
Bund-Länder-Ausgaben von 793,4 Mio. DM, Davon 
entfielen auf das Land NW 116,7 Mio DM. Einschließ- 
lich der FmanzienrngsanteUe für die übrigen im Bun- 
desgebiet ansässigen Forschungseinrichtungen und 
die DFG trägt das Land NW mit 337,5 Mio DM nach 
dem Bund die Hauptlast der gemeinsamen For- 
schungsförderung. Bei der MPG zahlte das Land NW 
63,1 Mio DM mehr in die gemeinsame „Länderkasse" 
ein, als die in NW gelegenen Max-Planck-Instilule die 
Ländergemeinschaft kosten. 

Außerhalb der Rahmenvereinbarung Forschungsför- 
denmg fördert das Land zum großen Teil mit privaten 
Finanzierungspartnem 17 Forschungsemrichtungen, 
zu denen z. B. das Landesinstitut Sozialforschungs- 
stelle in Dortmund gehört. 

Damit verfügt das Land NW heule im außeruniversi- 
tären Sektor über ein breites Fundament von öffent- 
lich geförderten Forschungseinrichtungen. 

Neue Forschungspolitik 

Die bedeutsamen wissenschaftlichen Fragestellungen 
liegen zimehmend auf den Schnittstellen zwischen 
den wissenschaftlichen Disziplinen. Ihre Beantwor- 
tung setzt interdisziplinäre Kooperationen unter- 
schiedlichster Aüsprägimg voraus. Die staatliche For- 
sch ungsförderung muß sich dieser Entwicklung in der 
Forschung stellen. 

Mit der Umsetzung des Wissenschaf tsteils der Nord- 
rhein- Westfalen-Initiative „Zukunftstechnologien" 
hat die Landesregierung gerade durch die Förderung 
hocbschulübergreifender und interdisziplinärer Ko- 
operationen Erfolge erzielt. 

Herausragende Beispiele sind: 

— das Forschungsnelz AblaUwütschatt 

— der Forschungs- und En twicklungs verbünd — An- 
wendungen der Künstlichen Intelligenz in NW 

— das Zentrum für Experlensysteme, Dortmund 
" die Arbeitsgemeinschaft Robotik 

— die Arbeitsgruppen im Bereich Laseranwendun- 
gen oder 

— das Verbundzentrum für Oberflächen- und Mikro- 
analyse. 

ln den Geistes- und Gesellschaftswissenschaften wer- 
den folgende interdisziplinäre Ansätze ausgebaul: 

— das Forschungsnelz Frauenforschung 

— Arbeitsgemeinschaft Europäisches Sozialrecht 

— Arbeitsgemeinschaft Bioelhik 

— Arbeitsgemeinschaft Altemswissenschaften 

— Arbeitsgemeinschaft NW und der gemeinsame eu- 
ropäische Markt. 
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Ausgehend von den guten Erfahrungen aus dieser 
Initiative hat die Landesregierung ihre Forschungspo- 
litik mit den Ford ergrün dsatsen vom 22. Juni 1 989 neu 
definiert. Die Landesregierung will ihre Forschungs- 
politik auch in der Grundlagenforschung künftig dar- 
auf ausrichten, Wissenschaftler miteinander in Kon- 
takt zu bringen, Verbundnetze zu schaffen und Ko- 
operationen zwischen Hochschulen und außeruniver- 
sitären Forschungseinrichtungen zu fördern. Sie will 
dajnit besonders 

— die Bildung und den Ausbau von Forschungs- 
schwerpunkten in den Hochschulen flankieren 

— die Ansiedlung und den Ausbau vorhandener Ein- 
richtungen von regionaler und überregionaler Be- 
deutung für die Forschung initiieren 

— auf eine hochschulübergreifende Zusammenarbeit 
in der Forschung binwirken und damit die For- 
schung im Lande schrittweise interdisziplinär ver- 
netzen 

— auf eine intensive Zusammenarbeit der Hochschu- 
len und außeruniversitären Forschungseinrichtun- 
gen sowie öffentlichen wie auch privaten Einrich- 
tungen und Unternehmen in NW und damit auf 
eine zeitnahe Umsetzung der Forschungsergeb- 
nisse in die Praxis hinwirken 

— eine auf die Gewinnung von Spitzen forschem aus- 
gerichtele Berufungspolitik stützen und 

— die Rahmenbedingungen für eine effiziente For- 
schung im Lande weit er entwickeln. 

In immer kürzeren Zeitschüben schafft die Forschung 
immer neue für die Umstrukturierung des Landes be- 
deutsame Technologiefelder, für die die Forschungs- 
schwerpunkte in einem permanenten Prozeß neu zu 
definieren sind. Neben den bisher bereits stark geför- 
derten Bereichen Umwelttechnologien, Biotechnolo- 
gie, N4ikroelektronik u. a. sind gegenwäxbg folgende 
Themen neu aufzunehmen: Submikzon (Membrane, 
Filter, neue Materialien), Optoelektronik, Neuroinfor- 
matik. Sensoiik (Biosensoren, Lasersensoren}, Hoch- 
leistungskeramik, Supraleiter (neue Materialien, hö- 
here Temperaturen). Automation und Robobk im 
Weltraum, Industrie- und Leistungselektronik. Zur 
Forschungsförderung in den Feldern der neuen Tech- 
nologien gehören auch die Forschungen zu den Be- 
schränkungen dieser Technologien ebenso wie die 
Sicherheitsforschung, 

Aufgabe der geistes- und sozialwissenschaftlichen 
Forschung ist es, neben der Erkenntnis ihrer selbst 
wülen, an einer verantwortlichen, sozial- und ökolo- 
gisch verträglichen und friedenwahrenden Gestal- 
tung der Zukunft mitzuwirken* 

Folgende Fragen sollen im Bereich der geisles- und 
so zi alwi SS en sch ältlichen Forschung schwerpunktmä- 
ßig gefördert werden: 

— die Entwicklungs- und Friedensforschung (Stif- 
tung und Institut „Entwicklung und Frieden") 

— die Auseinandersetzung mit der kulturellen, politi- 
schen, sozialen, wirtschaftlichen und technologi- 
schen Entwicklung moderner Industriegesell- 
schaften und ihre künftige Ausprägung 


— die Erhaltung und Hebung der Kulturschätze des 
Landes, die Analyse des europäischen Binnen- 
marktes als soziales, wirtschaftliches und kulturel- 
les Ereignis, sozialwissenschaftliche Schwer- 
punklsetzungen, z. B- Alterswissenschaften. 

Forschung im Europäischen Rohmen 

Die Forschungspolitik der Europäischen Gemein- 
schaft ist heule zugleich Ausdruck und Herausforde- 
rung des Willens zur europäischen Zusammenarbeit 
in Wissenschaft und Technik. Das Land NW hat diese 
Herausforderung angenommen. Bereits seit langem 
beteiligen sich nordrh ein -westfälische Hochschulen 
und außeruniversitäre Forschungseinrichtungen an 
Forschungsvorhaben im Rahmen der verschiedenen 
Programme der EG. Der Minister für Wissenschaft 
und Forschung hat zusätzliche Maßnahmen ergriffen, 
um eine stärkere Initiative der Hochschulen hinsicht- 
lich ihrer Beteiligung an EG-finanzierten Forschungs- 
vorhaben zu ermöglichen. Einzelheiten des umfang- 
reichen europäischen Engagements nordrhein-west- 
fälischer Hochschul- und Forschungseinrichtungen 
sind der Antwort der Landesregierung auf die Große 
Anfrage 24 „Rahmenbedingungen nordihein-westfä- 
lischer Unternehmen im einheitlichen Binnenmarkt 
1992" (LT-Drs. 10/4174) zu entnehmen. 

Nach wie vor gilt dem Technologietransfer große Auf- 
merksamkeit. Der Aufbau eines flächendeckenden 
Netzes von Technologie transf erstellen an den Dord- 
rh ein- westfälischen Hochschulen ist abgeschlossen. 
Alle Universitäten, die Technische Hochschule Aa- 
chen, die Universitäten — Gesamthochschulen — und 
alle staatlichen Fachhochschulen haben jetzt eine 
Transfersteile. Die Transf erstellen verfügen seit 1989 
über Dauerstellen und leisten mit rd* 70 Mitarbeitern 
durch die Vermittlung vor allem lecbnisch-naturwis- 
senschaftlicher Forschungsergebnisse an interessierte 
Unternehmen und sonstige Anwender außerhalb der 
Hochschulen Hilfestellung bei der Lösung technischer 
Probleme in kleinen und rmttleren Unternehmen. Die 
Tätigkeit der Transferslellen, die von der Wirtschaft in 
vielfältiger Form itnd steigender Zahl m Anspruch 
genommen wird, soll längerfristig noch ausgebaut 
werden, damit auch an Standorten ohne Hochschule 
ein wirksamer Technologietransfer gewährleistet ist* 

Die Transferstellen haben über die Datenbank For- 
schung und Entvricklung NW, die 1989 eröffnet und 
vom Fachinfonnationszentrum in Karlsruhe in Zusam- 
menarbeit mit den Hochschulen und Großforschungs- 
emrichtungen in NW sowie mehreren Industrie- und 
Handelskammern aufgebaut wurde, die Möglichkeit 
erhalten, das Forschungspotentiai des Landes über 
elektronische Medien anzubielen* 

Technologieförderung 

Forschung und Entwicklung sind in Nordrhein-West- 
falen inzwischen wichtige Voraussetzungen für ein 
langfristiges Wirtschaftswachstum geworden. Sie 
spielen eine entscheidende Rolle nicht nur im mlema- 
tionalen Wettbewerb, sondern auch im nationalen 
Wettbewerb zwischen den Regionen. Eine qualitativ 
und quantitativ gut ausgestattete Forschungsinfra- 
struktur ist längst zu einem standortb es timm enden 
Faktor für Untemehmensentscheidungen geworden. 
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So spiegeln sich die wiitschafllichen und wissen- 
schaftlichen Stärken der Region in den 20 Technolo- 
giezentren und -parks mit rd. 500 Firmen wieder. 

Die ,, Technologieagenturen " sollen durch geeignete 
Maßnahmen ein Inforiuationsgefäile auf einem be- 
stimrateo Fachgebiet ausgleichen. Auf folgenden Fel- 
dern von Schlüsseltechnologien sind Technologie- 
agenluren in NW gegründet brw. CIM-Technologien 
in Vorbereitung: Meß- und Reg eite chnik, Weltraum- 
technik, Kunststofftechnik, Lichttechnik, Medizin- 
technik, Lasertechnik, Keramik, Bio- und Chemosen- 
sorik, Holz. 

Das Innovations-Praktikantenprogramm richtet sich 
an Unternehmen des produzierenden bzw* produk- 
Üonsnohen Gewerbes mit bis zu 500 Besch^ügten, 
die zeitlich terminierte Projekte auf dem Gebiet d^r 
Einführung oder Entwicklung neuer Technologien 
bzw. organisatorische Neuerungen definieren. Mit 
der Einführung des Euro -Assistenten und der Euro- 
Assistentin zur Unterstützung des Managements in 
mitleiständischen Unternehmen wird die Qualität der 
Produkte aus No rdrh ein -Westfalen gesichert. Das ver- 
bessert die Exportchancen auf dem EG-Markl und 
hilft Arbeitsplätze zu schaffen, 

Seil 1987 wird die Technologie beratungssteile beim 
DGS-Landesbezirk in Oberhausen mit drei Regional- 
stellen in Hagen, Bielefeld und Köln gefördert. Hier 
werden Betriebs- und Personalräle sowie gewerk- 
schaftliche Funktionsträger beim Einsatz neuer Tech- 
nologien beraten. 

Sonstige Programme und Maßnahmen des Landes 

— Die nordrhein- westfälische Landesregierung 
orientiert ihre Förderung der Entwicklung und des 
Einsatzes neuer Technologien nicht allein an rein 
wissenschaftlichen und wirtschaftlichen Anforde- 
rungen. Mil der „Nordrhein- Westfalen-Initiative 
Zükunftstechnologien" verfolgt sie vielmehr den 
bundesweit einmaligen Ansatz einer integrierten 
Forschungs-, Technologie-, Umwelt-, Wirtschafts- 
und Sozialpolitik mit dem Anspruch, gleichzeitig 
und gleichrangig eine sozial- und umweltverträg- 
liche Technikentwicklung zu fördern. Diesen An- 
spruch hat die Landesregierung mit dem Landes- 
Programm ,, Mensch und Technik — Sozialverträg- 
liche Technikg e Stal tun g"' umgesetzt und damit 
das eigenständige Profil der Techno logiepolitik 
des Landes NW verdeutlicht. Das Programm soll 
dazu beitragen, daß Chancen und Risiken des 
Technikeinsatzes offengelegt und zugleich Hand- 
lungsmöglichkeiten für eine so zialv erträgliche 
Technikgestaltung aufgezelgl und entwickelt wer- 
den können. 

Ein Schwerpunkt des Programms sind die Auswir- 
kungen des Einsatzes der Mikroelektronik und der 
Informations- und KommunikationstechnikeD. 

Für die Durchführung des Programms wurden seil 
1985 ca. 55 Mio DM bereit gestellt. In über 100 
Modell- und Gestaltungsprojekten entwickeln ne- 
ben Wissenschaftlern unterschiedlicher Fachdiszi- 
plinen Unternehmen, Verwaltungen, Gewerk- 
schaften, Verbände sowie Aus- und Weiterbil- 


dung seinrich hingen neue Ansätze und Verfahren 
zur soziolverträglichen TechnikgesEaltung, z. B. in 
Bereichen der Arbeitsorganisation, Qualifizierung, 
Mitarbeiterbeteiligung und Mitbestimmung. Zahl- 
reiche Ergebnisse der Projektarbeiten sind inzwi- 
schen in die Praxis übernommen worden. 

Ausgehend von der um weltpolitischen Zielset- 
zung, Belastungen von Luft, Boden und Wasser zu 
vermindern, die Zerstörung der Wälder, der Tier* 
und Pflanzenwelt und der Naturkreislaufe aufzu- 
halten und zu verringern sowie gleichzeitig den 
Verbrauch an Energie, Rohstoffen und Landschaft 
einzuschränken, sieht die Landesregierung in der 
wissenschaftlichen Klärung umweltrelevanler Fra- 
gestellungen einen Weg, Lösungsvorschläge zur 
Bewältigung bestehender und bereits erkennbarer 
zukünftiger Umweltbelastungen zu erhalten. 

Neben der Klärung überwiegend umweitrele vari- 
ier Fragestellungen Ln Einzelforschungsprojekten 
werden komplexe Sachverhalte im Rahmen von 
Forschungsverb und pro gram men erarbeitet, z. B. 
im Programm „Luftverunreinigungen und Wald- 
schäden", für das rd. 13 Mio DM bereitgestellt 
wurden. Für das Programm „Umweltverträgliche 
und standortgerechte Land Wirtschaft'' wurden 
Fördermittel von rd. 14 Mio DM aufgewandt. Drei 
Verbundprojekte im „Forschungsnetz Abfallwirt- 
schaft und AlUaslen" werden mit rd. 5 Mio DM 
gefördert. 

Die Förderung der Forschung in der Wirtschaft 
kann nur auf diejenigen Defizite gerichtet sein, die 
auszugleichen ordnungspolitisch gerecht! erügt ist. 
Das sind einmal induslriepolitische Überlegungen 
mit dem Ziel des Erhalts der mternationalen Wett- 
bewerbsfähigkeit und der Schaffung und Siche- 
rung von Arbeitsplätzen, das sind zum anderen 
ÜHberlegungen zur Daseinsvorsorge auf den Ge- 
bieten des Umweltschutzes, der Energieversor- 
gung und der Medizin technik. Das sind ferner 
strukturelle Gegebenheiten, die außerhalb der 
Sphäre unternehmerischer Entscheidungen lie- 
gen, die standortbedingle Kooperationsmöghch- 
k eiten oder Zugriffs Chancen auf wisse uschaf Ui che 
Potentiale und größenbedingte Ausstattung mit fi- 
nanziellen und personellen Ressourcen. Forschung 
Ln der Wirtschaft begnügt sich nicht mit der Gewin- 
nung geprüfter und getesteter neuer Erkenntnisse. 
Sie geht darüber hinaus auf die Ersteliung funktio- 
nierender marktfähiger Produkte. Forschung ist in 
der Wirtschaft daher immer interdisziplinär ausge- 
richlet, um die Vielfalt fach wissenschaftlicher Er- 
kenntnisse in die Produktherste Rung integrieren 
zu können. In diesem Zusammenspiel verschie- 
dener Ansätze wird aus der einzelnen ingenieur- 
wissenschaftlichen Technik die zu einem neuen, 
am Produkt orientierten System zu sanim enge faßte 
Technologie. 

Die Förderung der Forschung in der Wirtschaft ist 
somit Technologieförderung, die zwar die fachdis- 
ziplinären Grenzen traditioneller Fakultäten über- 
schreitet, sich aber auch auf die ordnungspolitisch 
zulässigen Felder beschränken und damit dem 
Universialitätsanspruch akademischer Forschung 
versagen muß. 
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— Vordringliches Ziel der Forschungsförderung für 
Stadtentwicklungi Wohnen und Verkehr ist es, so- 
ziale und ökologische Innovationen in den zentra- 
len Bereichen der Infrastruktur mit engem Bezug 
zur technischen Entwicklung möglich zu machen. 
Die Schwerpunkte liegen in den Bereichen 

O erhaltende Stadtemeuerung, Wohnumfeldver- 
besserung, ökologisch orientierte Revitalisie- 
rung der Städte 

O energiesparendes und umweltverträgliches 
Bauen 

O Bauschadensforschung und Bautechnik 

O um weit- und sozialverträglicher Verkehii Ver- 
kehrssicherheit 

O Erarbeitung empirischer Grundlagen und Ent- 
wicklung konzeptioneller Ansätze für eine woh- 
nungsn^e Freizeitinfrastniktur, 

— Ira Bereich der Justiz befaßt sich die Forschung vor 
allem mit der Frage, wie die Rechtspflege auf- 
grund des wachsenden Geschäftsanfalls quantita- 
tiv entlastet und qualitativ verbessert werden 
kann. In verschiedenen Gerichtszweigen und bei 
der Staatsanwaltschaft werden Verfahrensabläufe, 
das Prozeßverhalten und der Gebrauch prozessua- 
ler Vorschriften in der Praxis erforscht; daneben 
werden Alternativen zur gerichtlichen Streit- 
schlichtung und der verstärkte Einsatz sozialer In- 
stitutionen als Mittel der Entlastung untersucht, 
Auch im Strafvollzug sollen durch Forschungsvor- 
haben Wege auf gezeigt werden, die Hfümenz der 
Aufgabenerledigimg zu steigern. 

Forachungsbericht 

Mit dem Forschungsbericht NW 1988 informiert die 
nordrhein- westfälische Landesregierung nach 1980 
und 1984 ein drittes Mal über die Forschungsinfra- 
struktur und die Forschungsschwerpunkte im Lande 
NW. Sie will mit diesem Bericht ihren immensen Auf- 
wand für Wissenschaft und Forschung dokumentieren 
und transparenter machen. 


2.9 Rheinland-Pfalz 

1. Grundsätze und Schwerpunkte der Forschungs- 
und Technologiepolitik 

Die Forschungspolitik der Landesregierung kon- 
zentriert sich zunächst auf die Hochschulen, in de- 
nen Grundlagenforschung auf vielen Gebieten be- 
trieben wird. Sie geht von Hochschulen mit diffe- 
renzierter Aufgabenstellung aus, die auch freien 
Trägem eine Chance gibt. Sie begreift Wissen- 
schaftsförderung als kulturstaatliche Aufgabe. 

Die Forschungspolitik verfolgt gleichzeitig wirt- 
schafts- und stnikturpolitische Ziele. Sie fördert 
deshalb Wissenschaftsgebiete schwerpunktmäßig, 
die nach allgemeiner Meinung als zukunftsträchtig 
anzusehen sind. 

Die Forschungspolitik sieht die Förderung der 
Gnmdlagenfors^ung, der angewandten und be- 


trieblichen Forschung sowie des Technologietrans- 
fers als einheitliche Aufgabe. Es handelt sich dem- 
nach nicht um unverbunden nebeneinander ste- 
hende Politikfelder, sondern um einen Komplex 
nicht scharf voneinander abgegrenzter und ab- 
grenzbarer Zwecke, die vielfach aufeinander bezo- 
gen sind und zwischen den beteiligten Ressorts in 
einem ständigen Koordinationsprozeß abgestimmt 
werden. 

Die Forschungspolitik des Landes weiß sich ge- 
samtstaatlich und international eingebunden. 

Grundlegende Ziele der Forschungs- und Techno- 
logiepolitik sind: 

— Stärkung der Leistungsfähigkeit der Grundla- 
genforschung auf hohem Niveau und in größt- 
möglicher Vielfalt durch Erhaltimg und Verbes- 
serung der Gnindausstattung und weiteren 
Ausbau der Hochschulen 

— Verbesserung der Arbeitsbedingimgen durch 
Schaffung zusätzlicher Flächen für die For- 
schung und Modernisierung der apparativen 
Ausstattung 

— Erhöhung der Aufnahmekapazität der Fach- 
hochschule Rheinland-Pfalz 

— Förderung von Forschungs- und Entwicklungs- 
vorhaben in Wachstumsfeldem dmch ein Tech- 
nologieprogramm zur Erhöhung der wissen- 
schaftlichen Leistungsfähigkeit auch im Inter- 
esse der Wettbewerbsfähigkeit unserer Wirt- 
schaft 

— Intensivierung des Technologie- und Wissens- 
transfers in alle Zweige der Wirtschaft, vor al- 
lem in kleine und mittlere Unternehmen 
durch 

O Unterstützung schneller und umfassender 
Information der Wirtschaft des Landes über 
neue Technologien 

O direkte Unterstützung mittelständischer Un- 
ternehmen bei der Entwicklung innovativer 
Produkte und Verfahren sowie bei der 
Markteinführung. 

— Ausbau einer anwendungsorientierten For- 
schungsinfrastruktur 

— Neuern chtimg außeniniversitarer Forschungs- 
einrichtungen. 

Der Ausbau der Forschungsinfrastniktur umfaßt 
die Errichtung anwendungsorientierter For- 
schungseinrichtungen an Standorten, die bereits 
strukturelle Voraussetzungen bieten und eine posi- 
tive Entwicklung begünstigen. Begleitend werden 
die Rahmenbedingungen für Forschung und Ent- 
wicklung verbessert. 

Dementsprechend hat das Land den Hochschulen 
in den vergangenen Jahren bei grundsätzlich re- 
striktiver Haushaltspolitik für die laufenden Finart- 
zienmgen stetig wachsende Mittel zur Verfügxmg 
gestellt. 
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Der Zuschußbedarf belief sich 1989 aul ca, 
625,5 Mio DM. In den Haushalten 1908/89 sind 222 
Personalstellen neu veranschlagt. 

Das Land hat zum 19. Rahnienplan für den Hoch- 
schuJbau Investitionskosten von rd. 2 Mrd DM an- 
gemeldet, Darunter sind 16 neue Vorhaben mit ei- 
nem Kostenvolunien von 101,7 Mio DM, Im Ge- 
samtvolumen sind Neubauten für die Fachhoch- 
schule mit 150 Mio DM und Forsch ungsgebäude 
für die Universitäten Kaiserslautern, Mainz (Medi- 
zin) und Trier mit einem Aufwand von 8? Mio DM 
enthalten. Diese Baumaßnahmen sind wesentliche 
Beiträge zur Verbesserung der Arbeitsbedingun- 
gen. 

Ein weiterer herausragender Ausb aus chwerp unkt 
ist der Dauerstrich-Elektronen-Beschleuniger 
Mainzer Mikrotron, für den rd. 36 Mio DM aufge- 
wendet werden. Diese Anlage wird im Sonderfor- 
schungsbereich — Mittelenergie' Physik mit elek- 
tromagnetischer Wechselwirkung — an der Johan- 
nes-Gutenberg-Universität Mainz aufgebaul und 
steht als Forschungsinstrument auch auswärtigen 
Forschergruppen zur Verfügung, 

2. HochschuUorschung und außer uni versifore For- 
schung Sonderforschangsbereiche, Schweqyunkte, 
Drittmittel, Kooperation mit der Wirtschait 

Der hohe Leistungsstand der Forschung wird da- 
durch unterstrichen, daß die Deutsche Forschungs- 
gemeinschaft z. Z, eine Reihe von Sonderfor- 
sch ungsb er ei eben fördert, die an rheinland-pfälzi- 
schen Hochschulen als sog. Sprecherhochschulen 
oder mit ihrer Beteiligung eingerichtet wurden, 
nämlich 

— Kontrollfaktoren der Tumoren tstehung Mainz 

-- Immunpathogenese Mainz 

— Struktur und Funktion membranständiger Pro- 
teine Frankfurt, Mainz 

— Dynamik und Chemie der Hydrometeore 
Frankfurt, Darmstadt, Mainz 

— Milteienergie- Physik mit elektromagnetischer 
Wechselwirkung Mainz 

— E n ergie Irans f er bei atomaren und molekularen 
Sloßprozessen Kaiserslautern 

— Künstliche Intelligenz — wissensbasierte Sy- 
steme Karlsruhe, Kaiserslautern, Saarbrücken 

— VLSI — Enlwurfsmethoden und Parallelität 
Saarbrücken, Kaiserslautenn 

— Glaszustand und Glasübergang nicht metalli- 
scher amorpher Materiahen Mainz 

— Elektronisch hoch korrelierte metallische Mate- 
rialien Dannstadt, Frankfurt, Mainz 

— Zwischen Maas und Rhein — Beziehungen, Be- 
gegnungen und Konflikte in einem europäi- 
schen Kemraum von der Spätantike bis zum 
19. Jahrhundert Trier. 


Neben den Sonderforschungsbereichen und den 
unter 3, genannten technologieorientierten 
Schwerpunkten gibt es in den Hochschulen eine 
Fülle bedeutsamer Forschungsaktivitäten, die nur 
beispielhaft genannt werden können: 

— An der Universität Kaiserslautem sind Informa- 
tik, Feslkörpecphysik, Lebensmittelchemie, 
Umwelttoxikologie, Technomathematik sowie 
Wirts chaftsingenieurwesen besondere Schwer- 
punkte. 

— Neben der Atom- und Kernphysik sowie der 
Kernchemie spielen an der JohanneS'Guten- 
berg-Universität Mainz die chemischen und 
physikalischen, biologische und mikrobiologi- 
sche, interdisziplinäre naturwissenschaftlich- 
raedlzinische Forschungen, Waldschadens- und 
Ökosystemforschung und die klinische Herz- 
und Kreislaufforschung eine herausragende 
Rolle, ln den Geistes- und Sozial Wissenschaften 
sind besonders die Wirtschaftstheorie und -Poli- 
tik, Kanlstudien, politikwissenschaftliche Eu- 
ropa- und Laieinamerikaforschung, Afrikafor- 
schung, M e dien wir kungsforschung, psycholo- 
gische Angst- und Streßforschung, der Bereich 
Drama und Theater, philologische Projekte und 
Editionen sowie die Amerikanistik zu erwäh- 
nen. 

— An der Uruversität Trier wird das Forschungs- 
profil neben dem oben genannten Sonderfor- 
schungsbereich u, a, durch Wirtschaftsmathe- 
matik, Betriebsinformatik, Linguistische Daten- 
verarbeitung, Kanadische Studien, die geowis- 
senschaftliche Fächergruppe, Romanistische 
Forschungen, die Institute für Arbeitsrechl und 
Arbeilsbeziehungen in der Europäischen Ge- 
meinschaft, für Umwelt- und Technikrecht, die 
Zentralstelle für Psychologische Information 
und Dokumentation und eine Forschungsstelle 
für Arbeit und Soziales geprägt. Ein besonderer 
Forschungs- und Studienschwerpunkt liegt in 
der gegenwartsbezogenen Ostasienkunde (Si- 
nologie, Japanologie). 

— An der Erziehungs wissenschaftlichen Hoch- 
schule des Landes liegen besondere Akzente 
auf der Angewandten Informatik mit den bishe- 
rigen Schwerpunkten Sprachwissenschaft und 
Sozialwissenschaften (Abteilung Koblenz) so- 
wie auf empirischer pädagogischer Forschung 
und Psychologie mit Schwerpunkten in pädago- 
gischer und physiologischer Psychologie (Ab- 
teilung Landau). Die Angewandte Informatik 
bemüht sich besonders um die Weiterentwick- 
lung von Methoden des Software-Entwurfs 
(Computer Aided Software Engineering). 

— Die Fachhochschule des Landes baut ihre Stu- 
dien- und Entwicklungsschwerpunkle vor- 
nehmheh in den technischen Fächern aus. Hier 
spielen z, B, Laser- und Glasfasertechnik, Bio- 
technologie, Abfalltechnik, Mikroelektronik, 
Datentechnik und Sonderwerkstoffe (Keramik) 
eine besondere Rolle. 

Die sogenannte Drittmittelforschung in den 
rheinland-pfälzischen Hochschulen ist in den 
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letzten Jahren erheblich ausgeweitet worden. 
Die Mittel haben sich von 1980 bis 1988 um 
mehr als drei Viertel erhöht. 

Im Zusammenhang mit der im folgenden Ab- 
schnitt näher beschriebenen Technologieförde- 
rung ist auch die Zusammenarbeit Hochschule 
— Wirtschaft von zunehmender Bedeutung, Die 
Hochschulen verfügen über Beratungs- und 
Kontaktstellen, sie machen ihr Leistungsange- 
bot auf vielfältige Weise, wie z. B. durch ge- 
meinsame Veranstaltungen mit berufsständi- 
schen Kammern, Kontaktseminare, Tage der 
Offenen Tür, Vorträge, Ausstellungen, Teil- 
nahme an Messen und schriftliches Informa- 
donsmaterial bekannt. 

— Im Geschäftsbereich des Kultusministers wurde 
das Deutsche Zentrum für Künstliche Intelli- 
genz GmbH Kaiserslautem/Saarbrücken von 
Industriefirmen, der Gesellschaft für Mathema- 
tik und Datenverarbeitung mbH und der Fraun- 
hofer-Gesellschaft gegründet. Es arbeitet eng 
mit den Hochschulen an den Standorten Kai- 
serslautern und Saarbrücken zusammen. Der 
Bund, die Länder Rheinland -Pfalz und Saarland 
sowie die beteiligten Unternehmen haben die 
notwendige materielle Arbeitsbasis geschaffen. 
Das Forschungsgebiet beschäftigt sich mit den 
intelligenten und kognitiven Eigenschaften des 
Menschen; es wird versucht, neuartige Compu- 
terprogramme mit dem Menschen nachemp- 
ftmdenen Problemlösungsfähigkeiten zu schaf- 
fen (vgl. auch Abschnitt 2.10). 

Ein Institut für Verbundwerkstoffe an der Uni- 
versität Kaiserslautem ist geplant. Es hat zur 
Aufgabe, die technischen Anwendungen und 
Anwendungsmöglichkeiten von Verbundwerk- 
stoffen zu erforschen und zu entwickeln. Im 
Rahmen dieses Tätigkeitsfeldes kann auch die 
Entwicklung neuartiger Verbundwerkstoffe 
von Bedeutung sein. Aufgabenschwerpunkte 
sind Bauteildimensionienmg, Bearbeiten und 
Fügen mit anderen Werkstoffen, Bruchverhal- 
ten, Entwicklung neuer und Weiterentwicklung 
bekannter Prüfmethoden sowie Kennwerter- 
raittlung und -Optimierung. 

— Im Geschäftsbereich des Ministers für Wirt- 
schaft und Verkehr wurden anwendungsorien- 
tierte Institute gegründet oder vorbereitet: 

O Das Forschungsinstitut für Anorganische 
Werkstoffe Glas/Keramik GmbH in Höhr- 
Grenzhausen unterstützt insbesondere die 
im Westerwald ansässigen Unternehmen der 
Keramikindustrie bei der Einführung moder- 
ner Fertigungstechniken, der Entwicklung 
neuer Produkte und Verfahren, der Erschlie- 
ßung von Bereichen der technischen Kera- 
rrük und der Lösung anwendungsorientierter 
Probleme. Ein neues Institutsgebäude steht 
vor der Fertigstellung. 

O Eine Einrichtung mit sehr ähnlicher Aufga- 
benstellung für die Edelsteinindustrie ist in 
Idar-Oberstein geplant. Dabei werden Erfah- 
rungen genutzt, die im Rahmen der Förde- 


rung unterschiedlicher Vorhaben von Unter- 
nehmen sowie der Gemmologischen Gesell- 
schaft gewonnen wurden. Das Institut soll 
1989 gegründet, die Errichtung eines Insti- 
tutsgebäudes gleichzeitig in Angriff genom- 
men werden. 

O Ein Studiengang für Edelstein- und 
Schmuck-Design wurde an der Fachhoch- 
schule eingeführt, 

O Dem Institut für Oberflächen- und Dünn- 
schichtanalytik in Kaiserslautern, das 1989 
errichtet wurde, obliegen anwendungsorien- 
tierte Forschung und Entwicklung sowie die 
für Qualitätskontrolle und Produktoptimie- 
rung äußerst wichtige Service -Analytik, ins- 
besondere im Interesse kleiner und mittlerer 
Unternehmen. Dieses Institut bietet die Mög- 
lichkeit von Materialuntersuchungen und ar- 
beitet eng mit dem Schwerpunkt Material- 
wissenschaften der Universität Kaiserslau- 
tern zusammen, 

3. Sonstige Technologieförderung und Technologie- 
transfer 

Seit 1985 gibt es spezielle Programme zur Techno- 
logieförderung und zur gezielten Förderung des 
Technologietransfers durch den Kultusminister 
und den Wirtschaftsminister. In diesem Rahmen 
wird auch die oben beschriebene Gründung außer- 
hochschulischer Institute mit praxisnahen Aufga- 
ben betrieben. 

An den Hochschulen werden seit 1986 mterdiszi- 
plüiär angelegte Grundlagenarbeiten und anwen- 
dungsnahe Forschung auf folgenden Gebieten 
durch den Kultusminister unterstütztr 

— Materialwissenschaften, Oberflächen- und 
Dünnschichttechnologien an der Universität 
Kaiserslautern 

— Zentrum für Mikroelektronik und Rechnerge- 
stützte Ingenieursysteme an der Universität 
Kaiserslautem 

— Biotechnologie — Auffinden, Testen, Isolieren 
und Herstellen neuer Wirkstoffe — an der Uni- 
versität Kaiserslautem 

— Naturwissenschaftlich-Medizinisches Zentrum 
an der Johannes-Gutenberg-Universitat Mainz: 
„Molekulare Aspekte biologisch aktiver Sy- 
steme“, mit wachsender Beteiligung klinischer 
Forschung 

— Material Wissenschaften — Amorphe nicht me- 
tallische Werkstoffe, Polymer- und Verbund- 
werkstoffe — an der Johannes- Gutenberg -Uni- 
versität Mainz 

— Neue Studiengänge und Studienschwerpunkte 
an der Fachhochschule 

— Einrichtung von CAD/CAM-Laboratorien an 
der Fachhochschule 

— Forschungsinstitut Umwelt- und Technikrecht 
an der Universität Trier 
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— Betrieb eines Höchstleistiingsrechners für die 
HochschuHorschung- 

FÖrderraaßnahraen des Wirtschaftsministers: 

— Förderung wirtschaftsnaher Forschung, durch 
die Projekte an Hochschulen und Instituten der 
Gemeinschaftsforschung unterstützt werden, 
die von unternehmensübergreifendem Inter' 
esse sind und deren Ergebnisse in einem weite- 
ren Schritt von mitteLständischen Unternehmen 
in Produkt- oder Verfahrensinnovationen um- 
gesetzt werden können. Aus Projekten, die 
nach diesem Programm gefördert wurden, sind 
die Institute für anorganische Werkstoffe und 
das Edelsteininstitut hervorgegangen. Der Er- 
folg des Programms ist auch an der Gründung 
von bisher fünf technologieorientierten Unter- 
nehmen in Technologiezentren des Landes ab- 
lesbar. 

— Ein Tnnovatjonsförderprogramm für Produkt- 

und Verfahrensentwicklungen in kleinen und 
mittleren Unternehmen vmrde 1986 durch eia 
Te chnologie- Ein führungs Programm ergänzt. 

Die Förderung setzt dort ein, wo die Verwen- 
dung zukunftsträchtiger moderner Technolo- 
gien über die Prototypen hinaus in Produkten 
und in der Produktion erleichtert und beschleu- 
nigt wird* Mit Hilfe des Technologieprogramms 
können vorhandene Arbeitsplätze Längerfristig 
gesichert und neue geschaffen werden. Einige 
geförderte Vorhaben werden dazu beitragen, 
neue Märkte zu erschließen oder dem Import- 
druck durch preisgünstige Qualttätsprodukte 
zu begegnen. 

— Die Unterstützung des Technologietransfers ist 
ein weiterer Schwerpunkt. Dadurch sollen die 
Zusammenarbeit zwischen anwendungsorien- 
tierten Fo rs chungs ei nrich hingen und der mit- 
lelständischen Wirtschaft sowie die Nutzung 
moderner Technologien insbesondere durch 
kleine und mittlere Unternehmen intensiviert 
werden. 

— Durch die Bereitstellung von Personaikostenzu- 
schüssen wurde es ermöglicht, an den Hoch- 
schulen, allen rheinland-pfälzischen Industrie- 
und Handelskammern und Handwerkskam- 
mern Technologieberater einzuslellen. Das 
Konzept wird durch die Förderung „Tectmolo- 
gieorientierter Veranstaltungen " abgerundet. 
Sowohl die zunehmende Inanspruchnahme von 
technologie orientierten Beratungen und Daten- 
bankrecherchen als auch die erfolgreiche 
Durchführung entsprechender Infonnationsver- 
anstaJtungen bzw. Seminare belegen eine deut- 
liche Stärkung des Technologietransfers in die 
Unternehmen. 

— Bisher wurde die zügige Durchführung anwen- 
dungsorientierter Entwicklungen in Zusam- 
menarbeit von Hochschulen und Unternehmen 
häufig dadurch erschwert, daß die in erster Li- 
nie der wissenschaftlichen Forschung \jnd 
Lehre gewidmete Geräleausrüstung nicht ge- 
nügend Kapazität für die Erledigung zusätzli- 
cher Aufgaben bereitst eilte. Der Aufbau neuer 


Transferstellen wird daher mit einer einmaligen 
Förderung für Grundausstattung und Einrich- 
tungen sowie einem einmaligen Personaiko- 
stenzuschuß für die Dauer von drei Jahren be- 
sonders gefördert. Nach der dreijährigen An- 
lauiphase sollen die Transfers teilen kostendek- 
kend arbeiten; die Entwicklung dieser Stellen 
zu kleinen Transfer- Instituten ist möglich. 

— Eine wesentliche Voraussetzung für die Nut- 
zung der Mikroelektronik durch die mittelstän- 
dische Industrie sind Entwurf und Fertigung an- 
wenderspezihscher Schaltkreise (ASIC), da erst 
durch diese Technologie die wLrtschaflliche 
Herstellung kleiner Stückzahlen möglich wird. 
Die 1989 angelaufene Forderung der Schaffung 
von ASIC- Arbeitsplätzen richtet sich an die 
Fachhochschule des Landes, deren Absolven- 
ten für diese Form des Technologietransfers be- 
sonders herangebildet werden sollen. 

— Ergänzend zu den bisher beschriebenen Maß- 
nahmen können Technologieorientierte Püol- 
projekte gefördert werden. Dazu gehören z. B. 

O der Aufbau einer zentralen „Einrichtung für 
Informations- und Kommun ikatio ns techno- 
logien in Rheinland-Pfalz" ira Rahmen eines 
Telekommunikations-Entwicklungsplanes; 

O die Einführung neuer Technologien in spe- 
ziellen Branchen und 

O die Verstärkung des Technologietransfers. 

— Die Technologiezentren in Kaiserslautem und 
Mainz arbeiten erfolgreich. Sie werden z, T. 
auch durch private Initiativen zusätzlich unter- 
stützt. Für das Zentrum in Trier zeichnet sich 
eine verstärkte Nachfrage ab. Die Errichtung 
weiterer Zentren in Ludwigshafen und Koblenz 
ist vorgesehen. 

Mit dem Landeshaushall 196Ö/89 wurden für diese 
Maßnahmen der beiden Ressorts rd. 102,1 Mio DM 
zur Verfügung gestellt, darunter sind 26 neue Stel- 
len im Einzeiplan des Kultusministeriums veran- 
schlagt. 

4. Sonstige Programme und Maßnahmen 

Sonstige Maßnahmen und Planungen können hier 
OUT stichwortartig genannt werden: 

— Der 1984 begormene Ausbau einer Klinik für 
Herz-, Thorax- und Gefäßkrankheilen der Jo- 
hannes-Gutenberg-Urüversität Mainz wird fort- 
gesetzt. 

” Zur Förderung geisteswissenschaftlicher For- 
schung außerhalb der Hochschulen werden die 
Institute für Europäische Geschichte, für Ge- 
schichtliche Landeskunde und die Akademie 
der Wissenschaften und der Literatur in Mainz 
sowie das Cusanus-lnslitut in Trier laufend fi- 
nanziell unterstützt. Die Akademie der Wissen- 
schaften und der Literatur erhält in den Jahren 
1990/91 einen Erweiterungsbau zur besseren 
räumlichen Versorgung der von ihr betreuten 
Forschungsvorhaben, 
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— Das Römisch-Germanische Zentralmuseum in 
Mainz — Forschungsinstitut für Vor- und Früh- 
geschichte — (Institut der sog. Blauen liste), 
wurde um eine Abteilung für Steinzeitarchäolo- 
gie erweitert* Eine neue Abteilung für Antike 
Schiffahrt ist im Aufbau; in diesem Zusammen- 
hang wurden umfangreiche Baumaßnahmen 
eingeleitet, durch die auch Ausstellungsflächen 
für ein „Römerschiff-Museum*' geschaffen wer- 
den sollen* 

— Für die Gemeinsame Forschungsförderung 
nach Art. 91b des Grundgesetzes hat der Lan- 
deshaushalt 1988/89 rd. 138,5 Mio DM bereitge- 
stellt. 

— Der Schutz der natürlichen Lebensgmndlagen 
hat in Rheinland -Pfalz Verfassungsrang* Das 
Land hat daher mit dem Haushalt 1989 (Nach- 
trag) erstmals besondere Mittel für die gezielte 
Förderung wissenschaftlicher Grundlagenar- 
beiten und Einzelprojekte, die für den Umwelt- 
schutz im ahgeraemen und für die Erfüllung von 
Aufgaben des Ministeriums für Umwelt und 
Gesundheit im besonderen von Interesse sind, 
bereitgestellt* Die Förderung gilt allen Hoch- 
schulen des Landes, die Bildung interdisziplinä- 
rer Forschungsschwerpunkte wird angestrebt* 

Im Haushalt des Kultusministers wurden bisher 
2,41 Mio DM spe^ell für Umweltforschung zur 
Verfügung gestellt* 

— Das Ministerium für Umwelt und Gesundheit 
bereitet ein Ressortforschungsprogramm vor* 
Die veranschlagten Haushaltsmittel beliefen 
sich 1988/89 auf je 1,5 Mio DM. Die Mittel wer- 
den vornehmlich an die Hochschulen des Lan- 
des zur Deckung unmittelbaren Forschungsbe- 
darfs des Ministeriums, in einigen Fällen auch 
an private Unternehmen zur Entwicklung um- 
weltverträglicher Technologien vergeben. Bei 
der Projektauswahl stehen Landespflege, Na- 
tur- und Biotopschutz, Abfallwirtschaft sowie 
Boden- und Gewässerschutz im Vordergrund. 


2.10 Saarland 

1. Grundsdfze und Schwerpunkte der FuT-Förde- 
rung 

Die Grundsätze und Ziele der saarländischen For- 
schtmgs- und Technologiepolitik wurden zuletzt in 
der Regierungserklärung des Ministerpräsidenten 
vom 6. Mai 1987 dargelegt: 

— Ausbau und Verstärkung der bereits vorhande- 
nen Innovationspotentiale in den Bereichen 
Wissenschaft und Wirtschaft, Verbesserung der 
Rahmenbedingungen und schwerpunktmäßige 
Einleitung weiterer Entwicklungen im For- 
schungs- und Technologiebereich 

— umweltfreundliche Modernisierung der saar- 
ländischen Kohle- und Energiegroßtechnoiogie 
des Montanke ms und Erhalt seiner Arbeits- 
plätze bei gleichzeitiger Überwindung der mon- 
tangeprägten strukturellen Schwäche des Lan- 


des durch Förderung mittelständischer Innova- 
tionen 

— Unterstützung kurzfristig erfolgreicher, markt- 
naher Produktentwicklungen bei gleichzeiti- 
ger Vermehrung hochtechnologischeT Ansatz- 
punkte im Rahmen einer auf einen mittleren 
und längeren Zeithorizont angelegten For- 
schungs- und Technologiepolitik. 

Damit erhält die Forschungs- xmd Technologieför- 
derung eine zentrale Bedeutung im Rahmen einer 
integrierten Wirtschaftsstrukturpolitik, in deren 
Mittelpunkt die Sicherung von Wettbewerbsfähig- 
keit und Beschäftigung sowie die Schaffung neuer 
qualifizierter Arbeitsplätze insbesondere im mittel- 
ständischen Untemehmensbereich stehen* 

Die Fördeipolitik der Landesregierung im Wissen- 
schaftsbereich gilt sowohl der Grundlagenfor- 
schung als auch der anwendungs orientierten For- 
schung, zumal deren Grenzen in vielen Bereichen 
nicht mehr eindeutig zu ziehen sind. Den Geistes- 
wissenschaften wird dabei auch künftig eine ihrer 
Bedeutung für die kulturelle Entwicklung der Re- 
gion und ihrer kritischen Verantwortung für eine 
philosophische imd ethische Begleitung des tech- 
nologischen Wandels angemessene Förderung zu 
Teil werden. 

Entsprechend der geographischen Lage des Lan- 
des kommt der Förderung grenzüberschreitender 
euiopäischeT Zusammenarbeit im Rahmen der For- 
schungs- und Technologiepolitik ein besonderer 
Stellenwert zu. 

Die Landesregierung hat 1987 eine beratende un- 
abhängige Sachverständigenkommission berufen 
mit dem Auftrag, praktikable Vorsctüäge für eine 
zukunftsorientierte FuT-PoÜtik zu erarbeiten, von 
der entscheidende Impulse für eine Modernisie- 
rung der saarländischen Wirtschaftsstruktur erwar- 
tet werden können* Der inzwischen vorliegende 
Bericht der Kommission zeichnet kurz-, mittel- und 
langfristige Entwicklungsperspektiven für das 
Land auf und enthält eine Vielzahl von Empfehlun- 
gen zum Ausbau einer wirtschaftsnahen For- 
schungsinfrastruktur, zur Förderung einzelner For- 
schungsbereiche in den Schwerpunkten Informa- 
tik und Kommunikationstechnologie, Materialfor- 
schung, Umwelt- imd Energietechnik, Elektrotech- 
nik und Medizintechnik sowie Empfehlungen zur 
Verbesserung des Wissens- und Technologietrans- 
fers und zur wissenschaftlich-technischen Aus- 
und Weiterbildung* Die Empfehlungen werden 
von der Landesregierung als entscheidende Orien- 
tieningsgrundlage für die zukünftige Forschungs- 
und Technologiepoütik des Landes gewertet. 

Die Landesregierung hat die Aufwendungen für 
regionale und überregionale Forschungsförderung 
weiterhin erhöht. Die Wissenschaftsausgaben des 
Landes betrugen 1989 insgesamt 631,5 Mio DM* 
Die Ausgaben für den Hochschulbau (einschl. Kli- 
niken) beliefen sich auf 107,8 Mio DM, während 
die forschungsbezogenen Hochschulausgaben für 
1989 230,1 Mio DM, die Forschungs aus gaben au- 
ßerhalb der Hochschulen 23,4 Mio DM betrugen. 
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2. Höchschulforschang und Qüßeruniversitäre For- 
schung 

Neben den 5 vorhandenen staatlichen bzw. staat- 
lich anerkannten Hochschulen (Universität des 
Saarlandes einschließUch denn Universitätsklini- 
kum Homburg, Fachhochschule , Musikhoch- 
schule, Verwaltungsfachhochschule des Saarlan- 
des, staatlich anerkannte Katholische Fachhoch- 
schule für Sozialwesen) wurde 1989 mit der Grün- 
dung der Hochschule der Büdenden Künste Saar 
die Anzahl der saarländischen Hochschulen auf 6 
erhöht. 

Der Personalbestand an den Hochschulen betrug 
1988 7 994 Beschäftigte, davon 1 916 hauptberufli- 
che Wissenschaftler. 

Der Einwerbung von Drittmitteln für die saarländi- 
schen Hochschulen wird eine zunehmende Bedeu- 
tung als Ergänzung der Forschungsförderung 
durch dos Land sowie als wichtiges Element des 
Innovations- und Technologietransfers und der ge- 
meinsamen Problemlösung im Verbund Hoch- 
schule und Wirtschaft zugemessen. Die von der 
Universität des Saarlandes von 1985 bis 1988 ein- 
gewcrbenen Drittmittel stiegen von 28,3 Mio DM 
auf 36,6 Mio DM an. Im gleichen Zeitraum erhöh- 
ten sich die von der Fachhochschule des Saarlan- 
des eingeworbenen Drittmittel von 272 TDM auf 
534 TDM, 

An der Universität arbeiten derzeit 3 Sonderfor- 
schungsbereiche auf den Gebieten Informatik und 
Künstliche Intelligenz sowie auf dem Gebiet der 
Theoretischen Medizin. Die Arbeit des Sonderfor- 
schungsbereichs Feiroelektrlka wurde Ende 1988 
erfolgreich beendet. 

An den Hochschulen des Saarlandes wird die 
Schwerpunktverlagerung zugunsten der für die 
Landesentwickltmg strategisch bedeutsamen Be- 
reiche fortgesetzt. Dazu gehört auch die in der No- 
vellierung des Gesetzes über die Universität veran- 
kerte Einrichtimg einer Technischen Fakultät, in 
der die bisherigen Fachbereiche Ingenieurwlssen- 
scbaften (Fachrichtungen Werks toffwissensch al- 
ten, Elektrotechnik sowie Konstniktions- und Ferti- 
gungstechnik) und Informatik zusammengefaßt 
und schrittweise ausgebaut werden. Das Gesetz 
enthält ferner neue, forschungs freundliche Rege- 
lungen für 

— die Erleichterung der Drittmittelforschung, und 
für die Eiiuichtung sog. An-lnstitute 

— die Anbindung außemniversitärer Forschungs- 
eiruichtungen an die Universität 

— gemeinsame Berufungsverfahren der Universi- 
tät und außeruniversitäre Forschungseinrich- 
tungen 

— die. befristete Freistellung von Professoren al- 
lein für Aufgaben in der Forschung. 

Die Landesregierung verfolgt weiterhin das vor- 
rangige Ziel, die bisher im wesentlichen auf die 
Hochschulen beschränkte wissenschaftliche Mo- 
nostruktur zu überwinden und den weiteren Aus- 


bau von qualifizierten Schwerpunkten an den 
Hochschulen durch die Gründung selbständiger 
Forschungseinrichtungen zu ergänzen. Dabei wird 
stets ein enger Arbeitszusaimnenhang mit den 
Hochschulen durch institutionelle und kooperati- 
onsrechtliche Vorkehrungen sichergestellt. 

Diesem Muster waren bereits die Einrichtung einer 
HauptabteUung Medizintechnik am Fraunhofer- 
Institut für zerstörungsfreie Prüfverfahren in Ko- 
operation mit einer an der Medizinischen Fakultät 
der Universität neu eingerichteten Fachrichtung 
Medizintechnik und die Gründung des Instituts der 
Gesellschaft zur Förderung der Angewandten In- 
formationsforschung e. V. an der Universität des 
Saarlandes (lAX) in Kooperation mit der Fachrich- 
tung Infonuatiorxswissenschaft und einem dort neu 
eingerichteten Studien gang für Informationswis- 
senschaft verpflichtet. 

Weitere selbständige Forschungseinrichtungen 
wurden auf folgenden Schwerpunklgebielen neu 
eingerichtet bzw. befinden sich im Aufbau: 

— Informatik (Deutsches Forschungszentrum für 
Künstliche Intelligenz GmbH, Standort Saar- 
brücken; Internationales Begegnungs- und For- 
schungszentrum für Informatik GmbH; Max- 
Planck -Institut für Informatik) 

— Materialforschung (Institut für Neue Materia- 
lien GmbH), 

— Umwellforschung (Institut für Industrieße Rest- 
sloff- und AbfaDwirtschaft GmbH) 

— Umweltinformatik (Institut für Umweltinforma- 
tik an der Fachhochschule e, V.). 

ln Vorbereitung befindet sich ein Arbeitsschwer- 
punkt Mikrosystemtechnik im Verbund mit der 
Hauptabteilung Medizintechnik des Fraunhofer- 
Instituts, der Universität und der Fachhochschule 
des Saarlandes. Eigens hierfür wurde seitens der 
saarländischen Wirtschaft eine Stiftungsprofessur 
für Mikromechanik bereitg es teilt. 

Schwerpunkte in dem Fach Werkstoffwissenschaf- 
len liegen in den Bereichen Mikro- und Defekt- 
Strukturen, metallische Gläser, Übergangsfließpo- 
tentiale für metallische Werkstoffe zur Erzielung 
von Versagungskrilerien und im Bereich der Werk- 
stoff lech nologie mit den Programmea Pulvermetal- 
lurgie. Korrosion und Verschleiß. Diese Programme 
stehen in engem Zusammenhang mit Entwick- 
lungslinien und Forschimg Seinrichtungen der 
saarländischen Industrie. 

Im Fachbereich Ingenieurwissenschaften wurde 
ein neuer Studiengang Konstruktions- und Ferti- 
gungstechnik in Verbindung mit den Professuren 
für CAD, CAM und Prozeßautomatisierung einge- 
richtet. 

Der Schwerpunkt Informatik im Saarland hat in 
den vergangenen Jahren sowohl in personeller als 
auch in infrastruktureller Hinsicht einen erhebli- 
chen Ausbau erfahren. Im Mittelpunkt der Arbei- 
ten stehen: Formale Systeme (formale Sprachen, 
VLSI-Entwicklung), Theorie der Netze, Zuverläs- 
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sigkeitsfragen, Konektheitsbeweise, effiziente 
Algorithmen, Komplexitatstheorie, Kommunika- 
tionskomplexilat, Rechnerarchitektur, natürlich- 
sprachliche Systeme^ Programmiersprachen, hink- 
tionale Programmierung sowie in Netzen verteilte 
Aufgaben. Einen Schwerpunkt der Forschungsar- 
beiten bilden nach wie die Sonderforschungsberei- 
che „VLSI-Entwurfsmethoden und Par^elität'" 
und „Künstliche Intelligenz". 

Eine entscheidende Erweiterung der Informatik- 
forschung im Saarland wurde durch die Ansied- 
lung des Deutschen Forschungszentrums für 
Künstliche Intelligenz GmbH (DFKI; Standorte 
Saarbrücken und Kaiserslautern, vgl. auch oben 
Abschnitt 2.9) und die Gründung des Max -Planck- 
Instituts für Informatik erreicht. Schwerpunkt der 
Arbeiten des DFKl in Saarbrücken soU zunächst auf 
dem Gebiet der „Intelligenten Benutzerschnittstel- 
len" liegen. Das Max -Planck-Institut soll sich vor- 
wiegend Problemen „massiver Parallelität'' zu- 
wenden. 

Mit der Gründung des „Internationalen Begeg- 
nungs- und Forschungszentrums für Informa- 
tik, GmbH (EBFl)" in Schloß Dagstuhi/W adern in 
1989 wurde ferner eine international bedeutsame 
Wissenschaftseinrichtung geschaffen zur Förde- 
rung der Grundlagen- und angewandten For- 
schung, der wissenschaftlichen Fort- und Weiter- 
bildung sowie des Wissenstransfers zwischen For- 
schung und Anwendung auf dem Gebiet der Infor- 
matik. 

Im Bereich der Angewandten Informatik besteht 
neben dem Studienschwerpunkt „Wirtschaftsinfor- 
matik" seit einigen Jahreo das Institut für Wirt- 
schaftsinformatik (IWl) am Institut für empirische 
Wirts chaftsforschung e. V. Die Forschungsaktivitä- 
ten des Instituts im Schwerpunkt „CIM" führten 
1988 im Rahmen einer BMFT-Lnitiative zur Eiorich- 
tung des ,,CIM-Technologie-Transfeizentruins 
(CIM-TTZ) am Saarbrücker Innovations- und 
Technologiezentrum. 

Die Ein Wirkung s Vielfalt der Informatik in andere 
Wissenschaftsbereiche hat zu der Neuemrichtxmg 
von Professuren für Rechtsinformatik und Medizi- 
nische Informatik geführt. Ebenso wurde die Com- 
puterlinguistik durch Einrichtung einer neuen Pro- 
fessur verstärkt. Es besteht ein interdisziplinär an- 
gelegter, kognitiver Arbeilsschwerpunkt im Be- 
reich sprachorientierter Forschung in Zusammen- 
arbeit zwischen der Informatik, der neueingerich- 
teten Professur für Computerlinguistik, der Sprach- 
wissenschaft, der kognitiven Psychologie und 
Sprachpsychologie sowie der Sprachphilosophie. 

Der Bereich Umweltforschung wurde mit Einrich- 
tung des Zentrums für Umweltforschung der Uni- 
versität, des Instituts für Industrielle Reststoff- und 
Abfall Wirtschaft und des Instituts für Umweltinfor- 
matik zu einem fächerübergreifenden Schwer- 
punkt mit den Arbeitsbereichen Ökotoxikologie 
und Rückslandsanalyük; Biochemie und Abfalla- 
nalytik, Naturressourcen und Spurenanalytik, Bo- 
denkunde und Bodenanalytik, Schadstoffabbau 
und Wasseranalytik, historische Umweltforschung 


und Materialönalytik, Strahlenschutz und Nuklid- 
analytik sowie unter Einbeziehung geistes- und 
rechtswissenschaftlicher DiszipLinen ausgebaut. 
Im Rahmen dieses übergreifenden Forschungsver- 
bundes wurde ein erstes Großprojekt zur Erfor- 
schung „urban -industrieller Ökosysteme" vorbe- 
reitet, das im Rahmen der BMFT- Förderung zu ei- 
nem der bundesdeutschen Ökosystemforschungs- 
zentren entwickelt werden soll. 

Im Bereich der biologisch-medizinischen For- 
schung stehen neben dem Ausbau der Medizin- 
technik insbesondere eine Erweiterung auf den 
Gebieten der Virologie. Mikrobiologie, Immunolo- 
gie und Molekularbiologie im Vordergrund. Im Be- 
reich der Biowissenschaften der Universität wird 
eine stärker anwendungsorientierte Forschungs- 
und Ausbildungsstmktuj mit technologischer Aus- 
richtung entwickelt, 

ln der europäischen Zusammenarbeit liegen nach 
Tradition und geographischer Lage Schwerpunkte 
der saarländischen Hochschulen, die in der Charte 
de Cooperation, einer vertraglich besiegelten 
Hochschulpartnerschaft innerhalb der Saar-Lor- 
Lux-Reglon und der Westpfalz einen festen Rah- 
men mit dem Ziel der Intensivienmg und des um- 
fassenden Ausbaus der europäischen Zusammen- 
arbeit zwischen den Hochschulen gefunden haben. 
Hierauf gründen sich u, a, 

— das Centre d'Etudes Juridiques Francaises 

— das Institut d'Etudes Francaises 

— das Europa -Institut 

— das Institut für Europäisches Recht 

— die europäisch ausgerichtete Aufbaustudien- 
gänge 

O „Europäische Integration" und 

O „Europäisches Umweltdiplom" in Zusam- 
menarbeit mit Frankreich, Belgien und Lu- 
xemburg 

~ Europäisches Diplom in Umweltvrissenschaf- 
ten 

— sechs französische Studiengänge in den Berei- 
chen Rechtswissenschaft, Germanistik, Neuere 
und Vergleichende UteraturwissenschafteQ so- 
wie Übersetzen und Dolmetschen, 

Über Kooperationsverträge mit den Universitäten 
Metz und Nancy I bietet die Fachhochschule als 
zweitgrößte staatliche Hochschule des Saarlandes 
im Rahmen des Deutsch-Französischen Hoch- 
schulinstituts binationale, zweisprachige Studien- 
gänge in den Fachrichtungen Elektrotechnik, Ma- 
schinenbau. Betriebswirtschaftslehre, Bauinge- 
nieurwesen sowie in Informatik mit Schwerpunkt 
Künstliche Intelligenz an. 

Darüber hinaus besieht eine Vielzahl von gemein- 
samen international ausgerichteten Studien- und 
Forschungsproj eklen, insbesondere mit den be- 
nachbarten Hochschulen in Nancy, Metz, Straß- 
burg und dem Centre Urüversitoire in Luxem- 
burg. 
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Im Rahmen des Förderungsprogramms ^Montan- 
region" des Bundes mini Sters für Bildung und Wis- 
senschaft werden zwei mehijahrige, bilateral vom 
Bund und Land geförderte Maßnahmen durchge- 
ftihrt: 

“ Vorhaben „Stimulierung anwendungsbezoge- 
ner Forschung an Fachhochschulen “ . Ziel ist die 
Untersuchung der spezifischen Voraussetzun- 
gen und notwendigen Rahmenbedingungen für 
eine Intensivierung der Forschung an Fach- 
hochschulen; 

— Vorhaben „InfonnationsprakÜkanten" zur Sti- 
mulierung von Innovation und Technologie- 
transfer im Bereich der Kommunikationstech- 
nik, 

3. Technoiogieiördemng und Technologi^transiei 

Im Wissenschaftshaushalt des Landes für 1987 sind 
zusätzliche Mittel zur Förderung von Forschungs- 
und Entwicklungsschwerpunkten in Höhe von ins- 
gesamt 1 Mio DM ausgebracht. Diese Mittel dienen 
vor aDem auch der Anlauffinanzierung von struk- 
lurwirksamen Forsch ungs- und Entwicklungsvor- 
haben. 

Im Rahmen der Technologieförderung unterstützt 
das Wirtschaftsnünisterium auf der Basis des „Pro- 
gramms zur Förderung der Entwicklung technolo- 
gisch neuer Produkte und Verfahren (Forschungs- 
und Technologie Programm — FTP)" marktnahe 
Entwicklungsprojekte vor allem im Bereich der 
Produktinnovation, aber auch im Bereich der Ver- 
f ahr ensinno V a ti on . 

Dieses Förderprogramm, welches im Jahre 19Ö9 
nach Auslaufen des Bundesprogramms zur Erstin- 
novationsförderung als spezielles Landespro- 
gramm aufgelegt wurde, ist ausgelegt auf kleine 
und mittlere Unternehmen und sucht eine spezi- 
fisch saarländische Antwort auf die technologi- 
schen und strukturpolitischen Herausfordenmgen, 
Im Vordergrund steht die Entwicklung und Einfüh- 
nmg neuer Produkte und Verfahren auf der Grund- 
lage neuer technologischer Erkenntnisse zur Erhal- 
tung und Verbesserung der Leistungs- und Wett- 
bewerbsfähigkeit der saarländischen Wirtschaft 
und damit zur Verbesserung der Arbeitsmarktsi- 
tuation. Mit dieser Förderung will die Landesregie- 
rung dazu beitragen, für kleine und mittlere Unter- 
nehmen das Finanzrisiko, das mit der Innovations- 
täögkeit verbunden ist, zu vermindern. Auf diese 
Weise werden sie in den gesamtwirtschaftlich not- 
wendigen Entwicklungsprozeß einbezogen. Dabei 
konzentriert sich die Technologieförderung 
(2,5 Mio DM in 1989) auf raarktnahe Produktent- 
wicklungen ohne Fixierung auf Basis-, Schlüssel- 
oder Hochtechnologien. Tm Vordergrund steht die 
rasche wirtschaftliche Verwertung neuer Produkte 
und Verfahren mit unmittelbarer Beschäftigungs- 
wirksamkeit. 

Förderschwerpunkle im Rahmen des Forschungs- 
und Technologieprogramms liegen im Bereich der 
Energie- und Urawelttechnologien, der Lebensmit- 


teltechnologie, der Medizintechnik, der Verfah- 
renstechnik sowie der „Neuen Werkstoffe". 

Neben der Projektförderung auf der Basis des For- 
schungs- und Technologieprogramms gewährt die 
Landesregierung auch Zuschüsse zur Innovations- 
förderung im Rahmen des EG-Programms zugun- 
sten der Umstellung von Eisen- und Stahlrevieren 
(Programm Resider). Gefördert werden dabei 
Durchführbarkeitsstudienp die Innovationen im Be- 
reich der Produkte und der Technologie durch 
kleine und mittlere Unternehmen betreffen. Die 
Studien können alle Aspekte zur Einfühnmg von 
Innovationen umfassen. 

Tm Saarland gibt es folgende Einrichtungen in und 
außerhalb der Hochschulen, die die Verbesserung 
des Wissens- und Technologietransfers zur Auf- 
gabe haben: 

— Kontaktstelle für Wissens^ und Technologie- 
transfer der Universität des Saarlandes (KWT) 

— Fachhochschul- Institut für Technologietransfer 
an der Fachhochschule des Saarlandes (FTTT) 

— Institut zur Förderung von Existenzgründungen 
an der Fachhochschule des Saarlandes (INEX) 

— Arbeitskreis Hochschule und Wirtschaft des 
Fachbereichs Betriebswirtschaft an der Fach- 
hochschule des Saarlandes (AHW) 

— Arbeitskreis „Technologietransfer Saar" als Ko- 
or dird e run gsgr e mi um 

— Zentrale für Produktivität und Technologie 
Saar e. V, (ZPT) 

— Gesellschaft für Wirtschaflsförderung Saar 
mbH (GW-Saar) 

— Saarbrücker Innovations- und Technologiezen- 
trum (SITZ) 

— CIM-Technologie-Transferzentnim (CIM-TTZ). 

2.11 Schleswig-Holstein 

1. Grundsätze und Schwerpunkte der Forschungs' 
und Technologiepolitik 

Forschung und technologische Entwicklung und 
davon ausgehend Wissenstransfer in die Wirtschaft 
sind für ein Land wie Schleswig -Holst ein, das sich 
im strukturellen Aufbau befindet, immer wichtiger 
werdende Investitionen in die Zukunft. Die gesell- 
schaftliche Entwicklung eines Landes hängt zu- 
nehmend vom Leistungsstand seiner Wissenschaft 
und Technik ab. Die schleswig-holsteinische Lan- 
desregierung hat deshalb eine zielgerichtete und 
verstärkte Forschungs- und Technologiefdrderung 
als Beitrag für die stiuktuieUe und wirtschaftliche 
Stärkung Schleswig- Holsteins im zunehmenden 
europäischen Verbund zu einem Schwerpunkt ih- 
rer Aufgaben gemacht. 

l.l FoxschungspoUlik 

Die neue Forschungspolitik zielt auf eine auJ- 
gabengerechte Weiterentwicklung der Hoch- 
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schulen in Forschung, Lehre und Studium, ins- 
besondere auf einen raschen und massiven 
Ausbau der ForschungsinfrastruktuT und des 
Wissens- und Technologietransfers im Lande, 
vor allem im Bereich der anwendungsbezoge- 
nen Forschung und Entwicklung an den Fach- 
hochschulen. 

Der Ausbau und die Ergänzung der bereits vor- 
handenen Innovationspotentiaie vrird über die 
schon bestehenden Schwerpunkte wie z. B. die 
Meeres- und Medizin forschung und -technik 
hinaus vorrangig folgende Bereiche umfas- 
sen: 

— wissenschaftlich-technische Fädtier im Ver- 
bund einer ingenieunvissenschaftlichen 
Fakultät; vorgesehen sind die Fächer Elek- 
trotechnik und Werkslofftechnologie ein- 
schließlich Fertigung stechnologie und Ge- 
rätebau sowie das Fach Informatik; ergän- 
zend wird die Technikfolgenabschätzung 
verstärkt gefördert werden 

— bestimrate Bereiche der Geistes- und So- 
zialwissenschaften wie insbesondere die 
Friedensforschung und die Frauenfor- 
schung, 

Als Grundlage für die weitere Entwicklung 
verfügt Schleswig-Holstein über eine Reihe 
namhafter Hochschulen und Forschungsein- 
ricbUmgen, an denen über 35 000 Studentin- 
nen und Studenten studieren (WS 1988/89): 

— Die Christian-Albrechts-Universität zu Kiel 
(CAU) als größte Hochschule des Landes 
(18 000 Studierende) deckt in sieben Fakul- 
täten ein breites Spektrum der Geistes- und 
Naturwissenschaften sb. 

— Die Medizinische Universität zu Lübeck 
(MUL) mit zwei Fakultäten bietet den Stu- 
diengang Humanmedizin, den Zusatzstu- 
diengang Zellbiologie und gemeinsam mit 
der Fachhochschule Lübeck das Zusatzstu- 
dium Technisches Gesundheitswesen an 
(1 200 Studierende). 

— Der Universität Kiel sind vier überregional 
bedeutende Forschungsinstitute angeglie- 
dert: Das Institut für Weltwirtschaft [ITW] 
mit der Zentralbibliolhek der Wirtschafts- 
wissenschaften, das Institut für Meeres- 
kunde (IfM), das Institut für die Pädagogik 
der Naturwissenschaften (TPN) und das For- 
schungszentrum für Marine Geowissen- 
schaften (GEOMAR). 

— Der MUL angegliedert ist das Medizinische 
Laserzentrum Lübeck (MLL), Beide Univer- 
sitäten — MUL und CAU — arbeiten eng 
zusammen mit dem Überregionalen For- 
schungsinstitut für Experimentelle Biologie 
und Medizin in Börstel (FIB). Die Institute 
IfW, IfM, IPN und FIB sind in die gemein- 
same Forschungsförderung durch Bund 
und Länder nach Artikel 91b Grundgesetz 
einbezogen (Blaue Liste- Institute). 


— ln Kiel und Rensbuig bestehen zwei Päd- 
agogische Hochschulen (insgesamt 2 300 
Studierende). 

— Die Musikhochschule in Lübeck (350 Stu- 
dierende) widmet sich der Musilcwissen- 
schaft und der künstlerischen Ausbildung 
in den musikahschen Fächern. 

— In Schlesvrig-Holslein gibt es sechs Fach- 
hochschulen: Staatliche Fachhochschulen 
bestehen in Flensburg (1 650 Studierende, 
Maschinenbau, Elektrotechnik, Wirtschaft 
und Mathematik), in Lübeck (2 500 Studie- 
rende, Bauwesen, Technik, Angewandte 
Naturwissenschaft) und in Kiel mit Außen- 
stellen in Eckemförde und Rendsburg 
(5 000 Studierende, Technik, Wirtschaft, So- 
zialwesen, Gestaltung, Bauwesen, Land- 
wirischaft). Zu den privaten Fachhochschu- 
len gehören die Fachhochschule Wedel 
(1 100 Studierende, Physikalische Technik 
und Informatik), die Femfachhochschule 
für Berufstätige in Rendsburg (2 200 Studie- 
rende) und die Fachhochschule für Verwal- 
tung, Polizei und Steuerwesen in AJtenbolz 
bei Kiel (1 000 Studierende), 

— Zur Forschirngsinfrastruktur in Schleswig- 
Holstein zählen weiterhin das Max«Planck- 
Institut für Limnologie in Plön und als Groß- 
forschungseiruichtung das GKSS-For- 
schungszentrum in Geesthacht, dessen For- 
schungsschwerpunkte in den Bereichen 
Umwelt- und Kliraaforschung und -technik, 
Unterwassertechnik, Materialforschung 
und Reaktorsicherheitsforschung liegen, 
sowie die Forschungsanstalten des Bundes 
für Milchforschung, für Wasserschah und 
Geophysik und für Gartenbauliche Pflan- 
zenzüchUmg. Im Rahmen des EUREKA- 
Projektes „JESST' wird in Kürze in Itzehoe 
das Fraunhofer-Institut für Siiiziumtechno- 
logie (ISIT) errichtet. Die Landesregierung 
wird nachdrücklich auf die weitere Ver- 
dichtung der Forschungsinfrastruktur in 
Schleswig- Holstein durch die Einrichtung 
weiterer großer Forschungseinrichtungen 
hin wirken. 


1.2 TechnohgiepoUtik 

Die Technologiepolitik in Schleswig -Holstein 
ist vor allem darauf ausgerichtet, für kleine und 
mittlere Unternehmen ein möglichst innovati- 
ves Umfeld zu schaffen, aktive Bestandspflege 
zu betreiben sowie Neu- und Ausgründungen 
zu ermutigen und zu unterstützen. In diesem 
Zusammenhang ist insbesondere die seit dem 
1. Januar 1990 geltende Neuordnung der 
schleswig-holsteinischen Miltelstahdsförde- 
ning durch ein Landesförderungsprograrara 
„Mittelstand, Technik und Innovation — MiTl" 
von Bedeutung. Dieses Programm ist noch stär- 
ker als in der Vergangenheit auf die kleinen 
und mittleren Unternehmen abgestellt und 
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setzt insbesondere i.ra Bereich der Technolo- 
gieförderung neue Akzente. 

Das Land Schleswig-Holstein hat erkannt, daß 
gerade die kleinen und mittleren Betriebe eine 
gute Forschungsinfrastruktur sowie ein Netz- 
werk für den Techniktransfer benötigen. Die 
neue Forschungspolitik berücksichtigt diese 
Anforderungen der Wirtschaft in besonderem 
Maße. 


2. HochschuUorschung und Qüßeruniversitäre For- 
schung 

In den letzten Jahren wurden die Hochschulen 
und außeruniversitären Forschungseinrichtungen 
schwerpunktmäßig in den folgenden Forschungs- 
bereichen gefördert: 

— Meeresforschung, insbesondere marine Geo- 
wissenschaften 

— Informatik (der Aufbau einer wissenschaftlich- 
technischen Fakultät ist in Vorbereitung) 

— Medizinforschung und -technik 

Umweltforschung und -technik. insbesondere 
Ökosystemforschung 

— Stärkung der Forschungsmöglichkeiten an den 
Fachhochschulen 

— Aufbau von Kapazitäten für die Friedensfor- 
schung und die Frauenforschung 

2.1 Meeresforschung 

Die Universität Kiel und das ihr angegliederte 
Institut für Meereskunde bieten ein breites 
Spektrum meereswissenschafthcher For- 
schung und Lehre. Beide Institutionen sind 
Träger der Sonderforschungsbereiche 133 
(Warmwassersphäre des AÜantik) und 313 
(Sedimentation im Europäischen Nordmeer). 
Beide sind auch am E U RH KA- Forschungspro- 
jekt ..EUROMAR" beteiligt. Die Universität 
Kiel betreibt an der Nordsee in Büsum eine 
Außenstelle, das Forschungs- und Technolo- 
giezentrum Westküste. Dort werden interdis- 
ziplinäre Arbeiten der Küsten- und Watten- 
meerforschung duxchgeführt. Ein Neubau des 
FTZ steht kurz vor seiner Inbetriebnahme. Im 
Bereich der Wattenmeerforschung gibt es eine 
enge Kooperation mit dem Nationalpark 
Schleswig -Holsteinisch es Wattenmeer'". 

Der Aufbau des 1987 gegründeten For- 
schungszentrums GEOMAR (marine Geowis- 
senschaften) geht zügig voran; Für eine Reihe 
größerer Forschungsprojekte wurden erhebli- 
che Drittmittel eingeworben; auf einer speziel- 
len Großrechneranlage ist der Aufbau eines 
seismischen Daten Verarbeitungssystems ange- 
laufen; ein InsÜtutsneubau ist in Planung. 
GEOMAR arbeitet eng mit der GEOMAR 
Technologie GmbH (GTG) zusammen; die 
GTG ist eine von einschlägigen Firmen der 
Meerestechnik getragene Einrichtung für 
Technik, Hntwicldung und Service auf dem 
Gebiet der marinen Geowissenschaften. 


2.2 Informatik, Planung einer wissenschaftlich- 
technischen Fakultät 

Das Institut für Informatik der Universität Kiel 
vrird um einen Lehrstuhl für Softwaretechnolo- 
gie und einen weiteren Lehrstuhl erweitert. 
Das Institut ist am ESPRIT-Programm der EG 
beteiligt. Es arbeitet außerdem auf dem Gebiet 
der „sicheren Software" mit drei anderen nord- 
deutschen Universitäten zusammen. Auch an 
den Fachhochschulen des Landes ist vorgese- 
hen, die Studien- und Forschungskapazitäten 
für technische Informatik zu vergrößern. 

Schleswig-Holstein verfügt bisher über keine 
wissenschaftlich-technischen Lehr- und For- 
schungseinrichlungen. Um die in diesem Zu- 
sammenhang bestehenden StruktumachteUe 
abzubauen, hat die Landesregierung beschlos- 
sen, an der Universität Kiel eme mgenieurwis- 
senschaftliche Fakultät zu errichten, für die die 
Fächer und Studiengänge Elektrotechnik und 
Werkstofftechnologie sowie Informatik vorge- 
sehen sind. Diese zusätzbchen Strukturtnaß- 
nahmen sollen der Optimierung der wissen- 
schaftlichen und wirtschajfthchen Kapazität 
des Landes dienen und die angestreble Zusam- 
menarbeit mit dem FraunhoferTnstitiil für Sih- 
ziumtechnologie (ISIT) in Itzehoe und mit der 
VEBA (Energiespar-Institut) sowie entspre- 
chenden Unternehmen innerhalb und außer- 
halb des Landes verbessern. 

2.3 Medizinforschung und -technik 

Schleswig-Holstein verfügt mit den Kliniken 
und Instituten der Universität Kiel (CAU), der 
Medizinischen Universität Lübeck (MUL) und 
dem Forschungsinstitut für Experimentelle 
Biologie und Medizin in Börstel (FIB) über drei 
bedeutende medizinische Forschungseinrich- 
tungen* Die MUL ist zusammen mit der Univer- 
sität Hamburg Träger des SFB 232 (Funktion 
\md Defekte von Rezeptorsystemen); eine wis- 
senschafüiche Kooperation besteht auch mit 
der großen Rbeumaklinik in Bad Bramstedt. 

Der MUL ist das Medizinische Laserzentrum 
Lübeck (MLL) angegliedert, das Forschung, 
Entwicklung und Weiterbildung auf dem Ge- 
biet des Lasereinsatzes in der Medizin betreibt. 
Zwischen MUL, MLL und der Fachhochschule 
Lübeck {FHL), die Lehr- und Forschungskapa- 
zität auf dem Gebiet der Medizintechnik be- 
reitstellt, besteht eine enge Zusammenarbeit. 
Eine Reihe wichtiger Forschungsprojekte, u. a. 
auch neue medizinlechniscbe Entwicklungen 
wurden in diesen Forschungsstätten durchge- 
führt. Die Landesregierung hat beschlossen, in 
der Universität Lübeck neue Lehrstühle für 
Medizin technik, insbesondere an den Schzutt- 
steilen von Medizin, Naturwissenschaften und 
Technik einzurichten. In Schleswig -Holstein 
hat sich eine Arbeitsgemeinschaft Medizin- 
technik etabliert, in der unter Geschäftsfüh- 
rung des Technikzentrums Lübeck die o. g. 
wissenschaftlichen Einrichtungen sowie ein- 
schlägige Firmen Zusammenarbeiten, 
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2.4 Umweltforschung und -technik, insbesondere 
ö kosys t e mforsch tm g 

An der Universität Kiel (CAU) wird das Projekt 
,, Ökosystemforschung im Bereich der Bornhö- 
veder Seenkette'' durchgeführt. Das Projekt 
wird vom BMFT als eines der fünf geplanten 
Ökologiezentren in der Bundesrepublik 
Deutschland gefördert. Mit dem Vorhaben sol- 
len Ökosysteme langfristig untersucht werden. 
Die Forschungen haben inhaltlichen Bezug zu 
den Arbeiten des FTZ BüsuiUr den Forschun- 
gen für das Nationalparka ml Tönning und an- 
deren Forschungstätigkeilen der CAU, insbe- 
sondere der ForschungssteUe für Ökosyslem- 
forschung. 

2.5 Stärkung der Forschungsmögiichkeiten an den 
Fachhochschulen 

Ein vordringliches Anliegen der Landesregie- 
rung ist es, die Voraussetzungen dafür zu ver- 
bessern, daß die besonderen Möglichkeiten 
der Fachhochschulen zu angewandter For- 
schung, technischer Entwicklung und Techno* 
logietransfer stärker genutzt werden können. 
Deshalb wird die Forsch ungsinf ras truktur an 
den Fachhochschulen weiter ausgebaut: 

— Die FH Rensbujg erhält ein Labor für Wind - 
energie. Sie ist wissenschaftlich eingebun- 
den in die „Windlest Kaiser-Wilhelm- 
Koog GmbH". 

— Die FH Kiel hat kürzlich ein neues Techno* 
logie -Transferzentrum für rechnerin tegrier- 
le Fertigung (CIMTT) im Rahmen eines 
BMFT* Programms erhallen und Ln Betrieb 
genommen. 

~ Die FH Lübeck baut ein neues Labor für 
Las er- Technik auf. Dies soll in enger kon- 
zeptioneller und räurolicher Verbindung 
mit dem MLL arbeiten. 

— An der privaten FH Wedel, wird durch ei- 
nen Landeszuschuß der Aufbau eines CIM- 
Labors gefördert. 

Der Anteil der Fachhochschulen an den För- 
dermitteln des Landes für besondere For- 
schungsvorhaben ist in den letzten Jahren auf 
rund 50 % gesteigert worden. 

An der FH Lübeck wird eine Datenbank über 
das Forschungspotential im Lande erstellt 
( „ Forschungsmaikt Schleswig- Holstein " ) . ln 
ihr werden Daten über die Forschungseinrich- 
tungen mit ihren Forschungsschwerpunkten, 
die Namen der Wissenschaftler und Kontakt- 
adressen für Technologietransfer gespeichert, 

2.6 Aufbau von Kapazitäten für dJe Friedensfor- 
schung und die F rauen förderung 

Die Friedensforschung hat koozeptioneU und 
finanziell neue Impulse erhallen: Es wurde ein 
neuer Haushaltstilel für diesen Bereich einge* 


richtet. An der CAU Kiel hat sich eine Gruppe 
von Wissenschaftlern abgestimmt, die interdis- 
ziplinär auf diesem Gebiet arbeitet. 

Die Förderung der Frauenforschung ist ein 
besonderes Anliegen der Landesregierung 
Schleswig-Holstein: An der FH Kiel soll ein 
interdisziplinäres Institut für Frauenforschung 
errichtet werden. An der PH Flensburg besieht 
eine Koordinierungsstelle für Frauenstudien 
und Frauenforschung: hierfür ist eine Stif- 
tungsprofessur beantragt. 1989 wurden insge- 
samt bereits zehn Projekte der Frauenfor- 
schung gefördert. 

2.7 Intensivierung der FoischungsfÖrderung durch 
EG^Mfttel 

Die Landesregierung unterstützt die verstärkte 
Beteiligung Schleswig -holsteinischer For- 
schungseinrichtungen an EG-Forschungs- 
programmen. Im Wissenschaf tsministerium 
wurde ein besonderes EG-Referal eingerichtet, 
das über die aktuellen Programme informiert 
und die Forsch ungseinrichtimgen bei der An- 
Iragsstellung unterstützt. Besonderer Wert 
wird auf die Beteiligung der Fachhochschulen 
gelegt. 

Schwerpunkte der bisherigen Beteiligung 
und Antragstellung der Hochschulen und 
Forsch ungseiniichtungen in Schleswig-Hol- 
stein sind die EG -Programme ESPRIT (Bereich 
Informatik) und JOULE (nichtnukleare Ener- 
gie) sowie das Meeresforschungsprogramm 
MAST. 

Darüber hinaus wird in Schleswig -Hol stein un- 
ter Federführung der FH Lübeck und unter 
BeteUigung aller Hochschulen und weiterer 
Einrichtungen im Lande eine Ausbildungs- 
Partnerschaft im Rahmen des EG-Programmes 
COMFTT eingerichtet, die in Kooperation mit 
den anderen europäischen COMETT-Ausbü- 
dungspartnerschaiten insbesondere den EG- 
weiten Praktikantenaustausch auf technologi- 
schem Gebiet fördert. Weitere Beteiligungen 
an dem Prograimn COMETT 11 sind vorgese- 
hen. 

3. Technologie förderung und Technologietransfer 

Wesentliche Eleruenle der Technologieförderung 
sind in dem seit dem L Januar 1990 gellenden 
neuen Förderungsprogramm „Mittelstand, Tech- 
nik und Innovation — MiTI" auf eine neue Basis 
gesteht worden. Dieses Programm enthält interes- 
sante neue Förderfelder: 

— Im Rahmen des MiTI können auch allgemein 
nutzbare Marktanalysen und Technikstudien 
mit 50 %igen Zuschüssen gefördert werden. 

— Die MiTI-Beteüigungsförderung erhöht durch 
finanzielle Anreize die Bereitschaft zum Einsatz 
von Beteüigungskapital sowohl auf seiten der 
Kapitalgeber als auch der Beteüigungsneh- 
mer. 
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“ Die MiTl-Erfinderförderung stellt Zuschüsse 
und zinslose Darlehen bereit und wird um eine 
Erfinderberatungsstelle erweitert. 

— Die MiTI- Förderung von Produktionsinnovatio- 
nen geht davon aus, daß kleinen und mittleren 
Unternehmen der Zugang zu den Bundesförde- 
rungsprogrammen häufig besonders schwer 
fällt. Zur Minderung des Entwicklungsrisikos 
können deshalb projektbezogene Entwick- 
lungskosten mit bis zu 40 % und mit einem 
Maximalbetiag von bis zu 200 000, — DM geför- 
dert werden. 

— Neu ist auch die Förderung regionaler Koopera- 
tionen im Rahmen des MiTI. Solche Kooperatio- 
nen von mindestens 3 Unternehmen, die ge- 
meinsam Produktdiversifikötionen und deren 
Markterschließung betreiben, können 3 Jahre 
lang mit durchschnittlich 50 %igen Zuschüssen 
bis zu insgesamt maximal 900 000,— DM geför- 
dert werden, 

— Die MiTI -Außenwirtschaftsförderung weitet 
schließlich die bestehende Förderung von Mes* 
sebeteiligungen, Außenhandeisberatungen 
usw, auf die zunehmend bedeutungsvolleren 
außenwirtschaftlichen Kooperationen aus. 

Im Rahmen der Förderung technologie orientierter 
Untemehmensgründung hat die schleswig-holstei- 
nische Landesregierung das Angebot gemacht, 
jungen Untemehmensgründem, die in dem ausge- 
laufenen TOU-Programm des Bundes nicht mehr 
berücksichtigt werden konnten, eine vergleichbare 
Förderung in Schleswig- Holstein zur Verfügung zu 
stellen. 

Die Beratungsstelle für Innovation und Technolo- 
gietransfer e. V, (BITT Schleswig-Holstein) wird 
durch Zuschüsse des Landes institutionell gefor- 
dert, Die Beratungsstelle hat die Aufgabe, mittel- 
ständische Unternehmen bei der Findung und 
Nutzbarmachung von Verfahren und Produkten zu 


beraten, Kontakte zu Fachinstituten sowie zwi- 
schen Erfindern und interessierten Finnen zu ver- 
mitteln, Firmen und Erfinder in allen während des 
Innova tions Prozess es bis zur Markteinführung auf- 
tietenden Fragen zu beraten. 

Neben der BITT Schleswig -Holst ein sind die Tech- 
nikzentiea m Lübeck und Flensburg, das Techno- 
logie- und Gewerbezentrum in Eutin sowie die 
Technologiebeauftragten an den Fachhochschulen 
und das neu geschaffene CIM-Technologie-Trans- 
ferzentrum an der Fachhochschule Kiel Teile eines 
Netzwerkes für den Technologietransfer, mit dem 
der Einsatz der neuen Techniken in Schleswig- 
Holstein beschleunigt werden soll und ein wirksam 
mer T ecbnologietransf er- Prozeß neu gestaltet 
wird. Im Bereich der Informations- und Kommuni- 
kation sie choik hat der neu gegründete Verein In- 
Kom e, V. es sich zum Ziel gesetzt, kleine und mitt- 
lere Unternehmen zu beraten und bei der Einfüh- 
rung dieser Techniken zu unterstützen. 

4. Sonstige Programme und Maßnahmen des Lan- 
des 

Die Landesregierung Schleswig-Holstein ist wei- 
terhin darum bemüht, ln Verhandlungen mit der 
Wirtschaft, dem Bund, den anderen norddeutschen 
Ländern und den überregionalen Wissenschaftsor- 
ganisationen neue Forschungsinstitutionen in 
Schlesvdg- Holstein anzusiedeln und bestehende 
auszubauen. Als ein Beispiel für erfolgreiche Be- 
mühungen um die Verbessenmg der technologi- 
schen Infrastruktur ist die CEM-GmbH Neumün- 
ster zu nennen. Hier wird eine leistungsfähige und 
inlemational anerkannte Forscbungs' und Trans- 
ferkapazitäl im Bereich der Mikroverbindungs- 
techrdk aufgebaut, die einen Beitrag zur Verbesse- 
rung des JESSl-Forschungsinstitutes ISIT leisten 
karm und Bestandteil eines umfassenden Koopera- 
tionsnetzes von Wissenschaft und Wirtschaft wer- 
den soll. 
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Teil IV 

Internationale und innerdeutsche Forschungs- und Technologiepolitik — 
Internationale Organisationen und Forschungseinrichtungen mit Beteiligung 
der Bundesrepublik Deutschland 


1. Einführung 

Ergebnisse von Wissenschaft. Forschung und Technik 
sind weltweites Gemeingut geworden. Wissenschaft- 
liche und technologische Spitzenleistungen sind tm- 
gleich eine wichtige Voraussetzung für Wirtschafts- 
kraft und industrielle Wettbewerbsfähigkeit eines 
Landes. 

Die Bundesrepublik Deutschland engagiert sich da- 
her — sowohl auf staatlicher Ebene als auch auf der 
von Unternehmen und Forschungseinrichtungen — in 
der zunehmenden internationalen Zusammenarbeit 
nach dem Maß ihrer großen wissenschaftlicheo Tradi- 
tion und ihrer Wirtschaftskraft. Austausch und ge- 
meinsame Erarbeitung von neuem Wissen, Koopera- 
tion bei aufwendigen Forschungs- und Technologie- 
projekten sind heute Gegenstand vielfältiger zwi- 
schenstaatlicher Beziehungen und entsprechender 
Abmachungen, Die Bundesregierung und ihr zuge- 
ordnete Forschungsstellen haben mit Partnern in ca. 
50 Staaten Abkommen oder Vereinbarungen über 
wissenschaftlich-technische Zusammenarbeit abge- 
schlossen. Forschungspolitische Ziele unserer inter- 
nationalen und innerdeutschen FuE-Kooperation 
sind: 

(1) Vertiefung der Forschungskooperation innerhalb 
der Europäischen Gemeinschaft und mit den an- 
deren westeuropäischen Landern; 

(2) Stärkung der transatlantischen Kooperation; 

(3) Ausbau der wissenschaftlich-technischen Bezie- 
hungen zu den Ländern der Dritten Well, insbe- 
sondere zu den sogenannten SchweUenländem; 

(4} Nutzung der Chancen zur Forschungskooperation 
mit den RGW-Slaaten in Mittel- und Osteuropa. 

Über den naheliegenden Nutzen für Wissenschaft und 
technischen Fortschritt hinaus erhofft sich die Bundes- 
regierung aus der FuE-Zusammenarbeit wichtige Bei- 
träge für 

— die weitere wirtschaftliche und politische Integra- 
tion Europas; 

— den notwendigen und von beiden Seiten ge- 
wünschten transatlantischen Zusammenhalt; 

— die Sicherung des freien Austauschs wissenschaft- 
licher Ideen, Kenntnisse und Erfahrungen; 

— die Zurückdrängung protektionistischer Tenden- 
zen in der Weltwirtschaft; 


— die Losung der exislentieUen Probleme der Dritten 
Welt; 

— den Brückenschlag zu den RGW-Staaten in Mittel- 
und Osteuropa; 

— die Stärkung der geraeiDsamen Verantwortung iin 
Hinblick auf das ökologische Gleichgewicht der 
Erde und schließlich 

— das Entstehen gemeinsamer und verbindender 
ZielvorsteUungen durch gemeinsam erarbeitetes 
Wissen. 

Die zusammengefaßle Darstellung der internationa- 
len Organisationen, Forschungseinrichtungen und 
Aktivitäten, an denen die Bundesrepublik Deutsch- 
land beteiligt ist, folgt der Unterscheidung in 

— Internationale OrganisaUonen 

Die Bundesrepublik Deutschland ist Mitglied zahl- 
reicher internationaler Organisationen, deren Auf- 
gabe es ist, die politische, wirtschaftliche, wissen- 
schafUich’technische oder kulturelle Zusammen- 
arbeit besonders in Westeuropa oder weltweit — 
etwa als Sonderorganisation der Vereinten Natio- 
nen “ zu fördern oder zu koordinieren. Ein mehr 
oder weniger großer Teil der Arbeit und der Mittel 
dieser Organisationen ist der Zusammenarbeit in 
Forschung und Technologie gewidmet, die im fol- 
genden kurz skizziert wird. 

— Internationale Porschungseinrichtangen 

Neben inlemationalen Organisationen, die einen 
TeU ihrer Aktivitäten Forschung und Technologie 
widmen, gibt es eine Reihe von inlemationalen 
Einrichtungen, deren Hauptaufgabe die interna- 
tionale Forschungskooperation ist. Hierbei handelt 
es sich überwiegend um europäische Einrichtun- 
gen, an denen ein jeweüs unterschiedlicher Kreis 
westeuropäischer Länder beteiligt ist. Anlaß für 
die Gründung dieser Einrichtungen war meistens 
der Bedarf an einem wissenschaftlichen Großge- 
rät. dessen Bau und Betrieb die haushaltsmäßigen 
Möglichkeiten eines einzelnen Landes überstei- 
gen würde und das durch die Wissenschaftler 
eines Landes nicht optimal ausgelaslet werden 
könnte. Typische Beispiele hierfür sind Hochener- 
giebeschleuniger (bei CERN), Spiegelteleskope 
(bei ESO), Höchstflußreaktoren [bei ILL), Syn- 
chro tro ns trahlungsarüa gen (bei ESRF), Windka- 
näle (bei DNW, ETW). 
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— Sonstige internationale Zusammenorbeit 

In diesem Abschnitt sind forschungsbezogene in- 
ternationale Prograrüme oder Aktivitäten zusain- 
mengefaßt, die durch zwischenstaatliche Verein- 
barungen zustande gekommen sind. Die Koordi- 
nierung der Zusammenarbeit obliegt internationa- 
len Gremien, manchmal unterstützt durch ein ge- 
meinsames Sekretariat der beteiligten Staaten. Als 
wichbgsles Ereignis in diesem Bereich während 
des Berichtszeitraums ist die EUREKA- Initiative zu 
nennen, 

— ßilQleroie Zusammenaibeii. 

Stellenwert und Dimension der Einbindung der Bun- 
desrepublik Deutschland in die internationale Zusam- 
menarbeit sind vor allem durch folgendes gekenn- 
zeichnet: 

— Für die Lnlemationale Zusammenarbeit in For- 
schung und Technologie ebenso wie für die Aus- 
richtung der naäonalen Forschungspolitik der 
Bundesrepublik hat die Zusammenarbeit im Rah- 
men der Europäischen Gemeinschaft eine überra- 
gende Bedeutung. Die Finanzmittel, die die Euro- 
päische Gemeinschaft zur Förderung von wissen- 
schaftlicher Forschung und technologischer Ent- 
wicklung zur Verfügung hat, sind beachthch und 
haben im Berichtszeitraum weiter zugenommen. 
Mit der Verabschiedung des neuen Rahmenpro- 
gramms Forschung und technologische Entwick- 
lung 1990 bis 1994 ist sich er gestellt, daß die ge- 
meinschaftliche Forschungsförderung weiter aus- 
gebaut werden kann. 

Die Bedeutung der Forsch ungszusammenarbeit 
für ein gemeinsames Europa geht dabei weit über 
das durch die reinen Finanzzahlen markierte Ge- 
wicht hinaus. Diese sind — trotz beachtlicher abso- 
luter Höhe und steigender Tendenz — in Relation 
zum Gesamthaushalt der EG oder zu den For- 
schungshaushallen der Mitgliedstaaten eher noch 
gering. Die Forschungszusammenarbeit im Rah- 
men der Europäischen Gemeinschaft leistet aber 
wichtige Beiträge zur Verwirklichung des europäi- 
schen Binnenmarktes. Sie fördert über den Ausbau 
der wissenschaftlichen Infrastruktur auch den in- 
neren Zusammenhalt der Gemeinschaft und tragt 
zu einer Koordinierung der nationalen For- 
schungspolitiken bei. Sie hat damit eigenständige 
Bedeutung für die europäische Integration. Dies 
wird durch einen eigenen Abschnitt zur For- 
schungspoUtik im EWG-Vertrag unterstrichen, der 
im Juni 1987 mit der Einheitlichen Europäischen. 
Akte m Kraft getreten war und seitdem die recht- 
liche Grundlage der gemeinsamen Forschungspo- 
litik ist. 

— ln Weltraumforschung und -technologie spielt für 
die Bundesrepublik Deutschland die Beteiligung 
an der Europäischen Wellraumorganisation ESA 
eine entscheidende Rolle. Weltraumforschung und 
-technologie erfordern technische Großgeräte und 
komplexe Programme, die nur in internationaler 
Kooperation realisiert werden können. Auch Lm 
Berichtszeitraum war die Politik der Bundesregie- 
rung darauf gerichtet, die deutschen Raumfahrtin- 


Leressen überwiegend im Rahmen der ESA zu ver- 
folgen. Diese Pobtik, die 1989 auf eine 25 Jahre 
erfolgreiche Zusammenarbeit zurückbückle, ist 
ein positives Beispiel europäischer technisch-wis- 
senschaftßcher Kooperation. 

Der langfristige europäische Weltraumplan bis 
zum Jahre 2000. den der ESA-Ral auf Minister- 
ebene im November 1987 in Den Haag als Orlen- 
tieningsr ahmen verabschiedet hatte, ist in sich ko- 
härent und zielt auf europäische Autonomie, d, h. 
auf Leistungs-, Wettbewerbs- und Partnerschafts- 
fähigkeil. Schwerpunkte der deutschen Beteili- 
gung an der ESA sind der Aufbau und die Nutzung 
der europäischen Raumfahrtinfrastruktiu, die Eu- 
ropa die Option auf Eigenständigkeit in der be- 
mannten Raumfahrt eröffnet. Gleichzeitig wurde 
mit der Unterzeichnung des multilateralen Regie- 
rungsübereinkommens über die Errichtung der In- 
ternationalen Raumstation am 29. September 1988 
in Washington die europäische Bereitschaft zur 
Partnerschaft mit den USA unterstrichen. Damit 
knüpft Europa an eine Zusammenarbeit an, die 
sich vor allem beim Projekt SPACELAB bereits 
bewährt hat, Lra Verlauf des Jahres 1989 konnte 
die von der ESA entwickelte Europa-Rakete 
Ariane ihren Erfolgskurs fortsetzen und ihre Posi- 
tion als Weltmarktführer bei kommerziellen Satel- 
litenstarts weiter festigen. Zum Jahresende konnte 
auf eine Serie von insgesamt 16 erfolgreichen 
Starts zurückgebßckt werden. Ende 1989 wurde 
zwischen ESA und der Sowjetunion ein neues Ab- 
kommen über die Zusammenarbeit in der Welt- 
raumforschung abgeschlossen. Auf dieser Grund- 
lage soll zwischen beiden Seilen in den nächsten 
Jahren die Kooperation verstärkt werden. Haupt- 
partner der ESA bei der internationalen Zusam- 
menarbeit wird jedoch auch künftig die USA blei- 
ben, mit einem Schwergewicht der Kooperation 
beim gemeinsamen Aufbau der Internationalen 
Raumstation. 

— Die naturwissenschaftliche Grundlagenforschung 
an Großgeräten ist ebenfalls schon seit vielen Jah- 
ren in vielfältiger Weise europäisch organisiert. 
Diese Forschungseinrichtungen haben nicht nur 
exzellente Wissenschaftler aus Europa, sondern 
aus allen Ländern der Welt angezogen. Europa bat 
dadurch seine führende Stellung auf vielen Gebie- 
ten der naturwissenschaftlichen Grundlagenfor- 
schung erhalten oder weiter ausbauen können. Ein 
hervorragendes Beispiel hierfür ist das Europäi- 
sche Laboratorium für Elementarleilchenphysik 
CERN in Genf, dessen Elektron-Positron-Spei- 
cherring LEP im August 1989 den Exp erimen tier- 
betrieb aufnahm (vgl. Teil D. Kapitel 2,2}. 

In den letzten Jahren hat sich ein jeweils unter- 
schiedlicher Kreis europäischer Länder über den 
Bau von zwei weiteren europäischen Forschungs- 
einrichtungen verständigt: Die Synchrotron Strah- 
lungsanlage ESRJF in Grenoble und den Europäi- 
schen Transschall- Windkanal ETW in Köln. 

— EUREKA, das auf eine deutsch- französische Initia- 
tive aus dem Frühjahr 1985 zurückgeht und inner- 
halb weniger Monate bis zur Ministerkonferenz in 
Hannover im November des gleichen Jahres zu 
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einem neuartigen zwischenstaaüichen Rahmen für 
grenzüberschreitende Projektzusammenarbeit ge- 
führt hatte^ ist inzwischen zu einem festen, aner- 
kannten und unverwechselbaren Bestandteil euro- 
päischer Forschungs- und Technologie Politik ge- 
worden: 

O Die grenzüberschreitende Zusammenarbeit 
zwischen Unternehmen, auch unter kleinen 
und mittleren Unternehmen, sowie Forschungs- 
einrichtungen der Mitgliedstaaten wurde er- 
heblich ausgeweitel: annähernd 300 Projekte 
wurden gestartet, darunter etwa 100 mit deut- 
scher Beteihgung, 

O Das Finanzvolumen (geschätzte Gesamtkosten) 
dieser Projekte kommt einer Summe von 
13 Mrd DM nahe, 

O EUREKA ist ein Bindeglied zwischen den bei- 
den großen Wirtschaftszonen in Westeuropa; 
gleichberechtigte Mitglieder sind die 12 EG* 
Staaten und die EG -Kommission sowie die 
6 EFTA-Staaten, ferner die Türkei. 

O Entscheidend ist aber letztlich nicht die Quanti* 
tat, sondern die Qualität der Zusammenarbeit; 
Die Projekte tragen nicht nur zum Abbau der 
Wirtschaf tsgrenzen und zum Zu sarumen wach- 
sen national geprägter Einzeimärkte bei, son- 
dern geben auch wichtige neue Impulse für eu- 
ropäische Selbstbehauptung im internationalen 
Wettbewerb, 

O Möglich wurde dies vor allem durch eine neue 
Form der Zusammenarbeit, die als flexible, un- 
bürokratische Ergänzung zu den Forschungs- 
und Entwicklungsprogrammen der Mitglied- 
staaten und der Europäischen Gemeinschaften 
begann, mittlerweile aber ihren eigenen for- 
schungspolitischen Stellenwert erlangt hat und 
auf jene Programtne anregend zurückwirkt. 

— Neben der Zusammenarbeit im Rahmen von inter- 
nationalen Forschungseinrichtungen und Organi- 
sationen und neben der europäisdien Zusammen- 
arbeit ist die bUaterale Zusammenarbeit mit west- 
lich orientierten Industrieländern und einer Reihe 
von Landern der Dritten Welt von zunehmender 
Bedeutung, Nachdem es 1986 gelungen war, 
grundsätzliche politische Probleme auszuräumen, 
hat auch der Aufbau einer wissenschafüich-tech- 
noiogischen Zusammenarbeit mit der DDR und 
den osteuropäischen Ländern begonnen. 

O Unter den außereuropäischen Industrieländern 
steht die deutsch-amerikanische Zusammenar- 
beit hinsichtlich Umfang und Intensität an der 
Spitze. Sie ist Ausdruck der zunehmend dichter 
werdenden Verflechtung und ArbeitsteUung in 
Wissenschaft und Technik in der westlichen 
Welt, die sich in weiten Bereichen der Grundla- 
genforschung, dem grenzüberschreitenden Da* 
lenfluß, den globalen Aufgaben bei der Über* 
Windung der Rohstoff- und Energieprobleme, 
dem Umweltschutz und der Entwicklung von 
Schlüsseltechnologien zeigt. Sie ergänzt dar- 
über hinaus die engen kulturellen und wirt- 
schaftlichen Beziehungen. 


O Nachdem bereits in den letzten Jahren ein ver- 
stärktes Interesse der osteuropäischen Länder 
an der wissenschaftlich-technischen Koopera- 
tion mit der Bundesrepublik Deutschland sicht- 
bar wurde, begrüßt und unterstützt die Bundes- 
regierung ntmmehj nachdrücklich die mit dem 
Reformprozeß in Osteuropa möglich gewordene 
neue Dimension der Zusammenarbeit. 

Das beherrschende politische Ereignis des Be- 
richtszeitraumes ist die Chance zur Wiederher- 
stellung der deutschen Einheit, die der Reform- 
prozeß in Osteuropa eröffnet hat. Die Bundesre- 
gierung strebt eine organische Entwicklung 
beim Zusamraenwachsen der deutschen Staa- 
ten an und hat zur Vorbereitung der notwendi- 
gen Schritte einen Kabinettausschuß „Deutsche 
Einheit" eingesetzt. Auch im Bereich Forschung 
und Technologie bewegen sich die Dinge sehr 
schnell und befinden sich zum Redaktions- 
schluß noch voll im Fluß. 

O ln einer verstärkten wissenschaftlich-techni- 
schen Kooperation mit Ländern der Dritten Welt 
sieht die Bundesregierung eine wichtige 
Chance, zur schnelleren Entwicklung und Stei- 
gerung der Leistungsfähigkeit dieser Länder 
beizutragen. 


2. Internationale Organisationen 

2.1 Europäische Gemeinschaften (EWG, EGKS, 
EURATOM), Kommission der Europäischen 
Gemeinschaften, Rue de la Lol 200, 

B-1049 Brüssel 

Mit der am 1. Juli 1987 in PCraft getretenen Einheitli- 
chen Europäischen Akte ist eine spezi tische Rechts- 
grundlage für die Forschungspolitik der Europäischen 
Gemeinschaft geschaffen worden. Der Vertrag zur 
Gründung der Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft 
(EWG-Vertrag) wurde um die Artikel 130 f ^ 130 q 
über Forschung und technologische Entwicklung er- 
gänzt. 


Aufgaben 

Erklärtes 21iel der Forschungs- und Technologiepolitik 
der Gemeinschaft ist die Stärkung der wissenschaftli- 
chen und technischen Grundlagen der europäischen 
Industrie imd die Förderung der Entwicklung ihrer 
LQtemationalen Wettbewerbsfähigkeit, nicht zuletzt 
im Zusammenhang mit der Verwirklichung des Bin- 
nenmarktes. Sie dient weiter der Unterstützung ande- 
rer Gemeinschaftspolitiken, wie beispielsweise der 
Energiepohtik, der Umweltpolitik oder der Regional- 
e n twi ckl un g sp 0 litik . 

Daneben gilt der Vertrag zur Gründung der Europäi- 
schen Atom ge mein Schaft (EURATOM-Vertrag), der 
speziell die Förderung der friedlichen Entvricklung 
und Anwendung der Kernenergie in der Gemein- 
schaft zum Ziel hat, unverändert fort. Schließlich be- 
treibt die Gemeinschaft weiterhin technische For- 
schung im Bereich von Bergbau und Stahlerzeugung 
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auf der Grundlage von Art. 55 des Vertrages über die 
Gründung der Europäischen Gemeinschaft für Kohle 
und Stahl {EGKS- Vertrag). 

Inhaltlich müssen die Maßnahmen der Gemeinschaft 
die von den Mitgliedstaaten durchgeführten Maßnah- 
men ergänzen. 

Die Gemeinschaft bedient sich zur Durchführung ih- 
rer Forschungspolitik hauptsächlich folgender Mit- 
tel: 

— der „indirekten Aktion ^ d. h. finanzielle Förde- 
rung von Forschungsvorhaben von Unternehmen, 
Forschungseinrichtungen und Hochschulen der 
Mitgliedstaaten 

— der „konzertierten Aktion", d. h. Koordinierung 
der Forschung der Mitgiiedstaaten in einzelnen 
Bereichen 

— der „direkten Aktion"', d, 11 Durchführung von For- 
schungsvorhaben in den 4 Anstalten der Gemein- 
samen Forschungsstelle (GFS) selbst. 


Struktur und Haushalt 

Das wichtigste Planungsinstrument für die For- 
schungs- und Technologiepolitik ist das vom Rat der 
Gemeinschaft — in der Zusammensetzung der für die 
Forschung zuständigen Minister der 12 Mitgliedstaa- 
ten — auf Vorschlag der Kommission und nach Stel- 
lungnahme des Europäischen Parlaments einstimmig 
zu beschließende Mehijahres-Rahmenprogramm. 
Das Rahmenprogramm legt u. a. die Grundzüge der 
geplanten Aktionen sowie eine Obergrenze für deren 
Finanzausstattung fest. Anhand der Vorgaben des 
Rahmenprogramms beschließt der Rat auf Vorschlag 


der Kommission und in Zusammenarbeit mit dem Eu- 
ropäischen Parlament mit qualifizierter Mehrheit, wo- 
bei die Stimmen der Mitgiiedstaaten nach Maßgabe 
des Art. 148 EWG-Vertrags gewichtet werden, spezi- 
fische Programme, welche die Einzelheiten der ge- 
planten Förderung regeln. Erst diese spezifischen Pro- 
gramme bilden die Rechtsgrundlage für die der Kom- 
mission obliegende Programmdurchführung und die 
in ihrer Verantwortung erfolgende Vergabe von Pro- 
jektfördennitteln. Dabei geht es vor allem darum, 

~ Projekte auszu wählen, die für die Forschung und 
technologische Entwicklung in Europa von strate- 
gischer Bedeutung sind und 

— durch Förderung der technologisch weniger ent- 
wickelten Regionen den Zusammenhalt in Europa 
zu stärken. 

Diese Ziele der gemeinschaftlichen Forschungspolitik 
sind wichtige Bausteine bei der Verwirklichung des 
Binnenmarktes. Von nicht zu unterschätzender Be- 
deutung auf dem Weg zum Binnenmarkt ist ferner der 
Umstand, daß Projekte im Rahmen der EG'For- 
schungsprogramme von ProjektteÜnehmem aus meh- 
reren EG-Mitgliedstaaten durchgeführt werden müs- 
sen. 

Auch die frühzeitige entwicklungsbegleitende Nor- 
mung spielt eine hervorragende Rolle bei der Vollen- 
dung des Binnenmarktes für Hochtechnologiegüter. 
Ihr wird in allen Industrie orientierten Forschungs- 
programmen der EG Rechnung getragen. 

Zu dem derzeit geltenden Rahmenprogramm 198? — 
1991 zeigt die nachfolgende Übersicht die Verteilung 
der Finanzmittel auf die einzelnen Aktionslinien, nach 
denen die spezifischen Progranmie festgelegt wer- 
den: 
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FuB-Rahmenprogramm 1987—1991 
in Mio ECU ^ 


Bereich Lebensqualität 479 

(Gesimdheitr Strahlenschutz, Umwelt) 

Bereich Auf dem Wege zu einem großen Informations- und Kommumkationsmarkt und einer infor- 2 465 
mierten und kommunizierenden Gesellschaft 

{Informationstechnologien, Telekommunikation, neue Dienstleishmgen von gemeinsamem In- 
teresse einschließlich Verkehrswesen) 

Bereich Industrielle Modernisierung 989 

(Wissenschaft und Technologie für die Verarbeitungsindustrie, für fortgeschrittene Werkstoffe; 

Rohstoffe und Wiederverwertung, technische Normen, Meßmethoden und Referenzmateria- 
lien) 

Bereich Nutzung der biologischen Ressourcen 310 

(Biotechnologie, agro- industrielle Technologie, Wettbewerbsfähigkeit der Landwirtschaft und 
Bewirtschaftung landwirtschaftlicher Ressourcen) 

Bereich Energie 1 752 

(Kernspaltung: nukleare Sicherheit, kontrollierte thermonukleare Fusion, nichtnukleare Energie 
und rationelle Energienutzung) 

Bereich Wissenschaft und Technik im Dienste der Entwicklung 80 

Bereich Nutzung des Meeresbodens imd der Meeresressourcen 80 

(Meeresvrissenschaften und -technologie, Fischerei) 

Bereich Verbesserung der W/T-Zusammenarbeit in Europa 325 

(Stimulierung, Valorisiening und Einsatz des menschlichen Potentials, Nutzung großer For- 
schungseinrichtungen, Vorausschau sowie andere stutzende Maßnahmen, Verbreitung und Nut- 
zung der Ergebnisse der wissenschafthchen und technischen Forschung) 


insgesamt: 6 480^ 


' 1 ECU = 2,03 DM (Stand 2. Januai 1990) 

2 Die Summe von 6 480 Mio ECU enthält 1 084 Mio ECU an Mitteln für bereits unter dem Rahmenprogramm 1984—1987 beschlos- 
sene und in Angriff genommene Foischungsprogramme. 

Damit verbleiben an neuen Programmitteln 5 396 Mio ECU. Von diesen dürfen 16% erst nach 1991 gebunden und verwendet 
werden. Hiernach stehen der Gemeinschaft im Zeitraum 1987 — 1991 durchschnittlich etwa 1,123 Mrd ECU pro Jahr für Zwecke 
der Forschungsfördemng und Eigenforschung zur Verfügung, 

Quelle: BMFT 


Bis August 1989 hat der Rat 96,2 % der Mittel des 
Rahmenprogramms durch Beschlüsse über spezifi- 
sche Forschimgsprogramme gebunden. Auch die Tä- 
tigkeiten der Gemeinsamen Forschungsstelle (GFS), 
einer rechtUch nicht selbständigen Einrichtung der 
EG-Kommission mit Anstalten in Ispra (Italien), Karls- 
ruhe (Deutschland), Geel (Belgien) und Fetten (Nie- 
derlande), werden durch ein spezifisches Programm 
festgelegt. Der Generaldirektor der GFS mit Sitz in 
Brüssel ist der Kommission für die Programm durch- 
führung verantwortlich und gegenüber den einzelnen 
Anstalten weisungsberechtigt. Der Kommissionsvor- 
schlag für das Mehrjahresprogramm 1988—1991 sieht 
vor, daß die GFS zur Ausführung des Rahmenpro- 
gramms hauptsächlich durch Forschungsarbeiten auf 
den Gebieten Kernspaltung und nukleare Sicherheit, 
Umwelt, technische Normen, Meßmethoden und Re- 
ferenzmaterialien, fortgeschrittene Werkstoffe und 
Kernfusion beiträgt. 

Die endgültige Verwendung der in den Beschlüssen 
für spezifische Programme veranschlagten Finanzmit- 
tel steht unter dem Vorbehalt, daß der zur Programm- 
duxchführung jeweils erforderliche Betrag in den jähr- 
lichen Haushaltsplan der Gemeinschaft eingesetzt 


wird, den die am Haushaltsverfahren beteiligten Insti- 
tutionen (EG-Kommission, Rat/Finanzminister, Euro- 
päisches Parlament) unter Berücksichtigung der ge- 
nerellen Finanzsituation der Gemeinschaft erstellen. 

In den letzten Jahren hatte der Gemeinschaftshaus- 
halt für den Bereich der Forschung und technologi- 
schen Entwicklung jeweils folgendes Volumen: 


Ausgaben in Mio ECU 

Ist 

Soll 

1990 

1987 1988 1989 


727 967 1 145 

1 346 

darunter: GFS , . * , 

196 223 225 

222 

Personalbestdnd 
GFS 

2 260 2 180 2 1801) 

2 1801) 


PlaiLstellen 
Quelle: BMFT 


Zum Vergleich: Insgesamt hat der Haushaltsplan 
1989 der EG ein Volumen von rd. 44 Mrd ECU. 
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Hervorzuhebendes Ereignis mi Berich tszeiörauni war 
die grundsätzliche politische Einigung über die Fort- 
schreibung des FuE- Rahmenprogramms für die Jahre 
1990— 1994. Diese Einigung auf der Tagung des Rates 
(Forschung) am 15. und 16. 12. 1989 sieht vor, daß die 
Gemeinschaft für ihre Forschungspolilik in den Jah- 
ren 1990—1994 zusätzlich zu den Mitteln des laufen- 
den RahnaenprograrnjTis 1987 — 1991 Mittel in Höhe 
von 5,7 Mrd ECU zur Verfügting stellt. Von diesem 
Betrag entfallen 2,5 Mrd ECU auf die Jahre 1990— 
1992, 3,2 Mrd ECU auf die Jahre 1993 und 1994, 

Forschungsschwerpunkte im Rahmen dieses Pro- 
gramms sind die Bereiche Informations- und Kommu- 
nikaüonstechnologie (ca. 2,2 Mrd ECU), industrielle 
und Werkstoff technologie (ca. 0,9 Mrd ECU), Umwelt, 
Biowissenschaften und -technologie (ca. 1,2 Mrd 
ECU), Energie (ca. 0,8 Mrd ECU). 

Wichtiges Anliegen der Bundesregierung bei den 
Verhandlungen zum neuen Rahmenprogramm war, 
die Beteiligung kleiner und mittlerer Unternehmen 
sowie von Hochschulen an der EG-Forschungsförde- 
rung zu erleichtern und die Verbindung zur europäi- 
schen Forscbungsinitiative EITREKA zu stärken (in 
diesem Zusammenhang wird die Kommission dem Rat 
eine Beteiligung am EUREKA- Programm JESSI Vor- 
schlägen). 

2.2 Europäische Weltraumorganisation 
(ESA = European Space Agency}^ 

Paris, 8—10 rue Mario Nikis, 

F-75738 Paris, Cedex 16 

MitgUeder: Belgien. Dänemark, Bundesrepublik 
Deutschland, Frankreich, Großbritan- 
nien, Irland, Italien, Niederlande, Norwe- 
gen, Österreich, Spanien, Schweden, 
Schweiz; Kanada beteiligt sich an einzel- 
nen Programmen und ist sogen, Koopera- 
tionsstaal. Finnland ist assoziiertes Mit- 
glied 

Die Europäische Weltraumorganisation ESA ist am 
31. Mai 1975 u. a. durch den Zusammenschluß von 
Vorläufereinrichtimgen gegründet worden, um die 
Zusammenarbeit europäischer Staaten zu ausschließ- 
lich friedlichen Zwecken auf dem Gebiet der Welt- 
raumforschung und Weltraumlechnologie sicherzu- 
slellen und zu entwickeln. Alle großen weitraum tech- 
nischen Programme der letzten Zeit wie die Entwick- 
lung der Raketenf amil ie ARIANE, des Weltxaumla- 
bOTS SPACELAB, aber auch die Beteiligung an der 
Internationalen Raumstation mit dem europäischen 
Beitrag COLUMBUS sowie die Vorbereitung für den 
Raumgleiter HERMES werden in der ESA europäisch 
organisiert und durchgeführt. Die ESA ist die größte 
europäische Forschungsorganisation. 

Aufgaben 

— Entwicklung und Förderung der Zusammenarbeit 
zwischen europäischen Staaten für ausschließlich 
friedliche Zwecke auf den Gebieten 

O Weltraumforschung 
O W ei träum tecbnik 


O Weltraumtechnische Anwendung 

— Ausarbeitung und Durchführung einer langfristi- 
gen europäischen Weltraumpolitik 

— Ausarbeitung und Durchführung eines europäi- 
schen Weltraumprograinins 

— Ausarbeitung und Durchführung einer Industrie- 
politik. 

Hierzu führt die ESA durch: 

— ein wissenschaftliches Programm 

— Anwendungsprogranume in den Bereichen Mikro- 
gravilation, Erdbeobachtung und Telekommuni- 
kation 

— Technologieprogramme 

— Programme für Raumtransportsysteme, insbeson- 
dere die Trägerprogramme ARIANE einschließlich 
ARLANE 5 (Vorbereitungsphase) und das Pro- 
gramm für den Raumgleiter HERMES (Vorberei- 
tungsphase) 

— Programme für orbitale Infrastruktur, insbeson- 
dere das Programm COLUMBUS (Vorbereitungs- 
phase) 

— im Rahmen des Allgemeinen Haushaltes die erfor- 
derlichen Basis- und Unterstützungsaktivitäteo. 

Struktur und Haushalt der ESA 

Organe der Organisation sind der Rat und der Gene- 
raldirektor. Der Rat besteht aus Vertretern der Mit- 

gUedstaalen, Generaldirektor ist z. Z. mit Professor 

R, Lüst ein Deutscher. 

Die Hauptverwaltung der ESA befindet sich in Paris. 

Die ESA unterhält folgende Niederlassungen: 

— ESTEC, das Europäische Weltraumforschungs- 
und Technologie Zentrum in Nordwijk (Nieder- 
lande). Hier sind vor allem die technischen For- 
schungs- und Testeinrichtungen der ESA angesie- 
delt. 

— ESOC, das Europäische Weltraumoperaüonszen- 
trum in Dannstadt, mit dem SatellitenkontroU- und 
Rechenzentrum sowie den Bodenstationen in Mi- 
chelstadt (Odenwald), Redu (Belgien), VUJafranca 
(Spanien) und Kourou (Frz.- Guayana). Darüber 
hinaus werden Bodenstationen in Perth (Austra- 
lien), Fucino (Italien), Malindi (Kenia), rbaiaki (Ja- 
pan), Maspalomas (Kanarische InselnySpanien) 
und Kiruna (Schweden) benutzt. ESOC ist insbe- 
sondere für die Kontrolle der europäischen Satelli- 
ten zuständig und wird in Zukunft als „Zentrales 
MissionskontroUzentrum " für bemannte europäi- 
sche Raumfahrtmissionen dienen. 

— ESRIN Ln Frascati (Italien) mit seinen wissenschaft- 
lichen und technischen Informationsdiensten (IRS) 
und dem „Earthnet" -Programmbüro, das mit Emp- 
fang, Vorverarbeitung, Archivierung und Vertei- 
lung von Femerderkundungs-Satellitendaten be- 
traut ist. 

— EAC, das Europäische Aslronaulenzentruni in 
Köln, das sich noch im Aufbau befindel und die 
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GesamÜeitung und Kontrolle der europäischen 
Astronautenausbüdung übernehmen und ^^home 
basis“ des europäischen Astronautencorps sein 
wird. Die ersten Mitarbeiter haben in dieser zwei- 
ten selbständigen ESA-Niederlassung in der Bun- 
desrepublik neben dem ESOC 1989 ihre Tätigkeit 
auigenommen. 

— Die Startanlage für Trägerraketen in Kourou (Frz,- 
Guayana). 

Der deutsche Anteü an den ESA-Haushalten betxug 
von 1967 — 1989 im Durchschniti jährlich zwischen 
22,7 % und 25,0% (j® nach deutscher Beteiligung an 
Öen Programmen). 


Ausgaben in Mio RE 

Ist 

SoU 

1987 

1968 

1989 

Laufende Ausgaben . . 

1 052 

1 294 

1740 

darunter; 

Personalausgaben . . 

(299) 

(332) 

(473) 

Investitionen 

153 

215 

291 

insgesamt 

1 205 

1 509 

2 031 


Quelle: BMFT 


Personal 

1967 

1988 

1989 

Wissenschaftliches 
Personal 

191 

203 

218 

Technisches Personal . 

1 166 

1 241 

1 330 

Verwaltungspersonal . 

383 

40? 

436 

insgesamt 

1 740 

1 851 

1 984 


Quelle: BMFT 


2.3 Internationale Atomenargie-Organi&ation 
(lAEO), Wagramer Straße 5, Postfach 100, 

A-1 400 Wien 

Mitglieder: 113 Staaten 

Die Internationale Atomenergie -Organisation wurde 

1957 im Rahmen des Systems der Vereinten Nationen 

gegründet. 

Aufgaben 

— Weltweite Zusammenarbeit in Kemlorschung und 
Kerntechnik durch Veranstaltung von Fachtagun- 
gen, Abstimmung von Fördemngsprog rammen, 
Ausarbeitung von Richtlinien und Empfehlungen 
für Reaktorsicherheil und Stiahlenschulz sowie 
eine umfassende Dokumentation zu fördern 

— Entwicklungsländern durch Entsendung von Ex- 
perten, Stipendien, Schulungskurse und Lieferung 
von Geräten zu helfen 

— Sicherungsmaßnahmen insbesondere unter dem 
Ni chtverbreitungs vertrag durchzuführen, um der 
Abzweigung von Kemmaterial für Kernwaffen 
oder sonstige Kernsprengkörper vorzubeugen. 


Die lAEO betreibt ein Laboratorium io Seibersdorf bei 
Wien und unterhält gemeinsam mit der UNESCO das 
Internationale Zentrum für Theoretische Physik in 
Triest sowie das Internationale Laboratorium für Mee- 
resradioaktivität in Monaco. 

Struktur und Hau&hatt 

Organe der lAEO sind die jährhch tagende General- 
konferenz aller Mitgliedstaaten, der 35 Mitglieder 
umfassende Gouvemeursrat sowie der Generaldi- 
rektor Die Bundesrepublik Deutschland ist seit 1972 
ständig im Gouvemeursrat vertreten und hatte im 
Jahr 1987/88 den Vorsitz inne. 

Die Bundesrepublik Deutschland beteiligt sich inten- 
siv an den Arbeiten der lAEO. Neben ihrem Anteil am 
lAEO-Haushall und am Technische -Hilfe- Fonds der 
Organisation stellt sie zusätzliche Mittel zur Verfü- 
gung, die sich auf die Bereiche Technische Hilfe, Si- 
ch erungsm aß nahmen und Reaktorsicherheit konzen- 
trieren. 

Der Anteil der Bundesrepublik Deutschland am 
LAEO-Haushalt beträgt 8,297% (1990). 


Haushalt 
(in Mio US-SJ 

Ist 

SoU 

1990 

1988 

1989 


158 158 

163 


Pej^nol 

1988 

1989 

1990 


1714 1739 

1 749 


Quelle: BMFT 


2.4 Nordatiantikpakt- Organisation (NATO), 
Boulevard Löopold III, 

B-1110 Brüssel 

Mitglieder: 16 Staaten in Europa und Nordamerika 

Aufgaben 

Neben der militärischen und politischen Verteidigung 
der Bündnisstaaten fördert NATO als dritte Di- 
mension die Zusammenarbeit in Wissenschaft und 
Umwellfragen, 

Struktur und Haushalt 

Die NATO hat einen Rat aus Vertretern der Mitglied- 
Staaten und ein Sekretariat mit fünf Abteilungen, dar- 
unter die Wissenschaftsabteilung, die von einem Bei- 
geordneten Generalsekretär geleitet wird. Die 
Gruppe für Verteidigungsforschung untersteht im 
Rahmen der Abteilung für Verteidigungsunlerslüt- 
zung einem anderen Beigeordneten Generalsekre- 
tär. 

— Wissenscbaflsausschuß (Sdence Committee): 
nichtmüit arische wissenschaftliche Programme 
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einschließlich Stipendien, Seminare und For- 
schungsbeihilfen 

— Umweitausschuß [Cominittee on the Challenges of 
Modem Society = CCMS}: Studien zu Umweltpro- 
blemen, Folge -Verfahren zur Umsetzung der Er- 
gebnisse der Studien in die Praxis, Kolloquien und 
Seminare 

— Gruppe für Verteidigungsforschung (Defence Re- 
search Group = DRG): Informationsaustausch und 
Zusammenarbeit auf allen Gebieten der Technik 
und Naturwissenschaften, die für die Verteidigung 
relevant sind. 

Ausgaben für die Aktivitäten des Wissenschaftsaus- 
schusses (WA), des Umweltausschusses (CCMS) so- 
wie der Gruppe für Verteidigungsforschung (DRG) 
werden im NATO-Zivüh aushalt veranschlagt, den die 
Bundesrepublik Deutschland zu 15,54 % aus dem 
Bundeshaushalt mitfinanziert. 


Ausgaben (für WA, CCMS und DRG) 
im NATO-ZivÜhaushalt 


Mio bfr. 

Ist 

Soll 

1987 

1988 

1989 

1990 

WA 

867,1 

878,4 

932,5 

1 002,7 

CCMS . . . 

4,5 

4.7 

4,9 

5,1 

DRG 

1.6 

2,0 

2,1 

2,2 

insgesamt . 

873,2 

805,1 

939,5 

1 010,0 


i) Der Deutsche Beitrag sant ei) au den o. g. Ansätzen beträgt 
iSM% 

Quelle: BMVg 


2^ Organieatlon für wirtschaftliche 

Zusammenarbeit und Entwicklung (OECD), 

2 rue Andre Pascal, F-76775 Paris, Cedex 16 

Mifgheder; 24 Staaten (Westeuropa, Nordamerika, 
Austrahen, Japan, Neuseeland) 

Hauptaufgabe der OECD ist es, zur wirtschaftlichen 
Entwicklung der Mitgliedstaaten beizutragen. Zu die- 
sem Zweck fördern die Mitglieder u. a, auf wissen- 
schaftlichem und technischem Gebiet die Entwick- 
lung ihrer Ressourcen und die Forschung. 

Das Direktorat für Wissenschaft, Technologie und In- 
dustrie des OECD -Sekretariats befaßt sich mit Infor- 
mationsaustausch. Studien wissenschaftspolitischen 
Charakters und mit der Koordinierung in ausgewähl- 
len Bereichen. Das Arbeitsprogramm wird in den Aus- 
schüssen für Wissenschafts- und Technologiepolitik 
(CSTP) und für Informations-, Computer- und Kom- 
munikationspohtik (CICCP) abgestimmt. Dem Direk- 
torat standen für 1989 78 und stehen für 1990 79 Stel- 
len zur Verfügung: der deutsche Beitragsanleil be- 
trägt etwa 9%. 

Der Kernenergie-Agentur (NEA) gehören außer Neu- 
seeland aDe OECD-Staaten an. Die MEA führt Kem- 
energie-Studien durch, koordiniert in Sicherheitsfra- 
gen, betreibt die NEA-Datenbank und fördert die 


technische Zusammenarbeit in ausgewählten Gebie- 
ten sowie in gemeinsamen Projekten, darunter das 
Haiden-Reaktorprojekt in Norwegen sowie die ge- 
meinsame Nutzung der Reaktorsicherheitstestanlage 
LOFT in den USA (diese Projekte haben gesonderte 
Budgets). Der NEA stehen für 1990 rd. 62,2 Mio FF 
und 83 Stellen zur Verfügung, Für die Aufstellung von 
Budget und Programm ist der Direktionsausschuß zu- 
ständig, der entsprechende Empfehlungen dem 
OECD-Rat vorlegt. 

Der Internationalen Energie- Agentur (lEA) gehören 
21 OECD-Staaten (alle außer Frankreich, Finnland 
und Island) an. 

Hauptaufgabe der lEA ist es, die Importabhängigkeit 
von Öl u. a. durch die Schaffung eines Krisenmecha- 
nismus und langfristige Zusammenarbeit zur Ent- 
wicklung von Ersatzenergiequellen zu vermindern. 
Das Komitee für Energieforschung und -entwicklung 
(CRD) koordiniert zahlreiche gemeinsame FuE- Arbei- 
ten im nichtnuklearen Bereich. 

Das 1962 gegründete OECD -Entwicklungszentrum 
(„OECD-Development Centre") erarbeitet Studien zu 
grundlegenden Fragen entwicklungspolitischer Be- 
deutung. Es führt seine Forschungsarbeiten primär im 
Interesse der OECD-Mitgliedstaaten durch* Die Inter- 
dependenz der Probleme von Industrie - und Entwick- 
lungsländern bedeutet aber, daß auch Themen bear- 
beitet werden, die von seiten der Entwicklungsländer 
als wichtig erachtet werden. Die gegenwärtigen 
Schwerpunkte der Arbeit sind einmal die Forschungs- 
tätigkeil selbst, zum anderen die Herstellimg interna- 
tionaler Kontakte und der Politikdialog. Im Rahmen 
der Forschungsaktivitäten beschäftigt sich das Ent- 
wicklungszentrum mit Aspekten des internationalen 
Handels, der Finanz- und Währungspolitik, der Wis- 
senschaft und Technologie u. a. m. Das Zentrum ver- 
fügt über 25 wissenschaftliche Mitarbeiter, seine Fi- 
nanzierung erfolgt aus dem OECD-Haushalt (1989 rd. 
37,0 Mio FF, 1990 rd. 40 Mio FF) sovrie aus freiwilligen 
Sonderzuwendungen verschiedener Mitgliedsländer 
für ausgewählle Themen* 


2.6 Organleation der Vereinten Nationen für 

Erziehung, Wissenschaft und Kultur (UNESCO), 
7 Place de Fontenoy, 

F-75700 Paris 

Mitglieder: 158 Staaten 

Aufgaben 

Hauptaufgaben der UNESCO sind: Förderung des Er- 
ziehungswesens, der Wissenschaft, der Kultur, der 
Kommunikation und der Sozialwissenschaften, Bil- 
dungs- und Wissenschaftshilfe für Entwicklungs- 
länder, Erhaltung und Bewahrung des Natur- und 
Kunsterbes der Welt. 

Schwerpunkte in den wissenschaftlichen Bereichen: 

— Studien zur Rolle und Entwicklung von Wissen- 
schaft und Technologie, Verbreitung von Informa- 
tionen zur Wissenschaflsplanung und -politik 
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— Informationssysteme und -dienste (Allgemeines 
Informationsprogramm — PGl und LTNISIST) 

— Informationstechnologien (Intergovemmental In- 
formatics Programme — HP) 

— Förderung der grundlagen* und anwendungs- 
orientierten Wissenschaften in ausgewählten Ge- 
bieten 

— Ökologie, vor allem das Programm „Man and the 
Biosphere'" (MAB) 

— Geologie, vor allem das „International Geological 
Correlation Programme" (IGCP) 

— Hydrologie, vor allem das ,, International Hydro- 
logical Progranune" (IHP) 

— Ozeanographie, vor allem durch die „International 
Oceanographic Commission" (IOC) 

— Komm unikations Wissenschaften. 

Die 24. Generalkonferenz hat 1987 in Paris eine Pro- 
grammplanung verabschiedet, in der mterdisziplinär 

die Aufgaben zusamraengefaßt sind, die sich die 

UNESCO bis 1989 stellt. 


Struktur und Haushalt 

Organe sind die Generalkonferenz (Mitgliederver- 
sammlung}, der Exekutivrat mit 51 Mitgliedern (dar- 
unter die Bundesrepublik Deutschland) und der Ge- 
neraldirektor. 

Die fachliche Beratung der Programme erfolgt durch 
wissenschaftliche Ausschüsse und zwischenstaatliche 
oder internationale Räte. 


Ausgaben für wichtige Programme 
aus dem regulären Budget der U?4ESCO 


Ausgaben in Mio US-$ 

1984-85 

1906^7 

1908-89^) 

Der Mensch und die 
Biosphäre (MAB} .... 

Internationales Geo- 

9,005 

9,530 

7,951 

logisches Programm 
(IGCP) 

4,243 

3,002 

3,026 

Internationales Hydro- 
logisches Programm 
(MP) 

5,301 

6,600 

5.374 

Zwischenstaatliche 




Ozeanographische 
Kommission (IOC) und 




sonstige Meeresfor- 
schung 

10,735 

7.988 

7,449 

Allgemeines Informa- 
tionsprogramm ein- 
schließUch UNISIST 




(PGI) 

12.194 

9.265 

10,117 


*) HaushaltsenUv\id 
Quelle: AuA 


3. Internationale Forschungseinrichtungen 

3.1 Europäische Organisation für Kernforschung 
(CERN), CH-1211 Genf 23 

Mitglieder: Belgien, Dänemark, Bundesrepublik 
Deutschland, Frankreich, Griechenland, 
Großbritannien, Italien, Niederlande, 
Norwegen, Österreich, Portugal, Schwe- 
den, Schweiz, Spanien 


Aufgaben 

— Untersuchung der elementaren Bausteine der Ma- 
terie mit Hilfe von Elementarteüchenbeschleuni- 
gern 

— Kernphysik 

— Förderung der internationalen Zusammenarbeit 
auf dem Gebiet der Hochenergiephysik 

— Betrieb des großen Elektron- Positron-Speicher- 
rings (LEP), der 1989 eingeweüit worden ist und 
bereits erste wesentliche Entdeckungen ermög- 
licht hat. 


Struktur und Haushalt 

Der CERN-Rat, dem je zwei Vertreter jedes Mitglied- 
staates angehören, beschließt das Forsch ungspro- 
graimn und den Haushalt. CERN wird z. Z. von dem 
italienischen Nobelpreisträger C. Rubbia geleitet 

Neben rd. 3 350 Mitarbeitern sind am CERN noch 
etwa 5 600 Gastwissenschaftler und rd* 130 Stipendia- 
ten tätig. 

Der deutsche Bei tragsan teil beträgt rd. 25%. 


Ausgaben in Mio sfr. 

Ist 

SoU 

1987 

1988 

1989 

Laufende Ausgaben . . 

519 

541 

568 

darunter.- 

Personalausgaben . . 

(379) 

(395) 

(408) 

Investitionen 

270 

256 

241 

insgesamt 

789 

797 

809 


Persoßod 

1987 

1938 

1939 

Wissenschaf Üiches 




Personal 

871 

866 

857 

Technisches Personal . 

2 013 

1 922 

1 848 

Verwaltungspersonal . 

575 

584 

572 

insgesamt 

3 459 

3 372 

3 277 


Quelle: BMFT 
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3.2 Europäische Organisation für Astronomische 
Forschung in der Südlichen Hemisphäre [ESO)p 
Karl-Schwarzschiid-StraQe 2 , 6046 Garching 

Mitglieder: Belgien, Dänemark, Bundesrepublik 
Deutschland, Frankreich, Italien, Nieder- 
lande, Schweden, Schweiz 


Aufgaben 


3.3 Europäische Konferenz für Molekuiarbioiogie 
(EMBC] und Europäisches Laboratorium für 
Moiekularbiologie (EMBL), MeyerhofstraBe 
6900 Heidelberg 


Mitglieder: 16 europäische 
(FMBC) 

13 europäische 
(EMBL) 


Staaten 

und 

Israel 

Staaten 

und 

Israel 


— Bau und Betrieb von optischen Teleskopen auf der 
südlichen Halbkugel 

— Entwicklung neuer Teleskope (New Technology 
Telescope — NTT — im Bau, Very Large Telescope 
— VLT — in Vorbereitung) und Instrumente 

Im Dezember 1987 wurde beschlossen, das größte 
und modernste Teleskop der Welt, das VLT, in 
Chile zu errichten. D ami t wird Europa weltweit die 
Führung in der optischen Astronomie überneh- 
men. 

— Förderung der europäischen Zusammenarbeit auf 
dem Gebiet der Astronomie 

— Betrieb der europäischen Ko ordinierungss teile für 
das Weltraumteleskop. 


EMBC 

Aufgabe der EMBC ist die Förderung der europäi- 
schen Zusammenarbeit auf dem Gebiet der moleku- 
larbiölogischen Forschung, vor allem durch For- 
schungsstipendien, Arbeitstagungen und Kurse. 
Oberstes Organ ist die Konferenz aus Vertretern aller 
Mitgliedstaaten. Sie beschließt den jährlichen Haus- 
halt (1989: 5,5 Mio RE; deutscher Anteil: 22,17 %). Die 
Durchführung des Programms hat EMBC der privat- 
rechtlichen Organisation für Molekularbiologie 
(EMBO) übertragen. Das EMBC-Abkommen wurde 
am 9. Dezember 1986 um weitere 8 Jahre bis 1996 
verlängert. 


Struktur und Haushalt 

DerESO-Rat, dem aus jedem Mitgliedsland je ein wis- 
senschaftliches und ein administratives Mitglied an- 
gebören, beschließt das Forschungsprogramm und 
den Haushalt. Die Organisation wird von einem Ge- 
neraldirektor geleitet, seil 1988 von dem Holländer 
Prof. Dr. H. van der Laan. 

Der deutsche Beitragsanleil beträgt rd. 26%. 


Ausgaben in Mio DM 

kl 

SoQ 

1987 

1988 

1989 

Laufende Ausgaben . . 

44 

45 

46 

darunter: 

Personalausgaben . . 

(2?) 

(28) 

(28)1) 

Investitionen 

11 

12 

28 

insgesamt 

55 

57 

74 


ab 1989 ohne interne Steuern 


Personal 

1937 

1930 

1939 

W isse n s ch af tlich es 
Personal 

49 

45 

45 

Technisches Personal . 

66 

72 

84 

Verwaltungs personal . 

27 

29 

29 

insgesamt^) 

142 

146 

158 


2) dazu Ortskrälie in Chile (126) 
Quelle: BMFT 


EMBL 


Aufgaben 


— Zusammenarbeit europäischer Staaten in der bio- 
logischen Grundlagenforschung 

— Entwicklung neuzeitlicher Instrumente 

— Molekularbiologische Forschung in ausgewählten 
Schwerpunktbereichen (Zellbiologie, Differenzie- 
rung, biolog, Strukturen) 

— Molekularbiologische Experimente mit Synchro- 
tronstiahlung (an der Außenstelle Hamburg bei 
DESYl und mit Neutronenslrahlen (an der Außen- 
stelle Grenoble beim ILL) 

— ein neues wissenschaftliches Programm für die 
Jahre 1988—1991 mit starker Betonung auf Bio- 
computing ist verabschiedet. 


Struktur und Haushalt 

Der Rat des EMBL, dem je zwei Vertreter jedes Mit- 
gliedslandes angehören, beschließt das Porschungs- 
programin und den Haushalt. Das EMBL wird von 
einem Generaldirektor geleitet, z. Z. von dem Schwe- 
den Prof. Philipson. 

Der deutsche Beitrags an teil beträgt rd. 24%. 
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Ausgaben in Mio DM 

Ist 

Soli 

1989 

1987 

1988 

Laufende Ausgaben . . 

46 

47 

51 

darunter; 




Personalausgaben . . 

(31) 

(33) 

(34) 

Investitionen 

8 

8 

8 

insgesamt 

54 

55 

59 


Personal 

1987 

1988 

1989 

Wissenschaftliches 
Personal 

91 

102 

106 

Technisches Personal > 

121 

115 

118 

Verwaltungspersonal . 

43 

46 

46 

insgesamt 

255 

263 

270 


Quellen BMFT 


3.4 Institut Max von Laue — Paul Langevin (ELL), 
Bolte Postale 156, F-38042 Grenoble, Cedex 

GeseUscho/t nach französischem Recht 

Gesellschafter: Kemlorschungszentrum Karlsruhe 
GnibH, Centre National de la Recher- 
che SdentiJäque, Commissariat 
l'Energie Atomique. Science and En- 
gineering Research Council 


Aufgaben 

— Betrieb des Höchstflußreaktors mit seinen Instru- 
menten 

— Entwicklung und Bau neuartiger Experimentier* 
einnchtungen 

— Wissenschaftliche und technische Unterstützung 
auswärtiger Gastgruppen bei Planung, Durchfüh- 
rung und Auswertung ihrer Messungen 

— Förderung eigener wissenschaftlicher Akövitä- 
ten. 


Struktur und Haushalt 

Der Lenkungsausschuß deslLL, dem je 4 Vertreter aus 
der Bundesrepublik Deutschland, Frankreich und 
Großbritannien angehören, setzt die allgemeinen 
Richtlinien fest, überwacht die Geschäftsführung und 
beschließt Forschungsprogramme, Wirtschaf tspl an 
u. a. 

Die Leitung des ÜLL wechselt turnusmäßig zwischen 
der Bundesrepublik Deutschland und Großbritannien. 
Z. Z. wird das ILL von einem Engländer geleitet 
pT. P. Day). 

Deutscher Beitrags an teil 33%. 


Ausgaben Ln Mio DM 

Ist 

SoU 

1989 

1987 

1986 

Laufende Ausgaben . . 

230 

260 

265 

darunter: 




PersonaJausgaben . . 

(150) 

(156) 

(162) 

Investitionen 

48 

44 

37 

darunter: 




Bauten 

(3) 

(5) 

(3) 

insgesamt 

278 

304 

302 


Personal 

1987 

1988 

1989 

Wissenschaftliches 
Personal 

101 

101 

103 

Technisches Personal , 

318 

323 

323 

Verwaltungspersonal , 

67 

66 

67 

insgesamt 

486 

490 

493 


Quelle: BMFT 


3.6 Europäische Synchrotronstrahlungsanlage 
(ESRF s European Synchrotron Radiation 
Facility), Bolte Postale 220, 

F-38043 Grenoble Cädex 

Gesellschaft nach französischem Recht 

Mitgliedstaaten: Belgien, Bundesrepublik Deutsch- 
land, Frankreich, Großbritannien, 
Italien. Spanien, Schweiz sowie eine 
Arbeitsgemeinschaft bestehend aus 
skandinavischen Staaten 


Aufgaben 

— Entwurf, Bau und Betrieb der Europäischen Syn- 
chrotronstrahlungsanlage 

— Bereitstellung von Synchrotronstrahlung für Wis- 
senschaftler europäischer Staaten zur Forschung 
auf dem Gebiet der kondensierten Materie. 


Struktur und Haushalt 

Der Verwaltungsrat setzt sich aus Vertretern der Re- 
gierungen der beteiligten Staaten sowie der nationa- 
len Forschungseinrichtungen zusammen, die Gesell- 
schafter der ESRF sind. 

Er setzt die allgemeinen Richtlinien fest, entscheidet 
wichtige Fragen der Politik der Gesellschaft, über- 
wacht die Geschäftsführung und beschließt u. a. das 
wissenschaftliche Programm und den Haushalt, 

Die ESRF wird z. Z. von einem Deutschen geleitet 
(Prof. R. Haensel). 

Der derzeitige Terminplan sieht vor: 
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1988—1994 Bauphase (18 Strahlrohre) 

1994 — 1997 Betrieb der ersten 18 Strahlrohre und Bau 
von weiteren 12 Strahlrohren 

ab 1998 Betrieb mit 30 Strahlrohren. 

Kosten für den Bau und Betrieb für die Jahre 1988— 
1998 nach derzeitigem Stand insgesamt rd. 3,6 Mrd FF 
(Preisstand Jan. 1987). Deutscher Anteil voraussicht- 
lich 24%. 


Ausgaben in Mio FF 

Ist 

I9ßö 

SoU 

1989 


93 

308 

Personal , 

84 

153 



Quelle: BMFT 


3.6 Europäisches Hochschullnstitut (EHI), Badia 
Flesolana, Via dei Roccettinl, 5, 
t-50016 San Dominico di Fiesoie (Florenz) 

Mitglieder: Belgien, Bundesrepublils Deutschland, 
Dänemark, Frankreich, Griechenland, 
Großbritannien, Irland, Italien, Luxem- 
burg, Niederlande, Spanien 


Aufgaben 

Das Europäische Hochschulinsbtut (EHI) ist eine von 
Mitglied Staaten der Europäischen Gemeinschaft 1972 
gegründete internationale Organisation, Leitende 
Gremien sind der Oberste Rat, der Präsident und der 
Akademische Rat, 


Struktur und Haushalt 

Das EHI wird von den Vertragsstaaten finanziert und 
erhält außerdem einen Zuschuß von der EG-Konmiis- 
sion für seinen Forschungsfonds (1989: umgerechnet 
ca. 4,97 Mio DM, 1988: ca. 3,94 Mio DM). Der Ge- 
samthaushall für 1989 beträgt umgerechnet ca. 
29,7 Mio DM (1988: ca, 25,3 Mio DM). 

Es hat vier Abteilungen: Geschichte und Kulturge- 
schichte; Wirtschaftswissenschaften; Rechtswissen- 
schaften; PoliÖkwissenschaft und Gesellschaftswis- 
senschaften sowie 2 interdisziplinäre Forschergrup- 
pen (Europäische Politik; Europäische Kulturfor- 
scbung). 

Den Stamm des Lehr- und Forschungspersonals bil- 
den 38 vollzeitbeschäftigte Professoren und Assisten- 
ten; hinzu kommen voll- und teilzeit beschäftigte For- 
schungsbeauftragte für einzelne Forschungsvorhaben 
sowie Gastprofessoren und externe Professoren, Fer- 
ner arbeiten Forschungsstudenten (im akademischen 
Jahr 1988/89: 220 Personen) am Institut, die dort ihren 
Doktorgrad erwerben können. Sie erhalten in der Re- 
gel für die ersten beiden Jahre em Regierungsstipen- 
dium aus ihrem Heimatland und im dritten Jahr ein 
Stipendium des Insütuls. 


3.7 Europäisches Zentrum für inittetfristige 

Wettervorhersage (EZMW), Shlnfield Park bei 
Reading (Großbritannien) 

Mitglieder: EG -Länder (außer Luxemburg); Finn- 
land, Jugoslawien, Norwegen, Öster- 
reich, Schweden; Schweiz, Türkei 

Die Gründung des Europäischen Zeatrums für mittel- 
fristige Wettervorhersage ist das Ergebnis der euro- 
päischen Zusammenarbeit im Rahmen von COST. 


Aufgaben 

— Regelmäßige Ausgabe von milteUrisdgen Wetter- 
vorhersagen (4 — 10 Tage) 

— Verbesserung der Vorhersage techniken durch 
Forschungs- und Entwicklungsarbeiten 

— Fortbildung von Wissenschaftlern der nationalen 
meteorologischen Dienste 

— Aufbau und Unterhalt einer meteorologischen Da- 
tenbank, die den meteorologischen Institutionen 
der Mitgliedslaaten für eigene Untersuchungen 
zur Verfügung steht. 


Struktur und Haushalt 

Das leitende Gremium des EZMW ist der Rat, dem je 
zwei Vertreter der Mitgliedslaaten angehören. Der 
Rat ernennt den Direktor, dem die Abteilungen Be- 
trieb, Forschung und Verwaltung unterstehen. 

Der Rat wird unterstützt durch einen Finanzausschuß, 
einen wissenschaftlichen und einen technischen Be- 
raUmgsausschufl . 


Ausgaben in Mio E 

Ist 

SoU 

1987 

1988 

1989 

Laufende Ausgaben . . 

9,2 

9,6 

11,5 

dQrunier: 

Personalausgaben . . 

{5,8) 

(6,3) 

(7.3) 

Investitionen 

2,3 

2,7 

3,3 

insgesamt 

1L5 

12,3 

14.8 

Deutscher Beitrag , . . . 

2;073 

2,258 

2,64 


Quelle: BMV 


3.8 Stiftung Deutsch-Ntederländi&cher Windkanal 
(DNW), Voorstarweg 31, Gemeinde 
Noordoostpolder, NL-d300 AD Emmeloord 

GeseUschaiter: Deutsche Forschungsanstalt für Luft- 
und Raumfahrt e. V, (DLR) 

Nationaal Lucht- en Ruimtevaartla- 

boratorium (NLR) 

mit je 50% Beteiligung 
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Aufgaben 

Betrieb und Weiterentwicklung des größten und mo- 
dernsten Niedergeschwindigkeitswindkanals Euro- 
pas, Für die europäische Luftfahrtindustrie und wei- 
tere Interessenten werden auf Vertragsbasis Windka- 
naluntersuchungen diirchgeführt. 


Struktur und Haushalt 

Einziges Organ der Stiftung ist der paritätisch be- 
setzte Lenkungsausschuß {je zwei Vertreter der Ge- 
sellschafter und der zuständigen Ministerien), Er wird 
von einem Beratungsausschuß, bestehend aus acht 
Vertretern aus Industrie und Wissenschaft, beraten. 


Ausgaben in Mio Hfl 

ist 

SoE 

1986 

198? 

1966 

1989 

Laufende Ausgaben . , . 

16,6 

16,9 

16,0 

16,6 

darunter: 

Personalausgaben . , . 

(4,8) 

(5,3) 

(5,2) 

(5,4) 

Investitionen 

1,2 

2,0 

1,8 

1,7 

insgesamt ............ 

17,8 

18,9 

17,8 

18,3 


Personal 

Ist 1 

SoU 

1986 

1987 

1988 

1969 

Wissenschaftliches 
Personal 

8 

8 

9 

9 

Technisches Personal . . 

39 

39 

36 

40 

Verwaltungspersonal . . 

3 

3 

3 

3 

Sonstiges Personal .... 

2 

2 

2 

2 

insgesamt 

52 

52 

50 

54 


Quelle: DLR 


3.9 Europäischer Transschall-Windkanal (ETW), 
5000 Köln 90 (Porz), Linder Höhe 

Beteiligte: Bundesrepublik Deutschland, Frank- 
reich, Großbritannien, Niederlande 

Rechtsform: GmbH (nach deutschem Recht) 

Vomehmlicher Zweck des ETW ist, die europäische 
Luftfahrtindustrie in die Lage zu versetzen, Reiseflug- 
bedingungen für Großflugzeuge im Modellmaßstab 
vollständig zu simulieren und das technologische Ri- 
siko schon im Entwurfsstadium neuer Projekte zu mi- 
nimieren. 


Aufgaben 

Entwurf, Bau und Betrieb des ersten kryogenen 
Transschall- Windkanals in Europa, 

Struktur und Haushalt 

Die Projektgruppe ETW ist in der im April 1986 ge- 
gründeten ETW GmbH aufgegangen. In der vierköp- 
figen Geschäftsführung der ETW GmbH ist jedes Teil- 
nehmerland vertreten. Der Aufsichtsrat setzt sich aus 
Vertretern der Regierungen und der nationalen For- 
schungseinrichtungen der beteiligten Länder zusam- 
men. 

Die Terminplanung beruht auf folgenden Phasen: 
1978—1985 Vorentwurf 
1986— 1988 Hauptentwurf 

1988—1994 Bau, Inbetriebnahme, Eichung 
ab Mitte 1994 Betrieb. 

Die Entwurfskosten (Vorentwurf 24 Mio DM, Haupt- 
entwurf 42 Mio DM) wurden im Verhältnis 
D : F : GB : NL == 31% : 31% : 31% : 7% aufge- 
bracht. 

Die Baukosten betragen 597,7 Mio DM (Preisstand 
Januar 1989). Der Finanzierungsschlüssel lautet: 

D : F : GB : NL = 38% : 28% : 28% : 6%. 

Der deutsche Anteil setzt sich zusammen aus: 

Bund 24,2% 

Nordrhein-Westfalen 10,0 % 

Deutsche Luftfahrtindustrie 3,8%, 


Ausgaben in Mio DM 

Isti) 

1986 

1987 

1988 


8,0 

17,8 

17,3 

Personal ............ 

28 

29 

33 


1) Die Angaben beziehen sich auf die Hauptentwurfsphase 
(September 1985— August 1988) 

Queller ETW GmbH 


3.10 Institut der Vereinten Nationen für Ausbildung 
und Forschung (UNITAR), 801 United Nations 
Plaza, New York, N.Y. 1017 

Mitglieder: Mitgliedstaaten der Vereinten Nationen 


Aufgaben 

— Ausbildung für Verwaltungsfachleute aus Ent- 
wicklungsländern sowie für angehende VN-Diplo- 
maten 

— Information in Symposien, Seminaren und Kursen 
über Verfahren und Techniken der Technischen 
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Zusanitnenflrtieil der VN, VN-Dokumentation, in- 
ternationales Recht sowie Finanzierung der VN 

— Forschung auf die Politik der VN ausgerichteU z- B. 
multilalexaJe Kooperation, Technologietransfer, 
Völkerrecht und Entwicklungsmana gement. 


Struktur und Haushalt 

UNITAR ist ein Organ der Vereinten Nationen und 
insoweit der Generalversammlung berichtspflichtig. 
Oberstes Organ von UNITAR, das Politik und jährli- 
ches Arb ei Is Programm bestimmt, ist der Treuhänder- 
rat (Board of Trustees). Das Institut verfügt nur über 
ein kleines Sekretariat und ein Zweigbüro in Genf. 

UNITAR finanziert sich ausschließlich aus freiwilligeD 
Beiträgen. Der Etat lag in den letzten Jahren bei etwa 
1,0 Mio US $, 


3.1 1 Internationales Institut für angewandte 
Systemanatyse (flASA), Schloß Laxenburg, 
A-2361 Laxenburg, Österreich 

Miigiieder: Wissenschaftliche Institutionen aus fol- 
genden Ländern: Bulgarien, DDR, Bun- 
desrepublik Deutschland, Finnland, Ita- 
lien, Japan, Kanada, Niederlande, Öster- 
reich, Polen, Schweden, Tschechoslowa- 
kei, Ungarn, USA, UdSSR 


Aufgaben 

Aufgabe des 1972 gegründeten DASA ist die Weiter- 
entwicklung der Systemanalyse und ihrer Anwen- 
dung bei der Erforschung raittel- und langfristiger 
Probleme der modernen IndustriegeseUschaft. Aus 
der Bundesrepublik Deutschland ist die „Vereinigung 
zur Förderung des Internationalen Instituts für ange- 
wandte Systemanalyse e. V."' beteiligt, der 11 deut- 
sche Forschungseinrichlungen angehören. 

Hauptarbeitsgebiele des Instituts sind die Bereiche: 
Umweltiorschung, Fragen der technologischen Ent- 
wicklung, Bevölkerungsentwicklung, Grundlagen 
der SysteTnanalyse. 


Struktur und Haushalt 

Wichtigstes Leitungsorgan ist der Rat, der sich aus 
Vertretern der Mitgliedsorganisationen zusammen- 
selzt. Das Institut wird von einem Direktor geleitet, 
der vom Rat ernannt wird. 

Neben den Mitgliedsbeiträgen erhält das Institut Zu- 
wendungen von Wissenschaftsorgarüsationen, Regie- 
rungen und internationalen Organisationen für die 
Durchführung bestimmter Forschungsvorhaben. 

Der Beitrag der deutschen Mitgliedsorganisation zum 
IIASA-Haushalt beläuft sich 1989 auf 6,6 Mio öS. Die- 
ser Betrag wird der deutschen Milgliedsorganisation 
vom BMFT zur Verfügung gestellt. 


Haushalt 
(in Mio öS) 

Ist 

Soll 

1990 

1980 

1989 


104 

102 

102 


Personal 

1988 

1989 

1990 


232 

220 

198 


Quelle: BMFT 


3,12 Deutsch-französisches Forschungsinstitut 
Saint-Louis (ISL), Rue de Tindustne 12, 

F-68301 Saint Louis 
(Haut-Rhln/Elsaß/F rankreich) 

Gemeinsames Forschungsinstitut im Geschäftsbe- 
reich des Bundesministers der Verteidigung und des 
französischen Verleidigungsministeriums. 


L Aufgaben und Rechtst eil ung des Instituts 

Das Institut (kurz ISL genannt) ist eine Forschungsein- 
richtung, die gemeinsam von der Bundesrepublik 
Deutschland und der Republik Frankreich entspre- 
chend dem von den beiden Regierungen am 31. März 
1958 Unterzeichneten Abkommen betrieben wird. 

Ein Verwaltungsrat. der aus je drei von ihren Regie- 
rungen bestellten Mitgliedern besteht, legt auf Vor- 
schlag des Wissenschaftlichen Beirats, dem je neun 
deutsche und französische Vertreter angehören, so- 
wohl das kurzfristige als auch ein mittelfristiges For- 
schungsprogramm fest. 

Im ISL sind z, Z. etwa 450 Bedienstete tätig (davon 
360 französische und 90 deutsche Staatsangehörige), 
Etwa die Hälfte arbeitet in 30 wissenschaftlichen Ar- 
beitsgruppen, die in sieben Departments und zwei 
Projektgmppen zusammengefaßt sind. Die andere 
Hälfte verteUt sich auf technische Dienste (wie zen- 
trale Werkstätten, Konstruktionsbüro, Rechenbüro, 
Versuchsgelände usw.), allgemeine Dienste (wie Be- 
richtswesea. Obersetzungsgeiande, Bibliothek, Kan- 
tine, Wach- und Reiiüg ung s dienst usw.) und Verwal- 
tung. Die 94 Planstellen für Wissenschaftler sowie die 
104 Planstellen für Ingenieure und hochqualifizierte 
Techniker werden nach Möglichkeit paritätisch mit 
Angehörigen beider Staaten besetzt. 


U. Aufgaben und Arbeitsgebiete des Instituts 

Die Aufgabe und Zielsetzung des Instituts sind 
Grundlagenforschung sowie wissenschaftliche Unter- 
suchungen und grundlegende Vorentwicklung auf 
dem Gebiet des Waffen- und Munitionswesens, 

Die Arbeiten gliedern sich in nachstehend aufge- 
führte Schwerpunktaufgaben mit folgenden Kurzbe- 
zeiclmungen und Kapazitatsanteüen: 
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Ausbreitung und Wirkung von Luftwellen 6 % 

Turbulenz 13% 

Laser 9% 

Panzerdurchschlag/Panzerschutz 14 % 

Sprengköpfe/Detonik 6 % 

Innenballistik 7 % 

Elektromagnetische Beschleunigxmg 1 1 % 

Meßverfahren 14 % 

Vorfühlende Forschung 20 % * 


Als weitere, in die Programmplanung aufgenommene 
Schwerpunktaufgabe ist das Gebiet „Intelligente Mu- 
nition" vorgesehen. 


IIL Einnahmen und Ausgaben des Instiituts 


Die Mittel für die Durchführung der Arbeiten werden 
von Frankreich und der Bundesrepublik je zur Hälfte 
zur Verfügung gestellt* 


Ausgaben in Mio DM^) 

Ist 

SoU 

1987 

1988 

19B9 

1990 

Betriebsausgaben . * , . 

23,8 

26.8 

28,1 

28,4 

Investitionen * * , 

4,8 

6.0 

6,9 

10,0 

insgesamt 

28,6 

32,8 

35,0 

38,4 


Personal^) 

1987 

1988 

1989 

Wissenschaftler 

92 

92 

92 

Techniker , * * 

104 

104 

104 

Verwaltung 

64 

64 

63 

Sonstiges Personal . , . 

198 

198 

197 

insgesamt 

458 

458 

458 


deutscher Anteil 

deutsches und französisches Personal 
Quelle: SMVg 


4< Sonstige multilaterale Zusammenarbeit 

4.1 EUREKA 

Sekretariat: 19 H, Avenue des Arts, B-1040 Brüssel 

Mitglieder: Belgien, Bundesrepublik Deutschland, 
Dänemark, Finnland, Frankreich, Grie- 
chenland, Großbritannien, Irland, Island, 
Italien, Luxemburg, Niederlande, Nor- 
wegen, Österreich, Portugal, Schweden, 
Schweiz, Spanien, Türkei, Kommission 
der Europäischen Gemeinschaften 

Auf Projektebene können auch Unternehmen und 
Forschungsinstitute aus Nicht-Mitgliedstaaten teü- 
nehmen, wenn dies von den Projektbeteiligten ge- 
wünscht wird. 


Aufgaben 

EUREKA ist ein zwischenstaatlicher Rahmen für tech- 
nologische und wissenschaftliche Zusammenarbeit in 
Europa. Die EUREKA-Ministerkonferenz hat im No- 
vember 1985 in Hannover in einer Grundsatzerklä- 
rung die Ziele von EUREKA sowie Schwerpunkte, Kri- 
terien und Organisation der Projekte festgelegt. 

Ziel von EUREKA ist es, durch verstärkte grenzüber- 
schreitende Projektzusammenarbeit von Unterneh- 
men und Forschungsinstituten zur Schaffung einer 
europäischen Technologiegemeinschaft beizutragen 
und auf diese Weise die Wettbewerbsfähigkeit Euro- 
pas auf dem Weltmarkt im Bereich der Hochtechnolo- 
gien zu steigern. EUREKA-Projekte sollen daher auf 
die Entwicklung von Produkten, Verfahren und 
Dienstleistungen mit einem weltweiten Marktpoten- 
tial ausgerichtet sein. Eingeschlossen sind daneben 
auch Forschungs- und Entwicklungsvorhaben, die auf 
die Schaffrmg der technischen Voraussetzungen für 
eine moderne Infrastruktur oder auf die Lösung grenz- 
überschreitender Probleme abzielen (beispielsweise 
im Umweltbereich), 

Die Dynamik, die über die ersten vier Jahre angehal- 
ten hat, verdankt EUREKA seinem pragmatischen An- 
satz und seiner flexiblen Organisationsstruktur: Pro- 
jekte entstehen durch Initiative der Kooperationspart- 
ner aus Industrie und Wissenschaft und durch Zustim- 
mung der Regierungen derjenigen Länder, aus denen 
diese Partner kommen. Hier liegt der grundlegende 
Unterschied zu nationalen oder EG -Forschungspro- 
grammen: EUREKA ist kein vorab inhaltlich defiiüer- 
tes und im Konsens beschlossenes Programm, sondern 
ein offener Rahmen für die Initiativen von Unterneh- 
men und Forschungseiruichtungen, 

Damit ist EUREKA — mehr als herkömmliche Förder- 
programme — eine Herausforderung an die Projekt- 
partner, die hier nicht auf Programmausschreibungen 
„antworten", sondern in eigener Verantwortung 
Thema, Partner, Umfang, Regeln und Finanzierung 
der geplanten Zusammenarbeit selbst klären. Auf 
diese Weise können „weiße Flecken“ zwischen beste- 
henden Programmen ausgefüllt werden. Dies erklärt 
die Spannbreite der Projekte über nahezu das ge- 
samte Spektrum anwendungsbezogener Forschung 
und Entwicklung und der entsprechenden wissen- 
schaftlich-technischen Infrastruktur. 

Die Finanzienmg der Beiträge wird jeweils im Her- 
kunftsland der Einzelbeiträge, also ohne zentrale Pro- 
jektbudgets, besorgt. 

Die Finanzierungsgrundlage der industriellen Koope- 
ration liegt im Engagement der beteiligten Unterneh- 
men selbst. Eine wachsende Zahl von ihnen führt die 
Projekte ohne Zuschüsse der Öffentlichen Hand durch. 
Soweit deutsche Partner Zuschüsse benötigen, kom- 
men Fördermittel von Bund und Ländern sowie der 
Europäischen Gemeinschaft in Frage. Damit sind die 
öffentlich mitfinanzierten Projekte auch den dort gel- 
tenden Förderbedmgungen und Qualitätskriterien 
unterworfen. 

Indem der EUREKA -Rahmen vollständig frei finan- 
zierte Projekte neben öffentlich geförderten Vorhaben 
erfaßt, illustriert er zugleich das Prinzip der Subsidia- 
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ritctt öffentlicher Fördening gegenüber den Anstren- 
gungen der Wirtschaftsontemehmen, Erfreulich sind 
hier zwei Trends, die sich aus dem Vergleich der jüng- 
sten Projeklentwicklung mit der in den Anfangsjahren 
von EU^KA ablesen lassen: 

O steigender Anteil der privalwirlschaftlich finan- 
zierten, also nicht mit öffentlichen Mitteln geför- 
derten, Projekte; 

O steigender Anteil an mittelständischen Unterneh- 
men bei den ProjektbeteiJigten. 

Für die Durchführung der Projekte sind flankierende 
Maßnahmen, insbesondere zur Beseitigung techni- 
scher Handelshemmnisse und zur frühzeitigen Erar- 
beitung gemeinsamer Industrie-Normen, von den be- 
teiligten Regierungen in Aussicht gestellt. 

Zu den Programmen der Europäischen Gemeinschaft 
ist EUREKA nicht Konkurrenz, sondern schlüssige Er- 
gänzung. 

Die EG-Kommission ist seit Beginn der Initiative ne- 
ben den Regierungen der 19 Mitglied Staaten gleich- 
berechtigtes EUKEKA-Mitglied, Sie hat maßgeblich 
an der Erarbeitung der grundlegenden Erklärung von 
Hannover milgewirkt und zwischenzeitlich mehrfach 
auch in Dokumenten ihre Bereitschaft zu aktiver Mit- 
arbeit, von der Projektförderung bis zu flankierenden 
Maßnahmen für die Umsetzung der Projektergeb- 
nisse, versichert, ln Einzelfällen hat sie dies auch 
schon verwirklicht, etwa bei der Mitfinanzierung der 
Projekte COSINE, EUROTRAC, PROMETHEUS oder 
bei der Unterstützung für die Durchsetzung europäi- 
scher HDTV-Normen im Hinblick auf das EUREKA- 
Projekt zum hochauflösenden Fernsehen. 

Im Hinblick auf den fortschreitenden Prozeß der euro- 
päischen Einigung bewirkt EUREKA pragmatisch imd 
fallweise die Vorwegnahrae bzw. Vorbereitung auf 
den europäischen Binnenmarkt durch 

— wechselseitigen Marktzugang der Kooperations- 
partner, 

— frühzeitige Erarbeitung einheitlicher Normen und 
Standards, 

— pTOjektbezogene Beseitigung spezifischer Han- 
delshemmnisse. 

Darüber hinaus hat EUREKA eine Brückenfunktion 
zwischen den Wirtschaftszonen von EG und EFTA im 
Vorfeld des Binnenmarktes dadurch, daß sich die Mit- 
güedschaft gl eich berechtigt auf ganz West-Europa — 
über EG hinaus auf EFTA-Slaaten und Türkei — er- 
streckt. 


Struktur 

Höchstes Gremium ist die EUREKA-Miiüslerkonfe- 
renz, deren Vorsitz turnusmäßig unter den Mitglie- 
dern wechselt. Die Gruppe der Hohen Repräsentan- 
ten ist politisches Entscheidungsgremium zwischen 
den Ministerkonferenzen. 

Ausführende Organe in den Mitgliedsländern sind die 
nationalen KoordinierungssteUen, in der Regel die für 
EUREKA zuständigen Referate in den federführenden 


Regierungsstellen (in der Bundesrepublik; EUREKA- 
Referal im BMFT). 

Als Dienstleistungszentrum für den raschen und 
gleichmäßigen Informationsfluß zwischen den EU- 
REKA-Slaafen und als Auskunftsstelle für einzelne 
Interessenten dient das EUREKA- Sekretariat in Brüs- 
sel. Als kleine und flexible Einheit unterstützt es die 
Arbeit der politischen Gremien und der nationalen 
Koordinatoren. 

Das Sekretariat betreibt eine Projektdatenbank, die 
auch der Öffentlichkeit zugänglich ist. Es bedient sich 
dabei des von der Kommission der Europäischen Ge- 
meinschaften in Luxemburg betriebenen Informa- 
tionssystems ECHO, das über das DATEX-P Netz an- 
zuwählen ist. 

Daneben werden die gleichen Daten über das in 
Frankreich betriebene Minitel- System (ähnlich BTX) 
angeboten. Minitel wird über den BUdschirmtextver- 
bund der europäischen Postverwaltungen, der z. Z. 
aufgebaut wird, anwählbar sein. , 


EUMKA-Projekte 
(Stand: Ende 1989) 

Bis Ende 1989 sind 297 EUREKA- Projekte mit einem 
Finanzvolumen von rd. 13 Mrd DM und mit rd. 1 600 
beteiligten Unternehmen und Forschungseinrichtun- 
gen vereinbart worden. 

An 104 der rd. 297 Projekte ist tiie Bundesrepublik 
beteiligt, und zwar mit etwa 130 Unternehmen und 55 
Forschungseinrichtungen einschl. Hochschulinsütu- 
ten. Sie nimmt damit zusammen mit Frankreich den 
Spitzenplatz unter den Mitgliedstaaten ein. 

Die Projekte mit deutscher Beteiligung umfassen ins- 
gesamt ein Finanzvolumen von rd. 6,6 Mrd DM. Die- 
ses Finanzvolumen bezieht sich auf die privaten und 
Öffentlichen Beiträge aller Lander, die an den Projek- 
ten beteiligt sind. Der deutsche Finanzierungsanteil 
an diesen Projekten beträgt etwa 2,2 Mrd DM. 

Finanzierungsquellen der deutschen Beiträge 

45 Projekte: Kosten tragt Industrie zu 100 v. H. 

49 Projekte: BMFT-FÖrderung für Industrie -Bei- 
träge 

3 Projekte: mit Industrie- Förderung durch Baden- 
Württemberg 

1 Projekt: Kosten der Universitatsforschung trägt 
das Land Nordrhem- Westfalen 

1 Projekt: Förderung durch BMU. 

Bei weiteren 5 Projekten, davon drei Projekten der 
Um Weitforschung und einem Projekt der Forschungs- 
infrastruktui, gibt es z. 2. noch keine Industrie-Bei- 
träge; die Beiträge der beteiligten Forsch ungseinrich- 
tiingen werden aus öffentlichen Mitteln finanziert. 

2u den herausragenden Kooperationsvorhaben, die 
von deutscher Seile angeregt wurden und For- 
schungs- und Entwicklungspotentiale aus mehreren 
europäischen Ländern zu einer «kritischen Masse" 
zusammengeführt haben, zählen: 
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— COSINE, ein Projekt, das die Vernetzung öffenüi- 
cher und privater Rechenanlagen über die Fem- 
meldenetze mittels OSI'Normen zum Ziel hat und 
an dem inzwischen alle EUREKA-Mitgliedsländer 
und die EG -Kommission sowie Forschungseinrich- 
tungen aus Jugoslawien leilnehmen, 

— HDTV; Entwicklung eines hochauflösenden Fem- 
sehsystems mit gemeinsamen Produktions- und 
Sendestandards. Dieses Projekt hat weltweit die 
Diskussion über die nächste Generation der Fem- 
sehtechnik railbestimmt. 

— Digital Audio Broadcasting (DAB): Entwicklung 
eines europäischen Standards für ein terrestrisches 
digitales Hörfunksystem. 

— EUREKA SOFTWARE FACTO RY (ESF); Mit Hilfe 
vereinbarter Leistungs- und Schnittstellenstan- 
dards sollen Software-Pakete so flexibel und an- 
passungsfähig gestaltet werden, daß sie sich als 
Bausteine in grenzüberschreitende Zusammenar- 
beit und künftige Weiterentwicklungen einfügen 
lassen. 

— JESSI: Entwicklung einer Submikronprozeßtech- 
nologie für höchstiiitegrierte Silizium-Schall- 
kreise. JESSI ist ein Projekt, das den europäischen 
Selbstbehauptungswillen in der Mikroelektronik 
geradezu symbolisiert und von seinem Anspruch 
her — ähnlich wie HDTV — die internationale Dis- 
kussion in diesem Bereich schon in seiner ersten 
Phase mitbestimmt hat. 

Entsprechend ihrer Rolle als Schlüsseltechnologien 
für industrielle und mittelbar auch für geseUschafÜi- 
che Veränderungen n ahm die Informations- und 
Kommunikationstechnik von Anfang an einen heraus- 
ragenden Platz in der Palette der EUREKA -Projekte 
ein. Erfolgreiche Initiativen von vergleichbarer Be- 
deutung gab es jedoch auch auf anderen Sektoren: 

— in der Fertigungstechnik die Gruppe von FAMOS- 
Projekten; Entwicklung von flexibel automatisier- 
ten Montagesystemen für verschiedene Anwen- 
dungsbereiche; 

— in der Lasertechnik die EURO LASER- Projekte; 
eine breite und differenzierte Palette künftiger 


HochJeistungssysteme aus technisch unterschied- 
lichen Laserquellen für industrieDe Anwendung; 

— in der Verkehrstechnik das PROMETHEUS- Ver- 
bundprojekt: Nutzung fortgeschrittener Technolo- 
gien, insbesondere der Mikroelektronik, zur Ge- 
staltung eines noch sichereren, uraweltfreundli- 
chereren und leistungsfähigeren Straßenverkehrs 
der Zukunft. 

Neben der induslriellen Forschung und Entwicklung, 
die naturgemäß einen breiten Raum bei EUREKA ein- 
nimmt, liegt ein weiterer Schwerpunkt in der Suche 
nach zeitgemäßen Lösungen für grenzüberschrei- 
tende Probleme in Umwelt und Infrastruktur. Bis zur 
zweiten EUREKA -Ministerkonferenz Ende 1985 in 
Hannover war die Einbeziehung dieser von der Bun- 
desrepublik Deutschland vorgeschlagene Zielsetzung 
heftig umstritten; heute sind die daraus hervorgegan- 
genen Projekte allgemein anerkannt; 

— EUROTRAC — Untersuchung der Transportwege 
und Umwandlung von Umwellschadstoffen in der 
Troposphäre über Europa; 

— EUROMAR; Entwicklung und Anwendung moder- 
ner Technologien zur Untersuchung und Überwa- 
chung ökologischer Veränderungen in den euro- 
päischen Meeren; 

— EUROCARE: Erforschung der Umwellschädigung 
an historischen Denkmälern mit dem Ziel der Ent- 
wicklung geeigneter Verfahren zur Konservierung 
und Restaurierung. 

Das letztgenannte Projekt schlägt die Brücke von mo- 
derner Technik nicht nur ztim Umweltschutz, sondern 
auch zu Kultur und Geschichte. 

Wichtig für die europäische Zusammenarbeit ist, daß 
sich immer mehr Länder in diesem Bereich engagie- 
ren, der sich wesentlich von Staalsaufgaben ableitet 
und dennoch den Initiativen von Forschungseinrich- 
tungen und Unternehmen hinreichend Raum zur Ein- 
bringung ihrer eigenständigen Beiträge läßt. 
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Schaubild IV/1 


Kooperationsverflechtung 
der Bundesrepublik Deutschland in EUREKA 
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Schaubild IV/3 


Anteil in % 
der deutschen 


Deutsche Beiträge zu EUREKA-Projekten 
nach Technologiebereichen 
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4^ Europäische Zusammenarbeit auf dem Gebiet 
der wissenschaftlichen und technischen 
Forschung — COST^) 

COST-Sekretarial beim Generalsekretär des Rates 
der Europäischen Gemeinschaften, Rue de ia Lol 170, 
B-104S Brüssel 

Mjfwirkende Sfaafen; die zwöU MitgUedstaaten der 
Europäischen Gemeinschaft 
sowie Finnland, Jugoslawien, 
Norwegen, Österreich, Schwe- 
den, die Schweiz und die Tür- 
kei 

An einzelnen COST- Vorhaben sind auch Island und 
die ESA beteiligt; temer können wissenschaftliche 
Einrichtungen aus osteuropäischen Ländern unter ge- 
wissen Voraussetzungen auf Einzelfallbasis beteiligt 
werden. 

COST wurde Anfang der 70er Jahre auf Initiative der 
Europäischen Gemeinschaft als Rahmen für die Zu- 
sammenarbeit der Gemeinschaft mit westeuropäi- 
schen Drittstaaten auf dem Gebiet der angewandten 
Forschung und als Anstoß für eine generelle For- 
sch ungspolitik der Gemeinschaft ins Leben gerufen. 


Aufgaben und Struktur 

COST ist keine internationale Organisation, sondern 
ein institutioneller und Verfahrens-Rahmen für eioe 
multilaterale FuE -Kooperation in Europa, die sich zu- 
nehmend an den Förde rprogrammen der Gemein- 
schaft ausrichlet, COST- Vorhaben können in der Be- 
teihgung mehrerer Drittstaaten an Ford erpro gram - 
men der Gemeinschaft bestehen, mit konzertierten 
Aktionen der Gemeinschaft verknüpft sein oder ohne 
Bezug zu Gemeinschaftsaktionen gleichgerichtete 
Forschungsarbeiten in den MitgUedstaaten und Dritt- 
staaten koordinierend zusammenfassen. 

Die Drittstaaten nehmen generell, die Mitgliedstaaten 
bei den ohne Verknüpfung mit Gemeinschaf tspro- 
gramraen ausgestalteten Aktionen nach dem „a la 
carte -Prinzip" teil, also nur an den Vorhaben ihrer 
Wahl. Die teilnehmenden Staaten legen ihre Por- 
schungsbeiträge einschließlich der erforderlichen na- 
tionalen Finanzierung vorhabenweise in besonderen 
Vereinbarungen fest, die auch die Koordinierung und 
den Kenntnisaustausch auf europäischer Ebene re- 
geln. 

COST bildet den Rahmen für gemeinsame Vorhaben, 
die gegenwärtig vor allem in folgenden Bereichen 
durchgeführl werden: 

— Informatik 

— Femmeldewesen 

— Verkehr 

— Ozeanographie 

Coop^ation europ^eime dans le domaine de la recharche 
sdeaiifique et teclmigue 
Quelle: BMFT 


— Werkstoffe 

— Umweltschutz 

— Meteorologie 

— Landwirtschaft und Biotechnologie 

— Lebensmitteltechnologie 

— Sozialwissenschaften 

— Medizin, 

Das COST-Rahraenwerk für grenzüberschreitende 
FuE -Ko Operationsprojekte ohne zentrale Finanzie- 
rung steht allen interessierten Forschungseinrichtun- 
gen und Unternehmen offen. In Frage kommen 
COST- Vorhaben in erster Linie dort, wo mangels ab- 
sehbarer Marktperspektiven EUREKA- Projekte nicht 
angestiebt werden und wo eine finanzielle Grundlage 
(nationale Projektförderung, nationale institutionelle 
Förderung) für verhältnismäßig langfristige koopera- 
tive Forschungsarbeiten, die im öffentlichen Interesse 
liegen, vorhanden ist. 


4.3 Zwischenstaatliche Ozeanographfsche 
Kommission (IOC) der UNESCO, 

Place de Fontenoy, F-76700 Paris 

Mitglieder: 117 Staaten 

Die iOC wurde im Jahre 1960 im Rahmen der Orga- 
nisation der Vereinten Nationen für Erziehung, Wis- 
senschaft und Kultur (UNESCO) gegründet. 


Aufgaben 

Ihre Aufgabe ist die zwischenstaatliche Koordinie- 
rung 

— der Meeresforschung mittels globaler und regiona- 
ler Programme; dies schließt 5 Hauptprogramme 
ein 

O die Erforschung der Lebendressourcen 

O die Erforschung der mineralischen Ressourcen 

O die Erstellung bathyxnelrischer Karten 

O die Erforschung und Überwachung der Meeres- 
verschmutzung 

O die Erforschung der Wechselbeziehung Ozean 
— Klima 

— mariner Dienste wie das weltweite System von 
Meßslationen im Meer, der internationale Aus- 
tausch ozeanographischeT Daten und das regio- 
nale Flutwellen- (Tsunami) Warnsystem im Pazifik 

— der Ausbildung von Meereswissenschaftlem aus 
Entwicklungsländern. 


Struktur und Haushalt 

Organe der IOC sind die alle zwei Jahre tagende Voll- 
versammlung aller Mitgliedstaaten und der aus dem 
Vorsitzenden, seinen vier Vertretern sowie Delegier- 
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ten von 29 weiteren Staaten bestehende Exekuüvrat, 
der zwischen den Generalversammlungen zusam* 
mentritt. Das Sekretariat der IOC befindet sich im 
UNESCO-Gebäude in Paris- 


Ausgaben 
in Mio US'$ 

SoU (operational funds ^)) 

1083/39 

1990/91 


1 773 000 1 617 900 


ohne Personalkosten 
Quelle: BMFT 


Die oben genannten Mittel werden aus dem 
UNESCO-Haushalt zur Verfügung gestellt. Hinzu 
kommen freiwillige Beiträge zum lOC-Trust-Fund in 
variabler Höhe sowie Beiträge von anderen VN-Orga- 
nisationen. 


4.4 Beratungsgmppe für internationale 
Agrarforschung (CGIAR), 1818 H. St, 

N. W. Washington, D.C. 20433, USA 

Mitglieder: 40 Donoren, darunter nahezu alle westli- 
chen Industrieländer (einschließlich der 
Bundesrepublik Deutschland), einige 
OPEC-Lander, drei große amerikanische 
Stiftungen (Rockefeller; Ford, Kellog) so- 
wie intemaöonaJe Organisationen, wie 
Weltbank, UNDP und FAO 

Die CGiAR ist ein Zusammenschluß von Regierungen, 
internationalen und regionalen Organisationen sowie 
privaten Stiftungen bei der Weltbank, der derzeit 
13 landwirtschaftliche Forschungsinstitute und -Zen- 
tren in der ganzen Welt mit dem Ziel der verbesserten 
Nahrungsmittel Produktion in den Entwicklungslän- 
dern unterstützt. 


Aufgaben 

Die ^richtigsten Aufgaben der Beratungsgruppe 

sind: 

— Überprüfung der bestehenden nationalen, regio- 
nalen und internationalen Forschungsarbeiten auf 
spezifische, bislang nicht abgedeckte Bedürfnisse 
der Entwicklungsländer; 

— Verbesserung der Abstimmung und Vervollständi- 
gung des Informationsaustausches zwischen natio- 
nalen, regionalen und internationalen Zentren der 
Agrarforschung; 

— Sicherung von Finanzierung und Kontinuität vor- 
rangiger Forschungsmaßnahmen. 


Struktur und Haushalt 

Die CGIAR hält eine jährliche Mitgliederversanim- 
lung sowie eine Halbjahresbesprechung (Midyear 
meeting) ab. Hier werden u. a, das Programm der Zen- 
tren beraten, Prioritäten diskutiert und die jeweiligen 
Beiträge zugesagt. 


Das Sekretariat der CGIAR wird von der Weltbank zur 
Verfügung gestellt. Es koordiniert die finanzielle Ab- 
wicklung der Beiträge und befaßt sich mit übergeord- 
neten Verwaltungsaufgaben (z. B. Organisation der 
Konferenzen und Überwachung des Managements 
der Zentren). 

Zur Abstimmung der Forschungs- und Programmin- 
halte der Zentren steht der CGIAR ein Technical Ad- 
visory Committee (TAG) zur Verfügung, dessen Se- 
kretariat bei der FAO in Rom angesiedelt ist. 

Jedes einzelne Zentrum wird durch einen Aufsichtsrat 
autonom geführt, der in Zusammenarbeit mit TAG 
und Sekretariat die Institutspolitik bestimmt. 

Die CGIAR fördert folgende Zentren: 

O Centro Intemacional de Agricultura Tropical 
(CIAT), Cali, Kolumbien. 

O Centro Inlemadonal de la Papa (CIP), Lima, 
Peru, 

O Centro Intemacional de Majoramiente de Maiz y 
Trigo (CIMMYT). Mexico 6, D. F., Mexico, 

O International Board for Plant Genetic Resources 
(IBPGR), Rom, Italien, 

O International Center for Agricultural Research in 
the Dry Areas (ICARDA). Aleppa, Syrien, 

O International Crops Research Institute for the Semi- 
Arid Tropics (ICRISAT), Andl|ra Pradesh, Indien, 

O International Food Policy Research Institute (IF- 
PRl), Washington, D. C. 20036, USA, 

O International Institute of Tropical Agricultuie 
(UTA), Tbadan. Nigeria, 

O International Laboratory for Research on Animal 
Diseases (ILRAD), Nairobi, Kenia, 

O Internationa] Livestock Centre for Africa (ILCA), 
Addis Abeba, Äthiopien, 

O International Rice Research Institute (IRRI), Manila. 
Philippinen, 

O International Service for National Agricultural Re- 
search (ISNAR), 2509 Ai Den Haag, Niederlande, 

O West Africa Rice Development Association 
(WARDA), Bouakä, Elfenbeinküsle. 

Die Bundesrepublik Deutschland gehört zu den weni- 
gen der 40 Geber dieser Gruppe, die alle 13 in diesem 
System zusammengefaßlen internationalen Agrarfor- 
schungszentren unterstützen. Die Höhe der Milteizu- 
weisungen zu den einzelnen Zentren erfolgt aufgrund 
der Priorität, die den verschiedenen Programmen von 
deutscher Seile zugemessen wird 

Das Gesamtbudget der CGIAR belief sich 1988 auf 
215 Mio US $, Der Anleü der Bundesregierung hieran 
betrug ca. 13,8 Mio US $. 
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4.5 Das HUMAN FRONTIER SCIENCE-Programm 
Sekretariat: Human Frontier Science Program 
Organization, Tour Europe 
20., Place des Halles 
6700 Strasbourg/Frankreich 

MitgUeder: Bunöesrepubbk Deutschland, Frank- 
reich, Großbritannien, Italien, Japan, 
Kanada, USA und EG 

Aufgaben 

Das Programm dient der Förderung von Forschungs- 
vorhaben, WtssenschafÜerauslausch und wissen- 
schaftlichen Veranstaltungen in der Grundlagenfor- 
schung auf den Gebieten der Molekularbiologie und 
der Neurobiologie. 

Es wurde auf Initiative der japanischen Regierung im 
Herbst 1989 von den Teilnehmern des Weltwirt- 
schaf tsgip leis beschlossen. Für eine erste, dreijährige 
Phase wurde ein Kleines Sekretariat eingerichtet. Die 
Mitglieder unterstützen das Programm durch freiwil- 
lige Finanz- oder Sachbeiträge. 

5. Innerdeutsche und bilaterale internationale 
Zusammenarbeit 

5.1 Innerdeutsche Zusammenarbeit 

Die Chance zur Wiederherstellung der deutschen Ein- 
heit — eröffnet durch den Reformprozeß in Osteuropa 

— ist das beherrschende politische Ereignis des Be- 
richtszeitraumes. Die Bundesregierung strebt eine or- 
ganische Entwicklung beim Zusammenwachsen der 
deutschen Staaten an und hat zur Vorbereitung der 
notwendigen Schritte einen Kabinettausschuß „Deut- 
sche Einheit" eingesetzt. Zum Redaktionsschluß (und 
vor dem Wahltermin in der DDR) ist die weitere Ent- 
wicklung noch völlig offen. Ausgehend von der kon- 
struktiven Rolle des Abkommens zwischen der Regie- 
rung der Bundesrepublik Deutschland und der Regie- 
rung der DDR über die Zusammenarbeit auf den Ge- 
bieten der Wissenschaft und Technik treten beide Sei- 
ten dafür ein, die wissenschaftlich-technische Zusam- 
menarbeit als ein wesentliches Element der Entwick- 
lung zur deutschen Einheit foitzuentwi ekeln. 

Auch im Bereich von Forschung und Technologie be- 
wegen sich die Dinge in der DDR sehr schnell, ganz 
abgesehen davon, daß sie von den politischen und 
wirtschaftlichen Änderungen in der DDR beeinflußt 
werden, ln Abstimmung mit der Regierung der DDR 
hält es die Bundesregierung, xmabhängig von den 
anstehenden politischen Rahinenentsch ei düngen für 
wichtig, das Zusammenrücken und die Kooperation 
zwischen Wissenschaftlern und Einrichtungen in bei- 
den Staaten zu ermutigen und zu unterstützen. Fach- 
liche Schwerpunkte bilden Ökologie, Energie, Trans- 
port und Verkehr, Kommunikationstechnik. Medizin 
und Gesundheit, Fertigungstechnik. Werkstoffe. 

Hierzu werden: 

— der Austausch von WissenschafÜem, Experten und 
wissenschaftlichen Nschwuchskräften durch kurz- 


und langfristige Arbeitsaufenthalte verstärkt ge- 
fördert 

— der Stärkung der Innovationskraft im mittelständi- 
schen Bereich sowie der gerätelechnischen Aus- 
stattung der an der Zusammenarbeit beteiligten 
wissenschaftlichen Eiojichtungen besonderes Au- 
genmerk gewidmet 

— engere fachliche Kontakte der Ministerien beider 
Seiten aufgebaut 

— die wechselseitige Beteiligung an Projekten der 
EG und EUREKA bzw. des RGW geprüft. 

Die Groflforschungseinrichtungen, die Maz-Planck- 
GeseDschaft. die Fraunhofer- Gesellschaft sowie die 
Deutsche Forschungsgemeinschaft tragen im Rahmen 
ihrer Aktivitäten und z. T, mit eigenen Programmen 
zu diesem Prozeß bei. 


5.2 Bilaterale Zusammönarbelt mit 
westeuropäischen Ländern 

Forschungs- und Technologiezusammenarbeit deut- 
scher Unternehmen und Forschungseinrichtungen 
mit Partnern aus anderen westeuropäischen Landern 
gibt es in praktisch allen Programmbereichen des 
BMFT, Besonders hoch ist ihr Anteil in der Weltraum- 
forschung und in der Grundlagenforschung. Auch in 
der nuklearen und nichtnuklearen Energieforschung, 
der Inform ationstechnologie, der technischen Kom- 
munikation und der Biotechnologie gibt es große Pro- 
jekte, die gemeinsam mit Einrichtungen in anderen 
westeuropäischen Landern durchgeführt werden. 

Neben der gemeinsamen Arbeit in den zahlreichen 
wissenschaftlich-technischen Organisationen und 
Einrichtungen spielt in Westeuropa die projektbezo- 
gene bilaterale Kooperation eine entscheidende Rolle, 
zumal sie nach wie vor die flexibelste Form der inter- 
nationalen FuE-Zusammenarbeit darslellt. Die Ent- 
scheidungsabläufe bei der Förderung internationaler 
FuE- Projekte sind denjenigen nationaler Projekte 
sehr ähnheh. Entscheidende Kriterien der Förderung 
sind auch hier die wissenschaftlich-technische Quali- 
tät der Anträge und ihr zu erwartender Beitrag zu den 
Fachprogrammen. 

Die Förderung des BMFT erstreckt sich bei internatio- 
nalen Kooperationsproj eklen grundsätzlich nur auf 
die FuE- Aufwendungen des deutschen Partners, Par- 
allel dazu wird der ausländische Partner in der Regel 
durch die öffentliche Hand seines Landes gefördert. 

Die Abstunmung mit den Forschungsministerien der 
westeuropäischen Länder über gemeinsame Förde- 
rung von Projekten der Forschung und Entwicklung 
hat sich in den vergangenen Jahren beträchtlich aus- 
geweitet. Mit den Ländern, mit denen zahlreiche ge- 
meinsame Vorhaben vereinbart wurden, werden re- 
gelmäßige Konsultationen geführt, so etwa mit Frarüt- 
reich, Großbritannien und Spanien in relativ dichter 
Folge. Mit anderen westeuropäischen Ländern beste- 
hen umfassende Abkommen über wissenschaftlich- 
technologische Zusammenarbeit, aufgrund derer ge- 
meinsame, meist jährlich tagende Kommissionen ge- 
schaffen wurden. 
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Die Schwerpunktverlagerung der BMFT- Aktivitäten 
hin zu staatlichen Langzeitprogrammen, zur Daseins- 
vorsorge und zur Grundlagenforschung läßt sich auch 
an der Projektstruktur der internationalen Zusam- 
menarbeit erkennen. Der größte Teil der bilateralen 
Zusammenarbeit “ gemessen an der Zahl der Pro- 
jekte — betrifft die Grundlagenforschung und hiervor 
allem gemeinsame Experimente von Universitäts- 
tmd Max- Planck-Instituten mit ausländischen For- 
schungseinrichtungen an etiropäischen Großgeräten, 
aber auch die Finanzierung von gemeinsamen Institu- 
ten. 

Eine breit gefächerte Zusammenarbeit mit anderen 
europäischen Ländern gibt es auch in der Energiefor- 
schung. Hier konzentriert sich die Zusammenarbeit 
vor allem auf folgende Gebiete: 

— FuE-Arbeiten zu Energiegewinnungssystemen der 
Zukunft (Fusion, Schneller Brüter und Techniken 
regenerativer Ener0equellen) 

— Energie und Umwelt (schadstoffarme Verbren- 
nung fossiler Energieträger) 

— Energie und Sicherheit (Reaktor Sicherheit)* 

Ein wichtiger Aspekt der bilateralen Zusammenarbeit 
ist die verstärkte Einbeziehung auch der kleineren 
westeuropäischen Staaten, Neben der projektbezoge- 
nen Zusammenarbeit, z. B. in der nichtnuklearen 
Energieforschung, der Biotechnologie, der Meeresfor- 
schung und -tedmik, spielen hier auch Partnerschaf- 
ten zwischen Forschungsinstituten und Stipendien- 
Programme wie das Programm „Forschungskoopera- 
tion kl Europa"' der Alexander-von-Humboldt-Stif- 
tung eine besondere Rolle. 

Erfolgreiche bilaterale FuE-Projekte haben häufig 
den Anstoß zur Ausdehnung der Zusammenarbeit auf 
weitere Bereiche von Wissenschaft und Technik ge- 
geben, ebenso zur Erweiterung von bilateraler auf tri- 
oder multilaterale Zusammenarbeit* Bilaterale Initiati- 
ven werden auch an die EG -Kommission herangetra- 
gen und münden in gemeinsame EG-Forschimgs- 
programme? aus bilateralen Projefctideen entwickeln 
sich multilaterale Projekte, Initiativen für neue euro- 
päische Großforschungsgeräte oder neue Mechanis- 
men und Wege für die europäische FuE- Zusammen- 
arbeit (EUREKA)* Diese Ausstrahlung der bilateralen 
Zusammenarbeit auf weitere Felder und Formen eu- 
ropäischer FuE-Zusammenarbeit ist vor allem für die 
Kooperation mit Frankreich charakteristisch, die da- 
her häufig als Motor der europäischen Forschungs Zu- 
sammenarbeit wirkt 


5.3 Zusammenarbeit mit USA und Kanada 

Während in der wissenschaftlich-technischen Zusam- 
menarbeit mit den westeuropäischen Nachbarländern 
neben bilateralen Projektvereinbarungen auch die im 
Rahmen von EG, COST, EUREKA und multilateralen 
Forschungsorganisationen eingebundenen Arbeiten 
eine ganz erhebliche Rolle spielen, beruht die Zusam- 
menarbeit mit außereuropäischen Partnern ganz 
überwiegena auf bilateralen Vereinbarungen. 


Unter den Industrieländern stehen dabei die USA an 
ersterstelle. Schwerpunkte gemeinsamer Programme 
und Projekte sind die folgenden Bereiche: 

— Weltraumforschung und -technik: neben den 
europäisch-amerikanischen Programmen, an de- 
nen die Bundesrepublik Deutschland als ESA-Mit- 
glied maßgeblich beteiligt ist, steht eine Reihe bi- 
lateraler Projekte, für die in der Regel Vereinba- 
rungen zwisdien BMFT und NASA die Grundlage 
bilden* Hier sind einerseits die D-Missionen zu 
nennen, in deren Rahmen die NASA für BMFT- 
geförderte Vorhaben mit dem unter deutscher Fe- 
derführung entwickelten Weltraumlabor SPACE- 
LAB Raurafähren-Transportkapazität gegen Ko- 
stenerstattung zur Verfügung stellt* Daneben wer- 
den gemeinsame Vorhaben der extraterrestrischen 
Forschung (z, B. Sonnensonde HELIOS, Röntgen- 
satellil ROSAT, Gammastrahlungs-Observatorium 
GRO, Jupitersonde GAULEO, VOYAGER 2), der 
Wel träumte chnik und der Erdbeobachtung ar- 
beits- und kostenteilig durchgeführt 

— Luftfahrttechnik mit Projekten der Luftverkehrssi- 
chemng und der Tieftemperatur-Windkanaltech- 
nik 

— Forschung und Entwicklung im Bereich der Kern- 
energie (Reaktorsicherheit, neue Reaktorlinien), 
der fossilen und — teilweise über die OECD — der 
erneu erb aren Energiequellen 

— medizinische Forschung (z* B* Herz-Kreislauf-Er- 
krankungen, Krebsforschung, AIDS -Forschung) 

— ökologische und biologische Forschung (Ausbrei- 
tung und biologische Wirkung von Luftschadstof- 
fen, nachwachsende Rohstoffe) 

— geowissenschaftliche Forschung (beiderseitige 
Tiefbohrprogramme} 

— Verkehrsforschung (Nahverkehrs-, Schnellver- 
kehrstechnologien). 

Z, Z, laufen Bemühungen, die hinter den Möglichkei- 
ten beider Seiten zurückgebliebene Zusammenarbeit 
in den Bereichen Umwelttechnologie und Ökologie zu 
intensivieren* 

Mit der Gründung des Deutschen Historischen Insti- 
tuts in Washington 1987 hat die Zusammenarbeit in 
der historischen Forschung einen wichtigen Impuls 
erhalten* 

In praktisch allen anderen Forschungsbereichen sor- 
gen zahlreiche Wissenschaftlerkontakte (jährlich je 
ca. 2 600 öffentlich geförderte Wissenschaftleraufen- 
thalte im jeweils anderen Land) und ein traditionell 
intensiver Informationsaustausch für eine fast unüber- 
sehbare Vielzahl gemeinsamer oder einander ergän- 
zender wissenschaftlicher Arbeiten. 

Seit der Unterzeichnung des Kooperationsabkom- 
mens mit Kanada im Jahre 1971 hat sich die Zusam- 
menarbeit beständig entwickelt* Sie erstreckt sich 
heute über die traditionellen Bereiche wie Land- und 
Forstwirtschaft hinaus auf Themen wie Hochener- 
giephysik, Weltraumforschung und Informationstech- 
nologie. Z. Z. ist die Kooperation im Umweltbereich 
am umfangreichsten. Besonders erfolgreiche Projekte 
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befassen sich mit der gemeinsamen Entwicklung von 
Umweltmeßmethoden bis hin zu deren Vermark- 
tung. 

Im Energieseklor geht es insbesondere um die Ver- 
besserung von Kohleverflüssigungsprozessen und die 
Ölgewüinung aus Bitumen“ bzw. Teersänden, die in 
Kanada reichlich vorhanden sind. Die gerne in sch ältli- 
chen Arbeiten sind teilweise soweit gediehen, daß 
über eine industrielle Kooperation verhandelt wird. 

Die Zusammenarbeit in den industriepolitisch beson- 
ders wichtigen Sektoren Biotechnologie ^ Materialwis- 
senschaft und Tnlonnationstechnik soll ausgebaut 
werden. 


5^ Zusammenarbeit mit Japan 

Die Regierungen Japans und der Bundesrepublik 
Deutschland haben schon im Oktober 1974 ein Ab- 
kommen über die Zusammenarbeit auf den Gebieten 
der Wissenschaft und Technologie geschlossen. Der 
Schwerpunkt der Zusammenarbeit liegt in den Berei- 
chen Energieforschung und Lebenswissenschaiten, 
neuerdings zunehmend in der Weltraumforschung. 

In der Nukleartechnologie sind Reaktorsicherheit, 
Hochtemperaturreaktoren, Schnelle Brutreaktoren 
und Fragen der Sicherheit des Brennstoffkreislaufs 
Gegenstände gemeinsaraen Interesses. Im Bereich 
der Hochenergiephysik gibt es seit langem eine inten- 
sive Kooperation zwischen Wissenschaftlern beider 
Länder In der Weltraum forschimg ist Japan ein sehr 
interessanter Partner geworden. Industiiekonsortien 
beider Länder haben einen Zusammenarbeitsverörag 
bezüglich der deutschen D2-Mission unterzeichnet, 
der insbesondere die industrielle Nutzung der Mikro- 
gravitation betrifft. Die Zusammenarbeit auf verschie- 
denen Gebieten der InformatiorLStechnologie hat 
durch das 5. deutsch -japanische Forum Informations- 
technik im November 1988 weitere Impulse erhallen. 
Im Bereich der Biotechnologie und anderer Lebens- 
wissenschalten ist Japan mit Vorschlägen zu einer 
weltweiten Zusammenarbeit in Gestalt des Human 
Frontier Science Program aktiv geworden* 

Insgesamt besteht in Japan und in der Bundesrepu- 
blik die Bereitschaft, die wissenschaftlich- technologi- 
sche Zusammenarbeit weiter zu intensivieren. Zwar 
ist Japan in der wissenschaftlich-technologischen Zu- 
sammenarbeit nach wie vor vorwiegend auf die USA 
ausgerichtet. Es bemüht sich jedoch um eine Auswei- 
tung seiner internationalen Kooperation, insbeson- 
dere mit anderen fortgeschrittenen Industrieländern, 
aber auch mit Entwicklungsländern in Asien. 


5^ Zuaammenarbeft mit osteuropäischen Staaten 

Nachdem bereits in den letzten Jahren ein verstärktes 
Interesse der osteuropäischen Länder an der wissen- 
schafUich-technischen Kooperation mit der Bundesre- 
publik Deutschland sichtbar wurde, begrüßt und un- 
terstützt die Bundesregierung nunmehr nachdrück- 
lich die mit dem Reformprozeß in Osteuropa möglich 
gewordene neue Dimension der Zusammenarbeit. 


Seit 1986 sind in rascher Folge Abkornraen über wis- 
senschaftlich-technische Zusammenarbeit mit der 
UdSSR (1986), der DDR (1987), Ungarn (1987), Bulga- 
rien (1988) und Polen (1989) abgeschlossen worden. 
Zusammen mit Rumänien und der sich in der Ver- 
handlung befindenden Vereinbarung mit der Tsche- 
choslowakei bietet dieses Vertragsnelz eine gute Ba- 
sis für den Ausbau der wissenschaftlich-technischen 
Zusammenarbeit im Zuge der Öffnungsbewegungen 
und der sich abzeichnenden gesamteuropäischen Ko- 
operation, 

Für diesen Ausbau der wissenschaJÜich-technischen 
Kooperation mit unseren östlichen Nachbarn spre- 
chen insbesondere: 

— die Notwendigkeit, die gemeinsame Verantwor- 
tung für Ökologie und Umwelt, nicht zuletzt im 
Hinblick auf die Sicherheit technischer Systeme in 
Europa zu stärken sowie 

— die damit möglichen Beiträge zum Aufbau gut 
nachbarlicher Beziehungen zu leistungsfähigen 
und marktwirtschaftlich orientierten Volkswirt- 
schaften* 


5.6 Zusammenarbeit mit Entwicklungsländern 

ln einer Well, die einerseits durch zunehmende ge- 
genseitige Abhängigkeiten sowie durch eine Globali- 
sierung der Technologieentwicklung und anderer- 
seits durch die starke Kluft zwischen Entwicklungs- 
und Induslrieiändem geprägt ist, stehen Wissen- 
schaft, Forschung und Technologie vor der Herausfor- 
derung, über nationale Grenzen hinaus Beiträge zur 
Lösung von Problemen der Dritten Welt zu leisten. 
Dies entspricht nicht nur dem Gebot der Solidarität, 
sondern ergibt sich aus der gemeinsamen Verantwor- 
tung für ein friedliches Zusammenleben der Völker. 

Die Bundesregierung hat es sich deshalb zur Aufgabe 
gemacht, durch eine verstärkte wissenschaftlich- tech- 
nologische Kooperation mit Ländern der Dritten Welt 
deren Leistungsfähigkeit und damit schnellere Ent- 
wicklung und Prosperität zu fördern. Die Aufwendun- 
gen des BMFT für entwicklungsländerrelevante 
Vorhaben liegen nunmehr, nach kontinuierlichem 
Wachstum, in der Größenordnung von jährlich 
100 Mio DM. Sie ergänzen damit die entwicklungspo- 
litischen Maßnahmen des BMZ, die u. a. den Auf- und 
Ausbau der wissenschaftlich-technologischen Infra- 
struktur {Hochschulen, Technologiezentren, For- 
schungsinstitute) in den Entwicklungsländern unter- 
stützen. 

Die Aktivitäten des BMFT richten sich dabei vor allem 
auf die 

— Entwicklung und Erprobung neuer Technologien 
für den Einsatz in ^twicklungslandem; es geht 
beispielsweise um umweltfreundliche und roh- 
sloffsparende Produktionsverfahren 

— Anpassung bei uns üblicher Verfahren und Tech- 
niken an die Bedingungen des jeweiligen Partner- 
landes, so werden z, B. solartechnische Pump- und 
Kühlaggregate an die Betriebs- und Wartungsbe- 
dingungen in der Dritten Welt angepaßt 
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— Obertiagyng wissenschaftlich-technologischer 
Kenntnisse rur Stärkung der FuE-Kapazitäten und 
der Wirts ch ältlichen Leistungs- und Wettbewerbs^ 
fähigkeit der Entwicklungsländer. 

Partnerländer in diesem Sinne sind vorwiegend 
Schwellenländer, die zumindest in Teilbereichen ein 
annähernd gleiches wissenschafliich-lechnologische 
Niveau haben. Schwerpunkte in Lateinamerika sind 
Brasilien, Argentinien und Mexiko, in Asien China, 
Indien, Indonesien, Israel und Korea, in Afrika und 
den arabischen Ländern Ägypten und Saudi-Ara- 
bien. 

Sachlich im Mittelpunkt der Förderung von wissen- 
schaftlich-technischer Zusammenarbeit mit Entwick- 
lungsländern stehen Umweltschutz, Energie (emeu- 
erbaie und fossile Energie bis zur Kernenergie), Bio- 
technologie, Meeresforschung sowie Weltraumfor- 
schung und -technologie. 

— Bei der Umwellforschung und -technik steht die 
Entwicklung und Anpassung von emissio ns armen 
Technologien für den Einsatz in der Dritten Welt 
im Vordergrund: umweltfreundliche Produktions- 
verfahren, Abwasser- und Abfallbehandlung, Er- 
haltung ökologisch bedeutsamer, bisher naUnbe- 
lassener Systeme sowie die Untersuchung von Bo- 
denbelastung und -erosion. 

— Die Zusammenarbeit auf dem Gebiet der Energie- 
fOTschung betrifft in erster Unie die emeuerbaren 
Energiequellen, Die Entwicklung, Anpassung und 
Erprobung von solarthermischen und photovoltai- 
sehen Anlagen und Windgeneratoren zur Meeres- 
wasserentsalzung, Trocknung, Kühlung, zum 
Pumpen von Wasser sowie zur dezentralen Elektri- 
zitäls Versorgung gewinnen zunehmendes Ge- 
wicht, 


ln der kemtechnischen Zusammenarbeit des 
BMFT geht es um Wissensvermittlung und Ausbil- 
dung. Hier stehen die Themenbereiche Sicher- 
heitstechnik und Qualitatssicherungssysteme, 
kleine Reaktoren und Energieplanungs- und Ver- 
sorgungskonzepte im Vordergrund, 

Auch die bio technologische Zusammenarbeit mit 
Entwicklungsländern gewinnt rasch an Bedeu- 
tung. Als Kooperationsschwerpunkle sind u. a. 
vorgesehen: Erforschung und Bekämpfung von 
Tropenkrankheiten, mikrobielle Abwasser- 
und Abfallaufbereitung, Pflanzenzüchhing und 
nachwachsende Rohstoffe, biochemische Her- 
stellungsverfahren für Lebens- und GenuBmittel, 
Gewinnung pflanzlicher Wirkstoffe für Arznei- 
mittel. 

ln der Meeresforschung sollen durch die Koopera- 
tion mit den Küstenstaalen der Dritten Well vor 
allem die Voraussetzungen für die Nutzung der 
Meeresressouicen und die Probleme der marinen 
Umwelt erfaßt werden, 

ln der Rohstofferkundung und Roh Stoff gewinnung 
werden geo wissenschaftliche Untersuchungen zur 
Lagerstältenkunde — auch durch Fernerkundung 
— und bergbauliche Folgemaßnahmen in Ent- 
wicklungsländern gefördert. 

Bei der Weltraumforschung und -technologie steht 
der Zugang zur Nutzung der Femerkundungsda- 
ten durch geeignete Empfangsanlagen und Aus- 
wertungsmelhoden sowie die Erweiterung und 
Verbesserung der Kommunikationssysteme im 
Mittelpunkt der Zusammenarbeit. 
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Teil V 

Förderorganisationen und Forschungseinrichtungen 
in der Bundesrepublik Deutschland 


1. Einführung 

Der Überblick über die Organisationen und For- 
schungseinrichtungen, die aus Bundesraitteln mitli- 
nanziert werden oder mit denen der Bund in beson- 
ders hohem Maße kooperiert, spiegelt das vielschich- 
tige System der Forschungsförderung in der Bundes- 
republik Deutschland wieder. Diese Vielfalt ermög- 
licht ganz unterschiedliche Formen und Wege der 
Förderung, die der Unterschiedlichkeit von For- 
schungsformen angemessen sind. Aufgrund ihrer ho- 
hen Beweglichkeit bei der Förderung neuer Themen 
kommt den Stiftungen besondere Bedeutung zu. 

Ein Blick auf die Hauptgruppen der im folgenden dar- 
gestellten Institutionen veranschaulicht die Vielseitig- 
keit des deutschen Fördersyslems: 

— Vielfältige Formen von Autonomie, Dezentralisa- 
tion und Subsidiarität zeigen sich bei den großen 
Förderorganisationen (dazu unter 2.) und den zwei 
wesentlichen Trägerorganisationen von For- 
schung in der Bundesrepublik Deutschland (MPG 
und FhG, unter 3. daigestellt). 

Für die Hochschulforschung nimm t dabei die DFG 
eine herausragende Stellung ein. 

— Insbesondere bei der auf Dauer angelegten 
GrundrinanzieniDg von vielen der in Teil V be- 
schriebenen Organisationen und Forsch ungsein- 
richtungea zeigt sich das durch Artikel 91b Grund- 
gesetz ermöglichte kontin ui erbebe und vertrau- 
ensvolle Zusammenwirken von Bund und Ländern 
in der Forschungsförderung. ln den Bereich der 
daraufhin 1975 abgeschlossenen Rahmenverein- 
barung zwischen Bund und Ländern über die ge- 
meinsame Förderung der Forschung gehören ins- 
besondere folgende Institutionen: 

O die schon erwähnten Förder- bzw. Trägerorga- 
nisationen DFG bzw, MPG und FhG 

O die von Bund und Ländern im Verhältnis 90 : 10 
geförderten Großforschungseinrichtungen 
(dazu unter 4 J 

O dieunterS. aufgeführten Einrichtungen der sog. 
„Blauen Liste"), die übenviegend im Verhältnis 
50 : 50 fmanziert werden. 

— Die unter 6. aufgeführten Bundesanstalten zeigen 
die Bedeutung der Forschung für die Erfüllung der 
Aufgaben einzelner Bundesressoris, 


— Die unter ?. eigens auf gelisteten Einrichtungen der 
Information und Dokumentation verdeutlichen die 
zunehmende Funktion dieser Art Infrastruktur für 
die Wissenschaft, 

— Die unter 8. aufgelöst eten Projektträger weisen auf 
die dezentralisierte Abwicklung von Aufgaben der 
Projektfördening hin, die so in möglichst engem 
Verbund mit einschlägigen wissenschaftlichen 
Einrichtungen erfolgt* 

Der Wissenschaftsiat ist eine Einrichtung, die zwar 
nicht unmittelbar der Forschungsfördening zuzurech- 
nen ist, aber gleichwohl wegen ihrer Bedeutung für 
die gesamte Forschungslandschaft erwähnt werden 
soll. Im Jahre 1957 von Bund und Landern errichtet, 
erarbeitet er generelle Empfehlungen zur iohal Hieben 
und strukturellen Entwicklung von Wissenschaft und 
Forschung. Aufgrund der Bestimmungen des Hoch- 
schulbauförderungsgesetzes (HBFG) hat er u* a. jähr- 
lich Empfehlungen zum Rahmenplan für den Hoch- 
Schulbau auszusprechen. 

Darüber hinaus nimm t der Wissensebaftsrat auf An- 
forderung insbesondere von Bund oder Ländern zu 
einzelnen Einrichtungen oder bestLmmlen Planungen 
oder Entwicklungen gutachtlich Stellung. Dies betrifft 
sowohl den Hochschulbereich wie auflenmiversitäie 
Einrichtungen. Als Beispiele seien aus jüngerer Zeit 
genannt: Stellungnahmen bzw. Empfehlungen zu In- 
vestitionen für Großgeräte an den Hochschulen, zur 
Ausstattung der Hochschulen mit Rechnerkapazität, 
zur klinischen Forschung an den Hochschulen^ zu 
medizinischen Forschungseioriebtungen außerhalb 
der Hochschulen und zur Enichtung eines deutschen 
geistes- und sozialwissenschaftUchen Forschungsin- 
stituts in Japan. 

Der Wissenschaftsrat arbeitet mit einer wissenschaft- 
lichen und einer Verwallungskommission, die seine 
Beschlüsse unter wissenschaftlichen bzw. verwal- 
tungsmäßigen Gesichtspunkten vorbereiten. Die 
Kommissionen werden in ihrer Arbeit von der Ge- 
schäftsstelle des Wissenschaftsrats in Köln unter- 
stützt. 

Die Bundesregierung mißt der Arbeit des Wissen- 
schaftsrats auch weiterhin eine wegweisende Funk- 
tion für Entwicklung von Wissenschaft und Forschung 
in der Bundesrepublik Deutschland zu* 
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2. Förderorganisationen 


2.1 Deutsche Forschungsgemeinschaft e. V. (DFG), 
Kennedyallee 40, 5300 Bonn 2 

Mitg}ieder: 53 wissenschaftliche Hochschulen, 

13 außemniversitäie Forsch ungse in - 
richlungen, 5 Akademien, 3 Wissen- 
schaftsverbände 

Finanzierung: Bund (50 %) und Lander (50 %); für 
Sonderforschungsbe reiche und Leib- 
niz-Programm Bund (75 %) und Län- 
der (25 %) sowie zusätzliche SÜf- 
tungsraittei und — für besümmle 
Aufgaben — Sonderfinanzierungdes 
Bundes 


Aufgaben 

— Forschungsförderung 

O durch finanzielle Unterstützung von For- 
schungsvorhaben 

O durch Förderung der Zusammenarbeit unter 
den Forschem 

O durch Förderung des wissenschaftlichen Nach- 
wuchses 

— Beratung von Parlamenten und Behörden in wiS“ 
senschafüichen Fragen 

— Pflege der Verbindungen der Forschung zur Wirt- 
schaft und zur ausländischen Wissenschaft. 

Zur Wahrnehmung ihrer Aufgaben verfügt die DFG 
über folgende wesentliche Instrumente und Verfah- 
ren: 

— Normalverfahren (1988: 42,0 % der DFG-Mittel) 
Im Normalverfahren kann jeder Forscher Mittel für 
eigene Forscbungsprojekle erhalten; dieses Ver- 
fahren läßt einen breiten Spielraum für den Einzel- 
forscher, der nur einem qualifizierten, meist 
schriftlichen B e gut achtungs verfahren unterliegt, 

— Sonderforschungsbereiche (1988: 29,4 % der DFG- 
Mittel) 

Sonderforschungsbereiche sind langfristig ange- 
legte örüiche Forschungsschwerpunkte einer oder 
mehrerer Hochschulen, oftmals in Zusammenar- 
beit mit außeruni versitären Forsch ungseiorichtun- 
gen. 

— Schwerpunktverfahren (1988: 16,9 % der DFG- 
Mittel) 

Im Schwerpunkt verfahren arbeiten Forscher ver- 
schiedener Einrichtungen mit Lhren Forschungs- 
projeklen im Rahmen eines Schwerpunktprogram- 
raes für eioe begrenzte Dauer überregional zusam- 
men. 

— Forschergruppen (1988: 2,5 % der DFG- Mittel) 
Forschergruppen sind mittelfristig angelegte Zu- 
sammenschlüsse von jeweils wenigen Wissen- 


schaftlern zur gemeinsamen Bearbeitung beson- 
ders innovatioDslrächtiger, meist an den Grenzen 
mehrerer Disziplinen liegender Spezialgebiete. 

— Heisenberg-Programm (1988: 1.8 % der DFG-Mil- 
lel) 

Seit 1978 betreut die DFG das von den Regierungs- 
chefs des Bundes und der Länder beschlossene 
Heiseuberg-Prograuuji zur Förderung des hoch- 
qualifizierten wissenschaftlichen Nachwuchses. 

— Leib niz- Programm (1988: 1,8 % der DFG-Mittel) 

Mit dem Förderpreis für deutsche Wissenschaftler 
im Gottfried Wilhelm Leibniz- Programm der DFG 
werden hervorragende Wissenschaftler für herans- 
ragende wissenschaftliche Leistungen ausge- 
zeichnet und gefördert. 

— Posldoktorandenprogramm (1988: 1,3 % der DFG- 
Mittel) 

Im Postdoktorandenprogramin, das seit 1995 be- 
steht, werden promovierte junge Wissenschaftler/ 
innen gefördert, die sich durch die Qualität ihrer 
Promotion als besonders befähigt ausgevriesen ha- 
ben. Sie sollen für eine begrenzte Zeit in der 
Grundlagenforschung mitaibeiten und sich damit 
auch für eine künftige Tätigkeit außerhalb der 
H o chsch ul en wei terq u alifizieren . 

— Gerhard Hess -Programm (1988: 0,04 % der DFG- 
Mittel) 

Das 1987 eingerichtete Gerhard Hess- Programm 
soll dem hervorragend qualifizierten MÜssenschaft- 
lichen Nachwuchs die Möglichkeit eröffnen, in ei- 
ner Hochschule oder einem Forschungsinstitut 
seine Forschung auf der Grundlage einer mittelfn- 
stig gesicherten Förderungszusage zu planen so- 
wie bei ne)dblem Mitteleinsatz eine eigene Ar- 
beitsgruppe aufzubauen. 

— Förderung von Bibüotheken, Finanzierung von 
Großgeräten und die Errichtung von Hilfseinrich- 
tungen der Forschung. 

Zur Beratung von Parlamenten und Behörden sowie 
zur Koordinierung von Forschungsvorhaben sind in 
der DFG 22 Senatskommiss tonen und -ausschüsse tä- 
tig. Der Ap parate au SS chuß befaßt sich mit allen Fra- 
gen, die im Zusammenhang mit Großgeräten stehen, 
und erarbeitet die Empfehlungen zu den Großgeräte- 
Anmeldungen der Bundesländer im Rahmen des 
Hochschulbauförderungsgesetzes (HBFG). Für Re- 
chenanlagen werden die gleichen Aufgaben von der 
Kommission für Rechenanlagen wahr genommen. 

Struktur und Haushalt 

Die DFG ist eine wissenschaiüiche SelbstverwaJ- 
lungsorgajiisationr in der alle Einrichtungen der For- 
schung von allgemeiner Bedeutung Mitglied werden 
und damit die Richtlinien für die Arbeit der DFG be- 
stimmen können. 

Zentrales wissenschaftliches Enlsdhetdungsgremium 
ist der Senat, dem 33 Wissenschaftler aller Fachrich- 
tungen angehören. Der Senat verabschiedet u. a. jähr- 
lich das Schwerpunktprogramm der DFG und be- 
schließt über die mittelfristige Aufgaben- und Finanz- 
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Planung (Perspektiven der Forschung und ihrer För- 
denmg). Der Hauptausschuß der DFG beschließt über 
die tLnanzielle Förderung der Forschung, insbeson- 
dere durch Entscheidungen über Einzelan träge. Er 
besteht aus 15 Wissenschaftlern, die zugleich Mitglie- 
der des Senats sind, je sechs Vertretern des Bundes 


und der Länder und zwei Vertretern des Stifterver- 
bandes für die Deutsche Wissenschaft. Ober die Son- 
derforschungsbereiche entscheidet ein Bewilligungs- 
ausschuß, dem die Mitglieder des Senatsausschusses 
für die Sonderforschungsbereiche und Vertreter des 
Bundes und aller Länder angehören. 


Förderungsmittel der DFG 1987 bis 1989 



Ist 

Soll 


1987 

1988 

1989 


Mio DM 

% 

Mio DM 

% 

Mio DM 

% 

lst(SoU)-Einnahroen 







Herkunft der Mittel 







Bund 

644,6 

60,0 

680,2 

60,6 

727.2 

61,2 

darunter: 







— für die Sonderforsdiungsbereiche 

234,1 

218 

248,3 

22,1 

256,5 

21,6 

— für das Heisenberg-Programm 

6,7 

0,6 

5,8 

0,6 

7.0 

0,6 

— für das Leibniz- Programm 

9,8 

0,9 

13,5 

1.2 

18,0 

K5 

Länder 

420,5 

39,2 

435,3 

38,7 

451,4 

38,1 

darunter: 







— für die Sonderlorsch ungsbereiche 

78,0 

7.3 

82,8 

7.3 

85,5 

7.2 

— für das Heisenberg -Programm 

6,7 

0,6 

5,8 

0.5 

7,0 

0,6 

— für das Le ibniz- Programm 

3,3 

0,3 

4,5 

0.4 

6,0 

0,5 

Stiftungen 

4,8 

0,5 

4.7 

0.4 

5,7 

0,5 

Eigene Einnahmen 

2,3 

0,3 

2.8 

0,3 

2,8 

0,2 

insgesamt . . . 

1 072,7 

100,0 

1 123,0 

100,0 

1 188,1 

100,0 


Queher DFG 


Bewillig iingen der DFG ln Mio DM Ln den Jahren 1986 bis 1988 


Be\villigungen 

1986 

1987 

1988 

Mio DM 

% 

Mio DM 

% 

Mio DM 

% 

Allgemeine Forschungsförderung 

728,6 

67,6 

750,0 

67,1 

750,3 

65,7 

Normal verfahren^) 

475,4 

44,1 

443,4 

39,7 

479,9 

42,0 

Forschergruppen 

17,7 

1.7 

22,8 

2,0 

28,3 

2,5 

Schwerpunkt verfahren 

181,4 

16,8 

205,2 

18,4 

192,6 

16,9 

Wissenschaftliches Bibliothekswesen"*) . . . 

21,6 

2,0 

19,5 

1,7 

20,2 

1.8 

Pflege der wissenschaftlichen Beziehungen 
zum Ausland 

20,7 

1.9 

20,9 

1,9 

21,6 

1.9 

Hilfseinrichtungen der Forschung 

6,7 

0,6 

31,2 

2,8 

0,4 

0,04 

Sonstiges 

5,1 

0,5 

7,0 

0,6 

7,3 

0,6 

Sonderforschungsbereiche 

315,2 

29,2 

324,8 

29,1 

335,6 

29,4 

Heisenberg-Programm 

14,6 

1,4 

15,6 

1.4 

20,7 

1.8 

Postdoktoranden-Programm 

13,2 

1.2 

12,1 

1,1 

14,5 

1,3 

Le ibniz -Programm 

6,5 

0,6 

14,6 

1,3 

20,5 

1.8 

Gerhard Hess-Programm 

— 

- 

- 

- 

0,5 

0,04 

Insgesamt 

1 078,1 

100,0 

1 117,1 

100,0 

1 142,1 

100,0 


SewiUigungeD m dem enisprechenden Jahr eins chließ lieh Voraus- und Weiterb ewilügungen für nachfolgende Jahre - ohne 
Berücksichtigung von msätxlichen BemUigungen und Löschungen. 

Einschheßheh Sondermittel, ohne Pos tdoktoranden- Programm und Gerhard Hess -Programm, 

3) Ohne Forsch ergruppen. 

Ausgaben, 

Quelle: DFG 
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Vertellimg der BewUIigungen der DFG nach Wissenschahs bereichen 
und Fachgebieten 1986 bis 1988 in Mio DM 


Wisse nsch af tsb erei ch/Fachgebi et 

1986 

1987 

1988 

Mio DM 

% 

Mio DM 

% 

Mio DM 

% 

Geistes- und Sozial Wissenschaften 







Gesellschaftswissenschaften 

54.4 

5,5 

54,7 

5,3 

51,3 

4.9 

Geschichts- und Kunstwissenschaften , . , . 

48,3 

4,8 

36,8 

3,5 

48.4 

4,7 

Sprach- und LileraturwissenschafteD 

28,1 

2,8 

26,4 

2,6 

29,7 

2,9 

Theologie, Philosophie, 

Psychologie, Pädagogik 

26,8 

2,7 

26,4 

2,6 

28,4 

2.7 

zusammen 

157,6 

15,8 

144,3 

14,0 

157,8 

15,2 

Biologie/Medizüi 







Medizin 

179,0 

17,9 

166,3 

16.1 

180,1 

17,3 

Biologie 

149,4 

15,0 

156,0 

15,1 

142.5 

13,1 

Veterinärmedizin 

4,1 

0,4 

16,8 

1,6 

3.3 

0,3 

Agrar- und Forstwissenschaften 

28,9 

2,9 

26,1 

2.6 

27,5 

2,7 

zusammen 

361,4 

30,2 

365,2 

35,4 

353,4 

34,0 

Na tnrwlssenschaften 







Mathematik 

12,4 

J,2 

12,0 

1,2 

15,5 

1,5 

Physik 

73,2 

7.4 

94,4 

9.1 

95,8 

9,2 

Chemie 

66,0 

6,6 

69,7 

6.8 

74,4 

7,2 

Geowissenschaften (feste Erde), Meeres- 
und Wasserforschung, Atmosphärische Wis- 
senschaften 

96,1 

9,6 

112,1 

10,9 

98,2 

9.4 

zusammen 

247,7 

24,8 

288,2 

28,0 

283,9 

27,3 

Ingeni eurwlsseuschaft en 

Allgemeine Ingenieurwissenschaften und 
Maschinenwesen 

151.9 

15.2 

150.4 

14.6 

154,9 

14,9 

Architektur. Städtebau, Bauingenieurwesen 

20,1 

2,0 

16.4 

1.6 

21,6 

2,0 

Bergbau und Hüttenwesen 

17,3 

1,7 

15.0 

1.5 

18,5 

1,8 

Elektrotechnik, Informatik 

42,7 

4,3 

51.1 

4.9 

49,9 

4,8 

zusammen 

232,0 

23,2 

232,9 

22,6 

244,9 

23,5 

Insgesamt^) 

998,7 

100,0 

1 1 030,6 

100,0 

1 040,0 

100,0 


*) Bewilligungen in dem betieff enden Jahr einschließlich Mehrjahreshewilligungen für nachJolgende Jahre — ohne Berücksich- 
tigung von zusätzlichen Bewilligungen und Löschungen. 

Normal- und Schwerpunktveriohren, Großgeräte (über 100000 DM), Por schergruppen, Hilfseinrichtungen der Forschungn 
Arbeiten der KomnUssionen und Sonderforschungsbereiche. Es sind für die Sonderforschungsbereiche nur die im Haushaltsjahr 
7MJ Verfügung gestellten Mittel enth altem 

Ab t986 einschließlich Reche nanJagen. — Ohne Stipendien der Postdoktoranden- und Heisenberg -Programme, 

Quelle: DFG 
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Förderung der Sonderiorsclimigsberelche’) nach Bundesländern und Hochschnlen 


Bundesland 

Universität 

1988 bewilligt 

1968 — 1988. seit Beginn 
der Förderung 
insgesamt bewilligt 

Anzahl 

% 

Mio DM 

% 

Mio DM 

% 

Baden-Württemberg 

Freiburq 

6 

3,8 

13,45 

4.0 

154,79 

3,4 


Heidelberg 

6 

3,8 

13,22 

3,9 

161,79 

3,6 


Hohenheim 

2 

13 

4,51 

1,3 

38.26 

0,8 


Karlsruhe 

7 

4,5 

17,99 

5,4 

168.76 

3,7 


Konstanz 

5 

3,2 

9,50 

2,8 

106,39 

2,4 


Mannheim 


— 

— 

— 

37,28 

0,8 


Stuttgart 

4 

2,6 

8,43 

2,5 

200,42 

4,4 


Tübingen 

5 

3,2 

9,07 

2,7 

138,69 

3,1 


Ulm 

3 

t ,9 

4,9? 

1,5 

89,25 

2,0 


zusammen 

38 

24,3 

81,14 

24,1 

1095,63 

24,2 

Bayern 

Bayreuth 

3 

19 

6,24 

1.9 

29,76 

0.7 


Erlangen-Nüinberg 

2 

1,3 

5,84 

1,7 

47,57 

1.1 


München (Uni) 

7 

4.5 

14,84 

4,4 

187,20 

4.1 


München (TU) 

6 

3.8 

11,43 

3.4 

208,65 

4,6 


Regensburg 

3 

1.9 

5,58 

1,7 

30,93 

0,7 


Würzburg 

4 

2,6 

10,63 

3,2 

92,20 

2,0 


zusammen 

25 

16,0 

54,56 

16,3 

596,31 

13,2 

Berlin 

Freie Universität 

4 

2,6 

8,89 

2,6 

136,18 

3,0 


Techn. Universität 

6 

3,8 

17,67 

5,3 

133,06 

2,9 


zusammen 

10 

6,4 

26,56 

7,9 

269,24 

5,9 

Bremen 

Bremen 

1 

0,7 

0,60 

0,2 

0.60 

0.1 

Hamburg 

Hamburg 

3 

hO 

7,08 

2.1 

209,76 

4,6 


Hamburg'Harburg 

1 

0,7 

1,32 

0.4 

3,22 

0,1 


zusammen 

4 

2,6 

8,40 

2,5 

212,98 

4,7 

Hessen 

Daimstadt 

2 

K 3 

2,80 

0,8 

30,42 

0,7 


Frankfurt 

6 

3,8 

15,43 

4,6 

128,3? 

2,8 


Gießen 

1 

0,6 

3,37 

1,0 

73,77 

1.6 


Marburg 

4 

2,6 

5,98 

1,8 

91,54 

2,0 


zusammen 

13 

8,3 

27,58 

8.2 

324,10 

7,1 

Nledersachsen 

Braunschweig 

3 

19 

6,80 

2,0 

94,62 

2,1 


Claus tbal-Zeilerfeld 

2 

h 3 

4,14 

1,2 

20,57 

0,5 


Göttin gen 

6 

3,8 

10,94 

3,3 

185,26 

4.1 


Hannover (TiHo) 

1 

0,7 

1,42 

0,4 

57,28 

1.3 


Hannover (TU) 

8 

5,1 

14,05 

4,2 

232,39 

5,1 


Osnabrück 

2 

h 3 

5,27 

1.6 

14,28 

0.3 


zusammen 

22 

14.1 

42,62 

12,7 

604.40 

13,4 

Nordrhein-Westfalen 

Aachen 

6 

3,8 

14,69 

4.4 

301,66 

6.7 


Bielefeld 

4 

2,6 

8.29 

2,5 

32,26 

0,7 


Bochum 

2 

h 3 

4,50 

1,3 

102,67 

2,3 


Bonn 

3 

19 

3,8? 

1,2 

129,37 

2,9 


Dortmund 

1 

0,6 

2,43 

0,7 

19,11 

0,4 


Düsseldorf 

3 

1,9 

4.82 

1,4 

78,24 

17 


Duisburg 

3 

1,9 

7,39 

2,2 

26,60 

0,6 1 


Essen 

3 

1,9 

4.6? 

1,4 

29.00 

0,6 ' 


Köln 

3 

1,9 

7,31 

2,2 

129.73 

2,9 


Münster 

2 

1,3 

3,70 

1,1 

117.14 

2,6 


Siegen 

1 

0,7 

1,36 

0,4 

3,79 

0,1 


Wuppertal 

1 

0,7 

1,05 

0,3 

11,41 

0,3 


zusammen 

32 

20,5 

64,08 

19,1 

980,98 

21,8 

Rheinland-Pfalz 

Kaiserslautern 

1 

0,7 

2,96 

0,9 

27,41 

0,6 


Mainz 

4 

2,6 

14,84 

4,4 

150,09 

3,3 


Trier 

1 

0,6 

1,04 

0,3 

1,51 

0,1 


zusammen 

6 

3,9 

18,84 

5,6 

179,01 

4,0 

Saarland 

Saarbrücken 

3 

1,9 

6,28 

1.9 

114,98 

2,5 

Schleswig-Holstein 

Kiel 

2 

1,3 

4,99 

1.5 

140.43 

3,1 


Insgesamt 2) 

156 

100,0 

335,65 

100,0 

4 518,66 

100,0 


') Zur Verfügung gestellte Mittel. 

ELaschließUch IS^ttel für die Teilnahme der Gutachter an wissenschaftlichen Kolloquien sowie Kongreßreisen (Übersee und 
Osteuropa) von Mitarbeitern der Sonderforschungsbereiche (1988: 1 050 000 DM). Quelle: DFG 
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2^ Alexander von Humboldt-Stiftung (AvH), 
Jean-Paul-Straße 12, 5300 Bonn 2 

Rechtsfähige Stiftung des bürgerlichen Rechts 


Aufgaben 

— Der Zweck der Stiftung besteht darin, wissen- 
schaftlich hochqualifizierten Akademikern frem- 
der Nationalität durch die Gewährung von For- 
sch ungs Stipendien und Forschungspreisen die 
Möglichkeit zu geben, ein Forschungsvorhaben in 
der Bundesrepublik Deutschland durchzuführen, 
und die sich ergebenden wissenschaftlichen Ver- 
bindungen zu erhalten. 

— Förderuugskriterium 

O wissenschaftliche Qualifikation der Bewerber, 
keine Quoten oder Kontingente für Länder bzw. 
Fachgebiete, 

Dieses Förderungsprogromm besteht seit 1953, die 
Geschichte der Stiftung reicht über 100 Jahre zu- 
rück. 


Neuere Aufgaben 

— Vergabe von F eo do r - Lyn en-ForschungssÜpen dien 
an deutsche promovierte Nachwuchswissenschaft- 
ler zur Forschungszusammenarbeit mit ehemali- 
gen Humboldt-GastwissenschafÜem im Ausland 

— Verleihung von Humboldt- Preisen an Natur- und 
IngenieurwissenschafÜer aus den USA 

— Verleihung von Forsch ungs preisen an hervorra- 
gende ausländische Geisteswissenschaftler 

— Vergabe von Forschungsstipendien an junge 
hochqualifizierte Wissenschaftler westeuropäi- 
scher Staaten insbesondere aus kleinen Staaten 
der Europäischen Gemeinschaften zur Durchfüh- 
rung konkreter Forschungsvorhaben in der Bun- 
desrepublik Deutschland, auch im Rahmen zeiüich 
begrenzter Partnerschaften. 


Struktur und Haushalt 

Die Alexander von Humboldt -Stiftung ist eine rechts- 
fähige Stiftung des bürgerlichen Rechts zur Förde- 
rung der internationalen wissenschaftlichen Zusam- 
menarbeit mit gemeinnützigem Charakter Stifter ist 
die Bundesrepublik Deutschland, vertreten durch den 
Bundesrrünister des Auswärtigen. Die Stiftung wird 
aus dem Einzelplan des Auswärtigen Amtes institutio- 
nell gefördert. 

Organe der Stiftung; Vorstand, der Präsident und der 
Gene ralsekre t är. 

Che Aufsicht (Staatsaufsicht nach dem Stiitungsgesetz 
NW) über die Stiftung führt der Regierungspräsident 
in Köln. 


Ausgaben iu Mio DM 

[st 

Soü 

1987 

1968 

1989 

Laufende Ausgaben , , 

53.1 

57,4 

55,6 

darunter.' 

Personalausgaben , . 

(4.0) 

(4.4) 

(4.2) 

Investitionen 

19.2 

5,4 

1.4 

insgesamt . . . 

72,3 

62,8 

57,0 


Personal 

1987 

1988 

1989 

Wissenschaftliches 
Personal 




Technisches Personal * 

— 

— 

— 

Verwaltungspersonai . 

54 

54 

54 

insgesamt . . , 

54 

54 

54 


Quelle; Alexander von Hunaboldl-SliJhing 


Z3 Deutscher Akademischer Austauschdienst 
(DAAD), Kennedyallee 50, 5300 Bonn 2 

Aufgaben 

Der Deutsche Akademische Austauschdiensl (DAAD) 

dient der Pflege der akademischen Beziehung zum 

Ausland, insbesondere durch die Förderung des Aus- 
tausches von Studenten und WissenschafÜem. 

Dies geschieht durch: 

— Vergabe von Stipendien zur Förderung von Aus- 
und Fortbildung sowie von Forschungsarbeiten ijcn 
Hochschulbereich an ausländische und deutsche 
Studenten, Praktikanten, jüngere Wissenschaftler 
und Hochschullehrer 

— Vermittlung und Förderung deutscher wissen- 
schaftlicher Lehrkräfte aller Fachrichtungen (ein- 
schließbch Lektoren der deutschen Sprache. Lite- 
ratur und Landeskunde) zu Lang- oder Kurzzeitdo- 
zenluren an ausländische Hochschulen 

— Information über Studien- und Forschungsmög- 
lichkeiten im In- und Ausland durch Publikatio- 
nen, mündliche und schriftliche Auskünfte sowie 
durch die Organisation und Förderung von Infor- 
mationsauf enthalten deutscher und ausländischer 
Wissenschaftler und Student engrappen 

— Betreuung der ehemaligen Stipendiaten vor allem 
im Ausland durch WiedereinJadungen, Nachkon- 
taktveranstaltungen und Publikationen. 


Struktur und Haushalt 

Der DAAD hat die Rechlsfonn eines eingetragenen 
Vereins privaten Rechts. Seine Mitglieder sind die in 
der Westdeutschen Rektorenkonferenz vertretenen 
wissenschaftlichen Hochschulen uud Fachhochschu- 
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len sowie deren Studentenschaften. Die Mitglieder“ 
Versammlung wählt einen Vorstand, der für die För- 
derung spo Utile verantwortlich ist. 

Die Geschäftsstelle des DAAD befindet sich in Bonn. 
Außen Vertretungen werden io London, Paris, New 
York, Kairo. Neu-Delhi. Rio de Janeiro, Nairobi. Tokio 
und San Jos6 (Costa Rica) unterhalten. Ein Büro in 
Berlin fWest] ist insbesondere für die Durchführung 
des Berliner Künstle rprograimns zuständig. 

Zur Erfüllung seiner Aufgaben stehen dem DAAD in 
erster Linie öffentliche Mittel zur Verfügung, vor- 
nehmlich aus dem Auswärtigen Amt daneben aus 
dem Bundesmioisteriuna für Bildung und Wissen- 
schaft. dem Bundesministerium für wirtschaftliche 
Zusammenarbeit, dem Bundesministerium für For- 
schung und Technologie sowie den Landern der Bun- 
desrepublik Deutschland. Weitere fmanzielle Zuwen- 
dungen für besondere Vorhaben und Programme er- 
hält der DAAD von nationalen, bi- bzw. internationa- 
len Stiftungen, Institutionen und Einrichtungen. 


Ausgaben in Mio DM 

Ist 

19S9 

1987 

1988 

Gesamtausgaben * . . . 

181,5 

198,2 

219,6 

darunter: 

Verwaltungs- 
ausgaben 

(20,8) 

( 22.6) 

(27,1) 

geförderte Personen . . 

27 200 

31 300 


Mitarbeiter des DAAD 

247 im Inland 

60 im Ausland 

und im Büro Berlin 


Quelle: DAAD 


2A StJfterverband für die Deutsche Wissenschaft 
Brvicker Hott 56-60, 4300 Essen 1, Bredeney 

Finanzierung: Milgliedsbeitiäge, Spenden, treuhän- 
derisch verwaltete SÖilungen und Stif- 
tungsfonds 


Aufgaben 

Der Stifterverband, die Gemeinschaftsaktion der 
Wirtschaft, fördert Wissenschaft und Technik in For- 
schung und Lehre und den wissenschaftlich-techni- 
schen Nachwuchs und regt die Öffentlichkeit zur För- 
derung von Wissenschaft und Technik an. Er erfüllt 
seine Aufgabe ld Zusammenarbeit mit den wissen- 
schaftlichen SelbstvenvalhmgsorganisaÜoneo, denen 
er Mittel ohne Projektbindung und Mittel zur Fioan- 
zierung wissenschaftlicher Projekte in nicht oder nicht 
ausreichend geförderten Bereichen und zur Förde- 
rung des WissenschafÜeraustausches zur Verfügung 
stellt. 


Fo rd e ru ngs sch w erpunk t e : 

— Internationale wissenschaftliche Zusammenarbeit 

— Medizinische Forschung und biowissenschafüiche 
Forschung 

— Geistes Wissenschaften 

— Struktur und Organisation der Wissenschaft 

— Wissenschaft und Öffentlichkeit 

— Wissenschaftlicher Nachwuchs. 

Dienstleistungen und Hilf seLorichtun gen für Wissen- 
schaft und Wissenschaftsförderung: 

— Stiftungszentrum 

— Treuhandverwaltung 

— Wissenschaftsstatistik 

— Vortrags- und Diskussionsveranstaltungen 

— Wissen Schafts Zentrum in Bonn-Bad Godesberg. 

Struktur und Haushalt 

Die Mitglieder dieses gemeinnützigen eingetragenen 
Vereins (z, Z. rd. 5 100) sind Einzelpersonen, Unter- 
nehmen und Verbände. 

Der Stifterverband erhält seine Mittel aus folgenden 
Quellen: 

— Zuwendungen für das FÖrdeningsprogranun des 
Stifterverbandes (1988: 29,8 Mio DM) 

— Zuwendungen mit Zweckempfehlung für För- 
de nmgsinitiaäveo von Mitgliedern (1988: 
11,5 Mio DM) 

— Ausschüttung treuhänderischer Süftungeo und 
Stiftungsfonds (1988: 139 Stiftungen und Stif- 
tungsfonds mit einem Gesamtvermögen von 
705 Mio DM; Ausschüttungen 1988: 
59,2 Mio DM). 


Fördennittel und Verwaltungsausgaben 
von 1986 bis 1988 

(in Mio DM) 



19S6 

1987 

1988 

Förderungsmittel .... 

74,2 

107 

100,4 

darunter: 




Verwaltungs- 




ausgaben 

2,9 

2,6 

3.1 


Quelle: Stift erverband 


2.5 Volkawagen-Stfftung, Kastanlenallee 35, 
Postfach 81 05 09, 3000 Hannover 81 

Finanzierung: Erträge aus Stiftungsvermögen und 
Dividenden auf Aktienbesitz von Bund 
und Land Niedersachsen an der Volks- 
wagen AG 
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Aufgaben 

— Förderung von Wissenschaft und Technik in For- 
schung und Lehre 

O Förderung kann für alte Ausgabearten in der 
Forschung und wissenschaftlichen Lehre ge- 
währt werden. Die Mittel werden an wissen- 
schaftliche Einrichtungen vergeben, nicht an 
Einzelpersonen, Sie dürfen nicht zur Entlastung 
von Etatmitleln führen: Gewährung in der Re- 
gel für höchstens fünf Jahre. 

— Fördenmgs Programm der Stiftung 

O auf thematisch und zeitlich wechselnde 
Schwerpunkte begrenzt (1988: 18 Schwer- 
punkte mit geistes- und gesellschaflswissen- 
schaftlicher, natur-, ingenieur- und biovrissen- 
schaftlicher ThemeDsteUung, z. T. auch fachof- 
fea) oder auch teilweise Einzelprojekte außer- 
halb der Schwerpunkte. 


Struktur und Kaushah 

Vorstand: Kuratorium von 14 Mitgliedern (je 7 beru- 
fen vom Bund und Land Niedersachsen für eine Amts- 
zeit von fünf Jahren): Leitung der Geschäftsstelle 
(1988: 95 Mitarbeiter) durch den vom Kuratorium be- 
stellten Generalsekretär. 


Stiftungskapital rd. 1,8 Mrd DM. Förderungs mittel 
(1987: 167,8 Mio DM Neubewiiligungen) stammen 
aus der Anlage des Stiftungs Vermögens, aus Dividen- 
deneinnahmen auf Aktienbesitz des Bundes und des 
Landes Niedersachsen an der Volkswagen AG (je 
20 % des ursprünglichen Grundkapitals), die sat- 
zungsgemäß der Stiftung zukomraen, sowie aus son- 
stigen Erträgen, Der Gegenwert auf den Anteil des 
Landes Niedersachsen an den obengenannten Divi- 
denden sowie 10 % der übrigen Erträge sind vorab 
entsprechend den Vorschlägen der Niedersächsi- 
schen Landesregierung zu vergeben („Niedersächsi- 
sches Vorab"). 


Gesamtausgaben (in Mio DM) und Mitarbeiter 
1985-1987 



1985 

1986 

1987 

Bewilligungen 

137,0 

156,6 

167.8 

darunter: 




Vorab 




Niedersachsen 

(3L5) 

(56,9) 

(57.0) 

Auszahlungen ') 

99,2 

112,5 

119.2 

Verwaltungskosten . . . 

7,4 

10,5 

9,5 

Anzahl der Mitarbeiter 

94 

95 

95 


auch aus den Bewilligungen früherer Jahre 
Quelle: Volkswagen -Stiftung 


Bewüligrmgen der Volkswagen-Stiftung nach Wissenschaftsbereichen und Empfängergruppen 

1985 bis 19872) 

Bewilligte Mittel nach Wissenschaftsbereichen 



1985 

1986 

1987 


Mio DM 

% 

Mio DM 

% 

Ivlio DM 

% 

Geistes- und Geseilschaftsvrissenschaften . 

48,8 

45,4 

40.9 

4h3 

41,8 

38,1 

Naturwissenschaften und Medizin 

28,0 

26,1 

24,4 

24,7 

35,9 

32,8 

Ingenieur- und 

Angewandte Wissenschaften 

30,6 

38,5 

24,7 

24,9 

22,8 

20,9 

Begegnungszentren 

- 

- 

9,0 

9.1 

9,0 

8,2 

Insgesamt . . . 

107,4 

1Ö0,Ö 

99,0 

100,0 

109,5 

100,0 


Bewilligte Mittel nach Empfängergruppen 



1985 

1986 

1987 


Mio DM 

% 

Mio DM 

% 

Mio DM 

% 

Wissenschaftliche Hochschulen 

74,0 

68,9 

57,0 

57,6 

66,5 

60,7 

Andere wissenschaftliche Einrichtungen . . 

16,2 

15,1 

28,2 

28,4 

31,6 

28,8 

Ausländische wissenschafthche 
Einrichtungen 

17,2 

16,0 

13,8 

14,0 

11,5 

10,5 

Insgesamt . . . 

107,4 

100,0 

99,0 

100,0 

109,6 

100,0 


(Ohne Vorab Niederaachsea), einschließlich Freigaben aus PrograminbevrilligLmgen. auch früherer Jahre 
Quelle: Volkswagen -Stiftung 
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2.6 Arbeitsgemeinschaft Industrieller 
Forschungsvereinigungen e. V. (AiF), 
Bayenthaigürtei 23, 5000 Köln 51 

Finanzierung: Sundesmini .ster für Wirlschölt (BMWi) 
und Eigen auf wen düngen der Indu- 
strie 

Aufgaben 

Die im Jahr 1954 gegründete AIF ist ein Zusammen- 
schluß von Forschungsvereinigiingen, Ln denen mit 
Hilfe industrieller GemeinschaiLsforschung und 
-entwickjong die stmkturbedingten Nachteile der 
kleinen und mittleren Unternehmen, die keine eige- 
nen ForschungseinrichUmgen unterhalten können, 
ausgeglichen werden sollen. Sie bietet damit diesen 
Unternehmen die Möglichkeit, durch Nutzung der 
Forschungsergebnisse ihre Produkt- und Vertahrens- 
innovationen auf gesicherte wissen sch ältliche Grund- 
lagen zu stellen. Die AIF ist eine S el bst verwalt ungs- 
orgarüsation der Wirtschaft und vertritt die gemein- 
schaftlichen Interessen ihrer Mitgliedsvereinigxm- 
gen. 

Der BMWi fördert die industrielle GemeinschaftsEor- 
schung und -entwicklung und hat die AIF vertragLch 
mit der Abwicklung dieser Maßnahme betraut. 

Gefördert werden Projekte der anwendimgsorientier- 
ten Grundlagenforschung aus nahezu allen Bereichen 
der Wirtschaft, die an den FuE -Bedürfnissen der klei- 
nen und mittleren Unternehmen ausgerichtet sind. 
Die Themen der Forschungsprojekte sind in der Regel 
branchenspezifiscb orientiert, ln letzter Zeit hat sich 
jedoch ein starker Bedarf an branchenübergreifenden 
Projekten manifestiert. Diesem Bedarf trägt die AIF 
Rechnung dadurch, daß jetzt auch Querschnittsvorha- 
ben — zunächst in den Bereichen Qualitätssicherung 
und Umweltschutz — durchgeführt werden. Diese 
Förderung wirkt, da sie einzelnen Unternehmen nicht 
unmittelbar zugute kommt und die Projekte sich im 
marlrtferaen Bereich bewegen, wettbewerbsneutral 
und indirekL Die Forschungsergebnisse werden ver- 
öffentlicht md stehen allen Wirtschaftszweigen zur 
Verfügung. Wegen der angestrebten Breitenwirkung 
werden bewußt keine Förderschwerpunkte gesetzt. 

Eine wesentliche Voraussetzung für die Förderung 
der industriellen G e mein sch aitsforschung ist, daß die 
Forscbungsvereinigimgen insgesamt Mittel in minde- 
stens der gleichen Höhe wie der BMWi für Zwecke 
der Gemeinschaftsforschung aufbringen. 

Die AIF berät darüber hinaus die deutsche Wirtschaft 
in allen Fragen der industriellen Gemeinschaftsfor- 
schung und -entwicklung, fördert den Erfahrungsaus- 
tausch zwischen Wissenschaft und Industrie auf natio- 
naler und internationaler Ebene und dokumenbert 
ihre Forschungs- und Entwicklungsergebnisse. 

Unbeschadet ihrer originären Aufgaben auf dem Ge- 
biet der mdustriellen Gemeinschaftsforschung ist die 
AJF vom Bimd es minister für Forschung und Techno- 


logie (BMFT) mit der Abwicklung der Maßnahmen 
„Förderung der Auftragsforschung und -entwick- 
lung" und „FuE- Personalzuwachsförderung " beauf- 
tragt. 


Struktur und Haushalt 

Die AIF hat die Rechtsforra eines eingetragenen ge- 
meinnützigen Vereins. Ehr gehören z. Z. 96 industri- 
elle Forschrmgsvereinigungen aus 34 Industrie spar- 
ten an. Diese Forschungsvereinigungen unterhalten 
64 eigene InsÜtute und arbeiten darüber hinaus mit 
Hoch schulinsü tuten, Max- Planck- Instituten, Fraun- 
hofer-lnsbtuten, Bundesforschongsanstalten u. a. zu- 
sammen. Entsprechend dem Gebot strikter Wettbe- 
werb sneutrahtät können Förderanträge nicht von Un- 
ternehmen, sondern nur von den Forsch ungsv er eini- 
gungen gestellt werden. Sie werden von ehrenamllich 
tätigen AIF-Gutachtergruppen geprüft. Der Bewilli- 
gungsausschuß der AIF, dem Wissenschaftler, Vertre- 
ter des BMWi, der Länder und der Wirtschaft angehö- 
ren, entscheidet auf der Grundlage der Ergebnisse der 
Begutachtung darüber, welche Vorhaben der Ge- 
meinschaftsforschung dem BMWi zur Förderung 
empfohlen werden. 


Ausgaben für 

G emein sch al l sf orsch un g 

Ist 

SoU 

in Mio DM 

1987 ms 

1989 

Zuwendungen 

des BMWi 

101,8 102.0 

109,0 


Neben diesen vom Bundesminister für Wirtschaft der 
AIF ausschließlich für die Förderung der industriellen 
Gemeinschaftsforschung zur Verfügung gestellten 
Mitteln erhalten einzelne AlF-Forschungs Vereinigun- 
gen oder -instiUite projektgebundene Zuschüsse Un 
Rahmen von Fachprogrammen des BMFT. Für 1989 
betragen diese BMFT-Projeklzu Wendungen, die nur 
zu einem geringen Teil der induslrieUen Gemein- 
schaftsforschung zuzurechnen sind, schätzungsweise 
30 Mio DM, 


Pereoual 
in AIF- Ln sd tu len 

1986 

1987 

1983 

Wissenschaftliches 
Personal 

1 056 

1 109 

1 603 

Technisches 

Personal') 

2 899 

2 971 

2 100 

Verwaltungs- 
personal') 

- 


1 166 

insgesamt . . . 

3 955 

4 080 

4 869 


') Trennung cib 1988 
Quelle: BMWi 
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3- T rägerorganisatronen 


3-1 Max-Planck-Gesellschaft zur Förderung der 
Wissenschaften e. V. (MPG), 

Residenzstraße 1 a, 8000 München 1 

InstitutioneUe Förderung: Bund (50 %) und Länder 

(50 %) 

Aufgaben 

Die Max-Pianck-Gesellschafl zur Förderung der Wis- 
senschaüen e. V. 

— ist eine Trägerorganisation für z. Z. rd. 60 hoch- 
schulfreie Institute* ForscbungssteUen und befri- 
stete Klinische Porschungs- und Arbeitsgruppen 
unterschiedlicher Größe. Struktur und Aufgaben- 
stellung 

— betreibt Grundlagenforschung in ausgewählten 
Bereichen der Natur-. Geistes- und Sozialwissen- 
schaften 

— fördert neue Forschungsgebiete und ergänzt damit 
die Forschung an den Hochschulen 

— kooperiert mit den Hochschulen und stellt ihre 
Großgeräte auch der Hochschulforschung zur Ver- 
fügung. 

Struktur und Haushalt 

Als Selbstverwaltungsorganisation der Wissenschaft 
gewährt die Max-Planck-Gesellschaft ihren leitenden 
Wissenschaftlern freie Hand bei der Wahl der For- 
scbungslhemen und der Durchführung der For- 
sch ungsarb eilen . 


Zur Finanzierung ihrer Forschungseinrichtungen ste- 
hen der Max-Planck-Gesellschaft neben den Mitteln 
der insütutionetleQ Förderung auch Mittel aus der 
Projektförderung sowie private Mittel zur Verfü- 
gung. 


Ausgaben in Mio DM 
Allgemeiner Haushalt') 

ist 

Soll 

19891) 

1987 

1988 

Laufende Ausgaben . , 

856,0 

889,3 

901,4 

dorunfer; 




Personal aus gaben . . 

(508,1) 

(530.0) 

(543,5) 

Investitionen 

mA 

194.5 

177,6 

dorunfer: 




Baulenmaß nahmen . 

(83,0) 

(73,9) 

(59,6) 

insgesamt , , , 

1 040,4 

1 083,8 

1 079*0 


Personal 

19Ö7 

1908 

Ist 

30* Juni 
1989 

Forscher 

1 826 

1 842 

1 815 

Techniker 

2 64? 

2 655 

2 59? 

Übrige 

2 546 

2 547 

2 495 

insgesamt . . . 

7 019 

7 044 

6 907 


Gesamthaushalt der MPG ohne Ausgaben des Max- Planck- 
Instituts für Plasmaphysik, einschließlich der ProjekUörde- 
rung und der Zuschüsse an die selbständigen MPI für Eisen- 
forschung und MPI für Köhlenforschung 
Die Mittel zur Projektförderung sind entsprechend dem Be- 
willigungsstand Haushallsplanung 1989 berücksichtigt. 

Quelle: BMFT 


Förderung der Forschungsberelcfae in der Max-Planck-GeseUschaft 
auf der Grundlage des Haushaltsplans 1989 unter Eiabeztehung der Projektiördenmg 


Forsch ungs be r eich 

Ausgaben 

Wissenschaftliches Personal 

TDM 

in % 

Stellen 

in % 

Chemie 

132 231*0 

J2*3 

233 

12,6 

Physik 

247 313*0 

22*9 

413 

22,2 

Astronomie und Astrophysik 

Atmosphärische Wissenschaften, 

122 974*5 

U.4 

240 

12,9 

Geowissenschaften 

52 319*4 

4,8 

96 

5*2 

Mathematik 

4 602,6 

0,4 

4 

0*2 

Informatik 

? 408*0 

0,7 

8 

0,4 

Biologisch orienäerte Forschung 

300 612*2 

27,9 

473 

25,5 

Medizinisch orientierte Forschung 

128 877,6 

11.9 

154 

8,3 

Rechtswissenschaften 

38 345.7 

3.6 

116 

6,3 

Geschichtswissenschaften 

11 237*8 

1.0 

30 

1,6 

Gesellschaftswissenschaften 

33 107,7 

3,1 

90 

4,8 

insgesamt . . . 

1 079 029,5 

100.0 

1 857 

100,0 


Quelle: BMFT 
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Übersicht über die Institute, Forschungsstellen und Klinischen Forschungsgruppen 
der Max-Planck-Gesellschaft nach Bundesländern 


ßaden-Wärttemberg 
Max-Planck-lnstitut für Astrononoie 
Königstuh] 17 
6900 Heidelberg 1 
Max-Planck-lostitut für Biologie 
Spemanustraße 32 
7400 Tübingen 1 

Max-Planck-lnstitut für Entwicklungsbiologie 
Spemannstraße 35 
Postfach 21 09 
7400 Tübingen 1 

Max-Planck-lnstitut für Eestkörperforschung 

Heisenbergstraße 1 

Postfach 80 06 65 

7000 Stuttgart 80 

Friedrich-Miescher-Laboratorium 

in der Max-Planck-Gesellschaft 

Spemannstraße 37—39 

Postfach 21 09 

7400 Tübingen 1 

Max-Planck-lnstitut für Immunbiologie 
Stübeweg 51 
Postfach 11 69 
7800 Freibürg 

Max- Planck -Institut für Kernphysik 
Saupfercheckweg 1 
Postfach 10 39 80 
6900 Heidelberg 1 

Max-Planck-lnsbtul für biologische Kybernetik 
Spemannstraße 38 
7400 Tübingen 1 

Max-Planck-lnstitut für medizinische Forschung 
Jahnstraße 29 
Postfach 10 38 20 
6900 Heidelberg 1 

Max- Planck- Institut für Metallforschung 
Seestraße 92 
7000 Stuttgart l 

Max- Plan ck-lnsötul für ausländisches und 
internationales Strafrecht 
Günterstalstraße 73 
7800 Freiburg 

Max-Planck-lnstitut für ausländisches Recht und 

Völkerrecht 

Berliner Straße 48 

6900 Heidelberg 1 

Max-Planck ünsHtut für Zellbiologie 
Roserxhof 

6802 Ladenburg bei Heidelberg 
Bayern 

Arbeitsgruppe Afheldt in der 
Max-Planck-Gesellschaft 
Babnhofplalz 4 
8130 Starnberg 

Max-Planck-lnstitut für Biochemie 

Am Klopferspitz 18a 

8033 Martinsried bei München 


Max-Planck-Inslitut für ausländisches und 

internationales Patent-, Urheber- und 

Wetlbewerbsrecht 

Siebertstraße 3 

8000 München 80 

Max-Planck-lnstitut für Physik und Astrophysik 
Föhringer Ring 6 
Postfach 40 12 12 
8000 Mönchen 40 

Max-Planck-lnstitut für Plasmaphysik 
Boltzmannstraße 2 
8046 Garching bei München 
Max-Planck-Institul für Psychiatrie 
{Deutsche Forschungsanstalt für Psychiatrie) 
Kraepeünstraße 2 und 10 
Postfach 40 12 40 
8000 München 40 

Max-Planck-Institul für psychologische 

Forschung 

Leopoldstraße 24 

Postfach 44 01 09 

8000 München 40 

Max-Planck-lnstitut für Quantenoptik 
Lu dwig-PrandÜ- Straße 10 
Postfach 15 13 

8046 Garching bei München 
Max-Planck-lnstitut für ausländisches und 
internationales Sozialrechl 
Leopoldstraße 24 
Postfach 44 01 09 
8000 München 40 

Max-Planck-Institul für Verhaitensphysiologie 

8131 Seewiesen über Stamberg/Obb, 

Forschungsstelle Gotlstein 

in der Max-Planck-Gesellschaft 

Frankfurter Ring 243 

Postfach 40 06 48 

8000 München 40 

Forschungsstelle für Humanethologie 
in der Max-Planck-Gesellschaft 
Von-der-Tann-Slraße 3—5 
8138 Andechs 
Max-Planck-Gesellschaft 
Klinische Forschungsgruppe für Multiple 
Sklerose an der Neurologischen Klinik der 
Universität Würzburg 

{Hermann und Lilly Schilling-Forschungsgruppe) 
Josef-Schneider-Straße 11 
Postfach 61 20 
8700 Würzburg 

Max-Planck-Gesellschaft, Klinische Arbeits- 
gruppen für Rheumatologie am Institut für 
Klinische Immunologie und Rheumatologie 
der Universität Erlangen-Nürnberg 
Schwabachanlage 10 
8520 Erlangen 

Berlin 

Max-Planck-lnstitut für Bildungsforschung 
Lentzeaüee 94 
1000 Berlin 33 
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Frilz-Haber-lnstitut der Max-Planck-Gesellschaft 
Faradayweg 4—6 
1000 Berlin 33 

Max-Planck-lnstitul für molekulare Genetik 
Ihnestraße 73 
1000 Berlin 33 

Projektgruppe für Kognitive Anthropologie 
Frauenstrafle 6 
1000 Berlin 45 

Hamburg 

Max -Planck- [nstitut für Meteorologie 
Bundesstraße 55 
2000 Hamburg 13 

Max-Planck-Inshtut für ausländische.^ und 
mteraationales Privatrecht 
Mittelweg 187 
2000 Hamburg 13 

M ax “ PI anck - G e se 11s ch af t 
Arbeitsgruppen für strukturelle Molekular- 
biologie 

Gebäude 25b. c/o DESY 
Notkestrafle 85 
2000 Hamburg 52 

Hessen 

Max-Planck-lnsÜfut für Biophysik 

Kennedy all ee 70 

6000 Frankfurt/Main 70 

Gmelin-Institut für anorganische Chemie und 

Grenzgebiete der Max-Planck -Gesellschaft 

Varrentrappstraße 40—42 

Carl -Bosch- Haus 

Postfach 90 04 67 

6000 Frankfurt/Mödn 90 

Max-Planck-tnstltul für Himforschung 
Deulschordenstraße 46 
Postfach 71 06 62 
6000 Frankfurt/Main 71 

Max-Planck-Tnstitut für physiologische und 
klinische Forschung. W. G. Kerckhoff- Institut 
Parkstraße 1 
6350 Bad Nauhemi 

Max- Planck- Institut für europäische 
Rechts g eschi cbte 
Friedrichstraße 2—6 
6000 Frankfurt/Main 1 

M ax - PI an ck- G ese lis ch aft 
Klinische Forscbungsgruppe für Blutgerinnung 
und Thrombose am Klmikum der Universität 
Gießen 

Gafikystraße 11 
6300 Gießen 

Niedersachsen 

Max-Planck -InsÜtnC für Aeronomie 
Postfach 20 

3411 KaUenburg-Lindau 


Max- Planck -Institut für biophysikalische Chemie 
(Karl-Friedrich-Boiüioeffer-Institüt) 

Am Faßberg 
Postfach 28 41 

3400 GötÜngen-Nikolausberg 

Max- Planck- Institut für experimentelle 

Endokrinologie 

Feodor-Lynen-Straße 7 

Postfach 61 03 09 

3000 Hannover 61 

Max- Planck-Institut für Geschichte 
Hermarm-Föge-Weg 11 
Postfach 28 33 
3400 Göttin gen 

Max-Planck-lnsdtut für experimentelle Medizin 
Hermann- Rein -Straße 3 
3400 Göttingen 

Max-Planck-lnstitut für Strömungsforschung 
Bunsenstraße 10 
Postfach 28 53 - 28 54 
3400 Göttmgen 

Max-Planck-GesellschaJtt 

Klinische Arbeitsgruppe Biologische Regulation 

der Wirt-Tumor-Interaktion 

an der Medizinischen Klinik der Universitäl 

Götüngen 

Goßlerstraße lOd 

3400 Götüngen 


Nordrhein-Westialen 

Max- Delb rück - Lab or a lorium 
La der Max- Planck'- Gesellschaft 
Cail-vop-Li nn 4- Weg 10 
5000 Köln 30 

Max-Planck-lnstitut für Eisenforschung GmbH 
Max-Planck-Straße 1 
Postfach 14 02 60 
4000 Düsseldorf l 

Max- Planck -Institut für Emährungsphysiologie 
Rheinlanddajmn 201 
4600 Dortmund 1 

Max-Planck-lnstitut für Gesellschaftsforschung 
Lothringer Straße 78 
5000 Köln 1 

Max-Planck-lnstitut für Kohlenforschimg 
Kaiser-Wilheim-Platz 1 
Postfach 01 13 53 
4330 Mülheim/Ruhr 1 

Max-Planck-lnstitut für Mathematik 
Gottfried- Oaren- Straße 26 
5300 Bonn 3 

Max-Planck-lnstitut für neurologische Forschung 
Ostmerheimer Straße 200 
5000 Köln 91 

Max-Planck-lnstitut für Radioastronomie 
Auf dem Hügel 69 
5300 Bonn 1 
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Schaubild V/1 


Standorte der Max-Planck-Institute 



MR rüf Mamema;t]k 
MPt füt Radioestronom^ 

Giessen 

Klla Forsdiungsgtuppe 
füf Biutpeiinnung ii,ThromDose 
Bad Msühsim 
MPl für physkitcotsche u. 

(dWBClie Forschung 

frsnicfurt - 

MP( für Biophysik 

Gmelin-Instnut für Anorganische Chemie 

und Gfenzgefeiete der MPG 

MR für Htmfmschuno 

MPf für europäische Rechtsgeschtchte 

lisinz 

MPI für Chemie 
MPI für PoSymerforschung 
Hsidsfbsrg 
MP1 für Asuofvomie 
MR für medizinische Forschung 
MR für Kernphysik 
MR für austäfvdisches öffentliches 
Recht u, Vötkefrechl 
MR für Zelihidogle 

TUblrtgsn 

MPI für Biologie 

Friedri ch' Miescher-Laborator ium 
MR für Plologische Kybemelik 
MR für FfFtvncklungsbiologle 
RsJburg 

MPI für immunbioloaie 
MR für ausländisches u. 
inlernatlonates Strelrechl 


Plön 

MPi für Limnologie 

Hamburg 

MPt für Meteorologie 
MR für ausländisches und 
intemallonaJes Privatrecht 
Arbeitsgruppen für 
siruktureäie MotekuiartJioloQie 

Hannover 

MPI für eieperirnentelle 
Endokdnologle 

Katlenbu rg-U ndau 
MR für Aafonomie 

Berlin 

MPt für Bitdungsforschung 
Frltz-Haber-lnstiiut 
MR für molekutere Genetik 
Proiektgruppe für 
Kognlltve Anthrcjpotogie 


OOttlngsn 

MPI für blophyslkal Ische Chemie 

MR für Geschichte 

MR für experimentelle Medizin 

MR für Strömung sforschung 

KÜn. Arbeitsgruppe Gastrointeslinele 

Endokrinologie 

Klin, Afbelt&grüppe Biologische 
Reguletion der WJd’Tumof -Inter aktion 

Wünburg 

Klin. Forschungsgruppe 
für Multiple Sklerose 
Eflengsn/ Nürnberg 
Kihu Afbeiteg/uppen 
für Ftheumatotogie 


Sbittgart 

MR für Fesikörperforschung 
MPI für Metallldrschung 

• Grenobts 

Hochf eld-Magnetla bor 
Grenoble (CN.R.S.^ 
(AuSenstelle des MRI für 
FestkörperJorschung ) 

# Rom 

BibHolheca HertzianB 


. München 

i MPMür Biochemie 
MR für psyrhotogische Forschung 
MPI für ausländisches und 
internationales PalenL, 

Urheber- u Wettbarwerbsrecht 
MPI für Physik und Astrophysik 
MPI für Rasmsphysik 
MR für Psychiatrie 
MR für Quantenoptik 
MPI für ausJändisches u 
Internationale Soztatrecht 
MPI für Veitialten^hysiologie 
Forschungsstelle Gdttsteln 
Arbeitsgruppe Afheldt 
Forschyngsstelle für 
Human ethoiogre 


Ouelle: MPG 


BMFT 
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Max -Planck-Institut für Strahlenchemie 
Stiflstrafle 34—36 
4330 Mülheim/Ruhr 1 

Max -Planck -Institut für Systemphysiologie 
Rh einland dämm 201 
4600 Dortmund 1 

Max-Planck-lnstilut für Züchtungsforschung 
( Erwin - B a ur- ins ti tu t ) 

Egelspfad 
5000 Köln 30 

Rheinland-Pfoh 

Max-Planck-lnstitul für Chemie 
(Otlo-Hahn-Insbtut) 

Saarstraße 23 
Postfach 30 60 
6500 Mainz 

Max-Planck-Insülut für Polymerforschung 
Ackermannweg 10 
Postfach 31 48 
6500 Mainz 


SaQrland 

Max-Planck-Lnstitut für Informatik 
6600 Saarbrücken 
(ln Gründung) 

Schleswig-Holstein 
Max-Planck- Institut für Limnologie 
August-Thienemann’Straße 2 
Postfach 1 65 
2320 Plön/Holstein 


Außerhalb der Bundesrepublik Deutschland 
gelegene Mox-Planck-lnstitute 

Bibliotheca Hertziana — Max -Planck- Institut 
Palazzo Zuccari 
Via Gregoriana 2Ö 
1-00187 Rom. Italien 

Max-Planck-Insütut für Psycholinguistik 
Wundüaan 1 

NL-6525 XD Nijmegen. Niederlande 


QueUe: BMFT 
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3^ Fraunhofer-Gesellschaft zur Förderung der 
angewandten Forschung e. V. (FhG}^ 
Leonrodstraße 54, 6000 München 19 

Finanzierung: a) 27 Vertragsforschungsinsütute: 

70 % eigene Erträge, 30 % erfolgs- 
abhängige institutioDelle Pörde- 
rung — davon 90 % ßund/BMFT 
und 10 % sieben Länder 

b) sechs verteidigungsbezogene For- 
schungsinstitute: 

100 % Förderung durch den Bund/ 
BMVg (institutionelle Förderung 
und Projektfinanzierung) 

c) zwei Die ns Ü eistun gseinrich tun - 

gen: 

20 % eigene Erträge, SO % institu- 
tionelle Förderung — davon 90 % 
durch Bund/BMFT und 1 0 % sie- 
ben Länder 


Aufgaben 

— Vertragsforschung 

O Auftragsforschung für Wirtschaft 

O Proiektforschung für staatliche Stellen 

O Verb und Projektforschung für Wirtschaftsunter' 
nehmen und staatliche Institutionen 

O FuE-Vorhaben für kleinere und mittlere Unter- 
nehmen 


O Eigenforschungsvorhaben (durch institutionelle 
Förderung) zur Erhaltung der wissenschaftli- 
chen Qualität, Sicherung der Marktchancen 
und Erschließung neuer Forschungsbereiche 

— VerteicUgungsforschung 

O Ressortforschung für den BMVg (Grund- und 
IVojektfinanzierung zu 100 % durch den 
BMVg) 

— Dienstleistungen 

O PatentsteUe für die Deutsche Forschung als 
DiensÜeistungsemiichtung für öffentliche For- 
schüngseimichlungen und freie Erfinder 

O InfonnationszentTum Raum und Bau als Daten- 
bankanbieter für die Bereiche Raumordnung, 
Städtebau, Wohnungswesen und Bauwesen. 

Struktur und Haushalt 

Die Geschäfte der FhG führt der Vorstand: er vrird 
dabei von der Zeotralverwaltung unterstützt. Der Se- 
nat wird von der Mitgliederversammlung gewählt und 
beschließt die Gnmdzüge der Forschungspoiitik, die 
Forschungs- und Ausbauplanung und entscheidet 
über die Errichtung bzw. Auflösung oder fachliche 
Zusammenfassung der Institute. Der Wisseoschaft- 
lich -Technische Rat berät und unterstützt die übrigen 
Organe der Gesellschaft in wissenschaftlich-techni- 
schen Fragen von grundsätzlicher Bedeutung. Träger 
der Forschungsarbeit der FhG sind die Institute. Den 
Leitern der Institute und den Organen der Gesell- 
schaft stehen die Institulskura tonen, die vom Vor- 
stand berufen werden, beratend zur Seile, 
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Fachbereiche der FTaunhofer-Gesellscbait 


Fachbereich 

Mitarbeiter 

1980 

Aufwand 

1989 

(in Mio DM) 
ohne Ausbau 

Mikroelektronik 

509 

73 

InformatioDstechnik 

389 

56 

Produktions- 
automatisierung 

566 

81 

Fertigungstechnologien . . 

291 

42 

Werkstoffe und Bauteile . . 

529 

76 

Verfahrenstechnik 

371 

53 

Energie- und Bautechnik . 

267 

38 

Umwelt und Gesundheit . 

421 

60 

Te chnisch - Wirts ch afüi che 
Studien / Fachinformaüon 

217 

31 

Insgesamt . . , 

3 560 

510 


Erlöse aus FuE 
m Mio DM 

Isl^) 

Soll>) 

1989 

1987 1988 


321 367 

295 


Ausgaben in Mio DM 

Ist^) 

SoU3) 

1989 

1987 

19S8 

Laufende Ausgaben , * 

392 

457 

409 

darunter: 




Personalausgaben , . 

(251) 

(282) 

(281) 

Investitionen 

191 

168 

151 

darunter: 




Bauten 

(93) 

(55) 

(50) 

insgesaint . , , 

583 

625 

560 


Personal^) 

1987 

1988 

1989 

Forscher 

1 316 

1 484 

1 602 

Techniker 

697 

752 

816 

Übrige 

1 208 

1 333 

1 354 

insgesamt . * . 

3 301 

3 569 

3 772 


') Vertrag sforschungseinnahcnen der FhG von Bvind, Landern, 
Indusine, Wirtscballsverbänden, Einrichtungen der For- 
schungsförderung, Sonstigen 

Die Ist-Weiie waren erheblich höher als das Sod des jeweili- 
gen WijTtschaftsplans 
Soll W. Wirlschaftsplan 

■* ) Ohne Hills person al ( A ushilf skiäf te , sl uden tische un d wisse n - 
schaJtliche Hiliskrälte, Prakbkanten) 

Quellen BMFT 


Institute der Fraunhofer-Gesellschaft zur Förderung der angewandten Forschung e. V. 
nach Bundesländern 


Baden-Württemberg 

Fraunhofer-lnstitul für Bauphysik (IBP) 

Nobelstraße 12 

7000 Stuttgart 80 (Vaihingen) 

Fraunhofer-Institut für Angewandte 
Festkörperphysik (lAF) 

Eckerstraße 4 
7800 Freiburg 

Fraunhofer-lnsÜtut für Kurzzeitdynamik 
„Emst-Mach-lnsbLut" (EMI) 

Eckerstraße 4 
7800 Freiburg 

Fraunhofer-Institut für Chemische Technologie 
(ICT) 

Joseph- von- Fraunhofer-Straße 7 
7507 Pfinztal -ßerghausen 

Fraunhofer- Institut für Grenzflächen- und 
Bioveriahrenslechnik (IGB) 

Nobelstraße 12 

7000 Stuttgart 80 {Vaihingen} 


Fraunhofer-Institut für Informatiön- und 
Datenverarbeitung (llTß} 

Fraunhoferstraße 1 
7500 Karlsruhe 1 

Informationszentrum Raum und Bau 
der Fraunhofer-Gesellschaft (IRB) 

Nobelstraße 12 

7000 Stuttgart 80 (Vaihingen) 

Fraunhofer- Institut für Produktionstechnik 
und Automatisierung (IPA) 

NobelsLraße 12 

7000 Stuttgart 80 (Vaihingen) 

Fraunhofer- Institut für PhysUcaliscbe 
Meßtechnik (IPM) 

Heidenhof Straße 8 
7800 Freiburg 

Fraunhofer-Institut für Werkstoffmechanik (IWM) 
WÖhlerstraße 11 
7800 Freiburg 
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SchaubUd V/2 


Standorte der Fraunhofer-Gesellschaft 


ttzetio« 

ISfT Frau rthofer-fnsl Hut für 
Slll2lurnlec)ino(ogle 
[tn Gründung) 

Bramen 

ItÄllFraunhofeT-lnsliluI für 
Angewandte Matena Iforschung 


Duisburg 
IMS Fraunhofer-Institut für Mikro- 
elektronische Scha Hungen und Systeme 

Dortmund 

rrW Ffffunhofer-Insütut für Transpon- 
technkk und Warendistribution 


Sch m allen b«rg/ Graf ichaft 
lUCT Fraunhofer-lnsutut Kir 
Umwellchemte und Ökotoxikologie 

Aachen 

IPT Fraunholer-lAstitut für 
Prod uktionstechnologie 
LTFraunhofar-lnstrttJt für 
Lasertechnrk 

BiaJdrchan 

fMT Fraunhofer-lnalitul für Natur 

Wissenschaftlich-Technische 

Trendanatyse 


Saarbrücican 
IZFPFraunhofer-lnsrtuI für 
Zerstörungsfreie Prüfverfahren 

Pflflital ' 

ICT Fraunhofer-Institut für 
Chemische Technologie 

Karliruha — ■ 

HTB Fraunhofer- Institut für 
Inform Stton- und Datenvefartreltung 
IBt Fraunhofer- Institül für System- 
technlkund Innovallonsforschung 


Fraiburg 
lAF Fraunhofer- Institut für 
Angewandte Festkörperphysik 
ISE Fraunhotef- Institut für 
Solare Energiesysteme 
IWM Fraunhofer-Institut für 
Werksloffmechanik 
i^M fraunhofer-ln&titut für 
Physikalische Meßtechnik 
Bil Fraunhofer- Institut für 
Kurz 2 ei 1 dynamfk .Emsi-Mach- Institut 



Stuttgart 

IPA Fraunhofer-instHtri für Produktions- 
technik und Automatisierung 
IAO Fraunhofer-instHut für AibeilS“ 
Wirtschaft und Organisation 
IO B Fraunhofer- Iristitut für Grenz- 
flächen- und Bfoverfahienstechnik 
nBlnformatlonszentrum Raum und 
Bau der Fraunhofer'Gesell&chaft 
BPFraunhofer-lnstltul für 
Bauphysik 

TEO T echnologie- Entwick iungsg ruppe 
Stuttgart 


H«nnoy«f 

ITA Fraunhofer-lnatrtuI Wir 
Toxikologie und Aerosotlorschung 

Bi'aiieccbwvig 

WKI Fraunhofer-lnäUtut für 
Hotzforschung .WIIheim-KlaiJdüz-lnstitut' 
IST Fraunhofer-Institut lür 
Schicht- und Obarlfachentschnlk 

Berlin 

IMT Fraunhofer- Institut für 
Mikrostrukturtechnik 

Fraunhofer-inslitut für ProdukUons- 
aniagen und Konshuktlonstflchnik 


Dermatedt 

AQD Fraunhofer*Arbsit 9 gnjppe für 
Graphische Datenverarbeitiing 
LBF Fraunhofer-fnslftut für 
Betriebsfestigkeit 

WUrzburg 

I 9 C Fraunhofer-Instltüt für 
Silicatforschung 


Eflengen 

ItS Fraunhofer-institLil für 
Integrierte Schäftungen 


Fraunhoter-Instllui für 
Festkörpertechnotogie 
LVFraufihotef-lnstitUt für Lebens - 
mittsitechrKriogle und Verpackung 
PST Paienistelle für die Deutsche 
Forschung dar Fraunholer-Gesellschall 

Otldbrufin 

FHAK Fraunhof er-Forschy ngsgruppe für 
Hydroakustik 

Oarmtach-Pa rtenkf rcheii 
JFU Fraunhofer-Instilut 
Atmosphärische Umweftforschung 


Quelle: FhQ 
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Fraunhofer-Insbtul für Syslemtecbnik und 
Innovationsforschung (ISI) 

Breslauer Straße 48 
7500 Karlsruhe 1 

Tedmologie-Entwicklungsgruppe Stuttgart 
(TEG) 

Institutszentrum Stuttgart 

Nobelstraße 12 

7000 Stuttgart 80 (Vaihingen) 

Franahofer- Institut für Solare Energiesysteme 
(JSE) 

Oltmaimstraße 22 
7800 Freiburg 

Fraunhofer-Institut für Arbeitswirtschaft 
und Organisation (IAO) 

Nobelstraße 12 

7000 Stuttgart 80 (Vaihingen) 

Bayern 

Fraunhofer “Institut für Atmosphärische Umwelt- 
forschung (TFU) 

Kreuzeckbahnstraße 19 
8100 Garmisch-Partenkirchen 
Patentslelle für die Deutsche Forschung 
der Fraunhofer- Gesellschaft (PST) 

Leonrodstraße 68 
8000 München 19 

Fraunhofer-Institut für Süicatforschung (ISC) 
Neunerplalz 2 
8700 Würzburg 

Fraunhofer-Tnstitul für Lebensnütteltechnologie 
und Verpackung (ILV) 

Schragenhofatraße 35 
8000 München 50 

Fraunhofer-Institut für Festkörpertechnoloqie 
(TFT) 

Paul-Gerhard-Allee 42 
8000 München 60 

Fraunhofer- Forschungsgruppe für Hydroakustik 
(FHAK) 

Waldparkstiaße 41 
8012 Otlobrunn b, München 
Fraunhofer-InsÜtut für Integrierte 
Schaltungen (US) 

Am Wetterkreoz 13 
8520 Erlangen-Tennenlohe 

ßeriin 

Fraunhofer- Institut für Produktionsanlagen und 
Konstniktionste chnik (EPK) 

Pascalstjaße 8—9 
1000 Berlin 10 

Fraunhofer -Institut für Mikrostnücturtechnik 
(IMT) 

Dillenburger Straße 53 
1000 Berlin 33 

Bremen 

Fraunhofer- [nsti lut für Angewandte Malerial- 
forschung (TFAM) 

Lesumer Heerstraße 36 
2820 Bremen-Lesum 


Hessen 

Fraunhofer-Institut für Betriebsfestigkeit (LBF) 

Bartning Straße 47 

6100 Darmstadt-Kranichstem 

Fraunhofer-Arbeitsgruppe für Graphische Daten- 
verarbeitung (AGD) 

Wüh elmin enstraße 7 
6t00 Darmstadt 

Niedersachsen 

Fraunhofer- Institut für Toxikologie und Aerosol- 
forschung (TTA) 

Nikolai-Fuchs-Straße 1 
3000 Hannover 61 

Fraunhofer- Arbeitsgruppe für Holzforschimg 
„Wühelm-Klaudilz-Institut" (WKI) 

Bienroder Weg 54 E 
3300 Braunschweig 

Fraunhofer-Institut für Schicht- 
und Oberfläcbentechnik {IST) 

Bienroder Weg 54 E 
3300 Braunschweig 

N ordrhein - Westfalen 

Fraunhofer-InsÖtut für Umweltchemie 
und ÖkotoxiJkologie (lUCT) 

5948 Schmallenberg/Grafschdft 

Fraunhofer- Institut für Naturwissenschaftlich- 
Technische Trendanalyse (ENT) 

Appelsgarten 2 
5350 Euskirchen 

Fraunhofer-Institut für Produktionstechnologie 
(CPT) 

Steinbachstraße 53 B 
5100 Aachen 

Fraunhofer- Institut für Transporttechnik 
und Warendistribution (ITW) 

Enül-Figge-Straße 75 
4600 Dortmund 50 

Fraunhofer-InsÜtül für Mikroei ektconische 
Schaltungen und Systeme (IMS) 

Finkenstraße 61 
4100 Duisburg 1 

Fraunhofer- Institut für Lasertechnik (ILT) 
Steinbachstraße 15 
5100 Aachen 

Saarland 

Fraunhofer-Institut für Zerstörungsfreie 
Prüfverfahren (IZFP) 

Universität, Gebäude 37 
6600 Saarbrücken 11 

Schleswig^HoIstein 

Fraunhofer- Institut für SUiziumtechnologie (TSIT) 
2210 Itzehoe 
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4. Großforschungseinrichtungen 


4.1 Aufgaben und Struktur der 

Groß! orschungseinrichtungen 1} 

Die 13 Großforschungseinrichtungen sind ein wesent- 
licher Bestandteil der Forschungs- und Entwicklungs- 
kdpa 2 dtät in der Bundesrepublik Deutschland. Sie be- 
schäftigen derzeit (unter Einschluß von ProjektsteUen, 
Auszubildenden, Gastforschem etc*) mehr als 20 000 
Mitarbeiter und werden in ihrer Grimdfinanzienmg 
zu 90 % vom Bund und zu 10 % von einem oder meh- 
reren Sitzländem getragen. Rechtlich sind sie mehr- 
heitlich als Gesellschaften mit beschränkter Haftung 
(GmbH) organisiert, einige als Stiftung (AWI, DESY, 
DKFZ) und die DLR als eingetragener Verein* Die 
Führung der Geschäfte erfolgt durch die Vorstände, in 
denen in der Regel jeweils wissenschaftliche imd ein 
kaufmännischer Geschäftsführer vertreten sind. Der 
Zuwendungsgeber Bund übt seinen Steuerungsein- 


1) Die Angaben über Haushalt und Personal and dem Bundes- 
haushaltsplan entnommen und enth alten die institutioneile 
Förderung (einschließlich eigene Mittel des Zuwendungs* 
empfängers und Mittel nichtöffentlicheT Stellen), Prajekbnit- 
te! und -stellen wurden dabei nicht berücksichtigt* 


fluß u. a. in den Aufsichtsgremien aus, in denen neben 
den Bundes- imd Ländervertretem externe Vertreter 
von Wissenschaft und Wirtschaft sowie wissenschoft- 
Kche Mitarbeiter der Einrichtungen mitwiiken. Ein 
wesentliches weiteres Instrument der Steuerung sind 
die jährlichen Wirtschaftsplanverhandlungen der Zu- 
wendungsgeber mit den Vorständen bzw. Geschäfts- 
führungen der GFE, 

Die Gründung der Großforschungseinrichtmigen mit 
Schwerpunkt in den 50er und 60er Jahren erfolgte 
hauptsächlich im Rahmen des Auf- und Ausbaus von 
Kernforschung und -technik, der Luft- und Raum- 
fahrtforschung, der Datenverarbeitung und dann der 
biologisch-medizinischen Forschung, Heute leisten 
die Großforschungseiniicbtungen Beiträge zur Erfül- 
lung der forschungs- und technologiepolitischen Ziele 
der Bundesregierung in den Bereichen der staatlichen 
Langzeitprogramme (Meeresforschung, Polarfor- 
schung, Weltraumforschung, Fusionsforschung), der 
Vorsorgeforschung (Umwelt-, Klima-, Gesundhaits- 
und Sicherheitsforschung sowie Technikfolgenab- 
schätzung), der naturwissenschaftlichen Grundlagen- 
forschung, vor allem mit Großgeräten, sowie bei der 
Entwicklung marktorientierter Technologien (z. B. 
Materialforschung, biotechnologische Forschung, In- 
formationstechnik, Energieforschung und -technik so- 
wie Unterwassertechnik). 
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Gesamtaufwand der G’FE für Forschung und Entwicklung 1989 
gegliedert nach Aufgabenbereichen und Einrichtungen 


(ln Millionen Mark) 



AWI 

DESY 

DKFZ 

DLR 

GBF 

GKSS 

QMD 

GSF 

GSI 

HM< 

IPP 

KFA 

KfK 

Summe 

Kernfusion, Plasmaphysik und 
Plasmatechnolog ie 











132,6 

64.1 


186,7 

Fusionstechnologie 










0,9 


6,0 

70,2 

77,1 

Regenerative Energiesysteme 

- 

- 

- 

34,3 

- 

- 

- 


- 

11,2 


8.4 

" 

63,9 

Schnelle Brüter 

- 

- 

- 

- 

- 

- 


— 



- 

-■ 

62,5 

62,5 

Hochtemperam rreaktoren 

- 

- 

- 

- 

- 

- 


- 


- 

- 

67.8 

- 

57,0 

Urananrelcherung 

- 

- 

- 

- 


- 

- 

- 

- 

- 

- 

- 

Z.7 

2.7 

WIederautarbelTung. Endiagerung 

- 

- 

- 

- 



- 

19.5 

- 

5,0 

- 

11,0 

81.9 

117.4 

SIcherheK kemtechntecher Anlagen 

- 

- 

- 



11,0 


— 


- 

- 

12.9 

14.1 

38.0 

Energlefortchung ur>d 

Energietechnolog Ie 

- 

- 

- 

34,3 

- 

11,0 

- 

19,5 

- 

17,1 

132,6 

150,2 

231,4 

696,1 

Luftfahrttechnlk 

Landgebundene Transport- und 

- 

- 

- 

160,6 

- 

- 

- 

- 

- 

- 


* 


160,6 

Vefkehrssysteme 

- 

- 

— 

6.0 

- 

- 

- 

— 






6>0 

Traneport- und Verkehrseyateme 

- 

- 

- 

166,6 

- 

- 

- 

- 

- 


- 

- 


166,6 

Weltra umf orschu ng 


- 

- 

65.2 

- 

- 

- 

- 

- 

- 

- 

- 

- 

65*2 

Weltraumtechnik 

- 

- 

— 

146.3 

- 

“ 

“ 

— 

— 

- 

- 

- 

- 

146*3 

Weltrau mforechung und 

Weltrau mtech n1 k 


- 

- 

231,5 

- 

- 

- 

- 

- 

- 

- 

- 

- 

231,5 

Techniken zur Nutzung des Meeres 

IpO 

- 


2.5 

- 

28,0 

- 

- 

- 

- 

- 

- 

- 

31.6 

Polarforechung 

16,6 













18,8 

Meemforachung und lieeraatechnlk, 
Polarforechung 

19,6 

- 

- 

2^ 

- 

26,0 

- 

- 

- 

- 

- 

- 

- 

60,3 

Krebsforschung 

_ 

_ 

96.0 


- 

- 

- 

15,0 

- 

- 

- 

- 

_ 

1 n>9 

Medizinische Forschung und Verfahren 

- 


- 

- 

- 

- 

- 

32*9 

- 

4.0 

- 

12,6 

- 

49,5 

Biotechnologie 


- 

- 

- 

39,6 

- 

- 

- 

- 

- 

- 

12.0 

- 

51.6 

Umweftanalyse und Klimaforechung 

5.0 

- 

- 

10.5 

- 

22.5 

- 

24.3 

- 

- 

- 

26.6 

15,6 

106*7 

Um weite] nffüase auf biologische Sterne 

2.0 

- 

- 

- 

- 

- 

- 

36,9 

- 

- 

- 

4.2 

9.6 

54,7 

Techniken zum Schutz der Umweh 

- 

- 

- 

14.7 

6.9 

5.5 

— 

0,8 

- 

— 


13^ 

21,0 

62.4 

QeeundhelL Umwelt, Biotechnologie 

7,0 

- 

96.9 

25,2 

46^ 

26,0 

- 

110,0 

- 

4.0 

- 

71,1 

46,2 

436,8 

Grundlagen der Informationstechnik 


_ 

_ 

7.4 

_ 

_ 

14,3 

_ 

_ 

_ 

_ 

1-3 

_ 

23.0 

Technologien für die Informetionstechnlk 

- 

- 

- 

- 

- 

- 

7>4 

- 

- 

- 

- 

36.3 

- 

43.7 

Systemtechnlk 

— 

— 

- 

5.1 

— 

— 

70.6 

— 

- 

- 


1-3 

— 

77.0 

Anwendungenderlnformaüonstechnlk 

- 

- 

- 

5.5 

- 

- 

61,5 



3.1 


5.1 

- 

75.2 

Handhabungstechnik, Robotik 

— 

— 

- 

3.0 

— 

— 







17.7 

20.7 

Inf of maUon s- u r>d Ko mm u n 1 kati on a- 
technik, Fertigungstechnik 

- 

- 

- 

21,0 

- 

- 

153,8 

- 

- 


- 

44,0 

17.7 

239,6 

Tiefiemperatur- und Supralei tu ngs- 
lechnologlen 


19,0 











12.3 

31.6 

Verfahrenzur Rohsiotfsicherung 

- 

- 

- 

- 

- 

- 

- 

- 

“ 

3,2 

- 

6,5 

- 

9.7 

Material- und Oberflftchenforschung 

- 

- 

- 

10.4 


24.0 

- 

- 

- 

- 

- 

37.6 

10.9 

62.9 

M Ikrostru ktu rtecbn ik 













16.6 

16.6 

Me&- und Verfahrenstechnik 












34.5 

7.6 

42.1 

Baalatechnotogien 

- 

19,0 

- 

10,4 

- 

24,0 

- 

- 

- 

3^2 

- 

76,6 

47*9 

183,1 

BementanoilchenphysilL Forschung 
mit Mesonen 


193,0 











16,6 

209.6 

Kernphysik und Schwerionenf orschu ng 









157.0 

26*S 

- 

29,1 

14,6 

226.1 

F estkörpertofschu ng 

NukJearchemie, Sträilen- und 


20,0 








46.2 

“ 

58,1 


130.3 

P hotoel ekü^ochem ie 

“ 

- 

- 

" 

" 

" 

" 

- 

- 

7,1 

- 

6.4 


13.5 

Erforschung der Grundlagen der Materie 


219,0 

- 

- 

- 

- 

- 

- 

- 

78,6 

- 

93,6 

31,1 

679,5 

Gesamt 

26,8 

236,0 

96,9 

491,5 

46,5 

91.0 

163,8 

131,4 

157,0 

106,2 

132,6 

437.5 

374,3 

2 463,6 


Qi>etle: AGP 
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Personaleinsatz der G’FE für Forschung und Entwicklung 1989 
gegliedert nach Aufgabenbereichen und Einrichtungen 


(ln Mannjahren) 



AWI 

DESY 

DKFZ 

DLR 

GBF 

GKSS 

GMO 

GSF 

GSI 

HMt 

IPP 

KFA 

KfK 

Summe 

Kemruslon, Plasmaphysik und 

P lasmatech nolog ie 











482 

130 


612 

Fusionslach nolog ie 










4 

- 

14 

209 

227 

Regenerative Energiesysieme 

- 

- 

- 

116 

- 

- 

- 

- 

- 

54 

- 

40 

* 

210 

Schnelle SrOter 












-- 

170 

170 

Hochtem peratu rre aktoren 












54 


54 

Urananreicherung 













10 

10 

Wiederaufarbehung, Endlagerung 

- 

- 

- 

- 

- 

- 

- 

90 

- 

18 

- 

32 

229 

369 

Sicherheit kern technischer Anlagen 

- 

- 

- 

- 


11 

— 



- 


40 

45 

96 

Energ1eforM:hung und 

E ne rgietec h no log le 

- 

- 

- 

116 

- 

11 

- 

90 

- 

76 

482 

310 

663 

1748 

Luhfahrttechnik 

Landgeb unde ne Transport- und 


- 

- 

750 

29 

- 

- 

- 

- 

- 

- 

- 

- 

- 

750 

29 

Verkehrssysteme 

— 

- 


” 

” 

” 

” 


” 




Transport* und Verkehrssyeteme 

- 

- 

- 

779 

- 

- 

- 

- 

- 

- 

- 

- 

- 

779 

Weltra um fo rech u ng 

_ 

_ 

_ 

375 

_ 

_ 

_ 


- 

- 

- 

- 


375 

Wellraumtechnik 

- 

- 

- 

862 

- 

- 

— 


” 

” 



” 

662 

Weitrau mforechung und 

Weitrau mtech n i k 

- 

- 

- 

t037 

- 

- 

- 

- 

- 

- 

- 

- 

- 

1 037 

T echniken zur Nutzung des Meeres 

5 


_ 

12 

_ 

102 

_ 

_ 


— 


_■ 


119 

Polarforschung 

177 












“ 

177 

Ueereeforachung und Meereatechnlk« 
Polarforaohung 

182 

- 

- 

12 

- 

t02 

- 

- 

- 

- 

- 

-- 

- 

296 

KrabsTorechung 

_ 

_ 

469 


_ 

_ 

_ 

74 

_ 

_ 

_ 

_ 

_ 

543 

Medizinische Forschung und Verfahren 

- 

- 

“ 

- 

- 

- 

- 

151 

- 

13 

- 

49 

- 

213 

Biotechnologie 

- 

- 

- 

- 

171 

- 

- 

- 

— 

- 

— 

64 

— 

235 

Umweltanalyse und Ktlmaforschung 

34 

- 

- 

37 


126 

- 

112 

- 

- 

- 

121 

63 

493 

ümwelteinffüsse auf biologische Systeme 


- 

- 

- 


- 

- 

195 

- 

- 

- 

16 

35 

257 

Techniken zum Schutz der Umwelt 

- 

- 


49 

20 

37 

“ 

3 


- 

— 

61 

61 

231 

Oeaundheit, Umwelt Biotechnologie 

45 

- 

469 

86 

191 

163 

- 

535 

- 

13 

- 

311 

159 

1972 

Grundlagen der Inform alionsiechnik 

_ 

_ 

_ 

33 

_ 

_ 

65 



- 


8 

- 

106 

Technologien für die Informatlonstecbnik 

- 

- 

- 

- 

— 

-■ 

36 



- 

— 

155 

— 

191 

Systemtechnik 

- 

- 

- 

34 

-- 

- 

313 

- 

- 

- 

- 

8 

- 

360 

AnwendungenderinformaÜonstechnlk 

- 

- 

- 

25 

- 

- 

299 

- 

- 

13 

- 

30 

- 

367 

Handhabungstechnik. floboMk 

- 


- 

15 



” 


” 

” 

” 


62 

77 

ln1ormationa*und Kommunikationen 
technik, Fertlgungetechnlk 

- 

- 

- 

107 

- 

- 

718 

- 

- 

13 

- 

201 

62 

1 101 

Heftern peratu und Supraleltungs- 
lechnologien 


35 











-42 

77 

Verfahren zur Rohsioffsicherung 

- 

- 

- 

- 

- 

- 


- 

- 

11 

- 

34 

- 

45 

Material- und Oberfläche nlorschung 

- 

- 

- 

39 

- 

104 

- 

- 

- 

- 

- 

154 

37 

334 

M t krostru klu rtech n tk 













56 

56 

MeS- und Verfahrenstechnik 












73 

29 

102 

Baal ttech nolog len 

- 

35 

- 

39 

- 

104 


- 

- 

11 

- 

261 

166 

G16 

Elemeniariellchenphysik. Forschung 
mit Mesonen 


658 











29 

687 

Kernphysik und Schwer! o ne nforschung 









221 

42 

- 

113 

39 

415 

f estkOrpe rf orschu ng 

Nuklearchemie, Strahlen- und 


57 

” 

” 




“ 


1 19 

“ 

156 

“ 

332 

Ph oioolekirochemie 

- 

- 

- 

- 

- 

- 

- 

- 

- 

32 

- 

21 

- 

53 

Erforachung dar Grundlagen der Materie 

- 

715 

- 

- 

- 

- 

- 

- 

221 

193 

- 

290 

68 

1 487 

Ge aamt (oh ne 1 nfraatru ktu rperaona i ) 

227 

750 

489 

2176 

191 

380 

718 

625 

221 

306 

482 

1 373 

1 116 

9036 


Quelle: AGF 
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Großforschungseinrichtungen 
in der Bundesrepublik Deutschland 



OKSS-ForKhunnuentrum Qaevthacht GmbH (0KS3) 

MEDt Pf anck- Straße, Posttacn 1 1 60 

2054 Geesthecht'Tespernude 

TeWon tO 4i 62) S7^;TefeK 2 10 712 (ßicss d) 

T6lafav(Q4l &2)87‘16 18 


ßilttung Altwd Wegener-Instltui 
für Potsr- und MMretfccschuno 
Columhus 'Straße, PosWach 12 Ol 61 
2050 Bremerha van 
Tafeian {04 7t> 40 31-0 
re)ex 2 38 0S8 (pctsf d) 

Telelox{ö4 7l)4e3l-i 49 


Farachungszentnitn JDIIch OmbH 

Wtlheim Johnerv' Straße tStetterntcher 
Postfach iäl 3. 5170 JÜJich 1 
Teteton (0 24 6 l ) ftt-O 
Tetaxa33&S6'70(kfad» 

Telefw (0 24 01) 61 -$3 27 


Deutaoha ForachnngMiialen für Uifl- 
und Raufflfidirt e.V. (DkJt) 
ünder Hohe, Poatfoch 90 60 S8 
600aKOm90(Kütn>Porz) 
retelon (02203) 6 0T-T 
raiex 08 100 (dväj 
Telefax (0 22 (Ö> 6 73 10 


aeaeitacikefl 
Detenvererfaeltung mbH 

Schk>e Blfllnt^ioveo. P<?stfech 12 
5205 Sankt Augualkt 1 bei Sonn 
TalerDnt0 22 4t)14-0 
Telex 8 69 469 [gmd dl 
TelstBx(ö22 4n 14 26 89 


Qeaelltohenfar Setiwerionefi^ 
forvetiung mbH (OSI) 

Ronck'Straße 1 . Posdech 1 1 OS 62 
0100 Oaimstadt 1 1 twt3tf^ser>) 
Telefon (0 6161)3 69-1 
räi^4 tB 593Cgatd) 

Telefax (0 6t St) 309-7 85 


Stmuftg Oeotaehee Krebiforechunguentnrin 
tOHFZy 

im Heuonheimef Feld 200, Poaltach 10 13 49 
6000 Hmaeibfttg 1 
Tatef(m(0 62 2n4e4-l 
Telex 4 01 602 (dkted) 

Telefax (002 21) 4047 65 


Stiftung Deuftschea 
Elektronen''Svnchrotroft (DESY) 

Nolke-StrafJeSS 
2000 Ham bürg 52 (BahrerifeSd) 
Telefon <0 40 J 09 98-0 
Telex 2 1 5 T24 (desv ö) 

Telefax (0 40) 99 90-32 82 


Hahn-Mallner-Inatitut Berlin GmbH (HRlf) 

GUenicker SbaBe lOO. I^uacn 39 0i 20 
t OOQ Berlin 39 (Wannsee) 

Telefon (0 30)80 08-1 
Tetex 1 86 783 thmid) 

Teierex <D 30 ) 80 09 21 81 


HMI^ 


Kaffiforächungtientrum Kaiianth« QmbH 
^ssehschafiilch-rechntscne Eini[cnuir>g«n 
und V0fwalhing; 

Leopoidahaiener Allee 
7514 Esgen$4efn-LeopO|OshBfen 2 
Telafen (0 72 47) 62-0 
Telex 17 724 716 (kfkcO 
Tele«ax(07247)62 5D70 
Staotburo Kaii»nihfl: 

Weberstraße 5. Postfach 3040 
7500 Karlsruhe i 


GaaellechafI für Biotechnologitch« 
Forschung mbH (GBF) 

Mascnefodef Weg 1 
3300 Bfaunsdiwülg (Slbökh^tm) 
Tsiefon (05 31)01 81-0 
Te^9S2 €07(debk>d) 

Teletex (05 31 ) 61 6 VS 15 


(K«) 


liax FHMOk'Irratltut für Plaemephytik (IPP) 

Forectumgsgeiande 

Solfzmann'Straße 

6048 Garching bei MürKhen 

Telefon (069) 32 99-1 ; Telot 5 215 BOB (ipp dj 

Telefax (080)32 99-92 00 


OaaallechaH für Strehlarr* und 
Umwalttorechung mbH (GSF) 

Inflciiüfkuef LandstfBBe ' 

0042 Neuherberg bei Mtinchen 
Telefon (0 09) 31 87-0 
TeleR5 23l25(ftbBhld} 

Telalax lO B9>31 87-33 22 


Quenej AGP 


BMFT 


Faktenbericht 1990 
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4.2 Übersicht über die Großforschungseinrichtungen 

4.2.1 Stiftung Aifred-Wegener-Institut lur Poiar- und Meeresforschung (AWi) 

Columbusstraße * 2850 Bremerhaven 1 
Telefon: (04 71) 48 31*0 ^ Telex: 2 38 695 (polar d) 

Forschung in den Bereichen der polar- und meeresbezogenen Bio- und Geowissenschaften, Ozeanographie^ 
Meteorologie und Chemie in enger Koordination und Zusammenarbeit mit den anderen an der Polar- und 
Meeresforschung beteiligten Stellen des In- und Auslandes; dabei verstärkte Arktisforschimg. 

Bewirtschaftung der Antarktisstation „Georg-von-Neumayer" und Feldstationen, Aufbau der Nachfolgestation 
für die voraussichtlich 1991 aufzugebende „ Georg- von-Neumay er- Station", Einsatz des Polarforschungs- und 
Versorgungsschiffes „Polarstem“, des Forschungsschiffes „Victor Hensen“ und von 2 Polarflugzeugen. 


Finanzierung 

Ausgaben in Mio DM 

Personal insgesamt 

Ist 

1987 

Ist 

1986 

Soll 

1989 

Ist 

1987 

Ist 

1968 

Ist 

30. 06. 1989 

a) Grundsätzlich bei Betrieb und 
Investitionen: 

Bund (90 %) 

Bremen (10 %). 

b) Ausnahme bei Bauinvesütionen 
(ohne Erstausstattung]: 

Bund (50 %) 

Bremen (50 %). 

c) FS „Polarstem" und 
Forschimgsstationen : 

Bund (100 %), 

73.1 

70,0 

73.1 

152 

157 

160 


Personaleiflsatz 
wissenschaftlich^echnischer 
Mitarbeiter in % 


AWI 

Forschungs- 

schwerpunkte 


FuE-Ausgeben 

in^ 



IST IST SOLL SOLL IST IST SOLL SOLL 

1987 1988 1989 1990 1987 1988 1989 1990 


Quelle: BMFT 


_ BMFT 

Faktenberictit 1 990 
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4.2.2 Stiftung Deutsches Elektronen-Synchrotron (DESY) 

Notkestraße 85 ■ 2000 Hamburg 52 

Telefon: {0 40) 89 98-0 ^ Telex: 2 15 124 (desy cO 

DESy ist ein Zentrum für die Grundlagenforschimg. 

Ln der Elementarteilchenphysik wird neben dem Speicherring DORIS ab 1990/91 die neue Hadron- Elektron - 
Ring- Anlage HERA zur Verfügung stehen. 

An DORIS wird das Synchrotronstrahlungslabor HASYLAB u. a. für Experimente zur Festkörperforschung und 
zur Strukturbiologie betrieben. 

Die Forsch ungsanlagen bei DESY werden überwiegend von Wissenschaftlern aus Hochschulen in enger inter- 
nationaler Kooperation genutzt. 


PlDajmening 

Ausgaben ln Mio DM 

Personal insgesamt 

Ist 

1987 

Ist 

1988 

SoU 

1989 

Ist 

1987 

Ist 

1988 

Ist 

30. 06. 1989 

Bund (90 %) 

Hamburg (10 %) 

385,6 

363,4 

261.8 

1 087 

1 096 

1 088 


PersonstHnsatz 
urissnrahiftlicli'techiiischer 
Mitarteller In % 


DESY 

Forschungs- 

schwerpunkte 


FuE-Kosten 

in% 


6.8 


88,7 


■BW 


7.3 


88.2 


7.6 


87.7 


4;t 


8.7 


86.1 


62 


Forschung mit der 
Sgnchrotfonstrahlung 


Eiementsrtellchenphysik 


7.0 


90.7 




7,1 


85.2 


7,7 


7.0 


85.7 


72 


7.0 


83.5 




IST IST SOLL SOLL 
1987 1988 1989 1990 

Qua»*: BMFT 


IST IST SOLL SOLL 
1987 1988 1989 1990 


Faklenberlchl 1990 
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4.2.3 Deutsche Forschungsanstalt für Luft- und Raumfahrt e. V. (DLR) 

Linder Höhe ' 5000 Köln 90 

Telefon: (0 22 03} 6 01-1 ^ Telex: 8 Öl 0-0 (dv d) 

Forschung auf den Gebieten der Luftfahrt, Raumfahrt und Energietecbnik (aber auch weiterer Gebiete wie 
Kommunihationstechnik, Umwelt- und Klimaforschung, neue Technologien), Planung und Durchführung von 
Projekten. Technologietransfer, Errichtung und Betrieb von GroBversuchsanlagen, Weiterbildung wissen- 
schaftlicher Nachwuchskräfte sowie Beratung. 


FLoanzierüng 

Ausgaben in Mio DM 

Personal iT^gesamt 

Ist 

1987 

Ist 

idss 

SoU 

1989 

Ist 

1907 

Ist 

1968 

Ist 

30. 06. 1909 

Bund (90 %) 

(BMFT. BMVg) 
ausgenommen: 

Ressortforschungsanteü des BMVg 
für Zwecke der wehnechnischen 
Luftfahrlforschung von 

24 Mio DM. 

Länder {10 %) 

(Baden-Württemberg, Bayern, Nie- 
dersachsen, Nordrhein-WestfaJen) 

441,9 

510,8 

562,3 

2 936") 

2 898") 

2940") 


■) Gnindfinanzierte BAT’ und MTB-SteJlen sowie Auszubildende 


Personaleinsslz 
wissenschafHich-teclinisclier 
Mitarbeiter in % 


DLR 

Forschungs- 

scimerpunkle 


FuE-Kostan 

iiiK 



IST IST SOLL SOLL IST IST SOLL SOLL 

1987 1968 1989 1990 1987 1988 1989 1990 


BMFT 


BMFT 


Faktenbedcm 1990 
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4^.4 Stiftung Deutsches Krebsforschungszentrum (DKFZ) 

Im Neuenheimer Feld 280 ■ 6900 Heidelberg 1 
Telefon: (0 62 21) 4 84-1 ■ Telex: 4 61 562 (dkfz d) 


Erforschung der Ursachen und der Entstehung von Krebs, Entwicklung verbesserter Methoden zur Erkennung, 
Vorsorge sowie Behandlung der Krebskranken, 


Finatmerung 

Ausgaben ia Mio DM 

Persona] msgesamt 

Ist 

1987 

Ist 

1988 

SoU 

1989 

Ist 

198? 

Ist 

1988 

Ist 

30, 06. 1989 

Bund (90 %) 

Baden-Württemberg (10 %) 

120,0 

128,4 

134,9 

676,5 

667 

708,5 


PersoiBleinsalz 
wissflnschaniich-technisGher 
Mitarbeiter in % 


DKFZ 

Forsctiungs- 

schwerpunkte 


FuE-Ausgaben 
in 14 



IST IST SOLL SOLL IST IST SOLL SOLL 

1987 1988 1989 1990 1987 1988 1989 1990 


BMFT 

Faklenbedcht 1990 
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4.2.5 Gesellschaft für Biotechnolog ische Forschung mbH (GBF) 

Mascheroder Weg 1 • 33CW Braunschweig 
Telefon: (06 31) 61 81 -0 • Telex: 9 52 667 (gebio d) 

Entwicklung biotechnologischer Produkte und Verfahren und dementsprechende Grundlagenforschung mit 
Mikroorganismen, herischen Zellkulturen und Enzymsystemen in interdisziplinärer Kooperation von Biologie, 
Chemie und Verfahrenstechnik; Entwicklung neuer Technologien für die pharmazeutische, chemische und 
Nahrungsmitteiindustrie sowie für Umwelttechnik 


Finanzjenmg 

Avisgaben in Mio DM 

Personal) insgesamt 

IsX 

1907 

Ist 

1988 

SoU 

1989 

Ist 

1987 

\si 

1968 

Ist 

30. 06. 1989 

Bund (90 %) 

Niedersachsen (10 %) 

587 

657 

57.5 

284 

282 

288 


Personaleinsatz 
wissanschaflliGh-technischer 
Mitarbeiter in % 


GBF 

Forschüngs- 

schwerpunkte 


FuE-Kosten 

in % 



IST IST SOLL SOLL IST IST SOLL SOLL 

1987 1983 1989 1990 1987 1988 1989 1990 


OupJle: BMFT 


BMFT 


Fahtenbadcht 1990 
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4.2.6 GKSS-Forschungszentmm Geesthacht GmbH (GKSS) 

Max- Planck-Straße ■ 2054 Geesthacht 
Tetefon: (0 41 52) 87-0 ■ Telex: 02 18 712 (gkssd) 

Malerialforschung, Umweltforschung/Klimaforschung/Umwelltechnik, Ualerwasserteclinlkj Reaktorsicher- 
heilsforschung 


Fuianaierung 

Ausgaben in Mio DM 

Personal insgesamt 

Ist 

1987 

Ist 

1988 

Soli 

1989 

Ist 

1987 

Ist 

1988 

Ist 

30. 06. 1989 

Bund (90 %) 

Schleswig-Holstein (4 %) 
Niedersachsen { 2,5 %) 

Hamburg (2,5 %) 

Bremen (1 %) 

88,4 

90,0 

96,6 

533 

539 

545 


Personaleinsalz 
wissensdHftlich-technischer 
Mitarbeiter in % 


IST IST SOLL SOLL 
1987 1988 1989 1990 

Quelle: BMFT 


GKSS 

Forschungs- 

sctiwerpunkte 


FuE-Xosten 

in% 



IST IST SOLL SOLL 
1987 1988 1989 1990 


BMFT 

FaKtenbericht 1990 
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4.2.7 Gesellschaft für Mathematik und Datenverarbeitung mbH (GMD) 

Schloß Birlinghoven ■ 5205 St Augustin 1 
Telefon: (0 22 41) 14-0 • Telex: 8 89 469 (gmd d) 


Forschung, Entwicklung und Transfer im Bereich der Informationstechnik, Informatik und Fachinformation 
sowie in Bereichen der Mathematik, die für den Fortschritt der Informationstechnik von besonderer Bedeutimg 
sind. 

Weitere Standorte der GMD sind Daimstadt, Berlin rmd Karlsruhe. 

Zusätzlich zur institutionellen Finanzierung werden Drittmittel von etwa 30 Mio DM eingeworben. 


Finanziening 

Ausgaben in Mio DM 

Personal insgesamt 

Ist 

1987 

Ist 

1988 

SoU 

1989 

Ist 

1987 

Ist 

1986 

Ist 

30. 06. 1989 

BuBd (90 %) 

Nordrhein-Westfalen und Hessen 
(10 %) 

98,4 

120,6 

119,5 

552 

721 

706 


Personaleinsttz uiwiu 

wisseiuchaftiich-tectinischer Forschungs- FuE-Kosten 

Mitarbeiter in % sctiwerpunbte in % 



IST IST SOLL SOLL IST IST SOLL SOLL 

1987 1988 1989 1990 1987 1988 1989 1990 


BMFT 

Faktenbericht 1 990 
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4.2.8 Gesellschaft für Strahlen- und Umweitforschung mbH (GSF) 

Ingolstädter Landstraße 1 ^ 8042 Neuherberg bei München 
Telefon: (0 89) 31 87-0 ^ Telex: 5 23 125 (strahl d) 

Die GSF ist ein Zenlimn für Umweltwissenschaften, das mit einem breiten Fächerspektrum interdisziplinär 
angelegte Forschung zum Schutz des Menschen und seiner Umwelt betreibt. 

Die Forschungsschwerpunkte umfassen die Problemkreise 

— Schadstoffe in terrestnschen Ökosystemen 

— Wirkungen von Umweltnoxen auf Organismen 

— Gesundheit und Umwelt. 


Finanzierung 

Ausgaben in Mio DM 

Personal insgesaroi 

Ist 

19Ö7 

Ist 

1988 

SoU 

i9e9 

Ist 

1987 

Ist 

1988 

Ist 

30. 06. 1989 

Bund (90 %) 

Bayern (10 %} 

144,4 

141,6 

143,5 

1 143 

1 111 

1 116 


Pereonaleinsatz 
wssenschaftlich-technisGher 
Mitarbeiter in % 


48 

47.1 

«,-4 

45.8 

1 

1 

1 

' . 


27,4 


27,2 

28,1 ! 

26 

24,9 


IST IST SOLL SOLL 

1987 1988 1989 1990 


GSF 

Forschungs- FuE-Kosten 

Schwerpunkte in % 




IST IST SOLL SOLL 
1987 1988 1989 1990 


Ouoiie: BMFT 


BMFT 


Faktenberlchl 1990 
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4.2.9 Gesellschaft für Schwerionenforschung mbH (GSI) 

Planck-Straße 1 -6100 Daimstadt 11 

Telefon: (0 61 61) 3 69-1 ■ Telex: 04 19 593 (gsi d) 

Gnindlagenforschimg mit beschJeunigteo schweren Ionen auf den wissenschaftlichen Gebieten: 

Kernphysik, Kernchemie, Atomphysik, Feslkörperforschung und Biologie. Neue Forschungsmöglichkeiten 
wild die neue Beschletmigeranlage SIS/ESR erschließen, die 1989 fertiggesteUt wurde und 1990 ihren Expe- 
rimentierbetrieb aufnimmt. 


Finajiziemng 

Ausgaben in Mio DM 

Person dl insgesamt 

Ist 

1907 

Ist 

1988 

SoU 

1969 

Ist 

198? 

Ist 

1986 

Ist 

30* 06. 1989 

Bund (90 %) 

Hessen (10 %) 

148,7 

134.6 

164,8 

462 

462 

470 


Personaleinsatz 
wisseiuichiftlich-Iechmscher 
Mitarbeiter in % 


GSI 



FuE-Kosten 

in% 



IST IST SOLL SOLL IST IST SOLL SOLL 

1987 1988 1989 1990 1987 1988 1989 1990 


BMFT 

Faktenbericht 1990 
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4.2.10 Hahn-Mertner-Institut Berlin GmbH (HMI) 

Glienicker Straße ^00 ^ 1000 Berlin 39 , 

Telefon: (0 30) 60 09-1 - Telex: 1 65 763 (hmi d) 

Forschung auf den Gebieten; Festkörperphysik, Schweriouenphysik; Strahlen- und Folochemie, Da len Verar- 
beitung und ElektroTiik im wesentlichen bestimrat durdi die Verfügbarkeit verschiedener Strahlungsquellen 
(u. a. Reaktor BER 11 als Neutronenquelle, Schwerion enbeschleunig er VICKSl). 



Ausgaben in Mio DM 

Personal insgesamt 

Finanzienmg 

Ist 

Ist 

Soll 

Ist 

Ist 

Ist 


1987 

1988 

1989 

1987 

1988 

30. 06. 1989 

Bund (90 %] 

Berlin (10 %) 

109,8 

104,8 

110,0 

505 

499 

498 


Personaieinsilz 
wissenschiftHcb-teGhniscber 
Mitirbfliter in % 


HMI 

ForsGbynes- 

Schwerpunkte 


FuE-Kosteu 

in % 



IST (ST SOLL SOLL IST IST SOLL SOLL 

1987 1988 1989 1990 1987 1988 1989 1990 


BMFT 

Faklenbericht 1990 
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4.2.11 Max-Planck-Institut für Plasmaphysik (IPP) 

Boltzmann-Straße 

8046 Garching bei München 

Telefon: (0 89) 32 99-1 ■ Telex: 5 215 808 (ipp d) 


Experimentelle Plasmaphysik, Erzeugung, Aufheizung und Einschluß von Plasmen, Obetflächenphysik, 


Rnanziening 

Ausgaben in Mio DM 

Persona] imgesamt 

Ist 

1987 

Ist 

1988 

SoU 

1989 

Ist 

1987 

Ist 

1988 

Ist 

30. 06. 1989 

Bund (90 %) 

Bayern (10 %) 

160,9 

161,9 

159,4 

894 

885 

878 


PersonaleiRsatz 
wissenschaftlich-technischer 
Mitarbeiter in % 


IPP 

Forschungs- 

schwerpunkte 


FuE-Kosten 

inK 



IST IST SOLL SOLL IST IST SOLL SOLL 

1987 1988 1989 1990 1987 1988 1989 1990 


BMFT 

Faktenbericht 1 990 
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4.2.12 Forschungszentrum Jülich GmbH (KFA) 

Wilhelm^ohnen-Straße ■ 5170 Jüiich 1 
Telefon: (0 24 61) 61-0 ■ Telex: 8 33 556 (kfa d) 


Forschungsarbeiten zu Sloffeigenschaften und Malerialforschung, Grundlagen der Infonnatioastechnik, nu- 
kleare Grundlagenforschung. Energieforschung und -technik. Gesundheit, Umwelt, Biotechnologie, Kernfu- 
sion, Analysen und Methoden. 


Finanzierung 

Ausgaben in Mio DM 

Personal insgesamt 

Ist 

1987 

Isi 

1988 

SoU 

1989 

Ist 

1987 

Ist 

1988 

Ist 

30. 06. 1989 

Bund (90 %} 

No rdrh ein -Westfalen (10 %) 

513,6 

524.9 

546,8 

3 664 

3 601 

3 581 


Personaleinsilz 
wssenschaftlich-techniaclier 
Mitarbeiter in % 


KFA 

Forschungs- 

schwerpunkte 


FuE-Kosten 
in % 


21 

20 

22 

20 


StoHeigenschaften 
und Materialtorscliuno 


1 

1 

22 

1 

1 

21 

1 

1 1 

21 

i ' 

i 

' 23 

i 

















fiiPp] 



1 

1 

! ' 




• 1 

ij 



11' Jwi 

' 1*1 

N 

: 

10 

tfl 

1 




1 



"H 

16 

18 

r ” 

' 1 

19 


Gesundheit, Umwelt. 
Biotechnologie 


13 

1 

13 

1 13 1 

1 14 





1 


































Energieforschung 
und Energiefechnik 






17 

18 

16 

16 



24 

27 

23 

17 

















Kernfusion 







10 

10 

10 



12 




11 




11 

14 

14 







Nukleare 






14 

12 

12 

12 


Grundlagenlorschung 


12 

11 

10 

11 














— 




1 Fachübergreitende 
Analysen und Methoden. 






13 

i 

1 

! : 

1 

11 

1 

11 

1 



n 

10 

11 

! 

11 



1 

L Atlgemeiim ; 



IST IST SOLL SOLL IST IST SOLL SOLL 

1987 1988 1989 1990 1987 1988 1989 1990 


BMFT 

Faktenbericbt 1990 
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4.2.13 Kemforschungszentrum Karlsruhe GmbH (KfK) 

Weberstraße 5 * 7500 Karlsruhe 1 

Telefon: (0 72 47) 82-1 ^ Telex: 17 724 716 (kfk d) 

Kerntechnik: Nukleare Sicherheitsforschung und Entsorgung, Wiederaufarbeitung, Abfallbehandlung, Endla- 
gerung? Fusionstechnologie, Schadstoffbeherrschung in der Umwelt, neue Technologien, Mikrotechnik, Hand- 
habungstechnik, Festkörper- und Materialforschung, Kern- und Teilchen physik. 


Finanzierung 

Ausgaben in Mio DM 

Personal insgesamt 

Ist 

1987 

Ist 

1938 

SoU 

lasd 

^t 

1987 

Ist 

1988 

Ist 

30. 06. 1989 

Bund (90 %) 

Baden- Württemberg (10 %) 

625,2 

627.7 

632,0 

3 453 

3 374 

3 303 


Personaieinsatz 
wissenschaftlich-technischer 
Mitarbeiter in % 


KfK 

Forschungs- 

schwerpunkte 


FuE-Kosten 

\n% 



IST IST SOLL SOLL IST IST SOLL SOLL 

1987 1988 1989 1990 1987 1988 1989 1990 


ethschliaaiich FuE- Aufwand für WAK und KNK II 
Quella; BMFT 


BMFT 

Fakten bericht 1 990 
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5. Gemeinsam geförderte Einrichtungen der „Blauen Liste“ 

Neben den Großforschungseinrichtungen, der Max-Planck-Gesellschaft und der Fraunhofer- Gesellschaft kön- 
nen nach Art. 2 Abs. 1, 2jff. 5 und 6 der Rahmenvereinbarung zwischen Bund und Ländern über die gemein^ 
same Förderung der Forschung nach Art. 91 b CG vom 28. 11. 1975 selbständige Forschungseimichtungen und 
Einrichtungen mit Service -Funktion für die Forschung gefördert werden, sofern sie von überregionaler Bedeu- 
tung und gesamtstaatlichem wissenschaftlichem Interesse sind. Die danach gemeinsam geförderten Einrich- 
tungen sind in der sog. Blauen Liste abschließend aufgefuhrt — einer in ihrer Erstfassung auf blauem Papier 
gedruckten Anlage zur sog. Ausführungsvereinbarung Forschungseinrichtungen vom 5./6. Mai 1977. 

Die insgesamt 35 Forschungs- und 13 Serviceeinrichtungen sind fachlich in 9 Sektoren gegliedert: Geistes- und 
Sozialwissenschaften, Wirtschaftswissenschaften, Erziehungswissenschaften, Medizin, Biologie* andere Na- 
turwissenschaften, Information und Dokumentation, Museen (nur hinsi chtlich ihres Forschungs teils) sowie 
übrige Serviceeinrichtungen, 

In regionaler Gliederung handelt es sich um die folgenden Ein rieh tuogeu: 




Finanzie- 






Einrichtung 

rungsanleil 
Bund : Land 
(L^der) 

S = Service- 

Ressortzu - 
ständig keit 

Ist 

1987 

Soll 

1988 

SoU 

1989 



beim Bund 

TDM 

TDM 

TDM 



einiichtung 





Baden-Württemberg 






1. 

Deutsches Institut für Fernstudien an der 
Universität Tübingen piFF), Tübingen 

50 : 50 

BMBW 

9912 

10 505 

10 519 

2. 

Fachinformationszenlrum Karlsruhe GmbH 
(FI2 KA), Karlsruhe 

85 : 15 S 

BMFT 

26 380 

27 42? 

28 753 

3. 

Gesellschaft sozialwissenschafUicher Infra- 
struktureiiirich hingen e. V. (GESIS), Mann- 
heim 

80 ; 20 S 

BMFT 

11 780 

13 278 

13 365 

4. 

Institut für deutsche Sprache (IDS}, Mann- 
heim 

50 : 50 

BMFT 

7 533 

7 601 

7 930 

5. 

Kiepenheuer-lnstitul für Sonnenphysüc 
(KIS), Freibürg 

50 : 50 

BMFT 

3 593 

4 507 

4 337 


Gesamt 



59 198 

63 318 

64 904 

Bayern 






6. 

Deutsche Forschungs anstatt für Lebensmit- 
telchemie PFA), Garching 

50 : 50 

BML 

3 271 

3 505 

3 565 

7. 

Deutsches Museum PM), München 
(Forschungsanteil 30 %) 

50 : 50 

BMI 

6 069 

7 495 

7 400 

8. 

Germanisches Nationalmuseum (GNM), 
Nürnberg (ForschungsanteU 65 %) 

50 : 50 

BMI 

11 224 

15 047 

19 625 

9, 

Ifo-Lnstitut für Wirtschaflsforschung e. V. 
(Ifo), München 

50 : 50 

BMWi 

9 544 

9 874 

11 092 

10. 

Institut für Zeitgeschichte (IfZ), München 

50 : 50 

BMFT 

5 110 

5 555 

5 794 


Gesamt 



35 218 

41 476 

4? 476 

Berlin 






11. 

Deutsches Bibliotheksinstitut PBI). Berlin 

30 : 70 S 

BMBW 

7 813 

8 190 

8 274 

12. 

Deutsches Institut für Wirtschafts forschung 
prW), Berlin 

50 : 50 

BMWi 

12 432 

12 703 

13 036 

13. 

Fachiniormationszentrum Chemie GmbH 
(FIZ CH), Berlin 

50 : 50 S 

BMFT 

5 788 

6 640 

6 472 

14, 

Heinrich-Hertz-Institut für Nachrichten- 
technik Berlin GmbH (HHl), Berlin 

50 : 50 

BMFT 

26 269 

23 684 

24 194 

15. 

Wissenschaflszentrum Berlin für Sozialfor- 
schung gGmbH (W2B), Berlin 

75 : 25 

BMFT 

27 771 

25 765 

18 366 


Gesamt 



80 073 

76 982 

70 342 
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Finanzie- 






Einrichtung 

mngsanteil 
Bund : Land 
(Lander) 

$ = Service- 

Ressonxu- 

ständigkelt 

Ist 

1907 

SoU 

1908 

SoQ 

1989 



beim Bund 

TDM 

TDM 

TDM 



eLnricfatuag 





Bremen 






16. 

Deutsches Schiffahrtsmuseuxn (DSM), 
Bremerhaven (Forschungsanteil 65 %) 

50 : 50 

BMI 

2 373 

2 400 

2 475 


Gesamt 



2 373 

2 400 

2 475 

Hamburg 






17, 

Bemhaxd-Nochl-lnsÜtut für Schiffs- und 
Tropenkrankheiten (BNT), Hamburg 

50 : 50 

BMJFFG 

7 618 

10 405 

9 916 

iS. 

Deutsches Übersee-Institut (DÜT), 

Hamburg 

50 : 50 

AA 

7 544 

7 950 

8 000 

19. 

Heinrich- Pette-Insti tut für Experimentelle 
Virologie und Immunologie an der Univer- 
sität Hamburg (HPl), Hamburg 

50 ; 50 

BMJFFG 

7 586 

7 818 

7 806 

20. 

HWWA — Institut für Wirtschaftsforschung 
— Hamburg (HWWA), Hamburg 

50 : 50 

BMWi 

14 770 

16 148 

16 362 


Gesamt 



37 518 

42 321 

42 084 

Hessen 






21. 

Deutsches Institut für Internationale Päd- 
agogische Forschung (DIPF), Frankfurt/M. 

50 : 50 

BMBW 

6 680 

6 934 

6 948 

22. 

Forschungsinstitut Senckenberg (FIS), 
Frankfurt/M. 

50 ^ 50 

BMFT 

14 824 

15 786 

15 453 

23. 

Gesellschait für Information und Dokumen- 
tation mbH (GID), Frankfurt i. L. 

65 : 35 S 

BMFT 

22 717 

5 487^) 

3 076J) 

24. 

Johann -Gottfried- Herder-Forschungsrat 
(JGHF), Marburg 

50 : 50 

BMB 

4 422 

4 677 

4 878 

25. 

Pädagogische Arbeitsstelle des Deutschen 
Votkshochschul-Verbandes (PAS), Frank- 
fuit/M. 

50 : 50 S 

BMBW 

2 760 

3 001 

3 294 


Gesamt 



51 403 

35 885 

33 649 

Niedersachsen 






26. 

Akademie für Raumforschung und Landes- 
planung (ARL), Hannover 

30 : 70 S 

BMBau 

2 909 

2 978 

2 999 

27. 

Deutsches Primatenzentrum (DPZ), 
GÖttingen 

50 : 50 S 

BMFT 

7 482 

8 460 

8 233 

28. 

Institut für den Wissenschaftlichen Film 
(IWF), GÖttingen 

50 : 50 S 

BMFT 

9 248 

9 54? 

9 617 

29. 

Institut für Erdölforschung (IfE), Clausthal- 
Zellerfeld 

50 : 50 

BMWi 

2 994 

3 774 

3 390 

30. 

Niedersächsisches Landesamt für Bodenfor- 
schung (NLfB), 

— Abteilung 1: Geowissenschafüiche Ge- 
meinschaftsaufgaben — Hannover 

50 : 50 

BMWi 

7 841 

8 616 

8 684 

31. 

Technische Informationsbibliothek (TIB), 
Hannover 

30 : 70 S 

BMFT 

12 063 

11 804 

12 919 


Gesamt 



42 53? 

45 179 

45 842 

Nordihein- Westfalen 






32, 

Deutsches Bergbau -Muse um (DBM), 
Bochum (Forschungsanteil 50 %) 

50 : 50 

BMI 

3 384 

3 578 

3 616 

33, 

Diabetes-Forschungsinstitut an der Univer- 
sität Düsseldorf (DPI), Düsseldorf 

50 : 50 

BMJFFG 

12 346 

15 268 

17 507 
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Finarizie- 






Einrichtung 

nmgsauteU 
Bund : Land 
(Länder) 

S - Service- 

Ressortzu- 

ständigkeit 

Ist 

1987 

SoU 

1988 

Soll 

1989 



beim Bund 

TDM 

TDM 

TDM 



einrichtung 





34. 

ForschimgsinsÜlul für Kinderernährung 
Dortmund (IfK), Dortmund 

50 : 50 

BMJFFG 

3 211 

3 419 

3 546 

35. 

Institut für Arbeitsphysiologie an der Uni- 
versität Dortmund (IfA), Dortmund 

50 : 50 

BMA 

10 260 

10 864 

11 182 

36. 

Institut für Spektrochemie und angewandte 
Spektroskopie (ISAS)^ Dortmund 

50 ; 50 

BMFT 

0 946 

9 481 

9 803 

37. 

Medizinisches Institut für Umwelthygiene 
an der Universität Düsseldorf (MlUH), Düs- 
seldorf 

50 : 50 

BMI 

1? 293 

17 913 

18 499 

36, 

Rheinisch- Westfälisches Institut für Wirt- 
schaitsforschung (RWl), Essen 

50 : 50 

BMWI 

4 660 

4 737 

4 964 

39, 

Zentralbibliothek der Medizin (ZBM), Köln 

30 : 70 S 

BMJFFG 

4 943 

5 833 

5 871 

40, 

Zoologisches Forschungsinstitut und Mu- 
seum Alexander Koenig (ZFMK), Bonn (For- 
schungsanteil 50 %} 

50 : 50 

BMi 

1 925 

2 063 

2 110 


Gesamt 



66 968 

73 156 

77 098 

Rheinland-PfalTi 






41. 

Forschungsinstitut für öffentliche Verwal- 







tung bei der Hochschule für Verwaltungs- 
Wissenschaften Speyer (FÖV), Speyer 

50 : 50 

BMI 

2 582 

2 652 

2 855 

42. 

Römisch-Germanisches Zentralmuseum, 
Forschungsinstitut für Vor- und Frühge- 
schichte (RGZM)r Mainz (Forschungsanteil 
65 %) 

50 : 50 

BMI 

3 632 

3 785 

3 844 

43. 

Zentralstelle für Psychologische Inlormation 
und Dokumentation (ZPID), Trier 

50 : 50 S 

BMJFFG 


1 964 

2 007 


Gesamt 



6 214 

8 401 

8 706 

Schleswig-Holstein 






44. 

Forschungsinstitut Borslei, Institut für Expe- 
rimentelle Biologie und Medizin (FIB), 
Börstel 

50 : 50 

BMJFFG 

20 607 

21 766 

20 133 

45. 

Institut für die Pädagogik der Naturwissen- 
schaften an der Universität Kiel (IPN), Kiel 

50 : 50 

BMBW 

7 560 

7 778 

7 952 

46. 

Institut für Meereskunde an der Universität 
Kiel (UM), Kiel 
(Forschungsanteil 87,5 %) 

50 : 50 

BMFT 

32 732 

29 579 

25 173 

47. 

Institut für Weltwirtschaft an der Universität 
Kiel (IfW), Kiel 

50 : 50 

BMWi 

? 555 

8 05? 

8 304 

48. 

Zentralbibliothek der Wirtschaftswissen- 
schaften (ZBW), Kiel 

50 : 50 S 

BMWi 

10 334 

10 926 

11 753 


Gesamt 



78 788 

78 106 

73 315 

Insgesamt . . . 



460 290 

467 224 

465 891 


Davon 

1988: GJD-Wijtschaftsplan 737,4 TDM / Übergangsfioanziening 4 750,0 TDM; 

1989: nur ObergangsfinanÄinrung, da Ausgaben nn Wimchaitsplan 1969 der GID durch Miitel aus Veräußerungen gedeckt 
werden können 

Quelle: B un d - Länder- Komnussi on für Bü dun gs plan ung und Porschungs/öröening (BLK) 
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Schaubild V/4 


Einrichtungen der „Blauen Liste*' 



Börstel 

m. 


Hambu! 


^ Deutsche« Schlff^hrtsmuaeum {DSM) 


Inatüüt fW Arbekjphystoioffe 
afi der UfUueitTf^ Dortmund |J FA) 
forachungsJnalitui für 
Kinderernährung (HK) 

tnslitül für Spehtrochemie und 
Angewandte Spektroskopie 


fonchung {R' 


^^Dortmund 

'Bochum 


Kr — rv«, Zentrarbibiiclhek der 

lüsseldorfiw »«1111 ^ izbmi 


Bonn 


>6ologiBches Forschungsinstitut 
^und Museum Koenlg^FMK) 


^f^misch-Geonanieches ^ntrai^ 
^muMum tRQZM) ; 


Mannhei! 


Geaellachan Sozial « Lasen 
schattiichef Inlrs^ktur^ 
ein Achtungen (GE^) 


Forschund^[||9Wu1 fü ^jiff e 
VerwallungHi 
Verwalt ungswiasenach a 


Fachinformationszentrum { 

^'Enefgte. Ph^ik, Mathematik" (F^KA) 


-aTübinoen^^^ 


Deutsches Institut für Fernstudien , 
an der Universität Tübingen (DiFF^ 


Freiburg 


^ Kiepen heue r~l natitu | 
^ Sonnenphysik (Kl SV 


Länder- 

anteil 


a)-^ Bundes- 
anteil 


Einrichtungen mit 
ServicefunKtion 


Inatitüt für die Pädagogik 
der Naturwiaaenschahen an der 
Universität Kiel (IPti^) 

tnstitui für Meereskunde 
an der Universität Kiel (KM) 

Institol für Weltwirtschaft 

Universität Kiel (ItW) 

Zentralbibliothek der 
Wirtscheftswtssenschaften (ZBW) 


^ F^schungsinstitut Bor stel für 
.elfperimenteile Biologie und 
^Medizin (FIB) 


Berlfhard-Nocht- Institut für 
^dhtffs- und Tropen krankheiten {SNI) 
Dr^^hes Übersee-Institut {OOl) 
Heinri'btH^tle-lnslitut für 
ExperimenT^tlg. Virologie und 
Immunologie ai^er Universität 
Hamburj^^HPji^'' 

HWWj^-tnstltut für 
Wirischaftsforschung (HWWA) 


Akademie füimauinforachung und 
Ländespianu^ (ARL) 

Institut für irdi^llorschung (lt£) 
Niederaächsia^es Landesamt für 
Boden ^SCttilng 

Abtelldqg 1: “Geowlssenschattliche 
Gemeir^chaflseutgaben'' (NLfB) 

Technische Informations- 
bibiioth^ (TtB) 


^ Deutsches Bergbau- Museum 
|DBM) 


^ Rhein isch'VyestfäüBches 
^ Institut für Wirtsctofts- 


Deutsches Biblldlheksinstitut (DBi)i 

Deutsches Institut für 
Wirtschaftaforschung (OlW) 

Fechi nformationszentru m 
Xhemie' (FIZ CH) 

Hein rieh -Hertz -Institut für 
Nachrichtentechnik {HHI) 


^ Diabetes-Forschungsinstilul 
der Universität Düsseldorf (OFI 


^ Medizinisches Inslltut tur 
^ Umwelthygiene an der Unive 


Düsseldorf (Ml UH) 


^ Wissenschaftszentrum Berlin 
für Sozialforschung (WZB) 


Johann-Gon^ed-Herder- 
Forschungifät (JGHR 


Deutsches JnilTrOHür inlemslignäl 
FädagogfisoKe Fo^5^^g (pi^F) 
Forschuhgslnatitut Se^k^berg i 
(FIS^^ lP 

Qf^llschafl für informahon 
und Dokumenietion (GtDiL) 


jt Pädagogische Arbeitsstelle des 
V Deutschen Volkshochachul- 
(PAS) 

Irtslitui für deütadhe ^ 

Sprache (IDS) ' i 


Zentralstelle für Piychologische 
Information und Dokumentetiory 
an der Universität Trier (ZPIO) f 


^Nürnberg 

_A 


f) Germanisches Nationaimuseum 


Deutsche Forscbungsanaialt für 
Lebensrriiittelchemie (DFA) 


€> 


^Garching 


München 




V Deutsches Museum (OM) 

^ Ifo-fnstitut für 
^ Wi rtschattsforsch ung ' 

Institut ^.felgeschichte (IfZ) 



QubI I e: Bu n d - Lä n der- Korn missi on fü r 

Bildungsplanung und Forsch ungsförderung (BLK)« Stand: Jutt 1986 
Grenzen: Lander 
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6. Bundesanstalten und andere Einrichtungen der Ressortforschung 

(Die folgenden Angaben über Haushalt und Personal beruhen auf Angaben 
der jeweils zuständigen obersten Bundesbehörden) 


HiniichtungeD 


Kunbeschreibung / AuJgöben 


6-1 Geschäftsbereich des Auswärtigen Amtes (AA) 


6 * 1.1 

Deutsches Archäologisches Institut 
(DAI) 

Podbielskiallee 69 
1 000 Berlin 33 
Telefon: (030) 832041 


Das DAJ ist eine bundeseigene Forsch ungseinrichtung. Es 
führt Forschungen auf dem Gebiet der Archäologie und 
ihrer Nachbarwissenschaflen vorzugsweise in den Ländern 
der antiken Kultur durch. 

Das DAI ist bemüht um die Auf recht er haltung der Einheit 
der deutschen Archäologischen Wissenschaft im Zusam- 
menhang mit der gesamten Altertumswissenschaft, die 
Pflege der Beziehungen zur internationalen Wissenschaft 
und die Förderung des G eiehrte nnachwuchs es. 


6-2 Geschäftsbereich des BuDdesmlnJsters des Irmem (ßMI) 


6 - 2-1 

Bund esinsü tut für Bevölkerungs- 
forschung (BEB) 

Gnslav-Stresemaan-Ring 6 
6200 Wiesbaden 
Telefon: (06121) 752235 


6 - 2-2 

BundesinsUhit für ostwissenschaftliche 
und internationale Studien (BEOst) 
LmdenborostTHahe 22 
5000 Köln 30 
Telefon: (0221) 57470 


6-2J 

Bundesinstitut für Sportwlssenscfaaft 
(BISp) 

CarLDlem-Weg 4 
5000 Köln 4 t 
Telefon: (0221) 4979-0 


Das BIB ist eine nichL rechts fähige Bundesanstalt und hat 

die Aufgabe, 

- wissenschaftliche Forschungen Ober Bevölkemngs- und 
damit zusammenhängende Famüienfragen als Grund- 
lage für die Arbeit der Bundesregierung zu betreiben, 

- wissenschaftliche Erkenntnissein diesem Bereich zu sam- 
meln und nutzbar zu machen, insbesondere zu veröffent- 
lichen, 

- die Bundesregierung über wichtige Vorgänge in diesem 
Bereich zu unterrichten und sie in Einzelfragen zu bera- 
ten. 


Das BlOst ist eine nicht- rechtsfähige Bundesanstalt. Es un- 
tersucht für Zwecke der Bundesregierung mit wissenschaft- 
lichen Methoden 

- die aktuellen politischen, gesellschaftlichen, rechtlichen 
und ^virtschaftlichen Entwicklungen in den osteuropäi- 
schen Staaten mit besonderer Berücksichtigung der So- 
wjetunion, 

- deren Auswirkungen auf die Politik anderer Staaten, 

- Entwicklungen m den kommunistisch beeinflußten Par- 
teien anderer Staaten. 

Diese Arbeiten dienen der Unterrichtung der Bundesres- 
sorts und des Parlaments. Die Forschungsergebnisse wer- 
den in aller Regel veröffentlicht. 


Das BISp als nicht -rechts fähige Bundesanstalt bat zur Auf- 
gabe, 

- die wissenschaftliche Zweckforschung auf dem Gebiet 
des Sports zu fördern, 

- bei Planung und Errichtung bundeszentraier und bundes- 
eigener Sportanlagen mitzuwirken sowie Forschungen 
zur Weiterentwicklung von Sportgeräten zu fördern, 

- eine bundeszentrale Dokumentation und Information auf 
dem Gebiet des Sports zu betreiben. 
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Ausgaben in Mio DM 

Personal Insgesamt 

Ist 

Ist 

SoU 

Ist 

Ist 

Ist 

1907 

1908 

1989 

1987 

1988 

30. 06. 1989 

31,2 

33,4 

34,5 

225,5 

226,5 

227,5 

2,0 

2.0 

2.1 

20 

20 

20 

7,3 

6,6 

7,4 

77 

78 

78 

10.7 

10,6 

9,9 

61,5 

61,5 

60,5 
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Emiichtungen 

Ku rzbe schrei bim g / Aufgaben 

6.2.4 

Instihit für Angewandte Geodäsie (UAG) 
Richaxd-Strauß-AUce 11 

6000 Frankfurt am Main 70 

Telefon: (069) 6333-1 

Das If AG als Bundesoberbehörde bat zur Aufgabe, 

- wissenschaftliche Forschung auf ollen Gebieten des Ver- 
messungswesens (Geodäsier Photograjninetrie und Kar- 
tographie) zu betreiben, 

- Aufbereitung der Forschungsergebnisse für die Praxis 
(Ziel ist die Fortentwicklung von InformationsmögLLchk ei- 
ten über Zustand und Veränderung der Erdoberfläche 
und ihres Außenraums, der Erdgestalt sowie bestimmter 
geophysikalischer Phänomene), 

- Herstellung und Laufendhaltung von amtlichen klein- 
maßstäbigen Karten der Maßstabe ab 1:200 000, 

- Betrieb der Satellitenbeobachtungsstation Wettzell im 
Bayerischen Wald, 

- Aus- und FortbUdung von Fach- und Führung s kraft en aus 
Entwicklungsländern, 

- facbtecbnische Beratung beim Umweltschutz. 

Das IfAG bUdet zugleich die Ableüung H des Deutschen 

Geodätischen Forschungsinstituts (DGFI), das von der Deut- 
schen Geodätischen Kommission (DGK) betrieben wird. Das 

IfAG unterhält eine Außenstelle in Berlin. 

6.2.5 

Bundesinstitut 

Kit ostdeutsche Kultur und Geschichte 
(BoKG) 

Würzburger Str. 3 

2900 Oldenburg 

Telefon: (04 41) 8 20 35 

Das ßoKG' wurde als nicht -rechtsfähige Bundesanstalt im 
Jahre 1989 errichtet 

Die Aufgaben umfassen insbesondere: 

- Erforschung, Erfassung und Analyse wissenschaftlicher 
Abhandlungen 

- Erarbeitung von Forschungsbedarfsplänen 

- Unterstützung des wissenschafüichen Nachvmchses 

- Herausgabe von Publikatio ns reihen 

- Durchführung von Fachtagungen 

- Koordinierung der wissenschaftlichen Tätigkeiten der 
vom BMI geförderten ostdeutschen Einrichtungen. 

Es ist vorgesehen, das BundesLnstitut stufenweise zu ver- 
wirklichen. Im Endausbau wird es folgende Fach- bzw. Wis- 
seasch aftsbe reiche umfassen: 

Fachbereich Verwaltung 

Wisse ns ch aftsbe reich I Geschichte 

WissenschaJtsbereich D Literatur und Sprache 

Wissenschaftsbereich Ht Kunst 

Wissenschaftsbereich fV Volkskunde 


298 


Deutscher Bundestag — 11. Wahlperiode 


Drucksache 11/6886 


Ausgaben ln Mio DM 

Personal msgesdint 

Ist 

Ist 

Soll 

Ist 

Ist 

Ist 

1987 

1988 

1989 

1987 

1988 

30. 06. 1989 

27.2 

28.8 

27,5 

268 1 

265 

270 

- 

- 

0.5 

- 

- 

5 
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Ein rieh tvxigea 

Kürzbeschrel billig / Aufgaben 


6,3 Geschäitsbercich des Bundesnünlsters für Wirtschaft (BMWf) 


6,3,1 

Bundesanstalt für Materialforschung und 
-prülung (BAM) 

Unter den Eichen 87 
1000 Berlin 45 
Telefon: (030} 81041 


Die BAM ist eine Bundesoberbehörde sowie eine For- 
schungs- und Prüfanstalt und hat 

- gesetzliche Aufgaben: 

Erteilung von Zulassungen, Richtlinien und Auflagen, 
insbesondere auf dem Gebiet des Gesetzes über explo- 
sionsgefährliche Stoffe (Sprengstoffe), des Waffengeset- 
zes und des Gesetzes über die internationale Beförderung 
gefährlicher Güter auf der Straße (ADR), 

- Forschongs- und Prüf auf gaben: 

Förderung der Entwicklung der deutschen Wirtschaft 
durch das Betreiben der Werkstoff- und Matenalfor^ 
schung sowie Weiterentwicklung der Matenalprüfung 
und der chemischen Sicherheitstechnik, 


6 , 3 ^ 

Bundesanstalt für Geowissenschaften und 
Rohstoffe (BGR) 

SÜlteweg 2 
Postfach 51 01 53 
3000 Hannover 51 
Telefon: (0511) 643-0 


Die BGR ist die zentrale Bundesoberbehörde im Bereich 
Geowissenschaften und Rohstoffe. 

Schwerpunkte: Beratung der Bundesministeriep. Techni- 
sche Zusammenarbeit mit Entwicklungsländern, Untersu- 
chungen zum Umweltschutz und zu Standortfragen der 
Endlagening, Meeres- imd Antarktis forsch ung, instrumen- 
telle und methodische Entwicklungen. 


6 , 3,3 

Phys tkalij^ rh-Tec hnisch f* Bundesanstalt 
(PTB) 

BundesaUee 100 
3300 Braunschweig 
Telefon: (0531) 592-0 


Die PTB ist als das nationale metrologische Staats Institut 
zuständig für die Einheitlichkeit der Maße. Sie ist eine Bun- 
de sob erb ehörde mit den Aufgaben 

- Forschung und technische Entwicklung auf allen Gebie- 
ten des physikalisch-technischen Meßwesens 

- Entwicklung der physikalischen und technischen Einhei- 
ten sowie ihre Weitergabe im Rahmen des Deutschen 
Kalib rie rdl ens tes 

- Gesetzlich vorgeschriebene Prüfungen und Zulassungen 
nach dem Eichgesetz, Waffengesetz, Spielgeräteverord- 
nung 

- Prüfungen von Meßgeräten, Apparaturen und Werkstof- 
fen ohne gesetzliche Verpflichtungen. 


6,4 Geschäftsbereich des Bundesnünlsters für Emähnmg, Landwirtschaft und Forsten (BML) 


6,4,1 

Bundesforschungsaiistalt für Emähmng 

Engesserstraße 20 
7500 Karlsruhe 1 
Telefon: (0721) 60114-16 


Unselbständige Bundesanstalt mit Forschungsaufgaben auf 
dem Gebiet der Emährungs-, Lebensmittel- und Haushalts- 
wissenschaften sowie verwandter Fachgebiete. 


300 


Deutscher Bundestag — 11. Wahlperiode 


Drucksache 11/6886 


Ausgdben in Mio DM 

Personal insgesamt 

IsE 

Ist 

1 SoU 

Ist 

Ist 

Ist 

1987 

1988 

1989 

1987 

1988 

30, 06, 1989 

111,4 

121,3 

125,1 

1026 

1054 

1 013 

66,1 

68,2 

68,7 

637 

638 

639 

285,8 

286,4 

372,2 

1446 

1442 

1390 

14,0 

15,7 

17,1 

190 

190 

190 
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Ein rieh Uin gen 

Kur^beschreibung / Aufgaben 

6.4^ 

Bundesanstalt für Milchforschung 

Hermann -Weigmann-Stra Be 1 

2300 Kiel 14 

Telefon: (0431) 609t 

Unselbständige Bundesanstalt mit Forschungsaufgaben auf 
dem Gebiet der Milch Wissenschaft und verwandter Wissen- 
schaften. 

6,4*3 

Bundesanstalt für Fleischforschung 
E,-C.-BaumeLnn -Straße 20 

8650 Kulmbach 

Telefon: (09221) 8031 

Unselbständige Bundesanstalt mit Forschungsaufgaben auf 
dem Gebiet des Fleisches und der Fleischerzeugnisse sowie 
verwandter Wissenschaften. 

6.4,4 

Bundesforschungsanstalt für Getreide- 
und Kartoffelverarbeitung 

Schützenberg 12 

4930 Detmold 

Telefon: (05231) 23451 

Unselbständige Bundesanstalt uut Forschungsaufgaben auf 
dem Gebiet der Getreide- und Kartoffelverarbeitung sowie 
verwandter Wissenschaften. 

6.4,5 

Bundesanstalt für Fettforschung 

Piusallee 68 und 76 

4400 Münster (Westf.) 

Telefon: (0251) 43510 

Unselbständige Bundesanstalt mit Forschungsaufgaben auf 
dem Gebiet der Nahnmgsfette (außer Butler) und deren 
Rohstoffe. 

6.4.6 

Bundesforschungsanstalt für Fischerei 
Palmaille 9 

2000 Hamburg 50 

Telefon: (040) 389050 

Unselbständige Bundesanstalt mit Forschungsaufgaben auf 
dem Gebiet der Fischerei und verwandter Wissenschaf- 
ten. 

6,4,7 

Bundesforschungsanstalt für Landwirt- 
schaft Braun schwelg- Völkenrode (FAL) 
Bundesallee 50 

3300 Braunschweig 

Telefon: (0531) 5961 

Unselbständige Bundesanstalt mit Forschungsauf gaben auf 
dem Gebiet der Land bau Wissenschaften und verwandter 
Wissenschaften. 

6,4,8 

Biologische Bundesanstalt für Land- und 
Forstwirtschaft in Berlin und Braun- 
schweig 

Messeweg 1 1/12 

3300 Braunschweig 

Telefon: (0531) 3991 

Königin -Luise -Straße 19 

1000 Berlin 33 (Dahlem) 

Telefon: (030) 83041 

Selbständige Bundesoberbehörde mit Forschungsaufgaben 
auf dem Gebiet der Pflanzenkrankh eiten und des Pflanzen- 
schutzes sowie verwandter Wissenschaften, thre Aufgaben 
ergeben sich vor allem aus dem Pflanzen sc hutzgesetz. 
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Ausgaben Ln Mio DM 

Personal insgesamt 

Ist 

Lst 

SoU 

Ist 

Ut 

Ist 

1^7 

1988 

^989 

1987 

1986 

30. 06. 1989 

22,3 

24,0 

21,5 

228,5 

225 

224,5 

12.2 

12,3 

10,5 

104,5 

104 

104 

13,2 

12,2 

11,5 

153,5 

151 

150 

2.6 

2,7 

2.9 

33 

32 

31,75 

15.0 

14,3 

21,4 

172,5 

169 

167,5 

87,6 

85,7 

73,0 

832 

832 

831,5 

56,1 

62.6 

50,0 

517 

535 

534,5 
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Emrichtujcigen 

Kttrzbc^chreibuflg / Aufgaben 

6.4,0 

DundesfoTschungsanstalt für Viruskrank- 
heiten der Tiere 

Paul-Ehrlich-Straße 28 

7400 Tübingen 1 

Telefon: (07071) 6031 

Unselbständige Bundesanstalt mit Forschimg sauf gaben auf 
dem Gebiet der virusbedingten Tierkrankheiten und ver- 
wandter Wissenschaften j sie nimmt die ihr nach dem Vieh- 
Seuche ngesetz zugewiesenen Aufgaben wahr. 

6.4*10 

ßundesfoTschungsanstait für Rebeii 2 :üch- 
hmg Geilwellerhof 

6741 Siebeldingen/Pfalz 

Telefon: (06345) 410 

Unselbständige Bundesanstalt mit Forschungsauf gaben auf 
dem Gebiet der Rebenzüchtung und verwandter Wissen- 
schaften. 

6*4,11 

Bundesforschungsanstalt für gartenbauli- 
che Pflanzenzüchtung 

Bomkampsweg 

2070 Ahrensburg 

Telefon: (04102) 51121 

Unselbständige Bundesanstalt mit Forschungsaufgaben auf 
dem Gebiet der gartenbaulichen Pflanzenzüchtung und 
verwandter Wissenschaften. 

6.4.12 

Bundesforschungsanstalt für Forst- und 
Holzwirtschaft 

Leuschnerstraße 91 

2050 Hamburg 80 

Telefon: (040) 739621 

Unselbständige Bundesanstalt für Forschungsaufgaben auf 
den Gebieten der Forst- und Holzwirtschafl sovrie verwand- 
ter Wissenschaften. 

6.4.13 

Zentralstelle für AgrardokumeDtation 
und -informatlon 

Vülichgasse 17 

5300 Bonn 2 

Telefon: (0228) 357097-99 

Unselbständige Bundesanstalt mit Aufgaben der Fachinfor- 
Diation und -dokumentation im Bereich Ernährung, Land- 
wirtschaft und Forsten 


6*5 Geschäftsbereich des Bundesministers für Arbeit und Soziafordnimg (BMA) 


6.5.1 

Bundesaostalt für Arbeitsschutz 
Vogelpolhsweg 50/52 
4600 Dortmund 1 
Telefon: (0231) 17631 


Die Bundesanstalt als nicht-rechtsfähige Anstalt des öffent- 
lichen Rechts hat die Aufgabe, Arbeitssicherheit. Gesund- 
heitssituation und Arbeitsbedingungen in Betrieben und 
Verwaltungen zu analysieren und Problemlösungen zu ent- 
wickeln. deren Anwendung sie in der Praxis fördert. Sie ist 
Anmeldestelle für Gefahrstoffe nach dem Chemikalien ge - 
setz. 
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Ausgaben in Mio DM 

Personal insgesamt 

Ist 

Isi 

SoU 

Ist 

Ist 

Ist 

1987 

1988 

1989 

1987 

1966 

30. 06. 1989 

16,2 

15,5 

12,6 

HO 

139,5 

139,5 

7.7 

7,4 

8.7 

104 

102 

101 

3.8 

3,8 

3.7 

53 

52 

50 

17.1 

17,7 

18,1 

179 

175 

173,5 

3.7 

3,7 

3.7 

32 

32,5 

32,5 

30,8 

33,4 

50.8 

236 

236 

250 
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6.5.2 


Emrichtung en 


Kurzbeschreibung / Aufgaben 


Institut für Arbeitsmarkt- und Berufs- 
forschung (1AB| der Bundesanstalt 
für Arbeit (BA| 

Regensburger Straße 104 
8500 Nürnberg 30 
Telefon: (0911) 17-1 


Das lAB als Forschungseinrichtung der Bundesanstalt für 
Arbeit hat die folgenden Aufgaben: Untersuchungen (über- 
regional und regional) zur Lage und Entwicklung des Ar- 
beitsmarktes, insbesondere zur Situation und Struktur der 
Beschäftigung und der Arbeitslosigkeit, zur Berufsausbil- 
dung, zur beruflichen Weiterbildung, zu den Einsätzen der 
arbeitsmarktpolitischen Instrumente sowie zu Leistungen 
bei Arbeitslosigkeit. 


6.6 Geschäftsbereich des Bundesmlnlsters der Verteidigung (BMVg) 


6 . 6,1 

Forschungsaiistalt der Bundeswehr für 
Wasserschall- und Geophysik (FWG) 

Klausdorfer Weg 2 — 24 
2300 Kiel 14 
Telefon: (0431) 726070 


Die FWG hat die Aufgabe, anwendungsbezogene „For- 
schxmgsarb eiten" für die Bundeswehr, insbesondere für die 
Marine zu leisten, 

Arb eits Schwerpunkte: 

- Geophysikalische Umwelt 

O Entwicklung von Bewertungs- und Vor her sage verfah- 
ren für den Seegang, die ozeanographische Schich- 
tung, den Sedimenttransport 

O Grundlegende Aufgaben der geophysikalischen Meß- 
technik. 

- Wasserschall 

O Entwicklung von SONAR- Reichweiten -Vorhersage - 
verfahren und SONAR-Ortungsverfahren. 

- Maritime elektromagnetische Umwelt 

O Untersuchungen zur Beurteilung der Anwendungs- 
möglichkeiten elektromagnetischer Verfahren im ma- 
ritimen Bereich auf die Kommunikation mit getauch- 
ten U-Booten und die Fernschaltung von Minen. 

- SONAR-Maßstrecke (AcRa) an der Forschungsplattform 

NORDSEE (FPN) 

O Gewinnung von statistischem Datenmaterial zur SO- 
NAR -Schallausbreitung über mehrere Jahre hinweg 
und unter genau definierten Umgebungsbedingungen 
zur Verbesserung der SONAR-Schallausbreitungsvor- 
her s age verfahren . 


6.6,2 

Forschungsgesellschaft für Angewandte 
Naturwissenschaften e. V. (FGAN) 

Neuenahr er Straße 20 
5307 Wachtberg- Werthhoven 
Telefon: (0228) 8521 


Die FGAN ist Trägerin von sechs Instituten: 
ForschxmgsinstLtut für Hochfrequenzphysik, 
Forschungsinstitut für Funk xmd Mathematik, 
Forschungsinstitut für Anthropotechnik, 

Institut für Fernmeldetechnik und Elektronik, 
Forschungsinstitut für Informationsverarbeitung und 
Mustererkennxmg und 
Forschungsinstitut für Optik. 

Die Forschungsaufgaben der FGAN sind auf wehrte chni- 
sche Belange aus gerichtet. Die Gesellschaft verfolgt den 
Zweck, naturwissenschaftliche Forschxmg vorwiegend auf 
den Gebieten der „Elektronik, Kybernetik xmd Informatik" 
mit dem Ziel zu betreiben, grundlegende Erkenn taisse und 
neuartige Verfahren zu erarbeiten. 
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Ausgaben Ln Mio DM 

Personal insgesamt 

Ist 

Ist 

SoU 

Ist 

Ist 

Ist 



1989 

1987 

i9se 

30, 06, 1989 




90,5 

90,5 

89,5 

18,9 

15,8 

16,2 

140 

139 

139 

40,5 

30,7 

40,? 

374 

379 

356 


^1 Die Ausgaben des Instituts für Arbeitsmarkt- und Berufs forsch ung sind in den Ausgaben der Bundesanstalt für Arbeit enthalten, 
da das Institut eine Abteilung der ßA ist. Diese Ausgaben sind nicht getrennt nachweisbar. 
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EimichtUögeD 

KunEbesdureibung / Aufgaben 

6,6*3 

Webrwl^senschaftliche Dienststelle der 
Bundeswehr für ABC-Schutz (WWDBw 
ABC-Schutz) 

3042 Munster 

Die WWDBw ABC-Schutz hat den Auftrag, wissenschaftli- 
che Grundlagen für Entwicklungen auf den Gebieten Ato- 
marer, Biologischer und Chemischer Schulz (ABC-Schutz) 
sowie Brandschutz zu schaffen, Erprobungen durchzrifüh- 
ren sowie Güteprüf auf gaben wahrzunehmen. 

Arb ei tssch w erpunk te : 

“ Wissenschaftliche Zuarbeit zum Forschungs- und Tech- 
nologiekonzept und zur wehrmedizinischen Forschung 

- Wasseruntersuchung und Wasseraufbereitung 

- Umweltschutz in der Bundeswehr, soweit chemische und 
biologische Probleme betroffen sind, insbesondere Ver- 
nichtung chemischer Kampfstoffe und Beseitigung von 
Infektionserregern, Toxinen, Tierkörpem, Tierkörpertei- 
len sowie Ausscheidungen von Versuchstieren; Betrieb 
der Zentralen Sammelstelle Bw für radioaktive Abfälle 

“ Strahl enschutzprühmgen an Erp robungs geraten und 
-einrichtungen sowie an Wehrmalerial im Rahmen der 
Erprobung 

Gutachtliche Prüfungen im Rahmen der Aufgaben ABC- 
Schutz und aJs Prüfstelle für Brandschutz gerät der Bun- 
deswehr. 

6,6.4 

Wehrwissenschaftliches Institut für Mate- 
rial Untersuchungen (WIM) 

Landshuter Straße 70 

8058 Erding 

Das WIM ist mit der Durchführung folgender Aufgaben be- 
auftragt: 

- Durchführung von Untersuchungen im Rahmen der Ver- 
hütung und Aufklärung von Schadensfällen und Unfällen 
in der Bundeswehr, Beurteilung von Tribosystemen und 
ihrer Komponenten, Werkstoffe. BetriebsstoÖe und ande- 
ren Materialien zu untersuchen sowie Typ- und Qualifi- 
kation s Prüfungen duichzuführen. 

- Überprüfung von zu üefemden oder gelagerten Produk- 
ten im Rahmen der Güteprüfung und Betriebs Überwa- 
chung, 

- Kalibrierung von Meßmittein der Meögebiete, für die in 
den Dienststellen Haupt- und Labomonnale eingerichtet 
sind oder werden. 

- Unterstützung für die Meßgebiele der Fachtechnik Che- 
mie. 

- Mitarbeit bei der Normung auf dem Gebiet der Materi- 
al Untersuchung. 

- Durchführen von Fach Veranstaltungen (z.B. Tagungen, 
Symposien) auf dem Gebiet der Material Untersuchungen 
auf nationaler und internationaler Ebene in Zusammen- 
hang mit BAkWVT und B WB -An ge hörigen. 

6.6,5 

Bundesinstltut für chemiscli-teclmlsclie 
UDtersuchungen beim Bundesamt für 
Wehrtechnlh und Beschaffimg (BICT) 

Großes Cent 

5357 Swisttal 1 

Das BICT ist als Institut Ln das Bundesamt für Wehrtechnik 
und Beschaffung (BWB) eingegliedert und dem Präsidenten 
des BWB unmittelbar unterstellt. 

Es hat die Aufgabe, Explosivstoffe für militärische Zwecke 
hinsichtlich der Sicherheit und Güte zu untersuchen und 
Sicherheits- und Güteforderungen vorzugeben. 
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Personal insgesamt 

Ist 

Ist 

SoU 

Ist 

Ist 

Ist 

1967 

1986 

1989 

1987 

1988 

30, 06. 1989 

25,3 

2? ,4 

27,9 

345 

370 

377 

19.9 

19,2 

19,8 

304 

310 

304 

10,3 

10,8 

11,2 

138 

142 

143 
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Einrichtungen 

Kurzbeschreibung / Aufgaben 


6«7 Geschäftsbereich des Bundesminlsters für Jugend , Fanülie, Frauen und Gesundheit (BMJFFG) 


6.71 

Bundesgesundheitsamt (BGA) 
Berlin 

Thielallee 88—92 
1000 Berlin 33 
Telefon: (030) 83080 


6.7.2 

Pau]-£hrlich-lnstitut, Frankfurt 

Paul-Ehrlich-Straße 51-59 
6070 Langen 
Telefon: (06103) 755-0 


Das BGA ist eine Bundesoberbehörde. 

Zu seinen Aufgaben gehören anwendungsorientierte For- 
schung. Beratungs- und Exekutivaufgaben, Erstattung von 
Gutachten sowie medmnalslatistische Arbeiten auf dem 
Gebiet des öffentlichen Gesundheitswesens. Ziele sind die 
Verbesserung des gesundheitlichen Verbraucherschutzes, 
die Verminderung gesundheitlicher Risiken aus der Um- 
welt. die Erforschung von Krankheitsursachen und die 
Früherkennung von Krankheiten, die Krankheitsbekämp- 
fung und die Arzneimittelsicherheit. 


Das Paul- Ehrlich“ Institut als selbständige Bundesoberbe- 
hörde in Frankfurt (Main) hat insbesondere die Aufgabe. 
Sera und Impfstoffe zu prüfen und zuzulassen, den Verkehr 
mit Sera und Impfstoffen, Testallergenen, Testsera und 
Testantigenen zu überwachen sowie entsprechende For- 
schungen zu betreiben. 


6.7.3 

Deutsches Institut für medizinische Doku- 
mentation und Information (DIMDI), 
Köln 

Postfach 42 05 80 
5000 Köln 41 
Telefon: (0221) 47241 


Das DIMDI als nicht-rechtsfähige Bundesanstalt hat die 
Aufgabe, in- imd ausländische Literatur und sonstige Infor- 
mationen auf dem Gesamtgebiet der Medizin und ihrer 
Randgebiete unter Einsatz der elektronischen Datenverar- 
beitung zu erfassen, auszuwerten, zu speichern und der 
fachlich interessierten Öffentlichkeit laufend oder auf An- 
frage bekanntzumachen. Das Institut arbeitet an der Ver- 
besserung von Dokumentations- und Informationssystemen 
(Literatur- und Befunddokumentation} für den Bereich der 
Medizin und ihrer Randgebiete und fördert die Aus- und 
Fortbildung von Personal für die medizinische Dokumenta- 
tion und Information insbesondere in der Anwendung mo- 
derner Techniken. 


6.8 Geschäftsbereich des Bundesmlnisters für Verkehr (BMV) 


6.8.1 

Bundesanstalt für Strafienwesen (BASt) 
Brüderstraße 53 
5060 Bergisch-Gladbach 1 
Telefon: (02204) 43-0 


Die BASt ist eine technisch-wissenschafüiche Anstalt. 

Ihr Aufgabenbereich umfaßt die Untersuchungen, For- 
schungen und Entwicklungen zur Verbesserung der Wirt- 
schaftlichkeit des Baues und der Unterhaltung der Bundes- 
femstraßen, Erhöhung der Sicherheit und Leichtigkeit des 
Verkehrs und der Verminderung der straßenbedingten Um- 
weltbelastung. Sie berät auf ihren Tätigkeitsgebieten gut- 
achtlich auch andere Behörden und interessierte Stehen, 
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Personal insgesamt 

Ist 

Ist 

SoU 

Ist 

Ist 

Ist 

1987 

isas 

19ß9 

1987 

1988 

30. 06. 1989 

182,0 

200,6 

209,9 

1503,5 

1561,5 

1588,5 

99,0 

87,0 

56,0 

195 

204 

217 

23,0 

21,0 

11,7 

81 

82 

81,5 

47,2 

49,7 

52,4 

3561) 

3511) 

3321) 


1) Ohne beamtete Hilfskräfte (Beamte im Probeverhältnis) sowie Auszubildende und Aushilfskräfte, deren Aibeitsverträge auf 
längstens 3 Jahre, bei wissenschaftlichen Aushilfskräften aus Forschungsemrichtungen auf längstens 5 Jahre befristet sind. 
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Emrichttmgen 


Kuj^b ©Schreibung / Autgaben 


6 . 8 ^ 

Bundesanstalt für Wasserbau (BAW) 
KußmauJstraße 1? 

7500 Karlsruhe 21 
Telefon: (0721) 7501-1 


Die BAW ist eine Bundesoberbehörde mit Si\z in Karlsruhe 
und einer Außenstelle in Hamburg-Rissen, 

Sie ist das zentrale Institut der Wasser- und Schiff ah rts Ver- 
waltung des Bundes (WSV) für die gesamte praktische und 
wissenschaftliche Versuchs- und Forschungsarbeit auf dem 
Gebiet des Wasser-, Erd- und Gmndbaues und der Bautech- 
nik sowie die zentrale Dokumenlaüons- und Informations- 
stelle für diese Fachgebiete, Ihr sind auch Aufgaben der 
Datenverarbeitung in der WSV übertragen. 


6.8.3 

BuDdesanstalt für Gewässerkunde (BfG) 
Kaiserin- Augusta- Anlagen 15'1? 

5400 Koblenz 
Telefon: (0261) 13061 


Die BfG ist eine Bundesoberbehörde mit Sitz in Koblenz und 
einer Versuchs- und AußensteDe auf der Rheininsel Nieder- 
werth. 

Sie ist das wissenschaftliche Institut des Bundes für die For- 
schung auf den Gebieten Gewässerkunde, Wasserwirt- 
schaft und Gewässerschutz. Sie berät die Bundes minist erien 
und deren nachgeordnete Dienststellen in Grundsatz- und 
Einzelfragen, insbesondere die Behörden der Wasser- und 
Schiffahrtsverwaltung im Rahmen der Planung, des Aus- 
baues und Neubaues sowie des Betriebes und der Unterhal- 
tung der Bundeswasserstraßen. 


6.8.4 

Deutsches Hydrographisches Institut 
(DHl) 

Bemhard-Nocht-Straße 78 
2000 Hamburg 4 
Telefon: (040) 3190-1 


6.8,5 

Deutscher Wetterdienst (DWD) 
- Zentralamt - 
Frankfurter Straße 135 
6050 Offenbach/Main 
Telefon: (069) 8062-0 


Das DHI ist eine Bundesoberbehörde mit Sitz in Hamburg. 

Es unterhält das Erdmagne tische Observatorium Wingst. 

Ihm obliegen nach dem Seeaufg ab enge setz 

- die Förderung der Seeschiffahrt und Seefischerei durch 
naturwissenschaftliche und nautisch -technische For- 
schungen, meeresbiologische Forschungen ausgenom- 
men, 

- die Prüfung nautischer Instrumente und Geräte der 
Schiffsausrüstung auf ihre Eignung für den Schiff sfae trieb 
und ihre sichere Funktion an Bord sowie die Regulierung 
der Magnetkompasse, 

- die nautischen und hydrographischen Dienste, 

- die Herstellung und Herausgabe amtlicher Seekarten und 
amtlicher nautischer Veröffentlichungen und 

- die Überwachung des Meerwassers auf Ra dioakti vital 
und sonstige schädliche Beimengungen. 


Der DWD ist eine techniscb-wlssenschafüiche Bundesober- 
behörde und hat die Aufgabe, 

- die meteorologischen Erfordernisse insbesondere auf den 
Gebieten des Verkehrs, der Land- und Forstwirtschaft, 
der gewerblichen Wirtschaft, des Bau- und Gesundheits- 
wesens zu erfüllen, 

- die meteorologische Sicherung der SeefaJirt und der Luft- 
fahrt zu gewährleisten, 

- die Atmosphäre auf radioaktive Beimengungen und de- 
ren Verfrachtung zu überwachen, 

- durch Forschungsarbeiten die Erkenntnisse auf dem Ge- 
biet der Meteorologie zu fördern und 

- an der internationalen Zusammenarbeit auf dem Gebiet 
der Meteorologie teilzunehmen und die sich daraus erge- 
benden internationalen Verpflichtungen auf dem Gebiet 
des Wetterdienstes und des Wettemachrichtendienstes 
zu erfüllen. 
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Person^ insgesaint 

Ist 

Ui 

SoU 

Ist 

Lst 

Ist 

1987 

1988 

1989 

1987 

1988 

30. 06. 1989 

38,0 

37,6 

38.4 

294 

297 

311 

19,4 

22.9 

19.5 

212 

225 

231 

79,7 

82.2 

94,5 

733 

734 

737 

211,3 

200,6 

208,7 

2 0021) 

2 0211) 

20181) 


’) etnschtieBlicb LeersleUen ohne Beamte auf Probe und auf Widerruf 
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Elnrichhingeo 

Kurzbeschreibung / Aufgaben 

6.9 Geschäftsbereich des Bimdesnünlsters für Umwelt, Naturschutz und Reaktorsicherheit (BMU) 


6 , 9,1 

Umv^eltbundesamt (UBA) 
Bismarck platz t 
1000 BerUn 33 
Telefon; (030) 8903-0 


Das UBA als Bundesoberbehörde arbeitet in den Bereichen 

Luftreinhaltung, Lärmbekämpfung, AbfallwirtschafL Was- 
serwirts chait, Bodenschulz und UmweUchemikahen sowie 

in seklorübergreifenden Umweltfragen. 

Weitere Aufgaben: 

- Bereitstellung von Umweltdaten durch das Tnformations- 
und Do kamen lationssystem Umwelt (UMPLIS) 

- Aufklärung der Öffentlichkeit in Umweltfragen 

- B e reitst eil uog zentraler Dienste und Hilfen für die Res- 
sortforschung 

- Unterstützung bei der Prüfung der Umweltverträgiichkeit 
von Maßnahmen des Bundes 

- Emtwicklung von Hüfen für die Umweltplanung 

- Abwicklung des Umweltforschungsplans 

- Abwicklung des Inveshtionsprogranijms zur Verminde- 
rung von Umweltbelastungen. 

Es hat folgende Außenstellen 

- Dokumentationszen trale Wasser in Düsseldorf 

- Püolstation in Offenbach (Zentrale des Reinluftmeß ne tzes 
mit Meß- und Probenahmestellen im gesamten Bundes- 
gebiet) 

- fünf Meßstellen. 


6,9,2 

BundesforschungsanstaJt für Naturschutz 
und Landscbaftsökologle (BfANL) 

Konstantinstraße 110 
5300 Bonn 2 
Telefon: (0228) 84910 


Die BfANL erarbeitet wissenschaftliche Grundlagen zum 
Schutz, ziu- Pflege und zur Entwicklung von Natur und 
Landschaft, Der Forsch ungsbereich umfaßt den Naturschutz 
und die biologischen Disziplinen Vegetationskunde und 
Tierökologie, die Landschaf tsp fl ege mit Landschaftsökolo- 
gie, Landschaftspianung und Erholungsvorsorge, Sie liefert 
damit Entscheidungshilfen für die Gesetzgebung, Raum- 
ordnungs- und Landschaftspflege, 

Zu ihren Dienstleistungea gehören laufende Dokumenta- 
tion und Nachweis der wissenschaftlichen Fachhteratui so- 
wie die Information der Öffenliichkeib 


6,9,3 

Bundesanstalt für StraJbJeascbutz (BfS) 
Albert-Schweitzer-Straße 18 
3320 Salzgitler 1 
Telefon: (05341-188-0) 


Die BfS als Bundesoberbehörde erledigt Verwaltungsaufga- 
ben des Bundes auf den Gebieten der Strahlenschulzvor- 
sorge sowie der kemtechnischen Sicherheit, der Beförde- 
rung radioaktiver Stoffe und der Entsorgung radioaktiver 
Abfälle einschheßlich der Errichtung und des Betriebs von 
Anlagen des Bundes zur Sicherstellung und zur Endlage- 
rung, die ihm durch das Atomgesetz, das Strahlenschutzvor- 
sorgegesetz oder andere Bundesgesetze oder aufgrund die- 
ser Gesetze zugewiesen werden. 

Sie unterstützt den Bunde sminister für Umwelt, Naturschutz 
und Reaktorsicherheit fachlich und wissen schaitüch auf den 
genannten Gebieten, insbesondere bei der Wahrnehmung 
der BundesauJsicht, der Erarbeitung von Rechts- und Ver- 
waltungsvorschriften sowie bei der zwischenstaatüchen Zu- 
sammenarbeit. 
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Personal insgesamt 

Ist 

Ist 

SoU 

Ist 

Ist 

Ist 

1987 

1988 

1989 

1987 

1988 

30. 06. 1989 

60,0 

65,4 

72,5 

506 

518 

520 

7,8 

9.1 

7,4 

61 

63 

63 

— 

— 

14,4 

— 

— 

— 
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Einrichturxgen 

Kui^beschreibung / Aufgaben 

6.10 Geschäftsbereich des Bundesministers für Post- imd Telekommunikation (BMPT) 


6.10,1 

Forschimgslnstltut der Deutschen Bun- 
despost beim FemmeldetechnlscheD Zen- 
tralamt Darmstadt und Berlin (AuBensL) 

Am Kavallerie sand 3 
6100 Darmstadt 
Telefon: (06151) 83-1 


Die Deutsche Bundespost betreibt na chrich len technische 
Forschung in ihrem ForschiingsLnstitut beim Femmelde- 
lechnischen Zentralaml, um auf dem Gebiet der modernen 
Nachrichtentechnik eigene mssenschaftliche Fachkompe- 
tenz und firmen unabhängiges Urteilsvermögen möglichst 
frühzeitig verfügbar zu haben. 

Fo rschun gss chw e rpunkte ■. 

- Nachrichtenverorbeitung 

Sprachverarbeitung und digitale Codier- und Übertra- 
gungsverfahren 

- Vermittlung 

Strukturen künftiger VermitUungssysleme 

- Femmeldenetze 

Optimierung vorhandener Netze und Systemanalyse/ 
-Synthese des digitalen optischen Teilnehmeron Schlus- 
ses 

- Üb ertragungs verfahren 

Verfahren auf herkömmlichen und Glasfasersystemen 

- Leitergebnndene Ühertragungsmedien 
Erforschung der Glasfaser 

- Antennen 

Spiegel an tennen und phasengesteuerte Gruppen an ten- 
oen 

- Wellenausbreitung 

- Festkörperelektronik 

Entwicklung quaternärer Hai bleiterschicbten; integrierte 
Techniken für digitale Breitband- Nachrichtenübertra- 
gung 

- OptoelektroDÜLk 

- Wissenschaftliche Servicefunktionen, 


6 . 10.2 

WfssenschaflUches Institut für Kommunl- 
katlonsdienste GmbH (WIK) 
BahnhofslraBe 1 
5340 Bad Honnef 1 
Telefon; (02224) 12-330 


Das WTK ist eine Forschungseinrichtung des BMPT sowie 
der Unternehmen der Deutschen Bundespost. 

Das Institut hat die Aufgabe, wirtscbaits- und sozial wisseo- 
schaitliche Forschung auf den Gebieten der Telekommuni- 
kation, des Post- und Poslbankwesens zu betreiben sowie 
wissenschaftliche Beratung und Informationsleistungen für 
seine Träger zu erbringen. 

Insbesondere umfaßt die Arbeit des Instituts folgende Berei- 
che: 

- Regulierung 

- Europäische Integration 
“ Internationale Vergleiche 

- Industiieokono mische Analysen 

- Einsatz von Tnformations- und Kommurükations-Techno- 
logien 

- Be triebswirtschaftlich-strale gische Untersuchungen 

- Technikfolgenabschätzung. 
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Ausgaben in Mio DM 

Personal insgesamt 

Ist 

Ist 

Soli 

Ist 

Ist 

Ist 

1987 

1988 

1989 

1987 

1986 

30. 06. 1989 

67,9 

63,5 

63.0 

335 

335 

335 

1,7 

2,0 

2.5 

10 

11 

12 
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Einrichtungen 

Kur^beschreibung / Aufgaben 

6.11 Geschäftsbereich des BundesndnJsters für Rauznordnimgp Bauwesen und Städtebau (BMBau) 

6.11.1 

BundesforschungsanstaJt für 

Landeskunde und Raumordnung (BfLR) 

Am Michaelshof 8 

5300 Bonn 2 

Telefon: (0228) 826214 

Die BfLR ist eine wissenschaftlich unabhängige, nicht 
rechtsfähige Forschungseinrichtung. Sie erarbeitet wissen- 
schaftliche und informatorische Grundlagen zur Losung der 
Aufgaben der Bundesregierung im Bereich der Raumord- 
nung und des Städtebaus sowie bei den räumlich wirksa- 
men Fach Planungen. Dazu betreibt sie u. a, ein raumord- 
nungs- und städtebaupoütLsches Informationssystem. 

Die BfLR erfüllt ihre Aufgaben durch 

- Bearbeitung eigener Forschungsprojekte, 

- wissenschaftliche Betreuung der Ressorlforschung des 
BMBau, 

- wissenschaftliche Dienstleistungen, Durchführung von 
Seminaren und Herausgabe von Publikationen. 

6.12 Geschäftsbereich des Bundesministers für Forschung und Technologie (BMFT) 

6.12.1 

Biologische Anstalt Helgoland 
(BAHp Hamburg) 

Notkeslraße 31 

2000 Hamburg 52 

Telefon: (040) 89693-0 

Die BAH als Forschungsanstalt erfüllt 

- Aufgaben nach Maßgabe des BMFT un Gesamlpro- 
gramm Meeresforschung und Meerestechnik, 

- Forschung auf den Gebieten Meeresbiologie und -Ökolo- 
gie. 

“ wissenschaftliche Dienstleistungen, 

- biologisches Monitoring in der Deutschen Bucht. 

- nationale und internationale Aufgaben des marinen Um- 
weltschutzes* 

6.12.2 

Deutsches Historisches Institut Paris 
(DHI Paris) 

9, nie Maspero 

F-75116 Paris 

Telefon: (00331) 45202555 

Das DHI Paris als unselbständige Bundesanstalt erforscht 
die deutsch- französischen Beziehungen im Bereich der mit- 
telalterlichen und neueren Geschichte in poliÜscheL wirt- 
schaftlicher, sozialer und kultureller HmsL<^t. Es vermittelt 
auch die fachlichen Beziehungen zwischen deutschen und 
französischen Historikem* 

6.12.3 

Deutsches Historisches Insbtut Rom 
(Dm Rom) 

Via Aurelia Antica 391 
h00165 Roma 

Telefon: (00396) 6233011 

Das DHI Rom als unselbständige Bundesanstalt erforscht die 
deutsche und europäische Geschichte einschließlich Musik- 
geschichte mit Schwerpunkt auf den deutsch -italienischen 
Beziehungen im Mittelalter und Ln der Neuzeit* 

Es pflegt auch die Beziehungen zur gegenwärtigen italieni- 
schen Geschichtswissenschaft. 

6.12.4 

Deutsches Historisches Institut London 
(Dm London) 

17 Bloomsbury Square 

GB-London WC 1A2 LP 

Telefon: (00441) 4045486 

Das DHI London des Vereins zur Förderung des britisch- 
deutschen Historiker kreises e, V,, Frankfurt/M., dient der 
Erforschung der deutsch-britischen Beziehungen und der 
Edition von Quellen zu diesen Beziehungen aus britischen 
Archiven und Bibliotheken. 

6.12.5 

Deutsches Historisches Institut 

Washington D.C. (DHI Washington) 

1759 R Street, N.W. Suite 400 

Washington, D.C. 20009 USA 

Telefon: (001202) 387-3355 

Das 198? gegründete DHI Washington der Stiftung Deut- 
sches Historisches Institut in den Vereinigten Staaten von 
Amerika mit Sitz in Bonn, dient der kontmuierüchen Zusam- 
menarbeit mit der amerikanischen Geschichtswissenschaft, 
insbesondere durch Forschung und durch Vermittlung von 
Quellen aus amerikanischen Archiven und Bibliotheken. 
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Ausgaben in Mio DM 

Personal Insgesamt 

Ist 

Ist 

SoD 

Ist 

Ist 

Ist 

1987 

1988 

1989 

1987 

1988 

30. 06. 1969 

9,9 

10,2 

9,9 

124 

123 

123 

14,9 

15,2 

15,5 

145 

145 

142 

2,6 

14.5 0 

25,10 

19 

20 

20 

3,9 

4,2 

4.4 

27 

28 

29 

3.4 

3,4 

3,6 

15 

15 

15 

1.2 

2,3 

3,2 

4 

9 

13 


St^gemng wegen Erwerb uuad Ausbau einer neuen Dienstnnterkimft 


319 


Drucksache 11/6886 


Deutscher Bundestag — 11. Wahlperiode 


Eijttrichhjiigen 

Kurzbeschreibujig / Aufgaben 

6.12.6 

Deutsches Institut für Japanstudien 

Tokio 

(DU Tokio) 

Nissei Kojimachi-Bidg. 

3-3-6, Küdan-Mmann 

Chiyoda-Ku 

Tokyo 102 

Japan 

Telefon: (00813) 2225077 

Telefax: (00813) 2225420 

Mit dem DU Tokio der Philipp- Franz- von -Siebold-Süftung, 
Deutsches Institut für Japanstudien mit Sitz in Bonn, soll ein 
Beitrag zum deutsch -ja panischen Verständnis geleistet 
werden. Hiemi soll das Institut insbesondere das moderne 
Japan und die deutsch-japanischen Beziehungen mit Hüfe 
der Geistes-, Sozial- und Wirtschaftswissenschaften erfor- 
schen und Ergebnisse japanischer Forschung auf diesen 
Gebieten nach Deutschland vermitteln. 

6.12.7 

Kunsthi sterisches Institut Florenz 

Via G. Giusti 44 

1-50121 Firenze 

Telefon: (003955) 2479161 

Dos KHI Florenz als unselbständige Bundesanstalt dient als 
intemationaler Sammelpunkt für Forschung zur italieni- 
schen Kunstgeschichte und fördert u. a. durch Ferienkurse 
und Seminare die Forschung auf seinem Arbeitsgebiet. 

6.12.8 

Orient-Institut Beirut (Ol Beirut) 

Rue Hussein Beyhuzn 

Beirut Libanon 

z. Z, Ausweichstelle in Istanbul 
c/o Generalkonsulat Istanbul 

Postfach 15 00, 

5300 Bonn 1 

Das Orientinstilul der Deutschen Morgenländischen Gesell- 
schaft e. V. dient der Zusammenarbeit der deutschen 
Orientforschung mit den Ländern des vorderen und mittle- 
ren Orients und führt Forschungen auf dem Gebiet der axa- 
bischen, türkischen und persischen Sprachen und Literatur, 
der Islamwissenschaft und der Semitistik durch. 

6.13 Geschäftsbereich des Bundesmiuisters für Bildung und Wissenschaft (BMBW) 

6.13.1 

Bundesinstltut für Beniisbildung (BEBB) 

Fehrbelliner Platz 3 

1000 Berlin 31 

Telefon; (030) 8683-1 

Das BIBB als bundesunmittel bares rechtsfähiges Institut be- 
treibt 

- Berufs büdungsforschung, Mitwirkung u. a, an der Vorbe- 
reitung von Ausbildungsordnungen, Berufsbüdungsbe- 
richt und der Benifsbüdungsstatistik sowie Förderung 
von Modellversuchen, 

- Förderung der Bildung st echnologie durch Forschung, 

- Unterstützung überbetrieblicher Benifsbüdungsstätten, 

- Förderung des berufsbildenden Femunlerricbtes und 
Führung des Verzeichnisses der anerkannten Ausbil- 
dungsberufe. 

1 

6.14 Geschäftsbereich des Bundesministers für wirtschaftliche Zusammenarbeit (BMZ) 

6.14.1 

Deutsches Institut für Entwlcklungs- 
polltUc (DIE) gGmbH 

Fraunhoferstraße 33—36 

1000 Berlin 10 

Telefon; (030) 3418071 

Das DIE führt auf der Grundlage unabhängiger wissen- 
schaftlicher Forschung Beratungs- und Ausbildungsaufga- 
ben durch. Es erstellt für öffentliche Institutionen Gutachten 
zu entwicklungspolitischen Themen und berät sie bei aktu- 
ellen Fragen der Zusammenarbeit zwischen Industrie und 
En twickl ungslän dem . 

Das DIE bildet Hochschulabsolventen für die berufliche Pra- 
xis in der deutschen und internationalen EntwicklungspoU- 
tik aus. 
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Ausgaben in Mio DM 

Personal msgesamt 

Isl 

Ist 

SoU 

Ist 

Ist 

Ist 

1967 

I9SS 

1989 

1987 

1986 

30. 06. 1989 

— 

1.6 

^.4 

— 

5 

12 

3,6 

3,8 

3,6 

31 

32 

30 

1,5 

1.5 

1,5 

13 

13 

13 

32,6 

34,4 

33,1 

396 

391 

386 

3,7 

3.7 

4,1 

42 

42 

43 
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7. Überregionale Informationseinrichtungen und zentrale Fachbibliotheken 

Die Überregionalen Pa chinfonnation sein rieh tun gen und -Zentren sowie die zentra- 
len FachbibLiotheken haben folgende Aufgaben: 

— Aufbau von Literatur- und Fakteninformationsbanken 

— Angebot und Vertrieb von Informationsdiensten 

— Bereitstellung von ln fonna äonsbanken für die Online -Nutzung über Fachijifor- 
in ations- Rechenzentren 

— Sammlung und Bereitstellung von Literatur. 
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Übersicht der zentralen Fachinformationseinrichtungen und zentralen Fachbibliotheken 


Ressort/Name 

Fachinformationsgebiet 

Finanzierung 

Aus- 
gaben 
1987 
(Ist) 
in Mio 
DM 

Perso- 

nal 

1987 

(Ist) 

Aus- 
gaben 
1988 
(Ist) 
in Mio 
DM 

Perso- 

nal 

1988 

(Ist) 

Aus- 

gaben 

1989 

(SoU) 

Perso- 

nal 

1989 

(Soll) 

BMJ 

JURIS GmbH Juristisches 
Informationssystem für die 
Bundesrepublik Deutsch- 
land 

Rechtsprechung, 
Literatur und Nor- 
men (Bundesrecht) 

Stanmikapital 
5,05 Mio 

DMi) 

8,4 

33 

9.0 

41 

9.9 

49 

BMWi 

Informationszentrum im 
HWWA-Institut für Wirt- 
schaftsforschung, Hamburg 

Wirtschaftswissen- 
schaften, Wirtschafts- 
praxis, wirtschafts- 
relevante Nachbar- 
disziplinen 

Bund 

BMWi 50%; 
Hamburg 

50% 

4,5 

100 

4,6 

98 

4,8 

95 

BMWi 

Zentralbibliothek der Wirt- 
schaftswissenschaften und 
Wirtschaftsarchiv, Kiel 

Wirtschaftswissen- 

schaften 

Bund 

(BMWi) 50%; 
Schleswig- 
Holstein 50% 

10,3 

119 

10,9 

118 

11,8 

118 

BMWi 

Bundesstelle für Außen- 
handelsinformation, BfAi, 
Köln 

Außenhandels- 

information 

Bund (BMWi) 

22,5 

156 

23,5 

152 

25,0 

150 

BMWi 

Fachinformationszentrum 
Technik e. V,, 

Frankfurt/M. 

Elektrotechnik, Fein- 
werktechnik, Maschi- 
nenbau, Kraftfahr- 
wesen 

Bund (BMWi) 
Wirtschaft 

9,7 

55 

10,3 

53 

11,2 

60 

BMWi 

Fachinformationszentrum 
Werkstoffe e. V., Berlin 

Hüttenkunde, Werk- 
stoffe, Metallbe- und 
-Verarbeitung 

Bund (BMWi) 

Berlin 

Wirtschaft 

6,7 

45 

6,6 

44 

5,2 

44 

BMWi 

Deutsches Informations- 
zentrum für Technische 
Regeln (DITR) im DIN, 
Berlin 

Technische Regeln 

Bund (BMWi) 
Wirtschaft 

5,7 

24 

5,7 

23 

5,8 

26 

BMWi 

Verein Textildokumen- 
tation und -information 
e. V., Ratingen 

Textiltechnik 

Bund (BMWi) 

Bayern 

Wirtschaft 

0,9 

9 

0,82) 

.82) 

-=») 

-3) 

BMWi 

Informationszentrum Roh- 
stof f ge winnung, Geowis- 
senschaften, Wasserwirt- 
schaft bei der Bundesan- 
stalt für Geowissenschaften 
und Rohstoffe (BGR), 
Hannover 

Rohstoffgewinnung, 

Geowissenschaften, 

Wasserwirtschaft 

Bund (BMWi) 
Niedersach- 
sen 

1,4 

9 

1,3 

9 

1,2 

10 
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Ressort/Name 

Fachinionnationsgebiet 

Finanzierung 

Aus- 
gaben 
1987 
(Ist) 
in Mio 
DM 

Perso- 

nal 

1987 

(Ist) 

Aus- 
gaben 
1988 
(Ist) 
in Mio 
DM 

Perso- 

nal 

1988 

(Ist) 

Aus- 

gaben 

1989 

(SoU) 

Perso- 

nal 

1989 

(Soll) 

BML 

Zentralstelle für Agrar- 
dokumentation und -infor- 
mation (ZADI), Bonn 

Ernährung, Landwirt- 
schaft und Forsten 
sowie Koordinierung 
der Literatur- und 
Faktendokumenta- 
tion 

Bund (BML) 

3,4 4) 

32 

3.4^) 

32 

3,64) 

32 

BMV 

Bundesanstalt für Straßen- 
wesen (BASt), Bergisch 
Gladbach 

Verkehrsdatenbank, 
Dokumentation der 
Verkehrswirtschaft 
und des Straßenwe- 
sens 

Bund (BMV) 

0.65) 

6 

0.65) 

6 

0.75) 

6 

BMV 

Bundesanstalt 

für Wasserbau (BAW), 

Karlsruhe 

Wasserstraßendaten- 
bank, Zentrale Fach- 
bibliothek, Literatur- 
Information und Do- 
kumentationsstelle 
der Schiffahrtsver- 
waltungen (WSV 
des Bundes) 

Bund (BMV) 

0,14 

4 

0,12 

4 

0,18 

4 

BMV 

Zentrale Informationsstelle 
für Verkehr (ZIV), Bergisch 
Gladbach 

Rechnergestützte Li- 
teraturhinweisdaten- 
bank sämtlicher Ver- 
kehrsbereiche 
(Clearingstelle); Ge- 
schäftsstelle des luD- 
Verbundes „Ver- 
kehr“ mit 13 Ver- 
bundpartnem und 

7 Datenbanken 

Bund (BMV) 

0,06 

3,5 

0,07 

3,5 

0,08 

3,5 

BMFT 

Fachinformationszentrum 
Chemie GmbH, Berlin 

Chemie einschließ- 
lich Grenzgebiete®) 

Bund 

(BMFT) 50 %; 
Länder 50 % 

15,8 

94 

16,5 

95 

18,1 

95 

BMFT 

Fachinformationszentrum 
Karlsruhe, Gesellschaft für 
wissenschaftlich-technische 
Information mbH . 

— Energie, Kernfor- 
schung und Kern- 
technik, Luft- und 
Raumfahrt, Welt- 
raumforschung, 
Mathematik, In- 
formatik, Physik, 
Astronomie und 
Astrophysik 

— FI-Rechenzentrum 
insbesondere für 
die Fachinforma- 
tionssysteme: 
Energie, Physik 
und Mathematik; 
Chemie; Raum- 
ordnung, Städte- 
bau, Wohnungs- 
wesen und Bau- 
wesen; Sozialwis- 
senschaften 

Bund 

(BMFT) 85 %; 
Länder 15 % 

38,5 

248,5 

39,8 

253 

44,0 

253 
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Ressort/Name 

Fa chinf omi a H 0 Ds gebi e t 

Finanziertmg 

Aus- 
gaben 
1987 
(Ist) 
in Mio 
DM 

Perso- 

nal 

1987 

(Ist) 

Aus- 
gaben 
1968 
(Isl) 
in Mio 
DM 

Perso- 

nal 

1983 

m 

Aus- 

gaben 

1989 

(SoU) 

Perso- 
nal 
1989 
(SoU) ; 

BMFT 

Inforrnationszentrum Raum 
und Bau (IRB) der FhG, 
Stuttgart 

Raumordnung, 
Städtebau, Woh- 
nungswesen und 
Bauwesen 

Bund 

(BMFT) 90 %; 
Länder 10 % 

7,8 

73,5 

8,4 

68,5 

8,9 

67,5 

BMFT 

Technische Informationsbi- 
bliothek an der Universität 
Hannover (TIB) 

Zentralbibliothek für 
Technik einschl. 
Chemie, Mathematik, 
Physik (technische 
und naturwissen- 
schaftliche Literatur 
vor allem des Aus- 
landes) 

Bund 

(BMFT) 30 %; 
Länder 70 % 

15,9 

137 

14,8 

140 

17,1 

142 

BMFT 

Informaöonszentjum So- 
zial Wissenschaften (IZ) bei 
der Arbeitsgemeinschaft 

S 0 zial wi SS ens ch afüi ch e r 
■Institute e. V., Bonn 

So zi al wiss en sch a f Len 
einsch). Büdungswe- 
sen, Wirtschaftsvvis- 
senschaften, Axbeits- 
markt und Berufsfor- 
schung 

Bund (BMFT) 

2.8 

13 

s. 

GESIS 

s. 

GESIS 



BMFT 

Zentralarchiv fiir empiri- 
sche Sozialforschung (ZA) 
der Universität Köln 

Originaldaten sozial- 

wissenschaftlicher 

Umfrageforschung 

Bund (BMFT) 

2,3 

21 

s. 

GESIS 

s* 

GESIS 



BMFT 

Gesellschaft Sozialwissen- 
schaftlicher Infrastruklur- 
einrichtungen e. V. 

(GESIS) in Mannheim 

Ab 1987 Trägerorganisa- 
tion folgender sozialwis- 
senschaftücher Serviceein- 
richtungen: 

— Informationszentrum So- 
zialwissenschaften (IZ) 
bei der Arbeitsgemein- 
schaft sozialwissen- 
schafUicher Institute 

e. V., Bonn^ 

-- Zentralarchiv für empi- 
rische Sozialwissen- 
schaften bei der Univer- 
sität Köln (ZA) 

Bis 1986 von der Deut- 
schen Forschungsge- 
meinschaft [Epl. 31) ge- 
förderte Einrichtung 

— Zentrum für Umfragen, 
Methoden und Anlay- 
sen (ZUMA) e. V. in 
Mannheim 

Bereitstellung und 
Akquisition von Be- 
ständen quantitativer 
Daten einschl, konti- 
nuierlicher Aufberei- 
tung, Methodenent- 
wicklung und -bera- 
tung, Aufbereitung 
und Bereitstellung 
fakto graphischer und 
bibliographischer Da- 
tenbanken sowie 
Dauerbeobachtimg 
gesellschaftlicher 

En t wie klun gen 

Bund 

(BMFT) 80 % 
Länder 20 % 

10,6 

90 

11,0 

80 

12,2 

88 

BMJFFG 

Deutsches Institut für me- 
dizinische Dokumentation 
und Information (DlMDl), 
Köln 

Gesundheitswesen, 
Medizin, Biologie, 
Sport 

Bund 

(BMJFFG) 

20,8 

86 

23,0 

81 

21,0 

82 
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ftessorl/Name 

pachinf o rmatio ns g ebie l 

Pmanziernug 

Aus- 
gaben 
1967 
(ist) 
in Mio 
DM 

Perso- 

nal 

1987 

(Ist) 

Aus- 

gaben 

1988 

(Ist) 
in Mio 
DM 

Perso- 

nal 

1988 

(Ist) 

Aus- 

gaben 

1989 

(Soll) 

Perso- 

nal 

1989 

(Soll) 

BMJFFG 

ZentraJbibUothek der 
Medizin, Köln 

Medizin und natur- 
wissenschaftliche 

G ru n dla g enf äch e ri 
Anthropologie 

Bund 

(BMJFFG) 

30 % 

Länder 70 % 

6,3 

54 

6,7 

57 

7,2 

59 

BMJFFG 

Zentralstelle für Psycholo- 
gische Information und Do- 
kumentation an der Uni- 
versität Trier (ZPID) 

Datenbank für alle 
Gebiete der Psycho- 
logie und Informa- 
ti 0 nsvermi tü un g 

Bund 

(BMJFFG) 

50% 



1,9 

18,5 

2,2 

18,5 

BMU 

Umweltbundesamt/Gruppe 
UMPLIS (Iniormation und 
Dokumentaäon Umwelt), 
Berlin 

Umweltschutz 
(u. a. Forschungs-, 
Literatur- und Fak- 
tendatenbanken 

Bund (BMU) 

2,6 

54 

2,7 

55 

3,5 

55 


') Gesellschaiier Bimd, BimdesreclitsaiiwaJtskajnnieri Deutscher Anwaltverein. H^ns SoLdau GmbH, Rudolf Haufe Verlag GmbH 
und Co. KG 

VTDI ab 1988 ausschließlich Förderung Bund — BMWi — 

VTDI ab 1989 integriert Ln FIZ Technik, Frankfurt 
ln Bundesanstalten integriert 

eiaBchiießlich Aufwendungen Dritter für Daienzulieferung 

Auswertung von Patent- und Zeitschrift enhteratur für Organika, Polymere und Anorganika 
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8. Übersicht über die Projektträger des Bundesministers für Forschung und 
Technologie (BMFT) 

Die 14 Projekttrager des BMFT sind Ln der Regel Großforschungseinrichtiingen oder 
sonstige fachUch qualifizierte Einricbtungen, die u. a. für den BMFT wissenschaft- 
lich- technische und adininistrative Managementaufgaben durchführen. 

Der Schwerpunkt der Projektträger -Tätigkeit Üegl im R ahm en der direkten und der 
in direkt- spezifischen Projektförderung bei der fachlichen und administrativen Bera- 
tung der Antragsteller, der Vorbereitung von Förderentscheidungen sowie der Pro- 
jektbegleitung und Erfolgskontrolle. 

Darüber hinaus nehmen die Projektträger eine Reihe zusatzhcher Aufgaben für den 
BMPT wahr, wie z. B. Unterstützung bei Planung, Analyse und Bewertung von Pro- 
grammen, Organisationen von Statusseminaren und Workshops, Management von 
Großprojekten und Betreuung internationaler Aufgaben. 
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Pxojektträger (PT) 


1. Deutsches Elektxonen- 
Synchrotron (DESY), 
Notkestraße 85 

2000 Hamburg 

2. Deutsche Forschungs- 
anstalt für Luft- und 
Raumfahrt e. V* (DLR) 
Postfach 90 60 58 
Linder Höhe 

5000 Köln 90 

3* DECHEMA 

Deutsche Gesellschaft 
für ehern. Appaiate- 
wesen, chem. Technik 
und Biotechnologie 
e. V. 

Postfach 97 01 46 
Theodor-Heuss- 
Allee 25 
6000 Frankfurt/ 

Main 97 

4. Gesellschaft für Ma- 
themaüJk und Daten- 
verarbeitung mbH 
(GMD) 

Schloß Birlinghoven 
5105 St. Augustin 

Rheinstraße 96 a 
6100 Darmstadt 

5. Gesellschaft für Reak- 
torsicherheit mbH 
(GRS) 

Postfach 10 16 50 
Schwertnergasse 1 
5000 Köln 1 

6. Gesellschaft für 
Schwerionenforschung 
mbH (GSl) 

Postfach 5 41 

6100 Darmstadt 1 

7. Gesellschaft für Strah- 
len- und Umweltfor- 
schung mbH (GSF) 
Kühbachstraße 11 
8000 München 90 


Pr o j e k itr ä g ersch af ten 


Projektträgerschaft 

— Hochenergiephysik/ 

S ynch ro tr on s trahl u n g 

Pr oj e k ttr äg e rs ch aft en 

— UrawelLschuLztechnik 

— FuE ira Dienste der 
Gesundheit 

— Arbeit und Technik 

— Weltraumforschung/ 
Weltraumtechnik 

Pr oj e k tträg e rs c h ait 

— Korrosion und Korro- 
sionsschutz 


Projektträger Fachinfor- 
mation 


Projektträgerschaft 
— Reaktorsicherheit 


Proj ekttragerschaf l 
— Mittelenergie und 
Kernphysik 


Bereich Projektträger- 
schäften 

— FuE ini Dienste der 
Gesundheit 

— Umwelt 

— Khmaforschung 


Projektträger (PT) 

Pro) e kttr ä g erschdften 

8. Forschungszentrum 
Jülich GmbH (KFA) 
Postfach 19 13 

5170 Jülich 1 

Projektieilung 

— Biotechnologie 

— Nichtnukleare 

Energie- 
forschung ^ BEO 

— Ökologische 
Forschung 

— Nukleare Festkörper- 
forschung 

— Hochtemperatur- 
reaktor PTH 

“ Material- und Roh- 
stofforschung — PLR 

9. KernJorsebungszen- 
trum Karlsruhe GmbH 
(KfK) 

Postfach 3640 

7500 Karlsruhe 1 

Pr oj e k ttr ä ger Schaft 

— Wassertechnologie 
und Schlamm- 
behandlung 

— Fertigungstechnik 

— Endlagert ec hnologie 

10. VDIA/DE-Technolo- 
giezentrum fnforma- 
honstechnik GmbH 
Budapester Straße 40 
1000 Berlin 30 

Projektträgerschaft 
— Mikro perip he rüc 

11. VDI-Technologie- 
Zentrum 

Graf-Recke-Straße 84 
4000 Düsseldorf 1 

Projektträgerschaft 

— Physikalische Tech- 
nologien 

— Laseriorsebung und 
Lasertechnik 

— Sicherheitsfor- 
schung/- technik 

12. Umweitbundesamt 
Bismarckplatz 1 

1000 Berlin 33 

Proj e k tträ g erschaf t 
— Feste AbfaJlstoffe 

13. AJF Aibeitsgeraeui- 
Schaft industrieller 
Forsch ungsvereini“ 
gongen e. V. 
Bayenthalg Urtel 23 
5000 Köln 51 

Projektträgerschaft 

— Auftragsforschung 

— Forschungspersonal- 
zuwachsförderung 

— Forschungskoopera- 
tion zwischen Wirt- 
schaft und Wissen- 
schaft 

14. Bundesgesundheits- 
amt 

Thielallee 88-92 

1000 Berlin 33 

Projektträgerschaft 

AJDS-Forschung 
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Teil VI 

Statistik 


1. Grundlagen der Forschungsstatistik 
1.1 Allgemeines 

Forschung und Entwicklung gehören zu den wesent- 
lichen sozio -ökonomischen Faktoren einer Volkswirt- 
schaft und bedürfen einer eingehenden statistischen 
Beschreibung, um fundierte Unterlagen für for- 
schungspolitische Entscheidungen hereitstellen zu 
können. Der Tätigkeitsbereich Forschung und experi- 
mentelle EjU Wicklung (FuE) erstreckt sich auf alle 
Sektoren der Volkswirtschaft und unterscheidet sich 
von dem weiter gefaßten Bereich der wissenschaftli- 
chen Tätigkeit ebenso wie von den wirtschaftlichen 
Aktivitäten. 

Der Begriff „FuE-Statistik" deckt verschiedene mögli- 
che .statistische Serien über die Ressourcen für unter- 
schiedliche Phasen der FuE -Aktivitäten und deren Er- 
gebnisse ab. Das Schwergewicht der FuE-Statistik 
hegt nach wie vor beim FuE-lnput. d. h. den finanzi- 
ellen und personellen Ressourcen. Die methodischen 
Arbeiten auf dem Gebiet der FuE -Outputmessung 
sind jedoch in den letzten Jahren weiter fortgeschrit- 
ten; nationale und internationale Forschungsergeb- 
nisse werden insbesondere in der Organisation für 
v/irtschdftliche Zusammenarbeit und Entwicklung 
(OECD) intensiv diskutiert. Die regelmäßige FuE-Be- 
richterstattung der OECD umfaßt derzeit neben den 
traditionellen Statistiken auch Patentdaten sowie Da- 
ten zur Technologischen Zahlungsbilanz und zum Au- 
ßenhandel mit Hochtechnologieguiern. Abgrenzung, 
Erfassung und Interpretation dieser Daten sind jedoch 
wesentlich schwieriger als die des FuE-Inputs, so daß 
weitere .Arbeiten an der Verbesserung der methodi- 
schen Grundlagen notwendig sind. 

Die FuE-StatisLik, die sich in der Bundesrepublik 
Deut.schland überwiegend auf den FuE-Input bezieht, 
konnte in den letzten Jahren trotz restriktiver Tenden- 
zen im Statistik bereich weiter verbessert werden und 
hat einen Genauigkeits- und Detaillierungsgrad er- 
reicht, der dem des Auslandes nicht naclisteht. Das 
vielschichtige Gesamtgebiet von Forschung und Ent- 
wicklung hat verschiedenarlige Ansatzpunkte für 
seine statistische Beschreibung mit unterschiedlichen, 
recht umfangreichen Problemen der Erhebung und 
Aufbereitung forschungsstatistischen Datenmaterials. 
Das Fehlen einer einheitlichen FuE-Statistik auf ge- 
setzlicher Grundlage vergrößert die Probleme und 
setzt weiteren Entwicklungen Grenzen. 

Im nachfolgenden werden die Grundlagen der stati- 
stischen Erfassung der finanziellen und personellen 
Ressourcen dargestellt, die weitgehend von den An- 
forderungen der internationalen Organisationen ge- 
prägt wurden. 


1.2 Methodische Grundlagen 

Die gegenwärtig durchgeführten forschungsstatisti- 
schen Erhebungen beruhen auf langjährigen metho- 
dischen Vorarbeiten, die hauptsächlich von der OECD 
eingeleitet wurden. 1963 wurde mit den „Allgemei- 
nen Richtlinien für statistische Übersichten in For- 
schung und Entwicklung“ (Frascati-Handbuch)*) das 
erste Handbuch über die Grundlagen einer For- 
schungsstatistik vorgelegt, das in Zusammenarbeit 
von Wissenschaftlern, Fachleuten der OECD-Mil- 
gliedstaaten und dem OECD-Sekretariat zustande 
kam. Das Handbuch wurde inzwischen aufgrund der 
Erfahrungen bei den internationalen forschungsstati- 
stischen Erhebungen in allen OECD-Milgliedstaalen 
und wegen des zunelimenden Bedarfs an forschungs- 
slatistischem Zahlenmaterial und den damit verbun- 
denen notwendigen Verbesserungen des statistischen 
Instrumentariums mehrmals revidiert. Die Fassung 
„Frascati-Handbuch" 19S0 liegt auch in der deut- 
schen Übersetzung vor 2). Es enthält Ausführungen 
über Grunddefinilionen und Konventionen, Klassifi- 
zierungen und Methoden der Messung von FuE-Tä- 
tigkeiten auf allen Wissenschaftsgebieten. Darüber 
hinaus enthält es ein Kapitel über FuE-Deflatoren und 
FuE-Wechselkurse, ein Kapitel über öffentliche FuE- 
Finanzierung nach sozio-ökonomischen Zielsetzun- 
gen sowie grundlegende Bemerkungen über die 
Möglichkeiten einer FuE-Outpulniessung. Den be- 
sonderen Problemen der Erfassung von Forschung 
und Entwicklung im Hochschulsektor wird durch ein 
kürzlich fertiggestelltes , Addendum" Rechnung ge- 
tragen. Die Arbeiten an einer erneuten Revision des 
Frascäü-Hancibuches wurden 1989 aufgenommen: sie 
sollen 1992 abgeschlossen sein. 

Auch die UNEfSCÜ führt regelmäßige Erhebungen 
der FuE-Ressourcea bei ihren Mitgliedstaaten durch. 
Die methodisch -dieoretischen Grundlagen wurden 
mit Untersiulzung der nationalen Sachverständigen 
verschiedener Kontinente ständig weilerentwickelt 
und auf den von der UNESCO veranstalteten Sonder- 
trelfen und Konferenzen ausführlich erörtert. Das Ziel 
ist hierbei die Sammlung von Informationen über wüs- 
senschditliche und technologische Aktivitäten (W- 
und T-Aklivitäten) in einer Form, die größtmögliche 
inlerndttonale Vergleiclibarkeit erlaubt. Die Empfeh- 
lungen bezüglich der „internationalen Standardisie- 
rung von StatisLkeii auf dem Gebiet von Wissenschaft 


') The measuremeni of Saentific dncl Teduucal AcLiviües — 
Proposed Ständard PracÜce for Sur^eys Research and Ex- 
penmenlal Developmenl — "Frascati Manual" 1980, Hrg. 
OECD. Paris 1981. 

Die Messung wissenschältlicher und technischer Tätigkeiten 
— AJJgenielne Richtlmieri für statistische Übersichten m For- 
schung und expeuinenieller Entwicklung, Herausgeber 

BMFT. Bonn 1982 
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und Technologie“ wurden von der GeneralveisaraTU“ 
lung der UNESCO im Jahr 1978 angenommen. Soweit 
es sich um den FuE-Bereich handelt, wurden die Defi- 
nitionen <les Frascati -Handbuchs weitgehend über- 
nommen. Der darüber lunaus gehende Bereich Wis- 
senschaft und Technologie wurde definiert und ist 
Inhalt neuer UNESCÜ-Erhebungem Die Empfehlun- 
gen bezüglich der inleinfitionalen Standardisierung 
sind von der UNESCO als Handbuch vorgelegt wor- 
den^). Der von der ÜNESC'CJ abgedeckte Mitglieder- 
kreis bezieht die osteuropäischen Länder und die Ent- 
wicklungsländer ein. wodurch besondere lorschunys- 
stalistische Fragestellungen hei vortreten, wie z. B. 
Mes.sung des Technologie-Transfers in weniger ent- 
wickelte Länder. 

Für Zwecke der Koordinierung der Forschungspolitik 
in den Ländern der Europäischen Gemeinschaften 
wurde ein spezielles statistisches Instrumentarium ge- 
schaffen, das sich jedoch nur auf die Forschungsfinan- 
zierung durch die zentralen öffentlichen Flaushalte 
erstreckt. Auf der methodisch-theoretischen Grund- 
lage des Frascati-Handbuches wurde die „Systematik 
zur Analyse und zum Vergleich der wisseoschaftli- 
chen Programme und Haushalte (NABS)"^) entwik- 
kelt, die eine funktionale Klassifizierung nach sozio- 
ökotiomischen Zielen darstellt. Die im Oktober 1966 
entwickelte Systematik wurde inzwischen zw^eimal 
revidiert, um sie den neueren Orientierungen in den 
Forschungstätigkeiten anzup^issen. Die letzte Revi- 
sion NABS 1983 — wurde nach VeraVj.schiedung 
durch den Unterausschuß FuE-Statislik vom Aus- 
schuß für wissenschaftliche und technische Forschung 
(AWTF) im November 1983 gebilligt. Auf der Grund- 
lage dieser Systematik werden vom Unterausschuß 
FuE-Statistik des AWTF bei den EG-Mitgliedstaaten 
die öffentlich finanzierten Ausgaben für Forschung 
und Entwicklung nach den Haushaltsplänen bzw. ih- 
ren Entwürfen, also Daten, die noch nicht vom Parla- 
ment verabschiedet wurden, erfaßt, analysiert und 
veröffentlicht. 

Das Statistische .Amt der Europäischen Gemeinschaf- 
ten führt keine eigenen torschungsstatistiscljen Erhe- 
bungen durch, ist aber als Sekretariat des Unteraus- 
schusses FuE-Statistik in die Arbeiten eingeschaltet. 
Das Amt plant jedoch eine Ausweitung seiner Aktivi- 
täten im Bereich der Wissenschafts- und Tecbnologie- 
indikaloren. 

Erwähnt seien hier auch die Arbeiten des Skandina- 
vischen Rats für angewandte Forschung (NORD- 
FORSK), in dem die Fonschungsorganisationen Däne- 
marks, Finnlands, Norwegens, und Schwedens zu- 
sammengeschlos.sen sind. Seine Hauptaufgabe be- 
steht in der Förderung der Zusammenarbeit der skan- 
dinavischen Länder auf dem Gebiet der wissenschaft- 
lichen und industriellen Forschung. 1974 wurde das 
Nordic-Manual veröffentlicht, das eine Weiterent- 
wicklung des Frascati-Handbuches darstellt und un- 
ter besonderer Berücksichtigung der Vergleichbar- 


Gujtde to slaüstics on scienct* and technoloav- Hro ÜNESCCJ, 
Paris 1984 

9 Noraendature pour T Analyse et la CompardJison des BudgeLS 
et Proqramnies ScientJIiques, Hrg. EUROSTAT, Luxemburg 
1986. ‘ 


keil der Daten zwischen den skandinavischen Län- 
dern erarbeitet v*^urde. 

Weiter sind die entsprechenden Arbeiten des Rates 
für gegenseitige Wirtschaftshilfe (CMEA) zu nennen, 
der sich um eine Anpassung der Erhebungskonzepte 
und um die Vergleichbarkeit der forschungsstatisti- 
schen Daten aus PI an wirtschaftssy. Sternen mit denen 
der w^estlichen Länder bemühte 

Die AbsLiminung und Zusammenarbeit dieser regio- 
nal und inhaltlich weit gestreuten Arbeiten erfordert 
erhebliche Internationale Kommuni kationsfähigkeit 
und -bereitschaft. Die Zusammenarbeit der Sekreta- 
riate der internationalen Organisationen auf diesem 
Gebiet hext .sich w'esenthch verstärkt, so daß die Dop- 
pelarbeil, die sich unter Berücksichtigung der spezifi- 
schen Zielsetzungen der einzelnen Organisationen 
ergibt, verringert werden konnte, Die Kommunikation 
ist darüber liinaus durch die regelmäßig stattfinden- 
rien Tagungen der Forschungsstatistiker aus den Mit- 
gliedstaalen gewährleistet. 


1.3 Rechtsgrundlagen 

Die Richtlinien und Empfehlungen der internationa- 
len Organisationen über die FuE-Statistiken werden 
von den Vertretern der jeweiligen Mitgliedstaaten be- 
schlossen. Eine Berichtspflicht für FuE-treibende Ein- 
richtungen oder Personen kann für die einzelnen 
Staaten daraus nicht abgeleitet werden. Hierfür be- 
darf es der entsprechenden Regelungen auf nationa- 
ler Ebene, ln der Bundesrepublik Deutschland kann 
eine Berichtspflicht nur durch gesetzliche Regelung 
begründet werden. 

Da ein ForschungsstatisUk-Gesetz, das die Fot- 
schungstätigkeit in allen Sektoren der Volkswirtschaft 
nach einheitlichen Verfahren erfaßt, nicht erlassen 
worden ist, muß das forschung.sstalisUsche Datenma- 
terial der einzelnen Sektoren aus unterschiedlichen 
Quellen ermittelt werden. Die amtliche Statistik kann, 
infolge der fehlenden gesetzlichen Grundlage, for- 
.schungsslatistische Erhebungen nur insoweit doicb“ 
führen, als sie von anderen Statistikgesetzen mit ab- 
gedeckt sind. Cher die jährliche Finanzstatislik wer- 
den als Grunddaten die staatlichen Ausgaben für Wis- 
senschaft, Forschung und experimentelle Entwick- 
lung ermittelt und die gemäß der Definition des Fras- 
cati-Handbuchs FuE betreffenden Teilbeträge in ei- 
nem zweiten Schritt ausgegliedert. Mit dem gleichen 
Gesetz ist auch die Erhebung des in staatUchen wis- 
senschaftlichen Einrichtungen beschäftigten Perso- 
nals abgedeckt. Auch die Datenerhebung bei den 
überwiegend staatlich finanzierten Forschungsein- 
richtungen ohne Erwerbszweck stützt sich auf dieses 
Gesetz (vgl. Gesetz über die Finanzstalistik in der Fas- 
sung vom 1 1. Juni 1980 — BGBl. I S. 673 geändert 
durch das 2. StatisUkbereinigungsgesetz vom 
19. 12, 1986). Die Forschungsdaten für den Hoch- 
schulbereich basieren auf der Statistik über das Hoch- 
schulpersonal und die Flochschulfinanzen, die nach 
dem Hochschulstalistikgesetz erhoben werden (vgl, 
Gesetz über eine Bundesstatistik für das Hochschul- 
wesen in der Fassung vom 21. .April 1980 — BGBl. 
1 S. 453 — Eine unmittelbare Erhebung der Daten für 
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die Hochschulforschung kann aus sachlichen Grün- 
den nicht erfolgen, so der FuE-Bereich über Koef- 
fizienten ermittelt werden muß (vgl. Abschnitt 1,5; 
Besonderheiten des Hochschutsektorsj . 

Für die Wissenschaftsausgaben des Bundes wird vom 
Bundesminister für Forschung und Technologie eine 
eigene Erhebung bei allen Bundesressorts durchge- 
führt, bei der der FuE*Bereich kenntlich gemacht ist. 
Die Daten sind nach verschiedenen Kriterien geglie- 
dert und werden neben dem Bundesbencht For- 
schung auch in den ,, Statistischen Informationen " des 
Bundesministeriums für Forschung und Technologie 
veröffentlicht. 

Die Daten des Wirtschaftssektors werden in zweijäh- 
rigem Rhythmus von der SV-Genieinnützigen Gesell- 
schaft für Wissenschai’fsstatistik mbH (Stifterverband 
für die deutsche Wissenschaft) erhoben, aulbereitet 
und analysiert. In die Erhebungen, die auf fieiwilliyei 
Basis erfolgen, sind die FuE-belreibenden und finan- 
zierenden Unternehmen und die Institutionen für Ge- 
meinschaftsforschung und experimentelle -entwick- 
iung einbezogen. Seil 1978 fällt im Rahmen des FuE- 
Personalkostenzuschußprogramms der Bundesregie- 
rung das über die Arbeitsgemeinschaft Industrieller 
Forschungsvereinigungen e. V. (ALF) abgewickeit 
wird, statistisches Datenmaterial über die FuE-Tätig- 
keit kleiner und mittlerer Unternehmen an, die in die 
Erhebungen des SV nicht einbezogen waren. Dieses 
Datenmaterial, dessen methodische Grundlage von 
der des SV abweicht, wird nach Bereinigung und Auf- 
bereitung in die FuE-Statistik des SV integriert. Ein 
Vergleich der Angaben mit früheren Jahren ist aus 
diesem Grunde nur noch bedingt möglich. Durch die 
Änderung der Bedingungen für die AnlragsteMungen 
zum FuE-Personalkostenzuschußprogramm ab 1981 
haben sich erneut Schwierigkeiten ergeben, die durch 
vom SV entwickelte Schatzmethoden ausgegÜchen 
werden mußten. Um solchen -Änderungen für die Zu- 
kunft besser Ijegegnen zu können, ist vorgesehen, die 
Unternehmen mit weniger als 500 Beschäftigten im 
Wege einer Stichprobe zu erfassen. Ein geeignetes 
Konzept hierfür wird gegenw'ärlig erarbeitet. 

Pur die privaten wissenschaftlichen Institutionen ohne 
Erwerbszweck, die weder überwiegend vom Staat 
noch überwiegend von der Wirtschaft finanziert wer- 
den, lagen bisher nur Teilangaben und Schätzungen 
vor. 1989 hat das Statistische Bundesamt eine Sonder- 
erhebung auf der Grundlage des 5 7 (1) Bundesslati- 
stikgesetz durchgeführt. Gegenstand der Erhebung 
waren insbesondere die FuE-Ausgaben und das FuE- 
Personal der privaten wissenschaftlichen Einrichtun- 
gen ohne Erwerbszweck; die Erhebung bezog sicli auf 
das Jahr 1987 und erfolgte auf freiwilliger Basis. Über 
die Ergebnisse der Erhebung, die in die statistische 
Berichterstattung (national wie international) einge- 
gangen sind (vgl. z, B. Tabelle Vi/29), berichtet das 
Statistische Bundesamt 1990 in „Wirtschaft und Stati- 
stik", Von besonderer Bedeutung ist dabei die Sektor- 
abgrenzung des „PNP-Sektors"^) gegenüber den 
ganz oder übervviegend vom Staat oder von der Wirt- 
schaft finanzierten Einrichtungen, die jeweils dem 
Staats- bzw. dem Wirtschaftssektor zugeordnet 


Private Non-Profit. 


werden (OECD-Abgrenzung; vgl. Abschnitt T4, Zif- 
fer 3). 


T4 Abgrenzung und Gliederung der 
Erhebungstatbestände 

h ßegrlffsabgrenzung 

Grundlage der Abgrenzung eines Erhebungsgegen- 
standes ist die Definition. Forsdrung und experimen- 
telle Entwicklung (FuE) wird im Frascati-Handbuch 
1980 mit systematischer, schöpferischer Arbeit zur Er- 
weiterung des Kenntnisstandes, einschließlich der Er- 
kenntnisse über den Menschen, die Kultur und die 
Gesellschaft sowie deren Verwendung mit dem Ziel, 
neue Anwendungsmöglichkeiten zu finden, defi- 
niert. 

Die Grenze zwischen Aufarbeitung des vorhandenen 
Wissens und dem Betreten geistigen Neulands ist trotz 
der im Frascali-Handbuch gegebenen Beispiele noch 
unscharf. Für die Forschungsstatistik ist die Negativ- 
abgrenzung des FuE-Begriffs leichter zu handhaben. 
Forschung und Bnlwicklung ist ein Teilbereich des 
OberVjegriffs Wissenschaft, der außer FuE die wissen- 
schaftliche Lehre und Ausbildung und andere lor- 
schungsverwandte Tätigkeiten umfaßt. Zu letzteren 
gehören z, B, wissenschaftliche und technische Infor- 
mationsdienste, Datensammlung für allgemeine 
Zwecke, Durchführbarkeit,sstudien und ähnliches. 
Hauptkriterium für die Abgrenzung von FuE gegen- 
über verwandten Tätigkeiten ist das Vorhandensein 
eines nennenswerten Elements von W-’elterenl Wick- 
lung (vgl, Frascati-Handbuch 1980 — Kapitel II). Oft 
sind allerdings Forschung und Entwicklung und for- 
schungsverwandte Tätigkeiten so eng miteinander 
verbunden, daß eine getrennte Nachweisung weder 
von der finanziellen noch von der personellen Seite 
her möglich ist. In diesen Fallen muß für forschungs- 
statistische Erhebungen entweder nach dem Schwer- 
punkt entschieden werden oder eine Aufteilung mit- 
tels Schätzungen erfolgen. 

Ebenso schwierig ist die Abgrenzung der drei Ele- 
mente von FuE, der Grundlagenforschung, der ange- 
wandten Forschung und der experimentellen Ent- 
wicklung, Grundlagenforschung wird im Frascati- 
Handbuch 1980 als „experimentelle oder theoretische 
Arbeit, die in erster Linie auf die Ge^vinnung neuer 
Erkenntnisse über den zugrundeliegenden Ursprung 
von Phänomenen und beobachtbaren Tatsachen ge- 
richtet ist, ohne auf eine besondere Anwendung oder 
Verwendung abzuzielen", definiert, ln Fällen, in de- 
nen Grundlagenforschung auf gewisse Bereiche all- 
gemeinen Interesses abzielt oder an ihnen ausgerich- 
tet ist, spricht man auch von „anwendungsorientierler 
Grundlagenforschung". Es zeigt sich jedoch, daß zu- 
nehmend Forschungsaktivitäten auf der Grenze zwi- 
schen Grun<ilagenforschung und angewandter For- 
schung liegen, v/as z. ß. die Erhebung der Ausgaben 
für die Grundkigenforschung erschwert. 

Bei der indu.striellen FuE liegt das Plauptprobiem in 
der Abgrenzung der experimentellen Entwicklung 
zur Produktion. Hier sind definitorisch die Grenzen 
zwischen Prototypen und Versuchsanlagen einerseits 


331 


Drucksache 11/6886 


Deutscher Bunciestcig - LI. Wahlperiode 


und Serienfertigung und Übernahme der Versuchsan- 
lagen in den normalen Produktionsablauf anderer- 
seits zu ziehen. 

Die oben angesprochenen Arbeiten an einer umfas- 
senden Revision des Pascati-Handbuches werden .sich 
insbesondere mit diesen Definitions- und Abgren- 
zungsproblemen auseinandersetzen müssen. 


2. Erhebungsmerkmale und Erhebungseinheil 

Wie bereits gesagt, wird zum gegenwärtigen Zeit- 
punkt überwiegend die Inputseite der FuE-Tätigkeit, 
also ihre finanziellen und personellen Ressourcen sta- 
tistisch erfaßt. Bei Vergleichen zwischen Daten für 
einzelne Forschungsbereiche eines Landes oder bei 
internationalen Vergleichen ist zu berücksichtigen, 
daß eine solche Aufwandstatishk Geldeinheit gleich 
Geldeinheit und Forschungsstunde gleich For- 
schungsstunde setzt, ohne Rücksicht auf die eventu- 
elle unterschiedliche Ergiebigkeit in den einzelnen 
Bereichen. Diese Aussage ist Angelegenheit einer 
Output-Messung. 

Erfaßt werden die Ausgaben und ihre Finanzierung 
sowie das in Forschung und Entwicklung tätige Per- 
sonal. Auf der Ausgcibenseite werden die direkten 
FuE-Ausgaben, gegliedert narb Ausgabearten (Per- 
sonal-, laufende Sach-, Investitionsausgaben) sowie 
die Finanzierungsausgaben für FuE-Arbeiten Dritter 
(Käufe von Dienstleistungen oder Zuschüsse) erho- 
ben. Im staatlichen Bereich ist die Unterscheidung 
von institutioneller Förderung (Zuschuß) und projekt- 
gebundener Förderung (Zuschuß oder Kauf) von Be- 
deutung. Alle Ausgaben beinhalten Finanztransaktio- 
nen, also nicht FuE-Kosten im betriebswirtschaftli- 
chen Sinn (z, B. Investitionsausgaben eines Jahres 
statt periodenbezogene Abschreibungen auf die FuE 
gewidmeten Kapitalgüter). 

Den Ausgaben stehen auf der Einnahmenseite des 
fiktiven Forschungsbudgets eigene Mittel hzw. 
Fremdmittel, die nach Zuwendungs- bzw. Auftragge- 
bern aus den einzelnen Forschungsbereichen des In- 
lands oder aus dem Ausland (ein.schließlich der inter- 
u. supranationalen Organisationen) gegliedert sind, 
gegenüber. 

Das in FuE tätige Personal ist nach Art der Beschäfti- 
gung in Forscher, Techniker und vergleichbares Per- 
sonal und Sonstiges Personal sowie nach der Art der 
Ausbildungsabschlüsse (Hochschulabschluß, übrige 
Abschlüsse des tertiären Bereichs, mittlere und son- 
stige Abschlüsse) gegliedert. Da ein genauer Nach- 
weis der auf FuE verwendeten Zeit bei keiner der 
Kategorien des Personals möglich ist, werden in der 
Praxis die Personen einer zum FuE-Berichtskreis zäh- 
lenden Forschungseinrichtung schw^erpunktmäßig 
oder mit Hilfe von FuE-Koeffizienten (FuE-Anteilen) 
erfaßt (dies gilt insbesondere für die Hochschulen; 
vgl. auch weiter unten Abschnitt L5): die Teilzeitbe- 
schaftigten gehen im staatlichen Bereich schematisch 
mit dem Vollzeitfaktor 0,5 in die Berechnungen ein, 
im Wirtschaftssektor dagegen wird von der Dauer der 
teilw^eisen Beschäftigung in FuE (in Mann/Frau-Mo- 
naten ausgedrückt) ausgegangen. 


Erhebungseinheiten sind einmal die FuE betreiben- 
den Unternehmen — wobei als Darstellungseinheit 
die jew’eiligen fachlichen Untemehmensteile FuE fun- 
gieren — und zum anderen die Forschung betreiben- 
den ln.stiluüonen. In der Vergangenheit wurde hierbei 
überwiegend das Schwerpunktprinzip angewendet, 
d. h. alle rn.siitijtionen, deren Haupttatigkeit sich auf 
Forschung und Entwicklung bezieht, wurden mit ih- 
ren gesamten Ausgaben (bzw. Personal) von der Erhe- 
bung erfaßt und nur in Einzelfällen wurden FuE- 
fremde Elemente ausgegliederl bz'w. Forschungslä- 
ligkeiten von Einrichtungen einbezogen, die nicht 
überwiegend FuE betreiben, letzteres z. B, im Fall der 
meteorologischen Forschung des Deutschen Wetter- 
dienstes, der als Gesamlinstilution in der Forschungs- 
stcitislik sachfremd eingeordnet wäre. Inzwischen 
wird von diesem Sch\verpunklprinzip immer dann ab- 
gewichen, wenn zwar die Haupttatigkeit einer Ein- 
richtung Forschung und Entwicklung bGtrifft, jedoch 
daneben ein nennenswerter Anteil (etwa 5 % oder 
mehr) auf andere Tätigkeiten (wie z. B. Informations- 
dienste oder technische Prüfarbeiten) entfällt, die. 
nicht unmitteibaj mit der jeweiligen Forschungstätig- 
keit dieser Einrichtungen verbunden sind. Auf diese 
Weise wird die forschungsstatistische Darstellung ver- 
feinert und den Anforderungen internationaler Erhe- 
bungen besser entsprochen. 


3.. Instilulionelle Abgrenzung 

Die grundlegende instilulionelle Gliedenmg des FuE- 
Bereichs ist die Unterteilung in Sektoren. In Anleh- 
nung an das System der Volkswirtschaftlichen Ge- 
söintrechnung (SNA)^) sieht das OECD-Konzept die 
Bereiche: Wirtschaft, Staat, private Organisationen 
ohne Erv/erbszweck (PNP)^), Ausland und Hochschu- 
len vor. Letztere sind wegen der Bedeutung der Hoch- 
.schulen für den FuE-Bereich aus dem Staatssektor 
ausgegliedert und gesondert nachgewiesen. Bei den 
privaten Organisationen ohne Erwerbszweck i.st zu 
beachten, daB sie, soweit sie vornehmlich DiensÜei- 
stangen für Unternehmen erbringen und von diesen 
finanziert werden, dem Wirtschaftssektor und soweit 
sie vorwiegend dem Staat dienen und ganz oder über- 
wiegend staatlich finanziert werden, dem Staatssek- 
tor zugeordnet werden. Hieraus ergibt sich, daß der 
PNP-Seklornurdie unabhängigen und nicht überwie- 
gend staatlich oder von der Wirtschalt finanzierten 
und kontrollierten Forschung.seinrichtungen umfaßt 
und in den internationalen FuE-Statistiken volumen- 
mäßig klein i.st. Für die Bundesrepublik Deutschland 
be-stand für diesen Bereich eine Lücke in der statisti- 
schen Erhebung, so daß die für diesen Sektor bis 1985 
nachgewiesenen Angaben die unlerste Grenze dar- 
stellen; 198? wurde erstmals eine Erhebung in die.sem 
Sektor durchgeführi (vgl. Ab.schnitt 1.3; für die natio- 
nale Berichterstattung werden die beiden Sektoren 
Staat und private Institutionen ohne Erwerbszweck 
anders abgegrenzt — vgl. Begriffseiläuterungen zum 
statistischen Zahlenmaterial — ). 


A Sv.slGm ol National Account.^ — UNESCO — Npv/ York. 

1968. 

Private Non-Proht. 


332 


Deutsche! Bundestdg — 11. Wahlperiode 


Drucksache 11/6886 


Die UNESCO weist folgende Bereiche nach: Produk- 
tivbereid:) , der in integrierte und nicht-integrierte For- 
schung unterteilt ist, allgemeine Dienste, Hochschu- 
len und Ausland. Der Produktivbereich umfciiJt, 
ebenso wie der Wirlschai ts.seklor im OECD-Konzept, 
die FuE-betreibenden Unternehmensteüe einschließ- 
lich Deutsche Bundesbahn und Deutsche Bundespost 
und rechtlich selbständige Unternehmen der öffentli- 
chen Hand sowie die selbständigen Forschungsein- 
richtungen, die den Unternehmea dienen und von 
ihnen überwiegend fLnanziert werden. Darüber hin- 
aus gehören nach dem UNESCO-Konzept auch die 
Forschungseinrichtungen zum Produktivbereich, de- 
ren Forschungsergebnisse bestimmten, gemäß der in- 
ternätionelen Wirtschaftszw^eigsystematik (ISIC)^) ab- 
grenzbaren Wirtschaftszweigen zugute kommen, 
auch wenn sie überwiegend vom Staat oder den Orga- 
nisationen ohne Erwerbszweck finanziert werden. Für 
die Bundesrepublik Deutschland ist die Abgrenzung 
und Bestimmung dieser Lnstitute bisher nicht möglich, 
so daß alle überwiegend staatlich finanzierten For- 
schungseinrichtungen dem Sektor „ Allgemeine Dien- 
ste " zugeordnet werden, der dem staatlichen Sektor 
einschließlich dem PNP-Sektor der OECD ent- 
spricht. 


4. Funktionale Gliederungen 

Für die Durchführung von Analy.sen im FuE-Bereich 
sind funktionale Gliederungen von weitaus größerer 
Bedeutung, als die nach Institutionen. Theoretisch 
wäre es durchau.s möglich, ein einheitliches, funktio- 
nal ausgerichtetes Klassifikationssystem für alle Sek- 
toren festzulegen, aber in der Praxis stößt dies auf 
Schwierigkeiten. Aus praktischen Erwägungen wer- 
den für die einzelnen Sektoren unterschiedliche Sy- 
stematiken angewendet. 

Die haupt.sächliche Klassifikation des Wirtschaftssek- 
tors ist die nach Wirtschaftszweigen, sie wird sowohl 
für die in den Unternehmen durchgeführte FuE als 
auch für die Forschungsinstitute im Wirtschaftssektor 
angewandt. Für nationale Darstellungen wird hier der 
amtlichen Wirtschaftszweigsystemaük des Statisti- 
schen Bundesamtes gefolgt, wahrend bei internatio- 
nalen Vergleichen die internationale Standardklassi- 
fikalion ISIC zugrunde gelegt wird. 

Eine zweite funktionale Gliederung des Wirtschafts- 
sektors ist die Aufteilung nach Produktgruppen, wor- 
unter Erzeugni.sbereiche, Produkte und Verfahren zu 
verstehen sind. Die Analyse nach Produktgruppen 
zielt auf die tatsächliche wirtschaftliche Ausrichtung 
der von Einrichtungen des Wirtschaftssektors durch- 
geführten FuE ab. Hierbei werden die FuE-Daten auf 
Kategorien verteilt, die sowohl eine bessere interna- 
tionale Vergleichbarkeit als auch eine tiefergehende 
Analyse ermöglichen (vgl. Frascati-Handbuch iJ^80 — 
4.3 — ). Allerdings können nach dieser Gliederung nur 
die Aufwendungen eines Unternehmens insgesamt 
unterteilt werden. Entsprechende Angaben für ein- 
zelne Ausgabearten, die Finanzierung oder gar für 
das in FuE-beschäftigte Personal sind nicht möglich. 


IntemdüoDdl Stäridard Industrial C'lassificaiion 


Die übrigen Sektoren werden nach sechs Wissen- 
schaftS“ und Technologiezweigen (Naturwissenschaf- 
ten, Ingenieurwissenschaften, Medizinische Wissen- 
schaften, Agrarwissenschaften, Sozialwissenschaften 
und Geisteswissenschaften) unterteilt. Als Grundlage 
hierfür dient die UNESCO-Klassifikation. 

Unabhängig von der Sektoreneinteilung liegen für die 
staatlich finanzierten FuE-Ausgaben auch Systemati- 
ken mit sozio-okonomischer Zielsetzung vor. Aus- 
gangspunkt war hier die Gliederung der Europäi- 
schen Gemeinschaften — NABS — die, wie bereits 
berichtet, ihre zweite Revision erfuhren hat. Die NABS 
19Ö3 sieht 13 Kapitel mit 8? zweistelligen Positionen 
vor. Eine weitere Unterteilung ist nur noch bei 3 Posi- 
tionen, die eine Aufteilung nach Industrieerzeugnis- 
sen betreffen, vorgesehen. Auch die Systematiken der 
OECD und UNESCO sehen eine Gliederung nach so- 
'zio-ökonomischer Zielsetzung vor. Im Gegensatz zu 
der sehr detaillierten Gliederung der EG werden in 
diesen beiden Systematiken nur 13 Bereiche unter- 
schieden. Alle drei Systematiken sind nicht deckungs- 
gleich, können aber mit Hilfe von Umsteigeschlüsseln 
voneinander abgeleitet werden. 


1.5 Besonderheiten des Hochschulsektors 

Die enge Verflechtung von Forschung und Lehre an 
den Hochschulen wirft für forschungsstatistische Er- 
hebungen erhebliche Probleme auf, die bei den Hoch- 
schulkliniken durch die medizinische Betreuung der 
Patienten w'eiter erschwert werden. Getrennte Rech- 
nungssysteme, welche die einzelnen Aufgabenberei- 
che gesondert nachweisen, gibt es im Hochschulbe- 
reich nicht. Statistisch erfaßbar sind nur die in der 
Hochschulfinajizstatistik nach Fächergruppen sowie 
Lehr- und Forschungsbereichen aufgeteilten Ausga- 
ben und Einnahmen. Weder Daten über die FuE-Aus- 
gaben noch über Forschungspersonal an Hochschu- 
len können den Rechnungs- und Personalunterlagen 
unmittelbar entnommen werden. Auch die Erfassung 
der Drittmittel, die fast ausschließlich der Forschung 
zugute kommen, ist noch unvollständig. Eine verbes- 
serte Erhebung ist eingeleitel; erste vorläufige Ergeb- 
nisse liegen vor. Diese Daten, die vom Wissenschafts- 
rat erhoben wurden, gehen ausschließlich vom Dritt- 
mittelgeber aus (öffentlichen und privaten). In die na- 
tionale und internationale FuE-Berichterstallung wer- 
den nur die Drittmittel der Hochschulen einbezogen, 
die durch die Hochschulfinanzstatistik erfaßt werden. 
Da jedoch nur ein Teil der Drittmittel in die Haushalte 
der Flochschulen eingestellt wird — ein nennenswer- 
ter Teil der Drittmittel wird über Verwahr- oder Son- 
derkonten abgewickelt — (Ursache dafür sind unter- 
schiedliche gesetzliche Grundlagen in den Bundes- 
ländern), ist die Aussagefähigkeit der Hochschulfi- 
nanzstatistik in dieser Frage eingeschränkt; die darin 
ausgewiesenen Drittmittel stellen daher lediglich eine 
untere Grenze der Drittmittel der Hochschulen dar 
(vgl. dazu auch „Drittmittel der Hochschulen [vorläu- 
fige Ergebnisse) 1970, 1975, 1980 bis 1985'", Hrg. Wis- 
senschaftsrat, Köln 1986 sowie H.-W. Helmeier 
Hochschulfinanzen 1978- 1985 Wirtschaft und Sta- 
tistik 10/1987). 
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Die Trennung der Tätigkeitsbereiche in den 
schulen erfolgt nach intemaiionaler Übung über Da- 
ten zur Arbeitszeitverteilujig beim wissenschaftlichen 
Personal Diese Daten werden durch Zeitbudgelstu- 
dien entweder im Wege einer Totalerhebung bei dem 
betroffenen Personal oder als Stichprobe oder als lau- 
fende Zeitanschreibung mit kurzen Zeitintervallen 
oder als retrospektive Einschätzung für einen abge- 
löufenen Zeitraum ermittelt. Einige Staaten haben 
hierfür Erhebungen durchgeführt. Für die Bundesre* 
publik Deutschland Hegen nur Erkenntnisse von Ein- 
zelstudien vor, die kein vollkommenes Bild vermit* 
teln. 

Für die praktische Berechnung des personellen und 
finanziellen Forschungspotentials der Hochschulen 
wird daher auf die Ergebnisse der Erhebungen über 
das Hochschulpersonal und die Hochschulfinanzen 
zurückgegriffen. Für die einzelnen Hochschularten 
und Fächergruppen werden FuE-Koeffizienten zu- 
grundegelegt. Bei den Erhebungen 1987 wurde erst- 
mals ein modifiziertes Berechnungsverfahren für For- 
schung und Entwicklung im Hochschulsektor ange- 
wandt, auf das sich die Kultusniinisterkonferenz, der 
Wissenschaftsrat, das Statistische Bundesamt und das 
BMFT 1989 geeinigt haben. Dieses Verfahren geht 
von der Trennung „Grundmiltelforschung'' und 
„Drittmittelforschung“ aus und basiert auf den Daten 
der LehrverpOichtungs Verordnungen sowie den Er- 
gebnissen der Hochschylpersonab- Prüfungs- und 
Studentenstatistiken; auf Zeitbudgetstudien wnrd da- 
bei verzichtet. Die Drillmittelausgaben und das Drilt- 
mittelpersonal werden insgesamt der Forschung zu- 
geordnet, während die FuE-Ausgaben und das FuE- 
Persona! der Grundausstatlung über FuE-Koeffizien- 
ten ermittelt werden. Das Verfahren zur Berechnung 
der FuE-Koeffizienten berücksichtigt eine Reihe von 
empirischen Aspekten und ist mit den für die FuE- 
Statistiken gültigen internationalen Konvenlionen des 
Frascati- Handbuchs vereinbar. Es geht von der 
Gmndannahme aus, daß sich die Hochschulausgaben 
(Personal-, übrige laufende sowie Investitionsausga- 
ben) und das Personal proportional der Verteilung der 
Arbeitszeit des wissenschaftlichen Personals auf die 
einzelnen Hochschulfunktionen aufteilen lassen. 

Die FuE-Koeffizienten werden indirekt — über den 
Zeitaufwand für Lehre und andere Nichtforschungs- 
tätigkeiten ermittelt. Dabei muß eine Vielzahl von 
Annahmen gemacht werden (z. B. bezüglich der Zei- 
len für die Vor- und Nachbereitung einer Vorlesungs- 
slunde (Realzeitfaktor), für die Umrechnung der Per- 
sonalzeiten in Vollzeitaquivalente). Vorhandene In- 
formationen (z. B. Personal-, Prüfungs-, Studentensta- 
tistiken u. a.) werden weitestgehend ausgew^ertet. Für 
die Zukunft ist vorgesehen, die .Annahmen mit Hilfe 
w^eiterer empirischer Untersuchungen zu überprüfen 
(vgl. Wirtschaft und Statistik 2/1990). 

Angewandt auf die Umver.siläten, Gesamthochschu- 
len, Pädagogischen und Theologischen Hochschulen 
ergibt das Berechnungsverfahren, bei dem die FuE- 
Ausgaben und das FuE -Personal schrittweise ermit- 
telt werden, die folgenden FuE-Koeffizienten für die 
Grundausstaitung. Die nachstehend ebenfalls ange- 
gebenen FuE-Koefbzienten der Hochschulkliniken 
\mö der Fachhochschulen wurden zunächst aus dem 


in der Vergangenheit verwendeten Verfahren über- 
nommen: 

Universi täten. Gesamt hoc tn^chulenf Pädagogische 


und Theoiogjsche Hochschulen 

— Spracli- und Kultur-, 

Kunstwissenschaften, Sport 3t, 9 % 

— Rechts-, Wirtschafts-, 

Sozial Wissenschaften 34,9 % 

— Mathematik, Naturwis.senschaflen 40,6 % 

— Humanmedizin 28,7 % 

— Veterinärmedizin 36,7 7o 

— Agrar-, Forst-, Ernährungswissenschaften 36,7 % 

— Ingenieurwissenschaften 42,1 % 

Hochschuiklin fken 13,5% 

Kunsthochschulen 15 % 

Fachhochschulen 5 % 


Aufgrund des geänderten Berechnungs Verfahrens für 
die FuE-Ausgaben und das FuE-PersonaJ sind die 
FuE-Koeffizienten nur bedingt mit den bisher ange- 
wandten vergleichbar, da vor ihrer Anwendung die 
Ausgaben- und Personaldaten um die auf die Drittmit- 
tel bzw, auf die Erwirtschaftung der Verwaltungsein- 
nahmen entfallenden Teile vermindert werden (vgl. 
Statistisches Bundesamt: Wirtschaft und Statistik 
2/1990), 


1,6 Probleme der FuE-Enputreihen 

Die FuE-lnpiitreihen der finanziellen Ressourcen wer- 
fen bezüglich der Erfassung und Bewertung von 
Preisniveauunterscheidungen Probleme auf. Für Zeil- 
reibenanalysen, die sowohl innerhalb eines Landes 
als auch bei einem mternationalen Vergleich von In- 
teresse sind, müssen die im Zeitablauf eingetretenen 
Preis Veränderungen Berücksichtigung linden. Die 
An\vendung eines globalen Preisindex, wie z. B, den 
des Bruttoinlandsprodukts, gibt angesichts der beson- 
deren Kostenstruktur von FuE nur ungenau die Preis- 
entwicklung wieder. Ein besonders berechneter FuE- 
Defiator, der die StnJktur der Ausgabearten im FüE- 
Bereich und die zu diesen passenden Preisindexrei- 
hen berücksichtigt, steht z. Z. noch nicht zur Verfü- 
gung. 

Soweit internationale Vergleiche betroffen sind, stel- 
len sich bei den Umrechnungen in eine einheitliche 
Währung ähnliche Probleme. Die globalen Wechsel- 
kurse geben nicht unbedingt die internen Kaufkraft- 
Paritäten für FuE- Ressourcen wieder, so daß hier, um 
zu zutreffenden Ergebnissen zu gelangen, die spe- 
zielle AusgabensLruktur des FuE-Bereichs Berück- 
sichtigung finden muß. Die OECD venvendet in ihrer 
FuE-Berichterstöttung derzeit Kaufkrciftparitälen, die 
sich nicht auf einen spezifischen FuE-Warenkorb, 
sondern auf das Bruttoinlandsprodukt insgesamt be- 
ziehen. Obwohl die so ermittelten Kaufkiaftparitäten 
die Besonderheiten zwischen den einzelnen Stcialen 


334 


Deutscher Bundestag — 11. Wahlpehüde 


Drucksache 11/6886 


im Bereich der FuE-Ressourcen nur .sehr grob abbil- 
den, sind sie den Wechselkursen bei internationalen 
Vergleichen vorzuziehen (vgl. dazu auch Frascati- 
Manual 1980, Kapitel Vll). 


1,7 Weiterentwicklung der Forschungsstatistik 

Der Schwerpunkt dev .Anstrengungen zur Weiterent- 
wicklung der Forschungsslatistik liegt seit geraumer 
Zeit bei der Untersuchung der Möglichkeiten der Out- 
put-Messung für diesen Bereich. Insbesondere ist es 
hier wiederum die OECD, die sich, unterstützt durch 
die Empfehlungen der zweiten ad hoc-Stucliengruppe 
für FuE-Statistik, mit diesen Problemen belaßt, ln der 
Zwischenzeit haben mehrere Seminare und eine cjtö- 
ßere Konferenz über Wissenschafts- und Technologie- 
indikatoren stattgefunden, um unter den OECD-Mit- 
gliedstaaten eine allgemeine Übereinstimmung über 
FuE-Output-lndikatoren zu erreichen. Die Sachver- 
ständigen der Mitgliedstaaten untersuchten auf den 
Tagungen verschiedene Indikatorengebiete: 

O Innovationstäligkeit, einschließlich der Innova- 
tion.sniessung selbst und Fatentslaü.süken, 

O EinOuß von Wissenschaft und Technologie auf die 
Wirtschaft (Technologie und internaLionaler Han- 
del, technologische Zahlungsbilanz sowie Techno- 
logie und Produktivität), 

O Wissenschaftsindikatoren, einschließlich bibliome- 
trischer Analysen, Zitationsindizes und peer re- 
views, 

O verschiedene Indikatoren zur Messung des „Inne- 
ren Zustandes" der Technologie, die Problematik 
der Erstellung derartiger Indikatoren sowie Wis- 
senschafts- und Technolog ieindikaioren im allge- 
meinen. 

Im Zusammenhang mit der Untersuchung der Frage, 
welchen Beitrag Wissenschaft und Technologie zum 
wirtschaftlichen Wachstum und zur geselischafllichen 
Entwicklung leisten, wird die Wirkungsweise des 
technologischen Fortschritts untersucht; spezielles In- 
teresse liegt bei den nationalen und internationalen 
Diffusionsprozessen. Empirische Informationen sind 
bisher kaum vorhanden. Im Rahmen ihres „Techno- 
logy-Economy-Project" (TEP) untersucht die OECD 
derzeit diesen Fragenkomplex in einem größeren Zu- 
sammenhang. Dabei geht es auch darum, ob es geeig- 
nete neue oder verbesserte Indikatoren für diesen 
Untersuchungsbereich gibt; Ergebnisse werden vor- 
aussichtlich 1991/92 vorliegen. 

Eines der Probleme beim Gebrauch von Output-Indi- 
katoren ist die Art der verwendeten Daten. Im allge- 
meinen sind die für die Output-Messung heranzuzie- 
henden Daten nicht für diesen Zweck gesammelt wor- 
den, und müssen, um vergleichbare Klassifikationssy- 
steme zu erhalten oder um den Einfluß der Technolo- 
gie von anderen Einflußvariabien trennen zu können, 
bereinigt weiden (vgl. Frascati -Handbuch 198Ü, An- 
hang 11). 

Ein anderes Problem liegt in der Aufbereitung und 
Interpretation der erhobenen oder gesammelten Da- 
ten, Dies trifft etwa auf Indikatoren zu, die den For- 


schungs-Output mit Hilfe von Publikationen und Zita- 
tionen messen sollen. In den letzten Jahren sind ins- 
besondere auf dem Gebiet der bibliometrischen Indi- 
katoren zahlreiche Studien vorgestellt worden, deren 
Ergebnisse zum Teil kontrovers diskutiert worden. Es 
zeigt sich u. a., döß die Aussagefahigkeit rein quanti- 
tativer Indikatoren durch Hinzu nähme qualitativ' er 
Teil- Indikatoren wesentlich verbessert werden kann. 
Ganz allgemein sollte sich ein internationaler Ver- 
gleich auf mehrere Indikatoren stützen, die den IJn- 
lersuchungsbereich von verschiedenen Seiten zu be- 
trachten erlauben und die sieb in ihrer Aussagefähig- 
keit möglichst gut ergänzen. 


2. Tabeilenteil 

2.1 Bogriffserläutorungon zum statistischen 

Zahlenmatenat 

— Wisse nscha i tsaus gaben 

Ausgaben für For.schung und Entwicklung (FuE), 
für wissenschaftliche Lehre und Ausbildung und 
für sonstige verwandte wissenschaftliche und 
technologische Tätigkeiten. Zu letzteren gehören 
z. ß. wissenschaftliche und technische Informa- 
tionsdienste, Ddtensammlung für allgemeine 
Zwecke, Untersuchungen über die Durchlührbar- 
keit technischer Projekte, immer mit der generel- 
len Einschränkung der Verwendung bekannter 
wissenschaftlicher Methoden. 

— FüE-Ausgohen 

Nur Airsgaben für Forschung und Entwicklung 
(FuE), wobei Forschung und experimentelle Ent- 
wicklung gemäß Frascati-Handl^uch als systemati- 
sche, schöpferische Arbeit zur Erweiterung des 
Kenntnisstaudes einschließlich der Erkenntnisse 
über den Menschen, che Kultur und die Gesell- 
schafl sowie deren Verwendung mit dem Ziel, 
neue Anwendungsmögiiehkeiten zu finden, defi- 
niert ist (vgl. Frascali-Hanclbuch 1980, § 43 j. 

Die Ausgaben der Hoch.schuien und Hochschulkli- 
niken sind nur mit den auf FuE entfallenden Teil- 
beträgen enthalten. 

— Netioausgaben 

Gesamtausgaben abzüglich Zahlungen von ande- 
ren öffentlichen Bereichen. Sie zeigen die aus ei- 
genen Einnahmequellen der jew'eiligen Körper- 
schaften zu finanzierenden Ausgaben (Bela- 
stungsprinzip). 

— Unmittelbare Ausgaben 

Ausgaben für Personal, laufenden Sachaufvvand, 
Sachinvestitionen sowie laufende und vermögens- 
wirksame 21ah Jungen an andere Bereiche ein- 
schließlich Darlehen und Beteiligungen, soweit es 
sich nicht um Zahlungen an den öffentlichen Be- 
reich handelt. 

Abweichungen gegenüber den Nettoausgaben im 
wesentlichen durch den Saldo des Zahlungsver- 
kelirs der öffenUichen Haushalte untereinander. 


335 


Drucksache 11/6886 


Deutscher Bundestag — 1 1. Wahlperiode 


“ ßnJ^fo^n/o/ld5au.sgaöen /dr Forschung und Ent^ 
Wicklung 

Alle zur Durchführung von Forschung und Ent- 
Wicklung im Inland verwendeten Mittel ungeach- 
tet der Finanziemngsquellen; eingeschlossen sind 
also auch die Mittel des Auslandes und internatio- 
naler Organisationen für im Inland durchgeführte 
Forschungsarbeiten. Nicht hierher gehören dage- 
gen Mittel für FuE, die an internationale Organisa- 
tionen — auch wenn sie im Inland liegen — oder an 
das Ausland fließen (vgl. auch Frascati-Handbuch 
1980, § 236). 

— Intarne Ausgaben 

Alle zur Durchführung von Forschung und Ent- 
wicklung im Inland oder innerhalb eines bestimm- 
ten Sektors oder innerhalb eines anderen Teilbe- 
reichs verwendeten Mittel ungeachtet der Finan- 
zierungsquellen (Mittel für Forschung und Ent- 
wicklung, die an internationale Organisationen 
oder an das Ausland fließen, sind in dieser Darstel- 
lung nicht enthalten) — vgl auch Frascati-f land- 
buch i980, § 206 

— Hxferne Ausgaben 

Ausgaben für Forschung und Entwicklung, die im 
Ausland, in internationalen Organisationen oder 
außerhalb eines bestimmten Sektors oder eines 
anderen Teilbereichs durchgeführt werden (vgl. 
auch Frascati-Handbuch 1980, §§ 204 und 235). 

— StOQtUah finanzierte FuE-Ausgaben 

Alle von Bund und Ländern finanzierten FuE- Aus- 
gaben, unabhängig von ihrer Durchführung. 

“ AtJ /Wendungen der Wirtschofi für Forschung und 
Eniwickhmg 

Ausgaben der Unternehmen und der fnstifutionen 
für industrielle Gemeinschaftsforschung und expe- 
rimenteRe -entwicklung (IfG), unabhängig von ih- 
rer Finanzierungsquelle. 

— Eigenfinanzierte Aufwendungen der Wirtschaft 

Von der Wirtschaft selbst finanzierte Aufwendun- 
gen für Forschung und Entwicklung. 

Sektoroie Ghederung 

O Wirtschaft (Wirtschaftssektor): private und 
staatliche Unternehmen (z. B, Bundesbahn und 
Bundespost), Institutionen für industrielle Ge- 
meinschaftsforschung und experimentelle 
-entwicklung und private Institutionen ohne Er- 
werbszweck, die überwiegend von der Wirt- 
schaft finanziert werden bzw, vornehmlich 
Dienstleistungen für Unternehmen erbringen 
(vgl Frascati-Handbuch 1980, §§ 87—90). 

O Hochschulen (Hochschulsektor): alle Universi- 
täten, Technische Hochschulen, Fachhochschu- 
len und sonstige Einrichtungen des Tertiärbe- 
reiches, ohne Rücksicht auf ihre Finanzienings- 
quellen oder ihren rechtlichen Status. Einge- 
schlossen sind auch ihre Forschungsinstitute, 
Versuchseinrichtungen und Kliniken (vgl. auch 
Frascati-Handbuch 1980, § 1 1?}. 


O Staat (Slaatssektor ohne Hochschulen): für die 
nationale Berichterstattung (z. B, Tabelle VI/3) 
wird hier von dem engen Begriff ausgegangen, 
d. h., daß bei der Fmanzierungsseite nur die 
-Mittel der Haushalte von Bund, Ländern und 
Gemeinden und bei der Durchführung nur die 
Einrichtungen des Bundes, der Länder und Ge- 
meinden einbezogen sind. 

Für die internationole Berichterstattung (vgl. 
2. B. Tabelle VI/25) umfaßt der Slaatssektor au- 
ßerdem die privaten Institutionen ohne Er- 
werbszweck, die überwiegend vom Staat finan- 
ziert werden (z. B. Großforschungseinrichtun- 
gen, Institute der Max-Planck-Gesellschaft und 
der Fraunhofer-Gesellschaft) und bezieht auf 
der Finajizierungsseite auch ihre Eigeneinnah- 
men ein (vgl. auch Frascati-Handbuch 1980, 
§§ 101 und 102). 

O Private Institutionen ohne Erwerbszweck (PNP- 
Sektor): für die nufiono/e Berichlerstallung um- 
faßt dieser Sektor die privöten Institutionen 
ohne Erwerbszweck — soweit sie nicht über- 
wiegend von der Wirtschaft finanziert werden 
bzw, vornehmlich Dienstleistungen für Unter- 
nehmen erbringen. Insbesondere handelt es 
sich um die überwiegend vom Staat finanzier- 
ten Großforschungseinrichtungen, Institute der 
Max-Planck-Gesellschaft und Institute der 
Fraunhofer-Gesellschaft. 

Für die fn/erno/ionu/e Berichterstattung dage- 
gen sind in diesem Sektor nur die privaten Insti- 
tutionen ohne Erwerbszweck enthalten, die we- 
der überwiegend von der Wirtschaft noch über- 
wiegend vom Staat finanziert werden (vgl. auch 
Frascati-Handbuch 1980, 109 bis 112). 

O Ausland: auf der Fmanzierungsseite sind hier 
die Mittel des Auslandes und der internationa- 
len Organisationen für Forschungs- und Ent- 
wicklungsarbeiten innerhalb der Bundesrepu- 
blik Deutschland nachgewiesen, wahrend auf 
der Durchführungsseite die an das Ausland 
bzw. an internationale Organisationen — auch 
wenn sie ihren Sitz im Inland haben — fließen- 
den Mittel der Bundesrepublik Deutschland 
nachgewiesen sind [vgl. auch Frascati-Hand- 
buch 1980, § 124). 

— In Forschung und Entwicklung tätiges Persor\al 
(FuE- Personal) 

Alle direkt in FuE beschäftigten Arbeitskräfte un- 
geachtet ihrer Position (Forscher, technisches und 
vergleichbares Personal, sonstiges Personal) — 
vgl. Frascati -Handbuch 1980, § 171 

— Forscher 

Wissenschaftler oder Ingenieure, die neue Er- 
kenntnisse, Produkte, Verfahren, Methoden und 
Systeme konzipieren oder schaffen (in der Regel 
Personen mit abgeschlossenem Hochschulstu- 
dium) = vgl Frascati-Handbuch 1380, §§ 184 bis 
187 
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■— TechniA'er oder vergleichbares Personal 

Personen mit technischer Ausbildung bzw. ent- 
sprechender Ausbildung für den nichttechnischen 
Bereich, die direkt für FuE = in der Regel unter 
Anleitung eines Forschers — arbeiten (im aJlge- 
meinen Personen mit Fachschulabschluß) — vgL 
Frascati Handbuch 1960, §§188 und 189 — . 

— Sonstiges PersonaJ 

Personen, deren Arbeit mit der Durchführung von 
FuE unmittelbar verbunden ist, d. h. Schreib-, Se- 


kretariats- und Ver\v'alUmgspersonal, Facharbei- 
ter, ungelernte und angelernte Hilfskräfte — vgl. 
Frascati -Handbuch 1960, §§ 190 und 191 — . 

VoUzeitäquivalent 

Bemessungseinheit für die Vollzeitbeschäftigung 
eines Arbeitnehmers in einem bestimmten Zeit- 
raum. Diese Einheit dient dazu, die nur teilv^/eise in 
FuE Beschäftigten in die entsprechende Zahl von 
voll in FuE Beschäftigten umzurechnen -■ vgl, 
Frascati-Handbuch 1980, § 177 ff, ==. 
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2,2 Finanzdaten 

2^.1 Bundesrepublik Deutschland insgesamt 


Tabelle Vl/1 


Wissenschaftsausgaben 

der Bundesrepublik Deutschland nach Flnanzlerungsquellen 

— in Mio DM — 


FinajazierungsqueUe 

19B1 

1983 

1985 

1986 

1987 

1988 

1989 

1, Öifentliche Haushalte 

1 . 1 Gebietskörperschaften 
a) Bund einschließlich 

ERP-Sondervermöqen^) 

11 820 

13 247 

14 541 

14 795 

15 007 ' 

15 176 

16 239 

b) Länder^) 

19 745 

21 323 

23 873 

25 028 

26 495 

2? 583 

28 755 

c) Gemeinden (Gv) 

231 

229 

266 

260 

259 

259 

259 

Summe 1.1 .. . 

31 796 

34 799 

38 680 

40 083 

41 761 , 

43 018 

45 253 

1.2 Wissenschaftliche Organisationen 
ohne Erwerbszweck 

442 

729 

1 008 

1 178 

1 287 

1 287 

1 287 

Summe 1 . . . 

32 238 

35 528 

39 688 

41 261 

43 048 

44 305 

46 540 

desgleichen in % des ö//enfiic/ien 
Gesamthüüshahs 

6,0 

6,2 

6.6 

6,6 

6,6 

6,6 

6,7 

2, Wirtschaftssektor^) 

2.1 Gewerbliche Wirtschaft^) 

22 082 

25 459 

31 090 

33 610 

36 831 

38 780 

42 3ÖQ 

2.2 Stiftungen und Spenden®) 

398 

429 

434 

435 

542 

540 

540 

Summe 2 . . . 

22 480 

25 888 

31 524 

34 045 

37 373 

39 320 

42 900 

3, Öffentliche Haushalte und 
Wirtschaftssektor 

(Summe 1 + 2) . . . 

54 718 

61 416 

71 212 

75 306 

80 421 

83 625 

89 440 

desgleichen in % des 
Bruitosozialprodnkts (BSP) ......... 

3,5 

3.7 

3,9 

3,9 

4,0 

3,9 

4,0 


1) Ausgaben für Forschung, Entwicklung, akademische Lehre und sonstige FiiE-ven.vdndte Tätigkeiten, 

2) Bund bis 1983 Ist. 1989 Sollr Lander bis 198? Ist, ab 1Ö88 Soll; Gemeinden bis I9Ö7 Ist, ab 1988 Schätzungen. 

^1 Abweichungen gegenüber Veröffentlichungen des Statistischen Bundesamtes aufgrund eigener Erhebungen des BMFT 
*) Hinschlieülich der Ländereinnahmen, insbesondere PflegesaizeirLnahmen für die Krankenversorgung an HochschuJkhniken, 
Durch Higeneinnahmen finanzierte Ausgaben der überwiegend vom Staat geförderten Institute; bis 1987 Ist, ab 1988 Schät^ 
Zungen. 

S) 1986. 1988 und 1989 Schätzungen 

Daten aus Erhebungen der SV-Wissenschaftsstatislik GmbH unter Einbeziehung der Daten ries FuE-Personalkostenzuschuß- 
prograiruns (ArbeUsgemeinschaft Industneher Forsch crngsvereinigungen), von Doppelzählungen bereinigt Die von der Wirt^ 
Schaft finanzierten Ausgaben beziehen sich nur auf die internen FuE-Aufwendungen der Wirtschaft, hinzu kommen Mittel der 
Wirtschaft, die in andere Sektoren (z, B Hochschulen, Ausland) fließen. 

Einschließhch Stiftung Volkswagenwerk. 

Quelle: Bundesministerium für Forschung und Technologie (BMFT). Statistisches Bundesamt, SV^Wissenschaftsstatistik GmbH 
und eigene Berechnungen des BMFT 
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Tabelle Vl/2 


FuE-Ausgaben der Bundesrepublik Deutschland und Ihre Finanzierung 

(Gesamtbudget Forschung) 


Jahr 

FuE- 

AusgRhen 
insgesamt i 

iinanzieri durch 

Gebiet skörper- 
scbaften^I 

Wirt- 
schaft "^1 

Private 

inländische 

Institu- 

tionen 

{PNP)0 

Inländische 

Quellen 

zusammen 

Ausland 

Mio DM 

in % des 
öffenilichen 
Gcsam:- 
haiJ.^haits 

M.W DM 

Mio DM 

in % 
des BSP 

Mio DM 

1962 

4 490 

2 278 

2,1 

2 150 

62 

4 490 

13 



1963 

5 380 

2 627 

2,2 

2 670 

83 

5 380 

1.4 

— 

1964 

6 570 

3 192 

2,5 

3 279 

89 

6 560 

1.6 

10 

1965 

7 910 

3 746 

2,7 

4 060 

94 

7 900 

1.7 

10 

1966 

8 840 

4 220 

2,9 

4 500 

100 

8 820 

1.8 

20 

1967 1 

9 740 

4 796 

3,i 

4 80? 

107 

9 710 

2,0 

30 

1968 

10 550 

4 960 

3,J 

5 454 

106 

10 520 

2,0 

30 

1969 

12 250 

5 674 

3,2 

6 399 

147 

12 220 

2,0 

30 

1970 

14 800 

6 900 

3,5 

7 610 

190 

14 700 

2,2 

100 

1971 

18 000 

8 7Ü0 

3,9 

8 735 

315 

17 750 

2,4 

250 

1972 

19 250 

9 600 

3,8 

9 180 

270 

19 050 

2,3 

200 

1973 

20 460 

10 350 

3,7 

9 624 

266 

20 240 

2,2 

220 

1974 

22 290 

11 350 

3,6 

10 340 

280 

21 970 

2,2 

320 

1975 

24 645 

12 035 

3,4 

11 792 

310 

24 137 

2,3 

508 

1976 

25 740 

12 300 

3,3 

12 600 

320 

25 220 

2,2 

520 

1977 

27 735 

12 600 

3,3 

14 109 

320 

27 029 

2,3 

706 

1978 

31 620 

13 770 

3,3 

16 870 

330 

30 970 

2,4 

650 

1979 

34 477 

15 109 

3,2 

18 663 

92 

33 864 

2,4 

613 

1980 

36 641 

16 026 

3,2 

19 895 

120 

36 041 

2,4 

600 

1981 

39 345 

16 745 

3J 

22 082 

155 

38 982 

2,5 

363 

1982 

42 135 

18 025 

3,2 

23 560 

150 

41 735 

2,6 

400 

1983 

43 942 

1? 344 

3J 

25 459 

157 

43 460 

2,6 

482 

1984 

46 040 

18 380 

3,2 

26 990 

150 

45 520 

2,6 

520 

1985 

52 280 

20 473 

3,4 

31 090 

133 

51 696 

2,8 

584 

1986 

55 395 

20 970 

3,3 

33 610 

175 

54 755 

2,8 

640 1 

198? 

59 501 

21 694 

3,3 

36 831 

238^) 

58 763 

2,9 

738 1 

1988 

61 950 

22 000 

3,3 

38 780 

320 

61 100 

2,9 

850 

1989 

66 700 

23 000 

3,3 

42 360 

390 

65 750 

2,9 

950 

1990 

70 455 

24 085 


44 930 

430 

69 445 

2,9 

1 010 


b Teilweise geschätzt, bis 198? aut Ist-Basis. 

Mittel für Forschungsönstalten des Bundes ab 1979, der Lander ab 1983 nur mit FuE-.-^nteilen. 

3) Daten aus Erhebungen der SV-Wissenschaftsstatistik GmbM, ab 1978 unter Einbeziehung der Daten des FuE-PersonaJkosten- 
zuschufiprogramms {.Arbeitsgemeinschaft Industrieller Forschungsvereinigungenl. von Doppelzählungen bereinigt. Dabei be- 
ziehen sich die von der Wirtschaft finanzierten FuE-Ausgaben auf die internen FuE-Aufwendungen sowie Mittel der Wirtschaft, 
die in andere Sektoren fließen. 

■*) .Aus Eigenmitteln finanziert. 

Daten .FuE-Ausgaben insgesamt“ sowie „Gobietskorper schäften* revisionsbedingt mit denen der Vorjahre nur eingeschränkt 
vergleichbar, da ab 1987 ein neues Beiechnungsverfahren.für FuE im Hochschulsekior {mit Wirkung auf die PuE-.Ausgaben der 
Länder) eingefulirt wurde. Die Daten für 1986 und 1985 wurden für Vergleichszwecke entsprechend revidiert, sie weichen daher 
von denen in früheren Veröffentlichungen ab. 

Vergleichbarkeit mit den Daten der Vorjahre eingescliränkt, da 198? eine (einmaiige) Erhebung im PNP-liektor durchgeführt 
wurde. Die Daten der Vorjahre basieren überwiegend auf Schätzungen. 

Quelle: Rundesministerium für Forschung und Technologie 
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Tabelle Vl/3 


FuB'Ausgaben der BundesrepublUi Deutschland nach 

(Gesamlbadget 
= in Mio DM — 


Jahr^) 

FuE- 

Aus- 

gaben 

ins- 

gesamt 

Wirtschaft 0 

Staat 2) 

Aus- 

gaben 

ins- 

gesamt 

finanziert durch 

Aus- 

gaben 

ins- 

gesanit 

finanziert durch 

Staat 

Wirt- 

schaft 

Priv. 

ml 

Inst. 

Aus- 

land 

Staat 

Wirtschaft 
und 
priv. 
inl. inst. 

Aus- 

land 

1962 

4 490 

2 450 

340 

2 ilO 





240 

220 

20 



1963 

5 380 

3 030 

400 

2 620 

10 


330 

310 

20 

- 

1965 

7 910 

4 570 

560 

3 970 

30 

10 

430 

400 

30 

— 

1967 

9 740 

5 650 

986 

4 617 

17 

30 

530 

500 

30 

— 

1969 

12 250 

7 320 

1 040 

6 222 

28 

30 

660 

630 

30 

— 

1971 

18 000 

10 700 

1 950 

8 464 

36 

250 

890 

870 

20 

— 

1973 

20 460 

12 020 

2 340 

9 448 

15 

217 

1 040 1 

1 020 

20 

- 

1975 

24 645 

14 930 

2 862 

11 592 

12 

464 

1 235 

1 215 

20 

— 

197? 

27 735 

17 360 

2 890 

13 849 

15 

606 

1 300 

1 260 

40 

- 

1979 

34 477 

23 341 

4 430 

18 349 

48 

314 

1 578 

1 508 

38 

31 

1981 

39 345 

26 610 

4 835 

21 407 

58 

311 

1 709 

1 565 

129 

15 

1983 

43 942 

30 462 

5 255 

24 702 

81 

424 

1 756 

1 692 

47 

1? 

1985 

52 280’) 

36 638 

5 971 

30 108 

55 

504 

1 884 

1 810 

53 

21 

198? 

59 501 

41 715 

5 285 

35 739 

62 

629 

2 055 

1 941 

85 

29 

1989 

66 700 

4? 325 

5 350 

41 100 

75 

800 

2 240 

2 070 

135 

35 


M Untemehfuen sowie Institutionen der induslrieiien CjemelnschattsJorschung und -entwicklung (tfC). Daten ab 1979 mit den 
Vorjahren nur bedingt vergleichbar da ein erweiterter Bereich kleiner und milücrer Unternehmen erfaßt wird. Datenbasis: 
Interne riiE-Ausgaben der Wirtschaft aus Erhebungen der SV-WissenschaftssldtisÜk GmbH (vgl. Tabelle Vl/17j einschlieOlicb 
der dort nicht vollständig nachgewiesenen FuE-Ausgaben des Staates an den Wirtschaftssektor (19ß5: rund 7fl0 Mio DM^ 1987; 
rund 700 Mio DM). 

Bundes*, landes- und gemeindeeigene Einrichtungen einschließbch wissenschaftlicher Museen. Bibliotheken und Archive, 
Forschungseinrichlungen des Bundes ab 1979, der Länder ab 198!1 nur mit EuE^Anteden. 

Insbesondere vom Staat überwiegend fman 2 iertt? wissen schal tli che* Einrichtungen (z, B. Großforschung sein rieh längen, InsLiliite 
der Max-Planck-Gesellschaft und der Eraunhofer^GeselLschaft) sowie sonstige Einrichtungen ohne Emerbszw' eck. 
Einschheßlich inlernabonaler Orgamsalionerj. 

■^] Teüw’eise gerschäbzl, bis 19R7 auf Ist-Basis, 

Bnittoinlandspradukt (BIP). 

Im l iochschulsektor wurde mit der Erhebung 1987 ein neues Berechnungsverföhren für Forschung und Entwicklung etugeführt; 
die Daten für 198.5 wmrden zu Vergleichszwecken entsprechend revidiert, so daß sie von Angaben in früheren Veröffentlidnin- 
gen abweichen. 

Quelle; Bundesminislerium für Forschung und Technologie 
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Tabelle Vi/3 

durchführenden Sektoren und deren Finanzierung 

Forschung) 


Private inländische 
Institutionen 
ohne Enii'erbszweck'') 

Hochschulen 

Im Inland 
durchgeführte 
FuE zusammen 

Ausland^) 

Jahr 

Aus- 

gaben 

ins- 

gesamt 

finanziert durch 

Aus- 

gaben 

ins- 

gesaimt 

finanziert durch 

in 

Mio 

DM 

in % 
des 

Aus- 

gaben 

ins- 

gesamt 

finanziert durch 

Staat 

Wirt- 
schaft 
und 
Private 
Inl. Inst. 

Aus- 

land 

Staat 

Wirt- 

schaft 

Staat 

Wirt- 

schaft 

700 

638 

62 



910 

900 

10 

4 300 

1,2 

190 

180 

10 

1962 

7ÖO 

677 

73 

- 

1 000 

990 

10 

3 110 

L3 

270 

250 

20 

1963 

1 000 

916 

84 

— 

1 450 

1 430 

20 

7 450 

1,6 

460 

440 

20 

1965 

1 270 

1 160 

110 

— 

1 710 

1 610 

100 

9 160 

1,9 

580 

540 

40 

1967 

1 310 

1 154 

156 

— 

2 250 

2 200 

50 

11 540 

1,9 

710 

650 

60 

1969 

2 120 

1 760 

360 

— 

3 500 

3 450 

50 

17 210 

2,3 

790 

670 

120 

1971 

2 480 

2 190 

287 

3 

4 270 

4 200 

70 

19 810 

2,2 

650 

600 

50 

1973 

2 955 

2 573 

338 

44 

4 590 

4 505 

85 

23 710 

2,3 

935 

880 

55 

1975 

3 1 15 

2 704 

311 

100 

5 065 

4 961 

104 

26 840 

2,2 

895 

785 

110 

1977 

3 465 

3 310 

87 

68 

5 154 

5 044 

110 

33 538 

2,4 

939 

816 

123 

1979 

4 085 

3 745 

303 

37 : 

5 874 

5 759 

1 15 

38 278 

2,5 

1 066 

841 

225 

1981 

4 237 

4 077 

119 

41 

6 256 

5 907 

349 

42 711 

2,6 

1 230 

912 

318 

1983 

4 996 

4 790 

147 

59 

7 289') 

6 895 

394 

50 807 

2,8 

1 472 

1 007 

465 , 

1985 

5 659 

5 348 

231 

80 

8 339 

7 814 

525 

57 768 , 

2,9 

1 733 

1 306 

427 

198? 

6 165 

5 720 

330 

115 

9 090 

8 410 

680 

64 820 

2,9 

1 880 1 

1 450 

430 

1989 


R u n d ungsdi h G r en ze n 
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2.2.2 Staat 


Tabelle VI/4 


Wlssenschailsausgaben der öfieotlicben Haushalte nach Aufgabenbereichen 
und Finanzierungsquellen (Neltoausgaben) 

— in Mio DM — 


Au f gaben b e reich 

Jahr«) 

NeltO' 

ausgaben 

insgesamt 

finanziert durch 

Bund 2) 
(einschl. 

ERP- 

Sonder- 

vermögen) 

Under»)<) 

Ge- 

meinden 

(Gv.) 

w'issen- 
schdfüiche 
Organisa- 
tionen ohne 
Erwerbs- 
zweck^) 

Hochschulen einschließlich 

1981 

18 845.4 

1 036,7 

17 808,7 

— 


Hochschulkimikeii 

1982 

19 757.3 

1 1224 

18 635,2 

— 



1983 

20 656,8 

t 444,2 

19 212,6 

— 



1984 

21 241,4 

1 391,8 

19 849,6 

— 



1985 

22 599.1 

1 239,8 

21 359,3 

— 



1986 

23 761,7 

1 386,7 

22 375,0 

— 



1987 

24 921,3 

1 273,7 

23 647,6 

— 



1988 

25 6024 

1 254,2 

24 347,9 

— 



1989 

26 8004 

1 426,5 

25 373,6 

- 


Wissenschaft und Forschung 

1981 

13 392,2 

10 783,7 

1 936,3 

230,5 

441,7 

außerhalb der Hochschulen^) 

1982 

14 806,7 

li 974,1 

2 047,6 

210,1 

574,9 


1983 

14 871,2 

11 802.3 

2 110,2 

229,4 

729,3 


1984 

15 520.7 

12 155.4 

2 236,4 

221,9 

907,0 


1985 

17 089.0 

13 300.7 

2 514,1 

266,2 

1 008,0 


1986 

17 4994 

13 408.6 

2 652,8 

260,0 

1 177,7 


1987 

18 126,2 

13 732,9 

2 847,6 

258,7 

1 287,0 


1988 

18 702.6 

13 922.0 

3 234,9 

258,7 

1 287,0 


1989 

19 739.6 

14 8124 

3 3ßi,B 

258,7 

1 287,0 

Wissenschaitsausgaben 

1981 

32 237.6 

11 820,4 

19 745,0 

230,5 

441,7 

der öffentlichen Haushalte 

1982 

34 564.0 

13 096,2 

20 682.8 

210,1 

574,9 

Insgesamt 

1983 

35 528.0 

13 246,5 

21 322,7 

229,4 

729,3 


1984 

36 7624 

13 547,2 

22 0864 

221,9 

907,0 


1985 

39 6884 

14 540,5 

23 873,4 

266,2 

1 008,0 


1986 

41 260,8 

14 795,3 

25 027,8 

260,0 

1 177.7 


1987 

43 047,5 

15 006,6 

26 495,2 

258,7 

1 287,0 


1988 

44 304,7 

15 176,2 

27 582,8 

258,7 

1 287,0 


1989 

46 539,7 

16 238,6 

28 755,4 

258,7 

1 287,0 


Bund bis 198G Ist, 1989 Soll; Länder bis 198? Ist. ab 1908 Süll; Gemeinclen bis 1987 Ist. db 198B Schätzungen; wissenschaftliche 
Organisationen bis 1987 Ist, ab 1988 geschätzt. 

-) Abweichungen gegenüber Veröffentlichungen des Statistischen Bundesamtes aufgrund eigener Erhebungen des BMFT; ge- 
lingfügige Abweichungen gegenüber früheren Veröffentlichungen. 

‘i) Einschließlich der unmittelbaren Landereinnabmeni insbesondere Pflegesalz einnah men für die Kranken Versorgung an Hoch- 
schulkliniken. 

Länderweise Aufgliederung siehe Tabelle 15. 

Finanziert durch Ei geneinn ahmen der überwiegend vom Staat geförderten Institutionen. 

Hochschulen einschlieOlich Bundes w-ehruniversi täten, aber ohne die unter Ziffer 2 enthaltenen Zahlungen an die DFG (und ühne 
die für Sonderforschungsbereiche): ab 198? einscbließhch Zusetzung der kaufmännisch buchenden Khniken; 1989 Ginschließ- 
li ch Hochs ch ulso n derpro g ra m m . 

Einschließlich entsprechender .Ausgaben aus dem Verteidigungshaushalt, Zahlungen an die DFG. Sonderforschungs- 
bereiche. 

Quelle : Bundesmmisterium für Forschung und Technologie, Statistisches Bundesamt Rundungsdifferenzen 
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Tabelle Vl/o 


Wissenschaitsausgaben der öffentlichen Haushalte nach Aufgabenbereichen 
und Ausgabearten (unmittelbare Ausgaben) 

— in Mio DM 


Aufgaboaberoich 

Jahr 9 

UnmiUeh 

bare 

.Ausgaben 

insgesamt^) 

davon 

Personal* 

ausgaben 

sonstige 

laufende 

Ausgaben 

Bau- 

maßnahmen 

siOnslige 

Investi- 

tionen 

Hochschulen einschließlich 

1981 

19 179,0 

12 076.2 

4 411,1 

1 670,3 

1021,4 ' 

HochschnlkHniken 

1982 

20 043,1 

12 590,1 

4 620,4 

1 843,2 

989,4 


1983 

20 993,2 

13 122,4 

4 963,3 

1 777,4 

1 130,1 


1984 

21 599,4 

13 507,5 

5 326,5 

1 487,1 

1 278,4 


1985 

22 824,8 

14 083,9 

5 826,8 

1 457,4 

1 456,8 


1986 

24 221,0 

14 883,2 

6 165„4 

1 672,5 

1 499,7 


1987 

25 480,0 

15 668,2 

6 541,5 

1 594,0 

1 676,2 


1988 

26 168,0 



, 



1989 

27 410,5 





Wissenschaft und Forschung 

1981 

13 299,5 

3 301,9 

6 922,7 

508,2 

2 566,7 

außerhalb der Hochschulen"') 

1982 

14 668,9 

3 412,3 

7 534,4 

525,8 

3 196„4 


1983 

14 712,2 

3 647,8 

7 865,5 

589,4 

2 609,3 


1984 

15 347,6 

3 876,0 

8 141,7 

622,1 

2 707,6 


1985 

16 818,3 

4 045,5 

9216,0 

671,6 

2 385,3 


1986 

17 331,6 

4 270,4 

9 650,9 

742,3 

2 668,0 


1987 

17 975,7 

4 501,8 

10 159,6 

792,0 

2 522,2 


1900 

18 550,9 






1989 

19 571,2 





Wissensciiaftsausgaben 

1981 

32 478,5 

15 378,1 

11 333,8 

2 178,5 

3 588,1 

der öffentlichen Haushalte 

1982 

34 712,0 

16 002,4 

12 154,8 

2 369,0 

4 185,8 

insgesamt 

1983 

35 705,4 

16 770,2 

12 828,8 

2 366,8 

3 739,4 


1984 

36 947,0 

i? 383,3 

13 468,2 

2 109,2 

3 986,0 


1985 

39 643,1 

18 129,4 

15 042,8 

2 129,0 

4 342,1 


1986 

41 552,6 

19 153,6 

15 816,3 

2 414,8 

4 167,7 


198? 

43 455,7 

20 170,0 

16701,1 

2 386,0 

4 198,4 


1988 

44 718,9 

. 





1989 

46 981,7 






Bund bis 1988 Ist, 1989 Soll? Länder bis 1987 Is^ a.b 1988 Schätzung; Gemeinden bis 1987 Ist, ab t9SB Schalungen: wissen- 
schaftliche Organisationen bis 1987 Ist, ab 1988 geschätzt. 

“) .Abweichungen gegenüber Veröffentlichungen des Statistischen Bundesamtes aufgrund eigener Erhebungen des BMFT; ge- 
ringfügige Abw^eichungen gegenüber früheren Veröffentlichungen. 

Hochschulen einschließlich Bundeswehruniversitäten, aber ohne die unter Ziffer 2 enthaltenen Zahlungen an die DFG (und ohne 
die für Sonderfofschungsbereiche): ab 1978 einschließhch Zusetzung der kaufmännisch buchenden Kliniken: 1989 einschlieö- 
lich Hoehschulsonderprograimn, 

Einschließlich emsprechender Ausgaben aus dem Verteidigungsliaushalt. 

Quelle: Bundesminislenum für Forschung und Technologie, Statistisches Bundesamt Rundungsdifferenzen 
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Tabelle W? 


Ausgaben des Bundes für Wissenschalt, 



I9S[ Ist 

1982 Ul 

1983 Ist 

19ö5 Ist 

R esson /EinzelpI a n 

ins- 

gesamt 

daninler 

FuE 

ins- 

gesamt 

darunter 

FuE 

iöS' 

gesamt 

darunter 

FuE 

ms- 

gesamt 

darunter 

FuE 

Brnideskanzleramt 

8,3 

8,3 

9,0 

9,0 

9,6 

9,6 

11,8 

11.8 

Auswärtiges Amt 

1083 

23,6 

114,3 

26,3 

118,8 

29.1 

125,4 

31,0 

Bundesuünister des Innern ^) . . . 

2053 

99,2 

219,5 

102,7 

222,7 

102,7 

235,7 

104.2 

Bundesminister der Justiz 

1,9 

1,9 

1,9 

1.9 

1,7 

IJ 

2,1 

2.1 

Bundesmini^ter für Wirtschatl , , 

1 278,6 

1 065,5 

1 259,4 

1 038,5 

1 205,5 

958,2 

1 475,5 

1 174,8 

Bundesminister für Ernährung, 









Landwirtschaft und Forsten 

261,7 

227,8 

271,9 

235,6 

284,9 

246,5 

309,0 

264,1 

Bundesminister für Arbeit und 









Sozialordnung 

54,7 

36,9 

56,6 

36,2 

42,7 

27,7 

43,5 

28,2 

Bundesminister für Verkehr . - . , 

: 203,1 

123,7 

207,6 

122,3 

222,6 

134,8 

217.8 

134,8 

Bundesminister für Post und Te- 









lekommunikation , . 

- 

- 

- 



- 

— 

- 

Bundesminister der Verteidi- 









gung - . . 

l 700,9 

1 559,8 

1 825,2 

1 695,5 

2 045,4 

1 920,3 

2 671,7 

2 553,9 

Bundesminisler für Jugend, Fa- 









milie, Frauen und Gesundheit^) . 

276,7 

183,5 

310,7 

209,5 

315,3 

208,0 

328,9 

196,9 

Bundesminister für Umwelt, Na- 
turschutz und Reaktorsicher- 
heit - 

135,4 

114,9 

153,6 

132,4 

176,0 

151,5 

187,6 

161.7 

Bundesminister für wirtschaftli- 









che Zusammenarbeit 

26,3 

22,9 

28,0 

24,4 

55,2 

51,4 

55,8 

52„0 

Bundesminister für Raumord- 









nung, Bauwesen und Städtebau 

88,6 

88,2 

81,9 

81,3 

68,9 

68,2 

68,3 

67,7 

Bundesminisler für innerdeut- 









sche Beziehungen 

5,6 

5,6 

5,1 

5,1 

5,4 

5.4! 

7,1 

7,1 

Bundesminister für Forschung 
und Technologie 

5 957,1 

5 902,8 

6 921,8 

6 872,4 

6 543,9 

6 493,6 

7 029,9 

6 965,8 

Bundesminister für Bildung und 









Wissenschaft 

1 481,6 

881,8 

l 607,2 

939,0 

1 902.8 

i 009,4 

1 744,5 

987,8 

Zivile Verteidigung 

5.3 

5,3 

5,4 

5,4 

5,7 

5,7 

5,7 

5,7 

Allgemeine Finanz verw'altung , . 

18,3 

18,3 

14,4 

14,4 

16,6 

16,6 

17,3 

17,3 

Ausgaben insgesamt 

11 817,6 10 369,9 

13 093,5 

11 551,9 

13 243,7 

11 440,3 

14 537,7 

12 767,0 


■ij Für Vergleichszweclce wurden die bis 1986 in den Zuständigkeitsbereich des BMI, BMJFFG und BML fallenden Ausgaben für 
Umwekschutz, Sicherheit kernteclmischer Anlagen und Strahlenschutz bzw'. Umwelt und Naturschutz zum BMU umgesetzt. 
Ohne Berücksichtigung der globalen Minderausgabe (1989 190 Mio DM, 1990 200 Mio DMJ. 

Quelle: BundesminislenuiJi für Forschung und Technologie 
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Tabelle VI/? 

Forschung und Entwicklung nach Ressorts 

— in Mio DM — 


1986 Ist 

198? Ist 

1988 Ist 

1989 Soll , 

1990 Heg -Entw. 

ins- 

gesamt 

darunter 

FuE 

ins- 

gesamt 

darunter 

FuE 

ins- 

gesamt 

darunter 

FuE 

ins- 

gesamt 

darunter 

FuE 

ins- 

gesamt 

darunter 

PuE 

12,9 

12,9 

13,2 

137 

12,3 

12.3 

12,6 

12,6 

13,5 

13,5 

125,2 

31,4 

129,1 

32.3 

134,9 

34,1 

145,3 

35,9 

149,1 

37.0 

245,4 

108,5 

237,8 

108.4 

254,4 

113,4 

276,9 

1257 

311,2 

133.1 

2,1 

2,1 

2,3 

2.3 

2.4 

2,4 

2,5 

2,5 

2.9 

2,9 

1 403,8 

1 1127 

1 214,3 

913,8 

1 203,7 

8977 

1 340,7 

991,8 ’ 

1 224,2 

997,8 

3037 

2597 

301.8 

257,7 

312.3 

266.4 

307.7 

264,8 

290,9 

256,1 

42,7 

27,0 

497 

32,7 

48,8 

30,4 

72,8 

44,8 

75.1 

447 

213,5 

127,6 

219,6 

133,7 

229,3 

139,4 

256,2 

156,8 

263.2 

159.9 

- 


- 

— 




- 

5.8 

5.8 

2 726,7 

2 591,4 

3 037,9 

2 902,1 

2 9817 

2 845,4 

3 194.3 

3 051,7 

3 576,3 

3 432,4 

339,6 

180,6 

389,0 

186,2 

442.6 

242,8 

468,2 

294,1 

476.1 

295,8 

197,3 

170,3 

208,5 

177,6 

214.2 

180,6 

247,6 

203,4 

631,1 

395.? 

56,3 

52,6 

46.9 

43,1 

45.6 

41,8 

487 

44,6 

49.5 

45,4 

80,1 

79,4 

57,1 

56,3 

55.5 

54,9 

43.2 

42,6 

45,1 

44,6 

87 

8,2 

7.7 

7,7 

87 

8,3 

11. 0 

11,0 

13.4 

13,4 

7 1427 

7 080,3 

7 282,6 

7 227,6 

7 386.1 

7 282,7 

7 7717^) 

7 69577 

7 979,07 

7 901,87 

1 871,1 

1 0317 

1 779.3 

1 022,5 

1 7817 

1 041,8 

1 9727 

1 120,1 

2 120,4 

i 193,7 

6,0 

6,0 

7.4 

7,4 

7,8 

7,8 

8.0 

8,0 

11,4 

11,4 

15,7 

15,7 

19,7 

19,7 

52,4 

52,4 

56,1 

56,1 

37,1 

37,1 

14 792,5 

12 897,8 

15 003,8 

13 144,2 

15 173,4 

13 254,8 

16 235,8 

14 1617 

17 283,2 

15 0227 


Rundungsdiherenzen 
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Tabelle Vl/8 


Ausgaben des Bundes für Wissenschaft, Forschung und Entwicklung 



IDBl [st 

1982 Ist 

1983 Ist 

1985 Ist 

Fördersch w ferpirnkt 

ins- 

gesamt 

darunter 

FuE 

ins- 

gesamt 

darunter 

FuE 

ins- 

gesamt 

cianmter 

FuE 

ins- 

gesamt 

damnter 

FuE 

A TrägerorganiÄatlonen: 

Aus- und Neubau von 
Hochschulen 

f 887,4 

1 183,8 

2 028.6 

l 263.5 

2 368,5 

1 372,5 

2 255,4 

1 402,8 

A 1 Gnmdfmanzierung MPG 

353,5 

353,5 

361.5 

361,$ 

370,1 

370.1 

405,1 

405, 1 

A 2 Gmndfinanzienmg DFG . , , p . 

474,1 

474,1 

505,2 

505,2 

500,9 

500,9 

541,8 

541/8 

A 3 Grundimanzieruog Fh G 

83.0 

83,0 

95,6 

95.6 

101.3 

101,3 

1 16,3 

1 16,3 

A 5 Aus- und Neubau von 

HochscbuleD ') 

976.8 

273,3 

l 066,4 

301,3 

1 3.96,1 

400,2 

1 192.3 

339.7 

B Großgeräte der Grundlagen- 
forschung ppp. ppp.*. 

601.4 

501.4 

639.2 

639.2 

686,3 

686,8 

850,6 

850,6 

C Meeresfotschung und Meeres- 
technlkj Polarforschung 

260,8 

260,8 

212,5 

212,5 

171,8 

171,8 

226,3 

226,3 

C 1 Meeresforschiing pp.... 

50,4 

50.4 

46.0 

46p0 

37,9 

37p 9 

82,7 

82.7 

C 2 Meerestechnik 

103,5 

103,5 

76.0 

76.0 

B6.4 

86,4 

8T6 

81.6 

C 3 Polarforschuiig 

106.9 

106.9 

90.6 

90,6 

47,5 

47,5 

62.0 

62.0 

D Weltraumforschung und Welt- 
rau mtechiük . . . . . 

662.3 

662.3 

695,7 

695.5 

710,3 

710,3 

8,30,5 

830,5 

E Eneigleforschung und Ener- 
gietechnologie . . . . 

2 131,9 

2 105,4 

2 895,4 

2 878,0 

2 479,5 

2 461,4 

2 286,3 

2 261J 

E 1 Kohle und andere fossile Ener- 
gieträger p . 

436,6 

436,6 

493.4 

493,4 

361.4 

36T4 

307.8 

307,8 

E 2 Erneuerbciie EnergieguelJen 
und rationelle Energievei'wen- 
dung p , , . . , p 

293,3 

293,3 

324,6 

324,6 

271.5 

271,5 

221,2 

221.2 

E 3 Nukleare Energieforschung 

1 (einschi. Reaktorsicherheit) ^ ^ 

l 297,0 

1 270,4 

1 960,6 

1 943.2 

1 703,8 

1 685.8 

1 1 589.8 

1 565.2 

E 4 Kemfusionsforscliung 

105,0 

L05.0 

116,7 

116.7 

142.7 

142.7 

167,4 

167,4 

i F Umweltforschung; Klimafor- 
1 schung 

489,9 

429,3 

508,9 

445.6 

522.1 

45U0 

657,9 

575,4 

F 1 Ökologische Forschung 

213,6 

185,4 

239,2 

209,0 

242,6 

209.8 

298.8 

263,9 

F 2 Umwelttechnoiogien 

270,8 

5,5 

238.4 

260,3 

9,5 

227.1 

266,1 

13.5 

227,8 

13,5 

331,7 

27.3 

284,2 

27,3 

F 7 Khmaforschung 

5.5 

9,5 

G Forschung und Entuicktung 
im Dienste der Gesundheit . , 

406,1 

340,3 

427,0 

355,4 

435,8 

359,7 

476,0 

376.5 

H Forschung und Entwicklung 
zur Verbesserung der 
pArbeitsbedingungen 

142J 

124,3 

151, S 

131,4 

128,1 

113.1 

132.2 

116,9 

1 InformaUonslechnik (einschL 
Ferügungstechnlk) 

375,4 

375 J 

492,5 

492,3 

541,9 

541,6 

623,8 

023,8 

I I In forma tionsverarbeitung .... 

133,3 

133.0 

115,9 

115,6 

108.2 

107.9 

151,5 

151,5 

l 2 Basistechnologien der Informa- 
tionstechnik 

183,7 

183,7 

224.5 

224.5 

223.9 

223.9 

271,8 

271,8 

I 3 Anwendung der Mikrosystem- 
technik (emschl, Mikroei ektro- 
nik^ Mikroperipherik) 

17.7 

17,7 

106,1 

106.1 

169,8 

169.8 

58,9 

58,9 

1 4 Fertigungstechnik . 

40.7 

40,7 

46J 

46.1 

40.0 

40.0 

141.7 

141,7 

K Biotechnologie 

99 p3 

99.3 

U5,9 

U5,9 

133,0 

133,0 

152,5 

152,5 

L Materialforschung: physikali- 
sche und chemische Techiiolo- 

gien 

377,1 

297,0 

386,3 

305,4 

410,5 

319,8 

466,0 

352,. 1 

L 1 Materialforschung 

161,4 

122.7 

178,8 

141,0 

204,8 

166,6 

223,7 

180,8 

L 2 Physikalische und chemische 
Technologien 

215,7 

174.2 

207,5 

164,5 

205,6 

153„1 

242,4 

171,3 

Fußnoten und Quelle umseiüg 
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Tabelle Vl/8 

nach Förderbereichen und Förderschwerpunkten 
— in Mio DM — 


1986 Ist 

1987 Ist 

löSö ist 

1989 SoU 

1990 Reg,'Entw. 

ins- 

gesamt 

daruntcf 

FuE 

ins- 

gesamt 

darunter 

FuE 

ina- 

gasrimt 

darunter 

FuE 

ins- , 

gesamt 

darunter 

FuE 

ins- 

gesamt 

darunter 

FuE 

2 422,6 

1 472,2 

2 342,0 

I 474.6 

2 360.2 

1 509,7 

2 566,2 

1 602,1 

2 741,1 

1 689,1 

420,4 

420.4 

43Q.1 

430,1 

440.9 

440,9 

457,4 

457,4 

472.3 

472,3 

546,8 

546,8 

566,0 

566,0 

589.9 

589,9 

609,7 

609,7 

639,9 

639.9 

126,4 

126,4 

135,7 

135,7 

144.1 

144,1 

154,6 

154,6 

166,1 

166,1 

1 329.0 

376,6 

1 210,2 

342,8 

1 185„3 

334,8 

1 344,5 

380,4 

1 462,8 

410,8 

911,0 

911,0 

1 001,5 

1 OOl.S 

934,6 

934,6 

985,) 

985,1 

918,7 

918J 

235,8 

235,8 

201,7 

201,7 

212,5 

212,5 

232,4 

232,4 

257,5 

257,5 

104,3 

104,3 

73,1 

73,1 

97,4 

97,4 

103,7 

103,7 

U4,5 

114,5 

70,4 

70,4 

69,9 

69.9 

59,5 

59,5 

64,2 

64,2 

67,2 

67,2 

61,2 

61,2 

58,6 

58,6 

55.6 

55,6 

64,5 

64,5 

75,9 

75,9 

917.6 

917,6 

1 058,4 

1 058,4 

1 106,5 

1 106,5 

1 290.8 

l 290,8 

1 462,5 

1 462,5 

1 781,7 

1 758,1 

J 424,2 

1 403,0 

1 412,8 

1 339,5 

1 390,3 

1 343,5 

1 3194 

1 272,0 

280,3 

280,3 

237,5 

237,5 

200,0 

200,0 

174,6 

174,6 

150,7 

150,7 

189,4 

189.4 

196,4 

196,4 

210,5 

210,5 

276,7 

275.7 

285.1 

284,1 

1 113,8 

1 090,2 

795,4 

774.2 

807,5 

734,3 

743,4 

697,6 

687,5 

64 1.4 

198,2 

198,2 

194,9 

194,9 

194,8 

194.8 

195,6 

195,6 

195.8 

195,8 

6?3.e 

595,9 

721,9 

632,0 

751,2 

655,1 

856,8 

741*1 

1 214,2^) 

929.62) 

319.0 

283,0 

340.6 

300,6 

381,9 

337,8 

423,9 

370,2 

820,5^) 

577,4^) 

328.6 

281,7 

338,7 

288,8 

324,9 

272,8 

388,4 

326,4 

340,8 

299,3 

31.2 

31,2 

42.5 

42,5 

44,4 

44,4 

44,5 

44,5 

52,8 

52.8 

495,6 

370,3 

563,4 

401,2 

648,0 

484,3 

679,7 

541,6 

701,5 

.5 

139,9 

124,0 

146,7 

129,6 

134,5 

116,1 

155,5 

127,6 

161,6 

131,2 

787,4 

787,3 

834,0 

833,8 

779,0 

778,7 

803,5 

803,5 

818,8 

818,8 

185,5 

185,5 

208.1 

208, Ü 

217,0 

216,7 

236,6 

236,6 

228,6 

228,6 

380,3 

380,3 

384,3 

384,3 

379,8 

379.8 

376,5 

376,5 

388,6 

388,6 

65,4 

65,4 

80.8 

80,6 

77,6 

77,6 

74,8 

74,8 

94,0 

94,0 

156,2 

156.2 

160,7 

160,7 

104,5 

104,5 

115,6 

115,6 

107,6 

107,6 

IÖ4,2 

184,2 

228,4 

228,4 

266,4 

266,4 

246,3 

246,3 

255,9 

255,9 

508,4 

396,7 

537,1 

421,3 

593,5 

473,4 

691,8 

548,7 

634,73) 

542.2*) 

248,1 

204,6 : 

262.3 

217,9 

281,0 

232.4 

291,5 

241,4 

300,7 

247,7 

260.3 

1924 

274.8 

203,4 

312,6 

2.41,0 

400,4 

307,3 

334,03) 

294.5*) 


Rund imgs di f f eren zen 
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noch Tabelle VI^S 



1981 Ist 

1982 Ist 

1983 Ist 

1935 Ist 

Fö rder ber el ch 

Förde r sch werp unkt 

ins- 

gesamt 

darunter 

FuE 

ins- 

gesamt 

dorunler 

FuE 

ins- 

gesamt 

darunter 

FuE 

ms- 

gesamt 

darunter 

FuE 

M Luftiaiutforschung und Hyper- 
Schautechnologie 

477,9 

477,9 

420,7 

428,7 

365,2 

365,2 

530,0 

530.0 

N Forschung und Technologie 
lüj bodengebundenen Trans- 
port und Verkehr (einschL 
Verkehrssicherheit) 

374,6 

315.8 

383,3 

318,5 

348,7 

281,5 

290.6 

223,7 

O Geowissenschaften und Roh- 
stoff Sicherung 

219,3 

161,5 

206,1 

145,0 

201,2 

141,2 

200,0 

139,2 

O 1 Geowissenschaften (insbeson- 
dere Tiefbohrungen) 

90,8 

53,8 

94,2 

56,2 

95,6 

57.8 

111.2 

73.4 

0 2 Rohstoffsicherung 

128.5 

107.7 

111,9 

88,8 

105,6 

33. 4 

8B.a 

65,9 

P Raumordnung und Städtebau; 
Bauforscbung 

173,4 

156.0 

165,0 

148,0 

155,7 

138,1 

152,0 

140.5 

P 1 Raumordnung, Städtebau. 

Woh nungswesen 

53,9 

53.5 

50.5 

49.8 

45,9 

45,2 

45,2 

44.6 

P 2 Bauforschung und -technik. 
Straßenbauforschurig 

119.5 

102.5 

114,5 

98.1 

109,8 

93.0 

106,8 

95.9 

0 Forschung und Entwicklung 
im Ernährungsbereich 

77,3 

71,7 

80,6 

74,8 

83,7 

77,6 

06.6 

00,4 

K Forschung und Entwicklung in 
der Land- und Forstwirtschaft 
sowie der Fischerei 

216,4 

187,7 

226,2 

195,3 

239,5 

206,7 

258.0 

221,8 

S BUdungs- und Berufsbildungs- 
forschung 

176,0 

138.2 

169,5 

135,1 

143,4 

115,3 

132.1 

106,1 

T Innovation und verbesserte 
Rahmenbedingungen 

556,3 

495.5 

588,7 

526,7 

580,0 

508,4 

678,5 

586,0 

T 1 indirekte Förderung des FuH- 
Personals in der Wirtschaft . , . 

359,3 

359,3 

390,0 

390,0 

375,0 

375,0 

3B19 

381,9 

T 2 Verbesserung des Technolo- 
gie- und Wissenslransfer 

20,1 

20.1 

22,4 

22.4 

22,4 

22.4 

51,7 

51,7 

T 3 Förderung technologieorien- 
tierter Uniernehmensgründun- 
gen 

3.9 

3.9 

6,0 

6.0 

5,9 

5,9 

41.9 

41,9 

T 4 Übrige indirekte Fördermaß- 
nahmen (ohne indirekt spezifi- 
sche) 

79,5 

79.5 

83.5 

83.5 

84,7 

34,7 

94,8 

94,8 

T 8 Rationalisierung und wissen- 
schaftlich-technische Ressort- 
diensUeistungen (BMWi) 

64,4 

3.6 

65,0 

3.1 

74,7 

3,1 

94.5 

2.0 

T 9 Übrige Fördermaßnahmen 

(BMWi) 

29,2 

29.2 

21,8 

21.8 

17,3 

17,3 

13.7 

13.7 

U Fachinformation 

95,0 

54.6 

104.1 

58,4 

102,7 

50,0 

127,3 

68,8 

V Geiste 3 Wissenschaften; Wirt- 
Schafts- und Soziatwissen- 
schaiten 

326.1 

219.4 

351,7 

232,1 

353,7 

229,8 

379.7 

245,0 

W Übrige, nicht anderen Berei- 
chen zugeordnete Aktivitäten 

158.4 

84, B 

163,4 

86,9 

186,7 

110,9 

213,7 

125,7 

A-W Zivile Förderhereiche 

zusammen 

10 284,4 

8 842,1 

11 421,3 

9 884,2 

11 348.7 

9 545,8 

12 005,9 

10 236,0 

X Wehrforsch ung und -technlk . 

1 533,2 

1 527,8 

1 672,2 

1 667,7 

1 895,0 

1 894,5 

2 531,8 

2 531,0 

Ausgaben insgesamt 

11 817.6 

10 369,9 

13 093,5 

11 551.9 

13 243,7 

11 440,3 

14 537,7 

12 767,0 


h Einschließlich Bunde5^vebrllnlve^^itätt!n und Füchhochschule des Bundes lür bfienUiche VerwaUung und ab 1989 dem Bro- 
gramm zur Sicherung der Leistungsfähigkeit und zum Offenhalten der Hochschulen in besonders belasieien Fachrichiun- 
gen. 

*) Ausgabensieigerung überwiegend aufgrund der Errichtung des Bundesamtes für Strahlenschur/: [Kap. 1607); für 1990 veran- 
schlagte Nüttel vor läufig schwerpunktinäßig bei Forderschwerpunkl Fl erfaßt. 

Quelle: Bund esmiru Stenum für Forschung und Technologie 
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noch Tabelle Vl/Ö 


1986 Ist 

1987 Ist 

1988 Ist 

1989 Soll 

1990 Reg.-Entw. 

ins- 

gesamt 

darunter 

FuE 

ins- 

gesamt 

dartmter 

FuE 

ins- 

gesamt 

darimler 

FuE 

ins- 

gesamt 

darunter 

FuE 

ins- 

gesamt 

darunter 

FuE 

312.0 

512,0 

521,4 

521,4 

546,8 

546,0 

776,6 

776,6 

867,2 

867,2 

303,9 

233,5 

319,3 

249,2 

316,6 

244,0 

295,5 

213,1 

291,7 

205,3 

184,0 

124,9 

187,2 

128,1 

201,8 

144,7 

177,1 

134,5 

193,7 

147,4 

115,8 

78,0 

122,8 

85,2 

137,9 

101,0 

121,5 

93,0 

139,2 

108,1 

68,2 

46,9 

64,4 

42,9 

63,9 

43,7 

55,6 

41,5 

54,5 

39,3 

168,1 

156,0 

150,7 

139.1 

155.3 

143,2 

171,1 

158,4 

175,9 

163,6 

50,5 

49,9 

39,9 

39,2 

40,9 

40.2 

33,6 

33,0 

34,4 

33,8 

117,5 

107,0 

110,8 

100,0 

114,4 

102,9 

137,5 

125,4 

141,5 

129,8 

93,9 

87,1 

91,4 

84,9 

96,1 

89,5 

96,8 

90,2 

91,8 

85,5 

251,6 

216,2 

254,3 

219,0 

260,1 

223,3 

249,0 

215,8 

249.8 

215,2 

133,2 

106,4 

138,2 

111,0 

139,5 

112,7 

156,1 

122,6 

159,0 

125,3 

732,1 

642,1 

591,6 

498,0 

561,0 

465,1 

437,6 

319,5 

36 B ,8 

302,8 

409,0 

409,0 

250,7 

250,7 

206,5 

206,5 

55,0 

55,0 

60.0 

60,0 ’ 

70,? 

70,7 

75,2 

75,2 

93,8 

93,8 

88,0 

88,0 

67.0 

67,0 1 

48,2 

48,2 

54,4 

54,4 

45,9 

45.9 

50,0 

50,0 

46,5 

46,5 

96,8 

96,8 

101,8 

10L8 

102,0 

102,0 

109,0 

109,0 

113,0 

113,0 

92,9 

2,9 

97,0 

3,3 

98,9 

3,1 1 

122,1 

4,0 

70,0 

4,r0 

14,5 

14,5 

12,5 

12,5 

13,9 

13,9 

13,5 

13,5 

12,3 

12,3 

154,6 

94,5 

144,5 

88,1 

140,4 

88,8 

134,6 

80,4 

130,2 

77,8 

403.1 

264,6 

411,1 

279,7 

442,0 

299,2 

499,7 

349,5 

509,0 

349,7 

228,3 

142,5 

254,4 

165,4 

295 J 

202,8 

319,3 

215,1 

355,7 

245,0 

12 227,5 

10 333,6 

12 128,3 

10 269,5 

12 354,4 

10 436,6 

13 211,6 

11 138,2 

13 878,3 

11 618,0 

2 565,0 

2 564,2 

2 875,5 

2 874,7 

2 819,0 

2 818,2 

3 024,2 

3 023,4 

3 404,9 

3 404,0 

14 792,5 

12 897,8 

15 003.8 

13 144,2 

15 173,4 

13 254,8 

16 235,8 

14 161,6 

17 283,2 

15 022,0 


Ausgaben rückgang auigninci der Verlagerung von Aufgaben der PTB (Kap. 0903) zum neu errichteten Bundesamt für Strah- 
lenschutz (Kap. 1007). dessen Mittel vorläufig schwerpunktmäßig bei Förderschwerpunki F i erfaßt sind. 

Rundungsdifferenzen 
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Tabelle VU9 


Ausgaben des Bundes für Wissenschaft. 



1981 Ist 

1982 ist 

1983 Ist 

1985 Ist 

Forderungsart 

ins- 

ge.samt 

darunter 

FuE 

ins- 

gesamt 

daruntei 

FuE 

ins- 

gesaml 

darunter 

FuE 

ins- 

gesamt 

darunter 

FuE 

1. ProjeKtfördeninq 

5 923,4 

5 865,9 

6 965,9 

6 922.2 

6 460.7 

6 422,8 

7 405,0 

7 362,7 

1.1 Direkte Projektfördemng .. 

5 460,7 

5 403,2 

6 376,6 

6 332,9 

5 820,1 

5 782,2 

6 697,3 

6 655,0 

1.2 Indirekt-spezifische und 
übrige indirekte FuE-Förde- 
rung der Wirtschaft M 

462,7 

462,7 

589,3 

589.3 

640,6 

640,6 

707,7 

707,7 

2, Institutionelle Förderung . . 

5 120 J 

3 796,6 

5 384,3 

3 955,2 

6 011.8 

4 314,8 

6 267,4 

4 61ö,4 

2.1 Forschungs- und VVissen- 
schaflsförderungsorganisa* 
lionen 

963.1 

947,1 

1 016,0 

999,3 

1 028,8 

1 012.0 

1 128,2 

1 110,1 

2,2 Großtorschimgseinnchtiingen 

1 614,6 

1 614, fi 

1 649,4 

1 649,4 

1 792,4 

1 792,4 

i 989,3 

1 9B9.3 

2.3 Institute der 

„Blauen Liste" -j 

193,9 

171,0 

203,1 

176,3 

208,5 

181,4 

219,1 

190,3 

2.4 Sonstige Einrichtungen ohne 
Ervverbszw^eck 

226,2 

148,4 

237J 

155,5 

246,9 

160,2 

258,7 

169,9 

2,5 Bundeseigene Forschungs- 
einrichlungen und sonstige 
Bundesanstalten 

1 146,1 

642,3 

1 211,8 

673,6 

1 339,1 

768,6 

1 479,8 

819,1 

2,6 Hochschulen^) 

976,8 

273,3 

1 066,4 

301,3 

1 396,1 

400,2 

1 192,3 

339,7 

3, Internationale 

Zusammenarbeit 

773,5 

707,4 

743,2 

674,4 

771,2 

702,8 

865,3 

785, Ö 

3,1 Beiträge an Organisationen 
und Einrichtungen^) . . . . , . 

692,8 

673,2 

657,8 

637,6 

GÖ3,4 

664,3 

770,9 

743,6 

3.2 Projektförderung aus inter- 
nationalen Titeln 

80,6 

34,2 

85,4 

36,9 

85,9 

38,0 

94,5 

42,3 

Ausgaben insgesamt 

11 817,6 

10 369,9 

13 093.5 

n 551,9 

13 243,7 

11 440,3 

14 537,7 

12 767,0 

Nachrkhthch: 

Direkte ProjekUördenmg . . 

5 46ÖJ 

5 403,2 

6 376,6 

6 332,9 

5 820,1 

5 782,2 

6 697,3 

6 655,0 

darunter: 

BMFT 

3 155,3 

3 142,3 

3 998,0 

3 994,5 

3 377,4 

3 375,0 

3 475,6 

3 468,4 

BMWi 

431,5 

429,3 

360,7 

358,4 

284,4 

277,1 

449,7 

442,9 

BMVg 

1 393,6 

1 388,2 

1 526,9 

1 522,3 

1 680,9 

I 680,5 

2 300,0 

2 299,2 


b Ohne stenerliche Malinahmen (Zulagen, Souderabschreibungen). 

-J EinschlieOlich von Bund und Ländern gemeinsam geförderte landeseigene Einrichtungen. 

Aus- und Neubau von Hochschulen (ab 1989 einschl. dem Programm zur Sicherung der Leistungsfähigkeit und zum OffenhaJten 
der Hoch.schulen m besonders belasteten Facbrlchuingen). Bundeswehruniversitäten und Fachhochschule des Bundes für 

öffentliche Verwaltung, 
g Mit Sitz im tn- und Ausland. 

Quelle: Bundesnunisteriunt für Forschung und Technologie 
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Tabelle Vl/9 


Forschung und Entwicklung nach Förderungs arten 

— in Mio DM — 


1986 Ist 

1987 Ist 

1988 Ist 

1989 SoU 

1990 Reg.-Entw. 

ins- 

gesamt 

darunter 

FuE 

ins- 

gesamt 

darunter 

FuE 

ins- 

gesamt 

darunter 

FuE 

ins- 

gesamt 

darunter 

FuE 

ins- 

gesamt 

darunter 

FuE 

7 129.9 

7 088,2 

7 064,9 

7 021,8 

7 113,2 

7 016.0 

7 592,0 

7 513,6 

8 116.6 

8 035.3 

6 365,4 

6 323,7 

6 465,2 

6 422,1 

6 583,4 

6 486,2 

7 172,5 

7 094,1 

7 701,1 

7 619,8 

764,5 

764,5 

599,7 

599,7 

529,8 

529,8 

419,5 

419,5 

415,5 

415,5 

6 6354 

4 858,5 

6 809.1 

5 067.7 

6 8993 

5 156,3 

7 323.7 

5 413,8 

7 709,3 

5 616.1 

1 1634 

1 144,3 

1 214,6 

1 195,0 

1 259,6 

1 238,4 

1 305,9 

1 282,1 

1 373,1 

1 347,3 

2 131,0 

2 131,0 

2 266,0 

2 266,0 

2 253,5 

2 253,5 

2 354,4 

2 354,4 

2 349,8 

2 349,8 

230,6 

200,2 

249,2 

219,8 

238,4 

212,7 

247,4 

220,0 

258,1 

230,0 

270,6 

178,2 

278,6 

186,6 

326,5 

223,9 

347,3 

240,3 

366,4 

252,9 

1 510,8 

826,1 

1 590,4 

857,5 

1 636,5 

893,0 

1 724,1 

936,4 

1 899,0 

1 025,4 

1 329,0 

378,6 

1 210,2 

342,8 

1 185,3 

334,8 

1 344,5 

380,4 

1 462,8 

410,8 

1 027,5 

9514 

1 129.9 

1 054.7 

1 160,4 

1 182.5 

1 320,2 

1 234.2 

1 457.3 

1 370,6 

931,8 

9074 

1 027,7 

1 005,6 

1 054,9 

1 030,6 

1 207,8 

1 180,9 

1 340,3 

1 313,2 

95,7 

44,0 

102,2 

49,2 

105,5 

51,9 

112,4 

53,3 

117,0 

57,4 

14 792.5 

12 897.8 

15 003.8 

13 144.2 

15 173.4 

13 254,8 

16 235.8 

14 161.6 

17 283,2 

15 022.0 

6 365,4 

6 323,7 

6 465,2 

6 422J 

6 583,4 

6 486,2 

7 172.5 

7 094,1 

7 701,1 

7 619,8 

3 18J,3 

3 176,8 

3 059,2 

3 054,8 

3 149,5 

3 094,9 

3 232,0 

3 208,0 

3 290,1 

3 266,2 

405,4 

398,8 

367,2 

360,7 

405,9 

398,6 

606,4 

596,3 

684,8 

676,1 

2 318,3 

2 317,5 

2 606,0 

2 605,2 

2 547,8 

2 547,0 

2 749,8 

2 749,0 

3 115,0 

3 114,2 


Rmidimgsdiff erenzen 
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Tabelle Vl/10 


Ausgaben des Bundes Hlr WJssenschait, 



1981 Ist 

1982 Isi 

1983 Ist 

1985 Ist 

Em pf ä ngerg ru p p e 

ins- 

gesamt 

darunter 

FuE 

ms- 

gesämt 

darunter 

FuE 

ins- 

gesanit 

darunter 

FuE 

ins- 

gesamt 

dcixTinter 

FuE 

1. Gebiet^körperschaften . . . 

2 963,4 

1 722,9 

3 113,9 

1 783,0 

3 560,1 

1 974,5 

3 586,8 

2 057,0 

1,1 Bund 

1 476,9 

820,4 

1 536,5 

857,4 

1 634,2 

976,2 

1 848,2 

1 056,3 

l.i.l Bundeseigene Forschungs- 
einrichtungen 

1 268,4 

759,3 

1 342,7 

801,1 

l 464,5 

893,6 

1 666,2 

1 004,7 

1.1.2 Sonstige Einrichtungen der 
Bundesverwaltung^) 

208,4 

61,2 

193,8 

56,2 

219,6 

82,6 

181,9 

51,6 

1 . 2 Länder und Gemei nden ( G v. ) 

1 486,5 

902,5 

1 577,4 

925,6 

1 875,9 

998,3 

1 738.6 

1 000,6 

L2.1 Forschungseinrichtungen 
der Länder 

80,1 

78,1 

7L6 

69,1 

71,5 

68,8 

86,3 

83,2 

1.2.2 Hochschulen und Hoch- 
.schul kliniken 3) 

1 165,7 

592,0 

1 289,3 

647,0 

1 616,3 

744,7 

1 494,5 

763,7 

L2.3 Sonstige Einrichtungen der 
Länder 

174,6 

168,6 

168,0 

162,5 

143,5 

140,3 

127,4 

124,0 

1.2.4 Gemeinden, Gemeinde- 

imd Zweckverbände 

66,0 

63,8 

48,5 

47,0 

44,6 

44,4 

30,5 

29,8 

2. Organisationen ohne Er- 
werbszweck 

3 503,3 

3 327,6 

3 647,6 

3 460,9 

3 819,7 

3 625,6 

4 296,8 

4 091,4 

2.1 Forschungs- und Wissen- 
schaftsförderungsorganisa- 
tionen'^) (z.B. MPG, FhG, 
DFG) 

1 133,9 

1 069.1 

1 252,5 

1 184,5 

1 254,? 

l 186,8 

1 424,0 

1 348,1 

2.2 Großforschungseinrichtun- 
qen 

1 76L0 

1 7603 

1 789,0 

1 788,9 

1 968,5 

1 968,5 

2 210,9 

2 211,0 

2.3 Sonstige wissenschaftliche 
Einrichtungen ohne Er- 
werbszweck 

497,0 

399,4 

505,1 

402,2 

498,0 

391,0 

549,6 

432,3 

2.4 Übrige Organisationen 

ohne Erwerbszweck 

111,3 

983 

101,0 

85,3 

98,5 

79.3 

112,2 

100,0 

3. Gesellschaften und Unter- 

nehmen der Wirtschaft . . . 

4 489,9 

4 477,8 

5 463,2 

5 459,3 

4 930,2 

4 927,5 

5 614,5 

5 611,2 

3.1 Gesellschaften und Unter- 
nehmen der Wirtschaft , , . 

4 179,2 

4 168,5 

4 894,7 

4 893,6 

4 494,1 

4 493,0 

5 021,7 

5 020,2 

3.2 Dienstleistungen, soweit 
von Unternehmen und 
Freien Berufen erbracht > , 

310,7 

309,3 

568,4 

565,7 

436,0 

434.5 

592,7 

591,0 

4* Ausland 

861,1 

841,6 

868,8 

848,6 

933,8 

912,7 

1 039,8 

1 007,4 

4.1 Zahlungen an Gesellschaf- 
ten und Unternehmen der 
Wirtschaft im Ausland . . . 

140,6 

140,6 

166,7 

166,7 

140,0 

140,0 

156,7 

156,7 

4.2 Beiträge an internationale 
Organisationen und übrige 
Zahlungen an das Aus- 
land 

720,5 

701,0 

702,1 

681,9 

793,8 

772.7 

883,1 

850,8 

Ausgaben Insgesamt 

11 817,6 

iO 3693 

13 093,5 

11 551,9 

13 243,7 

11 440,3 

14 537,7 

12 767,0 

No ch rieh f /ich; 
GeseUschaften und Unter- 
nehmen der Wirtschaft^) . 

4 489,9 

4 477,8 

5 463,2 

5 459,3 

4 930,2 

4 927,5 

5 614,5 

5 611,2 

darunter: 

BMFT 

2 293,6 

2 284, l 

3 /99,3 

3 199,3 

2 608,7 

2 608,6 

2 530,4 

2 530,4 

BMWi 

852,2 

852,2 

815,6 

815,6 

715,3 

715,3 

897,1 

896,6 

BMVg 

l 246,8 

/ 246,8 

l 338, ! 

l 337,1 

1 494,1 

1 494,1 

2 080,4 

2 080,4 


Aufteilung geschätzt. -) Einschließlich Bun des wehruniversi täten. 

5) Ohne Grund finanzierung DFG und ohne Mittel für Sonderforschungsbereiche. 

Quelle: Bundes ministen um für Forschung und Technologie 


352 


Deutscher Bundestag — 11, Wahlperiode 


Drucksache 11/6886 


Forschung und Entwicklung nach Empiängergruppen Tabelle VI/ 10 

— in Mio DM — 


1986 Ist 

1987 Ist 

I98B Ist 

1989 SolT) 

1990 Reg.-Enuv.V) 

ins- 

gesamt 

darunter 

FuE 

ins- 

gesamt 

darunter 

FuE 

ins- 

gesamt 

darunter 

FuE 

ins- 

gesamt 

riarunier 

FuE 

ins- 

gesamt 

darunter 

FuE 

3 850,4 

1 897,9 

2 193,8 

1 062,2 

3 872,6 

1 968,4 

2 251,9 

1 083,7 

3 962,0 

1 967,7 

2 345,5 

1 070,2 

4 306,4 

2 068,8 

2 525,0 

1 117,0 

4 671,9 

2 279,7 

2 713,3 

1 223,9 

1 674,4 

988,9 

1 748,6 

1 014,9 

1 745,7 

i 001,4 

1 835,6 

1 047,1 

2 022,0 

1 147,5 

223,4 

1 952,5 

73.3 

1 131,7 

219,9 

1 904,2 

68,8 

1 168,1 

222,0 

1 994.4 

68,8 

1 273,3 

233.2 

2 237,6 

69,8 

1 408,0 

257.7 

2 392,3 

76,4 

1 489,4 

88,6 

85,7 

98,0 

95,1 

116,0 

113,2 

118,8 

115,7 

137,6 

133,9 

i 708,5 

894,6 

1 682,7 

954,0 

1 735,8 

1 024,0 

1 962,7 

1 142,0 

2 094,9 

1 201,5 1 

134,2 

130,4 

102,2 

98,3 

112,6 

109,0 

121,8 

117,0 

123,5 

118,6 

21,2 

21,0 

21,3 

20,7 

30,0 

29,1 

34,4 

33,4 

36,3 

35,3 , 

4 560,9 

4 350,1 

4 847,9 

4 634,3 

4 965,8 

4 742,8 

5 227,8 

4 986.6 

5 340,8 

5 089,9 

i 492,1 

1 416,6 

1 578,8 

1 499,0 

1 683,7 

1 601,4 

1 764,8 

1 673,2 

1 855,6 

1 760,1 

2 339,3 

2 339,3 

2 499,7 

2 499,7 

2 462,6 

2 461,3 

2 573.3 

2 571,8 

2 563,4 

2 561,9 

609,4 

486,9 

648,5 

528,1 

691,0 

563,4 

733,7 

598,7 

760,0 

619,1 

120,0 

107,2 

120,9 

107,4 

128,5 

116,7 

155,9 

143,0 

161,8 

148,7 

5 312,1 

5 309,6 

4 954,5 

4 952,1 

4 928,7 

4 874,7 

5 227,9 

5 203,9 

5 643,1 

5 619,4 

4 698,4 

4 697,3 

4 072,2 

4 071,2 

4 014,3 

3 962,9 

4 297.4 

4 275,7 

4 670,0 

4 648,4 

613,7 

1 069,1 

612,3 

1 044,3 

882,3 

1 328,8 

880,9 

1 306,0 

914,4 

1 316,9 

911,8 

1 291,9 

930,4 

1 473,7 

928,2 

1 446,1 

973,1 

1 627,4 

971,0 

1 599,5 

91,7 

91,7 

84,0 

84,0 

89,3 

89,2 

90,4 

90,3 

98,2 

98,0 

977,3 

952,5 

1 244,7 

1 221,9 

1 227,5 

1 202,7 

1 383,3 

1 355,8 

1 529,2 

1 501,5 

14 792,5 

12 897,8 

15 003,8 

13 144,2 

15 173,4 

13 254.8 

16 235,8 

14 161,6 

17 283,2 

15 022,0 

5 312J 

5 309,5 

4 954,5 

4 952,1 

4 923,7 

4 574,7 

5 227,9 

5 203,9 

5 643,1 

5 619,4 

2 220,5 
842,9 
2 i51,0 

2 220,5 
842,7 

2 151,0 

] 974,4 
637,6 

2 239, J 

1 974,4 
63? J 

2 239,1 

1 977,7 
620,7 

2 217,5 

; 926,8 
619,8 

2 217,8 

1 992,3 
688,7 

2 414,8 

1 971,6 
687,6 

2 414,8 

1 979,8 
778,0 

2 755,6 

1 959,3 
777,1 

2 755,6 


'*) Einschließlich Grund! in anziemng DFG und Mittel für Sonderforschungsbereiche, 

Einschließlich der Mittel zur Förderung der Auftragsforschung? Abgrenzung nach der Wirlschaftszweigsystematik; ohne Mittel 
an Gesellschaften und Unternehmen der Wirtschaft Lm Ausland (siehe 4.1). Rundungsdifferenzen 
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Tabelle VI/11 


Ausgaben des Bundes an Gesellschaften 
Forschung und Entwicklung 


Wirtschaftszweig 

Deutsche 

Syste- 

matik 

1981 Ist 


insgesamt 

darunter 
Gemein- 
schaftsfor- 
schung 0 

insgesamt 

damntei 

Gemein- 

schaftsfor- 

schung*) 

Land- und ForstwirlscliaÜ, Fischerei 

0 

6,0 

__ 

3,3 



Energie und Wasserversorgung ^ Bergbau 

1 

430,9 

33,0 

392,7 

36,5 

darunieT: 






Bergbau 

II 

310,6 

28,0 

301,3 

31,7 

Verarbeitendes Gewerbe (ohne Baugewerbe) .... 

2 

3 666,9 

91,6 

4 434,8 

95,1 

Chemische Industrie, Herstellung und Verarbeitung 






von Spalt- und Brutstoffen, Nlineralölverärbeitung . 

20 

346,3 

12,4 

370,3 

12,7 

dü runter: 






Chemische Industrie 

200 

137,3 

9,5 

125,8 

9,4 

Herstellung und Verarbeitung von Spalt- und 






Brutstoffen 

201 

183,5 

— 

189.1 

0.1 

Herstellung von Kunststoff- und Gummiwaren .... 

21 

2B.3 

4,9 

32,1 

5,0 

Gewinnung und Verarbeitung von Steinen und Er- 






den, Feinkeramik, Glasgewerbe 

22 

27,8 

5.1 

39.1 

5.2 

Metallerzeugung und -beaxbeitung 

23 

196, 6 

21.? 

209.1 

22.? 

Stahl-, Maschinen- und Fahrzeugbau, Herstellung 






von ADV-Einrichtungen 

24 

2 199,3 

18,7 

2 9?7„7 

18.7 

dartmfer: 






Maschinenbau 2) 

242 

765,1 

15,5 

1 460,0 

15,7 

Herstellung von Büiomaschinen und ADV- 






Geräten und -Einrichtungen 

243 

39,5 

— 

43,0 

— 

Luft“ und Raumfahrzeugbau 

248 

1 083,4 

— 

1 312,5 

— 

Elektrotechnik, Feinmechanik und Optik, Herstel- 






lung von Eisen-, Blech- und MetaUwaren usw 

25 

796,3 

3,1 

730,6 

4.7 

darunter: 






Elektrotechnik . 

250 

720,4 


626.7 

2,5 

Feinmechanik, Opük, Herstellung von Uhren . . . 

252/4 

45,2 

0,9 

654 

0,9 

Holz-, Papier- und Druckgewerbe 

26 

30,3 

6,0 

27,1 

6,0 

Leder-, Textil- und Bekleidungsgewerbe . 

27 

25,7 

12,6 

23/3 

13,9 

Ernährungsgewerbe, Tabak verarbeitimq 

28/20 

16,3 

7,1 

20,5 

6,4 

Baugew’erbe 

3 

29.9 

0,2 

264 

0,7 

Handel 

4 

2,2 

— 

5,4 


Verkehr und Nachrlchtenübeniiittlunq 

5 

39,4 


26,4 

— 

Kreditinstitute und Versicherungsgewerbe 

6 

3,9 


6,0 

~ 

Dienstleistungen, soweit nicht von Unternehmen 






und Freien Berufen erbracht 

? 

310,7 

37,0 

568,4 

40,5 

Ausgaben insg*'Kanit 

0 bis 7 

4 489,9 

161,8 

5 4 63, ,2 

172,8 

darunter FuE 


4 477,8 

161,8 

5 459,3 

172,8 

damntei Gememschaitstorschung des BMWi . . . 


— 

79,5 

— 

83,5 


■) Einschließlich dei Mittel zur Förderung der Auitragsforschung* 

*) Einschließlich der vom BMWi über die AIF geförderten industriellen Gemeinschöfisforschung sowie der von den übrigen 
Ressorts unmittelbar an AIF-Forschungsinstitule und sonstige Gemeinschaftsforschimg betreibencle Emrichtungen geflossenen 
Mine!. 

2) Einschließlich Förderung der Reaklorenentwicklung. 

Quelle: Bundesministerium für Forschimg und Technologie 
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Tabelle VI/ll 


und Unternehmen der Whischail für Wissenschaft, 
nach Wirlschaftszweigen 
— in Mio DM — 


1083 Ist 

1985 Ist 

1986 Ist 

1987 Ist 

1988 Ist 

insgesamt 

darunter 
Gemein- 
schaftsfor- 
schling VJ 

insgesamt 

darunter 

Getnein- 

schaftsfor’ 

schung^ 

insgesaml 

darunter 
Gemein- 
schaflsior- 
schling 9 

msgesamt 

danmter 
Gemein- 
schaftsfor- 
schung *) 

insgesamt 

darunter 

GeiDfiiß- 

schallsfor- 

schuiig9 

3,9 


3.1 


5,5 



3,0 



6,2 



255,7 

42,6 

235,9 

26,7 

183,5 

21,6 

152,9 

20,7 

168.8 

17,6 

195,2 

36,7 

192,7 

23,4 

155,9 

18.1 

114,6 

18,2 

71,4 

13,4 

4 166,3 

93,7 

4 683,6 

102,5 

4 413,3 

107,5 

3 829,7 

111,8 

3 737,4 

113,8 

301.4 

14,3 

209,2 

10.3 1 

233,5 

14,1 

210,2 

13,4 

214.8 

12,6 

118,9 

11,3 

122,3 

8,5 

153,0 

12,7 

156,4 

12,7 

153,0 

12,6 

154,7 

0,1 

74.3 


60,8 



42,9 



42,6 



34,1 

5,4 

48,2 

10,0 

46,3 

6,9 

31,8 

7,2 

25,5 

7.4 

36,5 

5.1 

52,2 

7,0 

47,9 

6,9 

32,5 

6.4 

43,1 

6„9 

178,6 

20,0 

141.2 

19,1 

113,3 

23,0 

86,9 

20,6 

81,9 

20,2 

2 589,6 

18,8 

3 025,6 

21,0 

2 638,4 

24,3 

2 320.9 

27,9 

2 336,0 

30,8 

1 224,8 

16,4 

1 308,9 

18,3 

969,6 

21,4 

607,6 

23,9 

636,3 

27,8 

39,2 


46,8 


59,3 

_ 

65,5 



58.2 



1 217,2 

— 

1 485,7 

— 

1 456,3 

— 

1 482,8 

— 

1 476,0 

— 

949.4 

2,3 

1 105,9 

2.8 

1 233,0 

2,9 

1 057,5 

2,8 

952,3 

2,9 

845,3 

1,0 

1 003,7 

0,2 

1 110,3 

U6 

928,0 

1,4 

720,9 

1.5 

53,8 

0,8 

79,8 

0,8 

94,9 

0,7 

104,8 

0,4 

51,2 

0,6 

3U4 

6,6 

45,4 

7,3 

48.8 

64 

33.1 

7.3 

29,2 

6,6 

27,6 

15.1 

32,1 

18,2 

31,0 

16,3 

32.1 

19,2 

30,5 

19,4 , 

17,9 

6,2 

23,7 

6,8 

22,7 

6,9 

24,6 

7,1 

24,2 

6.9 

23,3 

0,5 

31,5 

0,7 

35,4 

0,5 

27,5 

0.6 

31,9 

1,1 

4,6 


18,6 

— 

18,3 


9,1 

— 

uo 

— 

35,8 

— 

37,7 


39,7 

— 

47.3 


65,5 

— 

4,5 

~ 

11,3 

— 

Ü,7 

— 

2,6 

“ 

3,5 

-■ 

436,0 

37,4 

592,7 

40,7 

613,7 

39.8 

8Ö2,3 

49,5 

914,4 

50,7 

4 930.2 

174,3 

5 614,5 

170,6 

5 312,1 

169,4 

4 954,5 

182,7 

4 928,7 

183,2 

4 927,5 

174,3 

5 611.2 

170,6 

5 309,6 

169,4 

4 952,1 

182,7 

4 874,7 

183,2 

— 

S4,7 

— 

94,8 

— 

96,8 

— 

ioi.8 

— 

J02,ö 


Rimd ungs didereii2en 
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Tabelle VI/12 

Ausgaben des Bundes an internationale wissenschailliche Organisationen 
und an zwischenstaatliche Forschungseinrich hingen 

— in Mio DM — 


Orga n i s atio n /Bi nricht u n g 

1981 

19B2 

1963 

1985 

1986 

1937 

1933 

1989 

1990 

Entw. 




Isi 




Soll 

1. Organisatloneii/Elnrichttmgen mit 
Sitz im Ausland 

Deutsch-Britische Stiftung für 
das Studium der Industrie- 
gesellschaft in London 

LO 

LI 

LO 

0,9 

0,3 

0,7 

0,8 

0,8 

0,8 

NordaÜantik-Pa kt-Organisation , 
Beitrag zum zivilen Teil des 
Haushaltes (NATO) 

2.0 

3,5 

5,5 

6,3 

6,4 

6.4 

6,6 

7.1 1 

7,3 

Stiftungsfonds der Universität 
der Vereinten Nationen (UNU) 
in Tokio 

1,0 

LO 

0,9 

LO 






Internationales Institut für Verwal- 
tungswissenschaften in Brüssel . . . 

0,2 

0,2 

0,2 

0.2 

0.2 

0,2 

0.2 

0,2 

0,2 

Internationaler Rat für Meeres- 
forschung in Kopenhagen 

0,1 

0,1 

0,2 

0,2 

0,2 

0,2 

0,2 

0.2 

0,2 

Deutsch -Französisches 
Forschungsinstitut St. Louis 

20,0 

20,6 

21,3 

26,0 

28,8 

28.6 

32,8 

35,0 

38,4 

Internationales Zentrum 

für Krebsforschung in Lyon 

2,1 

2,3 

2,6 

2,6 

lr5 

L2 

L5 

L8 

1.8 

Ausbildungs- und Forschungs- 
institut der Vereinten Nationen 
(UNITAR) 

0,4 

0,5 

0,5 

0,5 






Internationales Institut für 
angewandte Systemanalyse 
(IIASA) in Wien 

0.7 

0,8 

0,8 

0,9 

LO 

LO 

LO 

LO 

LO 

Europäische Organisation für 
Kernforschung (CERN) in Genf > , , 

169,8 

L93,3 

199,1 

206,5 

221,9 

214,2 

226,5 

223,6 

230,0 

Deutsch-Israelische Stiftung zur 
Förderung von Forschung und 
Entwicklung in Jerusalem 






25,0 

20,0 

20,0 

20,0 

Institut Max von Laue “ 

Paul Langevin (ILL) in Grenoble . . 

25,2 

23.3 

24,7 

26,7 

25,8 

25,6 

25,9 

27,9 

27.0 

Europäische Synchrotonstrahlungs- 
anlage (ESRF) in Grenoble 








2,7 

2,4 

9,0 

19,0 

28,0 

Ho chf luß - Forsch un gs r eakt o r Petten 
im Rahmen des Ergänzungs- 
programms der EG 









20,0 

Internationale Atomenergie* 
Organisation (lAEO) in Wien 

21,3 

2L8 

22,5 

30,8 

29,5 

26,4 

29,1 

32,2 

32,6 

Europäische Gesellschaft für die 
chemische Aufarbeitung 
bestrahlter Kernbrennstoffe 
(Eurochemic) in Mol 

12,0 

12,9 

13,0 

8,3 

8,3 

8,1 

7.2 

8,9 

7.6 

Europäische Wellraumorganisation 
(EWO) in Paris . 

392,1 

336,0 

348,9 

414.1 

559,2 

639,6 

644,1 

770,5 

891,6 

Europäisches Hochschulinstitul 
in Florenz 

2,6 

2,5 

2,6 

3,0 

3,1 

3,3 

3,5 

3,5 

4,3 

EG- Forschungsprogramme, Bei- 
träge für Ergänzungsprogramme 
gemäß EUR ATOM -Vertrag 

18,3 

14,4 

16,6 

17,3 

15.7 

17,8 

18,3 

22,0 

3,0 
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Organ is a ti 0 n/£ iari ch t un g 

1981 

1982 

1983 

1985 

1986 

1987 

1988 

1939 

1990 

Reg.- 

Eiitw. 




Ist 




Soll 

Übrige Organ isationen und 
Einrichlungert 

0,5 

0,6 

0.6 

0,6 

0.8 

0,8 

0,8 

0,9 

0,8 

zusammen 

669,3 

634,7 

660,8 

745.8 

905,7 

1001,6 

1 027,6 

1 174,7 

1304,6 

darunter FuE-Anteil 

649,7 

614,5 

640,2 

718.5 

881,0 

979,5 

1 003,3 

1 147,9 

1277.5 

2. Organisationen/Einrichtungen mit 
Sitz im Inland 

Studtenzentmm Venedig 
(Trägerverein: München) 

0.4 

0,4 

0,5 

0,5 

0,5 

0,5 

0,5 

0,5 

0,5 

Europäische Organisation für 
astronomische Forschung ln der 
südlichen Hemisphäre (ESO) in 
Garching hei München 

13,0 

n,5 

11,3 

11,9 

12,2 

12,7 

13,3 

18,3 

20.1 

Europäische Konferenz und das 
Europäische Laboratorium für 
Molekularbiologie (EMBC und 

EMBL) in Heidelberg 

10,1 

11,1 

12,8 

12,7 

13.4 

12,8 

13,4 

14.3 

15,0 

zusammen 

23,5 

23,1 

24,6 

25,0 

26,1 

26,1 

27.3 

33,1 

35.7 

darunter FuE-Anteü 

23,5 

23,1 

24,6 

25,0 

26,1 

26,1 

27,3 

33,1 

35,7 

Ausgaben Insgesamt 

692,3 

657,8 

685,4 

770,9 

931,8 

1027,7 

1 054,9 

1 207,8 

1340,3 

darunter FuE-Anteil 

673,2 

637,6 

664,8 

743,6 

907.1 

1005,6 

I 030,6 

I 180,9 

1313,2 


Quelle: BundesmimsteriorQ füj Forschung und Technologie Rundungsdifferenzen 
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FuE-Awsgaben des Bundes und der Lander nach Forschungszielen 
— Soll-Zahlen in Mio DM — 


Forschungsziel 

1981 

1962 

1983 

1985 

1986 

1987 

1988 

19892) 

Erforschung und jNulzung der 









irdischen Umtvelt 

5Ü3,2 

454,6 

356.4 

444,8 

437,4 

398,8 

48B,2 

510,8 

Infrdstrukturniaßnahmen und 









Raurngesamtplanung 

662,5 

663.5 

425,7 

4Ü3,7 

401,1 

466,3 

466,5 

466,2 

Umweltverschmutzung (Be- 









kämpfung und Verhindening) . . 

‘i 045,0 

1 123,2 

.535,5 

661,7 

690,1 

704,6 

756,8 

783,3 

Schutz und Förderung der 









menschlichen Gesundheit 



608,4 

637,1 

655,2 

626,3 

695.7 

724.3 

Erzeugung, Verteilung und 









rationeUe Nutzung der Energie . 

2 700,6 

3 548,3 

2 899,3 

2 657,3 

2 213,8 

! 782,2 

1 564.6 

1 515,4 

Landwirtschaftliche Produktivität 









und Technologie 

351,8 

383,4 

462,3 

417,4 

433,1 

433,0 

455.3 

460,5 

lndu.st.nelle Produktivität und 









Technologie 

1 929,9 

2 256,9 

2 318.5 

2 974,2 

3 114,2 

3 350,7 

3 112,0 

2 977.5 

Gesellschaftliche Strukturen und 

Beziehungen . 

730,7 

739,2 

472.3 

482,3 

489,7 

578,3 

577,7 

572,0 

Weltraum forschujig und 









-nutzung 

733,6 

806,7 

768,5 

820,4 

964.5 

1 160,1 

1 228,4 

1 365,8 

Allgemeine Hochschul- 









forschungsnhttel 

5 858,4 

5 959,5 

6 287,7 

6 610,3 

6 749,8 

6 596,2 

6 914,6 

7 225,5 

Nicht zielorientierte Forschung . 

1 653,7 

1 723.9 

2 117,5 

2 39.5.5 

2 612,0 

3 115.0 

3 210.7 

3 326,3 

Nicht aufgliederbare Forschung . 

— 

- 

ß.9 

17,2 

30,6 

29,1 

28,3 

26,5 

Verteidigung 

1 572,3 

] 646,8 

1 834,5 

2 508,9 

2 590,4 

2 807,4 

2 759,1 

3 069,6 

Insgesamt 

1? 74L7 

19 306,0 

19 095,4 

21 030,8 

21 381,9 

22 048,3 

22 257,8 

23 023,8 


•) Entsprechend der Systematik zur Analyse und zum Vergleich der wissenschaftlichen Programme und Haushalte (NABS); 

1983 und 1987 Zeitreihenbruch aufgrund teilweise veränderter Zuordnungen vnn Haushaltsstellen zu Forsch ungszielen. 

2) Vorläufiges Ergebnis 

Quelle: Bundesminislerium für Forschung und Technologie, Statistisches Bundesamt Pimdungsdifferenzen 
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Wissenschaltsausgaben der Länder und Gemeinden (Gv.) 
in länderweiser Gliederung {NeUoaiisgaben) 


Land 

Jahr*) 

Hoch^ 

schulen 

ein- 

sdiließ- 

ßck 

Hoch- 

schül- 

kliniken 

Wissen- 

schaft 

und 

Forschung 

außerhalb 

der 

Hoch- 

schulen 

Wisselist ha Hs- 
dusgaben 
msaTiifiien^) 
fNettoausgöben) 

fiman/tiert durch 

Und 3} 

Gemein- 

den 

Mio DM 

% 

Mio DM 

Baden-Württemberg 

1981 

2 790,0 

349,0 

3 139,0 

J5,6 

3 130,9 

8,1 


1982 

2 978,3 

359,9 

3 338,2 

16,0 

3 331,0 

7,2 


1983 

3 132,4 

388,3 

3 520,7 

16,3 

3 512,5 

8,2 


1984 

3 199,6 

422,4 

3 622,1 

W.2 

3 619,2 

2,9 


1985 

3 332,6 

474,4 

3 806,9 

15,$ 

3 801,7 

5,3 


1986 

3 548,7 

540,8 

4 089,6 

16,2 

4 082,0 

7.6 


1987 

3 787,7 

552,5 

4 340,1 

16/2 

4 332,6 

7,6 


1988 

3 926,5 

652,0 

4 578,5 

W,4 

4 570,9 

7,6 


1939 

4 136,4 

697,9 

4 834,3 

16,7 

4 826,7 

7,6 

Bayern 

1961 

2 640.0 

391,5 

3 031,5 

15,2 

3 018,2 

13,3 


1982 

2 773.1 

423,8 

3 196,9 

15,3 

3 181,6 

15.3 


1983 

2 910.5 

437,0 

3 347,5 

15,5 

3 332,9 

14,6 


1984 

3 062,9 

448,2 

3 511,1 

15 J 

3 492,9 

18,3 


1985 

3 273,7 

474,7 

3 748,5 

15,5 

3 726,0 

22,4 


1986 

3 484,1 

470,0 

3 954,1 

15,6 

3 924,2 

29,8 


1987 

3 744,6 

540^4 

4 285,0 

i6,0 

4 254,0 

31,0 


198B 

3 814,8 

649,4 

4 464,2 

J6,0 

4 433,2 

31,0 


1989 

4 0B2,6 

662,6 

4 745,2 

16,4 

4 714,2 

31,0 

Berlin (West) 

1981 

1 595,7 

119,0 

1 714,7 

8,6 

1 714,7 

— 


1982 

l 610,9 

129.6 

1 740,5 

8,3 

1 740,5 

— 


1983 

1 668,5 

149/2 

1 817,7 

8,4 

1 B17,7 

— 


1984 

1 660,0 

172,7 

1 832,7 

8,2 

1 832,7 

— 


1983 

i 767,2 

184,9 

1 952,1 

8,1 

1 952,1 

— 


1986 

1 824,2 

219,2 

2 043,4 

8,1 

2 043,4 

— 


1987 

2 063,9 

177,2 

2 241,1 

8,4 

2 241,1 

— 


1988 

2 292,6 

184,5 

2 477,1 

8,9 

2 477,1 

— 


1989 

2 343,1 

185,1 

2 528,2 

8,7 

2 528,2 

- 

Bremen 

1981 

161.0 

30,0 

191,0 

1,0 

191,0 



1982 

166,2 

30,9 

197,1 

0,9 

19?. i 

— 


1983 

175,1 

34,8 

209,9 

1,0 

209.9 

— 


1984 

170,7 

32,4 

203,1 

0,9 

203,1 

— 


1985 

174,5 

39,3 

213,7 

0,9 

213.7 

— 


1986 

175,1 

41,2 

216,3 

0,9 

216,3 



1987 

192,2 

38,8 

231,0 

0,9 

231.0 

— 


1988 

186,9 

47.2 

234,1 

0,8 

234, 1 

— 


1989 

196,0 

54,9 

250,9 

0,9 

250;9 

— 


FuiJnoten und Quellenangabe am Schluß der Tabt^le RundungsdUferen^en 
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Land 

JalirM 

Hoch- 

schulen 

ein- 

schliefl- 

lich 

Hoch- 

schul- 

klmiken^) 

Wissen- 

schall 

und 

Foischung 

außerhalb 

der 

Hoch- 

schulen 

Wissens Chat ts- 
ausgaben 
zusammen 7t 

(Netloausgaben) 

' 

finanziert durch 

Land-^) 

Gemein- 

den 

Mio DM 

% 

Mio DM 

Hamburg 

1981 

760,9 

73,0 

833,9 

4,2 

833,9 




1982 

820,7 

92,8 

913,5 

4.4 

913,5 

— 


1983 

841,8 

82,5 

924,3 

4.3 

924,3 

— 


1984 

865,6 

89,1 

954,7 

4.3 

934,7 

— 


1985 

929,3 

102,7 

1 032,0 

4.3 

1 032,0 

— 


1986 

985.1 

114,8 

1 099,9 

4.3 

1 099,9 

— 


1987 

1 040,3 

120,2 

1 160,5 

4.3 

1 160,5 

— 


1988 

1 068,2 

150,7 

1 218,9 

4,4 

1 218,9 

— 


1989 

1 032,9 

122,6 

1 155,5 

4.0 

1 155,5 

- 

Hessen 

1981 

1 726,0 

188,6 

1 914,6 

9.5 

1 868,4 

46,2 ' 


1982 

1 806,8 

204,9 

2 OH, 7 

9.Ö 

1 967,1 

44,6 


1983 

1 870,3 

223, 1 

2 093,4 

9.7 

2 044,7 

48,7 


1984 

1 944,7 

218,6 

2 163.4 

9.7 

2 122,2 

41,1 


1985 

2 082,1 

232,7 

2 314.9 

9.6 

2 258,3 

56,6 


1986 

2 189,6 

240,2 

2 429.8 

9,6 

2 371,0 

58,8 


1987 

2 272,2 

253,9 

2 526.1 

9.4 

2 473,2 

52,9 


1988 

2 262,9 

282,8 

2 545.7 

9.1 

2 492,8 

52,9 


1989 

2418,0 

291,3 

2 709.3 

9,3 

2 656,4 

52,9 

Niedersachsen 

1981 

1 810,3 

248,7 

2 059.0 

10,3 

2 045,4 

13,6 


1982 

1 905,0 

246,1 

2 151.1 

10.3 

2 140,2 

10,9 


1983 

i 938,7 

242,3 

2 201.0 

10,2 

2 188,7 

12,3 


1984 

2 013,0 

251,3 

2 264.3 

10,2 

2 253,5 

10,8 


1985 

2 143,4 

274,0 

2 417,4 

10,0 

2 404.1 

13,2 


1986 

2 247,4 

315,0 

2 562.4 

10,1 

2 547.3 

15,1 


1987 

2 383,9 

399,7 

2 783.6 

10,4 

2 767.5 

16,1 


1988 

2 406.1 

347,2 

2 753.3 

9,9 

2 737,2 

16,1 


1989 

2 542,8 

442,3 

2 985.1 

10,3 

2 969.0 

16,1 

Nordrhein- Westfalen 

1981 

4 624,0 

595,8 

5 219.8 

26,2 

5 083,2 

136,6 


1982 

4 726,3 

389,1 

5 315.4 

25.4 

5 192,2 

123,2 


1983 

4 750,1 

594,9 

5 345.0 

24.8 

5 214,6 

130,4 


1964 

4 934,4 

619,6 

5 554.0 

24.9 

5 423,4 

130,6 


1985 

5 527,7 

768,8 

6 296.6 

26,1 

6 147,8 

148,8 


1986 

5 531,1 

711,6 

6 242.7 

24,7 

6 108,5 

134,2 


1987 

5 614,7 

728,2 

6 342,9 

23,7 

6 207,9 

135,0 


1988 

5 784,7 

821,6 

6 606,3 

23,7 

6 471,3 

135,0 


1989 

5 884,9 

807,7 

6 692.6 

23,1 

6 557.6 

135,0 


Fußnoten und Quellenangabe am Schluß der Tabelle Rundungsdiffereazen 
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Land 

Jahrh 

Hoch- 
schulen 
ein- 
schließ- 
lich 
Hoch- 
schul - 
kliniken^) 

Wissen- 

schaft 

und 

Forschung 

außerhalb 

der 

Hoch- 

schulen 

Wissenschalts- 
ausgaben 
zusammen ^ 
(Neltoausgabenj 

finanziert durch 

Land^^ 

Gemein- i 
den 

Mio DNl 

% 

Mio DM 

Rheinland-Pfalz 

1981 

715,7 

85,4 

801,1 

4.0 

795,2 

5,9 


1982 

765,5 

88,9 

854,4 

4./ 

848.2 

6,2 


1983 

786,0 

94,9 

880,8 

4.1 

873.9 

7,0 


1984 

015,5 

102,3 

917,7 

4,1 

910.2 

7,5 


1985 

900,7 

114,2 

1 014,9 

4,2 

1 007.0 

7,9 


1986 

961,3 

142,7 

1 104,0 

4,4 

1 093.6 

10,4 


1987 

1 003,8 

154,7 

1 158,5 

4,3 

1 146,3 

12,2 


1988 

985,0 

169,6 

1 154,6 

4,1 

1 142,4 

12,2 


1989 

1 035,6 

178,3 

1 213,9 

4,2 

1 201.7 

12,2 

Saarland 

1981 

329,7 

15,2 

344,9 

IJ 

344.5 

0.4 


1982 

376,8 

15,1 

391,9 

U9 

391.7 

0.2 


1983 

411,5 

15,4 

426,9 

2,0 

426.6 

0.3 


1984 

429,8 

17,2 

446,9 

2,0 

446.8 

0.1 


1985 

443,6 

18,1 

461,7 

1.9 

461,4 

0,3 


1986 

488,9 

19,8 

508,7 

2,0 

508,2 

0,4 


1987 

540.3 

22,7 

563,1 

2,1 

562.8 

0,3 


1988 

542.9 

27,3 

570,2 

2,0 

569,9 

0,3 


1989 

597,2 

29,2 

626,4 j 

2,2 

626,1 

0,3 

Schleswig -Holstein 

1981 

655,4 

70,6 

726 , 0 ! 

3,6 

719,6 

6,4 


1982 

705.7 

76,7 

782,4 

3,7 

779,8 

2,6 


1983 

707,8 

77,5 

785,3 

3,6 

777.2 

8.1 


1984 

753,5 

84,4 

837,9 

3,8 

827,4 

10.5 


1985 

784,5 

96,5 

881,0 

3,6 

869,3 

11.7 


1986 

939.6 

97,5 

1 037,1 

4,1 

1 033,5 

3.6 


1987 

1 003,9 

118,0 

1 121,9 

4,2 

1 118,4 

3.6 


1988 

1 077,3 

161,3 

1 238,6 

4,4 

1 235,0 

3.6 


1989 

1 104,5 

168.6 

1 273,1 

4,4 

1 269,5 

3,6 

Insgesamt 

1981 

17 808 »? 

2 166.8 

19 975,5 

lOQ 

19 745,0 

230,5 


1982 

18 635,2 

2 257,7 

20 892,9 

WO 

20 682,8 

210,1 


1983 

19 212,5 

2 339,6 

21 552,1 

WO 

21 322,7 

229,4 


1984 

19 849 p 6 

2 458,3 

22 308,0 

WO 

22 086,1 

221,9 


1985 

21 359,3 

2 780,3 

24 139,6 

WO 

23 873,4 

266,2 


1986 

22 375 r 0 

2 912,8 

25 287,8 

100 

25 027,8 

260,0 


1987 

23 647,6 

3 106,3 

26 753,9 

wo 

26 495,2 

258,7 


1988 

24 347,9 

3 493,6 

27 041,3 

wo 

27 582,8 

258,7 


1989 

25 373,6 

3 640,5 

29 014,1 

wo 

28 755,4 

258,7 


Lander bis 1987 IsL ab 1988 Soll, Gemeinden ab 1908 gescbätal. 

Einschließlich Zvi&etzung der kaufmännisch buchenden Kliniken, soweit sie ab 1978 nicht mehr brutto in den Länderhaushalten 
nachgewiesen werden, Soll 1989 einschlieDlJch des Hochschulsonderprogramms. 

Einschließlich der unmittelbaren Ländereinn ahmen, insbesondere Pflegesats^einnahmen für die Krankenversorgung an Hoch- 
^fchulkliniken. 

Quelle: Statistisches Bundesamt Rundungsdifferenzen 
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2.2.3 Wirtschaft 


Tabelle VI/16 

Ge.samtauf Wendungen und eigenfinanzierte Aufwendungen 
der Wirtschaft lür Forschung und Entwicklung nach Wirtschaftszweigen’) 



1985 




1987 





Aujwen- 

düngen 

insge- 

samt'} 

darunter 

eigen- 

Jinan* 

ziert 

Aufwen- 
düngen 
Insge- 
samt 9 

davon 

darunter eigenfinanzierle 
Auf\vendungen 0 

VV ii Lscha fls zwei g 

der 

Unter- 

nehmen 

der 

IfG») 

insgesamt 

in 

Unter- 

nahmen 

der 

UG=) 




Mio DM 



in % 
von 

Spaltes 

Mio DM 


i 

2 

3 


5 

6 

7 

g 

9 

1 Energie- und Wasserversor- 
gung, Bergbau 

2 135,8 

l 056,6 

1 501,0 

1 295.7 

205,3 

1 037.9 

69,2 

925.2 

112,7 

iO Eiektriz.^r Gas-, Fern- 
wärme- und Wasser versor- 
guing . 

1 344,2 

659,0 

952.7 

940,4 

12,3 

748.8 

78,6 

741,5 

7,3 

1 1 Bergbau. 

791.7 

397,6 

548,2 

355,3 

183,0 

239.1 

52,7 

183,8 

105,3 

2 Verarbeitendes Gewerbe . . . 

36 374,5 32 263,5 

42 078.8 41 715,6 

363,2 

37 720,0 

89,5 

37 515.2 

204,7 

20 Chemische Industrie usw.,, 
Mineralölverarbeitung . . . 

8 227,4 

7 934,4 

9 455,9 

.9 447,9 

8,0 

9 151,1 

90,8 

9 146,0 

5,1 

daru/ifer; 

Chemische Industrie , * . , . 

7 823,7 

7 669,0 

9 078,2 

9 074,8 

3.4 

8 898, 1 

98,0 

8 894,6 

3,4 

21 Herstellung von Kunststoff- 
und Gummiwaren 

600,9 

573.3 

675.5 

650,2 

25,3 

653,4 

96,7 

641.7 

11.7 

22 Gewinnung und Verarbei- 
tung von Steinen und Er- 
den usw 

425,0 

392,7 

440.8 

417,6 

23,3 

412,4 

93,6 

395,2 

17.2 

23 Metallerzeugung und 
-bearbeitimg 

1 035.9 

858,0 

B91.2 

787,5 

103,8 

753,8 

84,6 

694.8 

59.0 

doninier: 

Eisenschaffende Industrie 

433.3 

316,3 

337,8 

265,8 

72,0 

261,5 

77A 

221,4 

40,0 

24 Stahl-, Maschinen- und 
Fahrzeugbau usw^ 

14 062,0 

11 861,8 

15 858,1 

15 777,1 

81,0 

13 630,4 

85,9 

13 585.5 

44,8 ; 

danrnfer: 

Maschinenbau 

4 199,1 

3 888,1 

4 634.4 

4 562,8 

71.6 

4 381,2 

94,5 

4 341.5 

39,8 

Herstellung von Kraftwa- 
gen u. deren Teilen 

5 892,7 

5 804,7 

6 977.7 

6 974,3 

3,3 

6 852,5 

98,2 

6 850,0 

2,5 

Luft- und Raumfahrzeug- 
bau 

2 605,2 

913.6 

2 580.3 

2 580,3 


841.7 

32,6 

841,7 


25 Elektrotechnik, Feinme- 
chanik, Herstellung von 
EBM-Vt^aren usw 

il 147,7 

9 844,1 

13 888.8 

13 866.8 

22,1 

12 335,6 

S8,S 

12 319.5 

16,1 

darunter: 

Elektrotechnik .......... 

9 985.8 

8 838,6 

12 540.5 

12 525,8 

14,8 

11 231,2 

89,6 

tl 218.2 

13.0 

Femmechanik, Optik .... 

551,9 

516,6 

618.4 

617.9 

0,5 

559,4 

90,5 

559,3 

0,1 

26 Holz-, Papier und Druckge- 
werbe 

317.0 

307,9 

302,5 

276,8 

25.6 

291,0 

96,2 

275.1 

15.9 

2? Leder-, Textil- und Beklei- 
dungsgewerbe 

177.4 

150.0 

184,4 

132,7 

51,7 

153,2 

83,1 

130,5 

22,6 

28/29 Ernahrungsgewerbe, 

Tabdkverarbeilung . . . 

381,3 

341,3 

381,5 

359,1 

22.4 

339,1 

88,9 

326,8 

12,3 

Restliche Wirtschaflsabteilurigen 
|0, 3 bis 8) 

1 042,5 

666,1 

1 317,8 

1 269,7 

48,2 

861,1 

65,3 

839,6 

21,4 

0 bis 8 Insgesamt . » . 

39 552.9 33 986,1 

44 897,5 44 280.9 

616.6 

39 618,9 

88,2 

39 280,1 

338,8 


‘) Daten aus Erhebungen der SV- VVissenschallsstatisük GmbH unter Einbeziehung der bis Anfang September 1989 bereilgestell- 
ten Daten des FuE-Personafkostenzuschuß- und Zuwaebsförderungsprogramnu; fArbeitsgemeinschalt Industrieller Forschungs- 
Vereinigungen); um Doppelzählungen boreinigt. 

’l Inierne und eivlGme FuE-Aufwenriimgen. Institutionen für GemeLnschaltsforschung und experimentelle -ent Wicklung. 

Quelle: SV-Wissenschaftsslabstik GmbH Rundungsdifferenzen 
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Tabelle VI/17 


Interne und externe FuJE-AufwendnngeTi der Unternehmen nach Wirtschaftszweigen') 

— in Mio DM — 



1985 

1987 

Wr rts ch a f ts z w e i g 

insgesamt 

davon 


davon 


intern 

ejctem 

insgssa mt 

Lntem 

extern 


1 Energie- und Wasserversorgung, Bergbau 

1 873,7 

814,7 

1 059,0 

1 295,7 

562,1 

733,6 

10 Elekinzitats-r Gas-, Fernwärme“ und 







Wasserversorgung 

1 330,2 

399,3 

930,8 

940,4 

289,4 

651,0 

1 1 Bergbau * 

543,5 

413,4 

128/2 

355,3 

272,7 

82,6 

2 Verarbeitendes Gewerbe 

36 645,3 

33 772,4 

2 272,9 

41 715,6 

39 017,9 

2 697,6 

20 Chemische Industrie usw., Mineralölver- 







arbeitung 

8 219,6 

7 755,7 

463,9 

9 447,9 

8 883,5 

564,4 

damnler: 

Chemische Industrie 

7 820,4 

7 413,2 

407,2 

9 074,8' 

8 579,6 

495,2 

21 Herstellung von Kunststoff und Gummi- 







waren 

578,9 

553,0 

25,9 

650,2 

628.9 

21,2 

22 Gewinnung und Verarbeitung von Stei- 







nen und Erden usw 

400,4 

392,4 

8,1 

417,6 

408,8 

8,8 

23 Metallerzeugung und -bearbeitung .... 

936,2 

914,0 

22,2 

787,5 

765,6 

21,8 

darunter: 

Eisenschaffende Industrie 

362,4 

355,6 

6,8 

265,8 

257,7 

8,1 

24 Stahl-, Maschinen- und Fahrzeugbau 







usw 

13 991,1 

13 092,4 

898,7 

15 777,1 

14 811,7 

965,5 

dorunfer,' 

Maschinenbau 

4 134,8 

3 992,8 

142,0 

4 562,8 

4 423,2 

139,5 

Herstellung von Kraftwagen und deren 
Teilen 

5 891,4 

5 383,1 

508,4 

6 974,3 

6 414,2 

560,1 

Luft- und Raumfahrzeugbau 

2 605,2 

2 439,2 

166,0 

2 580,3 

2 405,0 

175,4 

25 Elektrotechnik, Feinmechanik, Herstel- 







lung von EBM-Waren usw 

11 127,7 

10 296,3 

831,4 

13 866,8 

12 768,6 

1 098,2 

doi unter: 

Elektrotechnik . 

9 971,2 

9 213,3 

757,9 

12 525,8 

11 514,4 

1 011,4 

Feinmechanik, Optik 

551,5 

531,9 

19,6 

617,9 

596,8 

21,1 

26 Holz-, Papier- und Druckgewerbe 

27 Leder-, Textil- und Bekleidungs- 

297,0 

290,6 

6,4 

276,8 

272,9 

4,0 

gewerbe 

28/29 Ernährungsgewerbe, Tabakverarbei- 

132,6 

128,1 

4,5 

132.7 

129,6 

3,1 

tung 

361,8 

350,0 

11,8 

359.1 

348,4 

10,7 

Restliche Wtrtschaflsabteilungen 

(0, 3 bis 8) 

997,5 

827,7 

169,8 

1 269,7 

985,3 

284,3 

Unternehmen zusammen . . . 

38 916,5 

35 414,8 

3 501,7 

44 280,9 

40 565,4 

3 715,6 

außerdem: IfG 

636,4 

447,7 

188,7 

616,6 

453,8 

162,8 

0 bis 8 Insgesamt . . . 

39 552,9 

35 862,4 

3 690,5 

44 897,5 

41 019,1 

3 878,4 


') Daten aus Erhebungen der SV-Wissenschaftssiäüstik GmbH unter Einbeziehung der bis Anfang September 1989 bereitgestell- 
ten Daten des FuE-Personalkostenzuschiiß- und Zuwachsförderungsprogramms (ArbGilsgemeinschattlndnslneller Forschungs- 
vereinigungenl; um Doppelzählungen bereinigt, 

Institutionen für Gemeinschaftsforschung und experiinenielle -entwickUmg. 

Quelle: SV-Wissenschaftsstatistik GmbH Rundungsdifferenzen 
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Tabelle vyiB 


Beschäitlgte, Umsatz und FuE-GesamtauiweDdungen der Untemehmen 





1983 




Be- 

schäftigte 


FuE-Gesamtaufwendungeu 9 

VVL^tschat^szweig/Beschä[tigtengrößenklasse 

Umsatz 

insgesamt 

je Beschäf- 
tigten 

Anteil am 
Umsatz 


Tausend 

Mio DM 

Mio DM 

DM 

% 

1 Energie- und Wasserversorgung, Bergbau 

352 

109 937 

1 940 

5510 

Lö 

10 Elektriz.-, Gas-, Fernwärme- und Wasserversor- 
gung 

13? 

79 354 

1 427 

10 430 

IS 

11 Bergbau 

215 

30 583 

512 

2 380 

17 

2 Verarbeitendes Gewerbe 

4 157 

840 476 

29 733 

7 150 

3,5 

20 Chemische Industrie usw., Mineralölverarbei- 
lung 

598 

228 384 

7 099 

11 880 

3,1 

darunter: 

Chemische Industrie 

569 

149 282 

6 637 

11 670 

4,4 

21 Herstellung von Kunststoff- und Gumiaiwaien 

132 

18 815 

520 

3 930 

2,8 

22 Gewinnung und Verarbeitung von Steinen und 
Erden usw 

125 

18 028 

344 

2 750 

L9 

12 

23 Metallerzeugung und -bearbeitung 

405 

74 949 

882 

2 180 

darunter: 

Eisenschaffende Industrie 

241 

42 439 

400 

1 660 

0,9 

NE-MelaHerzeugung usw 

51 

16 043 

183 

3 560 

IJ 

24 Stahl-, Maschinen- und Fahrzeugbau usw. . . . 

1 593 

285 927 

11 384 

7 150 

4,0 

darunter: 

Maschinenbau 

735 

110 663 

3 649 

4 960 

3,3 

Herstellung von Kraftwagen und deren Teilen 

626 

132 131 

4 882 

7 800 

3,7 

Luft- und Raumfahrzeugbau 

54 

8 489 

1 699 

31 550 

20,0 

25 Elektrotechnik, Feinmechanik, Herstellung von 
EBM-Waren usw 

980 

132 065 

8 789 

8 970 

0,7 

darunter: 

Elektrotechnik 

745 

101 975 

7 771 

10 430 

7,0 

Feinmechanik, Optik 

83 

9 987 

483 

5 830 

4,8 

Herstellung von EBM-Waren 

130 

17 890 

460 

3 530 

2,6 

26 Holz-, Papier' und Druckgewerbe 

119 

20 514 

252 

2 120 

1,2 

27 Leder-, Textil- und Bekleidungsgewerbe 

81 

10 944 

117 

1 440 

1,1 

28/29 Ernährungsgewerbe, Tabakverarbeitung . . 

124 

50 850 

346 

2 790 

0,7 

0, 3-7 Restliche WlrtschaHsabteilungen 

i 113 

128 529 

835 

750 

0,6 

0 bis 7 Insgesamt . , , 

5 622 

1 078 941 

32 507 

5 780 

3,0 

Unternehmen mit . . . bis . . . Beschäftigten 

unter 100 

243 

36 307 

2 715 

11 150 

7,5 

100 bis 499 

664 

99 767 

3 200 

4 820 

3,2 

500 bis 999 

318 

62 778 

1 302 

4 090 

2,1 

1 000 bis 1 999 

432 

95 557 

1 879 

4 350 

2,0 

2 000 bis 4 999 

658 

229 820 

3 373 

5 130 

1,5 

5 000 bis 9 999 

419 

85 274 

2 761 

6 590 

3,2 

10 000 und mehr . 

2 887 

469 439 

17 276 

5 980 

3,7 

Insgesamt . . . 

5 622 

1 078 941 

32 507 

5 780 

3,0 


*) Ddten aus Erhebungen der SV-Wissenschaftsstatistik GmbH unter Einbeziehung der bis Anfang September 1989 bereitgesteU- 
len Daten des FuE-PersonalkoKlenzuschuB- und Zuv/achsförderungsprogramms {Arbeitsgemeinschaft IndustrieDer Forschungs- 
Vereinigungen), um Doppelzälilungen bereinigt. 

Interne und externe FuE-Aufwendungen. 

Quelle: SV-Wissenschaftsstalistik GmbH 
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Tabelle VI/18 


nach Wirtschaftszweigen und nach Beschäftigtengrößenklassen*) 


1985 

1987 



PuE-Gesamtaufwenciungen 



FuE-Gesamtauhvendungen 

Beschäftigie 

Umsatz 

insgesamt 

je Beschäf- 
tigten 

4nfe/f am 
Umsatz 

Beschäftigte 

Umsatz 

insgesamt 

je Beschäf- 
tigten 

Anleii am 
ümsaiz 

Tausend 

Mio DM 

Mio DM 

DM 

% 

Tausend 

Mio DM 

Ntio DM 

DM 

% 

348 

125 870 

1 874 

5 390 

1.5 

345 

122 009 

1 296 

3 760 

l.l 

141 

94 195 

1 330 

9400 

1.4 

139 

86 270 

940 

6 780 

1.1 

206 

31 675 

544 

2 630 

1.7 

206 

35 740 

355 

1 730 

1.0 

4 255 

959 323 

36 045 

8 470 

3.8 

4 221 

921 362 

41 716 

9 880 

4.5 

580 

247 820 

0 220 

14 180 

3.3 

592 

203 650 

9 448 

15 950 

4.6 

552 

161 127 

7 820 

14 160 

4.8 

566 

149 688 

9 075 

16 040 

6.1 

142 

22 791 

579 

4 090 

2.5 

138 

22 223 

650 

4 720 

2.9 

118 

17 865 

400 

3 380 

2.2 

120 

19 499 

418 

3 480 

2.1 

394 

89 049 

936 

2 370 

I.o 

361 

75 246 

787 

2 180 

10 

223 

50 994 

362 

1 630 

0.7 

202 

41 031 

266 

l 320 

0.6 

53 

19 166 

190 

3 570 

1.0 

52 

17 442 

165 

3 180 

0.9 

1 631 

334 394 

13 991 

8 580 

4.2 

1 633 

350 660 

15 777 

9 660 

4.5 

726 

124 591 

4 135 

5 700 

3,3 

719 

123 281 

4 563 

6 350 

3.1 

669 

158 634 

5 891 

8 800 

3,7 

686 

177 267 

6 974 

10 170 

3.9 

56 

9 636 

2 605 

46 890 

27,0 

60 

9 534 

2 580 

42 940 

27.1 

1 067 

158 999 

n 128 

10 430 

7,0 

1 068 

165 896 

13 867 

12 990 

8.4 

840 

127 274 

9 971 

11 870 

7,8 

846 

132 936 

12 526 

14 810 

9.4 

77 

10 370 

551 

7 180 

5,3 

75 

10 759 

618 

8 220 

5.7 

128 

18 843 

515 

4 020 

2.7 

122 

18 946 

597 

4 910 

3.2 

112 

21 134 

297 

2 650 

1.4 

104 

20 037 

277 

2 660 

1.4 

77 

12 023 

133 

1 720 

1,1 

70 

U 388 

133 

1 900 

1.2 

134 

55 238 

362 

2 700 

0,7 

134 

52 763 

359 

2 670 

ÖJ 

1 064 

12 5973 

998 

940 

0,8 

1 056 

127 401 

1 270 

1 200 

1.0 

5 667 

1 211 166 

38 917 

6 870 

3.2 

5 621 

1 170 773 

44 281 

7 888 

3.8 

276 

44 220 

2 629 

9 520 

5.9 

253 

41 920 

2 552 

10 080 

6,1 

667 

112 331 

3 924 

5 890 

3.5 

640 

111 239 

3 596 

5 620 

3,2 

331 

68 041 

1 533 

4 640 

2.3 

334 

76 182 

1 850 

5 530 

2,4 

428 

108 006 

2 206 

5 150 

2.0 

402 

109 734 

2 507 

6 230 

2,3 

638 

239 699 

3 483 

5 460 

1.5 

612 

182 556 

3 778 

6 180 

2,1 

449 

104 361 

3 291 

7 340 

3.2 

488 

112 704 

4 291 

8 790 

3,8 

2 879 

534 508 

21 850 

7 590 

4.1 

2 892 

536 437 

25 707 

8 890 

4.8 

5 667 

1 211 166 

38 917 

6 870 

3,2 

5 621 

1 170 773 

44 281 

7 880 

3.8 


Rundu n gsdif 1er es zen 
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Tabelle VI/19 

Ausgaben der Wirtschaft für Wissenschaftsspenden 
und Stiftungen der gewerblichen Wirtschaft nach aufbringenden Wirtschaftszweigen 

— in Mio DM — 



Unmittelbare 

W issens chaf iss pende n 

Spenden 
über den 

Wj sse risch af t ss pe nden 

Wirtschaftszweig 

von den 
Unternehmen 

von den 
Verbanden 

Stifter- 

verband 


insgesamt 



1935 

1D87 

1-985 

1987 

1985 

196? 

19BI 

xmj 

1985 

1967 

0 Land- und Forshvirtscbait, 

Fischerei 

0,0 

0,0 

0,6 

0,3 

0.3 

0,2 

0,2 

0.4 

0.8 

0,4 

1 Energie- und Wasserversorgung, 
Bergbau 

5,0 

8,6 

1,3 

2,4 

5.5 

4.6 

11,9 

13,0 

11,6 

15.8 

10 Elektrizität.^-, Gas-, Fern- 
wärme- und Wasserversorgung 

4.6 

8,6 

0,9 

2,0 

5.1 

4,2 

9.6 

11,4 

10.6 

14,8 

1 1 Bergbau . , . 

0,3 

0.2 

0,4 

0,4 

0.4 

0,4 1 

2,2 

1.6 

1.2 

1,0 

2 Verarbeitendes Gewerbe 

58.5 

62,6 

23,3 

20,9 

19,0 

18,4 

73.9 

94.4 

100,6 

101,9 

20 Chemische Industrie usw., 
Mlneralölverarbeitung n 

32,5 

30.5 

12,3 2) 

13,6^) 

4.1 

4,0 

29,2 

39 J 

48,9 

48,1 

21 Herstellung von Kunststoff- 
und Gummi waren 

0.2 

LO 

0.2 

0,7 

0,1 

Ü.l 

0,6 

1,4 

0,5 

1.7 

22 Gewinnung und Verarbeitung 
von Steinen und Erden usw, . . 

0,4 

0.5 

0,3 

0,7 

0.2 

0,2 

0,8 

1,6 

0,9 

1,4 

23 Metallerzeugung und 

-bearbeitung 

0,9 

1,4 

1.2 

1.4 

2.1 

2,0 

4,7 

4,0 

4,2 

4,8 ' 

24 Stahl-, Maschinen- und 

Fahrzeugbau usw 

9,7 

17,9 

2.3 

2,4 

6,9 

8,3 

13,5 

22, i 

18,9 

28,7 

25 Elektrotechnik. Feinmechanik, 
Herstellung von EBM-W^aren 
usw 

14.2 

10,5 

1.0 

1,0 

4.4 

2.7 

14.6 

17,0 

19,6 

14,2 

26 Holz-, Papier- und 

Druckgewerbe 

0,1 

0,1 

5.7 

0,1 

0.2 

0.2 

1,6 

0,5 

6,0 

0,4 

27 Leder-, Textil- und 

Bekleidungsgew^erbe 

0,0 

0,0 

0,2 

0.2 

0,3 

0.2 

0.6 

0.8 

0,5 

0.4 

28/29 Ernährungsgewerbe, 

Tabakveiarbeitung 

0.4 

0,7 

0,2 

0,8 

0,7 

0.6 

8.3 

7.8 

1,3 

2.1 

3 Baugewerbe . 

0,7 

0,4 

0,2 

0.2 

0,2 

0,2 

0,8 

0,8 

1.0 

0,8 

4 Handel 

1,5 

1,9 

0,2 

0.2 

0.8 

1.3 

2.2 

3.9 

2,6 

3.2 

5 Verkehr und Machrlchten- 

übermittlung 

OJ 

0,2 

0,0 


0,1 

0.1 

0,3 

0.3 

0,8 

0,2 

6 Kreditinstitute und 
Versicherungsgewerbe 

3,9 

3,6 

1,5 

1.4 

9,4 

11.5 

10,3 

12,7 

14.8 

16,4 

7 Dienstleistungen, soweit von Un- 
ternehmen usw. erbracht ....... 

6,1 

2,f 

0,1 

6,8 

30,1 

1.9^^1 

23,6 

36.4 

36,2 

10.0 

0 Private Organisationen 
ohne Erwerbszweck 

• 

. 

4.5 

2.3 

0.2 

0.2 

1.3 

1.4 

4,6 

2.4 

0 bis 8 Zusammen .... 

76,3 

79,6 

31,7 

34,3 

65,5 

38,2 

124,4 

163,3 

173,5 

152,1 

W’^eitere für Wissenschaftsfördening 
bereitgestellle Mittel an 

Stifteiweiband für die Deutsche Wissen- 
schaft"^) 

Fördergeselischaften der Wissenschaft- 
lichen Hochschulen 

15,9 

25,0 

33,1 

87,9 

50,5 

dazu Stiftungen 

Max-Planck-lnsütute 

Volks wagenwerk -Stiftung (Ausgaben) .... 

1.1 

146,3 

2,8^j 

no,i 

1 2,1 
99.2 

2,6 

112.5 


Fritz Thyssen Stiftung 



9,9 

7,7 

6,1 

6,6 


Sonstige*’) . . 





100,0 

120,0 

120,0 

130,0 






Insgesamt . . . 

397,5 

428,9 

434,0 

542,2 


In der Chemischen Industrie einschlieDlich Spenden an FördergesGlIschaften und Max- Planck- Inslitute. 

Ein schließlich Fonds der Chemischen Indusine. 

Nicht mit Vorjaluren vergleichbar wegen methodischer Änderung der Zuordnung. 

'•) Zugang an Treuhandvermügen. 

EinschUeßlich Sonderspenden von 1,2 Mio DM, 

‘5) Schätymng der Wissenschattsförderungsmitlel der sonstigen, überwiegend pnvaten Stiftungen durch das Stiltungszentrum im 
Stifterverband lür die Deutsche Wissenschatt. 

Quelle: SV-Wissenschaftsstatisük GmbH Rundungsdifferenzexi 
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2.2.4 Sonstige inländische Daten 

Ausgaben der wissenschaftlichen Einrichtungen Tabelle Vl/20 

außerhalb der Hochschulen nach Ausgabearien *] 

— in Mio DM — 


Art der Einncbluny 

Jahr') 

ins- 

gesamt 

davon 

Fortdauernde 

.Ausgaben 

JnvestitKmen 

zusainmen 

öaranler 

Personal- 

ausgahen 

zusammen 

dümmer 

Bauten 

1, Großforschungseinrichtungen 

1981 

2 236 

1 806 

1 058 

430 

126 

(100% FuE) 

1982 

2 322 

1 932 

1 088 

389 

111 


1983 

2 524 

2 044 

1 133 

480 

141 


1984 

2 666 

2 087 

1 168 

578 

190 


1985 

2 836 

2 165 

1 216 

671 

201 


1986 

3 104 

2 257 

1 288 

846 

228 


1987 

3 255 

2 340 

1 358 

915 

238 


1988 

3 323 

2 481 

1 440 

842 



1989 

3 330 

2 576 

1 495 

755 


2. Max-Planck-Institute2) 

1981 

778 

642 

386 

136 

64 

(100% FuE) 

1982 

801 

683 

406 

118 

48 


1983 

843 

725 

428 

119 

49 


1984 

858 

747 

440 

111 

43 


1985 

923 

778 

460 

145 

51 


1986 

982 

812 

484 

169 

64 


1987 

1 040 

855 

508 

184 

83 


1988 

1 084 

889 

530 

195 

74 


1989 

1 080 

928 

550 

152 


3. Staatsinstitute 

1981 

1 791 

1 538 

1 027 

253 

146 

(ohne Bibliotheken, Archive, 

1982 

1 826 

1 562 

1 057 

264 

165 

Museen) 

1983 

1 980 

1 66? 

1 09? 

313 

204 


1984 

2 054 

1 772 

1 106 

281 

178 


1985 

2 181 

1 830 

l 138 

331 

174 


1986 

2 272 

1 B76 

1 200 

396 

17? 


198? 

2 331 

1 912 

l 273 

419 

205 


1988 

2 533 






1989 

2 592 





ciüruntei: FuE-Ausgaben 

1981 

1 033 

879 

599 

154 

91 


1982 

1 057 

897 

621 

160 

100 


1983 

1 137 

951 

645 

186 

125 


1984 

1 161 

991 

651 j 

170 

110 


1985 

1 221 

1 031 

672 

190 

99 


1986 

1 211 

1 020 

684 

191 

78 


198? 

1 242 

1 05? 

726 

135 

73 


1988 

1362 






1989 

1 385 





4. Fraiinhofer-Institute 

1981 

253 

187 

136 

66 

35 

(100% FuE) 

1982 

289 

20? 

147 

82 

47 


1983 

319 

230 

163 

89 

45 


1984 

361 

254 

175 

107 

50 


1985 

439 

294 

196 

146 

76 


1986 

509 

339 

222 

170 

94 


1987 

585 

394 

252 

191 

93 


1988 

625 

448 

281 

178 

55 


1989 

560 

409 

282 

152 


5. Wissenschaftliche Bibliotheken 

1981 

397 

347 

239 

50 

35 

und Archive 

1982 

424 

369 

249 

55 

38 


1983 

458 

391 

262 

67 

48 


1984 

474 

405 

267 

69 

51 


1985 

513 

434 

283 

79 

55 


1986 

593 

498 

308 

95 

50 


198? 

573 

509 

314 

63 

33 


1988 

538 






1989 

556 
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Art der Einrichtung 

Jahri) 

Ausgaben 

Ins- 

gesamt 

davon 

Fortdauernde 

Ausgaben 

Investitionen 

zusammen 

darunter 

Personal- 

ausgaben 

zusammen 

daru/ifer 

Bauten 

dorunfer.“ FuE Ausgaben 

1981 

66 

59 

37 

7 

4 


1982 

73 

66 

41 

7 

4 


1983 

80 

70’ 

43 

9 

5 


1984 

83 

72 

44 

! I 

5 


1985 

88 

78 

47 

9 

6 


1986 

102 

88 

50 

15 

5 


1987 

100 

91 

52 

9 

3 


1988 

109 






1989 

119 





6. Wissenschaftliche Museen 

1981 

337 

254 

155 

83 

62 


1982 

345 

248 

163 

97 

73 


1983 

351 

255 

169 

96 

70 


1984 

374 

265 

170 

109 

77 


1985 

389 

280 

177 

109 

76 


1986 

424 

309 

194 

116 

76 


1987 

445 

327 

204 

118 

82 


1988 

440 






1989 

440 





darunter: FuE-Ausgaben 

1981 

273 

207 

122 

66 

48 


1902 

284 

201 

129 

82 

61 


1983 

269 

205 

133 

84 

61 


1984 

305 

213 

134 

92 

67 


1985 

316 

223 

139 

92 

66 


1986 

346 

248 

153 

98 

65 


1987 

364 

263 

162 

100 

70 


1988 

355 


, 




1989 

355 

» 




7, Sonstige 

1981 

463 

410 

287 

53 

24 

Forschungseinrichtungen 

1982 

473 

426 

297 

47 

20 

(100% FuE) 

1983 

473 

416 

293 

57 

26 


1984 

465 

413 

29? 

52 

19 


1985 

569 

488 

332 

82 

17 


1986 

635 

553 

362 

82 

28 


1987 

703 

602 

39B 

102 

27 


1988 

727 

, 





1989 

752 



. 


WissenschaftUche Einrlchtimgen 

1981 

6 256 

5 184 

3 287 

1 07t 

491 

außerhalb der Hochschulen 

1982 

6 481 

5 428 

3 400 

1 053 

501 

insgesamt 

1983 

6 949 

5 727 

3 545 

1 222 

583 


1984 

7 250 

5 942 

3 624 

i 307 

608 


1985 

7 851 

6 289 

3 801 

1 562 

652 


1986 

8 519 

6 644 

4 057 

1 875 

718 


1987 

8 932 

6 939 

4 307 

1 993 

761 


1988 

9 270 






1989 

9310 

* 

- 

- 


darunter: FuE-Aosgaben 

1981 

5 104 

4 191 

2 625 

913 

391 


1982 

5 299 

4 413 

2 729 

886 

390 


1983 

5 664 

4 641 

2 839 

1 023 

452 


1984 

5 897 

4 777 

2 910 

1 121 

484 


1985 

6 392 

5 057 

3 062 

1334 

517 


1986 

6 890 

5 318 

3 244 

1572 

562 


1987 

7 289 

5 602 

3 456 

1687 

587 


1988 

7 585 






1989 

7 581 


■ 

■ 



*) Staat;ssektor (OE CD- Abgrenzung J. Rundungsdifferenzen 

Bis 198? Ist, ab 1988 SoU bzw. geschätzt. 

Einschließlich rechtlich selbständiger Institute. 

Quelle. Statistisches Bundesamt 
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Ausgaben der wissenschalttichen Einrichtungen 
außerhalb der Hochschuien nach Wissenschaftszweigen*) 

— in Mio DM — 


Art der Einrichiung 

Jahr *) 

Ausgaben 

ins- 

gesamt 

davon 

Natur- 

wissen- 

schaften 

Ingenieur- 

Wissen- 

schaften 

Medizin 

Agrar- 

wissen- 

schaften 

Geisles- 

und 

Sozial- 

wissen- 

schaften 

1 . Großforschungseinrichtungen 

1981 

2 236 

1 763 

373 

99 

— 

— 

(100% FuE) 

1982 

2 322 

1 854 

376 

91 

— 

— 


1983 

2 524 

1 989 

434 

100 

— 

— 


1984 

2 666 

2 126 

434 

105 




1985 

2 336 

2 284 

441 

111 

— 



1986 

3 104 

2 502 

486 

115 

— 

— 


1987 

3 255 

2 620 

506 

130 

— 

— 


1988 

3 323 

2 606 

578 

140 

— 



1989 

3 330 

2 537 

644 

149 



2. Max-Planck-[nstitute^) 

1981 

778 

544 

16 

163 

— 

55 

(100% FuE) 

1982 

801 

571 

17 

153 

— 

60 


1983 

843 

597 

18 

163 

— 

66 


1984 

858 

614 

19 

154 

— 

70 


1985 

923 

664 

21 

161 


77 


1986 

982 

710 

22 

172 

— 

77 


1987 

1 040 

752 

21 

189 

— 

78 


1988 

1 084 

773 

22 

205 

__ 

84 


1989 

1 080 






3. S l aa t sin sli tute 

1981 

1 791 

789 

288 

201 

380 

132 

(ohne Bibliotheken, 

1982 

1 826 

774 

267 

227 

410 

149 

Archive, Museen) 

1983 

1 980 

873 

280 

237 

442 

149 


1984 

2 054 

948 

273 

238 

440 

155 


1985 

2 181 

1 006 

274 

269 

463 

169 


1986 

2 272 

1 031 

276 

277 

520 

168 


1987 

2 331 

1 022 

278 

329 

514 

188 


1988 

2533 







1989 

2 592 






darunter: FuE-Ausgaben 

1981 

1 033 

341 

201 

95 

301 

95 


1982 

1 057 

334 

187 

110 

319 

108 


1983 

1 137 

379 

195 

115 

342 

106 


1984 

1 161 

397 

194 

112 

345 

112 


1985 

1 221 

417 

196 

122 

361 

124 


1986 

1 211 

411 

193 

119 

365 

124 


1987 

1 242 

411 

194 

129 

364 

142 


1988 

1 363 







1989 

1 385 






4. Fraunhofer-Institute 

1981 

253 

37 

203 





13 

(100 % FuE) 

1982 

289 

37 

238 

— 

_ 

14 


1983 

319 

40 

263 

— 

— 

16 


1984 

361 

51 

290 

— 

— 

19 


1985 

439 

61 

358 

— 

— 

20 


1986 

509 

76 

409 

— 

— 

24 


1987 

585 

90 

467 



28 


1988 

625 

105 

489 



32 


1989 

560 
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Art der Eiiirichtung 

JahrO 

Ausgaben 

tns- 

gesaml 

davon 

Natur- 

wissen' 

schäften 

Ingenieur- 
Wissen ■ 
sdi allen 

Medizin 

Agrar- 

wissen- 

schalten 

Geistes- 

imd 

Sozial- 

Wissen- 

schaften 

5. Wissenschaftliche 

1981 

397 

9 

2 

4 

■ 

382 

Bibliotheken 

1982 

424 

23 

2 

5 


395 

und Archive 

1983 

458 

26 

14 

5 


413 


1984 

474 

30 

15 

5 

— 

424 


1985 

513 

30 

16 

5 

— 

462 


1986 

593 

77 

16 

33 

— 

468 


1987 

573 

67 

17 

28 


460 


1988 

538 







1989 

566 






darunter: FuE-Ausgahen 

1981 

6fi 

9 

0 

0 



56 


1982 

73 

14 

0 

0 

— 

58 


1983 

80 

16 

4 

0 

— 

59 


1984 

83 

19 

4 

0 

— 

59 


1985 

88 

19 

4 

1 

— 

64 


1986 

102 

23 

4 

8 

— 

6? 


198? 

100 

20 

5 

7 

— 

6? 


1988 

109 







1989 

119 




• 


6. Wissenschaftliche Museen i 

1981 

337 

17 

50 



1 

269 


1982 

345 

20 

45 

— 

1 

280 


1983 

351 

20 

43 

— 

— 

288 


1984 

374 

21 

50 

— 

— 

302 


1985 

389 

22 

56 

— 

— 

310 


1986 

424 

20 

59 


— 

346 


198? 

445 

21 

56 


— 

367 


1988 

440 







1989 

440 


H 

, 



darunter; FuE- Ausgaben 

1981 

273 

15 

20 

= 

1 

237 


1982 

284 

19 

17 


1 

247 


1983 

239 

19 

17 


— 

254 


1984 

305 

20 

19 

— 


266 


1985 

316 

21 

22 

— 

— 

273 


1986 

346 

18 

24 


— 

305 


1987 

364 

20 

22 



323 


1938 

355 







1989 

355 



• 



7. Sonstige Forsch imgs- 

1981 

463 

79 

58 

113 

4 

209 

einrichtungea 

1982 

473 

83 

62 

117 

5 

206 

(100 % FuE) 

1983 

473 

84 

66 

121 

4 

198 


1984 

465 

84 

69 

104 

4 

203 


1985 

569 

134 

96 

107 

4 

229 


1986 

635 

151 

91 

11? 

8 

269 


1987 

703 

172 

107 

120 

9 

296 


1988 

727 







1989 

752 





► 
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noch Tabelle VI/21 


Art der Einrichtung 

Jahr^} 

Ausgaben 

ins- 

gesaiul 

davon 

Natur- 

wissen- 

.schafien 

Ingenieur- 

Wissen- 

schaften 

Medizin 

Agrai- 

wissen- 

schatten 

Geistes- 

und 

Sozial- 

Wissen- 

schaften 

Wissenschaftliche Einrichtungen 

1981 

6256 

3 237 

991 

581 

386 

l 060 

außerhalb der Hochschulen 

1982 

6 481 

3 362 

1 007 

594 

415 

1 103 

insgesamt 

1983 

6 949 

3 630 

1 118 

626 

445 

1 130 


1984 

7 250 

3 875 

1 152 

606 

443 

1 173 


1985 

7 851 

4 200 

1 262 

654 

467 

1 268 


1986 

8 519 

4 567 

1 358 

714 

528 

1 352 


1987 

8 932 

4 743 

1 453 

796 

523 

1 417 


1988 

9 270 

, 

* 

, 

, 

, 


1989 

9 310 

* 

- 

* 

- 


darunter: FuE-Ausgaben 

1981 

5 104 

2 787 

873 

471 

307 

667 


1982 

5 299 

2 913 

897 

472 

324 

692 


1983 

5 664 

3 123 

997 

500 

346 

698 


1984 

5 897 

3 312 

1 031 

476 

349 

729 


1985 

6 392 

3 598 

1 139 

501 

365 

788 


1986 

6 890 

3 891 

1 228 

532 

373 

866 


1987 

7 289 

4 085 

1 322 

575 

373 

933 


1988 

7 585 



, 


* 


1989 

7 581 



■ 



Nachrichthch: 

1981 

5 803 

1 844 

1 083 

1 378 

329 

1 169 

Hochschulen^) ■*) 

1983 

e 179 

1 937 

1 156 

1 507 

356 

1 223 


1985'^) 

7 288 

2 073 

1 419 

1 734 

317 

l 474 


1987 

8 339 

2 383 

1 629 

2 001 

370 

1 620 


1988 

8 620 


, 





1989 

9 090 







•) Sia^itssektor (OECD-Abgrfinzung). Rundungsdifferenmn 

*) Bis 1987 Ist, ab 1988 Soli bzw, geschätzt. 

2) Einsdüießlich rechtlich selbständiger Institute. 

l'uE-Ausgaben der Hochschulen einschließlich DFG-MiUel, Graduierten- und Püsldokiordndenförderüng (geschätzt). 

*) Die Ergebnisse für die Jalure ab 1985 sind aufgrund der Ändening des Berechnungsverfahrens nur bedingt mit denen der 
Vorjahre %'ergleichbdr. Die «.Ausgaben insgesamr enthalten Zusetzungen für die in der HochschuUinanzstäiisiik nicht erfaßten 
Drittmittel sowie für die Postdoktoranden- und GraduiertenJördeRing, die nicht auf Fächergruppen aufgeteift werden kannten 
(1985; 271,1 Mio DM, 1987: 334,3 Mio DM). 

Quelle; Statistisches Bundesamt 
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Einnahmen und Ausgaben der Bundesrepublik Deutschland für Patente, Erfindungen 

— in Mio DM — 


Wirtschaftszw'eig 


1984 



1985 


Em nahmen 

Ausgaben 

Saldo 

Einnahmen 

Ausgaben 

Saldo 

Verarbeitendes Gewerbe , 

1 394 

2 132 

- 738 

1 520 

2 436 

- 916 

Chemische Industrie und 
Mineralölverarbeitung 

620 

558 

+ 62 

695 

672 

+ 23 

darunter 

Mineralölverarbeitung 



2 

2 

0 

8 

8 

Me lallerzeug ende und metall- 
verarbeitende Industrien ') 

370 

251 

+ 119 

389 

263 

+ 126 

davon: 

Eisen- und NE-Melallerzeugung, 
Gießerei und Slahlverformung . . 

10 

56 

« 46 

14 

62 

- 48 

Maschinenbau 

154 

174 

- 20 

148 

175 

- 2? 

Fahrzeugbau 

206 

21 

+ 185 

227 

26 

+ 20i 

Elektrotechnische Industrie und 
Datenverarbeitung i) 

312 

939 

- 627 

302 

l 103 

- ÖOl 

Feinmechanik und Optik, Her- 
stellung von EBM-Waren 

12 

63 

- 51 

28 

64 

~ 36 

NahruJigs- und Genußmittel- 
gewerbe 

38 

146 

- 108 

51 

207 

- 156 

Herstellung von Kunststoff- und 
Gummiwaren 

15 

116 

- 101 

24 

65 

- 41 

Gewinnung und Verarbeitung 
von Steinen und Erden, Fein- 
keramik und Glasgewerbe 

5 

25 

- 20 

12 

29 

- 17 

Holz-, Papier- und Druckge- 
werbe sowie Leder-, Textil- und 
Bekieidüngsgewerbe 

22 

34 

= 12 

19 

33 

- 14 

Baugewerbe 

4 

1 

+ 3 

9 

1 

+ 8 

Handel 

11 

118 

- 107 

14 

94 

^ 80 

Dienstleistungen^) 

54 

320 

- 266 

38 

380 

- 342 

Übrige Wirtschaftszweige 

10 

19 

9 

24 

18 

+ 6 

Insgesamt . , , 

1 473 

2 590 

-1 117 

1 605 

2 929 

“1 324 


*) Einzelangaben, die der statistischen Geheimhaltung unterliegen. 

b Die Hersteller elektronischer Datenverarbeitungsanlagen werden abweichend von der Revision der Systematik der Wirtschalts- 
zweige durch das Statistische Bundesamt weiter der elektrotechnischen Industrie zugerechnet. 

U. a. Ingenieurbüro Sr VermögensverwaJtungs- und Forschungsge Seilschaften. 

Quelle: Deutsche Bundesbank 
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und Verfahren (ohne Urheberrechte) nach Wirtschallszweigen 


1986 

198? 

1988 

Einnahmen 

Ausgaben 

Saldo 

Einnahmen 

Ausgaben 

Saldo 

Einnahmen 

Ausgaben 

Saldo 

I 568 

2 736 

-1 168 

1 593 

2 784 

-1 191 

1 669 

3 012 

-1 343 

690 

733 

- 43 

650 

714 

- 64 

703 

790 

- 87 

-* 

2 

2 

X 

1 

X 


7 

7 

410 

267 

+ 143 

403 

271 

+ 132 

38? 

242 

+ 125 

15 

99 

*- 84 

13 

60 

- 47 

12 

52 

- 40 

163 

139 

-f 24 

162 

163 

1 

159 

155 

+ 4 

232 

29 

+ 203 

228 

48 

+ 180 

196 

35 

4- 161 

320 

1 297 

- 977 

312 

1 291 

- 979 

410 

1 464 

-1 054 

21 

79 

“ 58 

30 

104 

- 74 

40 

95 

- 55 

55 

188 

- 133 

96 

206 

- 110 

49 

229 

~ 180 

24 

118 

- 94 

24 

129 

- 105 

21 

137 

- 116 

8 

25 

- 17 

6 

38 

- 32 

9 

2? 

- 18 

40 

29 

+ 11 

72 

31 

+ 41 

70 

28 

+ 42 

4 

3 

+ 1 

3 

2 

+ 1 

2 

2 

0 

10 

94 

- 84 

14 

96 

- 82 

8 

161 

- 153 

90 

442 

~ 352 

46 

490 

- 444 

60 

633 

- 573 

18 

103 

- 85 1 

25 

22 

+ 3 

23 

23 

+ 0 1 

1 690 

3 378 

-1688 

1 681 

3 394 

”1 713 

1 762 

3 831 

“2 069 


RundimgsciiJferenzen 


373 


Drucksache 11/6886 


Deutscher Bundestag — U. Wahlperiode 


Tabelle Vl/23 


Einnahmen und Ausgaben der Bundesrepublik Deutschland 

nach den wichtigsten 

” in Mio DM — 


La nd/Lä n de rg rup p e 

1984 

1985 

Einnahmen 

.'Ausgaben 

Saldo 

Einnahmen 

.Ausgaben 

Saldo 

1. Industrieländer * . 

1 249 

2 562 


1 313 

1 379 

2 914 

— 

1 535 

EG-Lander 

424 

502 

- 

78 

473 

579 


106 

Belgien/Luxemburg 

3ö 

31 

4- 

? 

61 

25 

+ 

36 

Dänemark 

5 

12 

- 

? 

9 

22 

- 

13 

Frankreich 

65 

70 

- 

5 

95 

72 

- 

23 

Griechenland . 

6 

0 


6 

6 

1 

+ 

5 

Großbritannien 

40 

75 

- 

35 

46 

66 

- 

20 

Irland, Republik 

24 

0 

-f 

24 

21 

5 


16 

Italien 

82 

12 

+ 

70 1 

77 

13 

+ 

64 

Niederlande 

34 

301 

- 

267 

15 

370 

- 

355 

Portugal') 

7 

0 

+ 

7 

9 

0 

+ 

9 

Spanien^) 

123 

1 

+ 

122 

134 

5 

-L 

129 

Andere europäische 









industrialisierte Länder 

159 

548 

- 

389 

195 

494 

- 

299 

do runter: 









Jugoslawien 

9 

0 


9 

18 

1 

+ 

1? 

Österreich 

61 

13 


48 

66 

11 

+ 

55 

Schweden 

15 

17 


2 

18 

18 

- 

0 

Schw^eiz 

55 

513 

- 

458 

65 

458 

- 

393 

Außereuropäische 









industrialisierte Länder 

666 

1 512 

- 

846 

711 

1 841 

- 

1 130 

darunter: 









USA 

345 

1 445 

- 

1 100 

461 

1 769 

- 

1 308 

Südafrika^ Republik 

69 

0 

4 - 

69 

48 

1 

+ 

4? 

Japan 

209 

60 

-r 

149 

169 

62 

+ 

10? 

2. OPEC-Länder 

21 

1 

+ 

20 

26 

0 

+ 

26 

3. Entwicklungsländer^) 

144 

11 

+ 

133 

156 

5 

+ 

151 

in Afrika 

5 

2 

+ 

3 

9 

3 

+ 

6 

in Amerika 

68 

2 


66 

81 

1 

+ 

80 

dorunfer; 









Argentinien 

5 

0 

-r 

5 

24 

0 

O. 

24 

Brasilien 

? 

0 

-i- 

7 

9 

1 

4- 

8 

Mexico 

1? 

0 


17 

25 

0 

+ 

25 

in Asien 

71 

7 

4“ 

64 

66 

1 

_u 

65 

in Ozeanien 

- 

- 


- 

- 

- 


- 

4. Staatshandeisländer 

59 

16 

4* 

43 

44 

10 

+ 

34 

Alle Länder zusammen 

1 473 

2 590 

- 

1 117 

1 605 

2 929 

- 

1 324 


i Seit 1,1.1986 VoUmitgliGd der EG. 

Ohne EnlwickUingslander in Europa und OPEC- Länder. 
Quelle; Deutsche Bundesbank 
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Tabelle Viy23 

für Patente, Erfindungen und Verfahren (ohne Urheberrechte) 

Partnerländern 


1936 

1987 

i9aß 

EmucihiiL^ n 

Aubgcibeii | 

Süldu 

Eimtühuieu 

Auiiyöbtn 

Saldo 

Eijuidlnimn 

Ausydbea 

Sdido 

1 457 

3 361 

- 1 904 

1 453 

3 348 

— 

1 895 

1 510 

3 808 

- 2 298 

460 

832 

- 372 

476 

743 

- 

267 

512 

921 

- 409 

40 

17 

+ 23 

27 

17 


10 

31 

20 

4- 11 

6 

19 

13 

7 

27 

- 

20 

9 

2? 

18 

81 

161 

= 80 

83 

132 

- 

49 

104 

148 

- 44 

14 

0 

+ 14 

7 

0 

-h 

7 

9 

0 

+ 9 

40 

99 

- 59 

99 

99 

- 

0 

59 

125 

- 66 

15 

8 

+ 7 

9 

7 

-h 

2 

30 

9 

+ 21 

88 

23 

+ 65 

80 

32 


48 

99 

46 

4- 53 

26 

496 

- 470 

30 

428 

- 

398 

24 

543 

- 519 

8 

0 

-h 8 

18 

0 

4- 

18 

28 

0 

4 - 28 

142 

9 

+ 133 

116 

1 

+ 

115 

119 

3 

+ 116 

216 

535 

= 319 

296 

542 

- 

246 

242 

527 

- 285 

18 

0 

+ 18 

24 

1 


23 

18 

0 

+ 18 

81 

10 

-f 71 

8? 

14 

4 - 

73 

93 

18 

4- 75 

2? 

27 

0 

17 

24 

- 

7 

27 

39 

- 12 

66 

486 

“ 420 

142 

489 

— 

347 

80 

454 

- 374 

781 

1 994 

= 1 213 

681 

2 063 

- 

1 382 

756 

2 360 

- 1 604 

528 

1 884 

- 1 356 

423 

1 951 

— 

1 528 

482 

2 224 

- 1 742 

57 

0 

4- 57 

52 

2 

+ 

50 

5? 

0 

4- 57 

159 

104 

+ 55 

166 

100 

+ 

66 

179 

126 

+ 53 

20 

0 

+ 20 

19 

l 

4- 

IB 

18 

0 

+ 18 

141 

5 

+ 136 

126 

27 

4* 

99 

149 

12 

+ 137 

3 

2 

+ 1 

4 

2 

+ 

2 

5 

1 

4 - 4 

86 

2 

+ 84 

68 

23 

+ 

45 

55 

3 

+ 52 

31 

0 

+ 31 

35 

2 

+ 

33 

12 

0 

+ 12 

6 

0 

+ 6 

7 

4 


3 

9 

1 

4- 8 

20 

0 

+ 20 

16 

1 

-f 

15 

24 

0 

4 - 24 

52 

1 

-!- 51 

54 

2 

-f 

52 

89 

8 

+ 81 

72 

12 

+ 60 

83 

18 

+ 

65 

85 

n 

+ 74 ! 

1 690 

3 378 

- 1 688 

I 681 

3 394 

- 

1 713 

1 762 

3 831 

-2 069 


RtiEtdungsdiff ereilten 
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Tabelle Vl/24 


EinnabTnen und Aufgaben im Außeuwirtschaflsverkehr 

nach Wirtschaftszweigen 

— in Mio DM — 


W irtsch al tszweig/Länd ergruppe 


1984 



1985 


Eiimahraen 

Ausgaben 

Saldo 

Einnahmen 

Ausgaben 

Saldo 

1. Verarbeitendes Gewerbe 

zusammen 

1 259 

805 

+ 454 

1 447 

1 146 

+ 301 

Chemische Industrie und 
Mineralölverarbeitung 

78 

291 

- 213 

47 

368 

321 

darunter: 

Mineralölverarbeilung 

29 

49 

- 20 

2 

82 

» 80 

Melallerzeugende und metall- 
verarbeitende Industrien^) 

482 

123 

+ 359 

684 

220 

464 

darunfer; 

Straflenfahrzeug-, Schiff- und 
Luitfahrzeugbau 

474 

93 

+ 381 

671 

179 

+ 492 

Elektrotechnische Industrie und 
Datenverarbeitung 2) 

679 

354 

+ 325 

694 

522 

+ 172 

Feinmechanische und optische 
Industrie 

7 

9 

2 

10 

5 

+ 5 

Nahrungs- und Genußmillei- 
gewerbe 

3 

5 

- 2 

4 

6 

“ 2 

Übriges verarbeitendes Gewerbe 

10 

23 

- 13 

8 

25 

- 17 

2. Sonstige Wirtschaftszweige .... 

226 

99 

+ 127 

189 

150 

+ 39 

darunter: 

Handel 

1 

1 

0 

5 

7 

- 2 

Dienstleistungen 

224 

95 

+ 129 

182 

130 

+ 32 

Insgesamt . . . 

1 485 

904 

+ 561 

1 636 

1 296 

+ 340 

davon: 

1. Industrialisierte Länder 

1 419 

896 

-h 523 

1 617 

1 28? 

+ 330 

a) EG-Länder und intern. Orga- 
nisationen , . , 

659 

289 

+ 370 

804 

34? 

+ 457 

b) Übrige europäische Länder , 

158 

178 

- 20 

198 

269 

“ 71 

c) Außereuropäische Länder^) . 

602 

429 

+ 173 

615 

671 

- 56 

2. OPEC-Länder 

0 

1 

- 1 

0 

1 

1 

3. Entwicklungsländer'*) 

64 

7 

+ 57 

19 

7 

+ 12 

4. Staatshandelsländer 

2 

0 

+ 2 

0 

1 

1 


ErmiUeit aufgrund der statistischen Meldungen über Zahlungen im AuDenwirtschafts verkehr mit Betragen von 100 000 DM und 
mehr. 

Die Hersteller elektronischer Datenverarbeitungsanlagen werden abweichend von der Revision der SYStematik der Wirtschafts- 
iweige durch das Statistische Bundesamt weiter der elektrotechnischen Industrie Äugerecknet. 

Insbesondere USA. 

^1 Ohne Entwicklungsländer in Europa und ohne OPEC-Länder. 

Quelle: Deutsche Bundesbank 
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Tabelle VTy24 


Mr technische Forschung und Entwicklung 
und Ländergruppen 


1986 

1987 

1988 

Einnahmen 

Ausgaben 

Saldo 

Eixmahmen 

Ausgaben 

Saldo 

Einnahmen 

Ausgaben 

Saldo 

1 623 

1263 

+ 360 

1 973 

1 538 

+ 435 

2 047 

1 350 

+ 697 

79 

324 

- 245 

92 

382 

- 290 

175 

424 

- 249 

4 

21 

- 17 

12 

46 

- 34 

7 

58 

“ 51 

691 

215 

+ 476 

983 

292 

691 

619 

237 

4- 382 

666 

164 

4- 502 

950 

220 

+ 730 

590 

162 

+ 428 

828 

680 

+ 148 

844 

826 

+ 18 

1 218 

648 

+ 570 

12 

9 

+ 3 

45 

5 

+ 40 

24 

8 

+ 16 

3 

7 

- 4 

3 

6 

- 3 

3 

3 

+ 0 

10 

28 

- 18 

6 

27 

- 21 

8 

30 

- 22 

271 

262 

+ 9 

259 

343 

+ 84 

293 

312 

+ 19 

9 

12 

3 

7 

14 

- 7 

17 

20 

- 3 

186 

230 

- 44 

, 246 

314 

- 68 

275 

274 

+ 1 

i 894 

1 525 

+ 369 j 

2 232 

1 881 

+ 351 

2 340 

1 662 

+ 678 

1 8?5 

1 507 

+ 368 

2 194 

1 863 

4- 329 

2 318 

1 640 

+ 678 

999 

503 

+ 496 

1 316 

666 

+ 650 

1 095 

619 

+ 476 

115 

344 

- 299 

117 

419 

- 302 

87 

334 

- 247 

761 

660 

+ 101 

761 

780 

“ 19 

1 136 

868 

+ 449 

1 

1 

- 0 

3 

1 

H- 2 

0 

0 

- 0 

18 

10 

+ 8 

30 

11 

+ 19 

14 

17 

- 3 

0 

7 

- 7 

5 

4 

+ 1 

8 

5 

+ 3 
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2.2.5 Internationaler Vergleich 

Tabelle VI/25 


ßruttoinlaudsausgaben für Forschung und Entwicklung nach finanzierenden 
und durchiührenden Sektoren in ausgewählten OECD-Staaten 


Staat 

Jahr 

FuB- 

Ausgaben 

Finanzierung 

Durchführung im ! 

Wirt- 

Schafts- 

Sektor 

Staats- 

Sektor*) 

son- 
stige 
mläti“ 
di sehe 
Quel- 
len - 
und 
Aus- 
land 

Wirt- 

schalLs- 

seklor 

Siaats- 

sektor 

Hoch- 

schui- 

sektor 

PNP- 

Sektor^) 

Mio 

us-s*) 

Anteil 

am 

S/P3j 

% 

Antei/ in % 

Bundesrepublik Deutschland 

1975 

7 137 

2,24 

50 

47 

3 

63 

17 

20 

0 


1981 ö) 

14 443 

2,42 

58 

41 

/ 

70 

14 

16 

0 


1983 

16 646 

2,51 

60 

39 

1 

71 

14 

15 

0 


1985 

id 984 

2,71 

62 

37 

1 

73 

13 

14 

0 


19876) 

23 211 

2,85 

64 

35 

I 

72 

13 

15 

0 

Frankreich 

1975 

4 953 

1,79 

39 

54 

7 

60 

23 

16 

/ 


1981®) 

10 239 

1,97 

41 

53 

6 

59 

24 

16 

1 


1983 

12 457 

2,11 

42 

54 

4 

57 

26 

16 

1 


1985 

14 571 

2,25 

41 

53 

6 

59 

25 

15 

1 


1987 

16 343 

2,29 

42 

52 

6 

59 

25 

15 

1 

Großbritannien 

1975 

6 074 

2,18 

38 

55 

7 

58 

25 

14 

3 


1981’) 

1 i 457 

2,42 

41 

49 

10 

62 

22 

13 

3 


1983’) 

12 477 

2,26 

42 

50 

8 

61 

22 

14 

3 


1985 

14 232 

2,29 

47 

43 

10 

63 

20 

13 

4 


1987 

16 203 

2,29 

50 

39 

11 

67 

15 

14 

4 

Italien 

1975 

2 076 

0,84 

51 

43 

6 

56 

22 

22 

0 


1981 

4 344 

0,87 

50 

47 

3 

56 

26 

18 

0 


1983 

5 281 

0,95 

45 

52 

3 

57 

24 

19 

0 


1985 

7 015 

1,12 

45 

52 

3 

57 

24 

19 

0 


1987 

8 320 

1,19 

42 

54 

4 

57 

23 

20 

0 

Niederlande 

1975 

1 496 

2,02 

50 

45 

5 

54 

21 

23 

2 


1981^) 

2 642 

1,99 

44 

50^) 

6 

50 

20 

27 

3 


1983 

2 948 

2,02 

46 

47 

7 

54 

19 

25 

2 


1985 

3 437 

2,09 

52 

44 

4 

56 

18 

23 

3 


1987 

4 166 

2,32 




59 

17 

21 

3 

Japan 

1975 

9 988 

2,01 

58 

30 

12 

57 

12 

28 

3 


1981 

24 259 

2,32 

62 

27 

11 

61 

11 

24 

4 


1983 

31 218 

2,56 

65 

24 

11 

64 

10 

23 

3 


1985 

40 064 

2,81 

69 

21 

10 

67 

9 

20 

4 


1987 

46 118 

2,87 

69 

22 

9 

66 

10 

20 

4 

USA 

1975 

36 724 

2,32 

43 

55 

2 

66 

16 

15 

3 


1981 

73 678 

2,45 

49 

49 

2 

70 

12 

15 

3 


1983 

90 846 

2,71 

50 

48 

2 

72 

12 

13 

3 


1985 

115 868 

2,92 

50 

48 

2 

73 

12 

13 

2 


1987 

129 951 

2,91 

49 

49 

2 

73 

11 

14 

2 


Fußnoten am Schluß der Tabelle Rundungsdilferenzen 
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Tabelle VI/25 


Staat 

Jahr 

FuE- 

Ausgaben 

Finanzierung 

Durchführung im 

Wirt' 

Staats' 

Sektor'*) 

son- 

stige 

inlän- 

dische 

Quel- 

len- 

und 

Aus' 

land 

Wiri- 

schafis- 

sektor 

Staats- 

seklor 

Hoch- 

schul- 

Sektor 

PNP- 

Sektor^! 

Mio 

US-S^) 

Anteil 

am 

BIP^) 

% 

Schafts- 

Sektor 

Anteil in % 

Kanada 

1975 

1 659 

1,10 

3t 

60 

9 

37 

32 

3Ö 

1 


1981 

3 630 

1,21 

43 

50 

7 

50 

24 

26 

0 


1983 

4 376 

1,33 

36 

52 

12 

48 

25 

25 

2 


1985 

5 499 

1.41 

42 

4? 

11 

54 

22 

23 

1 


1987 

5 994 

1,36 

42 

45 

13 

55 

20 

23 

2 

Österreich 

1975 

318 

0.92 

47 

52 

1 

51 

9 

37 

3 


1981 

755 

1,17 

50 

47 

3 

56 

9 

33 

2 


1983 7) 

907 

1,23 

49 

48 

3 






1985 

1 035 

1,27 

49 

48 

3 

55 

8 

35 

2 


198? 7) 

1 164 

1.32 

49 

49 

2 





Schweiz lö) 

1975 

L 050 

2,40 

72 

17 

11 

77 

e 

15 

2 


1981 

1 74? 

2,29 

75 

25 

0 

74 

6 

20 

0 


11983^) *0) 

1 907 

2,2B 

77 

23 

0 

74 


17 

4 


'1985 



. 








1987 

' 








• 

Schweden '2) 

1975 

833 


57 

39 

4 

69 

8 

23 

0 


1981 ö) 

1 830 

2,22 

57 

40 

3 

67 

6 

27 

0 


1983 

2 305 

2,40 

6J 

37 

2 

68 

5 

27 

0 


1985 

2 946 

2,79 

63 

34 

3 

71 

5 

24 

0 


1987 

3 362 

2,91 

63 

35 

2 

70 

4 

26 

0 


Bei den Angaben für 198? handelt es sich um vorläufige Daten der OECD, die z. T. auf nationalen Schätzungen, z. T. auf 
Schätzungen der OECD basieren. 

-) Nominale Ausgaben, umgerechnet in US-$ Kaufkiaftparitäien. 

Anteil der FuE^Ausgaben am Bruttoinlandsprodukt. 

B Einschließlich allgemeiner Hochschulforschungsmitlel. 

5) Private Organisationen ohne Erwerbazweck. 

Zeitreihenbruch. 

Nationale Daten, angepaßt an OECD-Normen. 

0] OECD -Schätzung. 

FuE-Ausgaben insgesamt aufgrund eingeschränkter Vergleichbarkeit im Hochschulsektor überschätzt, insbesondere Anteile 
der Wirtschaft daher unterschätzt. 

Überwiegend ohne Ausgaben für Investitionen. 

Nur Bundesausgaben. 

Ohne Sozial- und Geist es Wissenschaften. Rundungsdifferenzen 

Quelle: OECD 
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Tabelle VI/26 


Öffentlich finanzierte Ausgaben für Forschung und Entwicklung 

“ Haushaltssoli — 



Forschmigsz^iet 

Bel- 

gien 

Däne- 

mark 

Bundes- 

republik 

Deutsch- 

land 

Grie- 

chen- 

land 

Frank- 

reich 

Irland 

Italien 

Nieder- 

lande 

Groß- 

britan- 

nien 

1988 

1. Erforschung und Nutzung 
der irdischen Umwelt . . . ^ . 

25,4 

13,0 

235,4 

6.5 

201.4 

0.2 

73,9 

11.1 

152,4 

2. 

Inf rastruklurm aßnahmen 
und Raumgesamlplanung . . 

5.0 

14,0 

224.9 

0.6 

108,3 

LI 

32,4 

86,4 

104,8 

3. 

Umweltverschmutzung {Be- 
kämpfung und Verhinde- 
rung) 

15,4 

18,3 

364,8 

3.6 

87,5 

LO 

122,6 

61,4 

88,8 

4. 

Schutz und Förderung der 
menschlichen Gesundheit , 

17,5 

12,9 

335.4 

9.0 

351,2 

5.8 

275,8 

46,7 

336,2 

5. 

Erzeug ungj Verteilung und 
rationelle Nutzung der 
Energie 

61 ,5 

24,6 

754,3 

3.9 

437.0 

0.3 

495.0 

62,4 

285.2 

6. 

Landwirtschaftliche Produk- 
tivität und Technologie . . * , 

44,3 

6L7 

219.5 

24,2 

458,5 

18,4 

128,1 

79.5 

322,4 

7. 

Industrielle Produktivität 
und Technologie 

Öö,3 

136.4 

1 500,2 

14,3 

1 417,6 

38.4 

864,3 

361,0 

584,8 

8. 

Gesellschaftliche Strukturen 
und Beziehungen 

3.3 

46,5 

278,5 

6,3 

54,9 

10,0 

104,0 

36,9 

153,3 

9. 

Weltraumforschung und 
-nutzung 

70,7 

17.5 

592,2 

0.3 

771,7 

3.3 

515.1 

60.7 

224,5 

10. 

Allgemeine Hochschulfor- 
schungsmiUel 

147,5 

265.2 

3 333,3 

33,0 

1 299,3 

29.2 

1 805,, 7 

700,7 

1 158,9 

11. 

Nicht zielorientierte For- 
schung 

163,9 

153,0 

1 547,8 

8,2 

1 738,4 

2,5 

481,8 

204,6 

338.2 

12. 

Nichtaufgliederbare For- 
schung 

19,8 



13,6 

0,4 

47,8 



205.0 

77.2 

19.5 

13. 

Verteidigung 

4.4 

3.0 

1 330,1 

2.1 

4 142,7 

- 

589.6 

54.7 

3 546,7 


Ausgaben insgesamt . . . 

665,2 

766,2 

10 729,8 

112,7 

11 116,4 

110,3 

5 693,4 

1 843.3 

7 315. Ö 


Fußnoten und Quelle umseitig 
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Tabelle Vl/2b 

ln den Staaten der Europäischen Gemeinschaften ln Mio EHE 


Spanien 

Poraigal 

HUR 12 

Euro- 

päische 

Gemein- 

schaften 


Forschungsziel 

75,0 

13,3 

807.7 

28,0 

1988 

1. Erforschung und Nutzung 
der irdischen Umwelt 

41,5 

4,7 

623,8 

803 

2. 

Infrastmkturmaßnahmen 
und Raumgesanitplänung 

19,3 

4,1 

787,0 

63,3 

3. 

UmweUverschmutzung (Be- 
kämpfung und Verbinde- , 

rung) | 

88,8 

4,7 

1 484.1 

37.0 

4. 

Schulz und Förderung der 
menschlichen Gesundheit > 

29,3 

2.5 

2 156,0 

412,3 

5. 

Erzeugung, Verteilung und 
rationelle Nutzung der 
Energie 

70,5 

19,1 

1 446,3 

24,7 

6. 

Landwirtschaftliche Produk- 
tivität und Teclinülogie 

207,2 

18,4 

5 228,8 

265,7 

7, 

Industrielle Produktivität 
und Technologie 

9,6 

2.3 

705,6 

llri 

8. 

Gesellschaftliche Strukturen 
und Beziehungen 

75,1 

0,1 

2 331,1 

24,5 1 

9, 

Weltraumforschung und 
-nulzung 

220,4 

48,3 

9 041,9 


10. 

Allgemeine Hochschul- 
forschungsmittel 

137,5 

0,3 

4 776,4 

24,1 

11. 

Nicht zieiorientierte 
Forschung 

40,5 

1,4 

425,4 

0,7 

12. 

Nichtaufgliederbare 

Forschung 

137,6 

- 

9811,0 

- 

13, 

Verteidigung 

1 152,5 

119,4 

39 625,0 

972,1 




Rundungsdifferenzen 


381 


Drucksache 11/6886 


Deutscher Bundestag — II. Wahlperiode 


noch Tabelle Vi/26 



Forschungsziel 

Bel- 

gien 

Däne- 

mark 

Bundes- 

republik 

Deul-sch- 

land 

Grie- 

chen- 

land 

Frank- 

reich 

Irland 1 

Italien 

Nieder- 

lande 

Groß- 

briian- 

nien 

1989 

1. Erforschung und Nutzung 
der irdischen Umwelt ..... 

26,3 

12,4 

245,3 

8,3 

194,1 

0.2 

62,7 

10.7 

208,4 

2. 

In frastruk turmaßnahmen 
und Raumgesamlplanung . . 

4,8 

12,5 

223,9 

1,1 

100,3 

1.2 

30,3 

84,5 

112,8 

3. 

Umweltverschmutzung (Be- , 
kämpfung und Verhinde- 
rung) 

15,7 

22,9 

376,1 

4,3 

84,7 

1,1 , 

110,9 

65,1 

99,9 

4. 

Schutz und Förderung der 
menschhchen Gesundheit . 

17,2 

10,4 

347,8 

11,2 

393,5 

4,7 

273,4 

47,2 

398,8 

5. 

Erzeugung, Verteilung und 
rationelle Nutzung der 
Energie 

48,5 

25,6 

727,7 

3,5 

414,7 

0,6 ' 

354,1 

63,1 

259,1 

6. 

Landwirtschaftliche Produk- 
tivität und Technologie .... 

43,7 

65,5 

221,1 

33,7 

482,1 

20,5 

143,2 

84,9 

344,9 

7. 

Industrielle Produktivität 
und Technologie 

94,4 

128,8 

1 429,7 

18,4 

1 577,7 

38,4 

870,2' 

371,8 

768,4 

8. 

Gesellschaftliche Strukturen 
und Beziehungen 

3,7 

33,2 

274,7 

9,1 

58,3 

10,4 

199,1 

37,3 

178,7 

9. 

Weltraumforschung und 
-nulzung 

80,7 

17,6 

555,8 

0,4 

917,1 

3,2 

756,7 

64,6 

216,1 

10. 

Allgemeine Hochschulfor- 
schungsmittel 

149,0 

266,1 

3 469,5 

39,7 

1 380,9 

27,0 

1 880,8 

700,1 

1 198,0 

11. 

Nicht zielorientierte For- 
schung 

174,5 

164,5 

1 597,, 2 

8,3 

1 841,2 

2,7 

557,8 

218,0 

353,4 

12. 

Nichtaufgliederbare For- 
schung 

20,5 



12,7 

1.1 

49,2 

1 

147,7 

79,1 

24,0 

13. 

Verteidigung 

4,1 

3,0 

1 473,9 

2.7 

4 405,5 

— 

589,4 

58,5 

3 730,6 


Ausgaben Insgesamt . . > 

683,0 

762.5 

11 055,3 

141,8 

11 899.2 

110,2 

5 975,8 

1 885,0 

7 892,9 


ä) ERE = Europäische Währungseinheit: durchschnittlicher Wechselkurs 1988; 1 ERE = 2,0744 DM. 

Entsprechend der Systematik zur Analyse und zum Vergleich der \rissenschaftlichen Programme und Haushalte 
IN ABS 1983J. 

Quelle: Europäische Gemeinschaften [vorläufige Ergebnisse) 
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noch Tabelle VI/26 


Spanien 

Portugal 

EUR 12 

Euro- 

päische 

Gemein- 

schaften 


Forschungs:tiel 2) 

79,6 

16,0 

864,0 

13,1 

1989 

1. Erforschung und Nutzung 
der irdischen Umweh 

44,1 

6,3 

621,6 

185,3 

2. 

Infrastrukturmaßnahmen 
und Röumgesamtpianung 

20 r 5 

4,0 

805,3 

41,4 

3. 

Umweltverschmutzung (Be- 
kämpfung und Verhinde- 
rung) 

94,3 

5,2 

1 603,7 

534 

4. 

Schutz und Förderung der 
menschlichen Gesundheit 

31,1 

2,7 

1 930,5 

381,5 

5. 

Erzeugung, Verteilung und 
rationelle Nutzung der 
Energie 

74,9 

20,7 

1 535,2 

34,3 

6. 

LandwiTtschaftliche Produk- 
tivität und Technologie 

220,0 

20,2 

5 538,1 

624,8 

7, 

Industrielle Produktivität 
und Technologie 

10,2 

2,5 

8174 

28,9 

8. 

Gesellschaftliche Strukturen 
und Beziehungen 

79,7 

0,2 

2 792,0 

17,7 

9. 

Weltraumforschung und 
-nutzung 

234,0 

51,0 

9 396,0 



10, 

Allgemeine Hochschul- 
forschungsmitlel 

146,0 

2,3 

5 065,9 

40,6 

11. 

Nicht zielorientierte 
Forschung 

43,0 


379,0 

0,3 

12. 

Nichtaufgliederbare 

Forschung 

146,1 

~ 

10 413,7 

- 

13. 

Verteidigung 

1 223,3 

132,7 

41 761,6 

1 4214 
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Tabelle VI/27 öffentlich finanzierte Ausgaben für Forschung und Entwicklung in den Staaten 

— Haushaltssoll — 


Öffentlich finanzierte Ausgaben 

Jahr 

Bel- 

gien 

Däne- 

mark 

Bundes- 

republik 

Deutsch- 

land 

Grie- 

chen- 

land 

Frank- 

reich 

Irland 

Italien 

Nieder- 

lande 

1. Gesamtausgaben für 

1980 

491 

217 

6 753 

47 

5 299 

61 

1 303 

1 213 

FuE in Millionen ERE^) 

1981 

503 

250 

7 058 

55 

6 760 

64 

2 061 

1 273 

(jeweilige Preise 

1982 

516 

272 

8 125 

64 

7 337 

74 

2 264 

1 403 

und Wechselkurse) i 

1983 

556 

325 

8410 

78 

8 182 

82 

2 802 

1 463 


1984 

590 

373 

8 674 

101 

9 077 

86 

3 369 

1 496 


1985 

651 

425 

9 446 

110 

9 928 

105 

3 670 

1 570 


1986 

651 

509 

10 047 

99 

10 142 

116 

4 408 

1 705 


1987 

668 

582 

10 633 

104 

10 704 

121 

4 965 

i 790 


1988 

665 

766 

10 730 

113 

11 116 

110 

5 693 

1 843 

2. Gesamtausgaben für 

1980 

49,8 

42,3 

109,7 

4,9 

98, ,7 

17,9 

22,8 

85,7 

FuE je Einwohner 

1981 

51,0 

48.9 

114,4 , 

5,6 

125,3 

18,5 

36,1 

89,3 

in EREM 

1982 

52,4 

53,2 

131,8 

6,5 

134,8 

21,1 

40,0 

98,0 

(jeweilige Preise 

1983 

56,4 

63,5 

136,9 

7,9 

149,7 

23,5 

49,3 

101,8 

und Wechselkurse) 

1984 

59,9 

73,0 

141,8 

10,2 

165,9 

24,3 

59,8 

103,? 


1985 

66,0 

83.1 

154,8 

11,0 

179,9 

29,6 

64,2 

108,4 


1986 

66,1 

99,3 

164,5 

10,0 

183,1 

32,7 

77,0 

117,0 


198? 

67,7 

113,4 

173,7 

10,4 

192,4 

34.1 

86,6 

122,0 

3, Durchschnittliche 
jährliche Steigerung 
der Ausgaben für FuE (%)2) 
a) Gesamtausgaben 

1988 

1980 

bis 

67,3 

149,4 

174,7 

11,3 

199,0 

31,2 

99,1 

124,9 

b) Ausgaben für zivile FuE 

1988 

1980 

bis 

3,9 

17 J 

6,0 

11,5 

9,7 

7,7 

20,2 

5,4 


1988 

3,8 

17,1 

5,6 

12,3 

9,5 

7,7 

19,0 

5,4 

4. Anteil der Gesamt- 

1980 

1,49 

1,27 

4,16 

0,64 

5,17 

0,91 

1,16 

2,60 

ausgaben für FuE 

1981 

1,32 

1,23 

4,07 

0,54 

5,63 

0,74 

1,52 

2,53 

am gesamten 

1982 

1,35 

117 

4,24 

0,53 

5,59 

0,71 

1,27 

2,42 

Haushalts Volumen (%) 

1983 

139 

1,20 

4,12 

0,58 

5,97 

0,76 

1,35 

2,39 


1984 

1,33 

1,29 

4,08 

0,67 

5,23 

0,77 

1.47 

2,32 


1985 

1,40 

l ,4 Q 

4,29 

0,65 

5,31 

0,87 

1,48 

2,38 


1986 

1,37 

IM 

4,22 

0,64 

6,10 

0,93 

1,50 

2,39 


1987 

1,43 

1,82 

4,19 

0,61 

6,37 

1,01 

1,73 

2,39 


1988 

1,40 

2,23 

4,11 

0,60 

6,63 

0,98 

1,85 

2,50 

5. Anteil der Gesamt- 

1980 

0,58 1 

0,45 

1,15 

0,16 

1,12 

0,44 

0,40 

0,99 

ausgaben für FuE am 

1981 

0,59 

0,49 

1,15 

0,16 

1,31 

0,39 

0,65 

1,00 

Bruttoinlandsprodukt (%) 

1982 

0,60 1 

0,48 

1.21 

0,16 

1,32 

0,38 

0,64 

0,99 


1983 

0,62 

0,51 

1.14 

0,20 

1.41 

0,40 

0,70 

0,98 


1984 

0,61 

0,54 

l.ll 

0,24 

1,46 

0,38 

0,76 

0,96 


1985 

0,62 

0,56 

1,15 

0,25 

1.47 

0,42 

0,78 

0,96 


1986 

0,5? 

0,60 

1,10 

0,25 

1,37 

0,47 

0,72 

0,95 


1987 

0,55 

0,66 

1,10 

0,25 

1,40 

0,47 

0,76 

0,97 

6. Durchschnittliche 
jährliche Steigerung 
des gesamten Haus- 

1988 

1980 

bis 

0,53 

0,84 

1,05 

0,25 

1,39 

0,41 

0,81 

0,96 

haltsvolumens (%) 

7. Durchschnittliche 
jährliche Steigerung 
des Bruttoinlands- 

1988 

1980 

bis 

5,5 

9,0 

3,5 

28,2 

8,8 

8,5 

17,1 

3,7 

produkts (7ü) 

1988 

6,0 

8,6 

4,5 

20,3 

9,2 

10,5 

15,6 

3,7 


ERE = Europäische Rechnungseinheit: durch schnitt lieh er Wechselkurs 1988: i ERE - 2 hÜ 744 DM. 
Nach Umrechnung in ERE errechnet. 

Quelle: Europäische Gemeinschaften (vorläufige Ergebnisse) 
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der Europäischen Gemeinschaiten nach verschiedenen Kriterien 


Tabelle WZ! 


Groß- 

britan- 

men 

Spanien 

Portugal 

EUR 12 

Euro- 

päische 

Gemeiri- 

schafteji 

4 139 

338 


19 861 

284 

5 995 

466 


24 483 

352 

6 584 

509 


27 174 

389 

6 814 

471 


29 182 

463 

7 294 

582 


31 641 

442 

7 780 

811 


1 34 495 

573 

6 793 

802 

92 

35 663 

661 

6 824 

1 003 

111 

37 504 

817 

7 316 

1 153 

119 

39 625 

972 

73,9 

9,0 


62,5 


107,0 

12,3 


76,8 

— 

116,9 

13,4 


85,0 


120,9 

12,3 


91,1 


129,7 

15,2 


98,9 


137,3 

21,0 


107,2 

— 

119,7 

20,7 

9,0 

109,6 

— 

119,9 

25,8 

10,9 

115,8 


128,2 

29,6 

11,6 

122,1 


7,4 

/6,6 

* 

9,0 

16,6 

9,0 

15,5 


9,1 

16,6 

3,14 

U31 


3,08 

— 

3,68 

2,58 


3,29 


3,7J 

1,38 


3,18 


3,7/ 

1,33 


3,16 


3,76 

1,41 


3,19 

— 

3,54 

1,75 


3,24 

— 

3,39 

1,55 

0,76 

3,16 

— 

3,27 

1,93 

0,96 

3,24 

— 

2M 

2,03 

Ö,98 

3,20 

— 

1,08 

0,22 


0,91 

— 

1,31 

0,28 


1,02 

— 

1,34 

0,28 


1,03 

— 

1,33 

0,26 


1,05 

— 

1,35 

0,28 


1.05 


1,32 

0,37 


1,07 


1,22 

0,34 

0,32 

i,00 

— 

147 

0,40 

0,35 

i,01 


1,07 

0,40 

0.34 

0,99 


J0,2 

15,0 


8,5 


3,9 

12,7 


7,8 

— 
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Tabelle Vl/26 


Einnahmen und Ausgaben ausgewählter Industrieländer 
für Patente, Erfindungen, Verfahren und Urheberrechte 

— io Mio SZR — 


Land 


1984 

1985 

1986 

1987 

Bundesrepublik Deutschland'^) 

Einnahmen 

560 

610 

780 

850 


Ausgaben 

1 080 

1 200 

1 640 

1 890 


Saldo 

- 520 

- 590 

“ 860 

-1 040 

Belgien und Luxemburg^) 

Einnahmen 

211 

190 

246 

278 


Ausgaben 

400 

'411 

541 

630 


Saldo 

- 189 

- 221 

- 295 

- 352 

Frankreich 

Einnahmen 

416 

508 

535 

690 


Ausgaben 

861 

967 

1 052 

1 229 


Saldo 

- 445 

- 459 

467 

- 539 

Italien^) 

Einnahmen 

973 

1 038 

1 115 

1 408 


Ausgaben 

1 653 

1 696 

1 958 

2 212 ‘ 


Saldo 

- 680 

- 658 

- 843 

- 804 

Niederlande 2) 

Einnahmen 

293 

298 

394 

555 


Ausgaben 

544 

670 

663 

863 


Saldo 

- 251 

- 372 

- 269 

- 308 

Österreich 

Einnahmen 

29 

30 

38 

43 


Ausgaben 

105 

113 

142 

167 


Saldo 

- 76 

- 83 

~ 104 

124 

Schweden . . 

Einnahmen 

80 

113 

104 

222 


Ausgaben 

222 

281 

364 

345 


Saldo 

- 142 

- 168 

- 260 i 

- 123 

Japan. 

Einnahmen 

670 

710 

770 

1 000 


Ausgaben 

2 220 

2 320 

2 750 

2 960 


Saldo 

-1 550 

-1 610 

= 1 980 

-1 960 

Großbritannien “) , . . 

Einnahmen 

1 161 

1 222 

1 000 

1 053 


Ausgaben 

817 

901 

762 

792 


Saldo 

344 

321 

238 

261 

Vereinigte Staaten von Amerika^) . . , . . 

Einnahmen 

5410 

5 710 

6 230 

6 980 


Ausgaben 

930 

1 840 

890 

1 040 


Saldo 

4 480 

4 870 

5 340 

5 940 


h Dcijs SonderaiebungsFßchl (SZR) wird vom Internationalen Währungsfonds als Korb der fünf welUvirtschaftüch wichtigstea 
Währungen ermittelt. Der Wert des SZR betrug im Durchschnitt des Jahres 1987 2,32 DM oder 1,29 US-$. 

2) Ohne FiLnigeschäft 
^) Einschließlich Filnigeschäft. 

^) Ohne Filmgeschäft und Urheberrechte. 

Quelle: Deutsche Bundesbank Rundungsdifferenzen 
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2,3 Personaldaten 

Tabelle V1/.29 

In Forschung und Entwicklung tätiges Personal nach Personalgnippen und Sektoren 

— auf Vollzeit umgerechnet — 


Sektor 

(OECD-Abgrenzung) 

Jahr 


davon 

i “ insgesamt 
w = weiblich 

insgesamt 

Forscher 

Technisches 

Personal 

Sonstige 

1. Wirtschaftssektor 

1981 i 

242 544 

7? 017 

73 039 

92 468 


1983 i 

249 478 

81 867 

76 949 

90 662 


1985 i 

275 080 

93 545 

86 391 

95 141 


1987 i 

295 333 

107 113 

90 675 

97 545 

2, Hochschulsektor 

1981 i 

65 136 

28 470 

13 256 

23 410 


w 


3 578 




1983 L 

6? 073 

28 955 

13 736 

24 382 


w 


3 868 




1985 i 

62 188 

33 450 

12 430 

16 311 


w 


4 885 




1987 i 

6? 181 

36 644 

13 416 

17 120 


w 


5 688 



3. Staatssektor^) 

1981 i 

49 239 

17 771 

16 325 

15 145 


%v 

14 860 

2 410 

7 270 

5 ISO 


1983 i 

49 944 

18 601 

16 409 

14 934 


w 

15 135 

2 460 

7 440 

5 235 


1985 i 

51 741 

19 224 

16 878 

15 642 


w 

16 350 

2 625 

7 910 

5 815 


198? i 

54 275 

20 574 

1? 765 

15 938 


w 

17 138 

2 732 

8 238 

6 169 

4. PNP-Sektor3) 

1981 i 

2 500 

1 420 

595 

485 


1983 i 

2 500 

1 420 

595 

485 


1985 i 

2 500 

1 420 

595 

485 


1987 i 

2 416 

1 283 

602 

531 

5, Insgesamt^) 

1981 1 

359 419 

124 678 

103 215 

131 528 


1983 i 

368 995 

130 843 

107 680 

130 463 


1985 i 

391 509 

147 639 

116294 

127 579 


198? 1 

419 205 

165 614 

122 458 

131 134 


Die Ergebnisse ab 1985 sind aufgrund der Änderung des Berechnungsveriahrens im Hodisrhuiseklor nur bedingt mit de- 
nen der Vorjahre vergleichbar. 

Staatliche Institute einschließlich überwiegend vom Staat finanzierter wissenschaftlicher Einrichtungen ohne Erwerbszweck. 
Private wissenschaftliche Institutionen ohne Enverbszweck, die weder überwiegend vom Staat noch überwiegend von der 
Wirtschaft finanziert werden; 1987 wurde in diesem Sektor erstmals eine (einmalige) Erhebung durchgeführl, daher ist die 
Vergleichbarkeit den Vorjahren gegenüber eingeschränkt. 

Quelle: Bundes niinisterj um für Forschung und Technologie, 

Statistisches Bundesamt, SV- Wissenschaf tsstatistik GmbH Rundungsdifferenzen 


388 


Deutscher Bundestag — 11, Wahlperiode 


Drucksache 11/6886 


Tabelle ViyaO 


In Forschung und Entwicklung tätiges Personal der Unternehmen und der Institutionen für 
Gemeinschaftstorschung und experimentelle 'enlwjcklung nach Wirtschaftszweigen*) 

— auf Vollzeit umgerechnet — 


VV irl3 ch af tsz wei g 

1985 

1987 

ins- 

gesamt 

davon in 

ins- 

gesamt 

da von in 

Unter- 

nehmen 

IfGO 

Unter- 

nehmen 

IfGb 

i Energie- und Wasserversorgung, Bergbau . 

3 738 

2 514 

1 223 

3 107 

1 806 

1301 

10 Eleklrizitäts-, Gas-, Fernwärme- und Was- 







serversorgung 

1 081 

1 004 

77 

878 

799 

79 

11 Bergbau 

2 656 

1 510 

1 146 

2 229 

1 007 

1 222 

2 Verarbeitendes Gewerbe 

264 966 

262 811 

2 154 

265 248 

282 831 

2 417 

20 Chemische Industrie usw,, Mineral- 







ölverarbeitung 

55 785 

55 739 

45 

58 449 

58 404 

46 

21 Flerstellung von Kunststoff- und Gummi- 







waren . 

5 812 

5 619 

192 

5 922 

5 728 

194 

22 Gewinnung und Verarbeitung von Stei- 







nen und Erden usw 

3 551 

3 343 

208 

3 575 

3 393 

182 

23 Metallerzeugung und -bearbeitung 

7415 

6 861 

553 

6 774 

6 090 

684 

24 Stahl-, Maschinen- und Fahrzeugbau 







usw 

97 54 1 

97 384 

157 

102 980 

102 815 

164 

25 Elektrotechnikr Feinmechanik, Herstel- 







lung von EBM-Waren usw 

85 950 

85 800 

149 

99 338 

99 173 

165 

26 Holz-, Papier- und Druckgewerbe 

3 586 

3 479 

10? 

3 158 

3 026 

132 

27 Leder-, Textil- und Bekleidungsgewerbe 

2 028 

1 499 

528 

1 904 

1 26? 

637 

28/29 Ernährungsgewerbe, Tabakverarbei- 







tung 

3 295 

3 084 

211 

3 150 

2 936 

214 

0, 3 — 8 Restliche Wirtschaftsabteilungen , . . , 

6 376 

6 154 

222 

6 977 

6 726 

251 

0 bis 8 Insgesamt , . . 

275 080 

271 480 

3 600 

295 332 

291 364 

3 969 


’l Daten aus Erhebungen der SV-Wisseuschaftsstatistik GmbH unter Einbeziehung der bis Anfang September 198Ö bereilgestell* 
ten Daten des FuE-Personalk Ostenzuschuß- und Zuwachsfördemngsprogramms (ArbehsgemeirLSchaft Indusirieller Forschungs- 
Vereinigungen); um Doppelzählungen bereinigt. 

'g Institutionen für Gemeinschaftsforschung und ex perim enteile -entwicklung. 

Quelle: SV-Wissenschaftsstatistik GmbH Rundungsdifferenzen 
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Tabelle VI/31 


FuE-Personal ln Unternehmen 




1983 


Wirtschaftszweig 

insgesamt 


davon 



Forscher 

Techniker 

Sonstige 

1 Energie und Wasserversorgung, Bergbau 

2 176 

665 

486 

1 023 

10 Elektriz,- Gas-, Fernwärme und Wasserversorgung . 

736 

293 

204 

238 

1 1 Bergbau 

1 439 

372 

282 

784 

2 Verarbeitendes Gewerbe 

237 965 

76 973 

73 871 

87 121 

20 Chemische Industrie usw., Mineralölverarbeilung . . 
darunter: 

54 833 

11 927 

20 130 

22 775 

Chemische Industrie 

52 952 

11 400 

19 578 

21 974 

Herst, und Verarb. von Spalt- und Brutstoffen 

683 

234 

225 

224 

Mineralölverarbeitung 

1 197 

293 

327 

576 

21 Herstellung von Kunststoff- und Gummiwaren 

darunter: 

4 809 

1 013 

2 139 

1 657 

Herstellung von Kunststoffwaren 

2 966 

458 

1 534 

972 

Herstellung von Gummi waren 

22 Gewinnung und Verarbeitung von Steinen und Erden 

1 843 

554 

604 

684 

usw 

3 078 

691 

1 086 

1 300 

23 Metallerzeugung und -bearbeitung 

darunter: 

6 283 

1 535 

2 548 

2 199 

Eisenschaffende Industrie 

2318 

588 

1 242 

487 

NE- Metallerzeugung usw . . . 

1 338 

370 

486 

4SI 

24 Stahl-r Maschinen- und Fahrzeugbau usw . . , 

darunter: 

86 136 

27 342 

27 529 

31 265 

Maschinenbau 

34 416 

11 323 

n 677 

11 416 

Herstellung von Kraftwagen und deren Teilen 

33 127 

7 957 

9 041 

16 128 

Luft- und Raumfahrzeugbau 

25 Elektrolechmk, Feinmechanik, Herstellung von EBM- 

9 964 

3 865 

4 177 

1 921 

Waren usw 

dorunfer; 

76 038 

33 238 

17 780 

25 019 

Elektrotechnik 

65 980 

30 904 

14 091 

20 984 

Feinmechanik, Optik 

4 812 

1 472 

1 720 

1 619 

Herstellung von EBM-Waren 

4 406 

698 

1 623 

2 084 

26 Holz-, Papier- und Druckgewerbe 

darunter: 

2618 

358 

973 

1 287 

Holzbearbeitung, Holzverarbeitung 

1 592 

147 

471 

973 

27 Leder-, Textil- und Bekleidungsgewerbe 

dörunfer; 

1 265 

198 

401 

665 

Textilgewerbe 

855 

163 

223 

467 

28/29 Emährungsgewerbe, Tabakverarbeilung ....... 

2 901 

668 

1 282 

950 

0, 3 — 8 Restliche Wirtschaftsabteilungen 

5 653 

2 843 

1 287 

1522 

0 bis 8 insgesamt , , . 

245 794 

80 482 

75 645 

89 667 


*) Daten aus Erhebungen der SV-VVissenschaftsstatisUk GmbH unter Einbeziehung der bis Anfang September 1989 bereitgesteU- 
ten Daten des FuB-Persünalkoslenzuschuß- und Zuwachsförderungsprogramms (Arbeitsgemeinschaft Industrieller Forschungs- 
vereinigungen); um Doppelzählungen bereinigt, 

Quelle; SV-Wissenschaftsstatistik GmbH 
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Tabelle VI/31 


nach Personalgruppen und Wirtschaf ts2weigen*> 

= auf Vollzeil unigerechnet — 


1985 

1997 

Wirtschafts- 

zweig 

insgesamt 

davon 

insgesamt 

davon 

Forscher 

TechniJter 

Sonstige 

Forscher 

Techniker 

Sonstige 

2 514 

836 

650 

1 027 

1 806 

663 

457 

687 

1 

1 004 

390 

286 

326 

799 

341 

229 

229 

10 

1 510 

445 

364 

700 

1 007 

321 

228 

458 

11 

262 611 

88 172 

83 UO 

91 527 

282 831 

101 341 

87 402 

93 008 

2 

55 739 

12 445 

18 999 

24 294 

58 404 

13 527 

22 062 

22 816 

20 

53 79? 

11 978 

18 43? 

23 381 

56 357 

13 042 

21 434 

21 881 

200 





408 

129 

174 

103 

201 





1 639 

356 

454 

830 

205 

5 619 

1 264 

2 289 

2 065 

5 728 

1 439 

2 217 

2 072 

21 





3 534 

696 

1 370 

1 268 

210 





2 194 

743 

64? 

804 

213 

3 343 

802 

940 

1 600 

3 393 

903 

1 053 

1 43? 

22 

6 Ö61 

1 726 

2 743 

2 391 

6 090 

1 625 

2 590 

1 875 

23 

2 261 

639 

1 214 

406 

1 975 

551 

i 08? 

337 

230*232 

1 425 

397 

539 

488 

1 158 

375 

489 

294 

233 

97 3Ö4 

31 429 

32 032 

33 922 

102 815 

35 885 

30 769 

36 162 

24 

38 391 

12 99? 

13 543 

11 849 

38 403 

13 288 

13 452 

11 663 

242 

36 955 

8 881 

10 633 

17 440 

40 108 

11 488 

9 287 

19 333 

244 

11716 

4 489 

4 980 

2 246 

13 121 

5 516 

5 090 

2 516 

248 

85 800 

39 09? 

23 365 

23 337 

99 173 

46 587 

26 258 

26 328 

25 

75 076 

36 438 

19 514 

19 123 

88 226 

' 43 560 

22 550 

22 116 

250 

4 793 

1 627 

1 554 

1 612 

4 940 

, 1 858 

1 521 

1 561 

252 

4 976 

847 

1 875 

2 253 

4 712 

851 

1 73? 

2 123 

256 

3 479 

456 

1 093 

t 929 

3 026 

415 

946 

1 665 

26 





2 200 

242 

393 

1 365 

260/261 

1 499 

218 

514 

766 

1 267 

17? 

432 

658 

27 





769 

138 

236 

395 

275 

3 084 

730 

1 132 

1 221 

2 936 

784 

1 166 

986 

28/29 

6 154 

3 Ul 

1 345 

1 697 

6 726 

3 467 

1 416 

1 844 

0,3-8 

271 480 

92 120 

85 107 

94 252 

201 364 

105 470 

80 365 

96 529 

0 bis 8 


R an d un gs dl f f er enzen 
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Tabelle VI/32 


FuE‘Personal ln InsÜhiÜonen für GemelnschaftsforschuDg und experlmentelie -entwlckluDg 
nach Personaigruppen und Wirtschaftszweigen 

— auf VoDzeit umgerechnet — 




1985 



1987 



Wirtschat tszweig 

ins- 

gesamt 


davon 


ins- 

gesamt 


davon 


Win- 

schaits- 


For- 
sche 1 

Tech- 

niker 

Son- 

stige 

For- 

scher 

Tech- 

niker 

Son- 

stige 

zweig 

1 Energie- and Wasserversor- 
gung, Bergbau 

l 223 ' 

446 

472 

303 

l 301 

527 

441 

332 

1 

10 Elektri Zitats-, Gas-, Fern- 
wärme- und W^asserversor- 
gung 

77 

42 

17 

17 

79 

46 

16 

17 

10 

1 1 Bergbau 

1 146 

404 

455 

286 

1 222 

481 

425 

316 

11 

2 Verarbeitendes Gewerbe .... 

2 154 

813 

796 

345 

2 417 

937 

842 

638 

2 

20 Chemische Industrie usw., 
Mineralöl Verarbeitung , , . . 

45 

11 

23 

11 

46 

14 

21 

11 

20 

21 Herstellung von Kunststoff- 
und Gummiwaren 

192 

92 

46 

54 

194 

94 

48 

53 

21 

22 Gewinnung und Verarbei- 
tung von Steinen und Erden 
usw 

208 

58 

71 

77 

182 

55 

66 

62 

22 

23 Metallerzeugung und 

-bearbeitung 

553 

221 

186 

146 

684 

256 

192 

236 

23 

24 Stahl-, Maschinen- und 
Fahrzeugbau usw 

157 

71 

43 

42 

164 

72 

45 

47 

24 

25 Elektrotechnik, Feinmecha- 
nik, Herstellung von EBM- 
Waren usw 

149 

56 

34 

58 

165 

66 

40 

59 

25 

26 Holz-, Papier- und Druckge- 
werbe 

107 

49 

30 

26 ’ 

132 

55 

41 

36 

26 

2? Leder-, Textil- und Beklei- 
dungsgewerbe 

528 

169 

293 

65 

63? 

243 

321 

74 

27 

28/29 Ernähmngsgewerbe, 

Tabakverarbeitung .... 

211 

81 

68 

61 

214 

83 

70 

61 

28/29 

0, 3 — 8 ßestiiche 

Wirtschaflsahteilungen 

222 

165 

16 

40 

251 

180 

26 

45 

0, 3-8 

0 bis 8 Insgesanit . . . 

3 600 

1 425 

1 284 

889 

3 969 

1 643 

1 310 

1 016 

0 bis 8 


Quelle: SV-Wissenschaftsstatisiik GmbH Rundungsdifferenzen 
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Tabelle V)/3:3 

FuE-Personal ln Hochschulen nach Personal gruppen und Wissenschaftszweigen 

— geschätzter Anteil auf Vollzeit umgerechnet — 


Art der Tätigkeit 

Jahr 

1 = ins- 
gesamt 
w = weib- 
lich 

:£iisani- 

men 

davon 

Natur- 

wissen- 

schaften 

Ingenieur- 

wissen- 

schalten 

Medizin 

Agrar- 

wissen- 

schaften 

Geistes- 

und 

So^ial- 

wissen- 

schaften 

FuE-Personal in Hochschulen 

1981 i 

65 136 

18 571 

11 703 

15 006 

4 379 

15 477 

insgesamt^) 

1983 i 

67 073 

19 395 

11 927 

15 970 

4 376 

15 405 


1985 i 

62 188 

16 405 

11 892 

18 430 

2 842 

12 619 


198? i 

67 181 

17 865 

13 018 

20 161 

2 889 

13 249 

dtwon : 








Forscher-) 

1981 i 

28 470 

8 743 

5 482 

3 217 

l 343 

9 585 


w 

3 570 

820 

158 

629 

227 

1 744 


1983 i 

28 955 

8 971 

5 700 

3 377 

1 362 

9 545 


w 

3 868 

960 

200 

695 

249 

1 764 


1985 i 

33 450 

10 199 

7 553 

4 242 

1 436 

10 020 


w 

4 885 

1 265 

310 

861 

264 

2 185 


1987 i 

36 644 

11 452 

8 324 

4 787 

1 502 

10 581 


\v 

5 688 

1 523 

400 

1 072 

296 

2 397 

Technisches PersonaT^j 

1981 i 

13 256 

4 455 

2 586 

3 302 

1 134 

1 779 


1983 i 

13 736 

4 ßlB 

2 576 

3 613 

l 124 

1 805 


1985 i 

12 431 

3 579 

2 499 

5 020 

800 

532 


1987 i 

13 416 

3 853 

2 688 

5 528 

810 

536 

Sonstiges Personal-^) 

1981 i 

23 410 

5 373 

3 635 

8 487 

1 902 

4 013 


1983 i 

24 382 

5 806 

3 651 

8 980 

1 890 

4 055 


1985 i 

16310 

2 628 

I 841 

9 168 

605 

2 069 


1987 i 

1? 120 

2 561 

2 006 

9 847 

576 

2 132 

Nachrichtlich: 








Forscher in wissenscha/fJichen 

1981 i 

17 771 

8 702 

3 327 

1 533 

1 277 

2 932 

Einrichiungen ouf^erhalb der 

w 

2 410 






Hochschulen 

1983 i 

18 601 

9 029 

3 635 

1 585 

1 414 

2 938 

(Vgl. Tabeile Vl/34) 

w 

2 460 







1985 i 

19 224 

9 412 

3 854 

l 557 

1 446 

2 955 


w 

2 625 







1987 i 

20 574 

10 161 

4 000 

/ 670 

1 338 

3 405 


w 

2 732 

961 

276 

407 

162 

927 

Verhältnis der Forscher in wissen- 

1981 i 

38:62 

50:50 

38:62 

32:68 

49:51 

23:77 

schaftlichen Einrichtungen des Staates 

\v 

40:60 






zu den Forschern in Hochschulen 

1983 i 

39:61 

50:50 

39:61 

32:68 

51:49 

24:76 

- in % ~ 

w 

39:61 







1985 i ») 

36:64 

48:52 

34:66 

27:73 

50:50 

23:77 1 


w ’) 

35:65 







1987 ] 

36:64 

47:53 

32:68 

26:74 

41:53 

24;76 


\v 

32:68 

39:61 

41:59 

28:72 

35:65 1 

2S;72 


h Die Ergebnisse ab 1985 sind auJgrund der Änderung des Berechnungsverfdhren.s nur bedingt mit denen der Vorjahre vergleich- 
bar. 

2) Wissenschatüer einschüefllich graduierte Ingenieuie. 

’^) Personen mrt Fachschulabschluß oder gleicMverbger Qualifikation, ohne graduierte Ingenieure. 

Verwaltungspersonal, Arbeiter und sonstiges Hilfspersonal, Kliniken euischheßlich KrankenpfJcgepersonal (anteiligj. 

Quelle: Slaiisiisches Bundesamt Rundungsdiiferenzen 
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Tabelle VI/34 


Persona) der wissenschaititchen Einrichtungen außerhalb der Hochschulen 
nach Personalgruppen und Institutionen*) 

— auf Vollzeit umgerechnet — 


All der Einrichlimg 

Jahr*) 
i = ins- 

gesami 

weiblich 

insgesamt 

Forschor 

Technisches u. 
Sonstiges Personal 

Anzahl 

% 

Anzahl 

% 

Anzahl 

% 

L Großforschungseinrichtungen 

1981 i 

18 487 

JOO 

6 709 

36,3 

11 779 

63,7 

(100 % FuE) 

w 

4 050 

100 

560 

13,8 

3 490 

86,2 


1983 i 

18 954 

100 

7 172 

37,8 

11 782 

62,2 


w 

4 095 

wo 

570 

13,9 

3 525 

86,1 


1985 i 

19 417 

100 

7 310 

37,6 

12 108 

62,4 


w 

4 700 

100 

650 

13,8 

4 050 

86,2 


1987 i 

20 178 

wo 

7 560 

37,5 

12 61? 

62,5 


w 

4 809 

wo 

624 

13,0 

4 186 

87,0 


1989^) i 

21 379 

wo 

8 479 

39,7 

12 900 

60,3 ' 


w 

5 310 

100 

904 

17,0 

4 406 

83,0 

2. Max-Plajick-Instllute 

1981 i 

7 521 

wo 

2 619 

34,8 

4 903 

65,2 

(100 % FuE) 

w 

2 700 

wo 

430 

15,9 

2 270 

84,1 


1983 i 

7 640 

100 

2 682 

35,1 

4 958 

64,9 


w 

2 828 

wo 

450 

15,9 

2 378 

84,1 


1985 i 

7 988 

100 

2 820 

35,3 

5 169 

64,7 


w 

3 000 

100 

480 

16,0 

2 520 

84,0 


1987 i 

8 352 

100 

2 979 

35,7 

5 374 

64,3 


w 

3 136 

wo 

506 

16,1 

2 630 

83,9 


1989^) i| 

8 718 

wo 

3 195 

36,6 

5 523 

63,3 


w 

3 299 

100 

556 

16,9 

2 743 

83,1 

3. Stadtsinstitute 

1981 i 

21 392 

wo 

6 896 

32,2 

14 496 

67,8 

[ohne Bibliothekenr Archive, 

w 

6 650 

wo 

860 

12,9 

5 790 

87,1 

Museen) 

1983 i 

21 243 

wo 

7 106 

33,4 

14 138 

66,6 


w 

6 700 

wo 

870 

13,0 

5 830 

87,0 


1985 i 

21 506 

wo 

? 230 

33,6 

14 275 

66,4 


MT 

6 800 

wo 

890 

13,1 

5 910 

86,9 


198? i 

22 436 

wo 

8 046 

35,9 

14 390 

64,1 


w 

7 334 

100 

981 

13,4 

6 353 

86,6 


19892) i 

22 792 

100 

8 807 

38,6 

13 985 

61,4 


w 

7 689 

wo 

1 149 

14,9 

6 540 

85,1 

darunter FuE"*) 

1981 i 

12 296 

wo 

4 110 

33,4 

8 186 

66,6 


w 

4 050 

100 

560 

13,8 

3 490 

86,2 


1983 i 

12 230 

wo 

4 306 

35,2 

7 924 

64,8 


w 

4 100 

wo 

570 

13,9 

3 530 

86,1 


1985 i 

12 406 

100 

4 372 

35,2 

8 035 

64,8 


w 

4 200 

wo 

580 

13,8 

3 620 

86,2 


1987 i 

12 649 

wo 

4 735 

37,4 

7 914 

62,6 


w 

4 381 

wo 

603 

13,7 

3 777 

86,2 


1989 2) i 

12 792 

100 

4 977 

38,9 

7 816 

61,1 


w 

4 602 

wo 

684 

14,9 

3 918 

85,1 

4. Fraunhofer-Institute 

1981 i 

2 216 

wo 

1 075 

48,5 

1 141 

51,5 

(100 % FuE) 

w 

570 

wo 

45 

7,9 

525 

92,1 


1983 i 

2 423 

wo 

l 186 

48,9 

1 237 

51,1 


w 

632 

wo 

50 

7,9 

582 

92,1 


1985 i 

2 823 

wo 

1 344 

47,5 

1 479 

52,4 


w 

800 

wo 

60 

7,5 

740 

92,5 


1987 i 

3 382 

wo 

1 432 

42,3 

1 950 

57,7 


w 

93? 

wo 

76 

8,1 

861 

91,9 


19892) i 

3 843 

wo 

1 722 

44,8 

2 122 

55,2 


w 

1 092 

wo 

112 

10,3 

981 

89,8 
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noch Tabelle Vl/34 


Art d«?r Einnchmng 

Jahr 0 
i ^ ins- 
gesamt 
w = 

weiblich 


Forscher 

Technisches \l 
Sonstiges Pexsonai 

.Ani^ahl 

% 

Anzahl 

% 

Anzahl 

% 

5. Wissenschaftliche Bibliotheken 

tOäl i 

5 775 

100 

1 821 

3J,5 

3 954 

68,5 

und Archive 

w 

3 300 

100 

650 

25. S 

2 450 

74,2 


1983 i 

6 069 

100 

1 89? 

313 

4 172 

68,7 


w 

3 450 

100 

930 

27.0 

2 520 

73,0 


1985 i 

5 945 

100 

i 828 

30.7 

4 117 

69,3 


w 

3 400 

wo 

920 

27 J 

2 480 

72,9 


1987 i 

6 219 

wo 

2 037 

32,8 

4 182 

67,2 


w 

3 560 

wo * 

946 

26,6 

2 614 

73,4 


19892) i 

5 908 

wo ' 

2 185 

37,0 

3 724 

63,0 


w 

3 051 

wo 

i 005 

32,9 

2 046 

67,1 

darunter FtiE-^) 

1981 i 

971 

100 

37? 

38,8 

595 

61,2 


w 

540 

wo 

150 

27,8 

390 

72,2 


1983 i 

1 020 

100 

383 

37,5 

637 

62,5 


w 

570 

wo 

160 

28,1 

410 

71,9 


1985 i 

1 033 

wo 

389 

37,7 

644 

62,3 


w 

580 

wo 

165 

28 J 

415 

71,6 


1987 i 

853 

100 

312 

36,6 

541 

63,4 


w 

478 

wo 

133 

27,8 

345 

72,2 


1989^) i 

782 

wo 

311 

39,8 

471 

60,2 



404 

wo 

141 

34,9 

264 

65,3 

6. Wissenschaf Üiche Museen 

u>ai i 

3 172 

wo 

625 

19,7 

2 547 

80,3 


vv 

950 

wo 

150 

15,8 

800 

84,2 


1983 i 

3 224 

wo 

667 

20.7 

2 557 

79,3 


w 

960 

wo 

155 

tö,l 

805 

83,9 


1985 i 

3 446 

wo 

750 

21.8 

2 696 

78,2 


W j 

1 020 

wo 

160 

15J 

860 

84,3 


1987 i 

3 748 

wo 

855 

22,8 

2 893 

77,2 


w 

1 239 

wo 

231 

18,6 

1 008 

81,4 


19892) i 

3 699 

wo 

922 

24,9 

2 776 

75,1 


w 

1 392 

100 

260 

20 J 

1 II2 

79,9 

dararzfer FuE^) 

1981 i 

2 548 

wo 

528 

20,4 

2 056 

79,6 


w 

800 

wo 

125 

15,6 

675 

84,4 


1983 i 

2 609 

wo 

548 

21,0 

2 061 

79,0 


w 

810 

wo 

130 

16,0 

680 

84,0 


1985 i 

2 802 

wo 

614 

21,9 

2 188 

78,1 


w 

870 

wo 

140 

16,1 

730 

83,9 


1987 i 

3 007 

tOÖ 

701 

23,3 

2 306 

76,7 


w 

1 028 

wo 

192 

18,7 

836 

81,3 


19892) i 

2 989 

wo 

755 

25,3 

2 234 

74,7 


w 

1 161 

wo 

234 

20,2 

92? 

79,8 

7. Sonstige Forschungseinrichtungen 

1981 1 

5 164 

WO 

2 355 

45,6 

2 810 

54,4 

(100 % FuE) 

vv 

2 150 

wo 

540 

25,1 

1 610 

74,9 


1963 i 

5 068 

100 

2 324 

45,9 

2 744 

54,1 


vv 

2 100 

wo 

530 

25,2 

1 570 

74,8 


1985 i 

5 272 

100 

2 375 

45,0 

2 897 

55,0 


w 

2 200 

wo 

550 

25,0 

1 650 

75,0 


198? i 

5 856 

wo 

2 855 

48,8 

3 001 

51,2 


w 

2 371 

wo 

599 

25,3 

1 772 

74,1 


19892) i 

6 331 

wo 

3 208 

50,7 

3 124 

49,3 


w 

2 637 

wo 

666 

25,3 

1 971 

14,7 
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Art der Einrichtung 

Jahr») 
i = ins- 
gesamt 
w = 

weiblich 

insgesamt 

Forscher 

Techmsclies u. 
Sonstiges Personal 

Anzahl 

% 

Anzahl 

% 

Anzahl 

% 

8. Insgesamt 

1981 i 

<63 727 

100 

22 100 

34,7 

41 630 

65,3 

(Summe 1. bis 7.) 

\v 

.*20 370 

100 

3 435 

16,9 

16 935 

83,1 


1983 i 

64 621 

100 

23 034 

35,6 

4 1 588 

64,4 


w 

20 765 

100 

3 555 

17,1 

17 210 

82,9 


1985 i 

66 39? 

100 

23 657 

35,6 

42 741 

64,4 


w 

21 920 

100 

3 710 

16,9 

18210 

83,1 


198? i 

70 168 

100 

25 763 

36 J 

44 406 

63,3 


\v 

23 384 

100 

3 962 

16,9 

19 424 

83,1 


19892) i 

72 669 

100 

28 517 

39,2 

44 152 

60,8 


w 

24 468 

100 

4 671 

19,1 

19 798 

80,9 

darunter FuE^) 

1981 i 

49 239 

100 

17 771 

36, 1 

31 470 

63,9 


w 

14 860 

WO 

2410 

16,2 

12 450 

83,8 


1983 i 

49 944 

wo 

18 601 

37,2 

31 343 

62,8 


w 

15 135 

wo 

2 460 

16,3 

12 675 

83,7 


1985 i 

51 741 

wo 

19 224 

37,2 

32 520 

62,8 


w 

16 350 

wo 

2 625 

16,1 

13 725 

83,9 


198? i 

54 275 

wo 

20 574 

37,9 

33 702 

62 J 


w 

17 138 

wo 

2 732 

15,9 

14 407 

84,1 


1989 2) i 

56 833 

wo 

22 646 

39,8 

34 18? 

60,2 


w 

18 504 

wo 

3 296 

17,8 

15 208 

82,2 


') Staatssekior (OECD- Abgrenzung), 
b Persünalüiand jeweils am 30. Juni (Ist). 

2) Vorläufiges Ergebnis, teilweise geschätzt. 

^ Je nach Art der wnssenschaftlichen Einnchtung eifolgl die Beschäftigung des Personals ganz oder teihv'eise m Forschung und 
Entv.'iCLklimg (FuE). 

Quellen Statistisches Bundesamt 


Rundungsdifferenzen 
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Tabelle VI/35 


Persona] der wissenschaitlichen Einrichtungen außerhalb der Hochschulen 
nach Institutionen und Wissenschaftszweigen*) 

— auf Vollzeit umgerechnet — 


Art der Einriditung 

Jahr\| 

ins- 

gesamt 

Natur- 

Wissen- 

schalten 

Inge* 

nieur- 

uissen- 

schaften 

Medizm 

Agrar- 
wissen - 
schalten 

Geistes- 

und 

Sozial- 

wissen- 

schaJien 

1. Großforschungseinrichtungen 

1981 

18 487 

13 991 

3 415 

1 082 





(100 % FuE) 

1983 

18 954 

14 32? 

3 563 

1 065 

— 

— 


1985 

19 417 

14 703 

3 643 

1 072 

— 

— 1 


1987 

20 178 

15 163 

3 950 

1 063 

— 

— 


19892) 

21 379 

15 942 

4 122 

1 316 

— 


2. Max-Planck-Institute 

1981 

7 521 

5 055 

196 

1 658 

— 

613 

(100 % FuE) 

1983 

7 640 

5 131 

198 

1 691 

— 

621 


1985 

7 988 

5 353 

196 

1 755 

— 

685 


1987 

8 352 

5 640 

210 

1 777 

— 

727 


1989^) 

8 718 

3 973 

214 

1 813 

- 

719 

3. Staatsinstitute 

1981 

21 392 

8 983 

2 874 

2 339 

5 759 

1 438 

(ohne Bibliotheken, Archive, 

1983 

21 243 

8 879 

2 805 

2 249 

5 905 

1 40? 

Museen) 

1985 

21 506 

8 864 

2 864 

2 253 

6 149 

1 376 


198? 

22 436 

9 080 

2 921 

2 510 

6 183 

1 742 


1989^) 

22 792 

9 300 

2 918 

2 544 

6 118 

1 712 

darunter FuE^) 

1981 

12 296 

3 360 

2 053 

1 219 

4 653 

1 011 


1983 

12 230 

3 375 

1 989 

1 159 

4 724 

983 


1985 

12 406 

3 412 

2 033 

1 129 

4 877 

955 


198? 

12 649 

3 623 

2 076 

1 263 

4 392 

1 296 


19892) 

12 792 

3 806 

2 087 

1 284 

4 352 

1 264 

4. Fraunhofer-Lnsütute 

1981 

2 216 

554 

1 532 


— 

130 1 

(100 % FuE) 

1983 

2 423 

539 

1 749 

— 

— 

135 ' 


1985 

2 823 

530 

2 122 

— 

— 

151 


198? 

3 382 

693 

2 502 

— 

— 

188 


19892) 

3 843 

768 

2 874 

- 

- 

202 

5. Wissenschaftliche Bibliotheken 

1981 

3 775 

254 

13 

52 

— 

5 456 

und Archive 

1983 

6 069 

265 

143 

54 

— 

5 607 


1985 

5 945 

283 

148 

57 

— 

5 458 


1987 

6 219 

304 

151 

57 

— 

5 708 


19892) 

5 908 

404 

156 

161 

- 

5 188 

doTunter FuE'^) 

1981 

971 

254 

1 

3 

— 

711 


1983 

l 020 

265 

40 

3 

— 

710 


1985 

1 033 

283 

42 

6 

— 

703 


1987 

853 

91 

42 

6 

— 

715 


19892) 

782 

121 

44 

35 


582 
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Art der Einrichtung 

Jahri) 

ins* 

gesamt 

Natur- 

wissen- 

schaften 

Inge- 

nieur- 

Wissen* 

schäften 

Medizin 

Agrar- 
wi.ssen- 
.sch alten 

Geistes- 

und 

Sozial- 

wissen- 

schaften 

6. Wissen.schäftliche Museen 

1981 

3 172 

201 

358 


8 

2 606 


1983 

3 224 

206 

366 


8 

2 645 


1985 

3 446 

212 

438 

— 

— 

2 79? 


1987 

3 748 

202 

565 


— 

2 981 


19892) 

3 699 

202 

538 

- 

- 

2 959 

I darunter FuE^) 

1981 

2 584 

174 

119 

— 

7 

2 284 


1983 

2 609 

180 

119 

— 

7 

2 303 


1985 

2 802 

18? 

165 


— 

2 451 


1987 

3 007 

178 

224 

— 


2 606 


1989^) 

2 989 

178 

221 


- 

2 590 

7. Sonstige Forschungseinrichtungen 

1981 

5 164 

813 

639 

1 148 

58 

2 507 

(100 % FuE) 

1983 

5 068 

781 

622 

l 204 

54 

2 408 


1985 

5 272 

920 

662 

1 292 

44 

2 355 


1987 

5 856 

1 264 

706 

1 36i 

65 

2 461 


19892) 

6 331 

1 326 

866 

1 406 

64 

2 670 

8. Insgesamt 

1981 

63 727 

29 850 

9 026 

6 278 

5 825 

12 750 

(Summe 1. bis 7,) 

1983 

64 621 

30 12? 

9 444 

6 261 

5 966 

12 822 


1985 

66 397 

30 885 

10 072 

6 428 

6 193 

12 821 


1987 

70 168 

32 345 

11 004 

6 767 

6 248 

13 805 


19892) 

72 669 

34 113 

1 1 687 

7 239 

6 182 

13 450 

darunter FuE^) 

1981 

49 239 

24 200 

7 955 

5 112 

4 717 

7 255 


1983 

49 944 

24 59? 

8 280 

5 123 

4 783 

7 160 


1985 

51 741 

25 407 

8 862 

5 253 

4 917 

7 304 


1987 

54 275 

26 652 

9 709 

5 468 

4 456 

7 991 


1989 2) 

56 833 

28 112 

10 426 

5 854 

4 416 

8 025 


') Staalssektor (OECD-Abgrenztmg). 

^ Personaistand jeweils am 30. Juni 
^l Vorläufiges Ergebnis, teilweise geschätzt. 

Je nach Art der wissenschaftlichen Einnchtnng erfolgt die Beschäftigung des Personals ganz oder teilweise in Forschung und 
Entwicklung (FuE). 

Quelle: Statistisches Biindesamt Rundungsdifferenzen 
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Tabelle VI/36 


Personal der bundes-, landes- und gemeindeeigenen Forschungseinrichhingen 

nach Wissenschaftszweigen 

— duf Voilzeit umgerechnet — 


W i -s sen sch a f tszw ei g 

Jahrg 

insgesamt 

Buncieseigene 

Forsch.ungs- 

einnchtungen 

Landes- und 
geraeindeeigene 
FoTschungs- 
einnchtungen 

Personal 

zu- 

sammen 

darumer 

Wissen- 

schaftler 

Persona! 

zu- 

sammen 

darunter 

Wissen- 

schaftler 

Personal 

ZM- 

sammen 

darunter 

Wissen- 

schal tler 

L Naturwissenschaften 

1981 

8 983 

2 950 

5 908 

i 706 

3 075 

1 245 


1983 

8 879 

2 939 

5 728 

i 655 

3 152 

1 285 


1985 

8 864 

2 985 

5 695 

1 729 

3 169 

1 256 


1987 

9 080 

3 397 

5 774 

1 920 

3 306 

1 477 


19892) 

9 500 

4 041 

5 983 

2 368 

3 51? 

1 673 

darunter FuE^) 

1981 

3 360 

1 288 

1 785 

618 

1 575 

670 


1983 

3 375 

l 304 

1 751 

611 

1 624 

693 


1985 

3 412 

I 344 

1 776 

657 

1 636 

688 


1987 

3 623 

1 561 

1 800 

743 

1 822 

819 


19892) 

3 606 

1 755 

1 871 

834 

1 935 

922 

2. Ingenieiirwissenschaften 

1981 

2 874 

1 071 

2 433 

899 

441 

172 


1983 

2 805 

1 139 

2 299 

951 

506 

188 


1983 

2 864 

1 195 

2 363 

1 006 

501 

190 


1987 

2 921 

1 203 

2 461 

1 026 

461 

178 


1989 2) 

2 918 

1 222 

2 446 

1 020 

472 

202 

darunter FuE^) 

1981 

2 053 

766 

1 719 

636 

333 

130 ; 


1983 

1 989 

819 

1 623 

680 

366 

139 


1985 

2 033 

855 

1 671 

716 

362 

139 


1987 

2 076 

859 

1 742 

730 

334 

130 


1989'^) 

2 087 

672 

1 743 

726 

344 

146 

3. Medizin 

1981 

2 339 

702 

2 023 

626 

316 

76 


1983 

2 249 

653 

1 970 

585 

279 

68 


1985 

2 253 

635 

2 041 

596 

213 

39 


198? 

2 510 

733 

2 252 

686 

258 

47 


19892) 

2 544 

793 

2 286 

746 

258 

47 

darunfer FuE-^) 

1981 

1 219 

360 

904 

284 

316 

76 


1983 

1 159 

332 

880 

264 

279 

68 


1985 

1 129 

309 

917 

270 

213 

39 


1987 

1 262 

35? 

1 005 

310 

258 

4? 


1989 2) 

1 284 

388 

1 026 

341 

258 

4? 

4, Agrarwissenschaften 

1981 

0 759 

1 536 

3 14? 

804 

2612 

723 


1983 

5 905 

1 728 

3 137 

862 

2 768 

867 


1985 

6 149 

1 774 

3 250 

874 

2 899 

900 


1987 

6 183 

1 860 

3 223 

886 

2 960 

974 


19892) 

6 118 

1 913 

3 113 

893 

3 005 

1 019 

dorun fer FuB^) 

1981 

4 653 

1 236 

2 832 

724 

1 821 

512 


1983 

4 724 

1 382 

2 823 

775 

1 901 

607 


1985 

4 877 

1 406 

2 925 

787 

1 952 

620 


198? 

4 392 

1 304 

2 901 

797 

1 491 

507 


19892) 

4 352 

1 346 

2 801 

805 

1 551 

541 
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W j sse n scha.f t sz wQi g 

Jahri) 

insgesamt 

Bundeseigene 
Forschungs- 
e.m rieh um gen 

Landes- und 
gemeindeeigene 
Forschungs- 
einrichlungen 

Personal 

ZU' 

rammen 

darunter 

Wissen- 

schaftler 

Personal 

zu- 

sammen 

dai-unter 

Wissen- 

schaiUer 

Personal 

zu- 

Garanten 

darunter 

Wissen- 

schaftler 

5. Geistes- und Sozialwissenschaften 

1981 

1 438 

638 

503 

222 

936 

416 


1983 

I 407 

648 

477 

208 

930 

440 


1985 

1 376 

643 

473 

223 

903 

420 


1987 

1 742 

854 

512 

253 

1 231 

601 


19892) 

1 712 

839 

497 

273 

1 215 

566 

dc/runfer FuE 3) 

1981 

1 011 

460 

299 

136 

712 

324 


1983 

983 

470 

287 

134 

697 

336 


1985 

955 

457 

289 

HO 

666 

317 


1987 

1 296 

654 

302 

153 

994 

502 


19892) 

1 264 

616 

293 

160 

971 

456 

6. Insgesamt 

1981 

21 392 

6 896 

14 014 

4 256 

7 379 

2 640 


1983 

21 243 

7 106 

13 609 

4 260 

7 635 

2 847 


1985 

21 506 

7 231 

13 821 

4 42? 

7 685 

2 804 


1987 

22 436 

8 046 

14 221 

4 770 

8 215 

3 277 


1989^) 

22 792 

8 807 

14 324 

5 301 

8 468 

3 506 

darunter: FuE^j 

1981 

12 296 

4 110 

7 539 

2 398 

4 758 

1 712 


1983 

12 230 

4 306 

7 364 

2 464 

4 866 

1 842 


1985 

12 406 

4 372 

7 578 

2 569 

4 829 

1 802 


1987 

12 649 

4 735 

7 750 

2 731 

4 899 

2 004 


19892} 

12 792 

4 97? 

7 734 

2 865 

5 058 

2 112 


h Person aisland jeweils am 30. Juni (Ist). 

Vorläufiges ErgebniSn teilweise geschätzt, 

Je nach Art der Forschungseinrichtimg erfolgt die Beschäftigung des Personals ganz oder teilweise in Forschung und Entwick- 
lung (FuE). 

Quelle: Statistisches Bundesamt Hundungsdifferenzen 
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Tabelle VI/37 


Personal ln Großforschungs 
Stellensoll (Planstellen) und zusätzliche Mitarbeiter 




1981 


1983 



1985 



Emrichtung 


darunter 

ohne 

Stellen 


davon 


davon 


ins- 

gesamt 

ms- 

gesa^mt 

auf Plan- 
stellen 

ohne 
Stellen 2) 

ins- 

gesamt 

auf Plan- 
stellen 

ohne 
Stellen 2) 

AWI 

Aifred-Wegener-lnstilut für 
Polar- und Meeresforschung, 
Bremerhaven^) 

48 

6 

93 

61 

32 

144 

83 

61 

DESY 

Deutsches Elektronen-Syn- 
chrotron, Hamburg 

1 181 

135 

1 191 

1 031 

160 

1 195 

1 033 

162 

DLR 

Deutsche Forschungsanstalt 
für Luft- und Raumfahrt e.V., 
Köln 

3 223 

139 

3 06? 

2 828 

239 

3 102 

2 753 

349 

DKFZ 

Deutsches Krebsforschungs- 
Zentrum, Heidelberg 

1 012 

298 

950 

704 

246 

1 03 1 

689 

342 

GBF 

Gesellschaft für Biotechnolo- 
gische Forschung mbH, 
Braunschweig-Stöckheim . , . . 

323 

74 

322 

247 

75 

356 

271 

85 

GKSS 

GKSS“Forschungszentrum 
Geesthacht GmbH, 
Geesthacht-Tesperhude 

643 

82 

656 

552 

104 

680 

547 

133 

GMD 

Gesellschaft für Mathematik 
und Datenverarbeitung mbH, 
Sankt Augustin bei Bonn . , . . 

742 

133 

736 

593 

143 

795 

580 

215 

GSF 

Gesellschaft für Strahlen- und 
Umweltforschung mbH, 
Neuherberg bei München . . , 

1 326 

17? 

1 329 

1 131 

198 

1 313 

1 115 

198 

GSi 

GeseDschaft für Schwer- 
ionenforschung mbH, 
Darmstödl 

510 

52 

520 

455 

65 

538 

45? 

81 

HMI 

Hahn-Meitner-lnstitut Berlin 
GmbH, Berlin 

621 

122 

646 

301 

145 

676 

505 

171 

IPP 

Max-Planck-Institut für 
Plasmaphysik, Garching bei 
München 

1 099 

158 

1 099 

922 

17? 

1 107 

935 

172 

KFA 

Forschungszentrum Jülich 
GmbH, Jülich 

4 205 

672 

4 213 

3 473 

740 

4 138 

3 398 

740 

KfK 

Kernforschungszentrum Karls- 
ruhe GmbH, Karlsruhe (ein- 
schließlich Versuchsanlagen) 

3 773 

385 

3 798 

3 331 

467 

3 758 

3 235 

523 


Insgesamt , , . 

18 706 

2 433 

18 620 

15 829 

2 791 

18 833 

15 601 

3 232 


nachrichtlich 

außerdem: MPG (ohne IPP) . . 

7 329 

730 

7 290 

6 546 

744 

8 565 

6 598 

1 96? 


h Einschließlich der im Rahmen der Projektlorderung vorgesehenen Stellen. 

2) Doktoranden, Diplomanden, Praktikanten, studentische HilfskTäfte, freie Mitarbeiter, Gast Wissenschaftler, Fremdstipendiaten, 
Auszubildende, Aushilfskräfte, wissenschaftliche Hilfskräfte (soweit nach Bes. -Gr. A 13/2 ^ 1/2 Anzahl) und sonstige Mitarbei- 
ter. 

3) Ab 1. 1. 86 einschließlich Institut für Meeresforschung, Bremerhaven 
Quelle; Bundesministerium für Forschung und Technologie 
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einrichtungen 

ohne Stellen nach den Wirtschaftsplänen 


1936 

1987 


1989 

1990 (Reg.-Entv;.) 


davon 


davon 


davon 


davon 


davon 

inS' 

auf 

ohne 

ins- 

auf 

ohne 

ins- 

auf 

ohne 

ins- 

auf 

ohne 

ins- 

auf 

ohne 

gesamt 

Plan- 

Stel- 

gesamt 

Plan- 

Sieh 

gesamt 

Plan- 

Stel- 

gesamt 

Plan- 

Stel- 

gesamt 

Plan- 

Stel- 


stellen 

!en^) 


stellen 

len 


stellen 

len 


stellen 

len 2) 


stellen 

len 

225 

157 

68 

242 

159 

83 

265 

162 

103 

276 

166 

MO 

290 

176 

114 

1 225 

1 042 

183 

1 345 

1 087 

258 

1 411 

1 096 

315 

i 415 

1 100 

315 

1 443 

1 126 

317 

3 121 

2 772 

349 

3 161 

2 782 

379 

3 170 

2 791 

379 

3 160 

2 763 

397 

3 164 

2 757 

407 

1 050 

687 

363 

1 077 

690 

387 

1 092 

702 

390 

1 105 

713 

392 

1 121 

729 

392 

380 

282 

98 

400 

294 

106 

408 

294 

114 

427 

303 

124 

431 

307 

124 

684 

546 

138 

684 

541 

143 

690 

543 

147 

699 

552 

147 

701 

551 

150 

803 

582 

221 

341 

580 

261 

1 060 

732 

328 

1 065 

725 

340 

1 091 

741 

350 

1 312 

1 109 

203 

i 320 

1 098 

222 

1 317 

1 094 

223 

1 315 

1 089 

226 

1 336 

1 092 

244 

554 

469 

85 

572 

47? 

95 

578 

483 

95 

581 

484 

9? 

588 

490 

98 

698 

507 

191 

696 

505 

191 

67? 

499 

178 

676 

498 

178 

694 

501 

193 

1 089 

922 

167 

1 078 

909 

169 

1 060 

896 

164 

1 083 

891 

192 

1 084 

890 

194 

4 181 

3 351 

830 

4 161 

3 311 

850 

4 164 

3 294 

870 

4 180 

3 265 

915 

4 187 

3 25? 

930 

3 799 

3 192 

607 

3 748 

3 152 

596 

3 767 

3 116 

651 

3 741 

3 090 

651 

3 737 

3 086 

651 

19 121 

15 618 

3 503 

19 325 

15 585 

3 740 

19 659 

15 702 

3 957 

19 723 15 639 

4 084 

19 86 ? 15 703 

4 164 

8 590 

6 620 

1 970 

8 667 

6 651 

2 016 

8 752 

6 681 

2 071 

8 858 

6 708 

2 150 

8 872 

6 727 

2 145 


Riindungsdifferenzen 
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Tabelle VI/38 

ln Forschung und Fntwlcklung tätiges Personal in ausgewählten OECD-Staaten 
nach Personalgnippen und Sektoren 

“ auf Vollzeit umgerechnet — 


Staat 

Jahr 

Forscher 

Techni- 

sches 

Personal 

und 

Sonstige 

FuE-Personai 

insgesamt 

davon tätig im 

Wirt- 

schaftS“ 

Sektor 

Hoch- 

schul- 

seklor 

Staats- 

und 

PNP-M 

Sektor 

An?.alil 

je 1 OÜO 
Erweibs- 
personen 

Anteil in % 

Bundesrepublik 

1975 

103 736 

199 378 

303 114 

11,3 

61.4 

21,5 

17,1 

Deutschland 

19812) 

124 678 

234 741 

359 419 

13,1 

67,5 

18,1 

14,4 


1983 

130 843 

238 152 

368 995 

13,4 

67,6 

18,2 

14,2 


1985 

143 627 

254 701 

398 328 

14,3 

69, J 

17,3 

13,6 


198? 2j 

165 616 

253 591 

419 207 

14,9 

70,5 

16,0 

13,5 

Frankreich 

1975 

65 300 

154 400 

219 700 

9,8 

55,0 

19,4 

25,6 


1981 2) 

85 500 

163 500 

249 000 

10,6 

51,3 

22,2 

26.5 


1983 

92 682 

168 501 

261 183 

11,0 

50,6 

21,9 

27,5 


1985 

102 253 

170 761 

273 014 

11,4 

51,4 

21,6 

27.0 


198? 

109 359 

168 562 

277 921 

11,5 

51,6 

21,4 

27,0 

Großbritannien 

1975 









1981 


, 







1983 









19853) 

122 974 

158 426 

281 400 

10,1 

61,5 

18,5 

20.0 


19873) 

127 250 

154 500 

281 750 

10,0 

65,3 

19,0 

15,7 

Italien 

1975 

37 925 

56 761 

94 686 

4,5 

42,6 

38,7 

18 J 


1981 

52 060 

50 776 

102 836 

4,5 

49,0 

31,2 

19,8 


1983 

63 021 

49 722 

112 743 

4,9 

45,7 

34,9 

19,4 


1985 

63 759 

54 128 

11? 887 

5,0 

47,7 

31,4 

20.9 


1987 

70 55ß 

5? 619 

128 175 

5,3 

44,8 

33.5 

21,7 

Niederlande 

1975 

15 460 

38 830 

54 290 

10,9 

52,1 

23,0 

24.9 


19812) 

20 890 

36 710 

57 600 

10,2 

47,1 

28,1 

24,8 


1983 

22 0402) 

35 590 

57 630 

10,1 

47,2 

27,6 

25,2 


1985 

24 150 

3? 250 

61 400 

10,6 

48,8 

26,4 

24,8 


1987 



63 540 

10,7 

49,2 

26,3 

24,5 

Japan 

1975 

316 860 

249 362 

566 222 

10,6 

54,5 

34,6 

1Ö.9 


1981 

392 625 

256 352 

648 977 

11,4 

56,1 

33,0 

10,9 


1983 

435 340 

275 532 

710 872 

12,1 

57,8 

32,1 

10.1 


1985 

473 296 

288 354 

761 650 

12,8 

59,2 

31,1 

9.7 


1987 

513 267 

290 566 

803 833 

13.2 

59,9 

30,6 

9,5 

USA 

1975 

527 400 








1981 

683 300 








1983 

722 500 








1985 

772 700 




. 




1987 

806 200 








Fußnoten und Quellenangabe am Schluß der Tabelle 
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noch Tabelle VI/38 


Staat 

Jdhr 

Forscher 

Techni- 

sches 

Personal 

und 

Sonstige 

FuE-Pcrsonal 

insgesamt 

davon tätig im 

VVirl- 

schatts- 

sektor 

Hoch- 

schul- 

sektor 

Staats- 

und 

PNP-^l 

Sektor 

/Vnzahl 

je 1 ÜOO 
Eruerbs* 

Personen 

Ante}] in % 

Käncida 

1975 









1981 

41 090 

40 990 

82 080 

6,9 

39,5 

35,2 

25,3 


1983 

46 110 

43 719 

89 829 

7,4 

40 J 

34,6 

24,7 


1985 

53 080 

46 730 

99 810 

7,9 

44,8 

33,5 

21,7 


1987 

5? 900 

46 720 

104 620 

8,0 

46,5 

34,1 

19,4 1 

Österreich 

1975 

5 387 

10 005 

15 392 

4,8 

59,3 

26,2 

14,5 


1981 

6712 

n 886 

18 598 

5,6 

62,6 

25,7 

11,7 


1983 









1985 3) 

7 609 

12 552 

20 161 

6,0 

62,3 

26,5 

11,2 


198? 


• 

■ 





Schweiz 

1975 

10 568 

17 921 

28 489 

9,1 

65,5 

24,4 

10,1 


1981 



. 






1983 



. 






1985 









1987 








Schweden^) 

1975 

10 646 

24 541 

35 187 

8,5 

66,8 

23,6 

9,6 


19812) 

16 496 

24 318 

40 814 

9,4 

67,0 

24,7 

8,3 


1983 2) 

17 781 

26 478 

44 259 

10,1 

67,9 

24,4 

7,7 


1985 

19 899 

2? 600 

4? 499 

10,9 

69,6 

24,2 

6,2 


1987 

21 025 

28 8R6 

49 911 

11,3 

70,6 

23,5 

5,8 


h Private Organisationen ohne Enverbszweck [PNPl. 

2) Zeitreihenbruch. 

3) Unterschätzt. 

FuE-Persoriäl msgesaml aufgründ eingeschiänkter Vergleichbarkeit im Hochschulsektor überschätzt, %-Anteile der übngen 
Sektoren daher unterschätzt, 

Ohne^ Sozial- und Geisteswissenscbaften. 

Quelle: OECD und eigene Berechnungen des Bundesrninistenum^ für Forschung und Technologie 

RundungsdiXferenzen 
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2,4 Regionaldaten 

Tabelle Vy39 


Regionale Aufteilung^) der FuE-Ausgaben des Bundes 


Land 

1985 Ist 

1986 Ist 

1987 Ist 

1988 Ist 

in Mio 
DM 

in % 

in Mio 
DM 

in % 

in Mio 
DM 

in % 

in Mio 
DM 

in % 

Baden-Wüitteniberg . ^ , 

2 327,9 

Jö,2 

2 198,5 

17,0 

2 222,2 

/6,9 

2 205,9 

16,6 

Bayern 

2 648,8 

20,7 

2 771,1 

21,5 

3 000,7 

22, B 

3 025,3 

22,8 

Berlin 

681,5 

5,3 

719,8 

5,6 

735,1 

5,6 

769,3 

5,8 

Bremen 

272,4 

2,/ 

289,7 

2,2 

349,0 

2,7 

316.4 

2A 

Hamburg 

695,4 

5,4 

791,0 

6,1 

852,9 

6,5 

804.2 

6,1 ! 

Hessen 

626,8 

4,9 

711,3 

5,5 

718,0 

5,5 

766.0 

.5.8 

Niedersöchsen 

1 117.2 

8,8 

1 103,2 

8.6 

1 097,4 

S,3 

1 108,4 

8,4 

Nordrhein-Weslfalen 

2 538,8 

19,9 

2 445,3 

19,0 

2 176,6 

16,6 

2 223,6 

16,8 

Rhemland-Pfalz 

185,6 

1,5 

213,3 

1,7 

191,3 

KS 

195,4 

1,5 

Saarland 

79,8 

0,6 

76,9 

0,6 

62,4 

Ö,5 

67,8 

0,5 

Schleswig^Holstein 

494,5 

3,9 

463,5 

3.6 

390,0 

3,0 

402,0 

3,0 

Ausland^) 

l 098,2 

8,6 

1 114,4 

8,6 

1 348,6 

IÖ,3 

1 370,7 

10,3 

Insgesamt 

12 767.0 

100 

12 897,8 

tOÖ 

13 144.2 

WO 

13 254,8 

100 


h Maßgebend für die regionale Aufteilung der FuE-Ausgaben des Sundes ist in der Regel der Sit^; der die Forschung und Ent- 
wicklung (FuE) ausführenden Stelle. Im Fäh der Gemeinsaruen Forschungsförrierung durch Bund und Länder gemäß Rahmen- 
vereinbanmg Forschungsförderung wurden daher die FuE-Ausgaben des Bundes nach dem Zuwendungsbedöif der geförderten 
Einrichtungen b^w. Arbeitsstellen aufgeteiJt. Bei den bundeseigenen Forsch urigseinrichtungen wurden die FuE-Ausgaben auf 
den Hauptsitz und die angeschlossenen Außen- bzw'. Aibeilssiellen mit instilutionehem Charakter aufgeteilt. Regionale Aus- 
wirkungen von Untefauflrägen durch Weitergabe von FördOTmiitein über die Landesgrenzen hinweg blieben bei der Regiona- 
lisierung unberücksichtigt. 

-) Geringfügige Abweichungen gegenüber Tabehie VI/ 10 durch Heranziehung tiefer gegliederten Dateiunatenols für die Regio- 
naldarsteUung. 

Quelle: Bundesministerium für Forschung und Technologie Rundung sdifferenzen 
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Tabelle VI/40 

Regionale Aufteilung^) der Länder au sgaben 
für Forschung und Enhvicklung Insgesamt 
auf Sitzländer der geförderten Einrichtungen 
bzAv. Zuwendungsempfänger 1987 

— in Mio DM — 


Land 

1987 Ist 

Baden-Württemberg 

1 832 

Bayern 

1 391 

Berlin 

822 

1 Bremen 

96 

Hamburg 

439 

Hessen . . . 

841 

Niedersachsen 

1 207 

Nordrhein-Westfalen 

2 469 

Rheinland- Pfalz ... * 

436 

Saarland 

156 

Schleswig-Holstein 

340 

Ausland 

11 

Zusammen 

10 240 

Darunter von Dritten finan- 


ziert^) 

1 690 

FuB'Ausgaben der Lander ins- 


gesamt 

8 550 


1^} Maßgebend für die regionale AüUeiiüng der FuE- Ausgaben 
der Länder ist der Sitz der die Forschung und Entwicklung 
(FuE) ausführenden Stellep im Fall der Gememsamen For- 
sch ungsforderung durch Sund und Länder gemäß Rahmen- 
vereinbarung Forschungsförderung wurden daher die FuE- 
Ausgaben der Länder insgesamt nach dem Zuwendungsbe- 
darf der geförderten Einrichtungen bzw'. Arbeitsstellen auf- 
geteilte Mittelflüsse zwischen den Ländern (Refmanziemng) 
blieben unberücksichtigt. 

Der größte Teil der FuE-Ausgaben der Länder Gießt in die 
Hochschulen. Die FuE-Ausgaben der Hochschulen wer- 
den seit 1987 nach einem neuen Berechnungsverfahren (vgl. 
Teil Vb Kapitel 1) aus den Ausgaben der Hochschulen (Hoch- 
schülfinanzstatistik) ermittelt. 

Regionale Auswirkungen von Unterauf trägen durch Weiter- 
gabe von Fördermitteln über die Landesgrenzen hinweg blie- 
ben bei der Regionalisierung unberücksichtigt. 

Die Anteile der Länder enthalten die regional aufgeteilten 
FuE-Ausgaben der Hochschulen, dabei ist jedoch zu berück- 
sichtigen, daß nicht aUe Drittmittel vollständig regionalisiert 
vorJiegen. An der Finanzienmg der erfaßten und nach Län- 
dern gegliederten Drittmittel sind jedoch neben den Ländern 
auch der Bund sowie weitere Drittmiltelgeber beteiligt. Die 
FuB-Ausgaben der Länder ergeben sich daher erst nach Ab- 
setzung der von Dritten finanzierten Mittel von der Gesamt- 
suznme. Rundungsdifferenzen 

Quelle: Statistisches Bundesamt, BLK und eigene Berechnun- 
gen des Bundesministerlums für Forschung und Technologie 
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Tabelle VI/41 

Regionale Aufteilung M der internen FuE-Aufwendungen des Wirtschaftssektors 
auf SUzländer der Forschungsstätten 1985 und 1987 

— in Mio DM — 


Land 

Interne FuE-Auhvendungen 

1985 

1987 

insgesamt 

in For- 
schungs- 
Stätten von 
Unterneh- 
men 

m For- 
sch ungs- 
sfätten von 
IFC 3) 

insgesamt 

in For- 
schungs- 
Stätten von 
Unterneh- 
men 

in For- 
sch ungs- 
stätten von 
IFG^) 

Bä den- Württemberg 

8 028 

7 994 

34 

9 396 

9 354 

42 

Bayern 

8 674 

8 657 

17 

10 560 

10 537 

23 

Berlin 

838 

829 

10 

1 140 

1 131 

9 

Bremen 

775 

769 

5 

480 



Hamburg 

1 119 

1 116 

3 

1 412 

1 409 

3 

Hessen 

4 204 

4 185 

19 

4 522 

4 499 

23 

Niedersachsen . . 

2 081 

2 067 

14 

2 573 

2 559 

■14 

Nordrh ein- Westfalen 

7 830 

7 486 

344 

8 279 

7 942 

338 

Rheinland -Pfalz 

1 76? 



2 103 



Saarland 

95 



73 

73 

- 

Schle-swig-Holstein 

452 



482 

482 

“ 

Insgesamt . . - * 

35 862 

35 415 

446 

41 019 

40 565 

454 


Schätzung öufgmnd der Verteilung des FuE-Peisonals auf Forschungsstätten , 

*) Unter Einbeziehung von Daten aus dem FuE-Personalkostenzuschuß’ bzw. Zu wachs ^ördlerllngsprog^ömm (Alp), soweit bis 
September 1939 bereitgestellt: um Doppelzählungen beremigl. 

Institutionen für Gemeinschaftsforschung und es peri ment eile -entwicktung, 

Quelle: SV^-WissenschaftsstatistLk GmbH Rundungsdifferenzen 
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Abkürzungsverzeichnis 


AA 

ABS 

AGF 

AIF 

AIS 

ARL 

ART 

ASDEX 

AvH 

AWl 

AWTF 


Auswärtiges Amt, Bonn 
Automatisches Bremssyslem 

Arbeitsgemeinschaft der Großforscbungseinrichtungen. Bonn 
Arbeitsgemeinschaft Industrieller Forschungsvereinigimgen e. V., Köln 
Befristete Wissenschaftliche Arbeitsgruppe für Integrierte Schaltungen, Erlangen- 
Tennenlohe 

Akademie für Raumforschung und Landesplanung, Hannover 
Artificial Intelligence (= Künstliche Intelligenz) 

Axialsymmetrisches Divertor-Experimenl 
Alexander von Humboldt-Stiftung, Bonn 

Stiftung Alfred-Wegener-Institut für Polarforschung, Bremerhaven 
Ausschuß für mssenschafüiche und technische Forschung 


BA 

BAFE 

BAH 

BAM 

BAST 

BAW 

BERn 

BerBiFG 

BERKOM 

BESSY 

Bf Ai 

BFB 

BfG 

BfLR 

BfNL 

BGA 

BGBl 

BGR 

BiB 

BIBB 

BICT 

BIG 

BEKE 

BIOMASS 

BlOst 

BIP 

BlSp 

BITT 

BITZ 

BIZ 

BK 

BLK 

BMA 

BMB 

BMBau 

BMBW 

BMF 

BMFT 

BMI 

BMJ 

BMJFFG 


Bundesanstalt für Arbeit, Nürnberg 
Bruttoiniandsausgaben für Forschung und Entwicklung 
Biologische Anstalt Helgoland, Hamburg 
Bundesanstalt für Materialprüfung, Berlin 
Bundesanstalt für Straßenwesen, Bergisch-Gladbach 
Bundesanstalt für Wasserbau, Karlsruhe 
Berliner Experimentierreaktor Nr. II 
Berufsbüdungsförderungsgesetz 
Berliner Kommunikationssyslem 

Berliner Elektronen -Speich erring für Synchrotronstrahlung 
Bundesstelle für AußenhandelsinJormation, Köln 
Betriebsleitsystem für flexible Betriebsweisen 
Bundesanstalt für Gewässerkunde, Koblenz 

Bundesforschungsonstalt für Landeskunde und Raumordnung, Sonn 
Bun d es forschungsan stall für Naturschutz und Landschaftsökologie, Bonn 
Bundesgesundheitsamt, Berlin 
Bxmdesgesetzbiatt 

Bundesanstalt für Geowissenschaften und Rohstoffe, Hannover 
Bun des Institut für Bevölkerungsforschung, Wiesbaden 
Bundesinstitut für Berufsbildungsforschung, Berlin 

Bundesinstitut für chemisch-technische Untersuchungen beim Bundesamt für Wehrtechnik 

und Beschaffung, Swisttal 

Berliner Innovations- und Gründe rzentrum 

Biotechnologie-Informationsknoten für Europa 

Biological Tnvestigötions of Marine Antarctic Systems and Stocks 

Bundesinstitut für ostwissenschaftliche und inlemationale Studien, Köln 

Bruttoinlandsprodukl 

Bundesinstitut für Sportwissenschaft, Köln 

Beratungsstellen für Innovations- und Technologietransfer 

Bremer Innovations- und Technologiezentrum 

Bau-Informations- Zentrum, München 

Bundeskanzleramt 

Bund-Länder-Kommission für Bildungsplanung und Forschungsförderung, Bonn 

Bundesminister für Arbeit und Sozialordnung 

Bundesminister für innerdeutsche Beziebungen 

Bundesminister für Raumordnung, Bauwesen und Städtebau 

Bundesminister für BUdung und Wissenschaft 

Bundesminister der Finanzen 

Bundesminister für Forschung und Technologie 

Bun des mini st er des Innern 

Bundesminister der Justiz 

Bundesminister für Jugend, Familie, Frauen und Gesundheit 
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BML 

BMPT 

BMU 

BMV 

BMVg 

BM^i 

BMZ 

BNl 

BoKG 

BON 

BPA 

BRH 

BRITE 

Bundesminisier hii Ernährung, Landwirtschaft und Forsten 

Bundesminlster lür Post und Telekommunikation 

Bundesmirüster für Umwelt, Naturschut2 und Reaktorsicherheit 

Bundesminister für Verkehr 

Bundesminisier der Verteidigung 

Bundesminister für Wirtschaft 

Bundesminister für wirtschaftliche Zusammenarbeit 

Bernhard -Nocht- Institut für Schiffs- und Tropen krankh eiten, Hamburg 

Bundesiostitul für ostdeutsche Kultur und Geschichte, Oldenburg 

Betriebslei tsy stein für den öffentlichen Nahverkehr 

Presse- und Information samt der Bundesregierung 

Bundesrechnungshof 

Basic Research in Industrial Technologies for Europe 

(Grundlagenforschung auf dem Gebiet der industriellen Technologien für Europa) 

BSP 

BWS 

Bruttosozialprodukt 

B ru tt 0 we rlschö p fu n g 

CAD 

Computer AJded Design 

(Rechnerunterstütztes Entwerfen und Konstruieren) 

CAE 

Computer Aided Engineering 

(Rechnerunterstüt2e[r] Entwurf, Konstruktion und Arbeitsplanung) 

CAM 

Computer Aided Manufacturing 

CAS 

CCMS 

(Rechnerunterstützte Fertigung) 

Chemical Abstracl Service 

Committee on the ChaUenges of Modem Society 
(Umweltausschuß der NATO) 

CEPT 

CERN 

Konferenz der Europäischen Verwaltungen für das Posi- und Femmeldewesen 

Conseil Europ^en pour la Recherche Nucleairer Genf 

CGLAR 

(Europäische Organisation für Kernforschung) 

Consultative Group on International Agricultural Research, Washington, D*C. 
(Beratungsgruppe für Internationale Agrarforschung) 

CICCP 

Committee for Information Computer and Cororaunication Policy 
(OECD -Ausschuß für Informations-Computer und Kommunikationspolitik) 

CIM 

Computer Integrated Manufacturing 
(Rechnerintegrierte Fertigungstechnik) 

crp 

CIS 

Computer- InvesÜtionsprogramm 

Deutsches Zentrum der internationalen Dokumentationszentrale für Arbeitsschutz. 
Dortmund 

CMEA 

Coundl for Mutual Economic Assistance 

COMECON 

CO:( 

COSINE 

COST 

(Rat für gegenseitige Wirlschaflsbilfe) 

Rat für gegenseitige WirLschaftshilfe 

Kohlendioxid 

Exiropöisches Forschungsnetz 

Cooperation Europäerme dans le domaiae de la recherche sdentifique et technique, 
Brüssel 

COSY 

CPRA 

CRD 

(Europäische Zusammenarbeit auf dem Gebiet der wissenschathlichen und technischen 
Forschung) 

CompakUynchrotron (für Röntgenlithographie) bei SESSY 

Ständiger Ausschuß für Agrarforschung bei der Komroission der EG 

Committee for Research and Development, Paris 
(Ausschuß für Energieforschung und -entwicklung der EEA) 

CSB 

CSTP 

Chemischer Sauerstoffbedarf 

Committee for Sdentific and Technological Policy 
(OECD- Ausschuß für Wissenschafts- und Technologiepolitik) 

DAAD 

DA! 

DAKOR 

DARA 

DASTAT 

Deutscher Akademischer Austauschdienst e. V., Bonn 

Deutsches Archäologisches Institut. Berlin 

Datenbank für die Koordinierung der FuE- Vorhaben der Bundesressorts beüu BMFT 
Deutsche Agentur für Raumfahrtangelegenheiten, Borm 

Datenbank für die Wissenschafts- und Forschungsstatistik (Au 5 gaben des Bundes) beim 
BMFT 

DAVOR 

DB 

DBB 

Datenbank für Förderungsvorhaben des BMFT 

Deutsche Bundesbahn 

Deutsche Bundesbank, Frankfurt/Main 
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DBl 

DBM 

DBF 

DECHEMA 

Deutsches Bibliotheksinstitul, Berlin 

Deutsches Bergbau-Museum, Bochum 

Deutsche Bundespost 

Deutsche Gesellschaft für chemisches Apparate wesen, chemische Technik und Biotechnolo- 

DEKORP 

DESY 

DFA 

DFG 

DFKJ 

DH 

DFN 

DFS 

DFVLR 

DGD 

DGH 

DGFK 

DGK 

DHl 

DHl/Paris/ 

Rom/London/ 

Washington 

DHP 

DIE 

DtFF 

DU/Tokio 

DIMDl 

DIN 

DEPF 

DITR 

DIW 

DJl 

DKFZ 

DLR 

DM 

DNW 

DORIS 

DPZ 

DRG 

DSDP 

DSM 

DOl 

DV 

DWD 

DWK 

gie, Frankfurt 

Deutsches Kontinentales Reflexionsseismisches Programm 

Deutsches Elektronen“Synchrotron. Hamburg 

Deutsche Forschungsanstalt für Lebensmittelchemie. Garching 

Deutsche Forschungsgemeinschaft e. V., Bonn 

Deutsches Forschungsinstitut für Künstliche Intelligenz 

Diabetes-Forschungsinstitut an der Universität Düsseldorf 

Deutsches Forschungsnetz 

Deutscher Fernmeldesatellit 
jetzt DLR 

Deutsche Gesellschaft für Dokumentation 

Deutsches Geodätisches Forschungsinstitut. Frankfurt/Main 

Deutsche Gesellschaft für Friedens- und Konfliktforschung e. V., Bonn 

Deutsche Geodätische Kommission 

Deutsches Hydrographisches Institut. Hamburg 

Deutsches Historisches Institut 

Deutsche Herz-Kreislauf-Präventionsstudie 

Deutsches Institut für EntwicklungspoÜtik GmbH, Berlin 

Deutsches Institut für Fernstudien an der Universität Tübingen 

Deutsches Institut für Japanstudien 

Deutsches Institut für medizinische Dokumentation und Inionnation. Köln 

Deutsches Institut für Normung e. V., Berlin 

Deutsches Institut für Internationale Pädagogische Forschung, Frankfurt/Main 

Deutsches Informationszentrum für Technische Regeln, Berlin 

Deutsches Institut für Wirtschaftsforschung, Berlin 

Deutsches Jugendinstitul 

Stiftung Deutsches Krebsforsch ungszentnim. Heidelberg 

Deutsche Forschungsanstall für Luft- und Raumfahrt e. V.. Köln 

Deutsches Museum, München 

Deutsch-Niederländischer Windkanal, Emmeloord/Niederlande 

Doppeliingspeicher bei DESY, Hamburg 

Deutsches Primatenzentrum. Göttingen 

Gruppe für Verteidigungsforschung der NATO 

Deep Sea Drilling -Project 

Deutsches Schiffahrtsmuseum, Bremerhaven 

Deutsches Überseeinstitut, Hamburg 

Datenverarbeitung 

Deutscher Wetterdienst, Offenbach 

Deutsche Gesellschaft für Wiederaufarbeitung 

ECE 

Economic Commission for Europe 
(UN-Wirtschaftskominission für Europa) 

ECLAIR 

European CoÜaborative Linkage of Agriculture and Industry through Rescard 
(Erstes mehrjähriges Programm der EG für biotechnologische, agrarindustrielle und techno- 
logische Entwicklung) 

ECS 

European Communication Sateliite Programm (ESA) 

(Operationelles europäisches Nachrichtensatellilen-Programm) 

ECU 

European Currency Unit 
(Europäische Rechnungseinheit) 

1 ECU = 2,07 DM im Oktober 1987 

EFTA 

European Free Trade Association 
(Europäische Freihandelszone) 

EG 

EGKS 

EHl 

Europäische Gemeinschaften. Brussel 

Europäische Gemeinschaft für Kohle und Stahl 

Europäisches Hochschulinstitut, Florenz 


ELBENA/LINAC ELBENA Linear Accelerator. Berlin 


ELSA 

(Elektronenbeschleuniger) 

Electron Streicher Accelerator. Bonn 
(Elektronenbeschleuniger) 
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EMBC 

European Molecular Biology Conference, Heidelberg 
(Europäische Konferenz für Molekularbiologie) 

EMBL 

European Molecular Biology Laboralory, Heidelberg 

EMBO 

EMI 

ER£ 

(Europäisches Laboratorium für Molekularbiologie) 

Europäische Organisation für Molekularbiologie, Heidelberg 

Institut für Kurzzeitdynamik „Emst-Mach- Institut" der FhG. Freiburg 

Europäische Rechnungseiuheit 
(1986: 1 ERE = 2,13 OM) 

ERP 

European Recovery Program 
(Marshall-Plan) 

ERS-i 

ESA 

ESA Remote Sensing Satellite 

European Space Agency. Paris 
(Europäische Weltraumorganisation) 

ESO 

European Southern Observatory, Garching 

(Europäische Organisation für Astronomische Forschung in der Südlichen Hemisphäre) 

ESOC 

European Space Operation Center. Darmstadt 
(Europäisches Weltraum-Operalionszentruml 

ESPRIT 

Europäisches Strategisches Programm für Forschung und Entwicklung auf dem Gebiet der 
Informaüonstechnologie 

ESRF 

European Synchrotron Radiation Facility in Grenoble 
(Europäische Synchrotronstrahlungsquelle) 

ESRIN 

European Space Research Institute 
(Europäisches Weitraumforschungsinstilut) 

ESA-Niederlassujig in Fräs ca ti/1 1 allen 

ESRO 

European Space Research Organization 

EStDV 

ESTEC 

(Europäische Wellraumforschungsorganisation) 
Emkommensteuer-DurchfühmngsveTordnung 

European Space Research and Technology Center, Nordwijk, Niederlande 
(Europäisches Zentrum für Weltraumforschung und -technologie der ESA) 

EStG 

ETW 

EUMETSAT 

Einkommensteuergesetz 

Europäischer-Transschall-'Windkanal, Köln-Porz 

European Organization for the Exploitation of Meteorological Salellites (Europäische Nulzer- 
organisation für Wettersatelliten) 

EUR 

EURAM 

EURATOM 

EURECA 

EUREKA 

EUROMAR 

Europa 

European Research for Advanced Materials, Brüssel 

Europäische Atomgemeinschaft, Brussel 

European Relrievable Carrier 

Initiative für verstärkte technologische Zusammenarbeit in Europa 

EUREKA-Projekt zur Erforschung ökologischer Kausalzusammenhänge in den europäischen 
Meeren 

EURONET 

EUROSILVA 

EUROTRA 

Europäisches Datenübertragungsuctz 

Europäischer Forschungsverbund zur Erforschung der Physiologie des Baumes 
Eufopean-Transladon-Sy Stern 
(Europäisches Übersetzungssystem) 

EUROTRAC 

Europäisches Experiment zum Transport und zur Umwandlung umwe 1 freie van ter Spuren^ 
Stoffe in der Troposphäre über Europa 

EUTELSAT 

European Tele Communications Satellite Organization 
(Europäische Organisation für Fe mm elde säte Ui len) 

EWG 

EZMW 

EZN 

EXOSAT 

Europäische Wirtschaflsgemeinschöft 

Europäisches Zentrum für mittelfristige Wettervorhersage, Reading (Großbritannien) 
Erfinderzentmm Norddeutschland, Hannover 

European X-Ray Observatory-Satellite 

(Satellit zur Erforschung von galaktischen und extragalaktischen RöntgenstrahlqueUen) 

FAL 

FAMOS 

FAO 

Bundesforschungsanslalt für Landwirtschaft, Braunschweig- Völkenrode 

Flexible Automatische Montagesysteme (= EUREKA-Projekt) 

Food and Agriculture Organization, Rom 

(Emährungs- und Land Wirtschaftsorganisation der Vereinten Nationen) 

FCKW 

FF 

FGAN 

FGSV 

FhG 

FIB 

Fluor-Chlor-Kohlenwasserstoffe 

Französischer Franc 

Forschungsgesellschaft für Angev^andte Naturwissenschaften, Wachtberg-Werthoven 
ForschungsgeseUschaft für Straßen- und Verkehrswesen 

Fraunhofer-Gesellschaft zur Förderung der angewandten Forschung e. V., München 
Forschungsinstitut Borslei 

Institut für experimentelle Biologie und Medizin, Börstel 
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FIR 

HS 

FITT 

FIZ 

FÖV 

FS 

FTP 

FUB 

FuE 

FuT 

FWG 


GaAs 

GARP 

GARTEUR 

GATE 

GBF 

GEM 

GEOMAR 

GESIS 

GFE 

GFS 

GG 

GED 

GKSS 

GMD 

GNM 

GRG 

GSF 

GSI 

GUSI 

GVFG 


H-Bahn 

HBFG 

HdA 

HDR 

HDTV 

HERA 

HFR 

HHl 

HIS 

HLR 

HMl 

HPI 

HTR 

HWWA 


LAB 

lABG 

lAEO 

lAF 

LAJ 

IAO 

lAU 

IBFN 


Forschungsinstitut für Rationalisierung, Aachen 
Forschungsinstitut Senckenberg, FranJdurt/Main 

Fachhochschul- Institut für Technologietransfer an der Fachhochschule des Saarlandes 
Fachinformationsientrum 

Forschungsinstitut für öffentliche Verwaltung bei der Hochschule für Verwaltungswissen- 
schaften Speyer 
Forschungsschiff 

Forschungs- und Technologieprogramme 
Freie Universität Berlin 
Forschung and Entwicklung 
Forschung und Technologie 

Forschungsanstalt der Bundeswehr für Wasserschall und Geophysik, Kiel 


Galliumarsenid 

Global Atmospheric Research Program 

Group of Aeronautical Research and Technology in Europe, kein fester Sitz 
(Gruppe für Aeronautische Forschung und Technologie in Europa) 

German Appropriate Technology Exchange 

Gesellschaft für Bio technologische Forschung mbH, Braunschweig -Stöckheim 
Gesellschaft für ElektrOTiische Medien 
Zentrum für marine Geowissenschaften, Kiel 

Gesellschaft Sozialwissenschaftlicher Infrastruktureinrichtungen, Mannheim 
G roßf 0 rs chun g s einrich Um g 

Gemeinsame Forschungsstelle der Europäischen Gemeinschaften, Ispra/Karlsruhe/GeeL/ 
Retten 

Grundgesetz der Bundesrepublik Deutschland 

Gesellschaft für Information und Dokumentation mbH, Frankfurt/Main 
GKSS-Forschungszentrum Geesthacht mbH, Geesthacht 

Gesellschaft für Mathematik und Datenverarbeitung mbH, St. Augustin bei Bonn 
Germanisches Nationalmuseum, Nürnberg 
G esun dh ei Isre f orm - G e s G tz 

Gesellschaft für Strahlen- und Umweltforschung mbH, Neuherberg bei München 
Gesellschaft für Schwerionenforschung mbH, Darmstadt 
GKSS-Unterwasser-Simulationsanlage 
G e m e in de ve rke hrsfin anzi erung sge s e tz 


K abin G n b a hnsy s te m 
H o chsch ulh auf örd erungsge s etz 
Humanisierung des Arbeitslebens 
He ißd amp fre akt or 
High Definilon Television 
(Hochauflösendes Femseheu) 

Hadron -Elektron -Ringbeschleuniger- Anlage bei DESY, Hamburg 
Hochßußreaktor 

Heinrich-Hertz-lnstitul für Nachrichtentechnik Berlin GmbH, Berlin 
Hochschulinfonnationssystem 
Höchstflußreaktor des ILL Grenoble 
Hahn-Meitner-Institüt Berlin GmbH, Berlin 

Heinrich- Pette-lnstitut für experimentelle Virologie und Immunologie an der Universität 
Hamburg 

Hochtemperatur-Reaktor 

HWWA-lnstitut für Wirtschaftsforschung, Hamburg 


Institut für Arbeitsmarkt- und Berufsforschung der Bundesanstalt für Arbeit, Nürnberg 
Industrieanlagen Betriebsgesellscbaft, Ottobrunn 
International Atomic Energy Organization, Wien 
(Internationale Atomenergie-Organisation) 

Institut für Angewandte Festkörperphysik der FhG, Freiburg 

Institut der Gesellschaft zur Förderung der Angewandten Inforraationsforschung an der 
Universität des Saarlandes 

Institut für Arbeitswirtschaft und Organisation der FhG, Stuttgart 

Institut für Atmosphärische Umweltforschung der FhG, Gannj sch- Partenkirchen 

Integriertes Breitbandfemmeldeoetz 
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IBP 

ICE 

ICES 

ICRP 

ICSU 

ICT 

ros 

lEA 

IfA 

IFAG 

IFAM 

IfE 

IFG 

IFK 

UM 

IfMB 

IFO 

LFT 

LfW 

tfZ 

IGB 

IGCP 

mAK 

IHK 

IHP 

IIASA 

HD 

IIP 

ILL 

ELT 

ELV 

IMS 

IMT 

LNEX 

INIS 

INT 

INTERATOM 

InvZulG 

IOC 

IPA 

IPK 

IPM 

IPN 

EPP 

IPT 

IRB 

ms 

ISAS 

ISBN 

ISC 

ISDN 

ISE 

ISI 

ISIC 

ISIS 

isrr 


Institut für Bauphysik; Stuttgart 
Intercity Experimental 
International Couocil of Scientilic Unions 
(internationaler Rat für Meeresforschung) 

International Commission on Radiation, Protechon 
(Internationale Strahlenschutzkommission) 

International Council of Scientific Unions, Paris 
(Internationaler Rat wissenschaftlicher Vereinigungen) 

Institut für Treib- und Explosivstoffe der FhG, Pfinztal-Berghausen 
Institut für Deutsche Sprache, Mannheim 
International Energy Agency, Paris 
(Internationale Energie Agentur der OECD) 

Institut für Arbeitsphysiologie an der Universität Dortmund 
Institut für Ange\vandte Geodäsie, Frankfurt/Main 
Institut für Angewandte Materialforschung der FhG, Bremen-Lesum 
Institut für Erd ölforsch ung, Clausthal-Zellerfeld 

Institution für Gemeinschaftsforschung und experimentelle -entwicklung 

Forschungsinstitut für Kinderernährung, Dortmund 

Institut für Meereskunde an der Universität Kiel 

Institut für Meeresforschung, Bremerhaven 

Ifo-Institut für Wirtschaf tsEorschung e* V,, München 

Institut für Festkörpertechnologie der FhG, München 

Institut für Weltwirtschaft an der Universität Kiel 

Institut für Zeitgeschichte, München 

Institut für Grenzflächen- und Bioverfahrenstechnik der FhG. Stuttgart 
International Geological Correlation Program 
(Internationales geologisches Programm der UNESCO) 

Institut für Hydroakustik der FhG, Ottohrunn 
Industrie- und Handelskammer 
International Hydrological Program 
(Internationales hydrologisches Programm der UNESCO) 

Internationales Institut für angewandte Systemanalyse Laxenburg (Österreich) 

Institut für Information- und Datenverarbeitung der FhG, Karlsruhe 
Intergovemmental Inforraatic Programme 
(Informatioostechnologien der UNESCO) 

Institut Max von Laue — Paul Lange vin, Grenoble 
Institut für Lasertechnik der FhG, Aachen 

Institut für Lebensmitteltechnologie und Verpackung der FhG, München 

Integrierte MaterialfluBsysteme 

Institut für Mikrostrukturtechnik der FhG, Berlin 

Institut zur Förderung von Existenz grün düngen an der Fachhochschule des Saarlandes 
Internationales Nukleares Informationssystem 

Institut für Naturwissenschaftlich-Technische Trendanalyse der FhG, Euskirchen 
lolemationale Atomreaktor GmbH, Bergisch Gladbach 
In V es titio nsml ag e nge s e tz 

Inter governmental Oceanographic Commission, Paris 
(Zwischenstaatliche Ozeanographische Kommission der UNESCO) 

Institut für Produktionstechnik und Automatisierung der FhG, Stuttgart 

Institut für Produktionsanlagen und Konstruktionstechnik der FhG, Berlin 

Institut für Physikalische Meßtechnik der FhG, Freiburg 

Institut für die Pädagogik der Naturwissenschaften an der Universität Kiel 

Max-Planck-Institut für Plasmaphysik, Garching 

Institut für Produktionstechnologie der FhG, Aachen 

Informationszentrum Raum und Bau, Stuttgart 

Information RetrievaJ Service, Frascaüyitaljen 

(Ijiformationsab ruf dienst der ESA) 

Institut für Spektrochemie und angewandte Spektroskopie, Dortmund 

Internationale Standardbuchnummer 

Institut für SUica Forschung der FhG. Würzburg 

Integrated Service Digital Network 

Institut für Solare Energiesysteme der FhG, Freiburg 

Institut für Systemtechnik und Innovationsforschung der FhG, Karlsruhe 

International Standard Industrial Classification 

(Internationale Wirtschaftszweigsysteraatik) 

Injektion Schwerer Ionen nach ECR-Stripping 
Fraunhofer-Institut für Siliziumlechnologie, Itzehoe 
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ISL 

ISO 

Deutsch-Französisches Forschungsinstitut, Samt-Louis (Frankieich) 

International Standards Organisation 
(Internationale Normen-Organisation) 

ITA 

ITER 

ITW 

lUCT 

luD 

luK 

IWF 

IWl 

Institut für Toxikologie und Aerosolforschung der FhG, Hannover 

Internationaler thermonuklearer experimenteller Reaktor 

Institut für Transporttechnik und Warendistribution der FhG, Dortmund 

Institut für Umweltchemie und Ökotoxikologie der FhGr Schmallenberg/Grafschaft 
Information und Dokumentation 

Information und Kommunikation 

Institut für den Wissenschaftlichen Film, Göttingen 

Institut für Wirtschaftsinformatik am Institut für empirische Wirtschaftsforschimg, 

Saarland 

IWM 

IZ 

I 2 FP 

Institut für Werkstoffmechanik der FhG, Freiburg 

Informationszentrum Sozialwissenschaften, Bonn 

Institut für Zerstörungsfreie Prüfverfahren der FhG, Saarbrücken 

JESSI 

Joint European Submicron Silicon Initative 

(Gemeinsame Europäische Entwicklung in der Submikronprozeßtechnologie) 

JET 

Joint European Toms, Culham/Großbritannien 
(Europäisches Fusionsgroßexperiment) 

JGHF 

JICST 

JURIS 

J ohano-Gottf rie d -Herder^ Forschungsrat , Marb ur g 

Japan Information Center for Science and Technology 

Juristisches Informationssystem, Bonn 

KFA 

KfK 

KfW 

KHI Floren2 

Kl 

KIS 

KMU 

KRZ 

KSZE 

KTB 

KWT 

Forschungszentrum Jülich GmbH, Jülich 

Kemforschungszentrum Karlsruhe GmbH, Karlsruhe 

Kreditanstalt für Wiederaufbau, Frankfurt/Main 

Kunsthistorisches Institut, Florenz 

Künstliche Intelligenz 

Kiepenheuer-Institut für Sonnenphysik, Freiburg 

Kleine und mittlere Unternehmen 

Klimarechenzentnim, Hamburg 

Konferenz über Sicherheit und Zusammenarbeit in Europa 

Kontinentales Tiefbohrprogramm 

Kontaktstelle für Wissens- und Technologietransfer an der Fachhochschule des Saar- 
landes 

LASER 

LCD 

LEP 

Light Amplification Stimulated Emission Radiation 

Liquid crystal display (Digitalanzeige mit Flüssigkristallen) 

Large Electron-Positron Storage Ring 
(Elektron-Positron-Speicherringanlage) 

LGA 

LOG 

LWR 

Landesgewerbeanstalt Bayern 

Landesorganisationsgesetz 

Leichtwasserreaktor 

MAB 

Man and the Biosphere 
(Ökologie-Programm der UNESCO) 

MAMI 

Mainzer Mikrotron 

MAUS 

M-Bahn 

(Dauer-Elektronenbeschleuniger der Universität Mainz) 

Materialwissenschaftliche Autonome Experimente unter Schwerelosigkeit 

Magnetbahn 

(Kabinenbahnsystem) 

MEV 

MittAB 

MIUH 

MOMS 

MOP 

MPG 

MPI 

MTFF 

Mega Elektronenvolt 

Mitteilungen aus der Arbeitsraarkt- \md Bemfsforschung 

Medizinisches Institut für Umwelthygiene an der Universität Düsseldorf 

Modulare optoelektronische Scanner 

Me te 0 sa t - Operatio n al- Pr ogramm 

Max- Planck- G es eUschaft zur Förderung der Wissenschaften e. V., München 

Max - Planck - Institut 

Man tended free flyer 
(Freifliegendes Labor) 

MVP 

MW 

Versuchs- und Pia nungsge Seilschaft für Magnetbahnsysteme 

Mega Watt 
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NABS 


NAPAD 

NAS 

NASA 

NATO 

NBA 

NET 

NIMBUS 

NLfB 

NLR 

NOAA 

NO^ 

N-ROSS 

NTT 


ODP 

OECD 

OJ 

ÖPNV 

OTA 

OTTl 


PAS 

PATDPA 

PATOS 

PCB 

PEF 

PET 

PETRA 

PGI 

PKZ 

PNP 

PNP 

PST 

PT 

PTB 

PUSH 

PWAB 


RACE 

R&D 

RE 

RGZM 

RKW 

ROSAT 

RV-Fo 

RWl 


SAVE 

SBR 

SCAR 


Nomericlature pour rAjxalyse et la Compaiaison des Budgets et Progranunes Sdentiiiques 
(Systematik zur Analyse und zmn Vergleich der wissenschaftlichen Programme und Haus- 
halte) 

National Add Predpitation Program der USA 
National Academy of Science, Washington, D.C. 

National Aeronautics and Space Administration 
{Nationales Amt für Lufl- und Raumfahrt der USA) 

North Atlantic Treaty Organization, Brüssel 
(Nordatlanükpakl Organisation) 

Nudear Energy Agency, Paris 
(Kemenergieagentur der OECD) 

Next-European-Torus 
Flugfeld -Tanklösch- Fahrzeug 

Niedersächsisches Landesamt für Bodenforschung, Abteilung l: 

„Geo wissenschaftliche GemeirLSchaftsaufgaben**, Hannover 
Nationaal Lucht-en ft uimtevaart -Laboratorium, Amsterdam 
National Oceanic and Atmospheric AdiainisLration 
Stickoxide 

Navol Research Oceanographic Satellile System 
New Technology Telescope 


Ocean Drilling Project 

Organization for Economic Cooperation and Development, Paris 
(Organisation für wirtschaftliche Zusammenarbeit und Entwicklung) 
Orient Institut, Beirut 
Öffentlicher Personennahverkehr 
Office of Technology Assessment 

Ostbayerisches Technologie-Transfer-Institut, Regensburg 


Pädagogische Arbeitsstelle des Deutschen Volkshochschulverbandes, Frankfurl/Main 
Patentbank der PatentveröffenÜichungen des Deutschen Patentamtes 
Patentbank der Offenlegungsschriften 
Polychlorierte Biophenyle 

Europäisches Forschungszentrum für Maßnahmen zur Luftreinhaltung, Karlsruhe 
Positronen-Emissions-Tomographie, Hamburg 

Positron-Elektron-Tandem-Ring-Beschleuniger-Anlage bei DESY, Hamburg 

General Information Program 

(Allgemeine Informationsprogramme der UNESCO) 

Pe rs onalk o st enzus chuß 

Private Non-Profit Organization 

(Private Institutionen ohne Erwerbszweck) 

Projekt Nukleare Prozeßwärrae 

FatentsteUe für die Deutsche Forschung, München 

Projektträger 

Phystkalisch-Techrvische Bundesanstalt, Braunschweig 
Prozeßrechnergesteuertes U-Bahn-Automatisierungs-Systera, Hamburg 
Projekt „Wasser-Abfall-Boden“ 


R&D in Advanced Communicationstechnologies in Europe 
Research and Development (Forschung und Entwicklung) 
Rechnungseinheit 

Römisch -Germanisches Zentraimuseum 
Forschungsinstitut für Vor- und Frühgeschichte, Mainz 
RationalisieTungskuratorium der Deutschen Wirtschaft e. V., Eschborn 
Röntgensatellit 

Rahmenvereinbarung Forschungsfördening 
Rheinisch-WestföLisches-lnstitut für Wirtschaftsforschung, Essen 


Schnelle Ambulante Vorklinische Erstversorgung 
Schnelle Brutreaktoren 

Scientific Committee on Antarctic Research, Cambridge/ Großbritannien 
(Wissenschaftlicher Ausschuß für Antarküsforschung) 
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SELTRAC 

SFB 

Sfr 

SIS/ESR 

SITEF 

SEL-Transport-Control 

Sonderforschungsbereiche 

Schweizer Franken 

Schwerionen-Synchrotron/Experimentier-SpeicheiTing bei der GSI, Darmstadt 

Salon International pour la Technologie de la Future 
(Internationale Messe für Zukunftstechnologie) 

SITZ 

SNA 

Saarbrücker Innovations- und Technologiezentrum 

System of National Accounts 

(System der volkswirtschaftlichen Gesamtrechnung) 

SNQ 

SNR 

SO 2 

SPAS 

SPNV 2000 
STN 

Spallations-Neutronenquelle 

Schneller natriumgekühlter Reaktor 

Schwefeldioxid 

Shuttle Fallet Satellite 

Schienen-Personen-Nahverkehr 2000 

Scientific and Technical Network, Columbus/Ohio, USA 

SV 

SZR 

(Rechnerverband für Wissenschaft und Technik) 

Stifterverband für die Deutsche Wissenschaft, Essen 

Sonderziehungsrecht 

TA 

TAG 

TBD 

TEG 

TFT 

Terramar 

Technikfolgenabschätzrmg 

Technical Advisory Committee 

Technischer Beratungsdienst 

Technologie-Entwicklungsgruppe Stuttgart, Institutszentrum Stuttgart 
Trägerfrequenztelefonie 

Zentrum für Flachwasser-, Küsten- und marine Umweltforschung, Wilhelmshaven/Olden- 
burg 

Textor 

TEXUS 

TFTR 

THTR 

TIB 

TIP 

TOKAMAK 

TOPAS 

TOPEX 

TOU 

TU 

TUB 

TVA 

TVE 

Torusexperiment für technisch orientierte Forschung 

Technologie-Experimente unter Schwerelosigkeit 

TOKAMAK Fusion Test Reactor 

Thoriumhochtemperaturreaktor 

Technische Informationsbibliothek an der Universität Hannover 

Technologie- und Innovationspark, Berlin 

Toroid-Kammer-Magnet-Kutuschka 

Tanklastzug mit optimierten passiven und aktiven Sicherheitseinrichtimgen 

Tropical Ocean and Global Atmosphere Program 

Technologieorientierte Untemehmensgründung 

Technische Universität 

Technische Universität Berlin 

Technologie-Vermittlungs-Agentur, Berlin 

Transrapid-Versuchsanlage Emsland 

UBA 

UBGG 

UMPUS 

UN 

Umweltbundesamt, Berlin 

Untemehmensbeteiligimgsgesellschaften 

Information und Dokumentation Umwelt 

United Nations 

UNESCO 

(Vereinte Nationen) 

United Nations Educational, Scientific and Cultural Organization, Paris 
(Orgaiüsation der Vereinten Nationen für Erziehung, Wissenschafft und Kultur) 

UNILAC 

Universal Linear Accelerator 

UNISIST 

(Schwerionenbeschleuniger in Darmstadt) 

United Nations Scientific Information System 

(Weltweites Informations- und Dokumentationssystem der UNESCO) 

UNITAR 

United Nations Institute for Training and Research, New York 

UNSCEAR 

(Institut der Vereinten Nationen für Ausbildung und Forschung) 

United Nations Scientific Committee on the Effects of Atomic Radiation 

USGS 

(Wissenschaftlicher Ausschuß der Vereinten Nationen für die Auswirkung ionisierender 
Strahlung) 

United States Geological Service 
(Geologischer Dienst der Vereinigten Staaten) 

VAMAS 

VBN 

VCI 

Versailles Project on Advanced Materials and Standards 

Vorläufer-Breitband-Netz 

Verband der chemischen Industrie 
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VDE 

VDl 

VICKSI 

VLT 

VN 

VO 

VOL/A 


WA 

WAK 

WCRP 

WHG 

WHO 

WIK 

WIM 

WKI 

WMO 

WOBauG 

WOGE 

WWDBw 

WZB 


ZA 

ZADI 

ZAM 

ZBM 

ZBW 

ZE 

ZEBS 

ZENIT 

ZFMK 

ZPID 

ZPT 

ZUMA 


Verband Deutscher Elektrotechniker 
Verein Deutscher Ingenieure. Düsseldorf 
Van de Graalf Isochron -Cyclotron 
Kombination für schwere Ionen (HMI) 

Very Large Telescope 
Vereinte Nationen, New York 
Verordnung 

Verdingungsordnung für Leistungen, ausgenommen Bauleistungen — Teil A 


Wissenschaftsausschuß der NATO 
Wiederaufbereitungsanlage Karlsruhe 
World Qimate Research Program 
(Weltkli maf orschungsprogramm) 

Wasserbaushaltsgesetz 

World Health Organization, Genf 

(Weltgesundheitsorganisation) 

Wissenschaftliches Institut für Kommunikationsdienste der Deutschen Bundespost, Bad 
Honnef 

Wehrwissenschaftliches Institut für Materialuntersuchungen, Erding 
Fraunhofer-Institut für Holzforschung „Wilhehn-IQaudit2-^nstitut^ Braunschweig 
World Meteorological Organization, Genf 
(Weltorganisation für Meteorologie) 

Wohnungsbaugesetz 

World Ocean Circulation Experimerit 

Wehrwissenschaftliche Dienststelle der Bundeswehr, Munster 
Wissenschaftszentrum Berlin GmbH, Berlin 


Zentralarchiv für empirische Sozialiorschung der Universität Köln 

Zentralstelle für Agrardokumentation und -informalion, Bonn 

Zentrum für angewandte Mikroelektronik der bayerischen Fachhochschulen e, V,, 

Burghausen a, Inn 

Zentralbibliothek der Medizin, Köln 

Zentralbibliothek der Wirtschaftswissenschaften, Kiel 

Zuwendungsempfänger 

Zentrale Eriassungs- und Bewertungsstelle für Umweltchemikahen, Berlin 

Zentrum in Nordrhein- Westfalen für Innovation und Technik, Mühlheim/Ruhr 

Zoologisches Forschungsinstitut und Museum Alexander Koenig, Bonn 

Zentralstelle für Psychologische Information und Dokumentation an der Universität Trier 

Zentrale für Produklivitäl und Technologie, Saarland 

Zentrum für Umfragen, Methoden und Analysen, Mannheim 
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Stichwortverzeichnis 


A 

Abfalivermeidung/verwertung 

Abwasserentsorgung 

Agrarforschung 

AIDS-Forschung 

Akademien der Wissenschaften 

Akademienprogramm 

Alexander von Humboldt-Stiftung (AvH) ......... 

Alfred-Wegener-Institut für Polar- und Meeres- 
forschung (AWl) 

Altemsforschung 

Altertumswissenschaften 

Altlasten 

An-Institute 

Antarktisforschung 

Anthropotechnik 

Anwendungsorientierte Forschung 

Arbeit und Tec hnik 

Arbeitsgemeinschaft industrieller Forschungs- 
vereinigungen (AIF) 

Arbeitsmarktforschung 

Arbeitsschutz 

Archäologie 

ARIANE 5 

Arktisforschung 

Astronomie und Astrophysik 

Atomphysik 

Auftragsforschung 

Außeruniversitäre Forschung 

Australien 

Auswärtiges Amt (AA) 

B 

Baden-Württemberg 

Bauforschung und -technik 

Bayern 

Belgien 

Beratungsgruppe für internationale Agrarforschung 
(CGIAR) 

Berlin 

Bevölkerungsforschung 


113f 

157 ff, 251 

117, 189, 200, 253, 328 
47, 171, 182, 213, 222 
45, 170 
171, 182, 262 

45, 94 ff, 97 f, 201, 276ff, 279 
89, 179r 188f, 193 

170, 296 
109, Jllf, 218 
lOSf 

97, 300 

306 

221 

88, 119 

68, 69, 167, 265, 328, 333 
173, 306 
119, 304 

171, 296 
99, 236 
88, 98 

92 f, 99, 120, 240, 267, 324 
208, 287 

14, 51, 69, 90, 154, 166, 172, 265, 271, 328 
22f, 192, 201 f, 208f, 216, 220, 224, 228 
95, 114, 236, 238 
170f, 293, 296 

43, 187ff, 261, 267, 272, 292, 359, 406 
33, 87, 154 ff, 219, 314 

43, mff, 267, 274, 281, 286, 289, 292, 323, 359, 406 
78, 85, 226, 235 f, 239 ff, 245 

159, 251 

14, 43, 90, 92 f, 123, 125, 134, 139, 150, 160, 167 f, 170 f, 
195 ff, 263, 267, 274, 288, 292, 296, 298, 300, 302, 310, 
314, 316, 320, 323, 326, 328, 350, 406 

296 
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Bilaterale Zusammenarbeit 

Büdungs- und Berufsbildungsforschung 

Biologie 

Biologische Anstalt Helgoland (BAH, Hamburg) ... 

Biologische Bundesanstalt für Land- und Forstwirt- 
schaft in Berlin und Braunschweig 

Biologische Sicherheitsforschung 

Biomasse 

Biotechnologie 

Bioverfahrenstechnik 

Biowissenschaften 

„Blaue Liste“ 

Brasilien 

Bremen 

Bruttoinlandsausgaben für FuE (BAFE) 

Bruttoiolandsprodukt (BIP) 

Bruttosozialprodukt (BSP) 

Bulgarien 

Bundesanstalt für Arbeit (BA) 

Bundesanstalt für Arbeitsschutz 

Bundesanstalt für Fettforschung 

Bundesanstalt für Fleischforschung 

Bundesanstalt für Geowissenschaften und Rohstoffe 
(BGR) 

Bundesanstalt für Gewässerkunde (BfG) 

Bundesanstalt für MateriaUorschung und -prüfung 
(BAM) 

Bundesanstalt für Milchforschung 

Bundesanstalt für Strahlenschutz (BAS) 

Bundesanstalt für Straßenwesen (BASt) 

Bundesanstalt für Wasserbau (BAW) 

Bundesanstalten 

Bundesforschungsanstalt für Ernährung 

Bundesforschungsanstalt für Bscherei 

Bundesforschungsanstalt für Forst- und Holzwirt- 
schaft 

Bundesforschungsanstalt für gartenbauliche Pflan- 
zenzüchtung 

Bundesforschungsanstait für Getreide- und Kartof- 
felverarbeitung 

Bundesforschungsanstalt für Landeskunde und 
Raumordnung (BfLR) 

Bundesforschungsanstait für Landwirtschaft 

Bundesforschungsanstait für Naturschutz und Land- 
schaflsökologie (BfNL) 

Bundesforschungsanstait für Rebenzüchtung 


232 f, 252 

32. 42, 87, 170, 198, 267, 320 

89. 97, HO, 132ff, 204, 213. 227, 229, 267, 283, 287, 
292, 294, 325 

89. 94 f, 149f, 213, 318 

302 
133 
135 f 

12. 31, 33. 42, 51 f, 57 f, 64. 68, 87. 89. 91, 118, 

146, 158 f. 164. 173, 180. 190. 195 f. 201. 203. 205, 207 ff. 
217, 220f. 235, 250ff, 283, 290, 328 

13, 67, 134, 211, 272 

90, 189, 193. 207. 226 
46, 292ä 

Ul, 130, 255 

43, 95, 139, 151, 201ff, 261, 274, 279, 284, 293. 359, 
406 

71, 74, 336 

12, 22, 71, 76, 78, 85, 334 

11, 17, 19, 64, 71 

233, 244, 254 

306 

304 

302 

302 

94, 96, 98, 211, 300 

95, 312 

300 

302 

314 

310, 324 
95. 312, 324 
296 ff 
300 
302 

304 

304 

302 

318 

302 

314 

304 
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Bundesforschungsanstalt für Viruskrankh eiten der 
Tiere 

Bundesgesundheitsamt (BGA) 

Bundesinstitut für Berufsbildung (BIBB) 

Bundesinstitut für Bevölkerungsforschung (BIB) . . . . 

Bundesinstitut für che misch -technische Untersu- 
chungen beim Bundesamt für Wehrtechnik und 
Beschaffung (BICT) 

Bundesinstitut für ostwissenschaftliche und 

internationale Studien (BlOst) 

Bundesinstitut für Sportwissenschaft (BlSp) 

Bundesminister der Justiz (BMJ} 

Bundesminister der Verteidigung (BMVg) 

Bundesjninister des Innern (BMI) 

Bundesmmister für Arbeit und Sozialordaung 

(BMA) 

Bundesminister für Bildung und Wissenschaft 

(BMBW) 

Bundesminister für Post- und Telekommunikation 
(BMPT) 

Bundesminister für Ernährung, Landwirtschaft und 
Forsten (BML) 

Bundesminister für Forschung und Technologie 
(BMFT) 


Bundesminister für innerdeutsche Beziehungen 
(BMB) 

Bundesminister für Jugend, Familie, Frauen und 
Gesundheit (BMJFFG) 

Bundesminister für Raumordnung, Bauwesen und 
Städtebau (BMBau) 

Bundesminister für Umwelt, Naturschutz und 

Reaktorsicherheit (BMU) 

Bundesminister für Verkehr (BMV) 

Bundesminister für Wirtschaft (BMWi) 

Bundesminister für wirtschaftliche Zusammenarbeit 
ßMZ) 

C 

Chemie 

Chemische Technologien 

Chemische Verfahrenstechnik 

CIM (Rechnerintegrierte Fertigung) 

COLUMBUS 


304 

158, 310, 328 
160, 320 
296 

308 

296 

296 

133, 179, 323 

12. 29, 58, 96, 147, 153. 183. 185, 271, 281. 306 
l?0f. 292f, 296 

14, 116, 294, 304 

14. 29, 90f, 159, 160, 162f, 177, 182, 292ff, 320 
125, 316 

96, 110, 135, 136, 157 ff, 292, 300, 324 

12ff, 29,35, 47, 51 f. 55, 58, 61, 64, 67 ff, 85,89ff, lOOf, 
104, 106, 110, 112f, 115 ff, 121 ff, 125, 127, 129, 130, 
133ff, 139, 141. 143 f, 145, 14? ff, 153 f, 155, 160, 164, 
166, 169, 171fL ISOff, 193. 196. 211, 225f, 229, 244. 
246, 252 ff, 265, 270, 281, 292ff, 318. 324 f. 327, 334 f 

170f, 293 

89, 116, 157 f, 175ff, 293f, 310. 325. 326 

154, 156. 293, 318 

95 f, 110, 246. 314, 326 
95, 147, 149f, 155, 310, 324 

13f, 29, 58. 68 ff, 96, 129, 131, 147, 153, 164. 166if, 265, 
292 ff, 300, 323, 326 

153, 157ff, 182, 254. 320 

48, 110, 137. 144, 152, 168, 189, 192f, 209, 211, 213, 
220, 268, 270, 279, 283, 292, 308, 324 f 

145f 

114 


67, 127ff, 181, 202, 212, 218, 225f, 230 
99t 236 

t25f 

15, 85, 130, 153, 171 f, 182, 233, 244, 252 


D 

Datenkoimnunikation 
DDR 
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DECHEMA Deutsche Gesellschaft für ehern. Appa- 
ratewesen, ehern. Technik und Biotechnologie . . 

DKPZ siehe: Stiftung Deutsches Krebsforschungs- 
zentnim 

DESY siehe: Stiftung Deutsches Elektronen-Syn- 
chrotron 

Deutsch-französisches Forschungsinstitut Saint- 
Louis (iSL) 

Deutsche Agentur für Raumfahrtangelegenheiten 
(DARA) 

Deutsche Bundespost 

Deutsche Forschungsanstalt für Luft- und Raumfahrt 
e, V. (DLR) 

Deutsche Forschungsgemeinschaft (DFG) 

Deutscher Akademischer Aus lausch dienst (DAAD) . 

Deutscher Wetterdienst (DWD) 

Deutsches Archäologisches Institut (DAI) 

Deutsches Elektronen-Synchrotron (DESY) 

Deutsches Forschungsnetz pPN) 

Deutsches Historisches Institut London 

(DHI London) 

Deutsches Historisches Institut Paris (DHI Paris) . * . . 
Deutsches Historisches Institut Rom (DHI Rom) . . . . 

Deutsches Historisches Institut Washington D, C. 
(DHI Washington) 

Deutsches Hydrographisches Institut (DHI) 

Deutsches Institut für Entwicklungspolitik 

Deutsches Institut für Japanstudien (DU Tokio) . . . . 

Deutsches Institut für medizinische Dokumentation 
und Information (DIMDI) 

Deutsches Krebsforschungszentrum (DKFZ) 

Deutsch! andfOTSchung 

Direkte Forschungsförderung 

Drittmittel 

Dritlmittelforschung 

E 

Elektron-Positron-Speicherring (LEP) 

Elektronenbeschleuniger ELBENA und LINAC 

Elektronische Bauelemente 

Embryonenschulzgesetz 

Empirische Rechtsforschung 

Energieforschung 

England * 

Entsorgung 

Entwicklungsländer 

Entwicklungspolitik 

Entwurfs- und Systemtechnik 


328 

148, 276f, 2B2 
276ff, 280, 328 
244 
100 

123, 125, 316, 333 

46, 147, 148, 189f, 192, 21H, 242, 276, 2ÖJ, 328 

12, 29, 38, 45, 47, 90f, 92, 95 ff, 137, 172 ff, 182, 189, 
193, 197 f, 200, 206, 215f, 257, 25$ ff 

171, 162, 2621 
95, 312 
296 

46, 88. 92 f, 206, 240, 276 ff, 280, 328 
124 f 

318 

318 

318 

318 

95. 312, 318 

320 

320 

169, 310, 325 
46, 118, 276 ff, 282 
l?lf 
52, 54 f 

12, 38, 188, 193, 198, 202, 206, 208, 214f. 220, 224, 229, 
333f 

216, 220, 224, 334 

93, 232, 239 
288 
122 f 
89, 133 
179f 

14. 32. 33, 51, 55, 8?f, lÖ2ff, 238, 252ff, 275, 290, 
328 

95 

102f, 111. 113, 291. 314 
84, 254 h 374, 376 
320 

67, Jf25/, 193, 212, 274 
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Enzymlechnik 

Emährungsforschung 

Eraeuerbare Energiequellen 

Entsorgung 

EUREKA 

EUROMAR 

Europäische Gemeinschaften (EG) 

Europäische Gememschaften (EWG, EGKS, 

EURATOM) 

Europäische Konferenz für Molekularbiologie 

(EMBC) 

Europäische Organisation für astronomische For- 
schung in der südl. Hemisphäre (ESO) 

Europäische Organisation für Kernforschung 

(CERN) 

Europäische Synchrolronstrahlungsanlage (ESRF) , , 

Europäische Weltraum Organisation (ESA) 

Europäische Zusammenarbeit auf dem Gebiet der 
\\issenschaftlichen und technischen Forschung 
(COST) 

Europäischer Transschoil-Windkanal (ETW) 

Europäisches Hochschulinstitut (EHl) 

Europäisches Laboratorium für Molekularbiologie 
(EMBL) 

Europäisches Weltraum -Organisationszentrum 

(ESOC) 

Europäisches Zentrum für mittelfristige Wetter- 
vorhersage (EZMW) 

Europäisches Zentrum für Weltraumforschung und 
-technologie (ESTEC) 

F 

Fachinformation 

Fachinformationseiniichtungen und -zentrale Fach- 
bibÜotheken 

Familie oforschung 

Faserverbundwerkstoffe 

Fernmeldetechnik und Elektronik 

Fertigungstechnik 

Fettforschung 

Fischerei 

Fleischforschung 

Förderorganisationen und Forschungseinrichtungen 

Förderung technologie orientierter Unternehmens- 
gründungen (TOU) 


283 

116, lS7ä, 169, 268, 300ff, 324 
31, 33 f, 55. 87, 1041 157 f, 300 
102f, UL 291, 314 

13f, 58, 85, 95, 103, llOf, 121f, 125, 130ff, 142, 145, 
212, 229, 232f, 24Stf, 250, 253 

13, 58, 95, 229, 247 

14, 58, 69f. 76 ff, 95, 105, 108, Ul, 115f, 119, 142, 
153 ff, 163, l?8f, 181 f, 194, 217 f, 226, 229, 232 ff, 242, 
245 ff, 253, 330, 333 

108, 233 f 

240 

92, 93, 231, 240 

92, 93. 231, 239 

92, 93, 231, 241 

93, 99 ff, 115, 232, 236, 250, 253 

142. 242, 250, 253 
147, 23t, 232, 243 
242 

134, 240 
236 

115, 242 
236 

32tf, 42. 87, 16Bä, 180, 192, 194, 285, 304, 322, 328 

322 ff 
174 ff 
139f 
306 

12f, 31, 33, 42, 47f, 51, 57f, 61, 64, 69. 87, 89, 120, 122, 
t27H, 130, 144f, 164, ISO, 190, 197, 201, 205, 221, 224, 
247, 328 

158, 302 

87, 96, 15Bi, 235, 302 
158, 302 
257 ff 

166f 
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Forschung und Entwicklung (FuE) 


Forschung und experimentelle Entwicklung 

Forschungs- und Technologiepolitik in den Ländern 

Forschungsanstalt der Bundeswehr für Wasser- 
schalJ- tind Geophysik (FWG) 

Forschungsgesellschaft für Angewandte 

Naturwissenschaften e. V. (FGAN) 

Forschungsinstitut der DBP beim Fernmeldetechn. 
Zentralamt 

Forschungskooperation zwischen Wirtschaft und 
Wissenschaft 

Forschungsschiff 

Forschungsschiff (FS) Meteor 

Forschungsschiff (FS) Polarstem, Victor Hensen . . . . 

Forschungsstatistik 

Forschungsstipendien 

Forschungszentrum Jülich GmbH (KfA) 

Forstwirtschaft 

Frankreich 

Frascati-Handbuch 

Frauen in der Forschung 

Frauenforschung 

Fraunhofer-Gesellschaft zur Fördenmg der ange- 
wandten Forschung (FhG) 

Friedens- und Konfliktforschung 

FuE im internationalen Vergleich 

FuE-Ausgaben 

FuE-Ausgaben der Hochschulen 

FuE-Ausgaben der Privaten Organisationen ohne 
Erwerbszweck (PNP) 

FuE-Ausgaben der Wirtschaft 

FuE-Ausgaben des Auslandes 

FuE-Ausgaben des BMFT 

FuE'Ausgaben des Bundes 

— Profildarstellung 

FuE-Ausgaben des Staates 

FuE-Deflator 

FuE-Gesamtaufwendungen nach Beschäftigtengrö- 
ßenklassen 

FuE-Input 

FuE -Ko effizienten 

FuE-KooperatiOD 

FuE-Leistungsplansystematik des Bundes 


U ff, 17, 19 ff, 21 , 29. 32f, 35, 37 f, 40, 43, 47 ff, 57 f, 60f, 
64, 68ff, 75f, 78, 82Ü, 96, 102, 105 ff, lllff, 125f, 131, 
133, 136ff. 142, 145, 150ff, 160, 163, 164, 166, 168, 169, 
173, 179, 181, 183, 184, 187, 190, 193, 195, 231, 235, 
238, 245, 247, 250ff, 265, 271, 285. 331 

215, 335f 
1870 

96, 306 

306 

125, 316 

69, 164 f 

90, 95 ff, 279 
90, 96 
96 ff, 279 
109, 329f. 332ff 
182, 240, 262 

46, 92, 108, 143, 276ff, 290 , 328 

87, 135, 158. 159, 169, 211, 253, 302, 312 

12, 71, 73, 75, 76, 78, 84, 85, 93, 95. 101, 103, 105, 111, 
122, 147, 149, 183, 226, 236, 238, 239, 240, 241, 242, 
243, 244. 245, 246, 252, 253 

70, 85, 236, 329 ff 
2 ? 

89, 174, 1771 , 216, 227, 229 

12, 14. 29. 45, 47, 68 f, 88, 91 , 109, 121, 134, 164, 169f, 
189, 191, 195, 209f, 216, 221, 257, 27i£f, 325, 336 

45, 174. 206, 217, 227, 229 

70 

1 1 f, 1911 , 29, 33. 35, 37, 38, 40, 43, 58, 76, 78, 85, 166, 
329 ff, 33511 

22, 333 f, 341, 3? 1 

20. 22, 332 f 
20 , 22 
20 , 22 
12, 341 , 85 

12, 2911 , 35, 37, 38, 40, 58 
37 

20, 339 f 
19, 329 

62 f 

329, 334 
332, 334 
231, 250 
29 
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FuE-Output . . . . 

FuE-Output-Indikatoren 

FuE-Personal 

— Hochschulsektor 

— Staatssektor 

— Wirtschaftssektor 

FuH-Statistik 

FuE-Statistiken-lnput 

FuE-Statistiken-Output 

Fusionsforschung 

G 

Geisteswissenschaften 

Gemeinsame Forschungsstelle (GFS) 

Gemeinschaftsaufgabe Hochschulbau ............ 

Gentechnologie 

Genzentren 

Geodäsie 

Geologie 

Geophysik 

Geowissenschaften 

Gesamtbudget Forschung 

Geschichtsforschung 

Gesellschaft für Biotechnologische Forschung mbH 

(GBF) 

Gesellschaft für Mathematik und Datenverarbeitung 
mbH (GMD) 

Gesellschaft für Reaktorsicherheit mbH (GRS) . . . . • 

Gesellschaft für Schwerionenforschung mbH (GSI) . 

Gesellschaft für Strahlen- und Umweltforschung 
mbH (GSF) ... 

Gesellschaft Sozialwissenschaftlicher Infrastruktur- 
einrichtimgen e. V. (GESIS) 

— Informationszentrum Sozialwissenschaften (IZ) . . 

— Zentrum für Umfragen, Methoden und Analysen 

(ZUMA) 

Gesellschaftswissenschaften 

Gesundheitsforschung 

Gesundheitswesen 

GKSS -Forschungszentrum Geesthacht GmbH 

(GKSS) 

Griechenland 

Großbritannien 

Großforschungseinrichtungen 

Großgeräte der Grundlagenforschung ............ 


17, 335 
17, 329, 335 

11, 13, 27/, 29, 51, 75, 164, 334, 336, SSß 
27 i, 388 
27 f, 388 
2?f, 388 

17, 27, 3291 333, 335 

17, 329 

17, 329, 335 

92, 108, 235, 253, 290 f 

14, 33, 42, 8? ff, 170f, 193, 195, 207 f, 213, 223, 263, 
333 

234, 235 
38, 91 

89. 132, 192, 204 

90, 134 
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92, 152, 239 
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31, 33 f, 42, 87, 94 ff, 1514 189, 199, 211, 213, 227 ff, 
279, 300, 323 

11, 190, 339ff 
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46, 134, 211, 276ff, 283 

46, 121, 276 ff, 285,328 
328 

46, 88, 92, 93, 208, 276 ff. 287, 328 

46, 192, 276ff, 286, 328 

168, 172, 173, 174, 292, 325 
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174, 325 

172, 192, 215, 216, 242 

31, 34, 47, 52, 88, llßlf, 181, 310 
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46, 93, 95, 227, 276 ff, 284 
95, 239, 242, 245 
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32, 45, 27Sff 
31 ff, 42 
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Grundlagenforschung 


Güterverkehr 

H 

Hahn^Meilner-In^titut Berlin GmbH (HMl) 

Hamburg 

Handwerk 

Heisenberg-Programm 

HERMES 

Hessen 

Hochenergiephysik 

Hochfrequenzphysik 

Hochschulen 


Hochschulforschung 

Hochschulkliniken 

Holzwirtschaft 

Human Frontier Science Program 

Humanisierung des Arbeitslebens (HdA) 

Hydrologie 

Hyperschahtechnologie 

I 

ICE 

Indien 

Indirekt-spezifische Förderung 

Indirekte Förderung 

Indonesien 

Industrielle Gemeinschaftsforschung 

Informatik 

Informationslech nik 

Informationsverarbeitung 

Informationszentrum Raum und Bau (IRB) 

Lnformalionszentrum Sozial Wissenschaften 

Ingenieurwissenschaften 

Innovation 

Institut der Vereinten Nationen für Ausbildung und 
Forschung (UNITAR) 

Institut für Angewandte Geodäsie (IfAG) 
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